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Borbemerkung: 
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Don den im Sahre 1894 gefchöpften Entſcheidungen 
des k. k. Oberſten GerichtShofes wurden 2 ins Judicatenbuch, 
eingetragen; 61 Entjcheidungen wurden amtlich veröffent- 
licht, und Hinfichtlich weiterer 61 Enticheidungen wurde bie 
Eintragung in das Materienregifter verfügt. Eine Eintragung 
in das Spruchrepertorium hat im Jahre 1894 nicht ftattgefunden. 

Diefe 124 Enticheidungen bilden den Inhalt dieſes 
IX. Bandes der Sammlung civilrechtlicher Entjcheidungen 
des ET. Oberften Gerichtöhofes, welche auf deſſen Beranftaltung 

veröffentlicht wurden. 


Aeberſicht. 


1. Band: 


1. Judicatenbuch: Nr. 1—102. 
II. Sprudrepertortum: Nr. 1—99. 


2. Band: 
I. Judicatenbuch: Nr. 103 - 118. 
II. Spruchrepertorium: Nr. 100—133. 
III. Amtlich veröffentlichte Entſcheidungen: Nr. 1—24. 


3. Band: 


I. Judicatenbuch: Nr. 119, 120. 
IL, Sprudrepertorium: Nr. 134—143. 
III. Amilich veröffentlichte Sntfpeiungen: Nr. 25—74. 
IV. Materienregifter: Nr. 1 
1. Band: 


II. Sprudprepertorium: Nr. 144—147. 
III. Amtli veröffentlichte Entjheidungen: Nr. 75—127. 
IV. Materienregifter: Ar. 99— 228. 

5. Band: 
II. Spruchrepertorium: Nr. 148, 149. 
III. Umtlich veröffentlichte Entfgeibungen: Nr. 128 - 160. 
IV, Materienregiſter: Nr. 229—327 


6. Band: 
1. Sudicatenbud: Nr. 121—123. 
II. Sprudrepertorium: Nr. 150, 
III. Amtlich veröffentlichte iſchedungen: Nr. 161—200. 
IV. Materienregijter: Nr. 328—423 


7. Band: 
II. Sprudrepertorium: Nr. 151—156. 


IIL Amtlich veröffentlichte Entſcheidungen: Nr. 201265. 
IV. Materienregiiter: Nr. 424—505. 


8. Band: 
I. Judicatenbuch: Nr. 124, 125. 
II. Spruchrepertorium: Nr. 157—159. 
III. Amtlich Deröffentfichte Entiheidungen: Nr. 266—322. 
IV. Materienregijter: Nr. 506553. 


9. Band: 


I. Judicatenbuch: Nr. 126, 127. 
II. Sprudirepertorium: Im Jahre 1894 hat eine Eintragung nicht 
jtattgefunden. 
III. Amtlich veröffentlichte Friſcheitungen: Nr. 323—383. 
IV. Materienregifter: Nr. 554—61 
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Entſcheidungen IX. 


v 


Nr. 126. 


Weder gegen die Bewilligung, noch gegen die Abweiſung des auf 

Subflituirung zugelaflener Zeugen dur andere Zeugen gerichteten 

Begebrens ik im Sinne des 8. 17 des Gefekes vom 16. Mai 1874, 

8. 6. 3. Ur. 69, ein adgefonderter Recurs Hatthaft: die KFeſchwerde 

gegen eine derartige Futſcheidung iſt nad ergangenem Artheile in der 

Sauptſache mit der gegen dieſes Bistbeit gerigteten Appellation gu 
verbinden. 


In Anbetracht der principiellen Bedeutung der Trage, 
ob gegen Enticheidungen, welche die Subftitutrung verftorbener 
oder auf andere Weiſe entgangener Zeugen durch andere Zeugen 
betreffen, eine abgejonderte Beſchwerde zuläſſig jet, erjuchte 
das k. k. Juftizminifterium den k. k. oberiten Gerichtshof, die 
in Rede ftehende Frage einem Blenarfenate zur Entichetdung 
vorzulegen und die Veröffentlichung der gefällten Enticheidung 
durt) das Yuftizminifterials-Berordnungsblatt veranlafien zu 
wollen. 

Im Sinne der 88. 16 ff. des Fatjerlichen Patentes vom 
7. Auguft 1850, R. &. BI. Nr. 325, beichloß der oberfte Ge- 
richt3Hof in einem Pleniffimarfenate die Eintragung des voran⸗ 
gehenden Rechtsſatzes in das Judicatenbuch, wobei Folgendes 
erwogen wurde: 

Durch das Geſetz vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, 
wurde die Appellabilität der Beiurtheile aufgehoben. Zufolge 
der Motive der bezüglichen Regierungsvorlage war für die 
Einführung der Snappellabilität der Beinrtheile die Erwägung 
maßgebend, daß die Beiurtheile den Charakter und die Trag- 
weite eines Interlocuts im gemeinrechtlichen Sinne eingebiiht 
haben, daß fie auf die Entjcheidung der Hauptſache feinen 
präjudicirenden Einfluß üben, daß fie fih nur als proceß- 
leitende Verfügungen zum Behufe der Vervollitändigung de3 
Proceßmateriales darftellen, daß ein Bedürfniß, Die Beweis⸗ 
zulafjiung und die Beweisausichliegung einem felbftftändigen 
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Nechtsmittelzuge zu unterziehen, keineswegs beftehe und daß 
vielmehr die Beibehaltung eines jelbitftändigen Rechtsmittel- 
zuges einerjeit3 die Gefahr in fich jchließe, daß die Beweis⸗ 
zulafjung einen größeren Einfluß auf die Endenticheibung 
übe, al3 das Gejeg beabfichtigt, andererjeitS aber die Yort- 
dauer von Verzögerungen zur Yolge Hätte, deren Vermeidung 
im Intereſſe der Rechtspflege gelegen erfcheint. 

Zu derfelben Erwägung gibt die Frage Anlaß, ob der 
Recurs gegen einen Bejcheid zuläffig jei, womit die Sub- 
ftituirung eines dem Beweisführer durch den Tod oder auf 
andere Weije entgangenen Zeugen durch andere Zeugen be= 
willigt oder abgewiejen wird. 

Die Statthaftigfeit der Subftituirung zugelaffener Zeugen 
durch andere Zeugen ift durch die zufolge Hofdecretes vom 
13. Sebruar 1845, J. G. S. Nr. 868, auch im Geltungsgebiete 
der a. G. O. wirkſamen Beftimmungen des 8.221 w. g. G. O. 
(8. 220 tir. ©. O., 8. 211 ital. ©. O.) und des Hofdecretes 
vom 18. September 1844, %. G. ©. Nr. 830, normirt. Die 
Entſcheidung über ein ſolches Geſuch, fie möge eine will« 
fahrende oder eine ablehnende jein, ijt nur als eine Ergänzung 
zu dem vorausgegangenen Beiurtheile, beziehungsweiſe als 
ein Nachtrag oder Zuſatz zu demjelben anzufjeher und Tiegt 
fein Grund vor, dieſe Ergänzung, beziehungsweiſe dieſen 
Nachtrag oder Zuſatz anders zu behandeln, als das Beiurtheil 
jelbit. Iſt das Beturtheil inappellabel, jo muß conjequenter- 
weile auch dejlen Ergänzung, beziehungsweiſe ein Nachtrag 
oder Zuſatz zu demjelben inappellabel fein. 

Gleichwie es bei den BeiurtHeilen den - Parteien un- 
benommen ift, ihre Bejchwerden gegen das Beiurtheil nad) 
ergangenem Endurtheile in der Hauptſache mit der gegen 
dieſes Endurtheil gerichteten Appellation zu verbinden und' 
Beweiſe, welche durch das Beiurtheil nicht zugelaflen wurden, 
wenn die gejeglichen Vorausſetzungen eintreten, durch die Be- 
weisaufnahme zum ewigen Gedächtniffe fich zu fichern, Tann 
es feinem Zweifel unterliegen, daß Diefelben Befugnifje den 
Parteien auch dann zuftehen, wenn es fih um eine Er- 
gänzung, beziefungsweije um einen Nachtrag oder Zuſatz zum 
Beiurtheile Handelt. Ein Nachtheil Tann aus der Nicht- 
ulafjung eines jelbftftändigen Rechtsmittelzuges gegen Ent- 
heidungen, womit Beugenjubftituirungen bewilligt oder ab⸗ 
gelehnt werden, den Parteien in feinem Falle erwachſen — 
dem Beweisführer nicht, weil, wenn feine mit der Appellation 
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gegen das Endurtheil verbundene Beſchwerde gegen die Ab— 
weiſung feines Geſuches um Zeugenſubſtituirung in „wetter 
Snitanz für begründet erachtet wird, die nachträgliche Vor⸗ 
nahme de3 von ihm beantragten Zeugenbeweifes veranlaft 
werden müßte — dem Beweisgegner nicht, weil, wenn feine 
mit der Appellatton verbundene Beichwerde gegen die Zu⸗ 
lafjung der Beweisaufnahme in zweiter Inftanz für begründet 
erachtet merden jollte, auf die Beweisaujnahme felbft bei der 
Urtheilsfhöpfung in zweiter Inſtanz fein Bedacht genommen 
werden würde und genommen werden Tönnte. 

Daraus, dag im $. 17 des Geſetzes vom 16. Mat 1874, 
R. G. Bl. Nr.69, der Beichelde, womit Geſuche um Zeugen 
fubjtitutrung bewilligt oder abgewieſen werden, feine ſpecielle 
Erwähnung geichteht, läßt fi) ein ftichhaltiger Grund gegen 
die Snappellabilität dieſer Veſcheide nicht ableiten, zumal dieſe 
Snappellabilität jih nur als eine nothwendige Conſequenz 
des im erften Abſatze ausgefprochenen Grundfabes der In⸗ 
appellabilität der Beurtheilte darftellt. 

(Bleniffimarbeichluß vom 3. Juli 1894, 8. 272 Präſ.) 


Kr. 127. 
Der Erfieher einer zwangsweife verfieigerten Beafität il verbunden, 
die von derſelden entfallenden landesfürſtlichen Steuern und die den- 
felden gleichgeſtellten öffentlihen Abgaben, welche nah dem Sage der 
Erfiedung, d. i. nad dem FHeilbietungstage, fällig werden, zu Bezahlen; 
Dagegen wird demfelden bezüglih jenes quotientalen Theiles, welder 
den Zeitraum Bis zum Feilbietungstage Betrifft, das Regreßrecht 
au den Meifidot derart gewaßrt, daß er den Erfaß desfelden an- 
ſprechen dürfe, 

In der Executionsſache des A. wider B. wurde anläßlich 
der Bewilligung und Ausichreibung der executiven Yeilbietung 
der ſchuldneriſchen Realität von den Gerichten eriter und zweiter 
Snftanz unter Anderen auch das Feilbietungsbedingniß ge- 
nehmigt, wonach der Erfteher vom %eilbietungstage an Die 
Yandesfürftlichen Steuern und die denſelben gleichgeftellten 
öffentlichen Abgaben felbit zu zahlen habe. 

Dem damider überreichten a. o. Reviſionsrecurſe der 
Finanzprocuratur in Lemberg ftattgebend, fand der oberfte 
Gerichtshof unter Abänderung der gleichlautenden unterrichter- 
lichen Erfedigungen zu ertennen, daß das in Beſchwerde ge- 
zogene Feilbietungsbedingniß zu lauten habe: Der Erfteher 
der zu verjteigernden Realität ift verbunden, die von derjelben 


6 L 127. 


entfallenden landesfürftlicden Stenern und die denjelben gleich« 
geftellten öffentlichen Abgaben, welche nach dem Tage der Er- 
ftehung, d. i. nad) dem Feilbietungstage, fällig werden, zu 
bezahlen; Dagegen wird demſelben bezüglich jenes quotientalen 
Theiles, welcher den Beitraum bis zum Feilbietungstage be⸗ 
trifft, da3 Regreßrecht an den Meiftbot derart gewahrt, daß 
er den Erſatz desjelben anfprechen dürfe. 

Hiebei wurde Folgendes erwogen: 

Die von einer Viegenfchaft bemeſſene Steuer. ift von dem 
Befiger der Liegenichaft, zu entrichten. Es entipricht den 
Grundfägen des Rechtes, daß im Falle einer Befigveränderung 
die Steuer von dem Beſitzer nad) Maßgabe jeines Beſitzes 
und des Bezugs der Nutzungen getragen werde, johin im 
Falle des erecutiven Verlaufs der Liegenfchaft von dem Exe⸗ 
cuten bi zum Tage des erecutiven Verlaufs, von diefem Tage 
an von dem licitatortichen Erfteher. ' 

Diejer tritt infolge des gerichtlichen Zuſchlags in den 
Belig der erftandenen Liegenichaft und in den Bezug deren 
Nugungen und fannı nicht ohneweiters verhalten werden, außer 
dem Meiftbote auch noch Rüditände von Steuern und den⸗ 
jelben gleichgehaltenen Abgaben aus der Bejißperiode des 
Erecuten oft in einem größeren, am Feilbtetungstage nicht 
‚befannten Betrage aus Eigenem zu bezahlen. 

Angefichts des Umftandes, dab von den galizifchen Finanz⸗ 
behörden (Verordnung der ka E. Lemberger Finanz» Landes» 
direction vom 8. October 1893, 8. 77.501; Beil. 3. Finanz⸗ 
verordn.-Bl. Nr. 26 ex 1893) Hinfichtlih der Einhebung der 
landesfürftlihen Steuern und öffentlichen Abgaben die Be- 
ſtimmung getroffen wurde, daß dieſe entgegen der bisherigen 
Gepflogenheit in Quartalraten decurfive zu entrichten find, 
diejelben jomit erft mit Ende des Duartals fällig werden und 
in diejem Beitpunfte ganz zu zahlen find, ift es geboten, das 
die Verpflichtung zur Zahlung der Steuern und der denjelben 
gleich zu Haltenden Abgaben normirende Feilbietungsbedingniß 
mit Wahrung des Rechtsftandpunftes mit dieſen geänderten 
gejeglichen Vorſchriften Hinfichtlic) der Steuereinhebung in 
Uebereinftimmung zu bringen, und wurde deshalb dem von 
der k.k. Finanzprocuratur in ihrem a. o. Reviſionsrecurſe ge- 
jtellten Begehren um Uenderung des obbezogenen Yeilbietungs- 
bedingnifles dahin ftattgegeben, daß der Erfteher verpflichtet 
werde, die nach dem Feilbietungstermine fälligen Steuern und 
öffentlichen Abgaben zu bezahlen, demjelben jedoch bezüglich 
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jenes Theile der von ihm zu zahlenden Steuerguote, welcher 
den Beitraum vor dem Teilbietungstage betrifft, das Regreß⸗ 
recht an den Meiftbot gewahrt wird. ' 
Zugleich wurde der vorangeftellte Rechtsſatz in das oberft- 
gerichtliche Audicatenbuch eingetragen. 
1 aemiffimarbeihtuß vom 18. September 1894, 3. 8046.*) 
— 1 Senat. ‘ 


*) Gleichlautende Beichlüffe desſelben Datums 3. B. 8047, 8048, 8049. 
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Zug — 


*) Im Jahre 1894 hat eine Eintragung in dad Spruchreperiorium 
nicht ftattgefunden. 


DI 


Antliche Enticeidungen. 


Nr. 323. 
Der BYefif eines Wirtbshaufes in Galizien, mit welchem bas Best 
des Ausf@ankes eigener Geiränke verbunden war, Degrändet au und 
für RG noch nit den Auſpruch einer EntfYädigung aus dem Gapi- 
tale, weldes auf den Beireffenden Mealitätencomplez für die Auf- 
Gebung des Propinationsregtes auf Grund des Sandesgefehes vom 
22. Ayril 1889, $. 6. BL. Ar. 30, entfält. 
Entiheidung vom 16. Jänner 1894, 8. 18819. — Blenarfenat. 


A., Eigenthümer eines Yandtäflihen Nealitätencompleres 
in Galizien, hatte mit dem Bertrage vom 1. December 1880 
dem B. eine zum Complexe gehörige Bauparcelle fammt dem 
darauf jtehenden Wirthshauſe und dem Rechte, dafelbft eigene 
Getränke auszuſchenken, verfauft. Die verkaufte Realität 
wurde aus dem Complexe zu einem abgejonderten Grund- 
buchöförper ausgeſchieden, al3 deſſen Eigenthümer der B. mit 
dem Rechte des Ausfchanfes der eigenen Getränfe einverleibt 
wurde. Mit dem Bertrage vom 18. Rovember 1884 bat 2. 
die obige Parcelle ſammt Wirtshaus und dem Ausjchant- 
rechte dem ©. abgetreten, welcher, wie es der B. vor ihm 
gethan hatte, den Ausſchank der Getränke bis zur Zeit be- 
trieb, in welcher mit dem Landesgeſetze vom 22. April 1889, 
2.8.9. Nr.30 für Galizien, der Ausſchank der Propinationd- 
getränfe aufgehoben wurde. Im Sinne des $. 6 dieſes Ge- 
feße3 Hat die galizifche PBropinationsfondsdirection für das 
aufgehobene Propinationsreht dem D. als jebigen Eigen- 
thümer des betreffenden Realitätencompleres dag mit 6750 fl. 
ermittelte Entjehädigungscapital zugeſprochen. C. belangt nun 
den D. wegen Zuerkennung de3 dritten Theile des für die 
aufgehobene Propination ermittelten Entichädigungscapitals 
mit der Behauptung, das der Ausfchant der Propinations- 
getränfe auf dem Realitätencomplere des A., Ipäter des D. 
außer in dem verkauften noch in zwei anderen Wirthshäuſern 
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betrieben wurde, daß jedes von Dielen drei Wirthshäufern 
ein gleiches Einkommen lieferte, daß auf diefer Grundlage 
die Zumweifung des Entjchädigungscapitals erfolgte und daß 
in diefem blos dem Gutseigenthümer zugeiprochenen Ent- 
Ihädigungscapital "auch die Entichädigung für dad vom B. 
und dann vom C. ausgeübte Ausfchankrecht inbegriffen ift. 
Beide unteren Gerichte haben das Klagebegehren ab- 
gewieſen, tm Wefentlichen aus nachftehenden Gründen: Wie- 
wohl das vom B. uud C. Täuflich erworbene Ausſchankrecht 
von dem, dem Tandtäflihen Realitätencomplexe zuftehenden 
Propinationsrechte Herrührt, jo kann doch dasſelbe weder als 
ein abgejondertes Bropinationsredht, noch als ein ideeller im 
Berhältniffe zum Ganzen ftehender Theil de3 mit dem Eigen- 
thume de3 Tabulargntes verbunden gemejenen Propinations⸗ 
rechtes angefehen werden, weil eine Theilung des Bropinations- 
rechtes überhaupt unmöglich und unzuläffig ift. Die in Frage 
ftehende Eigenthumsübertragung Tonnte — nur auf die 
Fi ir es gegenftändlichen Nechtes, Teineswegd auf das 
Weſen des Propinationsrechtes und auf Die dem Guts⸗ 
eigenthümer zuitehenden Attribute und Berechtigungen be» 
gieben, zumal legtere auf dem VBerhältniffe der Zugehörigkeit 
es Propinationsrechtes zu dem Tabulargute und auf dem 
Dominicalcharakter dieſes Rechtes beruhten. Abgeſehen hievon 
findet fi im Bertrage vom 1. December 1880 feine Er- 
wähnung davon, daß der A. dem B. irgend einen aliquoten 
Theil des für die Aufhebung des Propinationsrechtes ent- 
fallenden Entſchädigungscapitals abtrete, weshalb auch bei 
Abgang einer diesbezüglichen Vertragsbeftimmung weder B. 
no jein NRechtsnehmer &. überhaupt ein Recht der Ent- 
\häbigung für das entzogene Bropinationsrecht erwerben konnte. 
a3 außerordentliche Reviſionsbegehren des Klägers hat 

der oberjte Gerichtshof aus folgenden Gründen zurüd- 
gewiejen: Die Anſchauung der unteren Gerichte, daß das Aus⸗ 
ſchankrecht in dem, auf der verfauften Bauparcelle befindlichen 
Wirthshaufe, welches B., der Bormann des Klägers, mit dem 
Kaufvertrage vom 1. December 1880 käuflich an fich gebracht 
batte, feinen ideellen im Berhältniffe zum Ganzen ftehenden 
Theil des mit dem Eigenthume des landtäflichen Realitäten- 
complere3 verbunden geweſenen Propinationgrechtes bilde, hat 
volle Berechtigung. Das Ausſchankrecht erſchöpft nämlich noch 
durchaus nicht den rechtlichen Umfang des Bropinationgrechteg, 
welches neben dem Ausſchankrechte noch überdies das aus⸗ 
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Tchließliche Recht der Erzeugung geiftiger Getränke und des 
Berichleißes derfelben in dem berechtigten Gutsgebiete um⸗ 
faßt. Nach 8. 2 des Geſetzes vom 30. December 1875, 
2. G. Bl. Nr. 55 für Galizien und Kralau, wurde zwar aller- 
dings die Erzeugung der Propingtiondgetränte vom Tage der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes ein Gegenftand des freien Ge- 
werbes. Diefer Umftand kann jedoch an der —— nichts 
ändern, weil noch immer das in dem Befugniſſe des Verkaufes 
von geiſtigen Getränken an andere Schänfer desjelben Guts⸗ 
gebiete3 beftehende Verſchleißrecht als weiteres Attribut des 
Bropinationsrechtes aufrecht en ift, dieſes Verſchleiß⸗ 
recht aber durch das in Frage ſtehende Kaufgeſchäft nicht be⸗ 
rührt wurde. Hieran reiht ſich auch die weitere Erwägung, 
daß der Gutseigenthümer A. ſein Ausſchankrecht, auch nachdem 
er dasſelbe für ein Wirthshaus an den Vormann des Klägers 
abgetreten hatte, in ſeinem ganzen übrigen Gutsgebiete, ohne 
alle Einſchränkung in der. Zahl der Schänken, auszuüben be— 
Par war. Weberdies fällt der Abſchluß des hier in Rede 
ftehenden Kaufgeichäftes in die Zeit der Wirkſamkeit des zu- 
lebt citirten Gefeges, mit welchem die Aufhebung des Pro- 
- pinationsrechtes gegen Entfehädigung normirt und biebet ind» 
beſondere beftimmt wurde, daß die Berechtigten noch durch 
26 Jahre, nämlich bis zum Jahre 1910, im vollen und aus⸗ 
ſchließlichen Befite des Ausſchanks⸗ und Verfchleigrechtes zu 
verbleiben haben und daß nad) Ablauf diefer Beitperiode Die 
Berechtigten das Nealrecht, geiftige Getränke in einer Schänke 
im Bereiche des bisherigen Gutögebietes auszufchenten und 
überdied eine Entihädigung für die Aufhebung des Pro⸗ 
pinationsrechte8 aus dem nach den Beftimmungen dieſes Ge- 
feßes zu bildenden PBropinationsfonde erhalten werden. Un⸗ 
geachtet diejer im Zeitpunkte des Kaufabſchluſſes verbindlichen 
geſetzlichen Beftimmungen wurde im Kaufvertrage die jeden- 
falls actuelle Frage der Aufhebung des Propinationsrechtes 
ganz außer Betracht gelafien und ebenfo wenig wurde Die 
klägeriſcherſeits behauptete Eigenthumsübertragung und Die 
damit verbundene theilmeife Abtrennung des Propinationg- 
rechtes Hinfichtlich des Wirthähaufes im Gutsbeftandblatte des 
Stammgutes, oder in jenem des Trennſtückes erfichtlich ge- 
madt. Es Tann demgemäß und nad) dem Wortlaute des 
Kaufvertrages feinem Zweifel unterliegen, daß derjelbe nicht 
das Propinationgredht in feiner rechtlihen und vollen Be- 
deutung zum Gegenftande Hatte; e3 leuchtet vielmehr von 
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jelbft ein, daß U. mit dem gedachten KRaufvertrage blos das 
Ausichanfret in dem Wirthshauſe für die Dauer des geſetz⸗ 
lichen Beſtandes dieſes Rechtes an B. abgetreten habe. Der 
egenwärtige Klagsanſpruch auf einen aliquoten Theil des 
ür die Aufhebung des mit dem Landtafelgute verbundenen 
Propinationgrechtes ermittelten Entichädigungscapitals, worin 
die Geltendmachung des Miteigenthbumes auf dieſes Capital 
liegt, ift jomit ganz unbegründet. Hieran kaun der Umſtand 
nichts ändern, daß mit dem fpäteren Landesgeſetze vom 
22. April 1889, 8%. G. Bl. Nr. 30 für Galizien, das Aus⸗ 
ſchank⸗ und Verjchleißrecht der Propinationsgetränfe den Be- 
rechtigten mit Ende ded Jahres 1889 entzogen wurde und 
daß, wie Dies der Kläger aus ben Erläffen der E k. galiziſchen 
Bropinationsfondsdireetion entnehmen will, in dem für das 
aufgehobene Propinationsreht ermittelten Entihädigungd- 
capitale auch eine Entihädigung für da8 dem Kläger ent- 
gogene Ausſchankrecht enthalten Bi, weil auch in dieſem Falle 
em jetigen Klagsanſpruche jede Berechtigung mangelt und 
auf der behaupteten Grundlage allenfalls nur ein Klagsrecht 
aus dem Titel einer umgebührlichen Bereicherung oder aus 
dem Titel des Schadenerjages geltend gemacht werden Tünnte. 
Bei Abgang der Vorausſetzungen des Hofdecreted vom 
15. Februar 1833, 3. ©. ©. Nr. 2593, war demnach das aufer- 
ordentliche Revijionsbegehren des Klägers zurüdzuweifen. 


Kr. 324. 


Dem Aerar oder einer Gemeinde Kann der Saupteid nur dann auf- 
gelragen werden, wenn die eigene Kaudlung einer in BWertretung 
des Aerars oder der Gemeinde tbätig gewelenen phiyſtſchen Ferſon 
unter Beweis gu fielen if. 
Entiheidung vom 80. Jänner 1894, 3. 626. — Plenarſenat. 

Die U. überreichte eine Klage gegen die Finanzprocuratur 
in Vertretung des Aerars und der Stadtgemeinde W. wegen 
Anerfennung des Eigenthumsrechtes auf die wider B. wegen 
eine Steuerrüdftandes erecutiv gepfändeten Fahrniſſe und 
ftüßte diejelbe auf die Behauptung, die Pfandftüde für fich, 
für ihre Rechnung, aus ihrem Gelde gekauft und in ihr Eigen- 
thum übernommen zu haben, worüber als einziges Beweis- 
mittel der Haupteid der Gegenjeite rüdichtebbar anfgetragen 
wurbe. Nachdem feitend der Lebteren die Klagsbehauptung 
rücdfichtlich des Eigenthumsrechtes zu den Fahrniſſen mider- 
ſprochen worden mar, ftellte die Klägerin die Beitimmung 
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der Berfon, die den Eid verneinend ablegen follte, der Be- 
börde anheim und brachte vorſichtsweiſe für diefen Eid meh- 
rere PBerjonen in Vorjchlag. 

Die erfte Inftanz Hat nun den Ausgang ber Streitjache 
von der Ablegung des aufgetragenen Haupteides durch die in 
der Eidesantretung feitens des geflagten Theiles namhaft zu 
machenden Berjonen abhängig gemacht, wobei rücdfichtlich der 
Zuläſſigkeit dieſes Beweismittels Nachitehendes erwogen wurde; 
Die Vorſchrift des 8.207 a. G. O. kann auf jene Fälle nicht 
bezogen werden, in welchen juriftifche Perfonen einer phy- 


fiichen Berfon als Gegner gegenüberftehen, denn bei den fo | 


mannigfaltigen Einrichtungen der juriftifchen Perſonen läßt 
fi) eine fo alfgenıein lautende Norm um jo weniger auf alle 
Fälle der Eidesdelation anwenden, als die einzelnen Organe 
der juriſtiſchen Perſon zu den im NRechtsftreite befangenen 
natürlichen Berfonen oft in gar feiner perjönlichen Beziehung 
ftehen, jomit der natürlichen Perſon bei Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift des 8. 207 a. G. O. in zahlreichen Fällen das einzige zur 
Durchſetzung ihres Rechtsanipruches zur Verfügung ftehende Be- 
weismittel benommen wäre. Abgejehen hievon muß im Auge 
behalten werden, daß die geltende Proceßordnung auf juriftifche 
Berjonen in den Normen über den Haupteid offenbar feine Rüd- 


ficht genommen, vielmehr nur auf die Fälle der Vertretung 


einer natürlichen Handlungsunfähtgen Perſon durd) ihren ge- 
feßlichen Vertreter gedacht Hat. Dieſe Vertretung ift, oder 
fann mwenigftens vorübergehend fein, bei der juriftiichen Perſon 
aber iſt fie ſtändig und es kann nicht die Abficht des Geſetzgebers 
gewejen fein, den Proceßgegner einer juriltifchen Perjon auf 
tolche Weife für immer in feiner Beweisführung zu beichränfen. 

Das Oberlandesgericht hat dieſes Urtheil über die Appel- 
fation der Gellagten aus den erftrichterlichen, der Actenlage 
und dem Gefehe entiprechenden Gründen beftätigt, wogegen 
der oberſte Gerichtähof über die. außerordentliche Revijions- 


beſchwerde der Belangten unter Abänderung der beiden unter- 


gerichtlichen Urtheile die Klage unbedingt aus nachitehenden 
Gründen abzumeifen fand: Die Beweisführung der Klägerin 
verftößt ſowohl in jachlicher, al3 auch in perfönlicher Hinficht 
gegen die gejeßlichen Beitimmungen über den durch einen 
Haupteid nachweisbaren Beweisfag und über die Zuläſſigkeit 
der Auftragung eines Haupteides an Denjenigen, der nicht 
im eigenen Namen, jondern für einen Dritten Proceß führt. 
In erfterer Beziehung geftattet nämlich das Geſetz die Auf- 
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tragung de3 Haupteides im 8. 203 a. ©. D. nur über Ge⸗ 
Ihichtsumftände und, wie das Hofderret vom 18. Februar 
1846, 3. ©. ©. Nr. 935, erläutert, nur Über eine Thatſache. 
Die von der Klägerin unter den Beweis durch den Haupteid 
geftellte Angabe ift aber in ihrer völligen Allgemeinheit jeder 
aachen Darlegung entlleidet und überdies Durch Die 

egriffsbeftimmungen „für fich”, „Für ihre Rechnung”, „aus 
ihrem Gelde“ — gelauft zu Haben, in Rechtöfolgerungen ge- 
hüllt, die des Sadjverhaltes entbehren und fich daher jeder 
Prüfung ihrer Richtigkeit entziehen. In diefer Faſſung ift 
demnach der Beweis durch den Haupteid unzuläſſig. Bas 
Gefeß unterfcheidet ferner im 8. 207 a. ©. DO. keineswegs 
zwiſchen phyfiichen und juriftiichen Perſonen, jondern beftimmt 
ausnahmslos, daß Demjenigen, welcher nicht im eigenen 
Namen, fondern für einen Dritten Proceß führt, was im 
gegenwärtigen Yalle zutrifft, nur über feine eigenen Hand- 
lungen der Haupteid aufgetragen werden kann. Nur dann könnte 
daherder Haupteid den hier Belangten aufgetragen werden, wenn 
die eigene Handlung einer in Bertretung des Aerars oder 
der Commune tbätig gewejenen phyſiſchen Berfon unter Be- 
weis zu jtellen wäre. Eine ſolche Handlung bildet aber bier 
nicht den Gegenitand der Beweisfrage. An dem behaupteten 
Ankaufe der Pfandftüde durch die *lägerin waren das Aerar 
oder die Commune nicht betheiligt. Dieſem Geſetze wird da- 
durch nicht entiprochen, daß die Klägerin die Perſon, welche 
den Eid verneinend ablegen joll, der Steuerbehörde anheim- 
ftellt, oder, daß ſie gewiſſe Amtsperſonen benennt, denen ein 
Wirfungsfreis in Steuerangelegenheiten zulommt. Wenn 
nun gleihwohl mit beiden untergerichtlichen Urtheilen un⸗ 
geachtet der Einjprache der Yinanzprocuratur gegen die Zu- 
läffigfeit des Beweisjapes und ‚der Auftragung des Haupteides 
auf diejen Beweis dennoch eingegangen und hiedurch der 
Eigenthumsanſpruch von einem ganz allgemein gehaltenen 
eigentlichen Selbft- und Begriffzeite der Klägerin abhängig 
gemacht wurde, find diefe Enticheidungen als offenbar un- 
gerecht zu bezeichnen. 
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Kr. 325. “ 
Des Yfegſchafisbehörde Met, mit Ausnahme der in den 8.148, 177 
und 178 a. 9. 6. 3. bezeichneten Fälle, eine Ingerenz in Angelegen- 
Beiten der Erzießung der unter väterlider Gewalt ießenden Kinder 
nit zu. — Pie Anordnungen der 88. 207 und 208 a. 0.6. B., Be- 
jießungsweife der 88.186 und 219 des Raif. Patentes vom 9. Auguf 
1856, U. 6. BL. Ar.208, foweit fie den Vormund verpflidten, der 
Vflegſchaftsbehörde über den Aufenthaltsort und die Erzießungsert 
des Mündels zu berichten, Anden anf den Bater Bezügli der unter 
feiner Gewalt fiehenden minderjäßrigen Kinder Reine Aumwenbung. 

Entſcheidung vom 30. Zänner 1894, 8. 1014. — III. Senat. 


Den minderjährigen ehelichen Kindern des A. war nad 
dem verftorbenen B. ein Haus als Legat, behaftet mit dem 
Rechte des Tebenslänglichen Fruchtgenuſſes zu Gunften des C., 
eigenthümlich zugefallen. 

Die erite Inſtanz als Pflegichaftsbehörde wies den N. 
al3 Bater und gejehlichen Bertreter feiner minderjährigen 
Kinder ſchon derzeit an, behufs Auszeichnung im Waifenbuche 
einen fchriftlichen Bericht über die Art der Unterbringung, 
Berforgung und Erziehung feiner Kinder unter Anichlup all⸗ 
fülliger Belege über die Reſultate der Erziehung zu eritatten, 
weldyer Auftrag auch über die Dagegen eingebrachte Vorftellung 
aufrecht erhalten wurde. 

Ueber Recurs de3 A. hat das Oberlandesgericht den erft- 
richterlichen Beicheid beitätigt in Erwägung, daß zwar dem 
ehelichen Bater nach Maßgabe des 8.148 a.b. G. B. das Recht 
zufteht, die Art der Erziehung feiner minderjährigen Kinder 
zu beftimmen, die Pflegichaftsbehörde aber im Sinne des Ge⸗ 
jeges nicht nur berechtigt, fondern auch verpflichtet ift, die 
Erziehung auch folcher Pflegebefohlenen, welche unter väter- 
Bar Gewalt ftehen, zu überwachen, und hinfichtlich derjelben 
erforderlichen alles geeignete Verfügungen zu treffen, mie 
fi insbeſondere aus den Borfchriften der 88. 148 und 177 
a. b. G. 8. ergibt, wobei da3 Geſetz nicht unterjcheidet, ob 
Die Koften der Erziehung aus dem Vermögen des Kindes 
oder aus jenen des Vaters zu beftreiten find; daß es ſich 
Ihon aus dem Sinne und Zwede des Geſetzes ergibt, daß 
Die Beltimmungen der 88. 207 und 208 a. 6. ©. 8. hinfichtlich 
der Führung des Bormundfchafts- oder Wailenbuches nicht 
nur auf die unter Bormundfchaft befindlichen, fondern auch 
auf die unter väterlicher Gewalt ftehenden Pflegebefohlenen 
Anwendung finden, dieſes aber durdy die Borjchriften der 
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BB: 186 und 219 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 1854, 
.G. Bl. Nr. 208, außer Zweifel gejtellt wird; daß weiters 
gemäß 8. 186 des bezogenen Geſetzes in das nad) demfelben 
au führende Waiſenbuch auch der Aufenthalt des Pflege- 
efohlenen und deſſen Erziehungsart einzutragen ift, die Pfleg- 
Inehtebehörbe Daher Ameitetlos berufen und berechtigt ift, Die 
efanntgabe der bezütglicden Daten vom Recurrenten zu fordern, 
endlich das burch den in Beſchwerde gezogenen Auftrag in 
die Rechte der väterlichen Gewalt des Necurrenten in feiner 
Weile eingegriffen wird, da mit demfelben weder hinfichtlich 
des Vermögens noch der Erziehungsart feiner Kinder eine 
Verfügung netroffen wurde. 
An dem dagegen ergriffenen Revifionsrecurje wird aus⸗ 
eführt, daß die 88. 148 und 177 a. 6. G. B. vorliegenden 
Falles feine Anwendung finden, daß aber aud) die 88. 207 
und 208 eodem nicht zutreffen, weil die Kinder derzeit noch 
feine Einkünfte aus dem mit dem Fruchtgenußrechte belafteten 
Haufe beziehen, und weil erit bei Eintritt dieſes Umſtandes 
die gerichtliche Gontrole nach 8. 150 a. b. ©. 8. einzutreten hat. 
Der oberfte Gerichtshof bat dem außerordentlichen Re⸗ 
vifionsrecurfe nach Zulaß des 8. 16 des kaiſ. Patentes vom 
9. August 1854, R. G. BL. Nr. 208, Folge gegeben unb in - 
der Erwägung, daß das der väterlichen Gewalt entſtammende 
Recht des Waters auf Seitung und Erziehung feiner minder- 
jährigen Kinder von ihm in der Regel nad) freiem Ermeſſen 
ausgeübt werden kann, und nur in den vom Geſetze bezeich- 
neten fällen der 85. 148, 177 und 178 a. b. G. B., von 
welchen jedoch vorliegend feiner zutrifft, eine Beſchränkung 
findet; daß, wie aus ber Borfehritt der ebenbegeichneten Ge⸗ 
ſehesſtellen gefolgert werden muß, das Gericht außer dieſen 
Fuaͤllen zu einem Ginfchreiten in Wngelegenheiten ber Er- 
ziehung von Kindern, welche unter väterlicher Gewalt ftehen, 
nicht berufen if, damit aber auch jede die Verfügungen des 
Naters in diejen Angelegenheiten überwacdhende und coniro- 
lirende pilenichaft£behördliche Tätigkeit entfällt; im der Er- 
wäuung. daß ziwilchen der Gewalt dei Vaters uab jener des 
Vormundes ein in en verichiedenen Verhältniſſen ihres Be⸗ 
Rander begründeter mwientlicher Unterichied beſteht, und jene 
Kürerse, welche zum Schuge des WMinderjübrigen dem Ge⸗ 
vide vom Geſetze urgenüber dem Vormunde auferlegt ift, 
a Nıter gegenüder, mit Rüdiicht auf die zwiichen dieſem 
jernen Kindern beitehenivu natürlichen Bande nicht ge- 
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boten ift, daß daher die Anordnungen der 88. 207 und 208 
a. b. G. 8. und beziehungsmeife der 88. 186 und 219 des 
Tail. PBatentes vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. Nr. 208, in- 
foweit fie den Vormund verpflichten, der Pflegſchaftsbehörde 
über den Aufenthaltsort und die Erziehungsart des Mündels 
u berichten, auf den Vater bezüglich der unter feiner Gewalt 
ehenden Kinder feine Anwendung finden, und in der, Er- 
wägung, daB die minderjährigen Kinder des U. derzeit noch 
fein Vermögen befiten, über deſſen Einkünfte dem Vater nad) 
8.1500.6.@. 3. eine Rechnungslegung und damit die Nach⸗ 
weifung über die auf die Erziehung. der Kinder verwendeten 
Auslagen obliegen würde, beide angefochtenen untergerichtlichen 
Enticheidungen dahin abgeändert, daß der damit an den A. 
erlaffene Auftrag zur Berichterftattung über die Art, Weiſe 
und. die Refultate der Erziehung feiner minderjährigen Kinder 
behoben werde. 


Nr. 326. 


Die unterlaffene Froteſtnotiſßteation Befreit Deu nichtverſtändigen Ber- 
mann au von der Baßlung der Alagskoßen (Art. 45 W. G.). 
Entſcheidung vom 80. Jänner 1894, 3. 1204. — I. Senat. 


- Bei Erlaffung einer wechielrechtlichen Zahlungsauflage 
hat der erfte Nichter daS Begehren um Zuſpruch der Binfen, 
der Provifion und der Proteft- und Gerichtskoften abgewiejen, 
weil der Kläger die ihm nad Art. 456 W. O. obliegende Ver⸗ 
ftändigung feines Vormannes, des Geflagten, nicht ausge- 
wieſen und daher feinen Anfpruh auf Zinſen und Koften 
und gemäß $. 24 des Geſetzes vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. 
Nr.69, ebenjo wenig auf die Gerichtskoften hat. 

Das DOberlandesgericht hat in der Erwägung, daß unter 
den Koften, von welchen Art. 45 Abſ. 3 W. DO. ſpricht, nur 
ſolche veritanden werden können, welche in dem Wechſel jelbit 
ihre Grundlage haben, daß aber dieſe Vorſchrift auf die Klags⸗ 
toften des Wechjelgläubigerd nicht ausgedehnt werden Tann, 
da das Fundament na Koften in den Grundſätzen des 
Proceſſes und der Procepführung, auf welche fich die Wechſel⸗ 
ordnung nicht bezieht, beruht, und daß der Kläger, auch wenn 
ihm: Tein Anſpruch auf Binfen und unmittelbar aus dem 

echjelverhäftniffe entipringende Koften zufteht, doch wegen 
der. Wechſelſumme felbft zur Klage genöthigt war, dem Re⸗ 
viftonsrecurje des Klägers theilweiſe ftattgegeben und den re- 
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eurrirten Beicheid dahin abgeändert, daß dem Gellagten auch 
die Zahlung der Klagskoſten aufgetragen werbe. 

Der oberfte Gerichtshof Hat den erjtrichterlichen Beſcheid 
vollinhaltlich wiederhergeftellt, weil, abgejehen davon, dab ber 
Geklagte injolange ihm der Eintritt feiner Regreßpflicht nicht 
befannt geworden war, nicht inmora war und der Umftand, 
daß er vor der Einklagung zur Zahlung aufgefordert wurde 
und dieſelbe nicht leiftete, nicht einmal behauptet wird, der 
Kläger infolge der Unterlafiung der Broteftnotifieation nach 
dem Haren Wortlaute bes Urt. 458. O. den Anfprud auf 
alle Koften verloren Hat. *) 


Nr. 327, 

Sufländigkeit der öſterreichiſhen Gerichte sur Futſcheldung über Au- 
(prüde, welde der Königlich preukifde Aiscus wegen Gerihtskoflen- 
forderungen vor Denfelden geltend madt- 

Entieheidung vom 7. Februar 189, 3. 1288. — IV. Senat. 

In der ſummariſch verhandelten Rechtsſache des Tönig- 
ih preußifchen Fiscus gegen &. in Wien wegen Bezahlung 
eines Gerichtäfoftenbetraged von 91 Mark bat der Eritrichter 
die erhobene Einwendung der Sncompetenz abgemwiejen und 
eine meritale Entjcheidung gefällt. Die Abweiſung der In⸗ 
competenzeinwendung beruht auf nachftehenden Gründen: 
Die bier geltend gemachte Forderung ftellt fich nach der öfter- 
reichiſchen Terminologie ſowohl, ald auch in finanztechnifcher 
Bedeutung ala eine Gebühr dar. Der Gellagte wendet die 
Unzuläffigleit jedes gerichtlichen Verfahrens überhaupt, bes 
Summarverfahrend insbejondere und die Incompetenz des 
angerufenen Gerichted ein. Dieſe Einwendungen waren aber 
abzumweijen. Der preußijche Fiscus hat fich Durch feine Klage 
der Competenz der öfterreichiichen Gerichte unterworfen, er it 
daher wie jede andere ausländijche juriftiiche Perfon anzufehen. 
Mag es im Allgemeinen in Erwägung ftantsrechtlicher Gründe 
berechtigt fein, daß ausländifche jurtftiihe Perjonen auslän- 
diſchen phyſiſchen Perſonen in der Beurtheilung ihrer recht: 
lihen Stellung gegenüber dem Inlande nicht immer gleich- 
geitellt werden, fo ift doch in vorliegendem Falle kein Orund 


*) Gleichlautend bie oberftgerichtlihen Entſcheidungen vom 22. März 

1870, Rrall’3 Sammlung Nr. 148, und 5. October 1881, &e lehomsty’s3 

Sammlung Nr. 292. Entgegen: Die oberftgerichtliche Entſcheidung vom 
>” Mat 1878, Egelehomsty’s Sammlung Nr. 18. 
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anzufehen, warum dem preußiichen Fiscus, der fich zur Geltend⸗ 
machung eines vermeintlichen Rechtes an die öfterreichiichen 
Gerichte wendet, die Proceßfähigkeit abgeiprochen und das 
öfterreichifche Geſetz fich fchon wegen der Berjönlichleit des 
Klägers für incompetent erflären follte. Nach den geltenden 
Geſetzen ift aber auch nicht begründet, daß die Geltendmachung 
einer Abgabe öffentlichrechtlicher Natur vor einem Öfterreichlichen 
Gerichte abfolut unftatthaft fei. Die Beftimmung, dab der 
öfterreichifche Fiscus „Sebühren” nicht im ordentlichen. Rechts⸗ 
wege geltend machen Tann, kann nicht auf einen fremden Fis⸗ 
eus ausgedehnt werden. Gemäß der Finanzminiſterialver⸗ 
ordnung vom 24. Juni 1860, R. &. Bl. Nr. 159, kann im 
Allgemeinen dem Anſuchen ausländiicher Behörden um zwangs⸗ 
weile Eintreibung Ddortiger Abgaben von in Defterreich ich 
aufbaltenden Berjonen jeitens der hierländiichen Behörden 
feine Folge gegeben werden. Die in biefer Mintiterial- 
verordnung vorgefehenen Fälle find jedoch dem in Trage 
ftehenden nicht gleichzuftellen, denn dort handelt es fich ftet3 
um eine Requifition, um zwangsweife Einbringung einer von 
einer ausländifchen Behörde bereits vorgeichriebenen Gebühr, 
während im vorliegenden Falle der preußifche Fiscus von 
jeglichem Anſuchen um die Einbringung einer auferlegten &e- 
bühr abfieht, dieſe Gebühr im ordentlichen Rechtswege geltend 
macht und dem Angellagten Gelegenheit bieret, die Recht⸗ 
mäßigleit der eingellagten Gebühr zu beftreiten. Die Ere- 
eution, die fi im Falle des endgiltigen Objiegen® des Fiscus 
im vorliegenden Rechtöftreite auf die Einbringung des ein- 
geffagten Betrages richten würde, wäre daher von den in der 
erwähnten Minifteriafverordnung angeführten Erecutionen 
völlig verfhhieden. Wenn der Gellagte ferner geltend madht, 
e3 Tiege gegen ihn bereit3 ein Erfenntuiß vor, es fei aljo 
das Delibationdverfahren das geſetzliche, und das Bezirks⸗ 
gericht gemäß 8. 70 J. N. incompetent, fo muß abermals 
darauf hingewieſen werden, daß der königlich preußiſche Fiscus 
von dieſem Gerichte nicht die Vollziehung eines „Erkenntniſſes“ 
verlanit, ſondern einen Betrag einklagt und mit Rückſicht 
auf deſſen Größe im Zuſammenhalte mit dem Wohnorte des 
Geflagten die Sompetenz biefes Gerichtes gegründet ift. Die 
Frage der Reciprocität — und auf diefe kommt es gemäß 
8.33 a. b. G. B. hier wejentlih an — iſt durch die Vorlage 
der von ber höchſten Suftizitelle des preußiichen Staates aus⸗ 
gefertigten Driginalurfunde beantwortet, wonach ausdrüdlich 
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garantirt wird, daß im Königreiche Preußen Anfprüche des 
k. k. öfterreichifchen Fiscus wegen Gerichtöfoftenforderung klags⸗ 
weile geltend gemacht werden können. 

Das Hberlandesgericht hat der Einwendung der In⸗ 
competenz ftattgegeben und die Klage aus diefem Grunde ab- 
gewiefen. Denn aus der Einleitung des kaiſerlichen Patentes 
vom 20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251, aus den 88.1 
und 48 diefes Geſetzes und aus dem 8. 6 bes Faiferlichen 
Patentes vom 19. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50,. folgt, 
daß ald Civilproceßſache oder Gegenftand des Eivilprocefjes 
nur Privatrechtsanſprüche, d. h. Anſprüche, welche auf Brivat- 
rechtötiteln beruhen und nad) Privatrecht zu beurtheilen find, 
angejehen werden können, und daß insbeſondere der auf einen 
Titel des Öffentlichen Rechtes geftübte Anſpruch auf Bahlung 
einer ftantlichen Gebühr feinen Gegenſtand des Civilproceſſes 
bilden Tann. Der vorliegende Klagsanſpruch tft auf das 
deutiche Gerichtäfoftengejeg vom 18. Juni 1878, fowie auf 
die Novelle vom 29. Zuni 1881 geftügt, beruht alfo auf einem 
Titel de3 öffentlichen Rechtes und Lönnte, wenn es ſich um 
eine in Defterreich bemeijene Gebühr handeln würde, fchon 
nad) der Beitimmung bes 8.6 des Gebührengefehes Teinesfalls 
den Gegenſtand eines gerichtlichen Berfahrens bilden. 

- Der oberſte Gerichtshof hat das die Incompetenz⸗ 
einwendung abmweijende erftrichterliche Urtheil wiederhergeftellt 
und dem Oberlandesgerichte die meritorifche Enticheidung auf- 
getragen. Gründe: Die Anſicht, daß lediglich Unfprüche, 
welche auf Privatrechtstiteln beruhen und nach Privatrecht zu 
beurtheilen find, Gegenftand des Civilproceſſes ſein Tönnen, 
fann in der Allgemeinheit, in der diefe Abſicht in den ober- 
landesgerichtlichen Enticheidungsgründen zum Ausdrude ge- 
bracht erjcheint, nicht al® dem gegenwärtigen Stande der Ge- 
feßgebung entiprechend angejehen werden. Ein gerichtliches 
Verfahren ift vielmehr nur dann ausgefchloflen, wenn die zu 
entjcheidende Ungelegenheit zum Wirkungskreiſe der Ver⸗ 
waltungsbehörden gehört. Es ergibt fich dies aus den Beſtim⸗ 
mungen des SHofdecrete? vom 23. Suni 1820, J. ©. ©. 
Nr. 1669, des 8.48 J. Norm, der Stantsgrundgeleße vom 
21. December 1867, R. ©. Bl. Nr. 143 und 144, und des Ge- 
fege8 vom 16. April 1869, R. G. BI. Nr. 4. Daß in 
diefen gejeglichen Borfchriften nur öfterreichijche Verwaltungs» 
behörden gemeint find und gemeint werden fonnten, fteht 

‘Ser Bweifel und bedarf keiner weiteren Erörterungen. Daß 
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aber der mit der vorliegenden Klage geltend gemachte Anſpruch 
fein folcher ift, welcher den Wirkungsfreis der öfterreichifchen 
Berwaltungsbehörden irgendwie tangiren könnte, ift unbe- 
fritten. Hieraus folgt, daß im gegebenen Falle der Geltend- 
machung dieſes Anjpruches vor den öſterreichiſchen Gerichten 
ein gejegliche8 Hinderniß nicht entgegenfteht und dies um fo 
weniger, als die GStatthaftigfeit der Eintreibung der einem 
auswärtigen Gerichtäftande gebührenden Taren unter Bor- 
ausfegung der NReciprocität, welche Vorausſetzung im gegebenen 
Valle durch die Beicheinigung des königlich preußischen Juſtiz⸗ 
minifterd8 vom 13. Februar 1892 nachgewieſen wurde, in dem 
durd) die Finanzminifterialverordnung vom 24. Juni 1860, 
R. G. Bl. Nr. 159, keineswegs aufgehobenen Hofdecrete vom 
* Mai 1792, J. G. ©. Nr. 16, ausdrücklich anerkannt er- 
eint. 


Nr. 328. 


Die dem fireicommifarifh fusfkituirten Erden auf den Aachlaß zu⸗ 
ſtehenden Kechte fichen vor dem Gintritte des Sudflitutionsfalles nicht 
im Berlebr und Rönnen daher vor diefem Beitpyunkte nit in Exe- 
cution gezogen werden. 
Entſcheidung vom 13. Februar 1894, 3. 1839. — 1. Senat. 


In der Rechtöfache der Firma A. gegen den B. wurde, 
unbeichadet früherer Rechte, die erecutive Pfändung derjenigen 
Rechte bewilligt und vorgenommen, welche dem B. aus dem 
Zeftamente de3 C. infolge der nad) dem Ableben der Fiduciar- 
erbin D. zu Gunſten des B. angeordneten fiveicommillariichen 
Subftitution zuftehen. 

Ueber Recurs de3 Erecuten B., der Fiduciarerbin D. und 
des Teftamentserecutord nad) dem C. hat das Oberlandes- 
gericht die erftrichterliche Erledigung beftätigt, weil die, un⸗ 
bejchadet früherer Rechte, demnach auch unbejchadet der etwa 
dem Teftamentserecutor nach dem ©. zuftehenden Rechte be- 
willigte Execution im 8.448 a. b. G. 8. ihre Begründung 
findet, nad) welchem ald Pfand jede Sache dienen Tann, die 
in Verkehr gebracht werden Tann, und es feinem Zweifel unter- 
liegt, daß e3 dem Erecuten freifteht, feine in Erecution ge- 
zogenen, eventuellen Anfprüche, die durch das Ableben des C. 
exiftent geworden find und nicht erft nach jenem der D. eri- 
ftent werden, jederjeit in Verkehr zu jeben. 

Der oberjte Gerichtähof Hat Über den außerordentlichen 
Revifionsrecurs des B. und der D. in Erwägung, daß, in- 


26 Im. 329. 


ſolange der Subftitutionsfall nicht eingetreten ift, dem fub- 
ftituirten Erben oder Bermächtnignehmer ein rechtlicher An- 
ſpruch auf das Subftitutionsvermögen nicht zufteht, und ein 
jolcher noch nicht zur Eriftenz gelangter Anſpruch als eine 
nicht im Verkehre ftehende u fein Erecutiongobfect bilden 
fann, daß demnach die vom erften Richter bewilligte executive 
Pfändung der Anſprüche des Executen aus dem Teftamente 
des ©. ſich als nicht vollziehbar darftellt, nach Zulaß des Hof- 
decrete3 dom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, die beiden 
untergerichtlichen Erledigungen, fowie die erfolgte Pfändungs⸗ 
vornahme behoben. 


Nr. 329, 


Der Kläger, welder den Erfag des durch eine auf Grund des 9.467 
St. G. gegen ihn erhoßene Privatklage ihm verurfahten Schadens Be- 
ansprudt, muß das Verſchuſden des Gehlagten Beweifen (88. 1293 
Bis 1297 und 1305 a. 9. 6. 3.). Ein Berfäulden des GeRlagten if 
nit fhon deshalb anzunehmen, weil derfelde Bei Erhebung der 
Privatanklage von einer irrtfämligen Bebtsanfhaunng ansge- 
gangen if. 
Entſcheidung vom 21. Februar 1894, 3. 1646. — I. Senat. 

Der Vhotograph B. —755 — gegen den Galanteriewaaren⸗ 
händler A. die Anzeige, daß Letzterer unbefugte Nachbildungen 
der von ihm (B.) hergeſtellten Driginalphotographien in Ver⸗ 
kehr geſetzt habe und erwirkte auf Grund dieſer Requgigung 
die Einleitung des Strafverfahrens nach 8. 467 St. G. un 
die Beichlagnahme des gefammten Vorrathes an Photo- 
graphien, beziehungsweiſe an den mit folchen Bhotographien 
verzierten Galanteriewaaren des U. Dieſer wurde alsdann 
vom Erfenntnißgerichte des Vergehens gegen das artiftiiche 
Eigentbum nach $. 467 St. G. ſchuldig erfannt, jedoch vom 
oberften Gerichis⸗ und Caflationshofe von der Anklage frei- 
geiprodhen. Infolge dieſes Freiſpruches wurde die verfügte 
gerichtliche Beichlagnahme der beanjtändeten Nahbildungen 
aufgehoben und dem B. aufgetragen, den U. die infolge 
ſeines Privateinfchreitens aufgelaufenen Koften des Straf 
und Rechtsmittelverfahrend zu erfegen. Nun trat U. gegen 
B. Hagbar auf und verlangte den Erſatz auch alles weiteren, 
durch die Privatanklage des B. ihm verurfachten Schadens. 

Die erfte und zweite Inftanz haben die Klage abgewieſen 
ans folgenden, im Weſentlichen libereinftimmenden Gründen: 

füger bat nach 88. 1293—1297 und 1306 a. b. G. ©. 
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nicht blos den ihm zugefügten Schaden, ſondern aud) das 
Berichulden (8. 1294) des Gellagten zu beweilen. Daß der 
Schaden in böfer Abficht zugefügt wurde, ift zwar nicht be= 
bauptet worden, und ift Daher nur noch zu prüfen, ob ein 
eulpoſes Vorgehen des B. vorhanden jet. Die dem Lebteren 
zur Loft fallende That beiteht in der Erftattung der Straf⸗ 
anzeige und des Schlußantrages gemäß $. 467 St. G., welche 
vom Erlenninißgerichte als zuläflig, beziehungsweiſe als voll- 
fommen begründet erlannt wurden und zur Verurtheilun 
des U. führten. Der Strafjenat war daher überzeugt, : 
die Auffafjung des B. über das Vorgehen bes U. richtig und 
deshalb auch fein Einjchreiten gerechtfertigt und im Gefebe 
begründet gewefen jei, und es kann unter ſolchen Umftänden 
dem Gellagten der Mangel der gehörigen Aufmerkſamkeit und 
reiflicher Erwägung nicht vorgeworfen werden. Aber auch 
eine fchuldbare Unwiſſenheit ift nicht vorhanden, denn man 
Hat e3 bier mit einem ganz entichieden ftreitigen Falle, näm- 
lich ob die NReproduetion von Photographien, an denen fein 
Firmavermerk angebradht ift, ohneweiters erlaubt jet oder 
nicht, zu thun, einem Falle, der bisher nicht immer gleich- 
lautend entjchieden wurde, und der fpeciell in der vorliegenden 
Streitjache zwei fich ganz mwiderfprechende Enticheidungen der 
unteren und oberen Inſtanz zu Tage förderte. Der Umjtand, 
Daß der oberite Gerichtö- als Caſſationshof die Beichlagnahme 
nicht als gejeglich begründet erfannt und das Borhandenjein 
eines ftrafbaren Thatbeftandes auf Seiten des A. ausgeichloffen 
bat, genügt für fich allein noch nicht, um das Necht zu einer 
Schadenerjagforderung darzuthun. 

Der oberite Gerichtshof hat die außerordentliche Reviliong- 
befchwerde des Klägers zurüdgemwiejen. Gründe: Eine Rulli- 
tät der untergerichtlichen Urtheile wurde nicht behauptet und 
fonnte nicht wahrgenommen werden. Bon einer offenbaren 
Ungeredhtigleit kann aber feine Rede fein, wenn erwogen 
wird, daß der. Kläger nicht zu erweiſen vermochte, daß fein 
angeblicher Schaden durch ein dolojes oder culpojes Vorgehen 
des Gellagten entjtanden ift. Der Lebtere hat fich durch die 
vom Kläger unternommene Rachbildung und Bervielfältigung 
eined von ihm erzeugten artiftiichen Productes in jeinem 
Autorrechte verlegt erachtet und fich, um feinem vermeintlich 
verlegten Rechte Geltung zu verfchaffen, in Gemäßheit des 
8.467 St. G. an das hiezu competente Strafgericht gewendet. 
Nachdem .er nun in der betreffenden Anzeige, wie der Kläger 
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jelbft nicht behauptet, eine thatſächlich unrichtige Angabe nicht 
gemadt hat, fo hat er damit nicht Underes getban, als wozu 
er nad) 8.19 a. b. G. B. berechtigt yar. Der Umftand, daß 
er dabei von einer in der Yolge vom Caſſationshofe als rechts⸗ 
irrtümlich bezeichneten Unficht über die weientlichen Merf- 
male des im $. 467 St. ©. bezeichneten Delicted ausging, 
fann feiner Anzeige den Charakter der Dolofität oder Eul- 
pofität nicht aufdräden, um fo weniger, al3 nach der ganzen 
Sachlage evident ift, daß der Gellagte die Strafanzeige nicht 
eritattet haben würde, wenn er fich feines Rechtsirrthumes 
ihon damals bewußt gewejen wäre. Der Rechtsirrthum aber 
fann ihm als Verſchulden nicht angerechnet werden, da et 
dem Gerichte Tediglich den Sachverhalt angegeben Hatte und 
dem Gerichte, nicht aber dem Anzeiger, wenn Diefer auch feine 
Rechtsanficht ausſprach, die Beurtheilung und Entjcheidung 
der Rechtsfrage oblag, ob in dieſem Sachverhalte die Merk⸗ 
male des im $. 467 St. G. bezeichneten Vergehens enthalten 
jfeien, und ob demgemäß nad) dem Strafgeiege vorzugehen 
war oder nidt. 


Nr. 330. 

Berlaſſenſchaflsabhandſung nad einem in Geferreih wohuhaſt ge- 
weienen und daſelbſt verfiordenen Angehörigen der Vereinigten 
. Staaten von Rorbamerika Beim Borhandenfein eines nad den Ge⸗ 
fegen des Heimatsſtaates giftigen, nah öſlerreichiſchem Weste 

ungiltigen Teſtamentes. 

Entſcheidung vom 21. Februar 1894, 3. 1932. — III. Senat. 

Um 23. Februar 1892 ftarb ein in Wien wohnhaft ge- 
wejener Bürger der Bereinigten Staaten von Nordamerila 
mit Hinterlafjung eines in Wien errichteten, von ihm blog 
unterjchriebenen und von zwei Zeugen mitgefertigten Zeita- 
mentes, wodurch er feinen zwei minderjährigen Söhnen und 
feiner Gattin Legate vermachte und außerdem die Unordnung 
traf, daß jein „lübriges bewegliches Hab und Gut“ feinen 
Zeitamentsvollitredern 8. und C. in New⸗York, „jedoch nur 
als bevollmächtigten Bertrauengmännern” derart „hinterlafien, 
vermacht und tejtirt” werde, daß fein fämmtliches Vermögen 
an B. und. einzufenden fei, welche es in zwei gleiche Theile, 
den einen für die Gattin, den anderen für die Kinder, zu 
theilen, zu verwalten und den Bezugsberechtigten zu einer im 
Teftamente beftimmten Beit auszufolgen hätten: . 

Die erite Inſtanz ordnete die Inventirung des hierlands 
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befindlichen Nachlafles an, beftellte die Witwe zur Vormünderin 
und den D. zum Mitvormunde für die minderjährigen Kinder 
und verftändigte das Generalconfulat der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika in Wien von dem Todesfalle und ber Be— 
ftellung der Vormundfchaft. Diefe lebtere erachtete da3 vom 
Erhfafer binterlaffene Teſtament al3 nach öjterreichiichem 
Rechte nicht giltig und trat Namen? der minderjährigen 
Kinder der hierlands befindlichen Nachlaß auf Grund des Ge- . 
feßes bedingt an, worauf das Gericht nach Durchführung der 
Abhandlung den Nachlaß den minderjährigen zwei Kindern 
einantwortete. Nachdem die Einantwortungsurtunde recht3- 
fräftig geworden war, überreichten B. und C. wider ſämmt⸗ 
liche nad der Todfalldaufnahme in der Abhandlung der 
Berlafienichaft ergangenen Berfügungen eine Borftellung, be- 
ziehungsweile Recurs, worin fie fi hauptſächlich darüber 
beichwerten, daß fie als beftellte Teftamentsvollftreder von der 
Nachlaßabhandlung gar nicht verftändigt wurden, was ſchon 
deshalb hätte ftattfinden follen, weil fie für die Vollftredung 
des lebten Willens des Erblafjerd dem zuftändigen Gerichte in 
New-Hork verantwortlich ſeien, daB das nad ben Geſetzen 
des Heimatsitantes des Erblaſſers gilfige Teftament als un⸗ 
giltig erklärt worden ſei, und daß die minderjährigen Kinder 
bei der Wadern ande von Teinem legalen Vor⸗ 
munde vertreten worden jeien, da die vom inländischen Ge- 
richte beitellte Vormundichaft nach 8. 183 des Geſetzes über 
das Berfahren außer Streitfachen blos eine proviſoriſche war. 

Das Gericht erfter Anftanz Hat mit Rüdficht auf den 
Umftand, daß durch die rechtskräftige Einantwortung die 
minderjährigen Kinder bereit Rechte erlangt haben, im Sinne 
bes 8.9 Al. b des Geſetzes vom 9. Auguſt 1854, R. ©. BI. 
Nr. 208, und des Art. XI des Handeld- und, Schifffahrts⸗ 
vertrages vom 27. Auguft 1829, 3. G. ©. Nr. 2505, dann 
das AJuftigzminifterialerlafies vom 6. October 1858, 3. 19.492, 
die Borftellung abgewiejen und ala Recurs dem Oberlandes- 
gerichte vorgelegt. 

Dem Recurſe fand das Oberlandesgericht aus nachftehen- 
den. Gründen keine Folge zu geben: Was zunächſt die Be- 
ftellung der Bormundichaft für die minderjährigen Kinder des 
Erblaſſers betrifft, jo ift das Bezirkögericht hiebei volllommen 
dem Geſetze gemäß vorgegangen, denn nach 8. 183 des kaiſer⸗ 
lichen Patente vom 9. Auguft 1854, R.G. Bl. Nr. 208, war 
Dasjelbe berufen, für die rückgelaſſenen, im öfterreichiichen 
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Staate befindlichen Kinder des einem auswärtigen Staste 
angehörigen Erblafjers einen Bormund infolange zu beitellen, 
is von der zuftändigen ausländiichen Behörde eine andere 
Verfügung getroffen wird, was jedoch troß der erfolgten Ver⸗ 
jtändigung des Generalconfulates der Bereinigten Staaten 
von Rordamerifa bisher nicht geichah; was weiters die Frage 
betrifft, ob der über das hierlands befindliche Vermögen des 
Erblafjers im Sinne des Handeld- und Scifffahrtsvertrages 
vom 27. Auguft 1829, 3. ©. ©. Nr. 2505, der Additional⸗ 
convention vom 8. Mai 1848, R. G. Bl. Nr. 179, vom Jahre 
1850 und de3 Suftizminifterialerlafje3 vom 6. October 1858, 
3.19.492, vom öfterreichiichen Gerichte zu pflegenden Ber- 
lafienichaftsabhandlung die — zwar nah amerifanifhem — 
nicht aber nach öfterreichiichem Geſetze giltige letztwillige An- 
ordnung des Erblafferd zu Grunde zu legen war — fo Hätte 
Diefelbe, wenn fie zwiſchen den Erb3interefjenten ftreitig ge- 
weien wäre, im Hinblid auf die Beftimmungen des 8. 2 Ab- 
ja 7 des obbezogenen Geſetzes allerdings nicht im officidfen 
Wege entichieden werden können. Dies war aber eben nicht 
der Fall, nachdem die in der legtwilligen Anordnung Be- 
dachten, nämlich die Witwe und die Kinder, Lebtere durch 
ihre gejeblichen Vertreter, vollftändig darüber einig waren, 
daß bezüglich des in Oeſterreich befindlichen TYegtwilligen 
Nachlaffes nicht nach dieſer letztwilligen Anordnung, jondern 
auf Grund des öÖfterreichifchen Geſetzes die Berfaffenfchafts« 
abhandlung gepflogen werde. Demnach hatte aber auch die 
Ausweifung über die Erfüllung der lehiwilligen Anord- 
nung zu entfallen und erfcheint demzufolge auch die Beichwerde 
der Teftamentserecutoren, daß ihnen ihre Beſtellung, als ſolche, 
entgegen der Beitimmung des 8.80 des oben citirten Patentes 
vom Gerichte nicht befanntgegeben und die Berlaffenichafts- 
abhandlung ohne ihre Sntervention durchgeführt wurde, hin⸗ 
fällig, zumal die Tejtamentserecutoren in der Teptwilligen 
Unordnung nicht gleichzeitig aud) als Erben oder Vermächtniß—⸗ 
nehmer bedacht, fondern nur al3 Vertrauensmänner des Erb- 
laflerd zur Uebernahme des Nachlaſſes zum Zwecke der Ber- 
waltung und feinerzeitigen Bertheilung bejtelt erjcheinen, 
weshalb die Nothwendigkeit ihrer Berftändigung nad) $. 75 
desjelben PBatentes entfällt. 
Dem außerordentlichen Revilionsrecurfe der B. und ©. 
hat der oberjte Gerichtshof Teine Folge gegeben. Denn nad 
Art. XI des Handels- und Schififahrtsvertrages vom 27. Auguft 
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1829, 3. ©. ©. Nr. 2505, tft die Berlaffenichaftsabhandlung 
nad einem Angehörigen der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa in Anſehung des in Oeſterreich befindlichen Ver⸗ 
mögen3 von den Öjterreichiichen Gerichten und nach den bier 
geltenden Gejegen zu pflegen, wie bie auch mit den Erlaſſe 
des k. k. ———— vom 6. October 1858, 3. 19.492, 
anerfannt wurde. Es war daher das f. k. ftädt.-dei. Bezirks⸗ 
gericht in W. zur Abhandlung des in Befterreich befindlichen 
Nachlaſſes competent und es wurde bei diejer Verlaſſenſchafts⸗ 
abbandlung mit Recht das öfterreichifche Gefeh in Anwendung 

ebracht. Diefem entipricht e8 aber, daß im vorliegenden 

alle in der Berlaflenichaftsabhandlung nach der Borichrift 
des 8. 123 des Geſetzes über das gerichtliche Verfahren in 
Rechtsangelegenheiten außer Streitiachen die zur gejeplichen 
Erbfolge berufenen Perſonen als die rechtmäßigen Erben an- 

ejehen wurden, weil da3 vorliegende Teftament nicht vom 

rblaffer eigenhändig geichrieben und nur mit der Unterjchrift 
zweier Zeugen verjehen ift und demnach im Sinne der an- 
geführten gejeglichen Beftimmung als ein der Außeren Form 
nach voriehriftämäßig eingerichteter letzter Wille nicht angejehen 
werden fann. Hiedurch ift übrigens bei dem Umftande, als 
Durch das Ergebniß der Verlaſſenſchaftsabhandlung im Sinne 
der beitehenden Geſetze nicht definitiv und endgiltig feftgeftellt 
wird, wer der wirkliche Erbe ift, keineswegs ausgeichloffen, 
daß Diejenigen, welche auf Grund des vorliegenden Zeftamentes 
auf den Nachlaß Anſpruch zu haben glauben, ihre diesfälligen 
Anſprüche in Gemäßheit des 8. 823 a. 6. G. B. in Wege der 
Klage geltend machen können. In Betreff der Frage der 
Berjtändigung der Bejchwerdeführer ift zu erwägen, daß im 
Sinne des $. 75 des citirten Geſetzes über das gerichtliche 
Verfahren außer Streitfachen nur die vermuthlichen Erben 
von dem Erbanfalle zu verftändigen find und daß daher mit 
Rüdficht auf den im $. 123 desfelben Geſetzes ausgefprochenen 
Grundjag und mit Rüdjicht darauf, daß die vorliegende letzt⸗ 
willige Verfügung als ein der Außeren Form nad) vorfchrifts« 
mäßig errichteter letzter Wille nicht zu betrachten ift, in der 
Unterlaffung der Berftändigung der Beichwerdeführer weder 
auf Grund des citirten 8. 75, noch auf Grund des das Vor—⸗ 
bandenjein eines vorfchriftsmäßig errichteten lebten Willens 
vorausjegenden 8.80 desjelben Geſetzes eine offenbare Gejeh- 
widrigfeit oder eine Nullität erblidt werden kann. Was aber 
die Bormundichaftäbeftellung betrifft, jo erjcheint Diejelbe, vor- 
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erft ganz abgejehen von der Frage, den Gerichten welches 
Staates, im vorliegenden Yale die Beitellung der Vormund⸗ 
ſchaft nach den Grundſätzen des internationalen Privatrechtes 
zufommt, jchon nach 8. 183 des vorcitirten Gejeßes über dad 
Berfahren außer Streitfachen vollfommen gerechtfertigt und 
Tann eine Befchwerde diesfalls um fo weniger erhoben werden, 
al3 im gegebenen Falle die Behörde des Heimatsſtaates der 
minderjährigen Kinder des Erblafjers durch die Mittheilung 
des Todesfalles und der hierlands erfolgten Vormundſchafts⸗ 
beftellung in die Lage gejebt wurde, weitere Schritte zu unter- 
nehmen, eine diesfällige Mittheilung jedoch feitend der be- 
treffenden Behörde bisher nicht eingelangt if. Es Tonnte 
daher dem vorliegenden außerordentlichen Reviſionsrecurſe 
Mangeld der Vorausſetzungen des 8. 16 des Geſetzes über 
das Berfahren außer Streitiachen feine Folge gegeben werden. 


Nr. 331. 


Wenn in einer Gigentäumsklage der Kläger AG erdietet, ſtatt des 
Streitgegenfiandes einen beſtimmten Adfiudungsdetrag anzunehmen 
und diefes Anerdieten im Artheiſe als redtswirkfam geflellt auer⸗ 
kannt und vom Gelllagten durch gerichtlichen Erlag des Betrages 
angenommen wird, fo kommt hiedurch ein Bertrag zu Stande, welder 
au Seite des Geflagten einen giltigen Eigenthumstitel begründet. 
Entſcheidung vom 21. Februar 1894, 3. 1959. — I. Senat. 


In der Eigenthumsklage des U. gegen B. wegen Ueber- 
abe mehrerer im Befite des Geffagten befindlichen Grund- 
de erbot ſich der Kläger, anftatt der freitigen Grundftüde 
den Abfindungsbetrag von 500 fl. anzunehmen. Nach durch⸗ 
geführter fummarifcher Verhandlung wurde erfannt, daß N. 
ſchuldig fei, die ftreitigen Grundflüde dem B. zu übergeben, 
daß er fich jedoch von dieſer Verp ihtung dur) Bezahlung 
eines Abfindungsbetraged von 500 fl. befreien könne. Hierauf 
erlegte A. zu Gunften des B. den Betrag von 500 fl. bei 
Gericht, und nachdem Lebterer den Betrag behob, jtrengte 
A. gegen B. eine Klage mit dem Begehren an, daß er als 
Eigenthümer der in Rede ftehenden Grundftüde anerkannt werde. 
Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren ab, meil die 
vorliegende Klage eine Eigenthumsklage ift, und A. nur den 
Befig, nicht aber das Eigenthum der ftreitigen Grunditüde 
nachgewieſen, demnad den Erforderniffen der 88. 366, 369, 
424, 425 und 431 a. b. ©. 8. nicht entiprochen hat. 


‚ ID. 881. 38 


Die zweite Inftanz erkannte nach dem SKlagebegehren 
und der oberfte Gerichtöhof fand da3 oberlandesgerichtliche 
Urtheil aus folgenden Gründen zu beftätigen: Dem bei 
Enticheidung der früheren Rechtsſache ausgejprochenen Vor⸗ 
behalte, daß der Kläger ald damaliger Geflagte ſich von der 
ihm auferlegten Verpflichtung zur Uebergabe der ftreitigen 
Srundftüde an den Gegner durd) Bezahlung eined Barbe- 
trage von 500 fl. an denjelben befreien könne, Tag da3 in 
dem damaligen Proceſſe ſeitens des B. als Kläger geitellte 
alternative Anerbieten zu Grunde, daß er ſtatt des Klags⸗ 
gegenſtandes einen Abfindungsbetrag von 500 fl. anzunehmen 
bereit ſei, und da dieſes Anerbieten in jenem Urtheile als 
rechtswirkſam geſtellt und den Antragſteller bindend erkannt 
worden iſt, wie dies jener Vorbehalt zur Evidenz darthut, 
da ferner der Kläger das gedachte Anerbieten angenommen 
und den Geldbetrag von 500 fl. bei Gericht erlegt Hat, jo iſt 
durch dieſe übereinftimmenden Willenskundgebungen der da- 
maligen Streittheile zwiſchen denjelben ein rechtöverbindlicher 
Vertrag zu Stande gefommen — (8. 861 a. 5. ©. 8), — 
deſſen Erfüllung in der Annahme und Behebung bes erlegten 
Betrages von 500 fl. jeitend des Antragitellers zum voll- 
ftändigen Ausdrude gelangte. Daß der Gegenftand dieſes 
Vertrages in den nämlichen auch vorliegend ftreitigen Grund- 
jtüden beftanden habe, und daß die Anficht, es fei Durch jenen 
Gelderlag nur das Befigrecht an denfelben ertvorben worden, 
eine aufliegend rechtsirrthümliche ift, erhellt ſchon aus der 
Betrachtung, daß die feinerzeit erfolgte Verurthetlung des 
heutigen Klägers zur Herausgabe der bejagten Grundftüde 
nur als eine Conſequenz der Ergebnifjfe der damaligen Proceß⸗ 
führung fich darftelt, im Zuge welcher B. fein vollftändiges 
Alleineigentbum an den fraglichen Grundftüden nachgewiefen 
bat, und daß nur auf der Grundlage des erwiejenen Eigen- 
thums der Kläger als damaliger Gellagte troß des phyſiſchen 
Beſitzes der erwähnten Grunditüde zur Herausgabe derjelben 
an den Proceßgegner al3 gerichtlich anerlannten Eigenthümer 
derjelben verurtheilt wurde. Das Anerbieten, ftatt des da- 
maligen Klagsgegenftandes einen Abfindungsbetrag von 500 fl. 
annehmen zu wollen, Tonnte fich dem Gejagten zufolge nur 
auf die Grunditüde felbft bezogen haben, und läßt nur die 
einzige logiiche Auslegung zu, daB der Betrag von 500 fl. 
al Xequivalent für die Grundftüde ſelbſt begehrt wurde, 
weil eben dieſe leßteren den Streitgegenitand bildeten und es 
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widerfinnig wäre, im Hinblid auf die VBeftimmungen bes 
8 866 a. b. ©. 8. anzunehmen, daß B. dur Annahme 
der 500 fl. ſich lediglich des Befites, nicht aber des Eigen- 
thums an diefen Grundſtücken entäußert hätte. Steht aber 
feft, daß zwiichen den Parteien in Betreff der Abtretung der 
beiprocdenen Grundftüde ein rechtöverbindliches Ueberein⸗ 
kommen zu Stande kam, fo ift auch ein gefeglich giltiger 
Rechtstitel an Seite des Klägers dargethan und da dem letz⸗ 
teren zugeftandenermaßen ein rechtmäßiger, redlicher und 
echter phyſiſcher Beſitz an den ftreitigen Grundftüden zur 
Seite fteht, fo Hat den Erforberniflen des 8.372 a. b. G. B. 
Genüge geleiftet, und ftellt fi) jomit das oberlandesgericht⸗ 
liche Reformaturtheil als ſach⸗ und gejegmäßig begründet bar. 


Nr. 332. 
Die Behauptung der gefegmäßigen Veſchlußſfaſſung einer Gemeinde- 
verfretung iſt nit die Rehauptung einer einfachen Thatſache, fie 
enthält vielmehr eine aus mehreren Thatfahen gesogene Shlub- 
folgerung. Die Shlupfolgerung feld Kann nit durch Zeugen oder 
den Kaupteid nachgewieſen werden; folde Beweismittel ſtad nur 
rüafdtlih jener thatſählichen Amſtände sutäffig, welde die zur 

Schälußfolgerung nötige Grnndlage zu Bilden vermögen. 

Entſcheidung vom 28. Februar 1894, 3. 2207. — I. Senat. 

Kläger behauptet, in feiner Eigenjchaft als Gemeinde- 
vorfteher für die Gemeinde Zahlungen aus eigenen Mitteln 
geleiftet zu haben, welche die Gemeindevertretung als richtig 
anerfannte und zu erjeßen fich verpflichtete; über dieje letzten 
Umftände führt er drei Zeugen an und begehrt von der 
Gemeinde die Rüdzahlung. 

Das Gericht eriter Inſtanz gab dem Klagebegehren ftatt 
unter Berufung auf die Auslagen der angeführten Beugen, 
welche die klägeriſchen Angaben beftätigten. 

Ueber Appellation der Geflagten wies das Oberlandes- 
ericht in Abänderung des erjtrichterlichen Urtheile® das 
lagebegehren ab, denn die — einer Gemeinde 

kann nur durch einen in Gemäßheit der Beſtimmungen der 
Gemeindeordnung giltig zu Stande gekommenen Beſchluß 
des Gemeindeausſchuſſes begründet und durch das hierüber 
vorſchriftsmäßig aufgenommene Protokoll oder eine amtliche 
Beſcheinigung hierüber bewieſen werden, weil die Beſchluß⸗ 
fafjung einer Gemeindevertretung leine durch Zeugen ober 
einen Eid erweisliche Thatfache, ſondern eine rechtliche Schluß- 
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folgerung aus den nach der Gemeindeordnung zu einem 
giltigen Beſchluſſe erforderlihen und in dem betreffenden 
Situngsprotofolle zu conftatirenden Thatjachen ift, aus 
welchen das wirkliche Zuſtandekommen des behaupteten Be⸗ 
ſchluſſes erft abgeleitet wird. ' 

Die oberlandesgerichtlide Entjcheidung wurde vom 
oberften Gerichtähofe aus folgenden Gründen beitätigt: 
Der Nechtsanficht des Oberlandesgerichtes, daB ein Gemeinde- 
- ausfchußbefhluß nur durch das über dieſen Beichluß auf- 
genommene Protokoll oder eine amtliche Beſcheinigung 
hierüber nachgewielen werden könne, Tanın nicht beigepflichtet 
werden. Denn e3 befteht Teine pofitive Rorfchrift, melche 
dies anordnen würde; und gelten darum auch in diejer Hin- 
fit die allgemeinen Vorſchriften der Gerichtsordnung, inſo⸗ 
weit es fih um bie Beweismittel im Eivilprocefje handelt. 
Dem Oberlandesgerichte ift darin allerdings beizuftimmen, * 
daß die Beichlußfafjung einer Gemeindevertretung feine ein- 
fache Thatſache ift, vielmehr eine aus mehreren Thatjachen 
gezogene Schlußfolgerung bildet, und gilt hier dasſelbe, mas 
überhaupt bei der Führung eines Beweiſes durch aus ver- 
Ichiedenen Umftänden gezogene Schlußfolgerungen anzuwenden 
it. Die Schlußfolgerung felbft Tann nämlih nicht durch 
Beugen oder den Haupteid nachgewiejen werden; dagegen 
befteht fein gefegliches Hinderniß, jene thatfächlichen Um- 
ftände durch Zeugen oder Haupteid nachzuweifen, welche Die 
zur Sclußfolgerung der Gejepmäßigfeit des Beichluffes 
nötbige Grundlage zu bieten geeignet find. Bon dieſem 
Standpunkte aus betrachtet, enthält weder die Verhandlung, 
noch das aufgenommene Beweismateriale die Darlegung jener 
Umſtände, welche betreffend die Einberufung des Ausſchuſſes, — 
die BAchlußfänigkeit des Ausſchuſſes, — insbejondere die 
Bahl der jämmtlichen Mitglieder des Gemeindeauzichufles, — 
die Bahl der anweſenden Mitglieder — dem Richter jene 
©rundlage bieten würden, um zum Zwecke der Enticheidung 
dieſes privatrechtlichen Streites — audfprechen zu können, 
es jet der Beichluß giltig gefaßt worden. Der Kläger hat 
daher allerdings nicht bewiejen, daß die geflagte Gemeinde 
fih giltig verpflichtet habe, ihm die von ihm aus Eigenem 
für die Gemeinde geleilteten Zahlungen zu erſetzen. 


3* 
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Nr. 333. 


Gegen Mitglieder einer Genoffenshaft mit undefGränkter Kaftung 
Raun auf Grund eines Aussuges aus dem nad 8. 14 des Geſetzes 
som 9. Ayril 1873, U. 6. BE. Ar. 70, gu führenden Begifier nur 
Daun die Execution erwirkt werden, wenn das Megifier alle vorge- 
ſchriedenen Daten, fomit auch den Jag des Eintrittes der Executen 
in die Genoſſenſchaft enthält. 
Entſcheidung vom 1. März 1894, 3. 2357. — I. Senat. 


Auf Grund des Ausweiſes über die im Eoncurje einer 
Genofienichaft mit unbeichränkter Haftung als richtig aner- 
fannte Forderung des Gläubigerd X. und den Ausfall an 
derjelben, jowie auf Grund der Beftätigung über die Eigen- 
fchaft mehrerer Perſonen alg Mitglieder der Genoflenichaft 
jelbft Hat die erfte Inftanz dem U. die Einverleibung des 
erecutiven Pfandrechtes für feine Forderung auf die den be» 
treffenden Genofjenichaftern gehörigen Realitäten bewilligt. 

Dem Dagegen ergriffenen Recurje der Erxecuten, welche 
ihre Mitgliehiennft bei beitritten hatten, fand das Oberlandes- 
gericht unter Hinweilung auf bie Vorſchrift des $.60 des 
Geſetzes vom 9. April 1873, R. &. Bl. Nr. 70, und in der 
Erwägung feine Folge zu geben, ‚daß Die Frage der Mit⸗ 
gliedſchaft der Executen nur im Proceßwege erörtert 

werden Tann. 
Ueber den außerordentlichen Reviſionsrecurs der Exe⸗ 
euten bat der oberſte Gerichtshof in Abänderung beider unter⸗ 
gerichtlichen Entfcheidungen das Geſuch des A. abgemiefen. 
-Denn e3 wäre wohl auf Grund des beigebrachten Ausweiſes 
über die als Liquid anerkannte Forderung des A. und den 
Ausfall an berielben gemäß 8.60 des Geſetzes vom 9. April 
1873, R. ©. Bl. Nr. 70, die Erecution gegen die in An- 
ſpruch genommenen Benofienichafter zu bewilligen ‘und es 
genügt aud in der Negel zum Nachweife der Eigenichaft 
eine Genofienfchafterd der — über die Eintragung 
besjelben in das nach 8. 14 des citirten Geſetzes zu führende 
Negifter; allein dieſes 1 voraus, daß dieſes Negifter genau 
nad der Vorſchrift des 8.14 geführt wurde, daB daher aus 
dem Negifter auch ber Tag des Eintritte® des Genofien- 
Ichafters in die Genoffenichaft erfichtlih if. Da nun über 
diefen Umftand das beigebrachte Amtszeugniß feine Auskunft 
gibt und die Recurrenten ihre Mitgliedichaft beitreiten, jo muß 
das Regifter ſelbſt geprüft werben; in dieſem ift aber bezüg- 
lich der Recurrenten der Tag ihres Eintrities in die Genoſſen⸗ 


IT. 334. | 397 


fchaft nicht eingetragen. Wegen dieſes Mangels Tann im vor- 
liegenden Falle das fragliche Regiſter als ein ausreichender 
Nachweis der Mitgliedfhaft nicht angefehen werden, und da 
ein weiterer Nachweis nicht beigebracht wurde, fo iſt bei Ab- 
gang der das Erecutionsbegehren begründenden Boraus- 
ſetzung das Gefuh des U. gemäß des Hofdecreteg vom 
15. Februar 1833, 3. G. ©. Nr. 2593, abzumeifen. 


Nr. 334. 


Sum Begriffe des Yrivilegiumseingriffes (8. 38 Friv. Gef.) Wenn 
Jemand einem anderen eine Sache, welde deu Gegenſtand eines ihm 
verliehenen Privilegiums Bildet, gegen Entgelt zur Fenützung üßer- 
Cäßt und Lefterer die Zahlung des Entgeltes unterläßt oder ver- 
weigert, fo Begründet die Weiterbenũtzung der Sache von Seite des- 
felben Heinen Yrivilegiumseingriff. 
Entſcheidung vom 7. März 1894, 3. 8737. — I. Senat. 


Neber das Gefuch des U. gegen den B. wegen Privile- 
giumseingriffes hat die erite Inſtanz den gerichtlichen Augen⸗ 
jchein angeordnet und nach durchgeführtem Augenfcheine die 
im * 47 des Privilegiengeſetzes vorgeſehenen Verfügungen 
getroffen. 

Ueber Recurs des B. hat das Oberlandesgericht die erſt⸗ 
richterlichen Verfügungen als nichtig behoben und der erſten 
Inſtanz aufgetragen, das Geſuch des A. demſelben als zu 
einer Amtshandlung nicht geeignet zurückzuſtellen, weil die 
Vorlage der Privilegiumsurfunde (8. 18 Geſetz vom 15. Auguſt 
1862, R. G. Bl. Nr. 184) als unerläßliche Vorausſetzung 
für die Einleitung der Amtshandlungen des Gerichtes in 
Gemäßheit der 88. 46 und 47 desſelben Geſetzes betrachtet 
werden muß, weil nur dieſe Urkunde den Bittſteller zum 
Einſchreiten zu legitimiren vermag, weil die genannte Urkunde 
dem Geſuche nicht beiliegt und weil auch die Beilagen des 
Geſuches keine genügende Beſcheinigung für den behaupteten 
Privilegiumseingriff bilden. 

In dem dagegen von A. ergriffenen Reviſionsrecurſe wird 
hauptſächlich die Verpflichtung des Geſuchſtellers zur Vor⸗ 
lage der Privilegiumsurkunde beftritten und hat der oberite 
Gerichtähof über denfelben in Erwägung, daß in dem Gejuche 
des A. ein Privilegiumseingriff im Sinne des 8. 38 des 
kaiſerlichen Vatentes vom 15. Auguft 1852, R. G. Bl. Nr. 184, 
gar nicht behauptet wird, indem inhaltlich desſelben Der ver⸗ 
meintliche Eingriff in der Verwendung eines Härteapparates 
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für Senfen beftehen joll, welche Beriwendung mit Zuftimmmung 
des Privilegiumsinhabers ftatthat, und nur behauptet wird, 
daß der Gegentheil die Bedingungen einer diesfalls beftehen- 
den Bereinbarung, d. i. die Bezahlung der Benübungsgebühr 
nicht zuhalte; in Erwägung, daß der Beitand eines foldhen, 
wenn auch beitrittenen Nechtöverhältnifies die Vorausſetzung 
einer Sicherftellung im Sinne des 8.47 obeitirten Patentes 
dermal ausjchließt, und, mag auch durch die fonftigen authen« 
tiichen Gefuchsbeilagen der Beltand der Privilegien felbit 
genugfam nachgewieſen jein, das Einjchreiten nicht geeignet 
war, einen Augenſchein zum Zwecke der Beichlagnahme zu 
rechtfertigen, in Erwägung, daB die zweite Inftanz demnach 
mit Recht das Geſuch als zu einer Amtshandlung nicht ge- 
eignet abgewiejen hat, und daß die Behebung der auf Grund 
der Gejuchsbewilligung vorgenommenen gerichtlichen Acte 
jih al eine nothwendige Folge der Geſuchsabweiſung dar- 
jtellt, die oberlandesgerichtlide Reformatenticheidung vollin- 
haltlich beftätigt. 


Nr. 335. 


Die Alage auf Adlegung des Manifefiationseides tm Sinne bes 
8. 220 0.6. ®. (8. 294 w. g. 6. 9.) Bat nit ſtatt, wenn es AG nit 
um eine Bertufdung, fondern darum Haudelt, daß Bereits Bekannte 
beſtimmte Yermögensoßjecte, welde von der Gehlagten zurüdigeßatten 
werden, in Die Berlaſſenſchaft des ErBlaffers einbezogen werden follen.”) 
Entfheidung vom 13. März 1894. — PBlenar-Senat. 

In der Rechtsſache der U. wider die B. wegen eidlicher 
Angabe des vom Ehegatten der Lebteren hinterlafjenen Ver⸗ 
mögens begründete U. ihr Klagebegehren damit, dab die Ge- 
klagte bei der gepflogenen Nachlaßabhandlung nicht Das ganze 
hinterbliebene Vermögen angegeben, jondern hievon einige 
Privatforderungen, Sparcafjeneinlagen und Effecten, welche 
in der Klage genau angegeben und bezeichnet werden, ber- 
ſchwiegen und verjchleppt habe, wogegen die Geklagte beitreitet, 
daß die angeblich verichwiegenen Sachen dem Erblafjer eigen- 
thümlich gehörten und behauptet, daß diefelben theils einen 
minimalen Werth hatten, theils vom Erblafjer verjchenkt wurden, 
theil3 ihr felbft gehören. 


*) Siehe oberftgerichtliche Entfcheibungen vom 9. März 1875, 8. 1115 
(Sammlung Glaſer⸗Unger Nr. 5651); 25. Webruar 1885, 8. 15056 
(ibidem Pr. 11.345): 22. Juni 1886, B. 6977 (ibidem Nr. 11.081); 
ı1. April 1890, 3. 2956 (Sammlung Nowak, IV, 270). 
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Beide Untergerichte Haben dem Klagebegehren Folge ge«- 
geben umd fich in der Begründung auf die Beftimmung des 
8.2202. G. O. berufen. " 

Der dagegen eingebrachten außerordentlichen Reviſions⸗ 
beichwerde der Gellagten fand der oberjte Gerichtähof ftatt- 
zugeben und unter Abänderung der untergerichtlichen Urtheile 
die Klage aus nachftehenden Gründen abzumeijen: Der Zwed 
einer Klage auf den Manifeftationgeid im Sinne der 88. 219 
und 220 a. ©. D. und des Hofdecretes vom 16. December 
1791, 3.6. ©. Nr. 227, geht dahin, daß ein in den Nach— 
laß eines Verftorbenen gehöriges Vermögen — bezüglich deſſen 
die Beforgniß beiteht, daß einzelne Hierzu gehörige Bermögens- 
objecte von Jemandem widerrechtlicherweije vertufcht oder ver- 
hleppt wurden — erforjcht werde. Zu den Borausfegungen 

r die Buläffigfeit de3 Manifeftationgeides gehört aljo, daß 
dieſes Vermögen nicht befannt fit, fondern daß nur vermuthet 
wird, e3 fei ein in den Nachlaß gehöriges Vermögen vor- 
handen geweſen, und daß Zener, welcher den Manifeftations- 
eid ablegen foll, von der Vertujchung des Vermögens muth- 
maßliche Kenntnis haben dürfte. Die Klägerin ftügt ihren 
Klagsanfpruh darauf, daß die Geflagte bet der Berlaß- 
abhandlung da8 Vorhandenſein eined weiteren Nachlaß 
vermögeng, ald welches fie einbefannt hatte, in Abrede ftellte, 
obwohl die Klägerin davon Kenntniß zu haben erflärt, daß 
der Erblajjer auch noch die in der Klage näher angeführten - 
Fahrniſſe, Privatforderungen und Sparcaſſeeinlagen Hinter- 
laſſen Hat, und daß fich diefe Sachen im Belite der Geflagten 
befunden Haben, beziehungsweife noch befinden. Hieraus er- 
gibt fich aber des Weiteren, daB es fich vorliegend nicht um 
die Erforschung eines’ noch unbelannten Berlaflenichaftsver- 
mögen3 oder um die Behauptung einer Vertujhung von bis- 
her unbelannten Nachlaßobjecten, rüdfichtlich welcher e3 einer 
Angabe derjelben und der Ablegung des DOffenbarungsetdes 
im Sinne des 8. 220 a. G. O. bedürfte, fondern um beitimmt 
bezeichnete Werthobjecte, beziehungsweife um die Geltend- 
mahung von Eigenthumsanſprüchen auf ein belanntes Ver⸗ 
mögen, ja auf ſpeciell beftimmte Gegenftände handelt. Dem⸗ 

ufolge ergibt ſich aber auch, daß die gejetlihen Voraus⸗ 
sungen der YZulaffung des Manifeftationgeides vorliegend 
nicht vorhanden find, daß es ich vielmehr um bie Söhung 
einer Rechtöfrage handelt, wonach e3 der Klägerin überlafjen 
bleiben muß, falls fie vermeint, daß die fraglichen Werth- 
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objecte in den Nachlaß des Erblaſſers einzubeziehen feien, 
diefen Anſpruch im ordentlichen Rechtswege mittelft einer be- 
fonderen Klage geltend zu machen. Da fonad bie beiben 
unterrichterlihen Urtheile gejegliche Beftimmungen unrichtig 
aufgefaßt haben und hienach der Gellagten ein offenbares 
Unrecht zugefügt worden ift, jo wurde mit Hinblid auf das 
Hofdecret vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, in Ab⸗ 
änderung der gleichlautenden unterrichterlichen Urthetle das 
Klagebegehren unbedingt abgemiefen. 


Nr. 336. 


Buläffigheit der vierteljäßrigen Aufkändung eines Reſtandvertrages 
ungeadtet der Verabredung Balbjäßriger Eutrihtung des Mieih- 
jinfes. — Anwendung des 8. 2 der Ralferl. Berorduung vom 16. No- 
vennder 1858, U. 6. BL. Mr. 213, auch auf die Aufkündung eines 
iüfäweigend erneuerten Belkandvertrages. — Giltigkeit einer ver- 
früßten Aufkündung.*) 
Entſcheidung vom 14. März 1894, 3. 2948. — II. Senat. 

Der Gellagte 3. Hat vom 15. Auguft 1886 angefangen 
auf drei fahre gegen halbjährig in vorhinein zu entrichtenden 
Miethzind vom Kläger U. ein Magazin gemiethet, nad Ab- 
lauf dieſer Miethdauer das Beftandobject —— weiter 
benützt und dasſelbe am 31. October 1893 nach Maßgabe der 
“ Ausziehordnung für die Stadt Saaz vom 22. Mai 189, 
3. 39.525, 2.6. Bl. für Böhmen Nr. 44, viertetjährig zur 
Räumung im Yebruartermine gekündigt, jo daß die Miethe 
am 31 Jänner, oder, wie in der Duplit eventuell begehrt 
wird, am 15. Februar 1894 zu endigen gehabt hätte. Der 
Kläger wendet ein, daß der betreffende Beftandvertrag ftill« 
ſchweigend auf ein Jahr bis 15. Auguft 1894 und im un- 
günftigften Falle auf ein halbes Jahr erneuert worden ei, 
und daB B. in feinem Falle zu einer vierteljährigen Kündigung 
berechtigt jei. , 

Der erfte Richter wies die Hägerifhe Einwendung im 
Grunde des 8. 1115 a.b. G. B. und der oberwähnten Aus—⸗ 
ziehordnung zurüd und erklärte die Kündigung infoferne als 
zu Recht beftehend, als die Miethdauer nicht am 31. Jänner 
1894, jondern erft am 15. Februar 1894 zu endigen hat. 


*) Siehe oberftgerichtliche Entfcheidungen; 14. Jünner 1862, B. 217 
(Sammlung Glafer- Unger Nr. 1457); — 21. December 1892, 8. 14.881 
Nowak IH, Nr. 265, Bod. VII, ©. 128; — 8. Februar 1898, 8. 1522 
‚Spruch Nr. 157; — ibidem Rowat II, Pr. 157, 8b. VIII, ©. 9). 
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Das Oberlandeögericht wies dagegen die Kündigung bed 
B. vollftändig ab, weil nach 8.1116 a. b. G. 8. die Kündigung 
den Zwed hat, einen genau beftimmten Zeitpunkt für die Auf- 
hebung des Beitandvertrages und die Abtretung der Beftand- 
fache zu firiren (8.4 Tail. Verordn. vom 16. November 1858, 
R. G. Bl. Nr. 213), daher der Inhalt des Kündigungsgefuches 
bezüglich der Friſt zur Aufhebung des Beltandvertrages ein 
ejjentieller tjt, und, da aus der Rechtshandlung der Auf- 
fündigung die in derjelben begründeten Folgen gezogen werden 
müfjen, im Laufe des über die Einwendung eingeleiteten Pro⸗ 
cefies nicht weiter abgeändert werden Tann. 

Der oberfte Gerichtähof Hat das erftrichterliche Urteil 
wiederhergeftelt. Gründe: Die ftilljchweigende Erneuerung 
des fraglichen Beſtandvertrages eriredie ih nad) 8. 1115 
a. 5. G. 3. wegen der halbjährigen Vorauszahlung des Mieth⸗ 
zinjes ftet3 nur auf ein halbes Jahr. Um einer weiteren 
Erneuerung des Vertrages vorzubeugen, bedurfte ed allerdings 
einer Auffündigung. tr die Aufftündigungsfrift war bier 
bei dem Abgange eines bejonderen Uebereinkommens der Par- 
teten nach $. 2 lit. b des Gefehed vom 16. November 1858, 
R. G. BL. Nr. 213, die Kündigungs- nnd Ausziehordnung der 
Stadt Sanz maßgebend, wonach die bi3 15. Februar 1894 
laufende Miethung noch am 7. November 1893 wirkſam ge- 
fündigt: werden Tonnte. Daß der Miether die gehörige viertel- 
jährige Auffündigung dieſes Miethvertrages zur Vorbeugung 
der Erneuerung auf ein weitered halbes Jahr ſchon am 
31. October 1893 ftatt zwifchen dem 1. und 7. November 
1893 gegeben und ſich darin bereit erflärt hat, die Beſtand⸗ 
fache im Februartermine, jomit nach 8.6 der Ausziehordnung 
längſtens am 6. Februar 1894 ftatt vermöge feines Rechtes 
erft am 15. Februar 1894 zu räumen, gab dem Kläger feinen 
berechtigten Grund, gegen biefe Auffündigung mit Einwen⸗ 
dungen anzulämpfen, da ja der Geflagte doch nicht gezwungen 
werden Tonnte, das Dragosin bi3 zum legten Augenblide zu 
benügen, weil dies den Rechten des Klägers in feiner Weiſe 
abträglich war. 
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Nr. 337. 

Borausfegungen der Vertinenggualität von Mafdinen, Geräthen 
u. ſ. w. bezüglich einer su Fabriksswehen adaptirten und zum Fabriks- 
betriede Benügten Realität (BB. 2297 0.0.9. 3.) 
Entiheibung vom 20. März 1894, 8. 8272. — I. Senat. 


A. und 8., offene Gefellichafter einer protofollirten 
Handelsgejellichaft zum Betriebe der Inftallation von Gas⸗ 
und Waflerleitungen, kauften bie Realität ©., ließen das &e- 
bäude zu Fabrikslocalitäten adaptiren, richteten dasjelbe zur 
Führung des von ihnen betriebenen Geſchäftes ein, dehnten 
[päter den Betrieb auch auf die Zampenfabrication aus, brachten 
weitere Majchinen in die Realität, führten ein Mafchinenhaus 
auf, fchafften einen Gasmotor und eine Trandmifftionsanlage 
an, bewirkten zu dem ausdrüdlich bezeichneten Zwecke der 
Aufnahme eined Sparcaffedarlehend die gründbücherlidde An⸗ 
merfung der Erbauung des Fabriksgebäudes in der Einlage 
C., ließen an der Front des Hauſes die Firma anbringen 
und betrieben in diefem Gebäude die oben erwähnten Yabrils- 
zweige, bi3 die genannte Firma in Eoncurs verfiel. Im Laufe 
der Concurdverhandlung erjuchte das Handelögericht als Eon- 
cursinſtanz die Realinſtanz gemäß 8. 3 des Geſetzes vom 
10. Zuni 1887, R. G. Bl. Nr. 74, um Feititellung des Zu- 

gehörs der genannten Realität. 
Die Realinftanz entichied, es feien nur diejenigen Ap⸗ 
parate und Maſchinen, welche mit dem Boden, beziehungs- 
weile den Gebäuden der genannten Realität fichtlich in Ver⸗ 
bindung gebracht worden feien, in die Realinventur als 
Zugehör derjelben aufzunehmen; injoferne einzelne dieſer 
Objecte bereit3 von dritten Perſonen in jeparate, im offi« 
ciojen Wege nicht behebbare Mobiliarerecution gezogen worden 
find, bleibe den an der anerfannten Pertinenzqualität diejer 
Objecte interejjirten Perjonen überlaflen, die Aufhebung der 
erwähnten Mobiliarerecution im ordentlichen Rechtöwege zu 
betreiben; alle weiteren Gegenftände jeien ald Zugehör einer 
unbeweglichen Sache nicht anzujehen und daher in die Real⸗ 
inventur nicht einzubeziehen. In der Begründung dieſer Ent- 
ſcheidung wird im Wejentlichen Nachſtehendes ausgeführt: Es 
erhellt aus den Erhebungen, daß die in Anjehung ber er- 
zeugten Artifel und der Ausdehnung der Production ſtark 
mwechjelnde induftrielle Thätigkeit der obigen Firma fich mit 
den verfchiedensten Productionsmitteln, und zwar ſowohl auf 
der Realität C., um deren fundus instructus es fich hier 
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handelt, ald auch auf einer von ber Firma gemietheten 
Nachbarrealität vollzogen hat. Würde es vom wirthfchaft- 
lien Standpunkte darauf ankommen, den fundus iustructus 
des ganzen Fabriksunternehmens feftzuftellen, jo beftünde kein 
Zweifel, daB neben allen anderen, der Production dienenden 
beweglichen Objecten auch die Benügung der erwähnten Re 
alitäten in Betracht zu ziehen, demnach auch die Realität C., 
ſowie die an der fremden Rachbarrealität beitehenden Mieth- 
rechte, jammt allen auf diefen Realitäten befindlichen Ma- 
fhinen als fundus instructus des Fabriksunternehmens in 
Anichlag zu bringen wären. Darum kann es fich aber nicht 
handeln, da die Bugehörigleit einzelner Bermögensftüde zu 
einem wirthichaftlichen Organismus allein deren rechtliche Be- 
handlung als Einzeljachen nicht ausschließt, diefe Beſchränkung 
vielmehr nur für den fundus instructus eines unbeweglichen 
Gutes gilt. Hienach kommt nur in Frage, ob bie Maichinen 
und Geräthe der genannten Firma als fpecieller fundus in- 
structus der Realität C. anzufehen find, und deshalb durch 
Eingriffe der Gläubiger bisher von der Realität nicht ge- 
getrennt werden dürfen. Wenn auch die Erhebungen nicht 
geitatten, alle von der Firma verwendeten Mafchinen und 
Serätbhichaften, welche nur durch die Einheit der Induſtrie 
und nicht dur den Ort, wo dieſelbe betrieben wurde, zu 
einem wirthichaitlichen Ganzen vereinigt wurben, als fundus 
instructus der Realität C. anzufehen und deshalb im recht- 
lien Sinne ſelbſt gewiffermaßen als Immobilien zu er- 
Hären, jo muß doch eine andere Auffaflung in Anfehung jener 
Maſchinen plaggreifen, welche fichtlihy mit dem Boden, be- 
ziehungsweile den Gebäuden in Verbindung gebracht wurden, 
und welde nicht al3 eigentlicher fundus instructus im wirth⸗ 
ſchaftlichen Sinne, jondern weil fie mit einem unbeweglichen 
Gute objectio verbunden find, als Zugehör desfelben er- 
fcheinen und deſſen Geſetzen zu folgen haben. Wenn auch 
die Berbindung mancher dieſer Objecte mit dem Grund und 
Boden beziehungöweije den Gebäuden eine nicht jehr folide 
ift, und es bedenklich wäre, immer und unterſchiedslos jede 
an ſich bewegliche Sache jofort für einen Theil eines Xmmobile 
zu erklären, wenn diejelbe nur in loſer Weije, etwa mittelft 
eined Nagels, mit dem Saale in Verbindung gebracht wurde, 
jo bieße es aber anbererfeit3 offenbar gegen die Natur des 
Berhältniffes, die Intentionen unferes bürgerlichen Geſetzes 
. (88. 293—297) und die in Fällen ſolcher Art berührte publica 
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fides verftoßen, wollte man die Xmmobilifirung einer ihrer 
Natur nach beweglichen Sache nur dann zugeftehen, wenn fie 
mit einem Immobile in einer derartigen Verbindung fteht, 
daß fie ohne Gefahr der Zerftörung oder doch ſehr beträcht- 
lichen Beihädigung nicht mehr losgeldsſt werden fan. Wenn 
die Sachverſtaͤndigen die Verbindung der Mafchinen mit dem 
Gebäude al3 eine proviforifche und, daran anknüpfend, die 
mafchinelle Einrichtung nicht als eine folche bezeichnen zu 
müflen glaubten, welche der Realität dauernd zu dienen Habe, 
fo mollten fie nur dem wirthichaftlichen Gedanken Ausdrud 
eben, daß diefe mafchinelle Einrichtung nicht eigentlich der 
ealität, jondern der dort betriebenen Induſtrie zu dienen 
habe, demnach auf dem Reale überflüffig würde, wenn bie 
induftrielle Thätigleit aufgegeben oder wo anders Hin verlegt 
würde. Diefe Yeußerung der Sachverftändigen gründet ſich 
offenbar auf den wirthichaftlich richtigen Gedanken, daß Die 
maſchinellen Einrichtungsftüde als ein fundus instructus 
nicht der Realität, ſondern des dort theilweije betriebenen 
Fabriksunternehmens angefehen werden müfjen, präjudicirt 
aber keineswegs der, nach den vorftehenden Ausführungen zu 
bejahenden Yrage, ob die mehrerwähnten Mafchinen, ganz 
unabhängig von ihrer wirtbichaftlichen Beftimmung, infolge 
threr phyſiſchen Verbindung mit einem unbeweglichen Gute 
nach Geſetzesvorſchrift zu einer Bertinenz dieſes Immobile 
geworden rn 
Ueber Recurs des Concursmaſſeverwalters der obge⸗ 
nannten Yirma und mehrerer Gläubiger hat das Oberlandes- 
gericht erfannt, daß die ſämmtlichen, in der Realität C. be- 
findlihen Mafchinen, Werkzeuge und Yabrilgeinrichtungen als 
Fe diefer Realität anzujehen und in die Realinventur 
einzuftellen jeien und hat die erfte Inftanz angewieſen, nad) 
Rechtskraft diefer Entfcheidung die Anmerkung der Unwirk- 
lamfeit des von mehreren Concursgläubigern auf die genannten 
Gegenftände erwirkten erecutiven Pfandrechte8 in den be- 
treffenden Pfändungsprotofollen zu veranlaflen. In der Be- 
gründung wird Nachitehendes angeführt: Da nad) dem Aus—⸗ 
ſpruche der Sachverſtändigen in die Rede ftehende Realität 
nad) ihrer Anlage und Bauausführung zu Fabrikszwecken ge 
eignet ift, die fraglichen Mafchinen, Werkzeuge und Fabriks⸗ 
einrichtung fich zur Erzeugung von Gas⸗ und Waſſerleituugs⸗ 
gegenitänden und zur Lampenfabricatton nicht nur eignen, 
fondern zum ordentlichen Fabrilsbetriebe in diefen Fabrications⸗ 
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zweigen ˖nothwendig find, jo folgt Hieraus, daß diefe maſchi⸗ 
nellen Einrichtungen nicht nur mit der Realität in Verbindung 
gebracht wurden, fondern auch die dem Gebäude von deffen 
igenthümern ertheilte Widmung erfüllen helfen; zur Er- 
füllung diefer Widmung nothwendig find, fomit dem Fabriks⸗ 
gebäude, al3 der Hauptjache, dauernd zu dienen haben. Sie 
bilden daher ihr Zugehör. Daß W. und B. bücherliche Eigen- 
thümer des Haufes find, während die Firma „Majchinen- und 
Metallmaarenfabrif AU. & B.“ die majchinellen- Einrichtungen 
in das Gebäude eingebraht und die Fabrikation betrieben 
hat, vermag daran nicht3 zu ändern, da A. und B. die ein- 
‚zigen öffentlichen Gejellichafter der genannten Firma jind, 
daher alle von ihnen in dem Haufe C. als Yirmainhaber 
vorgenommenen Handlungen zugleich als Willensäußerungen 
der Hauseigenthümer anzujehen find. Ebenſo irrelevant für 
Die Beurtheilung der Bertinenzqualität der in Rede ftehenden 
Segenftände tft der Ausipruch der Sachverftändigen, daß das 
Fabrilögebäude auch anderen Fabricationszweden dienen kann, 
und dab dieſe Realität auch ohne die inventirten Mafchinen 
und Werkzeuge zur Erzeugung anderer Artikel benüßt werden 
fönnte, weil die Pertinenzeigenjchaft einer Sache eine wandel- 
bare tit, von den Eigenthümern gelöst werden kann, und für 
die Zugehördeigenfchaft der Majchinen nur die Widmung und 
Einrihtung der Fabrik in dem jeweils maßgebenden Zeit- 
punkte — iſt. Eine nothwendige Folge dieſer Ent- 
ſcheidung bildet die Unwirkſamkeit der auf dieſe Maſchinen 
erwirkten Mobilarpfändungen, eine Folge, welche in Gemäß- 
heit des 8. 3 des Geſetzes vom 10. Juni 1887, R. G. BI. 
Nr. 74, von Amtswegen wahrzunehmen ift. 
In den dagegen vom Concursmafleverwalter und einem 
Eoncurögläubiger ergriffenen Revifiongrecurjen wird der Stand» 
punkt vertreten, daß jämmtlichen Majchinen, Werkzeugen ꝛc. 
‚bie, Bertinenzqualität fehle, denn alle diefe Objecte jeien nicht 
don den Haugeigenthlimern, fondern aus dem Firmavermögen 
angeihhafft worden, eine Widmung von Seite der Hauseigen⸗ 
thümer liege nicht vor, und könne eine folde aus dem Um- 
ra daß die Gegenftände zu Yabrilationszweden geeignet 
eien, nicht geſchloſſen werden; dieſelben haben jedenfalls nicht 
sum dauernden Zwecke des Haufes zu dienen; die Anbringung 
er Sirmatafel am Haufe geftatte nicht den Schluß, daß das 
Haus Eigentum der Firma jet, vielmehr ergebe fich daraus, 
daß jene Objecte Zugehör des Geichäftes jeien. 
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Der oberfte Gerichtshof hat in Erwägung, daß die frag- 
liche Realität zur einen Hälfte dem A. und zur andern Hälfte 
dem B. grundblicherlich zugejchrieben ift, daß die inventirten 
Maſchinen, Werkzeuge und Fabrilgeinrichtungen Bingegen das 
EigentHum der Firma „Mafchinen- und Metallwaarenfabrit 
U. & 8.” bilden, daß diefe an fich beweglichen Sachen als 
Bugehör der bezeichneten Realität nur dann angejehen werden 
fönnten, wenn eine mit Buftimmung der Firma jeitend der 
grundbücherlihen Eigenthümer erfolgte ausdrückliche Beftim- 
mung diejer Gegenftände als Zugehör nachgewiejen wäre, 
daß eine derartige Rachweifung keineswegs vorliegt, daB die 
Anbringung der Firma an ber Front des Haufes völlig be» 
langlos ift, daß ebenfo wenig aus anderen Umftänden ein 
Schluß auf eine beabjtchtigte fortdauernde Verbindung dieſer 
Gegenjtände mit der Realität gezogen werden kann, und daß 
die Annahme der Pertinenzqualität diefer Gegenftände um fo 
weniger gerechtfertigt erjcheint, al3 nicht die Räumlichkeiten 
der vorerwähnten Realität allein, jondern auch gemiethete 
Rocalitäten des Nachbarhaufes bei dem Yabrifäbetriebe in 
Verwendung ftehen, und der zufällige Umftand, daß einzelne 
Gegenftände im Gebäude C. und nicht im Nachbarhaufe fich 
zeitweilig befanden, diefen Gegenftänden füglich nicht die Eigen- 
Ihaft von Pertinenzen der Realität C. zu verleihen geeignet 
ift, und in weiterer Erwägung, daß zu einer im officiofen 
Wege zu veranlaflenden Anmerkung der Unwirkſamkeit vor- 
. genommener Mobiliarerecutionen die Beftimmungen des $. 3 
des Geſetzes vom 10. Juni 1887, R. ©. Bl. Nr. 74, feine 
Handhabe bieten, nach Zulaß des 8. 16 bes kaiſ. Patentes 
vom 9. Auguft 1854, R. ©. BI. Nr. 208, beide untergerichtlichen 
Erledigungen abgeändert und entichieden, daß die fämmtlichen 
in Frage ftehenden Mafchinen, Fabrifgeinrichtungsgegenftände 
und Werkzeuge fein Zugehör der Realität E. bilden und daß 
eine Einbeziehung dieſer Gegenftände in die Nealinventur 
nicht ftattzufinden habe. 
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Nr. 338, 


Die nach 8. 56 des Befeges vom 11. Iuni 1879, U. 6. BI. Mir. 93, 
norzunnehmende Ermittelung des dur militärifhe Hebungen den 
GrundeigentBümern verurfahten Shadens iſt dem gerihtliden Ber- 
fahren enträdt. 
Entiheidung vom 230. März 1894, 8. 38352. — VII. Senat. 


Nach erfolgter Abhaltung von Artilleriefhiegübungen hat 
die zufolge der Borfchrift des 8.56 des Geſetzes vom 11. Juni 
1879, 8. G. Bl. Nr. 93, zujammengefehte gemiſchte Com⸗ 
miffion im Beifein des Grundeigenthümers A. fichergeftellt, 
daß auf feinen Feldern fein Schaden und Nutzentgang ver- 
urſacht wurde. U. begehrte nun bei Gericht die Bulaffung 
des Sacpverftändigenbeweijes zum ewigen Gedächtniffe über 
den ihm durd die Schießübungen verurfachten Schaden, 
welchem Anſuchen feitend der eriten Inſtanz Folge gegeben 
wurde. Weber den Recurs der Finanzprocuratur, in Ver⸗ 
tretung des Militärärars, in welchem geltend gemacht wurde, 
daß die Erhebung des fraglichen Schadens dem gerichtlichen 
Verfahren entrüdt jei und daß zufolge der erftrichterlichen 
Verfügung eine nah 8 200 a. G. O. unzuläffige Meberichau 
ftattfinden würde, bat das Oberlandesgericht Die erftrichter- 
liche Erledigung beftätigt, weil, abgejehen davon, daß diejer 
Recurs nad 8.17 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. BI. 
Kr. 69, unzuläffig erfcheint, die Unzuftändigfeit der Gerichte 
feine offenbare ift, die Erörterung der Competenzfrage viel- 
mehr den Hauptprocefle vorbehalten werden muß und von 
einer Weberichau Teine Rede fein kann, da 8. 200 a. G. O. 
einen nach den Beitimmungen der allgemeinen Gericht3ord- 
nung durchgeführten Beweis durch Kunftverftändige vorausjebt, 
während im gegebenen Falle der Schaden im adminiftrativen 
Wege erhoben wurde. 

Ueber den außerordentlichen Revifiongrecurs der Finanz- 
procuratur fand der oberfte Gerichtshof die beiden unter- 
gerichtlichen Erledigungen abzuändern und das Geſuch des A. 
um die Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnifje wegen der 
gerichtlichen Unzuftändigfeit zurückzuweiſen, weil dad Geſetz 
vom 11. Juni 1879 R. G. Bl. Nr. 93, im 8.56 für die Er- 
hebung der durch militäriiche Mebungen den Grundeigen- 
thümern verurſachten Schäden ein eigenes erfahren der 
Verwaltungsbehörde, und zwar, wie Died die Worte „un 
beſchadet einer Abfindung im gütlichen Wege” nicht verfennen 
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laſſen, ohne Vorbehalt ber erichtlichen Geltendmachung ver- 
zeichnet und hiedurch Die Yeititellung folcher Schäden dem 
"gerichtlichen Verfahren überhaupt, daher auch jeder gericht- 
lichen Beweisaufnahme entrüdt; weil die Unzuftändigleit der 
Gerichte nach $.1 des taiferlichen Batentes vom 20. Novem- 
ber 1852 R. ©. Bl. Nr. 251, fchon bei dem Beginne bes 
Geichäftes jorgfältig zu prüfen und dann, wenn, wie bier, 
zufolge bejonderer Vorſchriften ein gerichtliches Verfahren 
überhaupt nicht ftattfindet, die Bartei jofort von Amtswegen 
zurückzuweiſen und nicht etwa, wie das Überlandeägericht 
vermeint, erft die Einſprache des Proceßgegnerd abzuwarten 
tit; weil "Die de des 8. 17 des Geſetzes vom 16. Mai 
1 74, R ihon vermöge feiner Weberichrift 
eben ein "eivilgerichtliches Berfahren zur Vorausfegung hat 
und daher nicht aud dann zur Anwendung gelangen darf, 
wenn fich der Gegenjtand überhaupt nicht zu einent gericht- 
lichen Verfahren eignet, weil ſonach in der untergeridhtlichen 
Zulafjung des gerichtlichen Verfahrens in dieſer ausſchließlich 
der Verwaltungsbehörde vorbehaltenen Angelegenheit offenbar 
ungerecht da3 Aerar dem Proceßwege ausgeſetzt wird, daher 
nah dem Hofdecrete vom” 15. Februar 1833, Ru G. © 
Nr. 2593, die Nenderung der gleichlautenden tntergeri 
lichen Geiebigungen geboten tft. 


Nr. 339. 


In Briten des Berfachduchſyſtemes iſt die von dem Hupotßehargläußiger 
an dem in dem Edicte zur erſten Seilbietung deſtimmten Tage ge- 
ſchehene Anmeldung der Forderung rechtzeitig erfolgt”) 
Entſcheidung vom 28. März 1894, 3. 3373. — III. Senat. 

Der erfte Richter hat der Vorrechtsklage des U. gegen 
B. ftattgegeben und dabei angenommen, daB die vom 8: 2 
des Hofdecret3 vom 19. November 1839, J. G. S. Nr. 3 
borgejchriebene Forderungsanmeldung als rechtzeitig über- 
reicht anzufehen fei, wenn fie an jenem Tage bei Gericht 
präjentirt wird, an welchem die Feilbietung vor fich geht. 

Das Oberlanbesgericht bat dagegen mit der Abweifung 
der Vorrechtsklage ausgeſprochen, daß die Annahme, der An⸗ 


*) Bol. bie "Sie. dor Entiheidungen vom 28. Februar 1887, 
8. 1889 N u. 11. Au), vom 8. Huguft 1888, 3. 9428 (Beilage 
578: ‚ Sta owa?t, II, 65); vom 20. Mai 1890, 
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meldungstermin umfaffe den ganzen Feilbietungstag, mit Be- 
zug auf den Wortlaut der 8$ 2 und 3 des Hofdecretes vom 
19. November 1839, 3. &. ©. Nr. 388, eine irrige ift; der 
fraglidye Unmeldungstermin Tönne fih mit Rüdficht auf den 
Zwed des erwähnten Hofdecrete8 und den Wortlaut ber 
88 2 und 3 desjelben nur bis zum Berfteigerungstermine, 
d.h. jenem Zeitpunkte erjtreden, an dem eben die Berjteige- 
rung vorgenommen wird; und es Tönne auch nicht die Be⸗ 
fimmung des 8. 528 w. g. G. O., wonach eine Frift am 
legten Tage, und zwar mit der Ießten Stunde dieſes Tages, 
an welchem das Gericht offen fteht, verfällt, herangezogen 
werben, weil dasſelbe auf das mehreitirte Hofdecret, als ein 
Specialgeſetz, keine Anwendung findet. 

Der oberfte Gerichtähof hat das erftrichterliche Urtheil 
wieder Hergeftelt. Gründe: Das Hofdecret vom 19. No- 
vember 1839, %. ©. ©. Nr. 388, durch welches das Meiſt⸗ 
bot3verthetlungsverfahren für Tirol und Voralberg normirt 
wurde, enthält über die Berechnung der Friſten feine bejon- 
deren Beftimmungen und es müflen daher auch in Ddiefem 
Verfahren die allgemeinen Grundjäge der Gerichtsordnung 
über die Berechnung der Friften Geltung haben. Nad) den 
88 2 und 3 dieſes Hofdecretes find die Hypothekarforderungen, 
welche gegen eine Realexecutionsmaſſe geltend gemacht werden 
wollen, bis zu dem Tage, weldher in dem Edicte zur erften 
Feilbietung beftimmt wird, unter dem dort vorgejehenen Prä- 
judize, bei dem Nealgerichte anzumelden. Gemäß $. 528 m. 
g. G. O. fommt der Tag, auf welchen die erfte Weilbietung 
angeordnet ift, dem Anmelder zu ftatten und tft daher eine 
an diefem Tage überreichte Anmeldung als verjpätet nicht 
anzujehen. Diejes ergibt fi) auch aus den analogen Beftim- 
mungen jowohl der früheren al3 der derzeit in Wirkſamkeit 
ftehenden Concursordnung und, wie der Kläger mit Necht 
angeführt Hat, auch aus der amtlichen italienischen Ueber⸗ 
fegung des Eingangs citirten Hofdecretes, in welcher im 83 
Der Berjteigerungstag al3 dies utilis für den Anmelder aus- 
dDrüdlich bezeichnet wird. Denn, wenn auch nad) dem Ein- 
führungspatente zur meitgaligiicen Gericht3ordnung vom 
19. December 1796, J. G. S. Nr. 329, der deutiche Tert als 
Urtert zu betrachten ift, nach welchem die aus den Ueber- 
feßungen fich etwa ergebenden Zweifel zu beheben find, To 
kann ſich bier die Anficht des Gellagten auf eine Abweichung 
des deutichen Textes von der amtlichen italienifchen Weber- 
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feßung nicht ftügen, denn der deutſche Text jagt mit Rüdficht 
auf 8528 m. g. G. D., oder wenn allenfall3 die Anmeldung 
nicht al3 ein procefjualer, jondern al3 ein materiellrechtlicher 
Act aufgefaßt werden wollte, mit Rückſicht auf 8. 903 a.b. 
G. B., eben nichts anderes, ald was der italienische Tert aus- 
ſpricht und der Unterfchied befteht nur darin, daß im Leb- 
teren die Friftbeftimmung jo präcifirt ift, daß eine weitere 
Berufung auf 8528 mw. g. ©. D. volllommen überflüffig ge- 
macht wurde, während der deutfche Text nur in Verbindung 
mit diefem 8 528 die identiiche Yriftbeftimmung enthält. 
Im vorliegenden Falle fteht außer Frage, daß die Elägeriiche 
Anmeldung am nämlichen Tage überreicht wurde, auf welchen 
der erſte Yeilbietungstermin angejeßt worden war und fie 
muß daher als innerhalb der geſetzlichen Frift erfolgt an- 
gejehen werben. 


Nr. | 340. 


Sf das Ergebniß der über das Vermögen einer Gemeinde gelegten 
Rechnung im Berwaltungswege fefigekeit, fo And sur Eutſcheidung 
über einen danach angeſprochenen Erſatz die Gerichte zuſtändig. 
Entſcheidung vom 28. März 1894, 3. 3407. — I. Senat. 


Gegen die Klage der Gemeinde A., womit fie von B., 
al3 ihrem geweſenen Gemeindevorfteher, aus dem Grunde 
der Verwaltung des Gemeindevermögend den Erjag von 
509 fl. begehrt, erhob 8. die Einwendung, daß die Klage 
wegen Abganges einer ordnungsmäßigen Rechnungserledigung 
verfrüht jei und die Zuftändigleit der Gerichte derzeit noch 
nicht eintrete. Weber diefe Einwendung ftellte das Gericht 
erfier Inſtanz das bis zur SInrotulirung der Ucten im Wei⸗ 
jungszuge gediehene Verfahren wegen Unzuftändigfeit der 
Gerichte ein, weil der Klägerin nicht gelungen ift, auf Grund 
der beigebrachten Beilagen den Beweis darüber herzuitellen, 
daß fie gegen den Geklagten nad) Maßgabe der Beſtimmungen 
der 88 54, 55 und 56 der Kundmachung des ſteiermärkiſchen 
Zandesausfchuffes vom 14. Juli 1882, 2.9.81. Nr. 30, und 
dem Gejebe vom 12. April 1866 vorgegangen ift, welcher 
Vorgang gemäß $ 60 des Erlaſſes des Minifteriums des 
Innern vom 11. December 1850, 3. 13.353, die Zuftandig- 
feit des ordentlichen Gerichtes zur Entſcheidung diejer Recht3- 
fache begründen würde. 

Sufofge des Recurjes der Klägerin wurde vom Ober⸗ 
“andesgerichte der angefochtene Bejcheid aufgehoben und dem 
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erften Richter aufgetragen, mit Umgangnahme von dem ge- 
brauchten Grunde der Einftelung des Verfahren? das wei— 
tere geſetzliche Amt zu handeln. Gründe: Der Erſatzanſpruch 
gegen den Borfteher einer Gemeinde aus dem Grunde ber 
Verwaltung ded Gemeindevermögens und in Betreff jenes 
Betrages, welcher fich aus der Vergleichung der dem Gemeinde- 
vorfteher für die Gemeinde zugefloffenen Einnahmen und der 
von ihm für die Gemeinde bejtrittenen Auslagen zu Gunften 
der Legteren ergibt, hat nothwendig zur Vorausfegung, daß 
über die geführte Verwaltung nach den beftehenden Vor⸗ 
Ichriften ordnungsmäßig Rechnung gelegt, diefelbe geprüft 
und rechtöfräftig erledigt ſei, weil erjt in diefem Falle Die 
Sorderung der Gemeinde im Vermwaltungswege feftgeitellt er- 
icheint und vom Verwalter des Vermögens in dem, dem 
Ergebnifje der Rechnung entiprechenden Betrage der Erſatz 
verlangt werden Tann. Diefe Vorausfegung trifft bei der 
vorftehenden Klage zu. Es wurden im Laufe der Verhand- 
fung von der Klägerin die Gemeinderechnungen für die Jahre 
1887, 1888, 1889 und 1890 vorgelegt, von welchen die bei- 
den Letzteren vermöge des darin enthaltenen Nechnungs- 
abfchlufjes und der Angabe der einzelnen Einnahme- und 
Ausgabepoften als förmliche Rechnungen und nicht blos als 
Weberfichten über die Vermögensgebahrung, wie die Geflagte 
vermeint, anzujehen find. Auch find diefe Rechnungen von 
dem Gemeindevorfteher und beziehungsmweife den Gemeinde- 
ausſchüſſen unterfchrieben und ift unter Beweis geftellt, daß 
diefelben vom Gemeindeausfchuffe Traft des demjelben nad) 
dem Gemeindegejege vom 2. Mai 1864, 2.6.91. Nr.5, und 
der Kundmachung des fteiermärfifchen Landesausfchufjes vom 
14. Juli 1882, 2.6.91. Nr. 30, zuftehenden Wirkungsfreiies 
geprüft und erledigt wurden; ferner daß der Gellagte als 
abgetretener Gemeindevvrfteher, gegen die gelegte Rechnung, 
beziehungsmelfe gegen deren Ergebniß eine Berufung an Die 
dem Gemeindeausſchuſſe übergeordnete Verwaltungsbehörde 
nicht ergriffen hatte. Hiernach muß das Ergebniß der für die bis 
24. April 1889 dauernde Verwaltungsperiode des Gellagten 
gelegten Rechnungen als im borgeleieiebenen Wege feitgejtellt 
angejehen werden, wenn die Behauptungen der Hagenden 
Gemeinden, jo weit ſelbe widerfprocdhen find, bewiejen zu 
werden vermögen. Hiebei ift zu bemerfen, dab e3 feinen 
Unterjchied herbeiführen Tann, daß die Rechnungen für die 
Yahre 1889 und 1890 nit vom Geklagten, fondern von! 
4* 
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gegenwärtigen Gemeindevorfteher gelegt find, da die Ned 
nungen vom jeweiligen Gemeindevorfteher legen find, da 
auch die Verwaltung der Gemeinde eine fortlaufend dauernde, 
durch die Aenderung in der Perſon ded Vorſtehers nicht zu 
unterbredhende ift, demgemäß der Natur der Sache nad) Die, 
die VBerwaltungsperiode des ausgetretenen Gemeindevorftehers 
betreffende Rechnung auch dann der Prüfung und Erledigung 
durch den Gemeindeausfhuß unterzogen werden und die hie 
durch bedingten Rechtsfolgen nad fich ziehen muß, wenn 
diefelbe von Nachfolger im Amte gelegt wird, da dem Erfteren 
immerhin gegen eine ihm unrichtig Icheinende Rechnungs⸗ 
erledigung die entiprechenden Rechtsmittel im politifchen In⸗ 
ftangenzuge zuftehen. Iſt aber das Ergebniß der gelegten 
Rechnung im Verwaltungswege feftgeftellt, jo hat zur Geltend- 
machung de3 danad) zu leiftenden Erſatzes nach der Minifterial- 
verordnung vom 11. December 1850, 3. 13.353, da3 gericht- 
fihe Verfahren einzutreten, in welchem dem belangten Ge- 
meindevorfteher unbenommen bleibt, feine Einwendungen 
gegen den Anſpruch zu erheben. Hieraus ergibt fich die Zu- 
jtändigfeit der Gerichtäbehörden zur Verhandlung und Ent- 
iheidung über den hier in — genommenen Erſatz. 
Auch ſind beide Theile darüber einig, daß dieſer Erſatz im 
gerichtlichen Wege geltend gemacht werden kann, ſobald die 
Rechnungserledigung erfolgt iſt. Der Geklagte Hat die Ein⸗ 
wendung der Unzuſtändigkeit der Gerichte auch nur in dem 
Sinne erhoben, daß die Klage wegen Abganges einer ord- 
nungsmäßigen Rechnungserledigung verfrüht ſei und die Zu⸗ 
ftändigfeit der Gerichte derzeit noch nicht eintrete. Da nad 
dem Geſagten dieſe letztere Annahme nicht begründet erjcheint, 
war dem Rekurſe der klagenden Gemeinde jtattzugeben und 
der die Einftellung des Verfahrens verfügende erftrichterliche 
Beicheid aufzuheben, denn der Sach- und Rechtslage nad 
fann die Vorfchrift des 8348 J. N. Leine Anwendung finden. 

Unter Abweifung des Reviſionsrecurſes des Gellagten 
fand der oberfte Gerichtähof die oberlandesgerichtliche Ent- 
ſcheidung zu beftätigen, zumal der Gellagte, wenn er e3 unter- 
laſſen Hat,- die Rechnung mit Abfchluß feiner Verwaltungs⸗ 
periode al3 &emeindevorfteher jelbjt zu legen und dem 
Gemeindeausſchuſſe die zur Richtigftellung der Rechnung noth- 
wendigen Erläuterungen und Aufflärungen zu bieten, aus 
jeiner eigenen Unterlaffung einen giltigen Grund behufs 
Anfechtung der richterliden Competenz nicht ableiten Tann. 
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Nr. 341. 


Eine Bereinbarung, Kraft welder für eine Sefkimmie Zeit und gegen 
einen beſtimmten reis ein Steinbruch zur Gewinnung von Steinen 
üderlaffen wird, if nidt als Facht fondern als Kaufvertrag an- 
infeßen. 
Entiheibung vom 28. März 1894, 3. 3423. — III. Senat. 


Das Geſuch des Klägers um Bewilligung der pfand- 
weiſen Beichreibung der auf feinem Grunde befindlichen Vor⸗ 
räthe an Bruchfteinen und anderer Fahrnifje des Geflagten 
zur Sicherftellung des als Pachtzins eingeflagten Betrages 
von 500 fl. Hat die erite Inſtanz abgewieſen; weil nad) In⸗ 
halt der Klage Kläger feinen Steinbruch dem Belangten zur 
Gewinnung von Steinen für die Dauer von zwei Jahren 
geoen Entrichtung eines Preiſes von Lfl. 60 fr. für je eine 

lafter von Bruchfteinen überlaflen hat, demnach zwifchen 
den Barteien nicht ein Pacht-, jondern ein Kaufvertrag . zu 
Ctande fam, auf welchen die Beitimmung des 81101 a.b. 
G. nit anwendbar ift. 

Die zweite Inftanz hat dem Geſuche des Klägers Folge 
egeben, weil in der zwiſchen den Parteien abgefchloffenen 
ereinbarung alle Merkmale eined Pachtvertrages im Sinne 

der 88 1091, 1092, 1093, 1094 a. b. ©. B. vorhanden find. 

Ueber den ordentlichen Reviſionsrecurs des Geklagten 
hat der oberfte Gerichtshof den erftrichterlichen Beſcheid wieder⸗ 
hergeftellt, denn der in Rede ftehenden Vereinbarung mangelt 
zum Begriffe eines Bejtandvertrages das weſentliche Merf- 
mal der Unverbrauchbarfeit der zum Gebrauche überlafjenen 
Sache, indem die Ausführung der Vereinbarung eine bleibende 
Verminderung der Subjtanz des Steinbruches zur Folge hat, 
weshalb auch die erite Inſtanz mit Recht in dem vorliegen- 
den Rechtsgeichäfte die Veräußerung eines Theiles des Eläge- 
riſchen Steinbruches erblicdte, und folches als einen Kauf- 
vertrag richtig auffaßte. 
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Nr. 342. 
Eine mündfide legtwillige Erklärung iſt auf daun als giftig auzu⸗ 
fehen, wenn der dritte Zeuge ohne Widerſpruch mit den Beiden an- 
deren engen fid nicht an alle einzelnen Veſtimmungen der Left- 
willigen Erklärung zu erinnern vermag (8 586 a. 8. 6. 3.). 
Entfeibung vom 4. April 1894, 3. 3604.*) — I. Senat. 

Der mit. Hinterlaffung von fünf Kindern geftorbene U. 
hatte die Wohn- und Wirtbichaftsgebäude feinem Sohne B. 
mit der Verpflichtung vermacht, daß er feinen Geſchwiſtern 
E. und D. den auf fie entfallenden Werth dieſer Gebäude 
in Baarem auszuzahlen habe. Nach durchgeführter Abhand- 
lung wurde der ganze Nachlaß des A., ausſchließlich des 
Legates an B., beflen fünf Kindern zu gleichen Theilen ein- 
geantwortet. B., der das Legat angenommen hat, weigert 
ih, dem C. den auf ihn entfallenden Belag zu bezahlen, 
weshalb Lehterer ihn wegen Auszahlung des Legates belangt. 

Die erſte Inſtanz hat das Slagebegehren abgewieſen, 
weil nur zwei Zeugen die Iebtwillige Zuwendung des Legates 
an C. und D. beftätigen, der dritte Zeuge aber wohl auch 
die Anordnung de3 Legates beitätigt, ſich jedoch nicht er- 
innern kann, wem der Erblaffer dieſes Legat zugedacht Hat, 
demnach hier die zur Giltigkeit einer Teptwilligen Anordnung 
im eriten Abfabe des 8586 a. b. G. B. vorgeichriebene über- 
einjtimmende Ausſage Dreier Zeugen nicht vorliegt. 

Ueber die Uppellationsbeichwerde des Kläger? hat Die 
zweite Inſtanz mit Abänderung des eritrichterlichen Urtheils 
erfannt, daß B. ſchuldig ift, dem €. den auf ihn entfallen- 
den Betrag bes Legates zu bezahlen. 

Der oberite Gerichtshof fand das oberlandesgerichtliche 
Urtheil zu betätigen, weil alle drei Zeugen des lebten Willens 
übereinftimmend die Anordnung des fraglichen Legates be⸗ 
jtätigen und nur ein Zeuge fich nicht mehr zu erinnern ver- 
mag, wen der Erblafjer diejes Legat zugedacdht Hat; weil 
die Ausfage dieſes Zeugen mit der Angabe der beiden an- 
deren Zeugen in Teinerlei Widerſpruch fteht; weil dad Geſetz 
(8 586 Schlußabfaß a. b. G. B.) für den Fall, als ein Zeuge 
des legten Willens nicht mehr vernommen werden Tönnte, 
zur SHerftellung des Beweiſes über den Inhalt des legten 
Willens ſich mit der Ausſage der beiden anderen Zeugen, 


*) Siehe oberjtgerichtliche Entiheibung vom 28. Mat 1879, 3. 65052 
(Sammlung Glafer-Unger Nr. 7491) — und vom 18. November 1880, 
3. 9998 (ibidem Nr. 8184), 
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ſohin mit dem in der Gericht3ordnung für Weftgalizien 
(8 211) vorgejehenen Beweife durch zwei unbedenkliche Zeugen 
begnügt, und bei Iogifcher Interpretation des Geſetzes dieſeni 
Talle auch jener gleichzuhalten ift, wenn der dritte Beuge 
zwar vernommen wird, aber ohne Widerfpruch mit den bei- 
den anderen Beugen ſich nicht an alle einzelnen Umftände 
zu erinnern vermag. 


Nr. 343. 


1. Bär die Beurteilung der Identität einer Sypolßek (B 448 a. 6. 
6. 3.) iR nur die Zahl der Grundsusseinfage maßgedend, unter 
welcher die Betreffeude undewegliche Sache eingetragen if. — 2. Pie 
Belimmung des 8 14853 a. 6. G. 3. Bericht AO nur auf Kand- 
pfänder. Pas Pfaudrecht an einer Aypetfeh verjährt, wie in der 
Regel jedes andere Met nad 8 1479 a. 6.6. 3. nad dreißig Zahren. 
Entſcheidung vom 10. April 1894, 3. 8941. — I. Senat. 


Im Laftenblatte der Einlage Nr. 176 des Grundbuches 
der Gemeinde &. ift für die Forderung des C. im Betrage 
von 80 fl. C. M. das Pfandrecht einverleibt. A. und B., 
nunmehrige Eigenthümer obiger Realität, behaupten, daß 
diefes Pfandrecht, welches ſeit mehr ald 40 Jahren auf der 
Realität Haftet, Durch Verjährung erlofchen ift und belangen 
die Verlaſſenſchaftsmaſſe nad) C. wegen Einverleibung der 
Löſchung diefed Pfandrechtes. 

Beide unteren Inftanzen haben das Klagebegehren ab- 
gewiejen, weil die mit dem in Rede ftehenden Pfandrechte 
belaftete Realität in der Klage mit der ENT. 139/278, im 
Grundbuchsauszug Hingegen mit der ENT. 164/278 bezeichnet 
ift, demnach die Fdentität der Realität, aus deren Paſſivſtande 
das Pfandrecht gelöjcht werden foll, nicht erwielen tft und 
weil auch davon abgelehen dem Löſchungsbegehren wegen ein- 
getretener Verjährung die Beſtimmungen der 88 451, 469 
und 1483 a. b. G. 3. entgegenftehen. 

Der oberfte Gerichtahnt hat über dag außerordentliche 
Reviſionsbegehren der Kläger die in Beichwerde gezogenen 
unterrichterliden Urtheile abgeändert und aus folgenden 
Gründen nad dem Klagebegehren erlannt: Nach Ausweis 
des beigebradhten Grundbuchsanszuges find die Kläger ge- 
meinſchaftlich Eigenthümer der Realität Einlage Nr. 176 des 
Grundbuches der Gemeinde X. Kür die Beurtheilung der 
Identität des Grundftüdes, auf welchem die nach dem Klage- 
begehren zu löſchende Laftenpoft haftet, ift, twie aus den Vor⸗ 
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ichriften der 88 3, 6, 7, 85 des Put arg Landesgeſetzes 
vom 20. März 1874, 2.6. 8 der 88 2, 3, 
4, 85, 98 ©b. Geſ. Angweifelaft hervorgeht, die Zahl ber 
Grundbuchgeinlage, mit welcher dasſelbe eingetragtn ift, allein 
maßgebend. Mit Rüdficht darauf ift es in Anjehung des zu 
löſchenden Pfandrechtes gleichgiltig, ob die als Hypothek 
dienende Realität der Kläger mit der in der Klage angeführten 
oder einer anderen Confcriptionsnummer bezeichnet ift, und 
ift darum auch der aus der Verjchiedenheit der in der Rlage 
angeführten und der aus dem Grundbuchsauszuge erfihtfichen 
Sonferiptionsnummer abgeleitete Grund der Abweifung d 
Klage hinfällig. Rechtsirrthümlich ift ferner auch die In- 
Ihauung der Untergerichte, daß dem Löjchungsbegehren ber 
leger die Beſtimmungen der 88 461, 469 und 1483 a. b 

entgegenſtehen, weil der 8 1483 a. b. ©. B., weicher 
anordnet, daß die Verjährung dem Gläubiger, der „das 
Pfand in Händen Hat”, nicht eingewendet werden Tönne, 
nah dem Wortlaute und dem Geifte des Geſetzes un- 
verfennbar nur eine Ausnahme Hinfichtlich des Fauſtpfandes 
ftatuirt, welche die Regel pehätigt, daß das Pfandrecht an 
einer Hypothek nah 8 1479 a. b. G. 8. wie jedes andere 
Recht in 30 Jahren verjährt. aid nun erwogen, daß das 
Pfandrecht für die Forderung des C. auf der Realität der 
Kläger ſchon feit 7. April 1852, alfo feit mehr als 40 Jahren 
haftet; daß nicht erfichtlich ift und vom Curator der belangten 
Berlaffenfchaft des Glänbigers gar nicht behauptet wurde, daß 
“die rechtliche Möglichkeit zur Ausübung des Klagerechtes hin- 
fichtlich der Forderung und des erworbenen Pfandrechted aus- 
geichloffen war, jo war das auf die Verjährung geftüßte Klage- 
begehren nach den 88 1451, 1478, 1479 und 1499a.6.6.%. 
für gegründet zu halten. Die das Klagebegehren abweijenden 
Urtheile der Untergerichte enthalten ſonach ein den Klägern 
zugefügte8 Unrecht und war deshalb mit Abänderung der- 
jelben nad) dem Klngebegehren zu erlennen (Hofdecret vom 
15. Sebruar 1833, 3. ©. ©. Nr. 2593). 


Nr. 344. 

Die Rechtskraſt der Meiſtbotsvertheilung Hindert nit die nachträg⸗ 
fie Geltendmadhung einer nihtaugewiefenen Korderung im Alagswege- 
Entfcheidung vom 10. April 1894, 3. 4329. — Blenarfenat. 

Auf einer Realität Haftete für die Sparcafje in ©. ein 
Capital von 3600 fl. mit dem Vorrange vor der Forderung 
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des B. per 412 fl. 90 fr. und vor dem Icbenötänglichen 
Wohnungsrechte der C. Auf diejes Capital Hat die A. an- 
fiatt de3 Schuldners mehrere Raten im Gejammtbetrage von 
630 fl. bezahlt und als die Realität jpäter im Erecutiong- 
wege veräußert worden war, wurde zur Berechnung und Ber- 
theilung des Meiftbotes von der erwähnten Sparcafle der 
nad) Abzug des bezahlten Betrages erübrigende Reſt an- 
gemeldet und derjelben auch zugemwiefen, während das Be- 
gehren der A. um Buweijung der von ihr bezahlten Summe 
von 630 fl. fammt Nebengebühren in der Rangordnung des 
Spareaſſecapitales abgewieſen worden ift, weil fie für ihre 
Forderung fein grumdbücherliches Pfandrecht beſaß. Gleich⸗ 
zeitig wurde der Neft des Meiftbotes nach Abzug der Vor— 
ugöpoften und der der genannten Sparcafle zugewieſenen 
— in der Weiſe vertheilt, daß auf das Wohnungs⸗ 
recht der C. ein Bedeckungscapital von 200 fl. und die Forde- 
rung des B. per 412 fl. 90 fr. zugewiefen wurde, womit der 
Meiftbot erichöpft war. Nachdem dieje Meiftbotsvertheilung 
rechtöfräftig geworden war, hat A. in einem gegen die mehr- 
erwähnte Sparcafje durchgeführten Proceſſe die Ausftellung 
einer zur grundbücherlichen Einverleibung geeigneten Ceſſions⸗ 
urkunde und ſohin auf Grund derjelben die bücherliche Ueber- 
tragung de3 Pfandrechtes rüdfichtlich des (von ihr bezahlten) 
Betrages per 630 fl. fammt Nebengebühren erwirft. 

Sn der nun gegen B. und ©. überreichten Klage be= 
hauptet A., daB auf Grund dieſer verbücherten Ceſſion der 
rechtöffäftige Vertheilungsbefcheid eine Aenderung in der 
Weile erfahren müfje, daB der nad) Befriedigung der Spar- 
cafe in G. verbleibende Meiftbotsreit von 612 fl. 90 fr. fammt 
Nebengebühren ftatt auf die Forderung des B. und das 
Wohnungsrecht der C. an die Klägerin auf Abjchlag der ihr 
bon der Sparcafje abgetretenen Forderung zugewiejen werde 
und ftellt das Begehren, die Geflagten haben diejed anzu- 
erkennen und B. fei überdies als dermaliger Eigenthümer 
der Realität jchuldig, der Klägerin den Betrag von 612 fl. 
Mfr. ſammt Nebengebühren zu bezahlen. 

Beide Untergerichte Haben das Klagebegehren abgemiejen, 
wobei das Oberlandesgericht insbefondere in Feiner Begründung 
Nachſtehendes Hervorhob: Mit dem Vollzuge der Teilbietung 
erlöichen alle dinglichen Rechte an dem veräußerten Gute und 
tritt an deren Gtelle dad Recht auf prioritätgmäßige Ber 
friedigung. Der Richter Hat, nachdem unter den Pfand» 
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gläubigern die Verhandlung des Vorrechtes halber gepflogen 
wurde, dem Erfteher jene, welche er aus dem Meiltbote zu 
bezahlen hat, nambaft zu machen und zu diefem Ende einen 
für alle Theilhaber rem judicatam wirfenden Verthetlungs- 
ausweis Hinauszugeben; maßgebend hiebei ift die Necht3- 
lage und der Grundbuchsftand zur Zeit der executiven Yeil- 
bietung, beziehungsweije der Meiſtbotsberechnung. Die Klägerin 
war zu dieſer Zeit nicht Tabulargläubigerin, fie hatte gar 
fein Pfandrecht, e3 fehlte ihr daher jeder Rechtsanſpruch zur 
Betheiligung an dem Meiftbote. Iſt eine Verbindlichkeit 
rechtskräftig auf den Meiftbot nicht gewiejen, jo ift das er- 
worbene Pfandrecht Hiefür dem Erfteher gegenüber, dem bie 
Realität bereit3 eingeantwortet wurde, erlojchen und haftet 
indebite; der Umstand, daß das Pfandredht grundbücherlic) 
nicht zur Löſchung gelangte, berechtigt den nachträglichen 
Nechtsnachfolger des urſprünglichen Hypothefargläubigers nicht, 
da3 confumirte Pfandrecht den nachfolgenden Gläubigern und 
dem Erfteher gegenüber nochmals auszuüben. Die Vorredjt3- 
age ift eine Klage auf Anerfennung, daß dem Kläger ein 
befjeres Recht gebühre, al3 ihm in dem Meiftbotäbeicheide 
zuerfannt wurde, nicht aber, daß ein erft nachträglich ge- 
Ichaffenes Rechtsverhältniß in der rechtäfräftigen Meiftbots- 
berechnungserledigung Plat finde. Die Klägerin tft daher 
nicht berechtigt, von den Geklagten al3 nachfolgenden Zabular- 
gläubigern, welche infolge der Nichtliquidirung der bezahlten 
Forderung von Seite der Sparcafje in G. vorgerüdt find und 
daher durch die rechtäfräftige Metftbotsberechnung Rechte er- 
Yangt haben, melde durh das nachträglich zwiichen der 
Klägerin und der Sparcafle in G. durchgeführte Ceſſions⸗ 
verhältniß nicht alterirt werden Tönnen, die Anerlennung 
einer Abänderung dieſes Meiftbotöbeicheides zu ihrem Nach- 
theile zu begehrten, noch weniger aber vom gegenwärtigen 
Hypothelsbefiger, welcher die Realität vom erecutiven Erfteher 
erworben hat, daher in gar feiner Beziehung zur Meiftbots- 
zuweifung fteht, und bezüglich defjen ein anderer Nechtögrund 
auch nicht behauptet wird, die Zahlung zu verlangen. 

Ueber die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde der Klägerin 
fand der oberfte Gerichtshof beide untergerichtlichen Urtheile ab- 
zuändern und dem Klagebegehren aus nachftehenden Gründen 
ſtattzugeben: Die Geltendmachung eines ftärferen Rechtes auf 
Befriedigung aus dem Erlöfe für das Pfandgut ift innerhalb 
der regelmäßigen Verjährungszeit weder an einen ausdrüd- 
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lichen Vorbehalt oder an eine gewiſſe Yrift gebunden, noch 
durch die Rechtöfraft der im außerftreitigen Verfahren nad) 
dem Grundbuchsitande geichehenen Bertheilung des Kauf- 
Ihillings behindert. Im Zuge diejer Vertheilung war das 
Gericht gar nicht berufen, über die zwifchen den Betheiligten 
ftreitig gewordene Forderung der Klägerin zu entjcheiden. 
Die Klägerin hat nun in Wege der Vorrechtsklage die ur- 
kundliche Nachweiſung geliefert, daß ihr von der auf dem 
Beſitzſtande des Erftgeflagten für die Sparcaffe in G. mit 
dem Vorrange dor der Forderung dieſes Gellagten und vor 
dem Wohnungsrechte der Mitgellagten erecutiv haftenden, da- 
her Schon deshalb einer Auffündigung nicht mehr unter- 
worfenen Forderung von 3600 fl. gewille verfallene Raten 
abgetreten worden find, ſowie, daB in Anſehung berfelben die 
Mebertragung de3 Piandrechtes an die Klägerin einverleibt 
wurde. Dem entgegen ift den Gellagten der Beweis nicht 
gelungen, daß die Forderung bereit3 erlofchen jei. Zuvörderſt 
geftatten die Beitimmungen ber 88 1358 und 1423 a. b. G. B. 
feinen gegründeten Yweifel, daß durch die Zahlung eines 
Dritten die Forderung nicht jedenfalls erlifcht. Den Gellagten 
aber kommt gar nicht zu, die infolge der Zahlung der Klägerin 
gefchehene Abtretung des Yorderungstheile8 an fie zu be— 
fampfen. Nach den eben bezogenen Geſetzesſtellen iſt Die 
Klägerin in die Rechte der Sparcafje nicht, wie da3 Ober⸗ 
landesgericht vermeint, durch ein erft nach der Meiftbots- 
vertheilung gejchaffenes Rechtsverhältniß, fondern jchon durch 
gr dem Aivangöverfaufe "vorangegangene Zahlung getreten. 

ei der Liquidirungstagfahrt hat auch in der That Die 
Klägerin diefe Forderung angemeldet. Die Zumeifung wurde 
Damal3 wegen der mangelnden grundbücherlichen Uebertragung 
verweigert und der nach dem Vorrange auf fie entfallende 
Theil des Meiftbotes den Gellagten zugewiejen. Bon einem 
Verzichte auf das bücherliche Recht kann aljo gewiß nicht Die 
Rede fein. Völlig rechtätrrthümlich ift die Annahme, daß 
mit dem Vollzuge der Feilbietung alle dinglichen Rechte an 
dem veräußerten Gute erlöichen und daß an ihre Stelle dag 
Recht auf prioritätsmäßige Befriedigung trete. In dieſer 
Hinſicht kann wohl von einer eingehenderen Widerlegung Um⸗ 
gang genommen und lediglich auf die Beſtimmungen des 
$ 443 a. b. G. B., des 8 339 a. G. O. und auf die Feil—⸗ 
bietungsbedingniſſe gewieſen werden, bie nicht etwa den Er- 
fteiger verpflichteten, den ganzen Meiftbot baar zu entrichten 
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und zu erlegen. Der Mangel der grundbücherlichen Ueber- 
tragung des Piandrechted konnte weder dem aufrechten Vor⸗ 
range abträglich fein, noch ein Borrüden der Gellagten er- 
möglichen, weil eben das Pfandrecht mit dem Vorrange noch 
immer, wenn aud für die Sparcajie, haftete. Die Geflagten 
haben daher nach wie vor den von ihnen jelbft dieſer Forbe- 
rung eingeräumten Vorrang auch der Klägerin gegenüber an- 
zuerfennen und die entjprechende Aenderung des Zumeifungs- 
bejcheides gegen ſich gelten zu laflen. Der Erftgeflagte aber 
als Eigenthümer des Pfandgutes ift überdies verbunden, der 
Klägerin die verfallenen Raten der executiv haftenden Forde⸗ 
rung ſammt Zinjen aus der Hypothek zu bezahlen. Es war 
demnad) gemäß dem Hofdecrete vom 15. Februar 1833, 
J. G. ©. Nr. 2593, in Abänderung der offenbar ungerechten 
Urtheile der Klage ftattzugeben. 


Nr. 345. 


Pas von dem Yater feiner Toter gegebene Verſprechen eines Keirats⸗ 
gutes Bedarf zu feiner Giltigheit nad 1a des Geſetzes vom 25. Iufi 
1871, R. G. Bl. Mir. 76, der Aufnahme eines Rotariatsactes. 
Entfheidung vom 11. Upril 1894, 8. 4881. — I. Senat. 


Das von der Klägerin U. gegen ihren Vater B. gerich— 
tete, auf ein vom Letzteren gegebenes und von der A. an⸗ 
genommenes Verſprechen, daß er ihr ein geiratägut in einer 
beftimmten Höhe geben werde, geitüßte Begehren auf Aus- 
zahlung einer reftlichen Heiratsgutforderung wurde von beiden 
unteren Inftanzen aus folgenden, im Weſentlichen überein- 
ftimmenden Gründen zurüdgewiejen: Die Entfcheidung des 
vorliegenden Nechtöftreites hängt vor Allem von der Be- 
antwortung der Frage ab, ob der geſetzliche Begriff der Ehe- 
pacte auf jene Verträge, welche zwifchen Ehegatten oder von 
Dritten in ihrem Namen abgefchlofjen werden und die Nege- 
lung der Vermögensverhältnijje der Ehegatten mit Bezug auf 
die eheliche Verbindung zum Gegenftande Haben, beihränft 
ift, oder ob auch blos zwifcheh tem einen Theile unb einem 
Dritten in diefer Richtung abgeſchloſſene Verträge als Ehe⸗ 
pacte angejehen werden müfjen. Wenn erwogen wird, daß 
der 81217 a.6.©.8., der den Begriff der Ehepacte feftftellt, 
einen folchen einjchräntenden Unterjchied nicht macht, wohl 
aber Verträge, die das Heiratsgut zum Gegenftande haben, 
ansdrädlich als Ehepacte bezeichnet, daß durch die im 8 1218 
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a. b. ©. 3. enthaltene Definition des Heiratsgutes als des⸗ 
jenigen Vermögens, da3 von der Ehegattin oder für fie von 
einem Dritten, dem Manne zur Erleichterung des mit der 
ehelichen Gemeinjchaft verbundenen Aufwandes gegeben oder 
‚zugefichert wird, diefer Begriff nicht erjchöpft ift, indem nach 
SS 670, 671 nnd 1220 a.b. ©. B. auch jenes Vermögen als 
Heiratögut bezeichnet wird, welches .einer Frauensperſon von 
einem Dritten gewidmet wird, damit fie e3 jeinerzeit zu obigem 
Zwede verwende, fo ift es Har, daß auch jenen Verträgen, 
welche zwiichen der Tochter und dem Bater über das ihr vom 
Letzteren zufommende Heiratsgut abgeſchloſſen werden, den 
Charakter von Ehepacten Haben. Da nun nad $ 1a des 
Gefeßed vom 25. Juli 1871, R. ©. BI. Nr. 76, Ehepacte nur 
dann giltig find, wenn über dieſelben ein Rotariat3act errichtet 
worden ift, die vorliegende Klage aber einen zwifchen der 
Klägerin und ihrem Vater mit Rüdficht auf die bejtehende 
. Ehe der Erfteren geichloffenen Vertrag über das Heiratsgut 
zum Gegenftande hat, über dieſes Rechtsgeſchäft ein Rotarints- 
act aber nicht errichtet wurde und aus diefem Grunde der 
angeblide Vertrag nicht al3 giltig angefehen werden Tann, 
wurde die Klage abgemiefen. 

Der oberfte Gerichtshof hat dem außerordentlichen Re- 
vifionsbegehren der Klägerin Teine Folge gegeben, weil in der 
den gleichförmigen Urtbeilen zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
anficht, daß auch die Beftellung des Heiratsgutes von dem 
Bater für die Tochter mittelft Vertrages zu ihrer Giltigkeit 
nad) 8 1a des Gefepes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 76, 
der Aufnahme eines Rotariat3actes bedarf, eine offenbare Un⸗ 
gerechtigkeit nicht wahrgenommen werden Tann. 


Nr. 346. 
Ein Honorar für die Yermittlung eines Geſchäftes kann nur Zener 
verlangen, Dur deſſen Thätigkeit das Geſchäft wirklich zu Stande 
gekommen ifi. Die gegenfeitige Namhaftmachnug der Gontraßenten 
für ſich alein erſchöpft nit deu Begriff der Gelhäftsvermittlung. 
Entſcheidung vom 18. April 1894, 8. 414. — III. Senat. 


Mit Schreiben vom 24. October 1890 hatte die B. den 
A. beauftragt, für fi den Verkauf ihres Gutes D. um den 
beiläufigen Preis von 100.000 fl. zu vermitteln und ihm „für 
die unmittelbare oder mittelbare Zumweifung eines wirklichen 
Käufers, d.i. eines folchen, dem das Gut durch ihn oder feine 
Organe, dirert oder indirect, jchriftlich oder mündlich, em⸗ 
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pfohlen würde”, eine ‚aprocentige Provifion vom Raufjchillinge 
ala Honorar zugefihert. Im Sommer 1891 hat U. dem C. 
unter ausführlicher Darftellung ber Bortheile des Gejchäftes 
das Gut D. brieflich zum Anlaufe angeboten, wovon er den 
Gatten der B. als deren Bevollmächtigten mit Schreiben vom 
26. Auguft 1891 verjtändigt zu haben behauptet. Allein E., 
welcher in Verhandlungen wegen des Anfaufs des Gutes F. 
ftand, ſchickte dem N. die ihm zugefommenen Gutöbeichreibungen 
mit der Erklärung zurüd, daß er auf den Ankauf des Gutes 
D. nicht reflectire; und auch der Gatte der B. fchrieb dem 
A. unter dem 19. September 1891, er habe von Geite des 
C. keine weitere Nachricht erhalten. Erft nachdem C. von der 
See, das Gut F. anzufaufen, ablam und ihm mittlerweile 
das Gut D. von dem Agenten €. empfohlen wurde, entjchloß 

Le fih eben durdy Vermittlung des E., dieſes Gut anzulaufen. 
A. belangte nun die B. auf Zahlung de3 Betraged von 
1065 N al3 Honorar für die Vermittlung des Verfaufes des 

ute3 D, 

Die erite Inſtanz wies das Klagebegehren ab, weil ©. 
zur Beit, als ihm der Kläger den Kauf antrug, noch nicht 
daran dachte, dieſes Gut zu kaufen, er dieſes Gut vielmehr 
it ein halbes Jahr ſpäter erwarb, und weil die eigentliche 
Anregung für feinen Entfchluß, das Gut zu kaufen, nicht dic 
Einflußnahme des Klägers bildete, jondern das Gefchäft durch 

ermittlung des €. zu Stande Fam. 

Ueber Appellation des Klägers hat das Oberlandesgericht 
den Zufpruch des Klagsbetrages von dem Beweiſe abhängig 
gemacht, daß Kläger mit dem Echreiben vom 26. Auguft 1891 
den Gatten der Gellagten als deren Bevollmächtigten davon 
veritändigt habe, daß er, Kläger, das fragliche Gut dem €. 
unter ausführlicher Darftellung der Vortheile des Kaufes zum 
Kaufe angeboten Habe. In der Begründung wird gejagt: 
Dei Beurtheilung des Falles ift die Interpretation des Re— 
verſes vom 24. October 1890 entfcheidend. Nach dem Wort- 
laute diejer Erklärung ift die Geklagte verpflichtet, dem Kläger 
das darin erwähnte Honorar zu bezahlen, wenn die zu ver- 
faufende Realität vom Kläger Jemandem zum Anfaufe an- 
geboten und empfohlen worden ift, von dem diefelbe jodann 
thatjächlich gefauft wurde. Dieſe Vorausſetzung des Klags- 
anfpruches ift eingetreten, da durch die Beugenausjagen er- 
wieſen ift, daß Kläger dem E. im Sommer 1891, und zwar 
zwei Male, das Gut 9. zum Ankaufe angeboten und an- 
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gerathen Hat, und da die Geflagte zugegeben Hat, daß fie das 
bejagte Gut im Februar 1892 an den E. un den Kaufichilling 
von 71.000 fl. verfauft Hat. Es kommt daher nur nod 
Darauf an, ob Kläger die Geflagte von jenen mit dem ©. 
epflogenen Unterhandlungen in Renntniß gejebt hat, weil 
onſt wohl nicht von einer Zuweiſung eines Käufers gefproche 
werden könnte und die Geklagte nad) Verlauf von mehr al 

einem halben Jahre berechtigt gewejen wäre, auf die Ber- 
mittlung ſeitens des Klägerd nicht mehr zu reflectiven. Da 
die Geklagte widerjprochen hat, das obige Schreiben des Klägers 
erhalten zu haben, jo war auf diefen Beweis durch den Haupt- 
eid zu erfennen. Wenn aud) in letzter Linie der Kauf durch 
den Agenten €. vermittelt wurde, jo macht dieſe Thatſache 
den Klagsanſpruch noch nicht hinfällig. Denn der obige Re— 
vers ftellt die Berpflichtung der Gellagten zur Bezahlung 
der Provifion auf eine ganz objective Grundlage, indem auf 
Grund derjelben der Anſpruch auf das Honorar begründet 
ericheint. fobald der Kauf mit einem Käufer zu Stande 
fommt, bem das zu veräußernde Gut vom Kläger empfohlen 
worden war. | 

Die ganz allgemeine Yafjung des Reverſes kann nicht 
als eine zweideutige oder ungenaue bezeichnet werden, jondern 
wurde wohl abfichtlich fo gewählt, um dem Kläger feinen 
Honoraranſpruch zu fihern und ihn gegen doloſes Vorgehen) 
ſeines Mandanten zu ſchützen, der durch mehrfaches Auftrag- 
ertheilen und Austpielen des einen Vermittlers gegen den 
anderen die Honoraranjprüche derfelben illuforiih machen 
fönnte. Den Honoraranſpruch nur für den Fall auszubedingen, 
als die Unterhandlungen des Vermittlerd mit dem fchließlichen 
Käufer zur effectiven Veranlaffung des Kaufsabichluffes ge- 
worden find,.mwäre für den Vermittler jehr bedenklich, weit 
ihm dann ein Cauſalitätée beweis aufgebürdet würde, den er 
oft fchwer erbringen könnte. Hat fich die Geflagte zu einer 
fo weitgehenden Berpflihtung, wie fie der Revers enthält, 
bereit gefunden, jo hat fie auch die rechtlichen Conſequenzen 
bievon zu tragen. 

Ueber Revifion der Gellagten hat der oberfte Gerichtähof 
das erftrichterliche Urtheil aus nachftehenden Erwägungen 
wiederhergeftellt: Der Kläger ftügt jeinen Anſpruch auf den 
Revers ddto. 24. October 1890, mit welchem die Geflagte 
dur ihren bevollmächtigten Gatten erflärte, daß fie ihre 
Realität D. um den Preis von 100.000 fl. zu verkaufen 
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wünſche, und den Kläger beauftragte, diefen Verlauf zu ver- 
mitteln, ferner denfelben ermächtigte, Dasjenige vorzufehren, 
mas nad feinem Ermeſſen den Verkauf herbeiführen Tönnte. 
Diejer Revers, deifen Echtheit erwiejen iſt, hat Daher einen 
Vermittlungsvertrag zum Gegenftande, welcher nach den Be- 
ftimmungen über den Dienftvertrag zu beurtheilen if. Es 
ift demnach zu unterfuchen, ob Kläger die bedungenen Dienfte 
geleiftet und hiedurch den vereinbarten Lohn verdient habe. 
nter Vermitteln muß nad) dem Begriffe dieſes Wortes jene 
Thätigfeit verftanden werden, womit die Interefjen der Hiebei 
betheiligten Perſonen, injoferne fie ſich miderftreiten, nad 
Möglichkeit ausgeglichen werden und jo das Zuftandefommen 
des Gefchäftes, um welches es fich handelt, gefördert und das⸗ 
be zu Stande gebradht wird. Es heißt zwar in dem Re⸗ 
verje weiter, daß die Gellagte dem Kläger für die mittelbare 
und unmittelbare Zuweifung eines wirklichen Käufers eine 
1!/g percentige Provifion von dem ſich wie immer ergebenden 
Kaufichillinge al3 Honorar zufichere, allein da dieſer Revers 
als ein Ganzes aufgefaßt werden muß, kann die Zuficherung 
des Honorars nicht für eine einzelne Thathandlung, jondern 
für eine folche Gefammtthätigfeit des Kläger verſprochen 
eritanden werden, die geeignet fein werde, den Abichluß des 
trage? herbeizuführen. Wie der Kläger in der Klage jelbft 
anführt, hat er das Gut D. unter dem 15. Juli 1891 dem 
&. zum Kaufe angeboten und unter dem 26. Auguft 1891 
diefe Empfehlung unter ausführlicher Darftelung der Bor- 
theile des Kaufes dem C. brieflich wiederholt und er will bie- 
von auch den Bevollmächtigten der Geffagten verftändigt haben. 
Da nun unter dem 3. Februar 1892 der Verkauf des Gutes 
D. an den genannten ©. um den Kaufſchilling von 71.000 fl. 
wirflid zu Stande gefommen ift, ſpricht Kläger das ihm in 
dem Reverſe zugeficherte Honorar von 1065 fl. an. Allein 
ie vorftehende Thätigfeit des Klägers erjchöpft noch Teines- 
wegs den Begriff einer Gejchäftsvermittelung. Kläger Hat 
vielmehr diefe Vermittlung ganz und gar dem Bevollmächtigten 
der Gellagten zugejchoben, indem er in feinem Schreiben vom 
26. Auguft 1891 demfelben an’3 Herz legte, es nicht zu unter- 
lafien, fich zum ©. zu bemühen, diejen nicht aus dem Auge 
zu laffen, immer wieder hinzugehen, zu jchauen, ihn vollfommen. 
auf feine Seite zu befommen ꝛc. C. hat ausgelagt, daß Kläger 
im Sommer 1891 ihn auf die Verfäuflichkeit des Gutes D. 
aufmerkfam machte. Allein damals reflectirte C. nicht auf 
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dieſes Gut, fondern hatte den Anlauf eines anderen Gutes 
im Auge und fchidte auch die ihm zugefommenen Beitungs- 
annoncen und Gutsbeſchreibungen dem Kläger zurüd, und der 
Gatte der Geflagten fchrieb unter dem 19. September 1891 
an den Kläger, daß ihm von Geite de3 C. nicht3 mehr be- 
fannt geworden ſei. Die Namhaftmachung des Gutes D. 
jeiten3 des Klägerd an den &. hatte demnach feinen Erfol 
und führte nicht zum Verlaufe desfelben. Erſt nachdem fi 
da8 Project wegen Ankaufes eines anderen Gutes zerichlagen 
hatte und dem C. mittlerweile das Gut D. auch von dem 
Agenten €. empfohlen worden war, ließ er e8 durch feinen 
Verwalter befichtigen und da er es für feine Zwecke pafjend 
fand, nahm er im December 1891 die Vermittlung des E. 
in Anſpruch, worauf fodann der Anlauf des Gutes unter be 
3. Februar 1892 erfolgte. Da dem Gejagten zufolge di 
Thätigkeit des Kläger in Bezug auf da3 in Rede ftehende 
Verkaufsgeſchäft volllommen refultatlog war, jo kann weder 
von einer wirfjamen Vermittlung diefes Gefchäftes, noch v 
der Zuweiſung eines wirklichen Käufers feitend des Klägers 
die Rede fein und bat daher der erfte Richter mit Recht den 
Klagsanſpruch unbedingt abgewiejen, weshalb dieſes Urtheil 
wiederhergeftellt werden mußte. 


Ir. 347. 
Der von der Berlaffenfdaft des Yaters eines unehelichen Kindes im 
Sinne des 8 166 a. 6. 6. 3. au leiſtende Auterhalt iſt nit noth- 
wendig auf den Ertrag des Berlaffenfhäftsvermögens beſchränkt, 
fondern Raun auf in folder Köhe Gemeflen werden, daß zur ARe⸗ 
fireitung desſelben das Berlaffenfdaftsvermögen feld Berangezogen 
werden muß. 
Enticheidung vom 18. April 1894, 8. 4668. — 1. Senat. 

A. belangte den B. mittelft Klage auf Anerkennung der 
außerehelihen Baterfchaft und Leiſtung der Wlimentation. 
Es wurde erwiejen, daß B. ein Vermögen von 700 fl. beſitzt 
und zur Zeit der Klage einen Monat3gehalt von 50 fl. be- 
309. Nachdem der Geflagte im Laufe des Procejjes geftorben 
war, erlannte die erfte Inftanz auf den Eid der Beimohnung 
(8 163 a. b. G. 8.) und ſprach der Klägerin einen monat- 
liden Alimentationsbetrag von 6 fl. bedingt zu. In der 
Begründung wird gejagt: Bei Beftimmung der Höhe der zu 
leiftenden Alimente Tann die Stellung des Gellagten und 
das Damit verbundene Einkommen desjelben zur Beit der 
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Klagsanbringung nicht weiter in Betracht kommen, weil der 
Gellagte im Laufe des Proceſſes geftorben und damit das 
erwähnte Einlommen weggefallen ift. Es kommt daber ledig⸗ 
ich die Höhe des anderweitigen Vermögen! des Geklagten 
in Betracht. Dieſes befteht unbejtrittenermaßen aus zum 
Theile hypothekariſch fichergeftellten Erbichaftsforderungen in 
der Gejammthöhe von 700 fl. Da nun der Wegfall obigen 
Eintommen3 durch den Wegfall jedweden Bedürfnifies auf 
Seite des Gellagten, welches früher aus feinem Einkommen 
beftritten werden mußte, paralyfirt erjcheint, die Vermögens- 
lage fomit die gleiche geblieben ift, und der von der Klägerin 
begehrte monatliche Alimentationgbetrag von 6 fl. diefer Ver⸗ 
mögenslage und dem fich immer fteigernden Berpflegsaufwande 
entipricht, war diejer Betrag für den Yall der Herftellun 
obigen Beweiſes zuzuſprechen, ohne NRüdjicht darauf, da 
durch die Beftreitung von Verpflegskoſten in diefer Höhe das 
zur Verfügung ftehende Kapital vorzeitig aufgezehrt wird. 
Im letzteren Falle tritt nämlich gemäß 8167 a. b. G. B. an 
Die Mutter die Verpflichtung zur Verpflegung des Kindes 
eran. 

Ueber Appellation des Geflagten hat das Oberlanbes- 
gericht den bedingt der Klägerin zugelprochenen Alimentations- 
betrag auf 2 fl. monatlid Berangr lebt und dies nachitehend 
begründet: Die erjtrichterlich ausgeſprochene Firirung bes 
Unterhaltungsbetrage® von 6 fl. monatlih beruht auf der 
thatfächlichen Feftftellung, daB der veritorbene Geklagte zwei 

tbichaftsforderungen, zufammen im Betrage von 700 fi. 
hinterlaffen habe. Allein die Zuerlennung einer Alimentation 
in diefer Höhe würde, wie dies auch in den erftrichterlichen 
Urtheilgründen ausdrücdlich hervorgehoben wird, eine vor⸗ 
zeitige Aufzehrung der erwähnten Lapitalien zur Folge haben, 
jo daß für die Aimentation des Kindes in jpäteren Jahren 
und für die ihm nad) 8.166 a. b. G. 8. gebührende Ver⸗ 
forgung ein Fond nicht mehr erübrigen würde. Im Intereſſe 
des zu alimentirenden Kindes ſelbſt empfiehlt ſich demnach 
die Herabfegung der Alimentationgletitung auf einen niebri« 
geren Betrag. Über auch die rechtliche Stellung des Ge⸗ 
fagten, beziehungsmweife der Berlafjenichaft desſelben, gegen- 
über der in Frage ftehenden Verpflichtung erfordert eine 
Abänderung des eritrichterlichen Ausfpruches in diefem Punkte. 
Allerdings beitimmt 8 171 a. b. G. B., daß die Verbindlich- 
feit, uneheliche Kinder zu verpflegen und zu verforgen, gleich 
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einer anderen Schuld auf die Erben der Eltern übergeht; 
durch diefen Uebergang kann jedoch eine ſolche Schuld ihre 
rechtliche Natur nicht ändern, und es Tann die Leiftungs- 
pflicht der Erben nad) Inhalt und Umfang feine andere fein, 
al3 die des urfprünglich Verpflichteten. Nach der Natur der 
Sadje und nad der Beftimmung de 8 1418 a. b. G. 8. 
find aber Alimente, dem Bedürfnifje entiprechend, in fort- 
laufenden Raten zu Ileiften, demnach auch naturgemäß aus 
dem Einfommen des Berpflichteten, nicht aus der Quelle dieſes 
Eintommens. Ein Anſpruch auf allmälige oder fofortige 
Anfzehrung eines Sapitales Tann aljo dem zu Alimentiren- 
den nicht zuerlannt werden, und es kann demnach auch ber 
Erbe des Alimentationspflichtigen nicht verhalten werden, zum 
Zwecke der Erfüllung feiner Alimentationspflicht jein Erb- 
ſchaftscapital jelbft zu opfern; feine Verpflichtung kann viel- 
mehr nur dahin gehen, die Yinfen dieſes Capitales zu dem 
bezeichneten Biwede zu verwenden. Dieſe Erwägungen recht- 
fertigen die Abänderung des erftrichterlichen Urtbeiles dahin, 
daß die Alimentation mit einem Betrage bemeſſen wird, ' 
welcher ungefähr den Zinjen der von dem Gellagten Hinter- 
offenen Sapitalien, nad) dem üblichen Zinsfuße berechnet, 
gleichtommt. ' 

In der Dagegen ergriffenen Revifion der Klägerin wird 
der Standpunkt vertreten, dab für die Bemeflung der Ali» 
mentationgraten im Sinne des $ 166 a. 6. G. B. das Ver⸗ 
mögen de3 Berpflichteten den Maßftab bilde, nicht aber die 
Erträgnifie diejes Vermögens, und wird die Wiederherftellung 
des erfitrichterlichen Urtheiles begehrt. 

Der oberjte Gerichtshof hat in theilweiler Stattgebung 
diefer Revifion den Unterhaltsbeitrag mit monatlih 4 fl. 
bemefjen, u. zw. aus folgenden Erwägungen: Der ober- 
Iandesgerichtlihen Anſchauung, daß die vorliegend begehrten 
Alimente nur aus dem Einfommen des Kindesvaterd und 
nicht aus der Duelle des Einfommens, alfo Hier nur aus den 
Zinſen de3 vom verjtorbenen Kindesvater hinterlaſſenen Capi⸗ 
tale8 und nicht auh aus dem Capitale jelbft angeiproche 
werden fünnen, läßt fich nicht beipflichten. Nach 8166 a. b. 
G. B. hat das uneheliche Kind da3 Recht, eine Dem Ber» 
mögen jeiner Eltern angemefjene Alimentation zu fordern 
und unter Vermögen kann im Sinne diejer Gejepesftelle nur 
der Inbegriff aller wirthicheftlichen Güter des Verpflichteten 
verftanden werden. Wäre der Alimentationsanjpruch auf Die 
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Einkünfte desfelben beichränkt, jo würde das Geſetz dies 
fiherlich ausgedrüdt haben, wie es denn zwiſchen Einfünften 
und Vermögensftamm in mehrfachen Anordnungen, 3. B. 
88 263, 266, 247, 1182, 1192 a. 5. ©. B., genau unter- 
cheidet. Die oberlandeögerichtliche Anfchauung entbehrt daher 
einer geſetzlichen Stütze. Das Vermögen, welches die Grund- 
lage zur Bemeflung der Höhe der begehrten Alimentation 
liefern fol, wird in der Klage und Replik mit den beiden 
zu 6 p&t. verzinslichen Erbichaftsforderungen per 500 fi. 
und 200 fl. und dem Monatsgehalte von 50 fl. bezeichnet, 
welch’ letzteren Geflagter damals nebft freier Verpflegung 
und Wohnung bei feinem Dienftgeber genoflen hat. Mit 
NRüdfiht auf diefe VBermögensverhältniffe wird ein monat- 
licher Unterhalt3betrag von 6 fl. als angemefjen verlangt 
Dieſes Vermögen hat ſich nun durch den im Laufe des Pro— 
cejle3 eingetretenen Tod des Gellagten für deſſen zahlungs- 
pflichtige Verlaßmaſſe derart geändert, daß der Monatsgehalt 
von 50 fl. entfallen ift und für die Bemefjung der Höhe des 
° Unterhaltsbetrages nicht weiter in Betracht gezogen werden 
fann. Allein ohne jede Bedeutung, wie der erfte Nichter 
vermeint, ift diefer Ausfall nicht, da ein Monatögehalt in 
der behaupteten Höhe bei den fonftigen Lebensverhältniffen 
des Geflagten für die Beitimmung der Höhe des Alimen- 
tationsbetraged mit Recht in Anjchlag gebracht werden konnte 
und thatſächlich auch in Anjchlag gebracht wurde. Sit dies 
aber der Yall, jo erjcheint nunmehr, nachdem das Vermögen, 
welches für die Alimentation herangezogen werden Tann, auf 
die beiden Forderungen von zuſammen 700 fl. ſich reducirt 
hat, ein Unterhaltöbetrag von monatlichen 4 fl. angemefjen, 
welcher denn auch in Abänderung beider unterrichterlichen 
Erfenntnifje bedingt zuzuerkennen war. 


Nr. 348. - 


„Medfiher Bauführer“ im Sinne des 8 418 a. 8. 6. B. iſt nit Blos 
Derjenige, welder anf fremdem Grunde Baut in dem Glauben, Eigen- 
ihümer des Grundes gu fein; fondern auch derjenige Banfüßrer, 
welder mit Grund annehmen Rounte, cs fei der Grundeigenthlimer 
“ mit der Bauführung einverfianden. 
Entjheidung vom 9. Mai 1894, 8. 5611. — UI. Senat. 


Nachdem dem A. im Sahre 1882 da3 Haus durch Meber- 
ſchwemmungen zerftört und weggeriffen worden war, ent- 
AIoß ſich —* Bruder B., für ihn und feine Familie ein 
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anderes Haus zu faufen; da.er aber fein paflendes Haus 
fand, ermädtigte er den W., ein beliebiges Grundjtüd zu 
faufen und darauf das Haus zu bauen. W. kaufte im Jahre 
1884 zwei Liegenichaften auf den Namen des B. führte ihn 
als Käufer in der Kaufurkunde an, ließ ihn aud im öffent- 
lien Buche als Eigenthümer der Liegenichaften eintragen 
und erbaute auf denjelben da8 neue Haus theild mit feinen 
eigenen Erjparnifjen und theil3 mit Geldunterftügungen feines 
Bruders B., welcher wiederholt feine Befriedigung über ben 
Bau ausſprach und erklärte, daß das Haus dem A. gehören 
ſolle. Nach Bollendung des Baues bee U. mit feiner 
Tamilie das Haus. Im Jahre 1887 ftarb B. und das Haus 
wurde als ihm gehörig inventirt. A. erhob nun gegen die 
Erben des B. die Klage mit dem Begehren um nachitehendes 
Erkenntniß: 1. Das nah dem B. inventirte Haus ſei aus 
der Verlaſſenſchaft auszujcheiden; im Falle diejem Begehren 
Kine Folge gegeben würde, jei 2. dieſes Haus gegen die 
Verpflichtung des Klägers aus der Verlafjenichaft auszufcheiden, 
daß er den gemeinen Werth des Grundes vergüte. 

Die erſte Inftanz wies die Klage aus folgenden Grün- 
den ab: Ad 1. Die Ausführungen des Klägers, wornach er 
als Eigenthümer oder doch wenigſtens als rechtlicher Beſitzer 
des dage zu betrachten ſei, ſind hinfällig gegenüber der 
klaren Beſtimmung des Geſetzes. Es iſt vom Kläger zu— 

egeben, daß der Grund, auf welchem das Haus ſteht, ur- 
prünglich für den nunmehr verjtorbenen B. angefauft, und 
daß legterer in der bezüglichen Urkunde als Käufer angeführt 
wurde. Da nun diefe Urkunde im öffentlichen Buche ein- 
getragen wurde, ftellt fich der verjtorbene B. gemäß der 
88 431, 441 und 297 a. 6. G. B. als Eigenthümer und 
rechtmäßiger Beliter des Grundes und des von A. darauf 
erbauten Hauje3 dar, und gehört dieſes Haus daher in die 
Nachlaßmaſſe. Kläger macht aber noch weitere Anſprüche 
auf das Haus geltend, welche unabhängig von der Frage des 
Eigenthumsrechtes an dem Grunde ſich auf Erklärungen des 
B. ſtützen, zufolge deren letzterer dem Kläger geſtattet hätte, 
für ſich (den Kläger) auf dieſem Grunde ein Haus zu bauen 
und ihm gegenüber erklärt haben ſoll, daß das darauf er- 
baute Haus ihm, dem Kläger gehören folle; da nun bie 
Erben den Erblaſſer repräfentiren, hätten fie deffen erklärten 
Willen zu vollziehen. Allein dieſe angeblichen Erklärungen 
find ſchon an ia juriftilch belanglos. Denn diejelben ent- 
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halten die unentgeltliche Ueberlaſſung des Grundes an den 
Erbauer des Haufe in fich, da eben das Haus, als bloßes 
Zugehör, ohne Grund nicht erworben werden kann. Diele 
Veberlafjung des Hauſes wäre aber, juriftifch aufgefaßt, eine 
ohne wirkliche Uebergabe erfolgte Schenfung, welche wegen 
Mangeld der Aufnahme eine? Notariatdacte® gemäß 8 1 
lit. d des Gejeßes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 76, 
eines zu ihrer Giltigfeit unumgänglichen Erforderniſſes ent- 
behren würde. Eine Uebergabe des Grundes hätte aber im 
vorliegenden Falle nicht einmal ftattfinden können, mweil nad) 
8431 4. b. G. B. eine ſolche nur dur die Sntabulation 
gejchehen Tann. Kläger muß daher mit feinem Anfpruche 
auf Ausfcheidung diefes Haufes als ihm gehörig aus der 
Berlafjenichaft abgemwiefen werden. Ad 2. Kläger gründet 
feinen Anſpruch auf das in Rede ftehende Haus auch auf 
die Beitimmung des 8 418 letzter Sag a. b. G. B. Allein 
diefe —— iſt im vorliegenden Falle nicht an⸗ 
wendbar, weil unter einem redlichen Bauführer in dieſem 
Paragraphen ein ſolcher Bauführer verſtanden wird, welcher 
den fremden Grund, auf welchem er baut, für den ſeinigen 
hält. Dies war beim Kläger aber nicht der Fall, da er 
ſelbſt den verſtorbenen B. als Eigenthümer des Grundes in 
die öffentlichen Bücher eintragen ließ. An dieſer Thatſache 
kann der Umftand nichts ändern, daß Kläger bezüglich ber 
Zugehörigkeit des auf diefem Grunde erbauten Haufes in 
gutem Glauben gewefen fein will, daß er nümlich das Haus 
bona fide al8 ihm gehörig anſah. Die Klage war daher 
abzuweifen. . 
Das Oberlandesgericht hat in Stattgebung ber Appel- 
Iation des Klägers erlannt: Das in dem über die Berlaflen- 
ſchaft des B. errichteten Inventar beichriebene Haus fei als 
dem Kläger eigenthümlich gehörig von dem Inventare und 
aus der Berlaffenihaftsmafte des B. auszuſcheiden und dem 
A. zur freien Verfügung zu überlaffen, alles dies jedoch nur 
gegen die Verpflichtung des Klägers zur Zahlung eines Be—⸗ 
trage8 von 224 fl. 40 Tr. an die Verlafjenichaft des B. Die 
Gründe lauten im Wejentlihen wie folgt: Wenn der Kläger 
auch nicht in Abrede Stellt, daß der Grund, auf welchem das 
fragliche Hau erbaut wurde, urjprüngli auf den Nanten 
des B. angelauft, Yebterer al3 Käufer in der Kaufurkunde 
angeführt und diefe im öffentlichen Buche eingetragen wurde, 
nd wenn demnach auch nicht beftritten werden kann, daß 
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B. nach den 88 431 und 441 a. b. G. B. bücherlicher Eigen⸗ 
thümer dieſes Grundes wurde, ſo iſt doch durch den Zeugen⸗ 
beweis erwieſen, daß es der wiederholt und klar aus efbrodene 
Wille des B. war, daß diefer Grund zum Zwecke der Er- 
bauung eines für den Bruder A. beitimmten Haufes an⸗ 
gefauft wurde, daB B. von der Bauführung des U. auf dieſem 
Grundſtücke nicht nur gewußt, jondern dieſelbe vollftändi 
gebilligt und durch Geldunterjtügungen gefördert bat; da 
andererjeit3 A. im Hinblide auf die von B. wiederholt ſo⸗ 
wohl ihm als anderen PBerjonen gegenüber abgegebene Er- 
Härung, den zur Erbauung jeines Saufes beftimmten Bau- 
grund, wenn auch der B. noch als bücherlicher Eigenthümer 
erſcheine, doch als vom Bruder für ihn gekauft und Yo 
ihm gehörig anfehen fonnte, und daß er bei dem Baue dieſes 
Haufes, welches nad) der ausdrüdlichen Erklärung des Bru- 
ders B. ihm, dem U., gehören jollte, al3 redlicher Bauführer 
ebandelt hat. Es Tiegen hier jomit alle Erfordernifje des 
8 418 (Schlußſatz) a. b. G. 8. ſowohl auf Seite des Baur 
führers, al3 auch auf Seite des bücherlichen Eigenthümers 
dafür vor, daß der Kläger A. als redlicher Bauführer das 
Eigenthumsrecht an dem mit eigenen Materialien und eigener 
Arbeit auf dem von feinem Bruder B. felbft hiezu beftimm- 
ten Areale erbauten Hauje erworben habe, und nur jchuldig 
fei, den gemeinen Werth des Grundes dem B., rüdjichtlich 
der Berlofenfchaft desjelben zu erjeten; und da im 8. 418 
a. b. G. B. ſchon der gejfegliche Titel und die gefehliche Er- 
werbungsart für den Eigenthumserwerb gelegen ift, jo war 
in Abänderung des erftrichterlichen Urtheils dem Klagsbegehren 
infoferne ftattzugeben, als auf Ausicheidung des erwähnten 
Hauſes aus der Verlaflenichaft nach B. und auf Anerfennung 
des Eigenthumes des Klägerd an diefem Haufe gegen jeine 
Verpflichtung zur Zahlung des von den Sadiverftändigen auf 
224 fl. 40 fr. beitimmten gemeinen Werthe8 des rundes 
erfannt werden mußte. 

In der dagegen von den Geklagten ergriffenen Revifion 
wird hervorgehoben, daB B. eigentlich der Bauherr geweſen 
jei, weil er den N. beim Baue mit Geldmitteln unterftüßt 
habe, und daß nah 8418 a. b. G. 8. nur Derjenige red- 
licher Bauführer fei, welcher den fremden Grund, auf welchem 
er baut, für den feinigen hält, daß dies aber hier nicht zu- 
treffe, weil Kläger felbft zugab, die Intabulation des B. als 
Eigenthümer des Grundes veranlaßt zu haben. 
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Der oberfte Gericht3hof Hat unter Verwerfung der ordent- 
lichen Revilion der Gellagten das oberlandesgerichtliche Ur- 
theil bejtätigt, meil jchon aus der im eriten Satze des 8 418 
a. b. ©. 3. enthaltenen Beitimmung gefolgert werden muß, 
e3 habe das dom Bauführer mit eigenen Materialien auf 
fremdem Grunde mit Wiſſen und Willen des Grundeigen- 
thümers errichtete Gebäude dem Ichteren wicht zuzufallen; 
weil die Auslegung des Schlußfabes des $ 418 a. b. G. B., 
e3 jet unter dem Ausdrude „redlicher Bauführer“ nur ein 
folder Bauführer zu veritehen, welcher auf fremdem Grunde 
baut und im Glauben, Eigenthbümer des Grundes zu fein, 
weder im Wortlaute, noch im Sinne der bezogenen Gejeches- 
jtelle eine Beftätigung findet, weil vielmehr die Redlichkeit 
des Bauführerd auch dann nicht auszuschließen ift, wenn er 
mit Grund annehmen konnte, e3 fei der Örundeigenthümer 
mit der Bauführung einveritanden, und weil im gegebenen 
Falle nach den Ergebnifjen des durchgeführten Beugenbemweifes 
die Zuftimmung des bücherlihen Eigenthümers zu dem vom 
Kläger geführten Baue außer Zweifel fteht. Dafür, daß Kläger 
lediglich im Auftrage feines Bruders B. und für denſelben 
al3 Bauherren den Bau geführt habe, liefern die Ausfagen 
der vernommenen Zeugen ebenfo wenig einen Anhaltspunft, 
als das Zugeftändniß des Klägers, dad er von feinem vor- 
genannten Bruder behufs Führung des Baues unterftüßt 
worden fei. 

Nr. 349, 
Zur Frage der Sufländigkeit eines öfferreigifden Gerichtes Hinkdt- 
lid einer ungarifhen Actiengefellfhaft als Gehlagten auf run des 
zweiten Abſatzes des 8 35 der ungarifhen Eivilprocehordnung (Gefeh- 

artikel LIV vom Sabre 1868) und des 8 29 lit. d €. 3. M. 

Enticheidung vom 6. Juni 1894, 3. 6897. — III. Senat. 


Die Firma U. belangte die Actiengejellfchaft B., welche 
ihren ©i in Ungarn hat, beim k. k. Handelsgerichte in 
Wien mitteljt Klage auf Zahlung einer in die Eägerifchen 
Handelsbücher eingetragenen Forderung von 559 fl. 17 fr. 
und führte zur Begründung der Competenz dieſes Gerichtes 
an, daß nah 829 Abi. d, C. J. N. Unterthanen auswärtiger 
Staaten vor den öſterreichiſchen Gerichten infolge der Gegen- 
feitigfeit in allen jenen Fällen belangt werden können, in 
melchen der Staat, dem fie angehören, auch Klagen gegen 
fterreichifche Unterthanen zuläßt; daß weiter nach $ 35 des 
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ungariſchen Geſetzartikels LIV vom Jahre 1868 Buch⸗ und 
Tacturenforderungen innerhalb anderthalb Jahren und, wenn 
der Buchauszug oder die Factura gejeplich beglaubigt ift, 
innerhalb drei —5* vor dem Gerichte des Ortes eingeklagt 
werden können, an welchem die Bücher geführt werden. Die 
Geklagte erhob die Einwendung der Incompetenz, weil die 
eingeklagte Forderung feine Ruchforderung, ſondern eine 
Schadenserſatzforderung ſei, worüber die Handelsbücher keinen 
Beweis machen. 

Das Handelsgericht hat der Incompetenzeinwendung 
Folge gegeben, weil na 835 ung. Geſ. Art. LIV v. J. 
1868 vorausgefetst wird, daß die eiigeflagte Forderung auf 
einen Buchauszug oder auf eine Rechnung ſich gründe, wo⸗ 
für der Umftand fpricht, daß die vom kön. ung. Minifterium 
des Innern in deutfcher Sprache herausgegebene Geſetzſamm⸗ 
Yung an diefer Stelle die Worte „auf Buchauszüge und 
Rechnungen gegründete Forderungen“ enthält, daher nicht 
von Buchforderungen im Allgemeinen, jondern von: Buch— 
auszugsforderungen die Rede iſt. Racdem aber die klägeriſche 
- Forderung fi) als condictio indebiti und als Schaden⸗ 
erſatzforderung darftellt, von einer folchen aber, auch wenn 
je in den Handelsbüchern eingetragen iſt, nicht gejagt wer⸗ 

en Tann, daß fie fih auf einen Buchauszug gründet, jo 
trifft der von der klägeriſchen Firma geltend gemachte Com⸗ 
petenzgrund nicht zu. 

Ueber Appellckion der klagenden Firma bat das Ober- 
Iandesgericht die erhobene Einwendung des nicht gehörigen 
Serichtäftandes zurückgewiejen, weil die beftrittene Zuſtändig— 
keit des Wiener Handelsgerichtes nach der Sach⸗ und Recht» 
lage dargethan erjcheint, weil der zweite Abſatz des 8 35 ber 
ungariſchen Livilproceßordnung nirgends auf den Rechts⸗ 

rund der einjchlägigen Buchforderungen and darauf, daß 
Ne durch den Buchauszug vollitändig oder Anno kändig be⸗ 
wieſen werden (was nach Art. 34 öſterr. H. G. B. ohnehin 
nur in der Regel, nach manchen fremdländiſchen Gefeßbüchern 
vielleicht gar nicht der Yall ift), fondern augenfcheinlih nur 
darauf, daß fie thatlächlidy in den Handeläbüchern find und 
rechtmäßig dahin gehören, das Gewicht legt, weil aber die 
eingeflagte Forderung in den zu Wien geführten Handels— 
bücern ber Flagenden, regijtrirten Firma laut notarieller 
Sejtätigu ng Bee eingetragen ift, und weil fie im Be- 
ftande des Art.28 H. G. B. und des 119 lit.b und da. ©. 
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D. rechtmäßig in dieje Bücher auch eingetragen werben mußte, 
da fie aus einem Frachtvertrage, aljo aus einem Handels⸗ 
geihäfte hergeleitet wird, mag ihr wahrer Werth welcher 
immer fein, und unbeftreitbar zum Vermögen der klagenden 
Firma gehört und weil diefes Vermögen bier, wo die Eagende 
Firma eine Handelögefellichaft tft, das beim Inventar und 
bei der Bilanz zu berhlichtigende Eigenthum einer juriftifchen 
Berjon bildet (Art.29 H. G. B.). 

Der oberfte Gerichtähof hat über die Reviſion ber Ge- 
Hagten das oberlandesgerichtlicde Urtheil aus deffen der Sach⸗ 
lage und dem Geſetze im Wejentliden entiprechenden Gründen 
beitätigt. 

Nr. 350. 
Ein nicht Klagbares PiffereusgefYäft Liegt daun vor, wenn es Ad von 
vorneßerein für Beide Gontraßenten Reineswegs um die wirkliche 
Effectuirung von Kauf und Berkaufsaufträgen Bandelt, fondern Beide 
Theile Bei Abſchluß des Geſchäftes den Willen und die Adfſicht Haben, 
dasfelde nit zu erfüllen und Lediglig die Differenz gu begleichen. 
Entiheidung von 20. December 1893, 8. 14.757. — II. Senat. — Ent- 
fheidung vom 12. Juni 1894, 3. 8884. — LI. Senat.*) 
Ein Pehungswehfel Raun eine wechſelrechtliche Zorderung zwiſchen 
den unmitteldaren Faciscenten nur infowelt begründen, als durch 
ein auterdats Des Wechſels Liegendes Zactum eine Forderung für 
den BYedehten entfianden if. 

Eutſcheidung vom 20. December 1893, 3. 14.757. — II. Senat.) 
In der Acceptirung eines Wechſels Liegt allein au und für AM Reine 
Novation jener 59ufd, für weile derſelde acceptirt wurde. — Eine 
Forderung, in deren Geltendmadung das Gefeh das Klagerecht ver- 
fagt, wird dadurch niht zu einer Klagbaren, daß Diefelde anerkannt 

und für Diefelde ein Wechſeſacceyt gegeben wird. 
Entiheidung vom 12. Juni 1894, 3. 5644. — I. Senat. ***) 


I. 


Durch Vermittlung feines Agenten und Bevollmächtigten 
C. Hatte B. dem protofollirten Kaufmanne und Börfebefucher 
U. wiederholt Aufträge ertheilt, für feine Rechnung an der 
Wiener, Berliner und Barifer Börfe Wertheffecten zu Taufen 


*) Gleichlautend: oberitgerichtliche Enticheibungen vom 20. Devember 

1893, 3. 14.756. — HI. Senat; , 20. Mär Ber . 14.087 ex 189. — 
I. Senat: 1 Juni 1894, 3. 5644. — 1. 

=, ”) © ziehe eichl autenb: Oberfgerichtie Entilheidung vom 20. December 
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und zu verlaufen, und zur Dedung der dem A. aus dem 
Anlafje der Transactionen eventuell erwachjenden Anſprüche 
einen Wechſel acceptirt und dem A. übergeben. Auf Grund 
dieſes bei feiner Fälligkeit nicht hHonorirten Wechſels erwirkte 
A. gegen B. die Zahlungsauflage, gegen welche der Geklagte 
einwendete, daß die dem Klagewechſel zu Grunde liegende 
Forderung nit aus —— herrühre; der 
auf den Wechſel gefügte Hägeriihe Anſpruch in angeblichen 
Differenzen aus Börjejpielen feinen Grund habe, daher nad) 
“ den 88 1271 und 1272 des a. b. G. B. im Klagewege nicht 
geltend gemacht werben könne und deß er, Geklagter, von 
dem Kläger auf den Klagewechſel keine Valuta erhalten habe. 

Das Gericht erſter Inſtanz erhielt die Zahlungsauflage 
aufrecht aus folgenden Gründen: Da der Kauf und Ver—⸗ 
fauf von Bertheffecten nad Art. 271 9.6.8. ein Handels- 
geichäft ift, von dem Geklagten auch nicht behauptet wurde, daß 
der Kauf auf feinen Namen abgeſchloſſen werden follte und 
dem Kläger ald Kaufmann und Borſebeſucher die Gewerbs⸗ 
mäßigfeit des Kaufes und Verkaufes von Werthpapieren 
nicht abgeiprochen werden kann, fo find diefe Geichäfte nad) 
den Beftimmungen de3 vierten Buches 3. Titel des 9.0.8. 
über da8 Commiſſionsgeſchäft zu beurtheilen. Als Committent 
war der Gellagte jchuldig, dem Kläger alle feine Auslagen 
und überhaupt Alles zu erſetzen, was derjelbe zum Bollzuge 
der ihm aufgetragenen Geſchäfte aufgewendet hat; dieſe jeine 
Verpflichtung Hat der Geflagte auch brieflich und durch Ueber⸗ 
gabe des Klagewechſels anerkannt. Unter Berufung auf die 
Beftimmungen der 88 1271 und 1272 a. b. G. beitreitet 
zwar ‘der Geflagte jeine Verpflichtung zur Bahlung dieſer 
Beträge. Wird jedoch erwogen, daß gezeigtermaßen im vor- 
liegenden Falle zwiichen den Gtreittheilen ein Commiſſions— 
vertrag zu Stande gefommen ift und daß Geklagter nicht er- 
wiejen hat, daß er mit dem Kläger direct einen Glücksvertrag 
geichlofjen hat, fo erjcheint die von dem Bellagten wider das 
Klagebegehren vorgebracdhte Einwendung der Unverbindlichkeit 
nicht begründet. Uber auch die Einwendung der nicht er- 
haltenen Baluta war nicht zu berüdfichtigen, weil Gellagter 
nirgend3 behauptet, daß er fich eine beitimmte Valuta be- 
dungen hat. Der Klagewechjel wurde dem Kläger von dem 
Geklagten al3 Dedung für die demfelben aus dem Commiſſions⸗- 
verhältniffeeventuell wider den Geklagten erwachſenden Anfprüche 
gegeben: Es fragt fih nun, ob in dem vorliegenden Yale den 
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Kläger die Beweislaſt dahin trifft, daß er wider den Gellagten 
aus den ihm übertragenen Geſchäſten wirklich den eingellagten 
Betrag zu fordern berechtigt fei. Dieſe Frage muß verneint 
werden. Denn der Kläger ftügt feinen Anſpruch auf das in 
jeiner Echtheit unbeftrittene Accept des Geflagten und Hat 
feinen Klagsanſpruch durch Vorlage des Originalwechſels 
gehörig fundirt (Art. 23 W. O.). Hat nun der Kläger die 
jeinem Klagsanſpruch zu Grunde Tiegenden recht3erzeugenden 
Thatſachen erwielen, fo oblag es dem Gellagten, ſolche rechts⸗ 
vernichtende Thatſachen unter Beweis zu ftellen, welche das 
Klagebegehren hinfällig machen würden. Dem Geflagten ob- 
lag aljo im vorliegenden Broceffe der Nachweis, daß der 
Kläger aus dem ihm aufgetragenen Geſchäfte den eingellagten 
Betrag zu fordern nicht berechtigt ift; die Hat feinen Grund 
darin, daß die Wechfelerflärung ein abjolutes Zahlungsver- 
ſprechen enthält, welches unabhängig von dem demjelben zu 
Grundeliegenden Rechtsverhältnifje wirkſam und Hagbar ift. Der 
MWechfelinhaber braucht für jeine Forderung einen anderen 
Rechtstitel und ift ed dem Wechjelihuldner gemäß Art. 82 
W. O. nur vorbehalten, durd) Beibringung von zu bemweijen- 
den rechtövernichtenden Thatſachen, den Nichtbeftand der 
Wechlelforderung darzuthun. Wäre dem nicht jo, jo wäre 
der Inhaber eines Wechſels ſchlechter daran, als ein Buch—⸗ 
gläubiger, da fchon die Producirung eines Buchauszuges 
unter Umftänden genügt, den Beweis für den Beftand einer 
Forderung zu erbringen (Art. 34 9. G. B.). Nachdem der 
Geflagte einen jolchen Beweis nicht erbracht hat, jo mußte 
dem Gefagten zufolge der Bahlungsauftrag aufrecht er- 
halten werden. 

Die zweite und dritte Inftanz hoben die Zahlungsauf- 
Tage als nicht zu echt beitehend auf. 

Die oberftgerichtliche Entſcheidung beruht auf folgenden 
Gründen: Zunächſt ift es unbeftritten, daB der Klagewechſel 
dem Kläger von Bellagten als Dedungswecfel übergeben 
wurde; aus der Natur eines Deckungswechſels aber folgt, 
daß er eine wechjelrechtlihe Forderung zwifchen den unmittel- 
baren Baciscenten nur injoweit begründen fann, als durch ein 
außerhalb des Wechſels Tiegendes Factum eine Forderung 
für den Bededten entitanden ift. Im Hinblide auf Art. 82 
W. O. und da der Klagemwechfel zur Zeit der Klagsanbringung 
nicht in dritte Hände gelangt war, mußte demnad auf die 
Beurtheilung des dem Klagewechſel zu Grunde Tiegenden 
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Nechtöverhältnifies zwifchen den Proceßparteien eingegangen 
werden. Nach den Ausführungen des Klägers Hat diefes 
Rechtsverhältniß darin beftanden, daß der Belangte dem Kläger 
Aufträge ertheilte, für feine Rechnung an der Börſe Werth. 
effecten zu foufen und zu verfaufen und daß er dem Kläger 
zur Dedung der ihm anläßlich diefer Gejchäftsverbindung 
etwa erwachſenden Anfprüche den Klagewechſel übergeben habe. 
Zufolge der vom Beklagten erhobenen Einwendungen entiteht 
jedoch die Trage, ob es ſich im gegenwärtigen alle in der 
That um die commiffionsweife Ausführung der Aufträge des 
Geklagten im Sinne des Art. 360 bezw. 376 H. G. 8. gehandelt 
hat und ob namentlich die eingeffagte Forderung aus Commiſ⸗ 
fionsgefchäften herrühre, wie der erfte Richter entfchieden hat, 
oder ob Hier lediglich ein Vörſeſpiel beinhaltende Differenz- 
geichäfte, wie der Spruch des oberen Richters lautet, vor- 
liegen. Im Hinblide auf $ 916 a. b. G. B. war dieje Trage 
an der Hand der Umftände des concreten Falles der richter- 
lichen Beurtheilung zu unterziehen und mußte die Anficht des 
- Oberlandesgerichtes al3 die richtige anerfannt werden. Nach 
der Actenlage kann es zunächſt feinem Zweifel unterliegen, 
daß die Abficht des Gellagten ftet3 nur auf Differenzgeichäfte 
gerichtet war. Er gab den Auftrag zum Kaufe von Börfe- 
effecten, welche factiich zu übernehmen er nach feinen Ver—⸗ 
mögensverhältnifien Teineswegs im Stande war und welche 
er thatfählih auch in Teinem alle übernahm, deren that- 
ſächlicher Befig, namentlich injofern es fih um große Be- 
träge ruffifcher ARubelnoten handelte, für ihn auch gar feinen 
erfindlichen Zweck gehabt Hätte; er gab dann wieder Aufträge 
zum Berfaufe der von ihm niemals bezogenen Papiere und 
jelbft folcher Papiere, die er vorher noch nicht gefauft hatte. 
Die Ausſage des Zeugen C. ift geeignet, diefe Auffafjung in 
hohem Grade zu befräftigen, denn diejer Zeuge beftätigt, daß 
zwijchen ihm und dem Belfagten nur von Spiel und Diffe- 
tenzen die Rede war, und daß er bei dem erften Gejchäfte 
dem Geflagten über deſſen Anfrage mitgetheilt habe, daß er 
(Seflagter) niemals die den Gegenstand des Spieles bildenden 
Effeeten factifch zu beziehen habe, fondern daß, falls er ge- 
wänne, ihm die zu feinen Gunften entfallene Differenz, aus— 
bezahlt, im entgegengejegten Yale er die ihn zu Nachtheil 
treffende Differenz zu bezahlen haben werde. Was nun den 
Kläger anbelangt, jo kommt zunächſt in Betracht, daß berfelbe 
in ollen den sahlreichen mährend der Geſchäftsverbindung 
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zwilchen den Proceßparteien vorgefallenen Geſchäftsabſchlüſſen 
ftet3 von der dur Art. 376 9. ©. B. eingeräumten Be- 
tugniß Gebrauch gemacht Hat und daher dem Geflagten in 
allen einzelnen Fällen als Selbftverläufer, beziehungsmeile 
Selbitfäufer gegenüberfteht. Mit Rückſicht hierauf hat es der 
Kläger aud) ausnahmslos unterlaffen, dem Beklagten jene 
Nachweilungen zu liefern, welche er außer dem Falle Des 
Art. 376 9. ©. B. als Commiffionär dem Committenten 
zu liefern verpflichtet gewejen wäre. Bei diefer Sachlage 
ift aber auch die Berufung auf eine angebliche Commilfions- 
geichäftsverbindung nicht geeignet, von vorneherein die An 
nahme eines zwiichen den Proceßparteien ftattgehabten Börſen⸗ 
fpiele3 auszufchließen. Wird nun aber der Inhalt der vor- 
liegenden Gejchäftsverbindung im Zuſammenhange mit der 
Berufsitellung der Proceßparteien als Ganzes in’3 Auge ge— 
faßt, wird ferner berüdfichtigt, daß fich der Kläger von dem 
Beklagten einen Dedungswechjel acceptiren Tieß, woraus ge- 
ichlofien werden muß, daß die entiprechende effective Lieferung 
der anzufaufenden Börjeeffecten von vorneherein nicht in's 
Auge gefaßt war, wird erwogen, welcher Art die angelauften 
DBörfeeffecten waren, daß diejelben fat ausnahmslos inter- 
nationale Speculationseffecten find und fich unter denfelben 
namentlich auch ruſſiſche Rubelnoten in großen Beträgen be- 
fanden, die als Anlageeffecten gewiß nicht angejehen werben 
fönnen — wird endlich erwogen, daß der Zeuge C. ausfagt, 
er habe von dem Kläger für die Vermittlung der Gejchäfte 
mit dem Geflagten eine PBrovijion bezogen, mwodurd feine 
oben angeführten Mittheilungen an den Gellanten auch 
gegenüber dem Kläger und feinen Abfichten erhöhte Bedeutun 

gewinnen, und daß ferner derjelbe Beuge deponirt, da 

zwilchen ihm und dem Kläger darüber gejprochen wurde, 
daß, im Falle ſich Differenzen zu Ungunften des Geflagten 
ergeben jollten, deilen Vater für ihn zahlen würde — fo 
muß der Richter an der Hand aller diejer Umftände au der 
Ueberzeugung gelangen, daB im vorliegenden Falle beider- 
jeit8 von vorneherein nur der Abjchluß von Differenzgefchäften 
beabjichtigt war, bei welchen der zukünftige Curs eines be- 
ftimmten Tages darüber entfcheiden jollte, was eine Partei 
von der anderen gewinnt, je nachdem diefer Curs höher oder 
niedriger ift, ald der urfprüngliche Kaufpreis. Die Klagbar- 
feit der aus folchen Geichäften entipringenden Forderungen 
ift aber nach den 88 1270-1272 a. b. G. B. zu beurtheilen 
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und war mit Niüdficht Hierauf die vorliegende Klage ab- 
zuweiſen. 


I. 


In einer der ad I näher bezeichneten vollkommen ana- 
Iogen, ebenfall3 unter Mitwirkung des Agenten C. ftattge- 
fundenen Gefchäftsverbindung des B. mit dem protofollirten 
Kaufmanne und Börſebeſucher D. wurden vom Erfteren zur 
Begleihung des dem Lebteren nach den zwiſchen ihnen ftatt- 
gehabten errehnungen zuftehenden Guthabens Wechſel accep- 
tirt und ihm übergeben. Auf Grund dieſer bei der jeweili- 
gen Fälligkeit nicht bonorirten Wechſel erwirkte D. gegen B. 
die Zahlungdauflage, gegen welche der Geklagte diefelben Ein- 
wendungen wie ad I erhob. 

Das Gericht erfter Inſtanz erhielt die Zahlungsauflage 
ebenfall3 aufrecht und nachdem es wiederholt, daß die zwiſchen 
den Gtreittheilen abgefchloffenen Käufe und Verkäufe von 
Werthpapieren Handels- und fpeciel” Commiſſionsgeſchäfte 
gewejen jind und daß der Gellagte als Committent verpflichtet 
war, dem Kläger alle feine auf Vollzug der ihm übertragenen 
Gefchäfte bezüglichen Auslagen zu erjeßen, bemerft das Ge- 
richt zur weiteren Rechtfertigung feines Urtheiles Yolgendes: 
Nachdem der Geflagte im Laufe der Verhandlung ausdrüd- 
lich zugibt, daß er dem Kläger zur Begleichung der ihm be- 
kaunt gegebenen Anfprüche aus den von ihm ausgeführten 
Geſchäften den Klagewechſel übergab, fo oblag nicht dem 
Kläger der Nachweis, daß er aus dieſen Gefchäften an den 
Sellagten den eingellagten Betrag zu fordern berechtigt fei, 
da er jein Klagebegehren durch Vorlage der in feiner Edht- 
heit unbeftrittenen Accepte des Geklagten genügſam fundirt 
Hat. Wollte der Geflagte demnady mit irflamfeit feine 
Bahlungsverpflichtung beitreiten, jo hätte er ſolche rechtsver⸗ 
nichtende Thatjachen nachweifen müflen, aus denen zweifel- 
los gefolgert werden müßte, daß dem Kläger aus den dem 
Klagewechjel zu Grunde liegenden Geſchäften wider ihn recht- 
lich feine Anſprüche zuftehen. Sole Thatfachen bat Ge- 
klagter gar nicht vorgebracht, viel weniger denn beiwiejen. 
Er verjucht zwar jeine Verpflichtung unter Berufung auf die 
Beitimmungen des $ 1271 a. b. ©. B. zu beitreiten, indem 
er behauptet, daß die dem Kläger wider ihn aus dem Klage- 
wechſel zußge hen den Anſprüche aus Spielen ſtammen (1271 
a. b. G. B.), in welche er ſich über Andrängen des Agenten 
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C. mit dem Kläger eingelafien habe. Vieſe Beftreitung ent- 
behrt aber jeder Begründung, weil der Gellagte einen Nadh- 
weis darüber, daß zwilchen ihm und dem Kläger aus Anlaß 
der von ihm als Differenzgejchäft bezeichneten Käufe verein- 
bart worden wäre, daß beide Theile einander von der Pflicht 
zur Uebergabe und zur Uebernahme der Werthpapiere ent- 
binden und fich gegenjeitig nur zur Zahlung des Cursunter⸗ 
ſchiedes verpflichten, nicht erbracht Hat und weil aud nicht 
vorliegt, daß der Geflagte mit dem Kläger direct und un- 
mittelbar gejpielt, rejpective bezüglich der Eursdifferenz ge- 
mettet habe, vielmehr aus der ganzen Sach⸗ und Actenlage 
zweifellos hervorgeht, daß der Geklagte den Kläger beauftragt 
habe, auf feine (des Gellagten) Rechnung an ber Börfe zu 
ipielen. Ein Glüdvertrag im Sinne des 29. Hauptftüdes 
des allg. bürg. Geſetzbuches ijt zwiſchen beiden Gtreittheilen 
niemals geichloffen worden. Es mußte daher, ohne erft 
näher in die Natur der einzelnen Börfegejchäfte einzugehen, 
dieſe Einwendung des Geflagten verworfen werden. Cbenjo 
wenig Tonnte die Einwendung der nicht erhaltenen Valuta 
berüdfichtigt werden, weil Geflagter nicht behauptet, daß er 
fich bei Hingabe feines Acceptes eine Valuto bedungen habe. 
Aber jelbft für den Fall, wenn die Behauptung des Geflagten, 
daß die dem Klagewechjel zu Grunde liegenden Anſprüche 
wirklich aus einem zwiſchen dem Kläger und den Geflagten 
erfolgten Spiele herrühren würden, erwiejen wäre, jtände 
daraus dem Geklagten wider die eingeflagte Wechjelforderung 
eine Einwendung nicht zu. Das Gefeh erflärt nämlich ein 
Spiel oder eine Wette principiel nicht für unerlaubt und 
unwirkſam (81271 a. b. G. 3.) und ftatuirt, daß Dasjenige, 
was zur Begleichung einer folchen Forderung geleiftet wurde, 
gemäß 8 1432 a. b. G. B. nicht zurückgefordert werden darf. 
Nun Hat der Gellagte dem Kläger, nachdem ihm dieſer Die 
Höhe feiner Anfprüche bekanntgegeben, zur Begleichung dieſer 
Anſprüche den Klagemwechjel übergeben und dadurch ſtill⸗ 
ihmeigend die Höhe und den Yurechtbeftand der klägeriſchen 
Forderung anerfannt. Durch diefe Anerkennung ift eine 
Novation des urfprünglihen Rechtstitels eingetreten, und 
nachdem der Gellagte zur Begleichung diejer von ihm aner- 
kannten Forderung den Klagewechſel übergeben bat, ein folcher 
aber zur Giltigfeit einer causa debendi nicht bedarf, fo fteht 
der Geltendmachung des Klagewechfel die Einwendung des 
*effagten nicht entgegen. 
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Die zweite und dritte Imftanz erkannten auf Behebung 
der Bahlungsauflage. 

Die Gründe der oberftgerichtlichen Entfcheidung führen 
im Wefentlichen Folgendes aus: Beide Streittheile ftimmen 
darin überein, daB der Klagemwechjel dem Kläger von dem 
Geklagten für ein nad) der zwifchen ihnen ftattgehabten Ver⸗ 
rechnung dem Kläger gegenüber dem Geflagten angeblich zu- 
ftehendes Guthaben acceptirt worden ift. Die Einwendungen, 
welche der Geflagte dem auf diefen Wechſel geftübten Klage- 
anipruche entgegenjegt, find nicht folche, weiche aus dem 
Wechfelrechte jelbft hervorgehen, ſondern gemeinrechtliche, zu 
deren Vorbringen der Geklagte gegenüber dem Kläger nach 
Art. 82 der W. D. berechtigt erjcheint. Diefe Einwendungen 
beftehen darin, daß nach der Behauptung des Geflagten das 
Guthaben des Klägers in angeblichen Differenzen aus Börfe 
fpielen feinen Grund habe, daher nad den 88 1271 und 
1272 a. b. G. B. im Klagewege nicht geltend gemacht werben 
fönne, und daß der Geflagte von dem Kläger auf den Klage- 
wechjel Teine Valuta erhalten habe, fein Uccept alfo der justa 
causa promittendi entbehre.. Was die zweite Einwendung 
der nicht erhaltenen Valuta anbelangt, fo könnte diejelbe nur 
infoferne in Betracht kommen, als fie mit der eriten Ein- 
wendung in Berbindung fteht; an fich jedoch hat dieſelbe de3- 
halb für ſich allein Feine rechtliche Bedeutung, mweil zur Giltig- 
feit und Klagbarkeit einer mwechjelmäßigen Verpflichtung der 
Balutaempfang nicht erforderlich ift und weil Geflagter jelbft 
nicht behauptet, daß er für den Klagemechjel von dem Kläger 
noch eine bejondere Valuta Hätte erhalten follen, vielmehr 
zugibt, daß er dem Kläger den Wechjel für ein demfelben 
wider ihn angeblich bereits beftehendes Guthaben acceptirte. 
Was nun die aus der Beftimmung der 88 1271 und 1272 
des a. b. &. B. abgeleitete erjte Einwendung des Geflagten 
betrifft, jo Hängt deren Berüdfichtigung zunächſt von der 
Borfrage ab, ob durch die Aeceptation des Wechjeld im Sinne 
des 8 1376 des a. b. G. B. eine Novation der urfprünglichen 
Forderung de3 Kläger? an den Geflagten eingetreten ift, oder 
ob eine jolche im Hinblide auf die VBeftimmung des 8 1379 
des a.6.©. B. nicht vorliegt. Dieje Vorfrage muß nun aber 
dahin entichieden werden, daB in der Mcceptirung eines 
Wechſels allein an und für fich feine Novation jener Schuld, 
für welche derfelbe acceptirt wurde, gelegen jei. Died ergibt 
fich aus der Erwägung, daß die durch die Acceptation eines 
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D. rechtmäßig i in dieje Bücher auch eingetragen werben mußte, 
da fie aus einem Frachtvertrage, alſo aus einem Handels⸗ 
geihäfte hergeleitet wird, mag ihr wahrer Werth welcher 
immer fein, und unbeftreitbar zum Vermögen der Elagenden 
Firma gehört und weil diefes Vermögen hier, wo die Hagende 
Firma eine Handelögejellichaft tft, das beim Inventar und 
bei der Bilanz zu berüdfichtigende Eigenthum einer juriftifchen 
Berfon bildet (Art.29 H. G. B.). 

Der oberſte Gerichtshof hat über die Revifion der Ge- 
klagten das oberlandesgerichtliche Urtheil aus deſſen der Sach⸗ 
lage und dem Geſetze im Wejentlichen entiprechenden Gründen 
beitätigt. 

Nr. 350. 
Fin nicht Rlagbares Differeuzgeſchäft Liegt dann vor, wenn es Ad von 
vorneßerein Tür Beide Gontraßenten Reineswegs am die wirkfide 
Effectuirung von Kauf und Berkaufsaufträgen Handelt, ſondern Beide 
Theile Hei Abſchluß des Hefdäftes den Willen und die Abſicht Baden, 
dasſelbe nicht zu erfüllen und Ledigli die Differenz zu begleichen. 


Entſcheidung vom 20. December 189, 3. 14.757. — II. Senat. — Ent- 
fcheidung vom 12. Juni 1894, 8. 3834. — 1. Senat.*) 


Ein Pehungswedfel Kann eine wedfelrehtlige Forderung zwiſchen 
den unmittelBaren Pacisconten nur Infoweit Begränden, als durch 
ein außerbals Des Wechſels liegendes Aactum eine Forderung für 
den ZKedeckten entfiauden if. 
Entjcheidung vom 20. December 1893, 3. 14.757. — II. Senat. **) 


In der Acceptirung eines Wechſels liegt allein au und für ih Reine 
Novation jener Schuſd, für welde derſelbe acceptirt wurde. — Eine 
Horderung, zu deren Gelteudmadung das Geſetz das AMlagerecht »er- 
fagt, wird dadurch nicht gu einer Klagbaren, daß diefelde auerkaunt 
und für Biefelde ein Wechſelacceyt gegeden wird. 
Enticheidung vom 12. Juni 1896, 3. 5644. — I. Senat. ***) 


I. 


Durch Vermittlung feines Agenten und Bevollmächtigten 

C. hatte B. dem protofollirten Kaufmanne und Börfebefucher 

u. wiederholt Aufträge ertHeilt, für feine Rechnung an der 
Wiener, Berliner und Pariſer Börfe Wertheffecten zu Taufen 


*) Gteihlautent : oberitgerichtfiche — en vom 20. December 
1893, 3. 14.756. I. Senat; — . 14.037 ex 1893. — 
I. Senat: 12. Juni 1854, 8.5 

**) Gleichlautend: —— vom 20. December 
1898, 8. 14.756. — II. 


9. 3884. "*) Geige Iontenb: Dberftgerichtfiche Entfcheidung vom 12. Juni 1894, 
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und zu verlaufen, und zur Dedung der dem W. aus dem 
Anlarıe der Transactionen eventuell erwachjenden Anſprüche 
einen Wechſel acceptirt und dem X. übergeben. Auf Grund 
dieſes bei feiner Fälligkeit nicht honorirten Wechjel3 erwirkte 
U. gegen B. die Zahlungsauflage, gegen welche der Geflagte 
einwendete, daß die dem Klagewechſel zu Grunde liegende 
Forderung nicht aus Commiffions eichäften herrühre; der 
auf den Wechjel geitügte klägeriſche Anſpruch in angeblichen 
Differenzen aus Börfeipielen feinen Grund habe, daher nad 
“ den 88 1271 und 1272 des a. b. G. B. im Klagewege nicht 
geltend gemacht werden könne und daß er, Gellagter, von 
dem Kläger auf den Klagewechſel feine Valuta erhalten Habe. 

Das Gericht erfter Inſtanz erhielt die Zahlungsauflage 
aufrecht aus folgenden Gründen: Da der Kauf und Ber- 
fauf von Wertheffecten nad Art. 271 9. G. B. ein Handels» 
geichäft ift, von dem Geflagten auch nicht behauptet wurde, daß 
der Kauf auf feinen Namen abgeſchloſſen werden follte und 
dem Kläger als Kaufmann und Börfebejucher die Gemwerb3- 
mäßigfeit des Kaufes und Verlaufes von Werthpapieren 
nicht abgeſprochen werden kann, jo find diefe Gejchäfte nach 
den Beftimmungen des vierten Buches 3. Titel des 9.6.8. 
über das Commiſſionsgeſchäft zu beurtheilen. Als Committent 
war der Gellagte jchuldig, dem Kläger alle feine Auslagen 
und überhaupt Alles zu erſetzen, was derjelbe zum Bollzuge 
der ihm aufgetragenen Geſchäfte aufgerwendet Hat; diefe jeine 
Verpflichtung hat der Gellagte auch brieflich und durch Ueber- 
gabe des Klagemwechjel3 anerkannt. Unter Berufung auf die 
Beitimmungen der 88 1271 und 1272 a. b. ©. beftreitet 
zwar ‘der Geklagte feine Verpflichtung zur Zahlung Ddiejer 
Beträge. Wird jedoch erwogen, daß gezeigtermaßen im vor- 
liegenden Falle zwifchen den Streittheilen ein Commiſſions⸗ 
vertrag zu Stande gekommen ift und daß Geklagter nicht er- 
wiejen hat, daß er mit dem Kläger direct einen Glücksvertrag 
geichloffen hat, fo erjcheint die von dem Bellagten wider das 
Klagebegehren vorgebrachte Einwendung der Unverbindlichkeit 
nicht begründet. Aber auch die Einwendung der nicht er- 
haltenen Baluta war nicht zu berüdfichtigen, weil Geflagter 
nirgends behauptet, daß er fich eine beitimmte Valuta be- 
dungen hat. Der Klagewechſel wurde dem Kläger von dem 
Gellagten als Dedung für die demfelben aus dem Commiſſions⸗ 
verhältnifjeeventuell wider den Geflagtenermachjenden Anjprüche 
gegeben. Es fragt ſich nun, ob in dem vorliegenden Falle den 
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Kläger die Beweislaſt dahin trifft, daß er wider den Gellagten 
aus den ihm übertragenen Geſchäften wirklich den eingellagten 
Betrag zu fordern berechtigt ſei. Diefe Frage muß verneint 
werden. Denn der Kläger ftügt feinen Anſpruch auf das in 
feiner Echtheit unbeftrittene Accept des Geklagten und hat 
feinen Klagsanſpruch durch Borlage des Originalwechſels 
gehörig fundirt (Art. 23 W. O.). Hat nun der Kläger die 
jeinem Klagsanſpruch zu Grunde Tiegenden recht3erzeugenden 
Thatjachen erwieſen, jo oblag e3 dem Gellagten, ſolche rechts- 
vernichtende Thatfachen unter Beweis zu ftellen, welche das 
Klagebegehren hinfällig machen würden. Tem Geflagten ob- 
lag aljo im vorliegenden Procefje der Nachweis, daß der 
Kläger aus dem ihm aufgetragenen Geſchäfte den eingeflagten 
Betrag zu fordern nicht berechtigt ift; dies hat feinen Grund 
darin, daß die Wechfelerflärung ein abfolutes Zahlungäver- 
iprechen enthält, welche3 unabhängig von dem demjelben zu 
Grunde liegenden Rechtöverhältniffe wirffam und Hagbar ft. Der 
Wechfelinhaber braucht für feine Forderung feinen anderen 
Rechtstitel und ift es dem Wechſelſchuldner gemäß Art. 82 
W. OD. nur vorbehalten, durd) Beibringung von zu bemweijen- 
den rechtövernichtenden Thatſachen, den Nichtbeftand der 
Wechſelforderung darzuthfun. Wäre dem nicht fo, jo wäre 
der Inhaber eines Wechjels ſchlechter daran, als ein Buch⸗ 
gläubiger, da fchon die Producirung eines Buchauszuges 
unter Umftänden genügt, den Beweis für den Beſtand einer 
Forderung zu erbringen (Art. 34 9. G. B.). Nachdem der 
Geflagte einen folchen Beweis nicht erbracht Hat, jo mußte 
dem Gejagten zufolge der Zahlungsauftrag aufredht er- 
halten werden. 

Die zweite und dritte Inftanz hoben die Bahlungsauf- 
lage als nicht zu Recht beitehend auf. 

Die oberftgerichtlihe Entjcheidung beruht auf folgenden 
Gründen: Zunächſt ift es unbeftritten, daß der Klagemwechjel 
dem Kläger von Bellagten als Dedungswechiel übergeben 
wurde; aus der Natur eines Deckungswechſels aber folgt, 
daß er eine wechfelrechtliche Forderung zwiſchen den unmittel- 
baren PBaciscenten nur injoweit begründen fann, als durch ein 
außerhalb des Wechſels Tiegendes Factum eine Forderung 
. für den Bededten entftanden if. Im Hinblide auf Art. 82 
W. O. und da der Klagemwechjel zur Zeit der Klagsanbringung 
nicht in dritte Hände gelangt war, mußte demnach auf die 
Beurtheilung des dem Klagewechjel zu Grunde Tiegenden 
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Nechtsverhältnifies zwiichen den Proceßparteien eingegangen 
werden. Nach den Ausführungen des Klägers Hat biefes 
Nechtsverhältniß darin beftanden, daß der Belangte dem Kläger 
Aufträge ertheilte, für feine Rechnung an der Börſe Werth- 
effecten zu kaufen und zu verlaufen und daß er dem Kläger 
zur Dedung der ihm anläßlicy diefer Geichäftsverbindung 
etwa erwachjenden Anfprüche den Klagemwechfel übergeben habe. 
Zufolge der vom Bellagten erhobenen Einwendungen entfteht 
jedod die Frage, ob es fich im gegenwärtigen Falle in ber 
That um die commiffionsweile Ausführung der Aufträge des 
Gellagten im Sinne des Art. 360 bezw. 376 H. G. 8. gehandelt 
hat und ob namentlich die eingeflagte Forderung aus Commij- 
fionsgeichäften herrühre, wie der erfte Richter entſchieden hat, 
oder ob hier lediglich ein Börſeſpiel beinhaltende Differenz- 
geichäfte, wie der Spruch des oberen Richters lautet, vor- 
Hiegen. Im Hinblide auf 8 916 a. b. G. B. war dieſe frage 
an der Hand der Umftände des concreten Falles der richter- 
lichen Beurtheilung zu unterziehen und mußte die Anficht des 
- Oberlandesgerichted als die richtige anerfannt werden. Nach 
der Nctenlage kann es zunächſt feinem Zweifel unterliegen, 
daß die Abficht des Gellagten ftet3 nur auf Differenzgeichäfte 
gerichtet war. Er gab den Auftrag zum Kaufe von Börfe- 
effecten, welche factiich zu übernehmen er nach feinen Ber- 
mögensverhältniffen Teineswegs im Stande war und melde 
er thatjächlicdy auch in Teinem “alle übernahm, deren that- 
ſächlicher Beſitz, namentlich injfofern es fi um große Be— 
träge ruſſiſcher Rubelnoten handelte, für ihn aud gar feinen 
erfindlichen Zweck gehabt hätte; er gab dann wieder Aufträge 
zum Berlaufe der von ihm niemals bezogenen Papiere und 
jelbft ſolcher Bapiere, die er vorher noch nicht gekauft Hatte. 
Die Ausfage des Zeugen ©. ift geeignet, dieſe Auffafjung in 
hohem Grade zu befräftigen, denn dieſer Zeuge beitätigt, daß 
zwiſchen ihm und dem Bellagten nur von Spiel und Diffe- 
renzen die Rede war, und daß er bei dem erften Gefchäfte 
dem Geklagten über defien Anfrage mitgetheilt habe, daß er 
(Geflagter) niemals die den Gegenitand des Spieles bildenden 
Effeeten factifch zu beziehen habe, fondern daß, falls er ge- 
wänne, ihm die zu feinen Gunften entfallene Differenz aus— 
bezahlt, im entgegengejegten alle er die ihn zu Nachtheil 
treffende Differenz zu bezahlen haben werde. Was nun den 
Kläger anbelangt, fo fommt zunächſt in Betracht, daß berjelbe 
in ollen den sahlreichen während der Gejchäftäverbindung 
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ihre rechtliche Natur verändert habe, und zu einer klagbaren 
geworden ſei. Hienach war unter Zurüdweifung der Tläge- 
riſchen Reviſionsbeſchwerde das oberlandesgerichtliche Reformat- 
urtheil zu beſtätigen. 


Nr. 351. 

Der 8 28 des Geſetzes vom 16. März 1884, U. 6. BI. Ar. 36, gewäßrt 
dem Gläubiger das Anfechtungsrecht außerhalb des Goncursverfaßrens 
nur unter der Voransfehnung, daß aus der angefohtenen Medtishand- 
fung thatſächtich eine Berlegung feines Medies auf Befriedigung 
aus dem Bermögen feines Schuldners GHervorgeßt, mithin in dem 
Halle niht, wenn der Aufehtende feld Daun, wenn die augefochtene 
Mehtshandlung ihm gegenfider als redtsunwirkfam erklärt worden 

wäre, zu feiner Befriedigung niht gelangen Könnte. 

Entiheidung vom 18. Juni 1894, 8. 6984. — I. Senat. 


Der A. hatte wegen feiner beiden, ihm gegen den Joſeph 

B. zuftehenden Forderungen per 459 fl. 31 Tr. und 75 fl. |. 
N. ©. die Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes auf Die 
Realität des B. im Auguft, rüdfichtlih im September 1891 
erwirtt. Auf diefe Realität war aber neben anderen Forde⸗ 
rungen ſchon am 11. Mai 1891 das Pfandrecht für die Heirats⸗ 
gutforderung der Therefe B., Gattin des Schuldnerd, auf 
Grund der notariellen Erflärung vom 4. Mai 1891 einverleibt 
worden, in welcher B. feiner Gattin den Empfang eines 
Heiratöguted von 1200 fl. beftätigt und die Einwilligung zur 
Einverleibung besfelben auf feine Realität ertheilt hatte. U. 
hat nun unter Berufung auf $ 30 Abf. 2 und $ 32 Des 
Anfechtungsgejebes vom 16. März 1884, R. G. BI. Nr. 36, 
die Therefe B. geklagt und gegen fie da3 Begehren um Er- 
fenntniß geftellt: Die Siherftellung ihrer obigen Heirats⸗ 
utsforderung durch Einverleibung des Pfandrechtes auf Der 
ealität des Joſeph 8. fei dem Kläger A. gegenüber recht3- 
unwirkſam, Geflagte ſei jchuldig, dies anzuertennen und zu 
geftatten, daß die auf dieſer Nealität pfandrechtlich ſich er— 
geftellten Forderungen des U. per 459 fl. 31 tr. und 75 I. 
. N. G. vor ber genannten SHelratögutsforderung der Ge— 
lagten per 1200 fl. aus dem Meiftbote für die Realität Des 
Joſeph B. zur Befriedigung gelangen. Die Gellagte wendete 
ein: daß 1. die vom 8 32 Anfechtungsgejeß geforderte Vor- 
ausfegung, daß die Erecution in das Vermögen des Schuld- 
ner? zu einer vollftändigen Befriedigung des Gläubiger nicht 
führen werde, gegebenen Falles nicht vorliege; 2. daß Joſeph 
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B. zur Sicherftellung des Heiratögutes vertragsmäßig ver- 
pflichtet war; 3. dab die Anfechtung unzuläffig fei, weil die 
angefochtene Sicherftellung der Yorderung der Gellagten per 
1200 fl. für den Kläger feine nachtheiligen Folgen haben 
fönne, weil er bei der Meiftbotsvertheilung diefer Realität 
auch dann leer ausgehen würde, wenn die genannte Sicher- 
ftellung für unwirkſam erklärt würde. . 

Die erfte Inſtanz Hat dem Klagebegehren ftattgegeben, 
weil ad 1. durch den vorgelegten Meiftbot3berechnungsbeicheid 
erwiefen ift, daß die Hägerifchen Forderungen für den Fall, 
al3 die Sicherftellung der Heirat3gutforderung wirkſam bleibt, 
nicht zur Gänze zur Befriedigung gelangen werden und daß, 
wie Geklagte zugtbt, ihr Gatte Joſeph 3. Tein weiteres Ver⸗ 
mögen beſitzt, au8 dem eine Befriedigung eintreten könnte; 
ad 2. der Bertrag, auf Grund deilen dad Heiratsgut ficher- 
geftellt worden ift, nach 8.1217 a. b. G. B. ſich als Ehepact 
daritellt, diefer Vertrag Mangels der Aufnahme eines Notariats- 
acte3 über denfelben ungiltig ift, und feine Verpflichtung zur 
Sicherſtellung nach fich ziehen konnte; endlich ad 3. weil mit 
Rüdfiht darauf, daB die für dieſe Behauptung angeführten 
88 28 und 30 des Anfechtungsgejeßed keine diesbezügliche Be- 
ftimmung enthalten, e3 nicht Sache des Procefjes, ſondern 
der MeiftbotövertHeilung ift, zu unterjuchen, ob eine Forde⸗ 
rung zum Zuge komme oder nicht, und es gleichgiltig fit, 
ob Kläger durch das angeftrebte Urtheil einen Erfolg erziele 
oder nidt. 

Das Oberlandesgericht hat über Appellation der Geflagten 
das erftrichterliche Urtheil beftätigt und in der Begründung 
im Wefentlihen darauf hingewieſen, daB die Verpflichtung 
zur Sicherftellung eines Heiratsgutes rechtsgiltige Chepacten 
zur Borausfegung habe, daß der über die Ehepacten zwijchen 
der Geflagten und Joſeph 8. gefchloffene Bertrag infolge der 
abfoluten Beftimmung des 81 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 76, ungiltig ift; daß ferner aus der 
Kaufſchillingsberechnung bezüglich der fraglichen Realität here 
vorgeht, daß durch die Sicherftellung des Heiratsgutes per 
1200 fl. vier Tabulargläubigern mit Forderungen im Ge- 
Geſammtbetrage von 2632 fl. 26 fr. (worunter jich auch der 
Kläger mit feinen Forderungen befindet), Abbruch gejchehen 
ift, weil alle diefe Gläubiger durch die angefochtene Sicher- 
ftelung fchon dadurch beeinträchtigt wurden, daß ihre Forde⸗ 
zungen eine jpätere Rangordnung erhielten, wodurch jchon 
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im Allgemeinen die Befriedigung ihrer Forderungen gefährdet 
wurde; weil diefe Benacdhtheiligung jchon im Momente der 
Sicherſtellung jeden folgenden Gläubiger berechtigt, die An⸗ 
fechtungsflage zu erheben und dieſes Anfechtungsrecht un- 
abhängig davon ift, ob mit Rüdficht auf den Tabularftand 
eine Befriedigung des nachfolgenden Gläubiger3 aus der 
Realität mehr oder weniger wahrjcheinlich ift, weil eine der- 
artige Einfchränfung ded Anfechtungsrechtes im Gelege vom 
16. März 1884 nicht ausgeſprochen ift, nebftdem aber nicht 
ausgeichloffen ift, daB durch das etwaige Wegfallen voran- 
gehender Forderungen der Tabularjtand für einen Kläger ſich 
günftiger geftalten kann, die Klage demnach im $ 30 Ab}. 2 
Anfechtungsgefeb begründet erfcheint. 

In der dagegen von der Geklagten ergriffenen außer- 
ordentlichen Revifion wird hervorgehoben, daB die Auffafjung 
der beiden Inſtanzen dem Sinne und Zwecke des Anfechtungs⸗ 
geießes entgegenjteht, denn nach der ratio legis foll durch die 
"Anfechtung nur die durch die angefochtene Rechtshandlung ver- 
urjachte Verlegung de3 dem Gläubiger zuftehenden Beirie- 
digungsrechtes bejeitigt werden; daher eine Anfechtung nur 
dann zuläffig ift, wenn durch die angefochtene Rechtshandlung 
eine Verlegung des Befriedigungsrechtes des anfechtenden 
Släubigerd ftattgefunden Hat und der Gläubiger nicht zur 
Anfechtung einer für ihn ganz indifferenten Rechtshandlung 
Vegitimirt 'erfcheint, wenn nämlich der Nachweis erbracht wird, 
daß der anfechtende Gläubiger auch dann feine Befriedigung 
erhalten würde, wenn die von ihm angefochtene Handlung 
nicht erfolgt wäre. 

Der oberfte Gerichtshof Hat in Stattgebung der außer: 
ordentlichen Reviſion die beiden untergerichtlichen Urtheile 
abgeändert und das Klagebegehren des A. aus folgenden 
Gründen abgemwiejen: Nach dem Inhalte der Mage und der 
durchgeführten Verhandlung bildet den Gegenftand des An= 
fechtungsftreite8 die Sicherftellung des Heiratsgutes der Ge- 
Hagten Thereje B. im Betrage von 1200 fl., welche auf Grund 
der notariellen Erklärung des Schuldners Joſeph B. am 
11. Mat 1891 durch Einverleibung des Pfandrechtes für dieje 
Forderung auf die Realität des Joſeph B. ftattgefunden bat. 
Auch ift das Klagsbegehren nicht auf die Rechtsunwirkſamkeit 
de3 zwilchen dem Schuldner Joſeph B. mit der Geflagten, 
nämlich mit feiner Ehegatttin, abgeſchloſſenen Rechtsgeichäftes 
über das Heiratsgut jelbjt, jondern nur auf die NRechts- 
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unwirkſamkeit der auf der Realität des Joſeph B. erwirkten 
pfandrechtlichen Sicherjtellung gerichtet. Object. des außerhalb 
des Concursverfahrens geltend gemachten Anfechtungsanipruches 
ift alfo Die Sicherftellung des Heiratsgutes der Geflagten auf 
ein Bermögen ihres Ehegatten im legten Jahre vor der ge- 
richtlichen Geltendmachung bes Anfechtungsrechtes, beziehungs- 
weije die Anfechtung der Rechtshandlung, vermöge welcher der 
Schuldner mit der obbezogenen Pfandbeftellungsurfunde der 
Geklagten für das Heiratsgut auf jeiner Realität Sicher- 
ſtellung eingeräumt hat (830 8.2 des Geſetzes vom 16. März 

84, R. G. Bl. Nr. 36). Mit Rüdficht auf die Beitimmungen 
der 88 28, 32 und 35 des citirten Anfechtungsgejeßes, in 
welchen als Zweck ber Anfechtung außerhalb de3 Loncure- 
verfahreng ausdrüdlich die „Befriedigung“ des Gläubigers 
angegeben ift, er\heint für die Enticheidung der vorliegenden 
Rechtsſache die Löſung der Frage von Bedeutung, ob auf 
Geite de3 Klägerd die gefehlihen Vorausſetzungen für die 
Anfechtbarkeit der hier in Rede ftehenden Sicherſtellung vor- 
handen find. Daß der Gellagten von ihrem Ehegatten durch 
Einräumung jener pfandrechtlichen Sicherftelung eine Be- 
günftigung zum Nachtheile feiner andermeitigen, insbeſondere 
der der Heiratgutforderung der Gellagten grundbücherlidy nach” 
ftehenden Gläubiger zuzumenden beabjichtigt wurde, und daß 
der Kläger ein materielles Intereſſe an der Anfechtung der 
für das Heiratögut der Geflagten erfolgten Sicherjtellung Hat, 
fteht außer Zweifel. Anders geftaltet fich aber die Sade in 
Anfehung der weiteren Borausjegung, in Betreff der Benad)- 
theiligung de3 Klägers, wenn erwogen wird, daß die Benach⸗ 
theiligung und Rechtöverlegung der Gläubiger durch ihre Nicht- 
befriedigung erfolgt, und daß gemäß 8 28 Anfechtungsgejeg 
außerhalb des Concursverfahrens NRechtshandlungen, welche 
das Vermögen eines Schuldners betreffen, zum Bmwede der 
Befriedigung eines Gläubiger nur unter der VBorausjegung 
angefochten werden können, daß der anfechtende Gläubiger 
durch die bezügliche Rechtshandlung benachtheiligt werde, zu⸗ 
mal aus dem Zwecke des Anfechtungsgeſetzes fich ergibt, daß 
es bei der Frage nad) der Zuläffigfeit der Geltendmachung 
des Anfechtungsrechtes eines Gläubigers in erfter Linie darauf 
anfommt, ob die angefochtene Rechtshandlung, fei es nun un. 
mittelbar, oder fei eg nur mittelbar, für den Anfechtungsfläger 
nachtheilige Folgen herbeigeführt hat, oder herbeizuführen 
geeignet war, weil er eben nur unter diejer Vorausſetzung 
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in feinem Rechte durch die angefochtene Rechtshandlung ver- 
legt worden ift, daß ihm aber dieſes Hecht der Anfechtung 
dann nicht zuerkannt werden Tann, wenn die angefochtene 
Nechtöhandlung thatfächlich eine Verlegung feines Rechtes auf 
Befriedigung aus dem Bermögen feined Schuldners nicht 
beinhaltet, Tomit für dieſes Recht indifferent ift, was jedoch 
dann der Fall ift, wenn ber Unfechtungsfläger, auch ganz 
abgefehen von der angefochtenen Rechtshandlung, d.i. jelbft 
dann, wenn diefe Rechtshandlung ihm gegenüber für recht3- 
unwirffam erflärt werden würde, aus dent Vermögen des 
Schuldners zu feiner Befriedigung nicht gelangen könnte. 
Daß die zulegt befprochene Eventualität aber im gegebenen 
Talle zutrifft, ergibt fi) aus den Eonfequenzen der tm Zuge 
des Procefjes, und zwar am 21. Auguft 1893 im Relicitationd- 
wege jtattgefundenen erecutiven Feilbietung der Realität des 
Joſeph B., mwelche bei dieſer Gelegenheit um den Meiftbot 
von 4325 fl. veräußert worden tft, und wodurch auch die 
zwtichen den Parteien im Proceſſe ftreitig geweſene Frage, 
ob der erecutive Schätzungswerth diejer Realität per 5007 fi. 
57 fr. zur Dedung der klägeriſchen Forderungen Hinreicht oder 
nicht, ihre fachliche und endgiltige Erledigung gefunden hat. 
Demzufolge kann der Kläger zur Befriedigung Feiner Forde⸗ 
rungen nur jenen Betrag aus dem Meiſtbote anſprechen, der 
nach Bezahlung der ihm vorausgehenden, für ihn nicht 
rechtsunwirkſam erklärten Satzpoſten als auf ſeine Forderungen 
entfallend berechnet wird. Nimmt man nun auf den Meiſt⸗ 
botsvertheilungsbeſcheid vom 23. November 1893 Rüdficht, To 
geht daraus hervor, daß die dem Heiratsgute der Geklagten 
"bücherlich vorangehenden und, weil unbeftritten, auch zum 
Buge gelangten Forderungen zuſammen 2661 fl. 98°/, tr. be⸗ 
tragen, jo daB auf das zunächſt bücherlich eingetragene Heirats⸗ 
gut der Gellagten und für die demfelben nachfolgenden Sap- 
poften der reitliche Meiftbotöbetrag von 1663 fl. 1'/, tr. 
erübrigt. Nach dem genannten SHeiratögute und vor den 
Forderungen des Klägers haften auf der executiv veräußerten 
Realität laut Tabularftandes Forderungen verjchiedener Gläu⸗ 
biger im Gejammtbetrage von 1892 fl. 971/, Tr., welche den 
noch reitlichen Meiftbot per 1663 fl. 1'/, fr. um den Betrag 
von 2295. 96%/, Tr. überfteigen und mit diefem Betrage leer 
ausgehen. Hieraus folgt, daß felbft bei Wegfall des Heirats- 
gutes der Geklagten auf die Hägerifchen Forderungen aus dem 
Meiftbote nichts entfallen würde. Es ftrebt zwar der Kläger 
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in feiner Klage das Erfenntniß an, daß feine Yorberungen 
per 459 fl. 31 fr. und per 75 fl. ſ. NR. G. vor ber Heirats- 
gutforderung der Gellagten aus dem Meiftbote für die Rea⸗ 
lität zur Befriedigung zu gelangen haben, allein dieſes Be⸗ 
gehren iſt im Gelege nicht begründet, weil einerfeit3 die im 
Anfechtungsproceſſe erklärte relative Ungiltigfeit einer Hypothek 
für den Anfechtungswerber nicht den Eintritt in die Priorität 
des angefochtenen Pfandrechtes, fondern nur deflen Nicht- 
beachtung bei Ermittlung des dem Anfechtenden gebührenden 
Meiftbotsantheiles begründet, und weil andererjeit3 die re- 
lative, im Anfechtungsprocefje erlangte Unwirkſamerklärung 
einer Pfandrechtseinverleibung ihre bejondere, die angefochtene 
Rechtshandlung als ſolche unberührt laſſende Wirkung nur 
egenüber den Nachmännern des obſiegenden Anfechtungs⸗ 
ägers, keineswegs aber gegenüber deſſen Vormännern zu 
äußern vermag. Am allerwenigſten aber kann der Kläger 
verlangen, daß ſeine Forderungen bei der Meiſtbotsvertheilung 
vor den drei ihm grundbücherlich vorangehenden und dem 
Heiratsgute der Geklagten unmittelbar nachſtehenden Forde⸗ 
rungen zur Befriedigung zu gelangen haben, weil ein auf 
Rechtsunwirkſamerklarung des Pfandrechtes für dieſe Zwiſchen⸗ 
poſten bezughabender Rechtsgrund nicht dargethan wurde, 
vielmehr nach der ganzen Proceßlage dieſe dem Kläger vor⸗ 
angehenden Pfandrechte wirkſam geblieben ſind. Wenn vom 
Oberlandesgerichte darauf hingewieſen wird, daß es nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſei, daß durch das etwaige Wegfallen vorangehender 
Forderungen der Tabularſtand für den Kläger ſich günſtiger 
geſtalten kann, ſo iſ dem entgegenzuhalten daß nach Ausweis 
des Meiſtbotszuweiſungsbeſcheides keine der den klägeriſchen 
Forderungen vorangehenden Forderungen weggefallen iſt, und 
daß Kläger dies auch gar nicht behauptet. Aus dem Er- 
örterten ergibt fich aljo, daB der Kläger durch die von ihm 
angefochtene Sicheritelung des Heiratsgutes der Gellagten 
nicht benacdhtheiligt wurde, daß durch die angefochtene Rechts⸗ 
andlung das Recht des Klägers auf Befrirdigung aus dem 
ermögen de3 Schuldners gar nicht verlegt werden fonnte, 
weshalb der außerordentlihen Revifion der Gellagten im 
Grunde des Hofdecrete® vom 15. Februar 1833, J. G. ©. 
Kr. 2593, ftattzugeben und in Abänderung der beiden gleich 
förmigen untergerichtlichen UrtHeile mit der Abweiſung der 
Klage vorzugehen war. 
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Nr. 352. 


1. Die im 8 540 a. 6. G. 3. Bezeichneten Pelicte Begründen die Erb- 
unwärdigkeit nidt, wenn fie erfi nad dem Tode des Erblaſſers be⸗ 
gangen worden And. — 2. Pie Belimmung des 8 542 a. 8. 6. 3- 
findet auch auf die Auterſchiebung einer gefäſſchten Fegtwilligen An- 
ordnung Anwendung; doch wird durd eine ſolche Anterſchiebung die 
Erdunwäürdigkeit nad diefer Gefegesflelle nur in dem alle begründet, 
wenu file Bei Lebzeiten des Erblaſſers Begangen worden ifl. 
Entfcheidung vom 19. Juni 1894, 3. 6696. — I. Senat. 


Die am 14. September 1888 verjtorbene Maria 2. hatte 
ihren Sohn Edmund 2. zum Univerfalerben ernannt und in 
dem auch als „Zeftament” überjchriebenen jpäteren Codizille 
vom 2. September 1888 der Maria %. ein nad) dem Tode 
der Erblafjerin in fünf gleichen Sahresrenten auszuzahlendes 
Legat per 5000 fl. unter der Bedingung vermadt, daß die 
Zegatarin den ihr aus einem gegen Maria 2. und Genofjen 
damals noch anhängigen Proceile etwa zukommenden Erbtheil 
oder deſſen Erlds ihrem Sohne Hermann %. zumende. Dieſer 
Bedingung entiprad Maria F. ſchon am 15. Yebruar 1889 
und mit Ceſſion vom 24. October 1889 trat fie die zweite 
und dritte Rate ihres Legatdanfpruches an den Joſeph N. ab; 
bievon wurde mit Beicheid vom 28. October 1889 Edmund 
2. veritändigt; dieſer aber weigerte fih, die im September 
1890 fällig gewordene zweite Legatrate dem Joſeph N. aus⸗ 
zuzahlen. Zebterer verlangt nun mit Klage vom 27. October 
1890 vom Edmund 8. die Auszahlung der fälligen Rate von 
1000 fl. abzüglich der auf diejelbe entfallenden Erb3gebühren 
im Reftbetrage von 930 fl. 7O fr. Gegen die Klage erhob 
der Geflagte unter Anderem die Einwendung, daß Maria %. 
erbunmwürdig geworden fei, das erwähnte Legat folglich nicht 
erwerben und Daher, da fie felbit feinen Anſpruch darauf 
habe, dasjelbe auch dem Kläger nicht cediren fonnte. Die 
Erbunmwürdigfeit der Maria F. ſoll nach) den Darftellungen 
des Geflagten durch die fich aus dem beigelegten jchwurgericht- 
lichen Strafurtheile ergebenden Umftände begründet jein, daß 
fie die betteffende legte nicht datirte Willenserllärung der 
Maria 2. unterjchoben und aus dem Befige derjelben, re- 
jpective deren Verlafjenjchaft zwei Depoticheine über je 25 Stüd 
Creditactien geftohlen habe. 

Die Gerichte erfter und zweiter Zuftanz gaben dem Klage- 
begehren ftatt. Die Gründe des oberlandesgerichtlichen Ur⸗ 
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theiles lauten im Wefentlichen folgendermaßen: Wenn ber 
Geflagte, als Univerfalerbe nad) Maria L., behauptet, daß 
Maria F. da3 erwähnte Legat wegen ihrer Erbunwürdigkeit 
nicht erwerben Tonnte oder, daß fie oder Kläger, als ihr Ceſ⸗ 
fionar, des Anſpruches hierauf wieder verluftig geworben fei, 
jo obliegt ihm gemäß 88 356 und 538 a. b. G. B. der Be- 
weis und die Begründung diefer Behauptung. Durch das 
beigelegte Strafurtheil vom 31. Juli 1891 ift erwiefen, daß 
Maria F. in der Zeit vom April bis October 1888 zmei 
Depoticheine über je 25 Stüd Ereditactien aus dem Beſitze 
der Maria 2. oder deren Verlaſſenſchaft geftohlen und in der 
Zeit vom September 1888 bis April 1891 das nicht datirte 
Codizill mit der Unterfchrift Maria 2. angefertigt und das⸗ 
felbe im Bewußtſein der Fäljchung am 24. April 1891 der 
Abhandlungsbehörde nach Maria 2. überreicht Habe. Laut 
dieſes Strafurtheiles konnte der Diebftahl auch erft nach dem 
Tode der Erblafferin verübt worden jein. Dieſer Umftand 
muß nun im Intereſſe der in den 88 356 und 538 a. b. G. B. 
präfumirten Erbfähigkett für den vorliegenden Civilproceß 
vermuthet werden, weil der Gellagte nicht in der Lage war, 
das Segentheil zu erweilen. Die Proceßenticheidung hängt 
nunmehr lediglich von der Beantwortung der zwei ragen 
ab, ob nad 8 540 a.6. G. B. auch Derienige, welcher erft 
nach dem Tode des Erblaſſers an defien Berlafjenichaft einen 
Diebftahf begeht, des Erbrechtes unwürdig werde und ob nad 
8 542 eod. auch Derjenige, welcher fi) nach dem Tode des 
Erblafjerd der Unterſchiebung einer letztwilligen Erklärung 
ſchuldig macht, vom Erbrechte ausgeichloffen werde. Was die 
erite Frage anbelangt, jo hat der 8.540 offenbar nur die un- 
mittelbare oder mittelbare Verlegung oder Kränfung des Erb- 
laſſers felbft zum Gegenftande, was fchon aus dem Schluß- 
fage erhellt, daß die Erbunwürdigkeit durch die Verzeihung 
des Erblaflerd erlifcht, u. zw. felbit dann, wenn das Delict 
nit unmittelbar an ihm felbft, fondern an einem jeiner 
nädjiten Angehörigen begangen wurde. Eine unmittelbare 
oder mittelbare Verletzung bes Erblaffers ift aber nad) deijen 
Tode ausgeichlofien, da ja die Perſönlichkeit desfelben, injo- 
ferne fie durch ein Delict gefränkt werden fann, mit dem Tode 
erlijcht, die ruhende Verlaſſenſchaft aber nicht gefränft werben 
fann. Würden unter den 8 540 auch Delicte fubfumtrt, 
welche auf die daſelbſt bezeichnete Art erit nach dem Tode 
des Erblafjerd begangen werden, jo wäre für den Beginn 
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der Erbunwürdigkeit gar feine zeitliche Grenze vorhanden und 
müßte die Exception auch nach Decennien be3 regelmäßigen 
Erbanfalles zugelaffen werden. Daß eine foldhe Gefährdung 
ber Nechtöficherheit nicht in der Intention des Gefeges liegen 
fann, ift zweifellos. Für die Einſchränkung der Erbunmürdig- 
feit auf Delicte, die bei Lebzeiten bes Erblaſſers begangen 
wurden, jpricht weiterd die Analogie des 8 948 a. 6. ©. B., 
ſowie die Redactiondgeichichte zu 8 540. In 8948 tft nüm⸗ 
ich beftimmt, daß die Schentung widerrufen werden Tann, 
wenn fich der Beſchenkte gegen jeinen Wohlthäter eines groben 
Undantes jchuldig gemacht Hat, und in der Sitzung vom 
4. Juni 1804 Hat fi der Referent Beiller dahin aus- 
eſprochen, daB die Unterjchlagung aus der Erbſchaſt nur 

trafrechtliche, nicht aber andere Folgen zum ortheile der 
Erben nad fih ziehen foll, worauf in der Sitzung vom 
4. December 1809 der $ 508 des weitgaligifchen Geſetzbuches, 
daß „Derjenige, welcher eine Sache von Werth aus der Ver⸗ 
laſſenſchaft unterſchlägt, das Vermächtniß auch ohne ausdrück⸗ 
lichen Widerruf verliere“, in den neuen Geſetzentwurf nicht 
aufgenommen wurde. Nach dem Vorangeführten muß alſo 
angenommen werden, daß Maria F. ihr Legat durch den erſt 
nach dem Tode der Erblaſſerin verübten Diebſtahl nicht ver⸗ 
loren habe. Was die Unterſchiebung des Codizills anbelangt, 
die erſt durch die am 24. April 1891 bei dem Abhandlungs⸗ 
gerichte erfolgte Producirung begangen wurde, ſo iſt es —* 
haft, ob auf dieſelbe die Beſtimmung des 8.542 Anwendung 
finde. Für die Verneinung ſcheint der Umſtand zu ſprechen, 
daß im 8 542, welcher eine Ausnahme von der allgemeinen 
Hegel des 8 538 ftatuirt, die Unterjchiebung nicht erwähnt 
wird, ferner die Erwägung, daß die Unterfchiebung vielleicht 
deshalb nicht aufgenommen wurde, weil ſich die Fälfchung 
einer legtmwilligen Erklärung unſchwer coyftatiren laſſe, während 
die Wiederherftellung eines unterdrüdten letzen Willens felten 
möglich fein dürfte. Wllein zweifellos wollte das Geſetz in 
dem bezogenen Paragraph den wahren Willen de3 Erblajlers 
möglichit ficherftellen und zu diefem Zwecke alle Handlungen, 
durch welche der wahre Wille des Erblaſſers in unzuläfftger 
Weile alterirt werden Tann, mit der Auzjchließung vom Erb- 
rechte beitrafen. Daß durch die Unterfchtebung einer letztwilligen 
Urkunde der wahre Wille des Erblaſſers verlegt werden kann, 
“nterliegt wohl feinem Bweifel, denn der Fälfcher verleitet 
“t blos betrüglicher Weiſe den Erblaſſer, jondern er gebt 
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weiter und ftellt eine dem wahren Willen des Erblaſſers 
widerftreitende Erklärung betrüglicher Weife jelbft her, und es 
ift nur Bufallsjache, ob fich die Fälſchung conftatiren laſſe. 
Wird endlich erwogen, daß die meift prämebitirte und plan 
mäßig durchgeführte Unterjchtebung gewiß ftrafmürdiger tft, 
als die oft im Affect verübte Vernichtung einer letztwilligen 
Urkunde, fo muß man wohl zu dem berechtigten Schluffe ge⸗ 
langen, daß auch die Unterjchiebung unter den 8 542 zu fub- 
fumiren fei. Im Gegenjage zum 8 540 muß aber bei den 
Delicten de3 8 542 angenommen werden, daß fie den Ber- 
Yuft des Erbrechtes nach fich ziehen, wenn fie auch erft nad) 
dem Tode des Erblafierd begangen werden. Denn in der 
Regel wir die erfte Urkunde erft nach dem Tode des Erb- 
laſſers unterdrüdt und die Unterfchiebung erfolgt meift erft 
dur die Producirung der falfhen Urkunde zum Bmede der 
Publication, alfo erft nach dem Tode des Erblaflerds. Daß 
der Gejeßgeber diefe Fälle von der Strafe der Erbunmwürbdig- 
feit ausnehmen wollte, dafür mangelt jeder Anhaltspunkt. 
Wie ſchon oben erwähnt, hat Maria %. das falfche Codizill 
am 24. April 1891 dem Abhandlungsgerichte zur Kundmachung 
überreicht. An diefem Tage hat fich alfo diejelbe ihres Erb⸗ 
rechte unwürdig gemacht und das Recht verloren, das ihr 
angefallene Bermäctniß zu behalten. Bis dahin aber war 
ihr das Legat rechtögiltig angefallen und Tonnte fie darüber 
auch rechtögiltig verfügen. Da fie nun die eingeflagte Legats⸗ 
rate ſchon am 24. October 1889 an den Kläger Joſeph N. 
abgetreten hat, fo hat diefer den Anſpruch Hierauf ſchon da- 
mals rechtägiltig erworben, zumal nicht vorliegt, daß die Ab- 
tretung zu dem Zwecke geſchah, um die Exception zu ver- 
eiteln und daß der Kläger von einer ſolchen Abſicht Kenntniß 
Hatte. Das dem Kläger cedirte Recht konnte durch das nach“ 
trägliche Delict der Maria F. nicht mehr beeinträchtigt werden, 
u. zw. um fo weniger, als die cedirte Legatsrate im Sep⸗ 
tember 1890 fällig war. Wäre die Legatsrate ſchon zur Zeit 
der Fälligkeit an den forderungsberechtigten Kläger ausbezahlt 
worden, jo hätte der Gellagte gewiß nicht das Recht, den be- 
zahlten Betrag wegen der nachträglich eingetretenen Erb⸗ 
unmürdigfeit der Marla F. vom Kläger zurüdzuverlangen. 
Sn Gonjequenz deſſen kann dem Geflagten auch nunmehr 
da3 Recht nicht zuerkannt werden, dem Kläger die Auszahlung 
- der Legatsrate zu verweigern. 

Der von Geklagten überreichten außerorbentlichen Re⸗ 
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viſionsbeſchwerde fand der oberjte Gerichtshof aus folgenden 
meritorifchen Gründen feine Folge zu geben: Was den 
Indignitätsgrund betrifft, daß Maria F. zwei der Erblaſſerin 
Maria 2. gehörige Depotjcheine über je 25 Stüd Creditactien 
entwendet babe, jo haben beide Untergerichte ausgefprochen 
und fann gegenüber dem Strafurtheile vom 31. Juli 1891 
auch füglich nicht befämpft werden, daß der Beweis über die 
noch bei Lebzeiten der Erblafferin verübte Entwendung der 
zwei Depotjcheine nicht erbracht fei. Dieſer Beweis iſt jedoch 
für die Beurtheilung und rüdfichtlich Annahme der behaup- 
teten Erbunwürdigkeit unerläßlich, weil nad) 8545 4. b. G. B. 
die Erbfähigfeit nah dem Zeitpunkte des wirklichen Erb⸗ 
anfalles zu beftimmen tft, vorliegenden Falles alſo dargethan 
fein müßte, daß Maria %. die Depotfcheine noch vor dem am 
14. September 1888 erfolgten Tode der Maria 2. entwendet 
und fi dadurd) nach $ 540 a. b. G. B. erbunwürdig gemacht 
habe. Wbgefehen davon, iſt aber auch aus den vom Ober⸗ 
landesgerichte diesfall3 angeführten Gründen und insbeſondere 
aus dem Wortfaute des 8 540 a. b. G. B. zu folgern, daß der 
Indignitätsgrund Ichon bei Lebzeiten des Erblafjers eingetreten 
fein muß, weil nicht nur eine au dem Erblaffer jelbft, jondern 
auch an deſſen Kindern, Eltern und Gatten begangene ftraf- 
bare Handlung die Erbunmürdigfeit begründet und e3 Doc 
nicht in ber Abficht des Geſetzes gelegen fein kann, an De- 
licte, welche möglicherweife noch in ſehr entfernter Zeit nach 
dem Tode des Erblaffer8 an deiien genannten Angehörigen 
verübt werden, die Folge der Erbunmürdigfeit zu Inüpfen und 
auf dieje Art die Sicherheit inzwiſchen erworbener Rechte auf 
das Bedenklichite zu gefährten. Betreffend den weiteren Erb- 
unwürdigfeitsgrund, daß Maria %. das von ihr gefälichte 
nicht datirte Codizill der Maria 2. am 24. April 1891 dem 
Abhandlungsgerichte zur Amtshandlung überreichte, jo muß 
zwar der Auffaflung des Oberlandesgerichtes beigepflichtet 
werden, daß die Unterichiebung einer gefälfchten letzten Willens⸗ 
erflärung eine Urſache der Erbunwürdigkeit im Sinne des 
5 522 a. 6. G. B. begründet; die gefeglich vorgejehene Wir- 
ung, nämlid) die Ausfchließung vom Erbrechte tritt jedoch 
nach der allgemein geltenden Borjchrift des 8 545 a. b. G. B. 
auch nur dann ein, wenn fie bei Lebzeiten des Erblaſſers be- 
gangen wurde. Allerdings wird die Unterfchiebung einer letzt⸗ 
willigen Anordnung in der Regel erft nach dem Tode des 
ſtators ftattfinden; allein der entgegengejebte Fall ift keines⸗ 
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wegs ausgeſchloſſen oder undenkbar und vorliegend hat die 
jelbe erwiefenermaßen erft na) dem Ableben der Erblaſſerin 
ftattgefunden, konnte alfo auf die Erbfähigteit der Maria %. 
feinen Einfluß üben. Diefen Erwägungen zufolge kann ſomit 
in den angefochtenen Entfcheidungen keine offenbare Ungerechtig- 
feit gefunden, diefelben müfjen vielmehr ald dem Sachverhalte 
und Geſetze entiprechend erfannt und deshalb der eingebrachten 
Reviſionsbeſchwerde eine Berüdfichtigung verfagt werden. 


Nr. 353. 


Wenn ein KHnpotdekargläubiger einem zweiten ihm nasufichenden 
KAypotdehargläubiger, für deſſen Forderung das Wfandredt aufer 
auf der Betreffenden auch noch auf einer anderen Bealität Amulian 
Saftet, den Borrang abtritt und infolge deſſen nit zur Befriedigung 
aus dem für die Kypotdeh erzielten Meifibote gelangt, fo ift er and 
Bberechtigt, auf Grund des 8 37 €. O. den Eintritt in die Rangorduung 
des zweiten Hypotheßargläubigers auf der imultan Haftenden Mealität, 
auf welder ein Ffandrecht für feine eigene Korderung Bisher nicht 
eingetragen war, zu begehren. 
Entſcheidung vom 19. Juni 1894, 3. 7322. — II. Senat. 


Auf den Realitäten &. und 9. Haftete für den X. ſimul⸗ 
tan das Pfandrecht für feine Forderung per 10.000 fl. ſ. N. ©. 
Auf der Realität X. haftete für die B. vor obiger Forderung 
das Pfandrecht für ihre Forderung, und zwar an Heiratsgut 
5000 fl., für MBohnungsrecht 1800 fl. und an Koblenrelutum 
52 fl., zufammen daher mit 6852 fl. Die B. Hat nun dem A. auf 
der Realität 2. den Borrang vor ihrer Forderung abgetreten. 
Bei der Bertheilung des Meiftbotes bezüglich beider Rea⸗ 
Titäten hat der erjte Richter dem. A. aus der Realität X. in 
folge obiger Priorität3abtretung den Betrag von 6852 fl. 
zugewiefen, und zwar 6311 fi. 95'/, fr. an Capital und den 
Reſt für Nebengebühren; weiters Hat der erfte Richter dem 
A. aus dem Meiftbote beider Realitäten den Capitalsreſt per 
3688 fl. 41/, fr. |.N.G. zufammen mit 3888 fl. 44, fr., und 
gar quotientaliter ($ 37 C. DO.) zugemwiejen, indem er dem 
aus der Realität X. den Betrag von 777 fl. 61 fr., aus 
der NealitätY). den Betrag von 3110 fl. 432/, tr. zuerfannte; 
endlich wurde bei dem Umftande, als die Forderung des N. 
die Realität &. zum Nachtheile der B. zu viel belaftet und 
die B. nah 8 37 C. O. den Anspruch Hat, aus der Realität 
5 jenen Quotienten zu verlangen, um welchen A. aus dem 
eiſtbote der Realität X. zu viel erhalten Hat, vom erſten 
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Richter der B. von ihrer Yorderung per 6852 fl. der Betrag 
von 3768 fl. 60 fr. zugewiefen. 

Ueber Recur3 mehrerer Gläubiger hat das Oberlandes- 
gericht in theilweijer Abänderung dieſer Meiftbot3vertheilung 
dem A. aus der Realität &. an Capital 4511 fl. 95"), fr. 
I. NR. G., zufammen 5181 fl. 4 fr. zugewiejen und hat weiters, 
nachdem hiemit der Meiftbot für die Realität X. erfchöpft 
war, dem U. aus der Realität Y. feinen Capitalsreſt per 
5488 fl. A, kr. ſ. N. G., zufammen fohin 5688 fl. 41/, fr. zu- 

ewieſen. Das Oberlandesgericht hat jedoch die B. mit ihrer 

Korberung per 6852 fl. ganz leer ausgehen laffen, weil ihre 
Forderung nur auf der Realität X. after, weil ſie auf diejer 
Realität dem A. die Priorität bezüglich feiner Forderung ein- 
geräumt hat und nicht mehr zum Buge gelangen fann, da 
er Meiftbot bereits erfchöpft ift, weil A. infolge des ihm 
von der B. eingeräumten Vorrechtes nad) feiner Wahl die 
Bumeijung feiner Forderung nah Maßgabe der Forderung 
der B. begehrt Hat, und deshalb von der Mehrbelaftung zum 
Nachtheile der B. auf der Realität X. und von der Ueber- 
weifung diefer Mehrbelaftung an die B. auf den Meijtbot 
der Realität Y., wo ihre Anſprüche gar nicht haften, auch 
nah $37 C. O. nicht die Rede fein kann, und weil diefe Be- 
ftimmung nur dann plaßgreift, wenn der nachjtehende Glän- 
biger durch das einfeitige Vorgehen des Vorhypothekars be- 
tg wird und die Ueberweiſung auf eine andere Realität 
egehrt. 

In dem dagegen von der B. überreichten Revifions- 
recurſe wird der Standpunkt vertreten, daß die Vorrang? 
einräumung einen Tauſch der Rangordnung begründe, daß 
Recurrentin in jene NRangordnung getreten jet, welde A. 
früher innehatte, daß die Forderung des N. fimulten auf &. 
und auf). haftet, daß Recurrentin aljo mit diefer Forderung 
an die Stelle des 4. in beiden Realitäten getreten fei, daher 
der erftrichterliche Beſcheid wiederherzuftellen ſei. 

Der oberfte Gerichtshof Hat diefem Nevifionsrecurfe aus 
nachftehenden Gründen feine Folge zu geben befunden. Die 
ober Tan eBger ic kliche MeiftbotsvertHeilung erjcheint nur in⸗ 
foferne in Beichwerde gezogen, ald der B. vom eriten Richter 
aus dem Meiftbote für die Realität Y. ein Betrag von 3768 fl. 
60 fr. gugemiejen wurde, während nach der obergerichtlihen 
Vertheilung diefer Betrag nicht zum Zuge gelangte. Der 
»ſte Richter hat der B. auf Grund des 837 C. O. einen 
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Betrag von 3768 fl. 60 fr. aus den Meiftbote für die Nea- 
lität Y. „zugetheilt”, weil. beziehungsmeife feine Forderung 
per 10.000 fl. die Realität &. zum Nachtheile der B. zu viel 
belaftet und leßtere daher einen Anjpruch hat, aus dem Meift- 
bote für die Realität Y., obzwar fie auf dieſer für ihre Forde⸗ 
rung kein Pfandrecht befitt, den Quotientalbetrag zu erhalten, 
um den fie dadurch verkürzt wurde, daß A. auf jeine Forde— 
rung aus der Realität X. mehr erhielt, al3 er nach dem Werth. 
verhältniffe bei der quotientalen Vertheilung erhalten haben 
würde. Die Verfügung des erften Richter wurde vom Ober- 
Iandesgerichte mit Recht abgeändert, denn die Sadjlage tft im 
gegenwärtigen Falle eine wejentlich verfchiedene von derjenigen, 
welche die Antvendung des 837 C. O. zuläffig erfcheinen läßt. 
A. hat die Zuweiſung des Betrages von 6852 fl. aus dem 
Meiftbote für die Realität X. nicht aus dem Grunde erhalten, 
weil er in jeiner Eigenſchaft als Befiger einer Simultan- 
hypothek die Zuweiſung feiner ganzen Forderung per 10.000 fl. 
ſ. N. ©. aus einer einzelnen Hypothek begehrte, fondern er tft 
infolge deffen, daß die B. ihm auf der Realität X. den Vor- 
rang vor ihrer Forderung per 5000 fl. |. N. G. und ihrem 
Wohnungsrechte fammt dem Anſpruche auf ein KRohlenrelutum 
einräunte, mit feiner Forderung an Stelle der ihrigen in die 
betreffende bücherliche Rangordnung getreten. A. hat daher 
nicht das ihm gejeßlich zuftehende Wahlrecht (8 15 des Geſetzes 
vom 15. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 95, und 837 C. O.) zum 
Nachtbeile der B. ausgeübt, jondern hat fein, ihm aus der 
Vorrangdeinräumung zulommendes vertraggsmäßiges Recht 
geltend gemacht und die B. ift daher nicht berechtigt, wenn 
fie durch dieſe Vorrangseinräumung gefchädigt wird, fich auf 
den 837 C. O. zu berufen. Die Behauptung des Revifions- 
recurjes, daß durch die Borrangseinräumung eigentlich ein 
Tauſch'in der biicherlichen Rangordnung der beiden Gläubiger 
getroffen wird, ift mit der Einſchränkung richtig, daß der 
Gläubiger, welchem der Vorrang eingeräumt wurde, jeine 
Befriedigung in diefer Nangordnung nur in dem Umfange 
anfprechen Tann, als fie feinem Vorgänger mit Rüdficht auf 
deſſen Forderungshöhe zu Theil geworden wäre. Allein die 
Folgerungen, welche der Reviſionsrecurs aus diefem „Tauſche“ 
ableiten will, können nicht al3 richtig anerkannt werden. Die 
B., für deren Forderung nur auf der Realität X. das Pfand⸗ 
recht haftete, Hat dem A. für feine Forderung, welche auf den 
Realitäten &. und 9. fimultan verfichert war, den Vorrang 
7* 


abgetreten. Es ift Har, daß fich diefe Vorrangdeinräumung 
nur auf die Realität &. beziehen und daß der Wechjel in der 
bücherlichen Rangordnung auch nur bei diefer Realität ſtatt⸗ 
finden konnte. Wenn der Revifionsrecurs behauptet, daß durch 
diefen „Tauſch“ die B. nicht nur auf der Realität &., fondern 
auch auf der Realität Y. an die Stelle des A. getreten ſei 
und daher in der demjelben früher gebührenden Rangordnung 
ein Necht auf quotientale Befriedigung habe, jo ift diefe An- 
fiht offenbar unrichtig. Da, wie bereit3 oben gezeigt, eine 
Anwendung des 837 C. O. hier nicht plabgreift, jo Tönnte 
die 8. ur Rechte auf Befriedigung ihrer Forderung aus 
dem Meiitbote der Realität Y. an Stelle des U. nur aus 
der Erklärung ableiten, worin fie ihm den Vorrang vor ihrer 
Forderung auf der Realität X. einräumte. Am vorliegenden 
Tale wurde der A. mit feiner Forderung ſammt Neben- 
gebühren aus der Realität &. mit einem Betrage von 6852 fl., 
tefpective 5052 |l., aus der Realität Y. mit 5688 fl. 42/, Tr., 
tejpective 5555 fl. 61/, Tr. befriedigt. Wenn nun die B. mit 
ihrer Forderung oder dem quotientalen Theile, den fie an⸗ 
fpricht, ebenfall3 aus dem Meiftbote für die Realität Y. be- 
friedigt werden jollte, fo iſt es Klar, daß durch diefe Borrangs- 
einräumung der Borjchrift des $ 30 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 95, zuwider, die auf der Realität 9. 
intabulirten Gläubiger in ihren Rechten geichädigt würden, 
und zwar durch die einfeitige Erflärung einer Berjon, welcher 
auf der Realität Y. nie ein Pfandrecht zuftand. Da der 
duch die Borrangseinräumung eintretende Wechjel in der 
. bücherlichen Rangordnung ſich nur auf jene Realität beziehen 
kann, auf welcher für die zuriidtretende Forderung das Pfand- 
recht einverleibt ift, da eine Erflärung des N. grundbücherlich 
nicht erfichtlich it, Durch welche er der B. das Recht einräumt, 
bezüglich ihrer Forderung nicht nur aus der urjprünglich ver- 
pfändeten Realität, jondern aud) aus allen Simultanhypothelen, 
auf welchen jeine Forderung pfandrechtlich Haftet, in der ihm 
dort gebührenden Rangordnung, quotientale Befriedigung zu 
beanjpruchen und da endlich der Tabularrichter bei der Meitte 
bot3vertheilung nur auf den Grundbuchsſtand Rüdficht zu 
nehmen bat, fo ift der Revifionsrecurd der B. in jeder Be- 
ziehung unbegründet. 
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Begriff der BVeſtätigung eines Aufſatzes als letzten Willens im Sinne 
des 8 579 a. 8. 6. R. — Yorausfegungen der Anwendbarkeit des 
8 coi a. 6. 6. 3. 

Entſcheidung vom 26. Juni 1894, 8. 5606. — I. Senat. 

Am 30. September 1886 lag C., Notar aus Dalmatien, 
der an einer mehrmonatlichen Krankheit Titt, zu Bette in 
einem Hotel in Reichenau; fein Zuftand gab zu den fchlimm- 
ften Bejorgnifien Anlaß und man telegraphirte dem D., einem 
höheren Juftizbeamten und intimften Freunde des Kranten, 
nah Wien, daß ©. teftiren wolle und um feinen Beiftand 
erfuche; er möge noch zwei ihm befannte Perſonen mit- 
bringen. ®D. eilte nad Reichenau und nahm E. und %., 
beide Studirende der Medizin, mit. Als alle drei beim 
Kranken angelommen waren, trat zunädft nur D. ein, die 
tel Anderen blieben im Borzimmer, wo auch ein Bruder 

ed C. fich befand. Nach einigen Minuten kam D. heraus 
mit einem Schriftftüde in der Hand, welches er auf einem 
anderen Bogen abſchrieb. Als er damit fertig war, ftand 
er auf und Iud den E. und F. ein, mit ihm in’3 Kranken⸗ 
zimmer einzutreten, wo fie den C. fehr leidend, abgemagert 
und wie eine Leiche ausjehend fanden. D. näherte ſich dem 
Bette und las mit lauter Stimme die von ihm angefertigte 
Abſchrift vor; E. und %. waren wohl fo weit in der Nähe 
des D., um das Gelefene genau und deutlich zu hören, aber 
nur einer der Zeugen in einer ſolchen Stellung, um mit den 
Yugen da3 Geichriebene verfolgen zu können. Nach der Bor- 
lefung, welcher &. mit großer Aufmerkſamkeit gefolgt war, 
befragte ihn Zeuge D., ob Alles jo recht jet; ©. erhob ſich 
mit Hilfe der Zeugen und unterfchrieb fofort das Schrift⸗ 
ftüd, worauf die drei Zeugen dasſelbe ebenfalls, und zwar 
„als Beugen des lebten Willens“ unterfchrieben. Der Erb- 
laffer Hatte aber fonft weder vor, noch bei oder nach der 
Vorlefung und der Unterfertigung zu den Beugen irgend 
eine Aeußerung gemacht, oder ein Wort gejagt, daß Die vor- 
elefenen Verfügungen feinem Willen gemäß feien. Nach 
er lnterfertigung entfernten fich die Zeugen E. und %. 
Am 5. October 1886 ftarb &. mit Hinterlajjung einer Witwe, 
feiner Mutter und mehrerer Geſchwiſter. Am 18. October 
1886 wurde die Schrift de dato Reichenau, 30. September 1886 
als Teßtwillige Anordnung des C. beim Landesgerichte in Zara 
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eröffnet und fundgemadt. Darin hatte der Erblaffer jeine 
Gattin zur Univertalerbin eingejegt. Diejelbe trat auch Die 
Erbichaft an, während die Mutter und die Gefchwilter er- 
Härten, die Schrift als Teftament des E. nicht anzuerkennen, 
fondern deffen Nachlaß nad) der gejeglichen Erbfolge anzu— 
treten, zumal der Erblafjer, welcher feine Descendenten hinter- 
ließ, in obiger Schrift nicht nur feine Mutter, fondern auch 
ſeine Geſchwiſter überging. Nach $ 125 des Abhandlungs- 
patente8 wurden die gefeglichen Erben auf den Rechtsweg 
verwiefen. Die Giltigfeit der jchriftlichen letztwilligen An— 
ordnung des C. befümpften die Kläger vorzugsweile aus den 
nacdhjitehenden drei Gründen: erſtens: weil der Teſtator zur 
Beit der Errichtung der lebtwilligen Anordnung de dato 
Reichenau, 30. September 1886 wegen der jchweren Kranf- 
heit, welcher er auch erlag, nicht bei vollem Gebrauche feiner 
Sinne und feines Verftandes geweſen fei; zweitens: weil 
der Teftator zur jelben Beit wegen feiner ſchweren Krank⸗ 
heit nicht leſen konnte, daher die Vorjchriften des 8. 581 a. 
b. ©. B. zu beobachten gewejen wären, diefelben aber nicht 
beobachtet wurden; und endlich drittens: weil auch Die 
Vorſchriften des 8.579 a. b. G. B. außer Acht gelaflen wor⸗ 
den ſeien. 

Das Gericht erſter Inſtanz erkannte, unter Abweiſung 
der Klage, auf die Giltigkeit des ſchriftlichen Teſtamentes des 
C. Gründe: Es ſei ſtreitig, ob die letztwillige Anordnung 
nach 8.579 oder nach 8. 581 a. b. G. B. zu beurtheilen fei. 
Unter den allgemein gehaltenen Worten des 8. 581 a. b. 
G. B. „wenn der Erblafjer nicht Iefen Tann” ift jeder Tall 
diefer Unmöglichkeit al3 Unfenntniß des Leſens, Blindheit 
oder Krankheit begriffen. Es ift zugeftanden, daß der Erb- 
Iaffer Iejen fonnte und nicht blind war; Kläger behaupten, 
daß er nur wegen großer Schwäche infolge ſchwerer Kranf- 
heit nicht leſen konnte. Den Klägern ift der diesbezügliche 
Beweis nicht gelungen. Aus den Auslagen der Teftaments- 
geugen geht hervor, daß der Erblafjer mit den Augen der 

orlefung des Teftamentzzeugen D. folgte, der ihm das 
Schriftſtück vorhielt, und daß der Erblafler wohl jehr ſchwach, 
allein im Befige feiner geiftigen Fähigkeiten und der Sprache 
war. Die Nerzte Dr. ©. und Dr. H., lebterer fein gewöhn- 
Yicher Arzt, welche ihn fünf oder ſechs Tage vor feinem Tode 
bejuchten, und zwar ©. zwei Tage vor der Teſtaments⸗ 
errichtung und H. am Tage der Erklärung des legten Willens 
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jelbft, Haben erklärt, Erſterer, daß Erblaffer viel lauter hätte 
ſprechen können, als er gewohnt war, Lebterer, daß Erb- 
laſſer auch zu lefen fähig war und vom Bette Hätte noch 
anfftehen können. Aus den Ausfagen diefer zwei Werzte 
gebt auch hervor, daß der Erblaffer ſtets vollftändig bei Dertand 
war und niemals eine Störung feiner geiltigen Fähigkeiten 
zu erkennen war. Die Kläger vermodhten einen Beweis im 
gegentheiligen Sinne gar nicht namhaft zu machen, baher 
gar Tein Zweifel beftehen Tann, daß der Teftator bei voll- 
tommenem Gebraude feiner Sinne und feines Verftandes 
war. Es muß daher als erwiefen angenommen werben, 
daß der Erblafjer den Aufſatz leſen konnte und denfelben 
auch zu verftehen im Stande war und verftanden Hat; daß 
er die betreffenden Beitimmungen anordnete, al3 D. nod) 
mit ihm allein war und, bevor D. die legtwillige Erklärun 
in's Neine fchrieb. Unter diefen Verhältniffen ift 8 58 
nicht anwendbar, fondern 8.579 a. b. G. B. Dieſer PBara- 
graph erfordert erſtens: daß der Teftator den Aufſatz eigen- 
händig unterfchreibe; zweitens: daß er vor drei fähigen 
Zeugen, wovon wenigiteng zwei gleichzeitig gegenwärtig fein 
jollen, erkläre, daß der Aufſatz ein legter Wille ſei, und 
drittens: daß die drei Zeugen ſich darauf als Zeftaments- 
zeugen unterfchreiben. Die Beobachtung der Erfordernifie 
ad 1. und 3. find zugeftanden. Wa3 das Erforderniß ad 2. 
anbelangt, fordert das Geſetz, dab der Erblafjer den Aufjag 
al3 jeinen letzten Willen beftätige. Dieſe Beſtätigung Tiegt 
aber vor, wenn der Zejtator ſich auf was immer für eine 
Art affirmativ äußert, und ſolche concludente Handlungen 
vornimmt, daß über feine Abficht jeder Zweifel anageichlot 

jei, jo daß die Zeugen überzeugt find, daß er felbitftändig 
und frei feinen Willen und feine Zuftimmung äußere. Sene 
Beftätigung muß daher nicht nothwendig mit den Worten 
erfolgen: Diejer Aufſatz enthält meinen letzten Willen; dies 
wäre nur nothwendig, wenn die Vorlefung in Gegenwart 
von Beugen nicht erfolgt wäre, weil, nachdem es nicht noth- 
wendig ift, daß die Zeugen den Anhalt des Teftamentes 
wiflen, fie in diefem Falle jene Beftätigung aus dem Munde 
des Teſtators vernehmen müſſen. Aus den Ausfagen der 
Teftamentszeugen und insbejondere aus jenen des D. und 
E. geht hervor, daß der Teitator der VBorlefung mit den 
Augen folgte und den Wunſch äußerte, daß dort, mo von 
einer öſterreichiſchen Staatsfchuldverichreibung die Rede ift, 
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die Worte „Staatslottoanlehen” beigefügt werden, daß er 
während der Borlefung und am Ende auf Befragen bes 
vorlefenden Zeugen, „ob Alles recht fei”, mit „ja, ja” ant- 
wortete, daher den ganzen Aufja genehmigte und eigen- 
händig unterfchrieb, und mit den Zeugen bei ihrem Kommen 
und vor ihrer Entfernung fich unterhielt und über ihr Kom⸗ 
men fein Wohlgefallen äußerte. Nah 8579 a. b. G. B. ift 
es gar nicht nothmwendig, daß der Teſtator den Aufjaß- vor 
den Zeugen unterfchreibe; wenn er diejes aber that und Die 
Beugen bejtätigen, gelehen zu Haben, daß der Teſtator unter- 
ichrieb, fo ift diefes ein Erforderniß mehr und die befte Be- 
Katigung des Auffabes als feines lebten Willens. Es find 
aber die Yörmlichleiten de3 8 579 a. b. ©. B. beobachtet 
worden. Aus den Ergebniffen der Beugenvernehmungen gebt 
übrigen3 hervor, daß der Erblafjer mit feiner Yrau in den 
beiten Berhältniffen und im intimften Einvernehmen Iebte, 
weshalb nicht anzunehmen ift, daß er nicht frei und feinem 
Willen gemäß gehandelt Habe, und wenn der Erblaſſer auch 
mit feinen Verwandten in guten Beziehungen ftand, jo wußte 
er doch, daß dieſelben ſich in jehr günstigen Bermögendver- 
hältniſſen befinden. - 
Auf die Appellation der Kläger gab das Oberlandes⸗ 
gericht in Abänderung des erftrichterlichen Urtheiles Dem 
Tnaebegehren aus folgenden Gründen ftatt: Das im 8 579 
0.6.8.8. vorfommende Wort „beitätigen”“ deutet darauf Hin, 
daß ein vom Teftator ſelbſt veranlaßter fchriftlicher Aufſatz 
vorliege, daher er den Inhalt ſchon kenne, um ihn als jeinen 
Willen vor den Zeugen beftätigen zu können, denn fonft 
fönnte ein Irrthum oder Betrug immer möglich fein. Unter: 
jucht man nun, ob im vorliegenden Falle die Erforderniile 
des 8 579 oder jene des 8 581 a. b. G. B. zu beobachten ge- 
wejen feien und ob dieſe Erforderniffe im Sinne des 8 601 
auch wirklich beobachtet wurden, fo ift zunächſt nicht ftreitig, 
daß der Tejtator den Auflag in Gegenwart aller drei Zeugen 
unterfertigt hat; ftreitig ift dagegen, ob ber Teſtator damals 
tm Stande war, zu leſen. Laut der Beugenausfagen ift es 
phyſiſch ausgeichloffen, daß C. allein den Pe bor der 
Fertigung gelejen habe, und tft nur zu unterjucdhen, ob er 
den Aufjag während der Vorleſung gelefen babe oder hiebei 
mit den Augen der Vorleſung nachgefolgt jet. Dieſer Um- 
ftand hat aber feine Beltätigung gefunden, namentlich Hat 
fein Beuge ausgeſagt, daß der Teſtator noch vor der Bei⸗ 





III. 354. 105 


ſetzung der Unterfchrift „fein Augenglas verwendet habe”, 
um zu leſen. Man muß Hieraus den Schluß dm, daß 
der Erblafier ohne Augenglas zu leſen nicht im Stande war. 
Die Bemerkung des Teftatord, daß das Wort „Staat3lotto- 
anlehen“ beizuſetzen jei, beweist nicht, daß der Erblafler 
nachgelejen habe, weil E. verneint, daß mährend der Vor— 
lefung jener Beifag gemacht wurde, D. nicht beftätigt, daß 
er den Beijaß fpäter gemacht habe und es nicht ausgejchloffen 
ift, daß jene Worte „Staatslottoanlehen” im Aufſatze fchon 
enthalten waren, in welchem Falle der Erblafler fie nur 
nicht gejehen Hätte, und endlich der Erblaffer das Fehlen 
jener Worte auch aus der bloßen Borlefung durch D. wahr- 
genommen haben könnte. Die Kenntniß des Teitators von 
dem Inhalt jened Aufjates, der früher verfaßt worden jein 
fol, ift nicht entjcheidend, zumal die Kläger geläugnet haben, 
daß der Erblafier jenen Entwurf geleten oder genehmigt 
habe. Der auf der Iegtwilligen Erklärung aber befindliche 
Beiſatz „von mir gelefen“ tft nicht bemeisfräftig, weil fein 
Beuge dieſen Umftand Habe beftätigen Tönnen. Durch Die 
Ausjagen der Zeugen ift auch nicht bewieſen, daß der Erb» 
laffer auf andere Art feinen Willen zu erfennen gegeben 
habe, das Borgelefene zu beftätigen. Auch eine Vorleſung 
im Sinne des $ 581 a. b. G. B. ift nicht erwieſen; es ift 
namentlic nicht erwieſen, daß die Zeugen den Inhalt der 
legtwilligen Erklärung eingejehen haben. Es ift auch nicht 
erwiefen, daß der Erblafier den fraglichen Auffag von dem 
Beugen D. habe fchreiben laſſen, vielmehr fteht feit, dab ©. 
phyſiſch nicht in der Lage war, von dem Inhalte des Auf- 
ſatzes Kenntniß zu nehmen, al3 Zeuge D. den Auffag vor 
ihm und den zwei anderen Beugen vorlad. Dabei iſt es 
nicht enticheidend, ob C. ſchon früher von dem Inhalte eines 
auf einem anderen Bogen niedergeſchriebenen Entwurfes Kennt- 
niß genommen habe. Gewiß trifft es im vorliegenden Falle 
nicht zu, daß der Erblafier vor drei Zeugen, wovon wenigftens 
wei gleichzeitig gegenwärtig waren, beitätigt habe, der Auf- 
dab enthalte feinen letzten Willen. Es iſt auch nicht erwieſen, 
daB der Erblafler den Auffab auf irgend eine andere Art 
beftätigte, daß die zwei Beugen E. und %. den inhalt des 
Aufſatzes eingejehen haben, und diefer iſt daher weder unter 
Beobachtung der Förmlichkeiten des 8 579, noch bes 8 581 
a. b. G. B. errichtet worden. Der Erblafjer war ein ſehr ge- 
Ichicter Notar und Hätte, wenn er einen legten Willen er- 
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richten wollte, leicht eine einfachere Teſtirungsart, nach 88 578 
oder 585 a. b. G. B., wählen können. Daß der Exrblafjer bei 
vollem Gebrauche feiner Sinne und ſeines Berftandes war, 
ift erwiefen; warum er nicht alle Erforderniffe beobachtet 
habe, entzieht fich der Beurtheilung des Richters. 

In Stattgebung der ordentlichen Revifionsbefchwerde der 
Geflagten fand der oberjte Gerichtshof das erftrichterliche 
Urtheil wiederherzuftellen.. Gründe: Anlangend den erjten 
Belämpfungsgrund, daß der Erblaffer zur Zeit der Teftaments- 
errichtung nicht bei vollem Gebrauche iner Sinne und feines 
Berjtandes war, fo tft zuerft zu bemerken, daß die Teftaments- 
zeugen denfelben ausgeſchloſſen Haben. Der Teftamentsfchreiber 
und Zeuge D., ein alter Freund des Erblafjerd, der mit ihm 
bei‘ Gelegenheit der Errichtung des legten Willens durch 
längere * verkehrte, hat mit voller Beſtimmtheit beſtätigt, 
daß der Teſtator ſich damals im vollen Gebrauche ſeiner 
Sinne und ſeines Verſtandes befunden habe; der Teſtaments⸗ 
zeuge E. hat beſtätigt, daß er keinen Grund zu zweifeln 
habe, daß der Teſtator bei ſich war; der dritte Teſtaments⸗ 
euge %. endlich hat diesfalls auch nichts Bedenkliches ge⸗ 
Funden, wohl aber bemerkt, er glaube, daß der Teftator nicht 
jelbftftändig gehandelt habe aus den Gründen, welche Zeuge 
angeben werde; nun aber hat diefer Zeuge es vollftändig 
unterlaffen, dieſe Gründe anzugeben, daher feine Meinun 
als eine ganz unbegründete und mit den Ausfagen der zwei 
anderen Beugen im Widerfpruch ftehende, feine Beachtung 
verdient. Hingegen haben die den Xeftator behandelnden 
Aerzte Dr. G. der denfelben am 28. September 1886 be- 
fuchte, und Dr. H., der den Teitator am Tage der Teftaments- 
errichtung ſah, beftätigt, daß derjelbe bei allen ihren Beſuchen 
ftet3 bei Sinnen geiwefen fet und eine Störung feiner Geiftes- 
gaben fich nie gezeigt Habe. Hinfichtlich des zweiten Be- 
fampfungsgrundes, daß nämlich der Erblaffer wegen feiner 
ſchweren Krankheit nicht leſen Konnte, fjchreibt der 8 581 
a. b. G. B. vor, daß, wenn der Erblafier nicht leſen kann, er 
den Aufſatz von einem Zeugen in Gegenwart ber anderen 
zwei Zeugen, die den Inhalt eingefehen haben, fich vorlefen 
lafjen und befräftigen muß, daß berjelbe feinem Willen ge- 
mäß ſei. Es iſt erwiefen, daß der Zeuge D. den Aufſatz 
mit lauter Stimme vorgelefen und hiebei fo gehalten Habe, 
daß der Teftator der Vorlefung mit dem Auge folgen Tonnte 
und daß der Beuge E. während diefer Borlefung den Inhalt 
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eingefehen babe und mit den Augen der Vorlejung gefolgt 
fei, während der Zeuge %., da er jenjeit3 des Kranfenbettes 
ftand, diefes nicht thun konnte. - Allein der 8581 a. b. G. B. 
trifft hier gar nicht zu, weil die Kläger gar nicht behauptet 
haben, daß der Teſtator, der ein gebildeter Mann und Notar 
war, überhaupt nicht leſen konnte, und weil fie nicht erwieſen 
haben, daß er damals wegen fchwerer Krankheit, oder weil 
er das Augenglas nicht verwendete, nicht Iefen konnte. Es 
ift nicht wahr, daß der Teftator damals wegen feines krank⸗ 
Haften Zuſtandes nicht Iefen konnte, es fteht vielmehr durch 
Die Ausſagen der Aerzte und der Zeugen das Gegentheil 
feit und es ift durch zwei Zeugen $. und K. feltgeftellt, daß 
der Zejtator bald mit, bald ohne Augenglas zu lejen und 
u jchreiben pflegte. Aus diefen Erwägungen ijt auch diefer 

efämpfungsgrund widerlegt. Auf den dritten Belämpfungs- 
grund übergehend, foll derjelbe darin beftehen, daß der Teſtator 
den Tejtamentszeugen den Aufſatz als feinen legten Willen 
nicht beitätigt Habe. Der $ 579 a. b. G. 3. fchreibt nämlich 
vor, daß der Erblaſſer einen letzten Willen, welchen er von 
einer anderen Berjon niederjchreiben ließ, eigenhändig unter- 
fertigen, und ferner vor drei fähigen Zeugen, wovon wenig» 
ftend zwei zugleich gegenwärtig jein jollen, den Aufſatz als 
feinen legten Willen beftätigen müffe, wobei auch die Zeugen 
endlich fi) inwendig oder von außen, immer aber auf die 
Urkunde jelbft und nicht etwa auf einen Umſchlag als Zeugen 
des lebten Willens unterjchreiben jollen, ohne daß es nöthig 
let, daB der Beuge den Inhalt des Teitamentes wiſſe. Die 
Kläger behaupten nun, daß der Erblafjer den Beugen den 
Auflag nicht nur als feinen legten Willen nicht betätigte, 
fondern gar nicht beftätigen Tonnte, weil der Erblafjer gar 
nit in der Lage war, den Aufjat zu lejen, um fich zu 
überzeugen, daß er feinen letzten Willen enthalte, und um 
daher dieſes den Zeugen beftätigen zu können. Der 8 579 
fordert aber feinesmwegs, daß der Teftator den Zeugen erfläre, 
wie er fich die fragliche Weberzeugung verſchafft Habe, und 
Die Zeugen Haben auch über die Art und Reife, wie der 
Teitator fich jene Ueberzeugung verichaffte, nicht zu deponiren; 
es genügt, daß der Teftator beftätige, daß der Aufjag feinen 
legten Willen enthalte. Im vorliegenden Yalle aber tft, wie 
oben bemerkt wurde, erwiejen, daß der Aufjag von einem 
Zeftamentszeugen in gleichzeitiger Gegenwart der zwei anderen 
Teſtamentszeugen mit lauter Stimme abgelejen wurde, wobei 
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der Zeitator und ein Zeuge mit den Augen der Ableſung ge- 
folgt find, daß der Zeftator diefer Ablefung mit Aufmerfamfeit 
folgte, weil er ein ausglaſſenes Wort, nämlich da3 Wort „Staats- 
Iottoanlehen” bei eine öfterreichiichen Staatsjchuldverjchreibung 
beizujegen anordnete, was, wie aus dem Aufſatze zu entnehmen 
ift, auch gefchah, daß er den ak wie der Zeuge D. be- 
ftätigte, genehmigt hat, und wie der Zeuge E. bemerkt, wieder- 
holt „ja, ja” gejagt Habe, was auch Beuge %., infoweit er 
fih daran erinnert, beftätigt und beifügt, daß D. nad) der 
Ablefung den Teftator befragte, ob Alles jo recht fei, worauf 
der Teftator den Auffaß jofort unterfchrieben habe. Nachdem 
aljo bewiefen ift, daß der Aufſatz dem Xeftator vorgelefen 
wurde, nachdem die Zeugen €. und %. mit voller Beftimmt- 
beit beftätigen, daß jenes, was D. gelefen hat, genau, nament- 
lich auch Hinfichtlich der Erbgeinfegung mit dem übereinftimmt, 
was in dem Aufſatze enthalten ift, nachdem ferner bewieſen ift, 
daß der Teſtator jofort nach der Vorlefung den Aufſatz in 
Gegenwart aller drei Zeugen eigenhändig unterfertigt hat, kann 
fein Zweifel darüber beftehen, daß diejer ganze Vorgang zum 
Mindeften ganz und volllommen von gleicher Rechtswirkung 
jein muß, als jene Beftätigung, welche der 8579 a. b. G. B 
fordert und daß daher ein nach 8 579 a. b. G. B. giltiges 
Zeitament vorhanden ift, in welchem der Erblaſſer nebft den 
übrigen darin enthaltenen Beftinnmungen aud) verordnete, daß 
feine Grau, mit welcher er feit vielen Jahren ehelich verbunden 
war, und der er, wie von vielen Zeugen beftätigt wird, in 
garten Liebe zugeneigt war, feine Univerfalerbin fein folle. 

a3 Klagebegehren ift daher von ber erften Inftanz mit Recht 
zurüdgewiejen worden und war daher das erftrichterliche Ur- 
theil zu beitätigen. 
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din Vergleich gwifgen dem Frivatbetheiligten und Dem Angeklagten 
im Buge des Strafverfaßrens über den privatrehtliden Auſpruch If 
deshafb allein, weil ſich Infolge Desfelden der Frivatdetheiligte der 
Bengenfhaft entſchlagen Bat, noch nicht unerlaubt (8 878 a. 9. &. N.). 
Entſcheidung vom 27. Juni 1894, 8. 7621.*) — II. Senat. 


Bor der gegen DB. wegen bed Berbrechend des Meineides 
abzuhaltenden Schwurgerichtöverhandlung verpflichtete fich B., 
feinem ®läubiger U. auf die, den Gegenftand des abgelegten 
Eides bildenden Forderungen per 668 fl. und 100 ff. den 
verglichenen Betrag von 300 fl. in drei Naten zu bezahlen, 
wenn A., ald Bruder des B. fich des Zeugniffes bei der Haupt- 
verhandlung entichlage. U. machte ſohin von der Wohlthat 
des 8 152 St. P. O. Gebrauch, B. wurde von der Unflage 
freigefprochen und da er die erſte Rate per 100 fl. nicht zahlte, 
Hagte ihn die Univerſalerbin des U. auf Bezahlung biefer 
Summe. 

Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt, während 
das Oberlandesgericht über Appellation des Belangten das 
Klagebegehren abzuweiſen fand, weil die erwähnten zwei For⸗ 
derungen dem U. rechtöfräftig abgefprochen worden find, fomit 
vermöge des vor der Hauptverhandlung abgeichloflenen Ver⸗ 
gleiches ein bloßes Entgelt für die Verweigerung des geridht- 
lichen Beugniffes vereinbart war, und dem Klagebegehren da- 
ber die Geltentmachung eine unerlaubten Bertrages zu 
Grunde liegt. 

Ueber die Revifion der Klägerin wurde vom oberiten 
Gerichtshofe das erftrichterliche Urtheil aus nachitehenden 
Gründen wieder hergeftellt: Vermöge des durch Zeugen er- 
wiejenen Vertrages zwiichen A. und B. wurde nicht etwa ein 
bloßes Entgelt für die Verweigerung des gerichtlichen Zeug 
niſſes vereinbart, fondern ftatt der damals wegen des unge- 
wiſſen Ausganges des Straverfahrens noch immer zweifelhaft 
gebliebenen Forderungen des Privatbetheiligten in der Höhe 
von 668 fl. und 100 fl. |. NR. G. vie unbedingte Zahlung von 
300 fl. in gewiflen unverzinslichen Raten verabredet, wodurch 
alfo einerfeit3 von dem Privatbetheiligten jeder Mehranſpruch 
aufgegeben, dafür aber andererfeit3 von dem Angellagten ohne 


*) Amtlich veröffentlicht. (Siehe auch unter Nr. 1067 d. Beil. 3. 
J. M. 8. 81.) Siehe oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 7. April 1891, 
8. 2421 (Sammlung Nowal IV, 359). 
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des gedachten Theilbetrages eingegangen, daher nad) 8. 

a. b. G. B. ein Vergleich geſchloſſen wurde. Deshalb aber, 
daß im Zuſammenhange hiemit der Privatbetheiligte die mei- 
tere Ablegung eines Zeugniſſes verweigern follte, Tann der 
Bertrag weder als ein unerlaubter, noch, wie das Oberlandes- 
gericht Hinzufügt, unfittlicher Hingeftellt werden. Das Merkmal 
des Unerlaubten ift doch jchon deshalb ausgeichloffen, weil der 
PBrivatbetheiligte al3 Bruder des Angeflagten nad) $ 152 ©t. 
P. O. unbedingt von der Berbindlichfeit zur Ablegung eines 
Beugniffes befreit war, ihm daher ohnemweiterd und ohne 
Unterfchted der Triebfeder unzweifelhaft zuftand, von dem 
gefehlichen Rechte Gebrauch zu machen. Dem Brivatbetheiligten 
war nicht verwehrt, im Zuge des Strafverfahren über feinen 
privatrechtlihen Anſpruch einen Bergleih zu jchließen und 
hieran das Abftehen von der weiteren Verfolgung des Gegners 
im Strafrechtsmege zu knüpfen. Mag alfo die Verweigerung 
des weiteren Zeugniſſes als Bedingung des Vergleiches, als 
bloßer Beweggrund, oder ala eine Folge der Abmachung auf- 
gefaßt werden, in feinem alle kann deshalb, weil vielleicht 
biedurc auch die Ueberweiſung des Angeflagten beeinflußt 
werden fonnte, der Vergleich über das Privatrecht al3 ein 
unerlaubter angejehen werden. Wäre doch wohl vom ethifchen 
Standpunkte nicht zu billigen gemwejen, wenn entweder von 
dem Brivatbetheiligten der Vergleichsantrag für den angeflagten 
Bruder abgelehnt, oder gar nad) Erzielung des Zahlungs⸗ 
verſprechens durch Vergleich die ftrafgerichtliche Verfolgung 
durch die freimillige Ablegung eines belaftenden gerichtlichen 
Beugnifjes Tortgeleg! worden wäre, um auf dem Wege der 
Berurtheilung des Bruders zur vollen Bahlung zu gelangen. 
Die entgegengejebte Behandlung eines derartigen Vergleiches 
ließe ſich auch nicht mit den Einrichtungen der Strafgejeh- 
gebung über die Straflofigfeit aus thätiger Neue, wenn aud) 
auf Andringen des Bejchädigten, in Einklang bringen. Es 
war demnach das erftrichterliche Urtheil zu bejtätigen. 
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Bufäffigkelt der analogen Auwendung der Zeſtimmungen des Gefeges 
vom 13. Hebruar 1878, U. &. BI. Ar. 30, auf folde Enteignungen, 
weiße zu Straßenbauzwecken erfolgen. 

Entfcheidung vom 24. Juli 1894, 3. 8979. — I. Senat. 


In Sachen der Stadtgemeinde Wien wider A. wegen 
Feſtſtellung der Entihädigung für den enteigneten Theil einer 
Realität wurde der die Einleitung des Verfahrens nach 8 24 
des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, über 
das darauf bezügliche Ben der Stadtgemeinde Wien ver- 
fügende erftrichterliche Beicheid in Stattgebung des damwider 
eingebrachten Recurjes des X. von Seite des Oberlandes- 
gerichtes behoben und das Gefuch der Stadtgemeinde abgemwiefen; 
weil eine analoge Anwendung des Geſetzes vom 18. Februar 
1878, R. G. BI. Nr. 30, weiches ausdrüdtich nur Beftimmungen 
über „Bermögensenteignungen zum Zwecke der Herftellung und 
des Betriebes yon Eifenbahnen“ enthält, auf den vorliegen- 
den Yall, in welchem e3 fih um die Durchführung einer Ver- 
mögendenteignung zu Etraßenbauzmweden Handelt, nicht ſtatt⸗ 
haft eriheint; überdies auch in den beigelegten Enteignungs- 
erfenntnifjfe angedeutet erjcheint, daß die zu leiftende Ent- 
ſchädigung eventuell im Eivilrechtswege auszumitteln fein wird, 
welch’ leßterer bei Anmwenbung des Gefebes vom 18. Februar 
1878, R. G. Bl. Nr. 30, ganz ausgeichloffen erfcheint. 

Auf den Revifionsrecurd3 der Stadtgemeinde Wien fand 
der oberfte Gerichtshof in Abänderung der oberlandesgericht- 
lichen Verordnung den erftrichterlichen Beſcheid wiederherzu- 
ftellen, weil über die im gerichtlichen Wege zu ermittelnde 
Entihädigung für zum Zwecke der Herftellung öffentlicher 
Verkehrswege enteignete Grundſtücke beftimmte underjchöpfende, 
fpeciel für Wien wirkfame Borichriften nur in dem die 
Enteignung zum Zwecke der Herftellung und des Betriebes 
von Eifenbahnen betreffenden Geſetze vom 18. Februar 1878, 
R. G. Bl. Nr.30, enthalten find und die analoge Anwendung 
der .bezüglichen gefjeßlichen Beftimmungen auf zu Straßen- 
baugweden erfolgte Enteignungen im Hinblide auf 8 7 a.b. 
G. B. ſich als gerechtfertigt darftellt und dies um jo mehr, 
als die Borichriften des bezogenen Geſetzes volle Gewähr 
bieten für eine den berechtigten Sntereffen der Enteigneten 
entiprechende Ermittlung der Entichädigung für erpropriirte 
Grundftüde. 
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Die auf ein rechtskräftiges Strafurtbeil wegen Verbrechens der Er- 

preffung (8 98 St. 6.) geflügte Einwendung der Yngiltigkeit einer 

Wehfelerklärung Bann als eine folde, die aus dem Wechſelrechte 

ſelbſt hervorgeht, gemäß Art. 82 W. ®. jedem Inhaber des Wechſels 
entgegengefegt werden. 

Entſcheidung vom 31. Jult 1894, 3. 9896. — I. Senat. 


Durch ftrafgerichtliches Urtheil ift feftgeftellt, daB D. 
durh Handlungen, welche nachträglich als Verbrechen der 
Erprefiung qualificirt wurden, die B. und E. veranlaßte, einen 
von ihm ausgeſtellten Wechjel zu acceptiren; ebenfo ift in 
dem Urtheile erfannt, daß die Unterjchriften der Acceptantinnen 
gemäß 88 365 und 371 St. P. O. „für ungiltig erflärt wer- 
den“, welcher Ausſpruch in den Urtheilögründen dahin er- 
läutert wird, „daß es nicht Juſebe des Strafgerichtes iſt, 
auszuſprechen, gegen welche Perſonen die infolge der Uebel⸗ 
that auszuſprechende Nichtigkeit jenes Actes gelten ſoll, und 
daß es vielmehr den Girataren und Pfandgläubigern, welche 
allenfalls im guten Glauben Rechte auf die fraglichen Wechſel 
ertvorben Haben, vorbehalten bleiben muß, diejelben im Civil⸗ 
rechtäwege geltend zu maden”. Die gegen den Ausſpruch 
über die privatrechtlichen Anfprüche ergriffene Berufung des 
D. wurde vom Oberlandesgerichte ald unbegründet mit der 
Motivirung zurüdgewiefen, „daß, falls ſich aus der Schuld 
des Angeklagten die gänzliche oder theilweiſe Ungiltigfeit eines 
mit demjelben eingegangenen Rechtsgeſchäftes oder Rechts⸗ 
verhältnifjes ergibt, in dem Strafurtheile auch hierüber und 
über die daraus entjpringenden Rechtsfolgen zu erfennen ift, 
daß der Beklagte ſchuldig erfannt wurde, die Unterfchrift des 
Beichädigten auf den Wechjeln erpreßt zu haben, infolge deffen 
die Unterfchriften nichtig und ungiltig find und daß angeb- 
lihe Anſprüche Dritter, welche diefe Wechjel bona fide er- 
worben haben, der Buläffigfeit des Ausſpruches über die Un— 
giltigfett der Unterjchriften nicht Hindernd im Wege ftehen“. 

Auf Grund de3 in Rede ftehenden Wechſels erwirkte 
nun W., welcher der verbrecherifchen Qandlungeiwele des D. 
ganz ferne geitanden war und den Klagswechſel bona fide 
erworben hatte, gegen die Acceptantinnen B. und ©. bie 
Bahlungsauflage, welche jedoch vom Gerichte erfter Inſtanz 
aus folgenden Gründen behoben wurde: Der Zweck des 
Strafverfahreng tft e8, nicht nur nach Maßgabe des VBorbringens 
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der Rarteien das Recht zu finden, jondern die objective Wahr- 
heit zu erforichen, und daraus die rechtlichen Folgerungen 
u ziehen. Das oben bezogene ftrafgerichtliche Urtheil wirkt 
aber rechtsfeftftellend nicht nur für die bei dem damaligen 
Strafverfahren als Angellagte oder Privatbetheiligte unmittel- 
bar interejlirten Perjonen, welche aus den Damals feitgeftellten 
Rechtöverhältniffen Rechte ableiten wollen. Wenn nun das 
damalige Strafurtheil ausgeiprocdhen hat, die Unterfchriften 
der Neceptantinnen feien rechtsungiltig, jo gilt dieſer Aus- 
ſpruch auch gegen den Kläger. Letzterer verjucht e3 nun, Die 
in: den Urtheildgründen vorlommende Stelle, „daß e3 ben 
bonae fidei-Girataren und lanbgläubigern vorbehalten bleiben 
muß, ihre Rechte auf die fraglichen Wechſel im Eivilrechts- 
wege geltend zu machen“ dahin auszulegen, daB die im Ur- 
theilstenor ganz allgemein ausgeiprochene Ungiltigfeit ben 
bonae fidei-&irataren und Pfandgläubigern gegenüber nicht 
ſtatthabe. Dieje Interpretation muß ſchon deshalb zurüd- 
gewiejen werben, weil es nicht der Zweck der Urtheilsgründe 
ift, die Sentenz zu ändern, ftatt fie zu ftüßen, und weil in 
den Urtheilsgründen auch nicht der Ort ift, um die Gentenz 
zu rejtringiren. Dieje Interpretation ift auch weiter des⸗ 
halb unhaltbar, weil fie ausdrücklich vom Berufungsgerichte 
zurüdgewiefen wurde. In dem Erkenntniſſe des letzteren 
werden die Unterschriften al3 Frucht der Uebelthat bezeichnet, 
„infolge deſſen dieje Unterfchriften nichtig und ungiltig find“; 
und wird ausdrüdiich erfannt, „daB die angeblichen Anfprüche 
dritter bonae fidei-Befiger der Zuläffigteit des Ausfpruches 
über Ungiltigfeit der Unterjchriften nicht hindernd im Wege 
ftehen”. Da nun dem Etrafgerichte vorlag, daß Kläger Be- 
figer eines jener Accepte mit ungiltig erflärter Unterfchrift 
war, richtet fih Die Spike dieſes Ausfpruches unmittelbar 
gegen den Kläger und ift feinem Rechte hiedurch präjudichtt. 
Nach 88 373, 374 Et. P. O. können privatredtliche Aus- 
ſprüche in Strafurtheilen vom Civilrichter nicht überprüft 
und abgeändert werden, und war daher im obigen Sinne 
zu erfennen. Die Bellagten en auch die weitere Einwen- 
dung erhoben, daB der Wechjelvertrag ſelbſt durch den (im 
Strafurtheile conftatirten) Zwang hervorgebracht ift, und daß 
die Einrede des jogenannten Zwanges dann eine gegen jeden 
Wechſelnehmer zuftehende Einrede gegen das Recht aus dem 
Wechſel fel, wenn durch den Zwang der zum Wechjelvertrag 
erforderlide Wille fehlt. Mit Rückſicht auf die oben ent- 
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widelten, ar Abweiſung Hinreichenden Gründe war auf dieſe 
Einrede nicht weiter einzugehen. 
Unter Berwerfung der Hägerifchen Nullitäts- und Appel- 
lationsbeſchwerde wurde Das ichterliche Urtheil oberlandes- 
erichtlich  beftätigt, wobei Folgende? erwogen wurbe: Der 
läger bat das von ihm eingebrachte Rechtsmittel zunächft 
als Nullitätsbefchmerde bezeichnet. Nachdem das angefochtene 
Urtheil, wie die Meberpräfung der Ucten ergeben hat, Teines- 
wegs eine offenbare Nullität enthält (8 262 a. ©. D.), aus 
der Hägerifchen ‚Bejhwerbe überdies hervorgeht, daß fie zu- 
nächſt nur gegen die vom Erſtrichter erfolgte Auslegung der 
in erfter und zweiter Inftang erfloffenen Straferlenntnifie 
wider D. gerichtet ift, jo war die eingebradte Nullitäts- 
beichwerde zurüdzumeliien. Es konnte aber auch der Appel⸗ 
Tationgbeichwerbe des Klägers Teine Folge gegeben werden, 
weil die Einwendung der Gellagten dahin gebt, „daß ihre 
Wechſelerklärungen auf dem Klagetvechiel von dem D. er- 
zwungen mwurben (8 870 a. b. G. B.)“, fomit der zur Ein⸗ 
gehung jedes Vertrages erforderliche Wille der Gellagten 
nicht vorhanden war, eine derartige Einwendung dinglicher 
Natur ift und daher jedem Wechfelinhaber, in Gemaͤßheit des Art. 
82 W. O. entgegengefebt werden Tann, nach dem Ausipruche 
des Strafrichters aber der D. anläßlich der Erzwingung der 
Accepte der Geklagten auf dem Klagewechſel des Verbrechens 
der öffentlihen Gewaltthätigleit im Sinne des 8 98 lit. b 
St. &. ſchuldig erkanut und überdies nach den 88 365 und 
371 St. 8.9. die Unterjchriften der B. und C. auf dem 
Klagewechſel, nicht etwa Iebiglich dem D. gegenüber für rechts⸗ 
unwirkſam, fondern im Allgemeinen, alſo jedem Wechſel⸗ 
inhaber gegenüber für rechtöungiltig erklärt worden find. 
Diefer Ausipruch des Strafrichters ift für den Civilrichter 
bindend. Aus einer ungiltigen, alfo nicht zu Recht beftehen- 
den Wechielerflärung Tann aber, ebenfo wenig wie der erfte 
Wechſelnehmer, ein Siratar, mag er auch im guten Glauben 
den Wechiel erworben haben, Wechjelrechte gegen Denjenigen, 
deſſen Wechjelerflärung für ungiltig erflärt worden ift, ab- 
leiten. Es erjcheint bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage über- 
flüffig, die aus den Enticheidungsgründen ber heiden Straf- 
erkenntniſſe, von Hägerifcher Seite hergeholten Gegenargumente 
zu widerlegen, weil Entſcheidnngsgründe den gefällten Spruch 
nur begründen und rechtfertigen, nicht aber mobdificiren lönnen; 
eine Incongruenz der Enticheidungsgründe des Erfenntniß- 
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erichtes und bes Werufungsgerichtes nicht vorliegt, vielmehr 
tere3 die Begründung, offenbar um die Ausführungen 
des Berufungswerbers zu widerlegen, lediglich anders formu- 
Hirt Hat. Es war daher das erftrichterliche Urtheil, auf deſſen 
Begründung im Allgemeinen verwiejen wird, zu beftätigen. 
In der zugleich als Nullitätsbefchtverbe bezeichneten außer- 
ordentlichen Nevifionsbefchwerde führte Kläger aus: Es Tönne 
kein Urtheil gegen Jemanden eine Wirkfamteit üben, der nicht 
angellagt war, der gar nicht gehört wurde, ber feine Gelegen- 
heit hatte, fich zu vertheidigen und gegen den daher ein Ur- 
tbeil niemals erfließen konnte. Darin, daß die Untergerichte 
ihrem Ausfpruche ein Urtheil zu Grunde gelegt haben, das 
gegen den Kläger nicht erflofien ift, Liege eine Nullität. Die 
eventuelle Einwendung, dab diefe Nullität nicht den unter- 
gerichtlichen Urtheilen, fondern den Urtheilen des Straf- 
gerichtes und bes Oberlandesgerichte8 anhafte, jei unbegründet, 
da Kläger gegen biefe Urtheile Fein Rechtsmittel zu ergreifen 
berechtigt war. Eine weitere Nullität begründete die Aus⸗ 
fegung, welche die Untergerichte den Strafurtheilen zu Theil 
- werben ließen. Im bispofitiven Theile der Strafurtheile fei 
nicht geſagt, daß die Unterfchriften der Gellagten Jeder— 
mann gegenüber ungiltig ſeien, und aus den Enticheidungs- 
gründen erbelle, daß die Ungiltigfeit nur dem Ungellagten 
gegenüber zu gelten babe. Der Beiſatz, daB es den gut- 
gläubigen Sirataren vorbehalten werde, ihre Nechte im Eivil- 
zechtöwege geltend zu machen, hätte feinen Sinn, wenn das 
Strafgericht die Ungiltigkeit der Unterfchriften der Gellagten 
auch dem Kläger gegenüber hätte ausiprechen wollen. Ebenſo 
ftelle e3 der Paſſus, dab durch das Strafurtheil Doch immer- 
: Hin einiger Schaden von dem Gellagten abgewendet werde, 
außer Zweifel, daß dem Kläger gegenüber die Ungiltigfeit 
der Unterfchriften der Getiagten gar nicht ausgeſprochen wer⸗ 
Den wollte, da fonft eben der ganze Schade von den &e- 
Hagten abgewenbet worden wäre. Wenn nun der Strafrichter 
ansdrüdlich erffärt habe, er wolle nicht ausfprechen, gegen 
wen die Ungiltigkeit der Unterfchriften der Geklagten Geltung 
babe, fo fei e3 eine offenbare Ungerechtigkeit, wern der Civil⸗ 
richter erkläre, er weile das Klagebegehren ab, weil das 
Strafgericht die Ungiltigleit de3 Wechſels auch gegen den 
Kläger ausgeſprochen habe. Ganz irrig ſei die Anficht, dab 
e Einwendung ber Erpreffung der Unterfchriften eine Ein- 
wendung dinglicher Natur fet und deshalb jedem Wechjel- 
8* 
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inhaber entgegengejegt werben koͤnne. Diefe Einmenbung'jei 
feine Einwendung aus dem Wechſelrechte und nur darum, 
nicht um die Dinglichkeit, könne es fich handeln. Die Wechfel- 
ordnung erwähne die exceptio metus an feiner Stelle, diefe 
Einwendung entipringe aus dem Eivilrechte und Tönne daher 
gemäß Art. 82 W. OD. gegen den Kläger nicht geltend gemacht 
werden. " 

Der oberfte Gerichtshof fand den vom Kläger. ergriffenen 
Rechtsmitteln feine Folge zu geben. Gründe: Die vom 
Kläger geltend gemachten Nullitätägründe haben Teineswegs 
die Yußerachtlaffung von Förmlichkeiten zum Gegenftande, 
deren Beobachtung das Geſetz bei jonftiger Nichtigkeit vor- 
ichreiben würde. Ebenſo wenig Hat bie Lieberprüfung der 
Acten einen Anhaltspunkt zur Annahme ergeben, daß: im 
Zuge des Verfahrens ein derartiges Formgebrechen unter- 
laufen wäre. Eine offenbare Ungerechtigfeit aber ift in den 
gleichlautenden untergerichtlichen Urtheilen nicht zu erfennen, 
zumal bie Einwendung der Ungiltigfeit einer Wechjelerklärung 
zu jenen Einwendungen gehört, welche, gleichwie die Ein- 
wendungen der Unechtheit des Acceptes, die Einwendung der - 
Wechſelunfähigkeit ꝛc. aus dem Wechſelrechte ſelbſt hervor⸗ 
gehen nnd gemäß Art. 82 W. O. jedem Inhaber des Wechſels 
entgegengeſetzt werden können. Demzufolge war die zugleich 
als Nullitätsbeſchwerde bezeichnete außerordentliche Reviſions⸗ 
beſchwerde des Klägerd wegen Abganges der zur Abänderung 
oder Aufhebung gleichförmiger Urtheile im Sinne des Hof- 
decrete3 vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, noth- 
wendigen Borausjehungen zu verwerfen. 


Nr. 358. 


Unter dem im 8 284 a. 6. O. vorkommenden Ausdrude „Horderung‘“ 
kann auch der mit der Anfehtungsklage geltend gemadte Anfprud 
gegen den Anfehtungsgegner verfiauden werben. 
Entſcheidung vom 31. Juli 1894, 3. 9832. — I. Genat. 


In der Rechtsſache des Dr. G. als Dtto P.'ſchen Con⸗ 
cursmaffeverwalterd und einiger Hypothelargläubiger gegen 
Franz PB. wegen Rechtsunwirkſamkeit der vom Lebteren gegen 
Otto PB. erworbenen Pfandrechte und Ausfolgung der infolge 
diejer Pfandrechte dem Franz P. sugeipieienen Theile bes 
Erlöfes der Pfandobjecte begehrten die Kläger die Bewilligung 
des Verbote auf dieje theils gerichtlich deponirten, theils 
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von den Erftehern der verfteigerten Realitäten noch geſchul⸗ 
deten Theile des Erlöjes zur Sicherung ihrer auf rechts- 
fräftige gegen ben Eridatar erfloljene Urtheile und Bahlungs- 
aufträge gegründeten Anfprüche, indem fie fich bereit erflärten, 
die mangelnde Beicheinigung der Gefahr nah $ 46 A. G. 
durch die Leiftung einer Caution zu erjegen. 

Das Begehren wurde vom erſten Richter in der Er- ” 
wägung abgewiejen, daß nad) $ 283 a. G. O. für die Be- 
willigung des Verbotes eine Yorderung des Gläubigers vor- 
ausgefegt wird, zu deren Sicheritellung auf ein in Händen 
eines Dritten befindliches fahrendes Gut des Schuldners das 
Berbot erwirkt werden foll; daß vorliegend die Geſuchſteller, 
die unter Einem die Anfechtungstlage überreicht haben, gar 
nicht als Gläubiger eine Forderung gegen Franz P. geltend 
machen, fondern nur Wnerlennung der Rehtsunwirtfamteit 
erworbener Pfandrechte und Ausfolgung der infolge diejer 
Pfandrechte dem. Franz P. zugemwiejenen Theile des Erlöjes 
der Pfandobjecte an fie begehren, folglich eine Sache anſprechen, 
deren Befiß dem Gellagten zugewiejen ift (vgl. 8 293 a. ©. 
D.); daß ſonach die Bedingungen zur Bewilligung eines Ver- 
botes nicht vorliegen. 

Ueber Recurs des Dr. G. und Genofjen fand das Ober—⸗ 

Aandeögeriht den angefochtenen Bejcheid dahin abzuänbern, 
dab dem Begehren der Recurrenten gegen Zeiftung einer 
Caution ftattgegeben werde, wobei erwogen wurde, daß jchon 
nach der Natur des Anfechtungsproceſſes der Anfechtungs- 
Häger gegen. den Anfechtungdgegner feine fällige Forderung 
zu ftellen hat, vielmehr nur wegen Forderungen gegen den 
Cridatar die Gläubiger benachtheiligende Rechtshandlungen 
besjelben mit dem Anfechtungsgegner den Gläubigern gegen- 
über unwirkſam erklärt werden follen, daß im Concurſe nad) 
8 16 9. ©. die Gläubigerichaft, vertreten durch den Maſſe⸗ 
verwalter, zur Anfechtung berufen ift und auch Realgläubiger 
zur Wahrung ihrer Pfandrechte das Anfechtungsrecht aus- 
üben können; daß dem Mafjeverwalter, welcher in den meiſten 
Fällen berufen iſt, Sicherftellungen infolge von Anfechtungen 
zu erwirfen, eine fällige Forderung weder gegen den Cridatar, 
noch gegen den Anfechtungdgegner zujteht, fondern er nur 
die Rechte der Gläubiger zu wahren Hatte, daher nach der 
erftrichterlichen Auslegung die Bedingungen zum gerichtlichen 
Berbote im Unfechtungsverfahren überhaupt nicht vorhanden 
fein Yönnten; daß die Anſprüche der Mitlläger gegen den 
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Cridatar fich auf rechtäfräftige Urtheile und Bahlungsaufträge 
gründen, mit dem Verboisgeſuche zugleich die Anfechtungs- 
Hage gegen Franz P. eingebracht wurde, und durch deren 
Inhalt jammt Beilagen das Berbotäbegehren als begründet 
angejehen werden muß; daß die dem Lebteren infolge Meift- 
bot3vertheilungen zugewiefenen, theils gerichtlich deponirten, 
theil8 im Hahlungsverjprechen ber Erfteher der Realität be- 
findliden Beträge als dem Franz P. gehörige, in Händen 
eines Dritten befindlide Mobilten anzufehen ind, und daß 
die mangelnde Befcheinigung der Gefahr nad 8 46 A. ©. 
durd) bie Leiftung einer Caution, zu welcher fich Die Verbots⸗ 
werber erboten haben, erjegt werden kann. 

Hiegegen liberreichte Franz P. den Revifionsrecurs, worin 
die vom erften Richter geltend gemachten Verbotsabweiſungs⸗ 
gründe weiter u rt und insbefondere dahin präcifirt 
werden, daß Yranz B. fein Schuldner der Anfechtungsfläger 
jei, daß die Anfechtungsfläger als Gläubiger des Franz P. 
nicht anzufehen feien und daß ein Unfechtungsanfpruch keine 
Yorderung im Sinne des 8 284 a. G. O. ſei. Vielleicht ftünde 
den Anfechtungskiägern im Sinne der 88 292 und 298 a. ©. 
O. das Recht zu, um die Sequeftration als mittlerweilige 
ne anzufuchen; von einem Verbote fönne aber Teine 

ede fein. 

Unter Abweifung de3 Reviſionsrecurſes beftätigte ber 
oberſte Gerichtshof die oberlandesgerichtliche Verordnung aus 
deren Gründen und in der Erwägung, daß der mit Anfech⸗ 
tungsffage gegen Franz P. geltend gemachte Anſpruch fich 
al8 eine Forderung im Sinne des 8 284 a. G. O. darftellt 
und daß fein Grund vorliegt, dem Ausdrude „Forderung“ 
jene einjchränfende Auslegung zu Theil werden zu laflen, 
welche der Beſchwerdeführer in ben Uusführungen des Revifions- 
recurſes zu jeinen Gunften geltend zu machen verfucht. 
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Rt. 859. 
Den dur Das Geſetz vom 30. März 1888, R. 6. BL. Mr. 33, ge- 
regelten Verſtcherungsbeiträgen, Die als eine auf Dem verilerungs- 
pflichtigen Unternehmen Baftende öffentlige Abgabe anınfehen find, 
Kommt das gefehlige Ffandrecht an den zum Petriede gehörigen 
Dahrniffen mit Dem Yorrange vor anderen aus Wrivatresistiteln 
entfpringenden Korderungen gu. 
Entfheidung vom 7. Auguft 1894, 8. 9868. — I. Senat. 


Bei der Vertheilung des in der Erecutionsfache bes A. 
wider B. erzielten Meiſtbotes meldete die Ortskrankencaſſe 
eine Forderung von nicht Über 8 Jahre vom Feilbietungs- 
tage zurüdgerechnet rüdftändigen, vom verficherungspflichtigen 
Betriebe des Baugewerbes des Erecuten vorgejchriebenen Ver⸗ 
fihernngdbeiträgen an. In erfter und zweiter Inftanz wurde 
der Krankencaſſe die angemeldete Yorderung mit dem Bor- 
range vor anderen privatrechtlichen Sorberungen zugewieſen, 
weil die gemäß bes Gelee vom 30. Mär; 1888, R. G. Bl 
Nr. 33, geichuldeten Verſicherungsbeiträge die Natur von 
öffentlichen Abgaben Haben, weil der zur Vertheilung ge- 
langende Meiftbot von dem Verkqufe folcher Fahrnifle her⸗ 
rührt, die bei dem von dem Executen betriebenen Baugewerbe 
verwendet wurden, und die Beſtimmung des Hofdecretes vom 
16. September 1805, 3.6. ©. Nr. 2133, analoge Anwendung 
auf ſolche Mobilien, beziehungsweije deren Erlös findet, die 
mit einem verficherungpflichtigen Betriebe durch ihre Beſtim⸗ 
mung zu demjelben ein Zugehör bilden. 

Der dawider überreichte außerorbentliche Reviſionsrecurs 
des A. wurde oberftgeridhtlich verworfen, weil in ben bie 
Briorität der von der Bezirkskrankencaſſe angemeldeten Ver⸗ 
fiderung3beiträge vor den Pfandgläubigern wahrenden gleich" 
förmigen Enticheidungen weder eine Nullität, noch eine Geſetz⸗ 
widrigleit erblidt werben kann, dieje Enticheidungen vielmehr 
ans den benfelben beigegebenen Gründen aufrecht gu er alten 
waren, zumal aus dem Gejebe vom 30. März 1888, R. G. 
BL. Nr. 38, und insbefondere aus den Beſtimmungen der 
38 38 und 47 8.9 hervorgeht, daß dieſe Berficherungsbeiträge 
als eine au dem verfichernngapflichtigen Unternehmen haftende 
öffentlihe Abgabe anzufehen find, glei ben Steuern im 
Berwaltungsiwege eingetrieben werben, baber mit Grund nicht 
in Biweifel gezogen werden Tann, daB denfelben auf den 
Meiftbot, defien weitaus größter Theil im Verkaufe der zum 
verficderungspflichtigen Betriebe gehörigen Materialien und 
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Werkzeuge erzielt wurde, das gejegliche Pfandredht und zwar 
mit dem Vorrange vor anderen aus Privatrechtstiteln ent- 
Ipringenden Forderungen zukommt. 


Nr. 360. 
Wenngleih im Hindlik anf die Zeſtimmung des 8 17 des a. O. 6. 
Bei der Meifibotsvertheilung nur dreijäßrige Binfenruhflände in der 
Priorität des Gapitales gugewiefen werden Rönnen, fo if doch auch 
die Bumwelfung „größerer Zinfenrüflände suläffig, falls der Meifl- 
Bot zur Befriedigung fämmtlider Tabularforderungen zureiht, und 
nom für den Execnten ein Reſt üsrig Bleibt. 
Entſcheidung vom 16. Auguſt 1894, 8. 8776. -— I, Senat. 


Bei der Bertheilung des Meiftbotes für eine am 22. Jän⸗ 
ner 1877 executiv verfteigerte Realität wurde für das von 
dem Erfteher zu leiftende lebenstängliche Ausgedinge des U. 
ein Bedeckungscapital verwahrt und bei diefem Anlafje aus- 
geiprochen, daß nad) dem Ableben des U. das freigeiwordene 
Bebdedungscapital unter die leer ausgegangenen Pfandgläubiger 
vertheilt werden wird. Nach dem am 15. December 1893 
erfolgten Ableben de3 A⸗ßwurde die Tagſatzung zur Ver⸗ 
theilung des Bededungscapitales abgehalten, bei welcher unter 
den leer ausgegangenen Onpofbelarglänßigern der Gläubiger 
DB. feine Forderung per 1000 fl. jammt den vom 22. Jänner 
1874 bis zum Bahlungstage laufenden Zinſen anmeldete. 

Das Gericht erfter Inſtanz hat in Erwägung, daß Die 
nachträgliche Vertheilung nur eine Fortjegung und Eraänzung 
der urjprünglihen Bertheilung ift, daher auf den Tag der 
erecutiven Yeilbietung bezogen werden muß, in theilweiſer 
Gtattgebung des Begehrend des B., ihm das Capital von 
1000 fl. und die Binfen der lebten drei Jahre vom 22. Sänner 
1874 bi3 22. Sinner 1877 (Feilbietungstage), dann die Zinſen 
vom 15. December 1890 bis zum 15. December 1893 (dem 
Todestage des Ausgedingers) zugewieſen, hingegen das weitere 
Begehren um Zuweiſung der Binfen vom 22. Zänner 1877 
bis zum 15. December 1890 und 15. December 1893 an bis 
zur Bahlung abgemwiejen. Infolge diejer Bertheilung er⸗ 
übrigte aus dem Bededungscapitale für die Erecuten der 
Reftbetrag von 3384 fl. 89 Er. ' 

- Ueber den Recurs des B. wurde vom Oberlandesgerichte 
der Beicheid des erften Richters aus deſſen Gründen betätigt. 

Bufolge des außerordentlichen Reviſionsrecurſes des B., 
in welchem blos die Zuweiſung der Zinſen vom 22. Jänner 
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1877 bis zum 15, December 1890 begehrt wird, bat der 
oberfte Gerichtshof in Abänderung der beiden untergericht- 
lichen Erledigungen den B. auch die vom 22, Sänner 1877 
bis zum 15. December 1890 Iaufenden Zinſen des Lapitales 
per 1000fl. zugewiejen, fo daß für die Erecuten nur ber 
Reft von 2550 fl. 89 Er. übrig blieb. Hiebei wurde erwogen, 
DaB die Richtigkeit des Zinjenanfpruches des B. außer Trage 
fteht, nachdem die Erecuten weder eine Zahlung der nad 
dem Yeilbietungstage entitandenen Zinſen, noch die Berjäh- 
rung derjelben eingewendet haben, letztere nach der Sachlage 
auch nicht einwenden Tonnten; daß dieſen Binjen das Pfand- 
recht auf die Hypothek, deren Meiftbotsreft zu vertheilen ift, 
zulömmt, daß behuf3 Erörterung der Rehisfrage es ſich in 
dem der Entſcheidung unterliegenden Rechtsfalle nicht um 
jene Zinſen eines Capitals handelt, welche gemäß $17 Grund- 
buchögejeß und gemäß dem analog anzumendenden 833 C. O. 
gleiche Priorität mit dem Lapitale genießen, fondern um 
Binjen, welche nicht die gleiche Priorität mit dem Capitale 
haben, doch aber pfandrechtlich überhaupt fichergeftellt find; 
daß bei diefer Sadjlage und geftüßt auf das im 8 447 a. b. 
G. B. ſtatuirte Weſen des Pfandrechtes, aus einer Sache die 
Befriedigung zu erlangen, auszufprechen und feitzubalten ift, 
daß auch wegen folder Binfen, die nicht gleiche Priorität 
mit dem Gapitale genießen, die volle Befriedigung aus der 
Hypothek, wenn der Meiſtbot für alle Pfandgläubiger zureicht, 
verlangt werden kann; daß dieſe Rechtsanſicht in dem analog 
anzumwendenden 8 35 C. O. ihre Beitätigung findet, daß der 
in der Audicatur wiederholt ausgeſprochene Grundjag, daß 
ein Pfandgläubiger, dejien Forderung bei der Meiftbotöver- 
teilung auf ein Bededungscapital gewiejen wurde, aus diejem 
Capitale die bis zu deſſen Freiwerden fortlaufenden Binjen 
feiner Forderung zum Abbruche nachfolgender Pfandgläubiger 
nicht begehren Tann, von einer anderen Boransjegung, näm- 
ih von der Vorausſetzung ausgeht, daß der Meijtbot zur 
Befriedigung der Pfandgläubiger nicht zureicht, und eben 
darum das Berhältniß der Pfandgläubiger unter einander 
regelt, während in dem der Entjcheidung zu Grunde liegen- 
den Falle der Meiftbot nicht nur vollflommen zureidt, Tone 
bern auch für die Erecuten ein Reſt übria bleibt; daß dieſem 
nad) dem. 8. alle Binfen aus dem Meiftbote zuzumeilen 
waren, weshalb dem außerordentlichen Revifionsrecurje ftatt- 
gegeben wurde. 
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Nr. 361. 
Im gerichtlichen Verfahren nad dem Gelege vom 18. Stebruat 1878, 
. 6. BI. Mir. 30, if ein felühfkändiges Rechtsmittel gegen die vor 
Erlaffung des EntfMädigungserkenniniffes ergangenen richterlichen 
Yerfügungen unzuläffg. 
Entſcheidung vom 28. Auguſt 1894, 8. 10.240. — I. Senat. 

In Sachen des U. wegen Ermittlung der Entichädigung 
für die demſelben zum Baue der Wiener Stadtbahn mit Statt- 
haltereierfenntniffe enteigneten Parcellen wurde fein Recurs 
gegen ben Beicheid, womit ben beftellten, ber Lifte ber für 
Enteignungen zum Eijenbahnbaue entnommenen Sachver⸗ 
ftändigen die Erftattung des Gutachtens aufgetragen worden 
- war, al3 unzuläffig zurückgewieſen, weil fich aus dem Zu⸗ 
Iammenhange der 88 22 und 34 des Gejehes vom 18. Yebruar 
1878, R. ©. BI. Nr. 30, und möbelonbere aus den 88 24, 
28 und 30 dieſes Geſetzes ergibt: daß Einwendungen der 
Parteien gegen die Eignung der Sacverftändigen zwar bis 
zu Beginn der Erhebungen vorgebracdht werden können, und 
wenn Sie dem Gerichte glaubwürdig erjcheinen, von Amts⸗ 
wegen zu berüdfichtigen und jedenfalls zu Protokoll zu bringen 
find, daß aber ein Recursrecht den Parteien nur gegen bie 
Entfcheidung über die zu leitende Entſchaädigung zufteht (8 30), 
und daß ee die einzelnen, dieſer Enticheidung vorausgehen⸗ 
den und dieſelbe vorbereitenden richterlichen V ungen nicht 
von Kal zu Fall, fondern erſt nach Fällung des Entichädigungs- 
erfenntnifes — zugleich mit dem gegen dieſes letztere offen- 
ftehenden Recurſe — angefochten werden können. 

An dem dawider überreichten Hofrecurfe machte X. gel- 
tend, daß in dem gerichtlichen Verfahren nach 8 22 und folgen- 
den des Gejehes vom 18. Yebruar 1878, R. G. UI. Nr. 30, 
wegen Ermittlung der entihäbigung von zum Bwede der 
Herftelung und des Betriebes von Eifenbahnen enteigneten 
Objecten gemäß 824 Abf. 1 des obbezogenen Geſetzes die 
Beftimmungen des kaiſ. Batentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. 
Nr. 208, und daher auf bie Rechtömittel die Beſtimmung des 
8.9 des Tail. Patentes Anwendung zu finden haben; ein 
Necursrecht gegen Pte ice Berfügungen ift demnach auch 
vor Erlaffung des Entichädigungserienntniffes nicht aus⸗ 
gefchloflen, wenn auch erft im 830 des obbezogenen Geſetzes 
vom 18. $ebruar 1878 des Recurſes erwähnt wird. 

Der vberfte Gerichtshof wies den Hofrecurs zurück, denn 
wenn die Beftimmung des 824 des Geſetzes vom 18. Februar 
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1878, R. G. Bl. Nr. 30, nach welcher das Gericht alle die für 
Die Feftftellung der Entfhädigung maßgebenden Berhältniife nach 
ben Srundfägen des Verfahrens außer Streitiachen zu erheben 
bat und die Parteien gegen die Eignung der vom Gerichte 
zugezogenen Sachverftändigen bis zum Beginne der Erhebungen 
ihre Einwendungen vorbringen lönnen, — im Zufammenhange 
mit der das Recursrecht betreffenden Vorfchrift des 8 30 des⸗ 
felben Geſetzes, ſowie mit jener des 8 31 dieſes Geſetzes, nach 
welcher jede Partei vor Ablauf der Recursfrift die Vornahme 
eines Augenjcheines verlangen und, wenn das Anfuchen binnen 
8 Tagen nad) der AZuftellung des Entichädigungserfenntnilfes 
geitellt wurde, das Verbot jeder den Augenſchein erjchwerenden 
Veränderung begehren fann, und nad welcher endlich ein 
gegen die Anordmung de3 Augenjcheined oder gegen das er- 
wähnte Verbot ergriffener Recurs keine aufichiebende Wirkung 
ga in Erwägung gezogen wird, fo erhellt hieraus die klare 
bſicht des Geſetzgebers, einen felbftftändigen Recurs gegen 
alle zum Zwecke der Vornahme der Schägung vor Fällung 
des Entichädigungserfenntnifled nad) 8 30 des citirten Ge⸗ 
feßes und behufs Ermittlung und Feitftelung der Grundlage 
für dasſelbe ergangenen gerichtlichen Berfügungen auszu- 
ſchließen, und alle diesfälligen Beichwerden auf das Vorbringen 
Derfelben in dem Recurſe gegen die gerichtliche Enticheidung 
über die Entihädigung zu verweilen. ” _ 


Nr. 362. 


Der Ausſpruch über die KAoflen des Streites wegen Alagscantion if 
auf die Entfdeidung in der Kauptſache zu weifen. 
Entſcheidung vom 5. September 1894, 3. 10.726. — I. Senat. 


In der Nechtsfache des N. gegen B. peto. 5ö fl. hat der 
Exftere, welcher die Hälfte ſeines Haufes als Klagscaution 
anbot, auf das Anfuchen des Gellagten um Berhaltung des 
Klägerd zum Erlage einer Klagscaution von 25 fl. ſubmittirt 
und erflärt diefen Betrag innerhalb einer Friſt zu Gericht zu 
erlegen, was der Öeflagte zur Kenntniß nahm und blos den 
Zuſpruch von” Koften dieſes Nebenftreited begehrte. 

Die erite Inftanz hat das Eautionsbegehren des B. ab- 
gewiejen, weil die vom Kläger mit feiner Hauſeshälfte an- 
gebotette Enution gendat, und den Geflagten nach 8 24 des 
Geſetzes vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, zum Koſten⸗ 
erjage verurtheilt. 
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Ueber Recurs des Gellagten wurde vom ÜVberlandes- 
gerichte in des angefochtenen Veſcheides aus⸗ 
geiprochen, dab eine Enticheidung über die Klagscaution entfällt, 
und daß der Kläger fchuldig ift, den Geflagten die Incidenz⸗ 
foften zu bezahlen, weil der Gellagte auf Grund der Sub- 
miffion des Klägers fein Geſuch auf den Zuipruch der Koften 
des Nebenftreites beichränfie, daher eine Entſcheidung rüd- 
fihtlih der Frage der Sautionspflicht nicht zu fällen war, 
und weil der Kläger durd; feine Submilfion zu ertennen gab, 
daB da3 Anſuchen des Gellagten begründet ift, weshalb er 
nah 8401 a. G. O. die bem Bebteren veruriachten Koften des 
Nebenftreites zu tragen hat. 

Ueber den Revifionsrecurs des Klägers fand der oberite 
Gerichtshof die beiden untergerichtlicdden Enticheidungen im 
Kofteniprucdhe abzuändern und, zu erlfennen, daß der Ausipruch 
über die Koften des Kebenftreites auf die Enticheidung in der 
Hauptiache gewiejen wird; denn, wenn e3 auch richtig ift, daß 
der Kläger ausdrädlich erflärt Hat, er unterwerfe ji dem 
Anfuchen des Beklagten wegen Erlages einer Saution im Bar- 
betrage von 25 fl., worin eine Submijfion des urjpränglich 
die Hälfte feines belafteten Häuschens als Klagscaution an- 
‚bietenden Kläger3 erblidi werden mag, jo kann dennoch vor 
der Entſcheidung der Hauptjache dem auf den bloßen Koſten⸗ 
erſatz rejtringirten Begehren des Beklagten nicht flattgegeben 
werden, weil nad) 8 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 69, die in einem Rechtsſtreite vollitändig unter- 
Itegende Partei der Gegenpartei nur die zur zweckentſprechen⸗ 
den Rechtöverfolgung oder Rechtsvertheidigung nothwendigen 
Koften zu erfegen hat, im gegebenen Falle jedoch erit bei der 
Entſcheidung der Hauptſache felbft beurtheilt werden kann, ob 
das fragliche Begehren des Bellagten zu feiner Bertheidigung 

wecdienlih und nothwendig war, oder ob es nur den Bwed 
—* den Kläger in ſeiner Rechtsverfolgung aufzuhalten. 


Nr. 363. 
Der über eine firafrehtlide Yrivatanklage wegen Ebedruches abge- 
ſchloſſene Bergleich, wodurch die Yerpflihtung, den Bisherigen Wohn 
ort zu verlaffen, übernommen wird, iſt nad 8 1384 4. 8. 6. 3. giltig 
und nad den 88 309 und 310 a. 6. ®. exequirbar. 
Enticheibung vom 11. September 1894, 8. 10.792. -— I. Senat. 


Die U., Gattin des B., hat gegen die C. die Auflage 
wegen Webertretung des Ehebruches nach 8. 502 St. G. er⸗ 
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hoben, über welche ein gerichtlicher Vergleich dahin abgefchloffen 
wurde, daß die C. fich verpflichtete, den Wohnort der U. binneu 
8 Wochen bei jonftiger Execution auf immer zu verlaffen und 
die U. von ihrer Anklage gegen dem abitand, daß die &. das 
-ehebrecheriiche Verhältniß mit dem B.-aufgeben werde. 

Auf Grund dieſes Bergleiches bewilligte das Gericht erfter 
Inſtanz über Anſuchen ber N. die erecutive Ausweiſung ber 
C. nad 8 310 a. G. O., indem es der — auftrug, den 
Wohnort der A. binnen 4 Wochen bei ſonſtiger Geldſtrafe von 
50 fl. zu verlaſſen. 

Ueber Recurs der Executin hat das Oberlandesgericht, 
unter Abänderung des erſtrichterlichen Beſcheides, das Ere- 
cutionsgeſuch abgewieſen, weil dieſes Executionsgeſuch ſich über⸗ 
haupt als geſetzlich unzuläſſig darſtellt, Die übernommene Ver⸗ 
pflichtung, einen beſtimmten Wohnort zu verlaſſen, eine nach 
8310 a. G. O. und 81384 a. b. G. B. exequirbare Arbeit re⸗ 
ſpective Leiſtung nicht bildet, dieſe Verpflichtung als unter 
ben Begriff der Privatgenugthuung im Sinne des 8 1323 
a. b. G. B. fallend nicht angejehen werden kann, und weil diefe 
. Verpflichtung der Vorſchriſt des $17 a. b. G. B. und des 
Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Stanis- 
ae (Freizügigkeit der Perjon und des Vermögens) wider- 

reitet. 

Ueber den ordentlichen Hevifionsrecurs der Erequentin 
fand der oberite Gerichtshof die oberlandesgerichtliche Ent- 
Iheidung abzuändern und den erftrichterlichen Beſcheid wieber- 
berzuftellen, weil der über die Ehebruchsklage abgeſchloſſene 
Bergleih im Sinne des $ 1384 a. b. G. B. als giltig und 
erecutionsfähig angejehen werden muß, wozu inäbefondere 
hinzulommt, daß die Geflagte fich im Falle der Nichterfüllung 
ihrer Verbindlichfeit ausdrüdlich der Execution unterworfen 
bat, daß dieſer BVergleih den Beitimmungen des Staats⸗ 
grundgejeßes über die Freizügigkeit der Perfon nicht zumider- 
läuft, durch dasjelbe ein derartiges Uebereinkommen zwiſchen 
PBrivatperjonen nicht verboten ift, und weil endlich auch Hand⸗ 
‚ Iungen der Gegenftand eines Bergleiches fein können und für 
dieſe feine andere Erecutionsart als jene des 8 309 beziehungs- 
weije 310 a. G. O. anwendbar ericheint. 
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Nr. 364. 


Die Yellimmung des 8 37 Adf. 2 derngennrsorbuung findet and 
dann finngemähe Anwendung, wenn außerhbald des Concurſes Ber- 
derungen sum Abbruche fpäterer Pfandrechte nur aus einem Theile 
des gang verdafteten und verfiedenen Miteigenidamern geförigen 
Pſandgutes mit dem volen Vetrage Beaufprunt werden. 
Enticheibung vom 19. September 1894, 3. 11.288, — I, Senat. 


Bei der Vertheilung des Meiftbotes für die executiv ver- 
kaufte, dem Ehemanne gehörig gewejene Hälfte einer Realität 
hat ein Bfandgläubiger die Zuweiſung feiner gefammten Forde⸗ 
rungen, welche ungetheilt auf beiden Hälften Bafteten, erwirkt, 
und e3 wurde in dem Zumweifungsbeicheide über das von ben 
leer ausgehenden Gläubigern bet der Liquidirungstagfahrt ge- 
ftellte Begehren ausgefprochen, daß ihnen der Anſpruch auf 
verhältnißmäßige Befriedigung aus ber nicht verkauften Hälfte 
nad 837 C. O. zuftehe. 
| Auf Grund dieſes Zuweiſungsbeſcheides bemwilligte das 
nentefögericht über das Geiuch des leer audgegangenen Gläu⸗ 
biger8 U. die Einverleibung des Pfandrechte3 nach Maßgabe 
des 8 37 C. O. für feinen Regreßanſpruch auf Befriedigung 
jeiner nicht zum Zuge gelangten Forderung auf die der Ehe- 
gattin gehörige Hälfte derfelben Realität. 

Ueber Recurs der Lebteren hat da3 Oberlandesgericht 
den bezirkögerichtlichen Beicheid abgeändert und das Geſuch 
des U. abgewieſen, weil die begehrte Eintragung durch den 
Anhalt des Meiftbotszumeifungsbeicheides nach 8 94 Abſ. 3 
allgemeines Grundbuchsgeſetz nicht begründet erſcheint. 

Der oberſte Gerichtshof fand dem ordentlichen Reviſions⸗ 
recurſe des A. ftattzugeben, die oberlandesgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung abzuändern und den erſtrichterlichen Beſcheid wieder⸗ 
herzuſtellen, weil die Beſtimmung des 837 Abſ. 2 ©. O. 
vermöge desſelben Zweckes, eine Verkürzung nachfolgender 
Pfandgläubiger durch eine unverhältnißmäßige Ausnützung 
eines vorgehenden Pfandrechtes hintanzuhalten, finngemäß auch 
dann zur Anwendung zu gelangen hat, wenn, wie in dem 
vorliegenden Falle —28 des Concurſes Forderungen 
zum Abbruche ſpäterer Pfandrechte nur aus einem Theile 
des ganz verhafteten und verſchiedenen Miteigenthümern ge⸗ 
hörigen Pfandgutes mit dem vollen Betrage beanſprucht werden. 
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Nr. 365. 


Die mora bes Accoptanten wird auh Bei einem nit domicitirten 
Wetfel nur durch die Fräſentation des Wechſels sur Zahlung Be- 
gründet (Art. 40 8.9.) — Pie Einbringung der Alage auf Zahlung 
iR nit geeignet, die Fraͤſentation zur Babſung zu erfegen. 
Euticheibung vom 20. September 1894, 8. 9817. — I. Senat. 


Gegen den Über die Wechjelllage der Firma ©. erlaflenen 
Zahlungsauftrag erhoben die geflagten Eheleute A. die Ein- 
wendung, daß der Klagewechjel, welcher den Zuſatz: „Bahlbar 
bet dem Erftgeflagten” mit der Benennung der Gafle feines 
Wohnortes trägt, ihnen nicht zur Zahlung präfentirt wurde, 
weshalb die Geklagten ſich nicht in mora befinden und bie 
Klage als vorzeitig überreicht fich darſtelle. 

Die erfte Inftanz hat den Bahlungsauftrag bezüglich ber 
Wechſelſumme und den von der Buftellung der Klage an die 
Gellagten Taufenden 6 pCt. Verzugszinſen aufrecht erhalten 
und nur rüdjichtlich der von dem Nerfalldinge des Wechjels 
bis zur erfolgten Klagdzuftellung begehrten Binjen aufgehoben. 
Gründe: Die Gellagten berufen fih auf die Beſtimmung 
des Art. 40 W. O., gemäß welcher die Zahlung des Wechjels 
ent werden muß, dann auf den Art.39 W. O., welcher 
beitimmt, baß der Wechjelfchuldner nur gegen Aushändigung 
de3 quittirten Wechjel3 zur Bahlung verpflichtet jei, und fol- 
gern daraus, daß der Wechjelinhaber ſchon nach dem Wechjel- 
rechte verbunden fei, vor der gerichtlichen Geltendmachung 
feines Wechjelrechtes den Wechfel dem Acceptanten zur Zahlung 
zu präfentiren, und das um fo mehr, wenn dies durch eine 
in dem Wechſel felbft aufgenommene Klauſel ausdrücklich ver- 
einbart wird. Die Anſchauung der Gellagten, daß ſchon nach 
der Wechſelordnung der Wechlelinhaber verpflichtet fei, den 
Wechſel dem Acceptanten zur Zahlung zu präfentiren, wenn 
er bie Einwendung der Borzeitigleit der Klage entkräften will, 
ift durch die Beftimmungen der Art. 44 und 40 W. O. wider- 
legt, indem ausdrücklich beftimmt wird, daß zur Erhaltung 
des Wechlelrechtes gegen den Acceptanten es, mit Ausnahme 
de3 im Art. 43 W. O. erwähnten Falles, der Präfentation am 
Zahlungstage nicht bedarf und daß der Wechielinhaber zur 
Berfalldzeit nur die Zahlung des Wechjels fordern joll, was 
auch mit der Beftinnmung des Art. 39 W. O., daB der Wechjel- 
ſchuldner nur gegen Aushändigung des quittirten Wechſels 
‚zu ‚zahlen berpTichtet ift, nicht im Widerjpruche fteht. Der 

Fan des Art. 43 W. O. liegt Hier nicht vor, weil fein von 
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dem Wofuorte des Acceptanien veridiedener Zahlungsort 
im Wechſel beftimmt wird und daher eim domilicirter Wechſel 
nicht vorliegt. Es bleibt die Frage zu enticheiden, welche Be 
deutung dem auf dem Wechſel befindlichen Zuſatze „zahlbar 
in dem Wohnorte des Erftgelfagten, Zgafje” zuflommt. Die 
Geflagten wollen damit ihr Accept in der Weiſe beichränft 
haben, daß fie erft dann verpflichtet feien, die Wechſelſumme 
zu zahlen, wenn der Wechſelinhaber zu ihnen in ihre Woh⸗ 
nung fommt und hier den Wechſel vorzeigt. Diele der Be 
ftimmung des Art. 443.0. zuwiderlaufende Auslegung Taun 
auf feinen all hier Anwendung finden und eine Derartige 
Beichräntung Haben die Geklagten ihrem Accepte ausdrüdlich 
nicht beigefegt. Es kann denmach diefem Zuſatze nur bie 
Bedeutung beigelegt werden, daß die Gellagten mit Rückſicht 
auf die Beſtimmung des Art.4 3.8 W. O. in überflüffiger 
Weile den ohnehin als Zahlungsort geltenden Wohnort der 
Acceptanten ausdrücklich als Bahlungsort angeführt haben. 
Es Tönnen daher die Gellagten die Borzeitialeit der Klage 
nicht einwenden und die Hagende Firma war berechtigt, die 
Wechſelſumme ohne vorherige Bräjentation des Wechſels gegen 
fie einzuflagen. Nur in der Richtung find die Einwendungen 
der Gellagten begründet, daß fie fich ſeit dem Berfallstage 
des Wechſels nicht in mora befinden, weil nach Art. 40 W. O. 
der Wechjelgläubiger die Zahlung fordern muß, indem nur 
auf diefe Weile der Wechſelſchuldner erfahren Tann, welchem 
Bechfelgläubiger er zu zahlen hat, und erft feit diefem Zeit- 
punfte befindet fich derjelbe in mora. Nachdem die klagende 
Firma vor der Ueberreichung der Klage die Zahlung nicht 
gefordert Hatte, find die Geflagten erft feit der Zuftellung der 
Klage im Verzuge und es gebühren der Hagenden Firma erft 
von diefem Zeitpunkte die 6 pCt. Berzugszinfen. 

Das Oberlandesgericht hat über Uppellation der Geflagten 
das erjtrichterliche Urtheil in dem der Klage ftattgebenden 
Theile obgenbert, den Zahlungsauftrag zur Gänze aufgehoben 
und das Klagebegehren für dermalen abgewiefen. Gründe: 
Die Anſicht, dab der Acceptant eines gezogenen Wechſels, 
welcher feiner Verbindlichkeit zur Verfallszeit des Wechſels 
nicht nachgekommen iſt, deshalb allein ſchon und ohnemweiters 
als in mora befindlich anzujehen ift, Täßt fich nicht nur mit 
dem Weſen des Wechſels — welcher ein indoflables und für 
den Verkehr beftimmtes Werthpapier ijt — nicht in Einklang 
bringen, jondern fteht auch im Wideripruche mit der Be— 
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ftimmung de3 Art. 40 W. O., welcher gemäß die Zahlung der 
Wechſelſumme zur Verfallszeit vom Acceptanten zu fordern 
ift, woraus wohl folgt, w der Wechjelgläubiger wegen der 
Bahlung des Wechjels an den Acceptanten heranzutreten hat, 
diefer aber nicht verpflichtet ift, die Wechjelfumme dem — 
ihm möglicherwetfe unbelannten — Wechielgläubiger zu über- 
bringen. Dem Acceptanten fällt alfo feine Verzögerung zur 
Laſt, injolange der Wechjelgläubiger von ihm die Bahlung 
nicht gefordert bat. Snäbelondere ift die dem Acceptanten 
im Art. 40 8. O. eingeräumte Befugniß, die Wechjelftimme 
bei Gericht niederzulegen, keineswegs eine Verpflichtung des⸗ 
ſelben. Bon diefer Befugnig kann er nad} feinem Ermefjen 
Gebrauch machen, e3 trifft ihn aber, wenn er davon feinen 
Gebrauch macht, aus diefem Grunde allein noch keine Zahlungs⸗ 
faumnig. Die im Art. 40 W. D. vorgefehene Aufforderung 
des Acceptanten zur Zahlung des Wechjel3 hat aber auf dem- 
jenigen Wege zu gefchehen, welchen die Wechjelordnung dafür 
gewiefen hat, d. i. auf dem Wege der Präfentation des Wechſels 
zur Bahlung. Die Richtigkeit dieſer Behauptung ergibt ſich 
— abgejehen davon, daß nur bei Einhaltung dieſes Weges 
da3 dem Xecceptanten im Art. 39 W. O. eingeräumte Recht, 
nur gegen Aushändigung de3 quittirten Wechjeld zu zahlen, 
vollftändig gewahrt erjcheint — mit Nothwendigfeit daraus, 
daß anderenfall3 der Wechjelfchuldner gar nicht in der Lage 
ift, die ihm im Art.36 W. O. zur Pflicht gemachte Prüfung 
der Legitimation des Inhabers de3 Wechjeld vorzunehmen. 
Daß aber die Beitimmung des Art. 44 W. O. für die zur 
Erörterung ftehende Frage ohne jede Bedeutung ift, folgt 
daraus, daß fie nur von der Präfentation am Bahlungstage 
handelt. Es erübrigt nur noch die Löſung der Frage, ob die 
Einbringung der Klage auf Zahlung des Wechſels die in Rede 
ftehende Bräfentation zu erjeßen geeignet it, über dieſes letztere 
Erforderniß daher hinmweggegangen werden Tann, jobald die 
Wechielllage gegen den Ucceptanten anhängig gemacht worden 
ift. Diefe Frage muß verneint werden. Denn ſchon aus den 
Beftimmungen der Art. 36 und 39 W. O. ergibt fich, daß Die 
Aufforderung zur Zahlung zugleich mit der Vorweiſung des 
einzuldjenden Wechfel3 in Urichrift vor fich zu gehen hat, und 
abgefehen von dem allgemeinen Geficht3punfte, daß die Er- 
hebung einer Klage, wenn fchon nicht eine vorausgegangene 
Nechtöverlegung, jo doch zum Mindeften zur Vorausfegung 
hat, daß in Anfehung eines concreten Rechtäverhältnifjes ein 
9 


Enticheibungen IX. 


130 IH, 365. 


Streit droht, wovon boch offenbar dann feine Rede fein kann, 
wenn der Schuldner nur don einer ihm eingeräumten Ber 
fugniß (Art. 40 W. O.) feinen Gebrauch madıt, enthält die 
Wechlelordnung im Art. 91 für die Präfentation zur Zahlung 
in Beziehung auf den Ort, deren Bornahme bejondere Vor⸗ 
ichriften, von welchen willkürliche Abweichungen ſchon im Hin- 
blide auf die Natur des Wechfelrechtes als eine an die 
Einhaltung gewifler Sörmlichkeiten ftrenge gebundenen Rechts⸗ 
gebietes unmöglich geftattet werden können, zumal die be- 
zogene Gefegesitelle kategoriſch dahin lautet, daß die in Rede 
ftehende Praͤſentation und die fonftigen dort erwähnten, bei 
einer beftimmten Perjon vorzunehmenden Acte im Gejchäfts- 
Iocale der betreffenden Berfon und in Ermanglung eined 
foldhen in deren ohnung vorgenommen werden müflen. Die 
Berneinung der in Rede ftehenden Trage erjcheint aber in dem 
vorliegenden Falle durch die Erwägung geradezu geboten, daß 
es ſich Hier um einen Wechfel Handelt, defien Bahlungsort 
vom Wohnorte des klagenden Wechjelgläubigers verjchieden 
ift, die Erſetzung der Präfentation zur Zahlung durch Die 
Klage, beziehungswetje die darüber ergangene Zahlungsauflage 
daher die Vereitlung des im Art.4 8.8 W. O. begründeten 
Anfpruches des Acceptanten, in jeinem Wohnorte zu zahlen, 
ur Folge haben und in ihren praftifchen Gonjequengen der 
omilicirung des Wechſels bei dem Ausfteller und Remittenten 
desjelben gleihlommen würde. Es kann demnad die Ein- 
Hagung eines Wechſels gegen den Ucceptanten die von Ge- 
ſetze geforderte Präfentation desſelben zur Zahlung nicht 
erjegen, weshalb die über die Wechfelklage ergangene Zahlung?«- 
auflage, injoweit e3 nicht ſchon im Urtheile erter Suftanz ge- 
fchehen ift, aufgehoben und die Mechjelllage wegen mangelnder 
Nativität für dermalen abgewieſen wurde. 
Der oberfte Gerichtshof fand für die Reviftonsbeichwerde 
der Hagenden Firma das oberlandesgerichtliche Urtheil, unter 
Bereifung auf deffen richtige Begründung, zu beftätigen. 
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oo Mr. 366. | 
Ginfhränkung der Giltigkeit der Kandelsgewoßnheiten und der 
Sundelsgebräude auf jene Ferſonen, welde Berufsmäßig KAandels- 
gefhäfte Betreiden (Art. 277 und 279 8. 6.) 
Entfheidung vom 20. September 189, 8. 9953. — I. Senat. 


U. Hatte al3 Käufer mit B. im October 1880 ein Weizen« 
Taufgeichäft gejchlojjen und zur Ausführung desfelben dem 3. 
eine Anzahl Säde zur Verfügung geieti Das Geſchäft wurde 
im November 1880 ftornirt. Da die Säde innerhalb 14 Tagen 
nad Stornirung des Gefchäftes weder dem U. zurüdgeftellt, 
noch demſelben deren Wert erjebt wurde, belangte U. den ®. 
unter Berufung auf die beftehende Handelsujfance auf Zahlung 
einer Leihgebühr von ?/, Kreuzer per Stüd und Tag, von 
obiger Rüditellungspflicht abgerechnet. 

Die erite Inſtanz Hat, nachdem der Geflagte verichiedenes 
Thatſächliche widerjprochen Hat, theils bedingt, theild un- 
bedingt nad dem SKlagebegehren erfannt, und Hat Ddiefen 
Ausiprud im Wefentlihen damit begründet, dab die ver- 
nommenen Sacdpverftändigen den vom Kläger behaupteten 
Handelsgebrauch einſchränkungslos beftätigt Haben. 

Das Oberlandeögericht hat über Appellation des Geflagten 
das Klagebegehren unbedingt abgewiejen. In der Begründung 
wird gelingt: 

- Die rechtliche Grundlage des Klagebegehrens bildet das 
vom Kläger behauptete landesrechtliche Gewohnheitsrecht, wo⸗ 
nad .bei Getreidegeſchäften unter Beiltellung der Säcke von 
Seite de8 Käufers im alle einer Rüdgängigmachung des 
Geſchäftes nach Ablauf einer vierzehntägigen Rüditellungsfrift 
für die nicht rüdgeftellten Säde bis zur Rückſtellung oder bis 
zur Zahlung des Wertes derjelben eine Gebühr von !/, Kreuzer 
per Tag und Sad zu entrichten jei. Diele behauptete Handels- 
ufance Hat der Kläger im Laufe des Proceſſes durch Sach⸗ 
—— erwieſen, es erübrigt aber noch zu prüfen, ob 
dieſe gewohnheitsrechtliche Beſtimmung vorliegend zur An⸗ 
wendung kommen fönne. Dieje Frage muß verneint‘ werden. 
Das Geihäft, aus welchem Kläger feinen Anfpruch ableitet, 
war auf jeiner Seite unzweifelhaft ein Handelögeichäft, denn 
er wollte das Getreide zum Bmede der Weiterveräußerung 
anichaffen und Handelte auch mit Getreide. Auf Seite des 
Geklagten dagegen ftellt fich das Gefchäft als Handelsgeichäft 
nicht dar. Der Artikel 277 des Handelsgeſetzes beitimmt nun 
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zwar, daß bei jedem Rechtsgeſchäfte, welches auf Seite eines 
der Eontrabenten ein Hanbelsgeichäft ift, die Beſtimmungen 
de3 vierten Buches des Handelögefeged zur Anwendung zu 
Tommen haben; jedoch nur infofern, al3 fich nicht aus den 
Beitimmungen jelbft ergibt, daß ſich ihre befonderen Feſt⸗ 
fegungen nur auf jenen der beiden Contrahenten beziehen, 
auf deflen Seite das Geſchäft ein Handelsgeſchäft ift; und im 
Artilel 279 9. G. wird auch die Anwendung des handels⸗ 
rechtlichen Gewohnheitsrechtes ſtatuirt. Allein eben aus dieſen 
beiden @ejebesftellen im Bufammenhange mit den allgemeinen 
Rechtögrundfägen ergibt fich evident, daB das handelsrechtliche 
Gewohnheitsrecht nur auf jenen Contrahenten Anwendung 
finden Tann, auf deffen Seite eben das Geſchäft ein Handels" 
neihäft ift. Die Anwendung handelörechtlicher gefeblicher Be⸗ 
ffimmungen muß fich nad) Maßgabe des Geſetzes jeder Ver⸗ 
tragsfchließende gefallen laſſen, — aud wenn das Geſchäft 
auf feiner Seite fein Handelsgefchäft if, — weil das bezüg- 
liche Gefeg gehörig Tundgemadt, dem Einzelnen die Mög- 
lichkeit, ſich zu informiren, Ieicht gegeben ift, und weil nad 
den allgemeinen Rechtägrundfäßen die Unkenntniß des Gejebes 
nicht ſchützt, und die Kenntnis des legal kundgemachten Ges 
febes bei jedermann präfumirt wird. e diefe thatfächlichen 
und rechtlihen Momente treffen aber beim Gewohnheitsrechte 
nicht zu. Es mangelt eine allgemeine Publicirung, e3 mangelt 
oft auch die Möglichkeit, fi) von dem Beftande eines folchen 
Kenntnis zu verichaffen. Ein folches Gewohnheitsrecht bildet 
fih in einem abgefchlofienen Stande, und innerhalb desjelben 
in den einzelnen Branchen, und es kann daher dem ein- 
zelnen Producenten, der feine Erzeugniffe und Früchte viel- 
leiht nur ausnahmsweiſe einem Händler verlauft, nicht zu- 
gemuthet werden, daß er fich über alle Einzelheiten etwaiger 
gemohnheitsrechtlicher Beftimmungen informire, oder daß er 
bei Unterlafjung einer ſolchen Information die vollen Folgen 
berjelben trage. Wenn das Geſetz dem Handelsgebraudhe und 
Gewohnheitsrechte Geltung einräumt, fo kann dies doch nur 
mit Bezug auf Perfonen der Fall fein, die im täglichen be— 
ruf3mäßigen Handel Gelegenheit haben, ſich von dem Beftande 
und dem Inhalte etwaiger Ufancen Kenntniß zu verichaffen, 
bei denen man daher nach ihrer Befchäftigung und nach ihrem 
Berufe die Kenntniß jener Uſancen im Verkehrsleben prä- 
fumiren muß, welche fi) aus Diefem Verkehre entwideln und 

n Bebürfniffe desfelben entiprechen. Das handelsrechtliche 
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Gewohnheitsrecht anzuwenden, auszugeſtalten und mitzufchaffen, 
ift jeder Handeltreibende berufen; bei ihm muß daher auch 
die Kenntnis desjelben vorausgefeßt werden, und rechtfertigt 
fi) demnach auch die unbedingte Anwendung besjelben auf 
die von Handelsleuten geſchloſſenen Geſchäfte. Dem nicht 
bandelstundigen und nicht Handeltreibenden Producenten gegen« 
über aber können nur die Grundfäge des gejchriebenen Rechtes 
zur Anwendung kommen. Nach dem Gejagten fehlt dem 
Klagebegehren die rechtliche Grundlage und war dasſelbe un- 
bedingt abzuwetien. 

&n ber Dagegen vom Kläger ergriffenen Revifionsbejchwerbe 

wird ausgeführt, dab Artikel 277 9. ©. auf das vierte Buch 
des Handelsgeſetzes verweife und eine Hegel enthalte, welche 
nur in den Dajelbft genannten Ausnahmsfällen nicht zur An- 
wendung komme, daß Artilel 279 eine ſolche Ausnahme nicht 
enthalte, daß ber Zweck der vom Geſetze geſchützten Handels⸗ 
bräuche fei, den Handelsverkehr zu ſtabiliſiren und den Handels⸗ 
mann Nichtkaufleuten gegenüber zu ſchützen. 
Der Oberfte Gerichtshof hat das oberlandesgerichtliche 
Urtheil beftätigt, und zwar im Weſentlichen aus den dem⸗ 
felben beigefügten, im Hinblide auf den gegebenen Sachverhalt 
dem Gejege entiprechenden Gründen und hat denfelben noch 
Nachitehendes beigefügt: Wenn erwogen wird, dab das Ge- 
ſchäft auf Seite des Geklagten kein Handelsgeichäft war, und 
mit Rückſicht auf den ganzen Sachverhalt die Intention der 
Bertragstheile, einer auf der Frucht⸗ und Mehlborſe beftehen- 
‚ben Ujance Rechnung zu tragen, geradezu ausgeichloffen werden 
muß, jo kann die alleinige Berufung auf diefelbe gegebenen- 
fall3 umjoweniger den Anſpruch auf eine Leibgebühr für die 
‚zurüdbehaltenen Säde begründen, ald das Handelsgefeß jelbft, 
wie foldyes aus den Beſtimmungen der Artilel 280, 282,288, 
289, 291, 310 2c. hervorgeht, bei Feitftellung der aus diefem 
Gejege abzuleitenden Rechtsverhältniſſe nicht unbeachtet läßt, 
ob das Geſchäft auf beiden Seiten oder nur auf Seite des 
einen der Contrahenten ein Handelögeichäft war. 
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Dar die BeRimmung des Ortes, wo die Wbaare veriragsmähig ge- 
fiefert werden fo, wird aud) der Gerichtsſtand der Klage auf Bablung 
Des Entgeltes Gegründet, wenn nit Hievon abweigende ausdrüctliche 
Yerabredungen vorliegen (8 43 €. 3. R.)- 
Entſcheidung vom 37. September 1894, 8. 10.725.*) — I. Senat. 


Gegen die beim Bezirksgerichte N. überreichte Klage des 
A. gegen B. in W. wegen Abnahme von 50 Stück Kuh⸗ 
häuten und Bahlung des Entgeltes derjelben hat B. ben 
Serichtöftand ſeines ordentlichen Wohnſitzes in Anſpruch ge- 
nommen und die Einwendung der Unzuftändigleit des an- 
gerufenen Gerichtes in der Erwägung erhoben, dab ihm wohl 
die beftellte Waare gegen Nachnahme gejendet wurde, er aber 
die Annahme der Waare verweigert habe; daß demnach bie 
Zahlung in R. nicht ftatizufiuden habe, denn die Annahme 
der mit dem Vermerke „zahlbar in N.“ verjehenen Factura 
allein ohne Annahme der Waare vermag nicht, die Eompetenz 
des forum contractus ($ 43 J. N.) zu begründen, wozu 
Zweierlei nothmwendig ift, und zwar, daß jowohl die Wanre, 
als auch die Yactura angenommen werden. 

Das Gericht erfter Inſtanz gab dieſer Einwendung aus 
folgenden Gründen jtatt: Die bloße Annahme einer den 
Vermerk eines beftimmten Zahlungsortes enthaltenden Factura 
kaun nur dann den Gerichtäftand des Vertrages nah 8 43 
J. N. begründen, wenn im Sinne des $ 863 a. b. G. B. mit 
Ueberkegung aller Umftände fein vernünftiger Grund übrig 
bleibt, an dem Willen des Käufers zu zweifeln, daß er den 
vom Berfäufer durch Zuſendung der Yactura geftellten An⸗ 
trag, die Zahlung bed Kaufpreiſes an dem darin bezeichneten 
Orte zu leiften, annehme. Wenn aber der Gellagte, wie im 
sorliegenben Falle, die ihn zugeſendete Waare aus irgend 
welchem runde gar nicht angenommen bat, fo hat er hie⸗ 
durch auch zu erlennen gegeben, daß er deu ihm vom Kläger 
dur Zuſendung der Yactura gemachten Antrag nicht an- 
nehme, überhaupt einen Kaufpreis gar nicht bezahlen wolle. 
Hiedurch erjheint aber auch der vom Kläger in der Factura 
proponirte Zahlungsort abgelehnt, denn es befteht fein Ge⸗ 


*) Amtlich veröffentliht. (Siehe auch unter Nr. 1096 d. Beil. 3. 
J. M. V. Bl.) Vgl. oberftgerichtliche cheidungen vom 24. Juni 1875, 
3. 6649 (Spruchrepertorium Nr. 124), und vom 1. October 1889, 8. 9142 
(Sammlung Nomat IV, 185). 
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jet, daß der Käufer, wenn er die Waare nicht annimmt, 
noch ausdrüdlich gegen bie einzelnen Punkte der Factura zu 
remonftriren hätte. Es liegt jomit eine ausdrüdliche Ber- 
einbarung des Zahlungsortes, wie fie der 843 J. N. fordert, 
nicht vor, weshalb der vom Geflagten erhobenen Einwendung 
des ungehörigen Gerichtöftandes ftattgegeben und die Klage 
aus Dielen Grunde abgemiefen werden mußte. 

Ueber Appellation des Klägers änderte das Oberlandes- 
gericht das angefochtene Urtheil ab und wies die Einwendung 
der Incompetenz zurüd. Gründe: Allerdings erjcheint die 
Competenz des angerufenen Gerichtes weder dadurch, daß 
no Angabe des Klägers er ab Station N. zu liefern hatte, 
noch dadurch begründet, daß Geflagter die Waare gegen 
Nachnahme zu beziehen Hatte. In erfter Richtung erfcheint 
die Competenz des angerufenen Gerichted nicht begründet, 
weil dadurch allein, daB Kläger in NR. feine Verbindlichkeit, 
das ift die Lieferung , zu erfüllen gehabt hatte, noch nicht 
auch N. für den Geflagten der Ort der Erfüllung der ihm 
obliegenden Zerbindlichleit der Zahlung des Kaufpreifes ge- 
worden iſt; die Competenz des angeryfenen Gerichtes konnte 
aber auch durch die angebliche Beſtimmung, daß der Kaufpreis 
ſeitens des Geklagten mittelſt Nachnahme zu berichtigen war, 
nicht begründet werden, weil, abgeſehen davon, daß die Er- 
hebung des Kaufpreifes mittelft Nachnahme nur eine Moda- 
Tität der Zahlung ift und nur ein Recht des Klägers als Ver- 
Täufers begründete, die Waare nur gegen Bahlung auszu- 
folgen, felbft wenn man darin finden follte, dab N. für den 
Gellagten der Ort der Erfüllung war, was aber nicht der 
Fall ift, weil der Gellagte den auf den Kaufpreis nachge- 
nommenen Betrag erft in W. zu zahlen gehabt pätte, ſchon 
mit Rückſicht auf die Beſtimmung der Art. 325 Al. 2 9. ©. 
Dadurch die behauptete Competenz nicht entftanden fein konnte. 
Begrünbet erjcheint aber die Kompetenz des angerufenen Ge- 
zicte durch den Umſtand, daß die ſeitens des Klägerd dem 
Sellagten zugefandte Factura den Vermerk „zahlbar in N." 
enthielt. Daß in diejer Factura diefer Vermerk wirklich ent- 
halten war, erjcheint Ke des Sellagten nicht widerſprochen; 
Daß der Geflagte dieje Factura auch erhalten Hat, geht aus 
feiner Angabe in der Einrede, daß er diefe Factura nicht an- 

enommen habe und fie dem Gegner, das ift dem Kläger 
fort zurückſchicken wollte, hervor; daß aber der Geflagte 
gegen den Inhalt der Factura, in3befondere gegen diefen Bei- 
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ab, dem Kläger gegenüber ausdrüdtich oder ftillichtweigend 
"Dadurch, daß er die Factura dem Kläger retournirte, irgend 
welhe Einwendung erhoben hätte, behauptet der Geflagte 
jelbft nicht, daher angenommen werden muß, daß er mit 
diefem Antrage des Klägers, wonach N. nicht blog als Er- 
fülungsort des Geklagten für —* Zahlungsverbindlichkeit 
feſtgeſetzt wurde, ſondern da ein ſolcher Vermerk auch die all- 
gemein angenommmene Bedeutung hat, daß der Empfänger 
der Factura ſich in allen aus dem betreffenden Handelsgeſchäfte 
entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten dem Gerichtsſtande des am 
Zahlungsorte zuſtändigen Gexichtes unterwerfe, damit einver⸗ 
ſtanden gerweien fei, daß das in N. befindliche Gericht nach 

43 J. N. als Gerichtsftand des Vertrages für das in der 

actura behandelte Kaufgeichäft und die aus demfelben etwa 
fich ergebenden Rechtöftreitigfeiten zuftändig fein follte, woraus 
allein ich ſchon ergibt, daß die feitend des Geklagten verfochtene 
und vom erften Richter getheilte Unficht, daB, um die Com⸗ 
petenz eines Gerichtes ſolchermaßen feftzuftellen, e8 nothwendig 
wäre, daß Factura und Waare übernommen werben, trrig ift. 
Aus diefen Erwägungen war die geflagterfeit3 erhobene In⸗ 
competenzeinwendung zu verwerfen. 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte die oberlandeögericht- 
liche Entſcheidung und bemerkte hiebei, daB er zwar Die 
Gründe, welche das Oberlandesgericht für die Zuftändigkeit 
bes angerufenen Gerichtes angeführt Hat, nicht theilen könne; 
denn es fteht feft, daß bei Abſchluß des Vertrages zwilchen 
den Parteien von einem Zahlungsorte im Sinne des 843 
J. N. nicht die Rede war, jondern daß einverftändlich ver⸗ 
abrebdet wurde, die Waare jolle dem Kläger gegen Nachnahme 
nah W. gejchiet werden. Wenn nun der Kläger jpäter dem 
Gellagten die Factura zufendete, in welcher der Bermerf 
„zahlbar in N.” aufgenommen war, jo var darin ein neuer 
Antrag gelegen, worüber eine Vereinbarung erft zu Stande 
fommen mußte. Der Gellagte Hat die. ihm mit Nachnahme 
gefendete Waare nicht angenommen und Hat damit feinen 
Willen an den Tag gelegt, den vereinbarten Kaufvertrag nicht 
einzuhalten; wenn er nun aud) die Factura dem Kläger nicht 
zurüdgejendet hat, jo kann doch aus diefer Unterlaffung nicht 

efolgert werden, daß er mit der beantragten Aenderung der 
— und des Zahlungsortes einverſtanden war. 
obald der Geklagte ſeinen Willen an den Tag legte, den 
Vertrag überhaupt nicht einhalten zu. wollen, ift es auch 
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zweifellos, daß er die vom Kläger beantragte Aenderung der 
Zahlungsmodalität und des Hahlungsortes nicht annehme, 
mag er nun die Sactura dem Kläger zurüdgejendet haben 
oder nit. Die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichtes ift 
aber durch einen anderen Umftand begründet. Auf Grund 
ber Broceßergebnifje muß es als erwiejen angenommen werden, 
daß die dem Befingten verfauften Kuhhäute, deren Preis 
eingellagt wird, ab Station N. gefauft wurden. Der Kläger 
hat daher zweifeläohne in N. die Häute zu übergeben, d. 5. 
jeinerjeit3 den Vertrag zu erfüllen. Nah dem Haren Wort» 
laute des 843 X. NR. können in Fällen, in welchen der Ort, 
wo eine Zahlung geleiftet, oder eine andere Verbindlichkeit 
erfüllt werden jolle, in einem Vertrage ausdrücklich beſtimmt 
ist, alle Klagen in Beziehung auf diefen Vertrag, fie mögen auf 
deſſen Erfüllung, Aufhebung oder Entihädigung wegen Nicht- 
erfüllung gerichtet fein, bei dem Gerichte angebracht werden, 
welchen der Geklagte unterftünde, wenn er an dem Orte wohnen 
würde, wo der Vertrag erfüllt werden ſoll. Diefe ganz all» 
gemein alle Klagen beider Contrahenten umfafjende Zertirung 
läßt feinen Zweifel darüber auflommen, daß durch die Be- 
‚Stimmung des Ortes, wo die Waare vertragsgemäß geliefert 
werden jollte, ebenfall3 die Grundlage für die Anwendbarkeit 
des 843 J. N. auch auf jene Klagen gewonnen wurde, welche 
die Bertragserfüllung feitens des Käufers gem Gegenftande 
haben. Dies wäre nur dann nicht der Fall, wenn eine hie- 
von abweichende, ausdrüdliche ertogöbeltimmung vorläge, 
eine jolche ift aber Hier nicht vorhanden. Die obergerichtliche 
Entjcheidung, welche die Zuftändigfeit des Bezirkögerichtes in 
N. anerkennt, mußte demnach beftätigt werden. 


Nr. 368. 


Segen die Abweifung des BWegehrens eines zum unentgeltliden Yer- 
treter beſtelten Advocaten um Enthebung ſteht demſelden ein Be- 
ſchwerderecht nicht zu. 

Entſcheidung vom 24. October 1894, 8. 12.608. — I. Senat. 


Mit Beſcheid des Ausſchuſſes der Advocatenkammer in 
Drag vom 10. Mai 1894 wurde das Gejuc des Advocaten 
Dr. A., weldjer zum ex offo-Bertreter des nur der böhmiſchen 
Sprache kundigen B., in deſſen gegen feine Gattin auf Ab⸗ 
erkennung der Vaterſchaft eines von ihr geborenen Kindes 
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anzuftrengenden Rechtsftreite ernannt worden war, um Ent⸗ 
hebung von der ihm übertragenen Vertretung wegen Untennt- 
niß der böhmischen Sprache mit dem Bedeuten abgemielen, 
daß es ihm freifteht, von der Partei bie Information in der 
ihm geläufigen Sprache zu verlangen. 

Dem dawider eingebradhten Recurfe de3 Dr. 4. ftatt- 
ebend, änderte das Oberlandesgericht den angefochtenen Be- 
heid dahin ab, daß Dr. A. von dem ihm übertragenen Amte 
enthoben werde, weil nad) den gepflogenen Erhebungen con- 
ftatirt wurde, daß bei Dr. N. die Unfenntniß der böhmifchen 
Sprache fo weit geht, daB er ſich in berfelben mit einem 
Dritten nicht verftändigen Tann, fomit eine Vertretung des 
nur der böhmischen Sprache mächtigen B. durch den Advocaten 
Dr. A. mit Schwierigleiten verbunden wäre, welche dem Leb- 
teren beſondere' Koften verurſachen würden, mas bei einer 
Armenvertretung ausgeſchlofſen ift. 

Auf den Revifionsrecurs des Ausfchufles der Advocaten- 
fammer fand der oberite Gerichtshof, mit Abänderung der 
oberlandesgerichtlichen Erledigung, den Appellationsrecurs des 
Advocaten Dr. A. wider den Beicheid vom 10. Mai 1894 zu=- 
rüdzumeifen, wobei erwogen wurde, daB nach 810 der Ad- 
vocatenordnung vom 6. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 96, der 
Advocat die ihm von dem Advocatenausſchuſſe übertragene 
Bertretung jelbft einer zahlungsfähigen Partei gegen Sicher- 
ftellung der Bertretungsgebühren übernehmen muB, wogegen 
ihm ein Beſchwerderecht nicht vorbehalten ift; daß nad 8 16 
lediglich gegen die Verweigerung eines unentgeltlichen Ver⸗ 
treterd dem Betheiligten nur die Beſchwerde an ba3 Ober⸗ 
Iandesgericht offen fteht, daß biefe Beichräntungen des Be⸗ 
ſchwerderechtes bezüglich der amtswegigen Vertretung firenge 
auszulegen find, weil fie dem Grundgedanken dieſes Geſetzes 
entipringen, die recht3freundliche Vertretung durch Avocaten 
und die Erfüllung der dem Advocaten als ſolchen geftellten 
Aufgaben im Allgemeinen von dem gerichtlichen Einfiuffe thun⸗ 
Vichft Ioszulöjen, wie dies indbefondere 8 33 zum Ausdrude 
bringt; daß alſo gleichtwie gegen die urſprüngliche Beſtellun 
eines Advocaten zum unentgeltlichen Bertreter finngemä 
ebenjo gegen bie „oimelfung der von dem Beftellten angefuchten 
Enthebung aus welchen Grunde immer dem Advocaten ein 
Beſchwerderecht nicht zuſteht. 











III. 868, _ 139 
Nr. 369. 
Der Schuldner Ratın au) zur nodmaligen Ablegung des im 8 3 des 
Geſetzes vom 16. März 1854, 3. &. Bl. Kr. 55, normirten Mantfefla- 
tionseldes verhalten werben, wenn Befheinigt wird, daß feine Ber- 
mögenusverhältniffe inzwiſchen Ad geändert Haben. 

Enticheibung vom 80. October 1894, 3. 13.117. — II. Senat. 
In der Executionsſache des U. wider B. wegen Zahlung 
von 174 fl. Hat B. über Anfuchen des A. noch im Jahre 1889 
den Manifeftationgeid im Sinne ded 8 3 des Geſetzes vom 
16. März 1884, R. &. Bl. Nr. 35, abgelegt. Weber neuer- 
liches amı 18. November 1893 geftelltes Anfuchen des U. haben 
beide unteren Sulangen aus dem Grunde, daß die Vermögens: 
verhältniffe des B. inzwiſchen fich geändert haben können, zur 
nenerfihen Bermögendangabe und Ablegung bes Manifeftationd- 
eides des 8. eine Tagfahrt angeordnet. Dagegen überreichte 
B. den außerordentlichen Revifionsrernrs, worin ausgeführt 
wird, daß das Zwangsmittel des $ 3 des Geſetzes vom 16. März 
1884, R. G. Bl. Rr.35, in der nämtlichen Angelegenheit nur 
einmal zur Anwendung lommen dürfe, weil es fonft zur 
Chicane in der Hand des Gläubiger? ausarten würde; daffır 
ſpreche jowohl die Faſſung der bezogenen Gefehesftelle, als 
auch die weitere Erwägung, daß die in Rede ftehende Be- 
ffimmung nicht ihr Vorbild aus den 8863 und 96 C. O. zu 
übertreffen bezweden könne, nach den letzteren Beftimmungen 
aber der Schuldner den Manifeftationgeid nur einmal zu 
chwoͤren babe; übrigen? habe B., wenn auch in einer anderen 
ngelegendeit erft am 7. März 1893 vor dem nämlichen 
Nichter den Manifeftationgeid abgelegt; dies hätte berück⸗ 
ſichtigt werden follen, da in der kurzen Zwiſchenzeit eine 
nachhaltige Beflerung der Bermögensumftände nad) dem 
natürlichen Laufe der Dinge unmöglich plaßgegriffen haben 

nne. 

Der oberfte Gerichtshof hat in der Ermägung, daß bie 
im 8 3 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 35, 
normicte eidlide Bermögensmanifejtation, als eine Jpeeiete 
Beitimmung zum Zwecke der Rechtöverfolgung gegen Schuld- 
ner, die ihr Vermögen deu Angriffen der Gläubiger argliftig 
zn entziehen juchen, ſich darftellt, und daß zur Anwendung 
diefer klaren Geſetzesbeſtimmung die Heranziehung der die 
Bedeckungsverhandiung regelnden Vorſchrift des 863 C. O. 
nicht geboten erſcheint; da die aus der analogen Anwendung 
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dieſer Geſetzesſtelle im Revifionsrecurje abgeleitete Folgerung, 
daß, wenn der Gläubiger von dem Eyxecutiondmittel des 8 3 
des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 35, einmal 
Gebrauch gemacht Hat, er basjelbe nicht mehr zur Geltung 
bringen Tann, in den Beitimmungen dieſes Geſetzes Feine 
Stüße findet und al3 unzutreffend bezeichnet werben muß; 
in der Erwägung, daß diejem Gefege vielmehr entipricht, daß 
das bejagte Ereeutiongmittel dort und fo oft angewendet wird, 
als es fich darum handelt, böswilliger Bereitlung von Zwangs⸗ 
vollitredungen entgegenzutreten, und daß der Richter unter 
Berüdjichtigung der vorliegenden Umftände, die Pilicht des 
Schuldners zur neuerlichen Manifeftirung feines Bermögens 
und Eidesablegung fallweile ausipricht; in der Erwägung 
aber, daß im vorliegenden alle in keiner Weile beicheinigt 
worden ift, daß die Verhältniſſe bes Schuldners ſich in Iebter 
Beit geändert haben, zumal die klägeriſche Behauptung, daß 
er etwas geerbt haben fol, ihrem allgemeinen und vagen 
Inhalte nach auf feine VBerüdfichtigung rechnen darf, und es 
erwiejen vorliegt, daß der Schuldner am 7. März 1893, aller- 
dings in einer anderen Egecutionsangelegenheit, denjelben 
Manifeftationseid abgelegt hat; in der Erwägung endlich, daß 
nah den Grundſätzen unferes Livilprocejies unnöthige Eide 
zu vermeiden und Eide überhaupt nicht zu vervielfältigen find, 
Daher ſolche Dort immer zu unterbleiben haben, wo der da⸗ 
mit verbundene Zwed offenbar nicht erreicht werden kann, 
nach Zulaß des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. ©. 
Nr.2593, dem außerordentlichen Nevifionsrecurje des B. Ir 
zugeben und in Abänderung der untergerichtlichen Entjchei- 
Dungen auszujprechen befunden, das Gejuch ded A. um noch⸗ 
malige Manifeitation des Vermögens des 8. werde abgewiejen. 


Nr. 370, 


Dem mit einem Bedingten Sußlegate Belafieten Segstare ſteht frei, no 
vor Dem Gintritte der gu feinen Gunſten Beigefehten aufſchiebenden 
Bedingung das Sublegat rehtswirkfam zu berichtigen. 
Entiheibung vom 6. November 1894, 3. 11.645. — Plenarjenat I. 


Der der U. vermachte und grundbücherlich fichergeftellte 
Fruchtgenuß ift mit dem Pfandrechte für ein an den B. bei 
befien Berheiratung zu zahlendes Sublegat belaſtet. Die A. 
behauptet, fie habe für Die Berichtigung des Legats nicht Die 
Berheiratung des B. abwarten wollen, Sondern die vermachte 
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Summe laut beigelegter Ouittung dem 2. gesahit, und be- 
gehrt mittelft Klage bie Löſchung des Pfandrechtes. — Der 
„erfogte gibt wohl die Zahlung zu, wendet aber ein, daß die 
Erfühung der Bedingung, nad) welcher die Zahlung des Le⸗ 
gates erft bei feiner Verheiratung erfolgen follte, nicht nach⸗ 
gewiefen ift, und daß das Legat, im Falle die Bedingung 
nicht eintreffen follte, in der Erbichaftsmafie zu verbleiben 
habe. Beide unteren Inftanzen haben das Klagebegehren ab- 
gewieſen, weil die Zahlung des Legates, dem erflärten Willen 
de3 Erblaflers gemäß, bei der Verheiratung des Belangten, 
demnach unter einer aufichiebenden Bedingung erfolgen follte 
und die Erfüllung diefer Bedingung nicht erwieſen ift (88 684, 
699, 703 und 704 a. b. G. B.), und weil, follte die Bedingung 
nicht eintreten, das betreffende Sublegat gemäß 8 689 a. b. G. B. 
nicht der Legatarin A., fondern der Erbſchaftsmaſſe anheim- 
zufallen hätte. 

Der oberfte Gerichtshof Hat diefe unterrichterlichen Ur⸗ 
theile abgeändert und nach dem Klagebegehren erkannt aus 
folgenden Gründen: Nach 8 1412 asb. G. B. hört durch die 
Bahlung ſowohl die Verbinhlichkeit, als auch das für dieſelbe 
beftellte Pfandrecht auf und ift die Klägerin ſomit gemäß 
81369 a. b. G. B. berechtigt, von dem befriedigten Gläubiger 
zu verlangen, daß dieſer fie in den Stand fete, die Löſchung 
der getilgten Forderung zu bewirken. Der aufrechten Er- 
ledigung dieſes Klagebegehrens fteht die Einwendung, auf 
welche die abweislichen Urtheile geftüßt werden, daß nämlich 
das Legat erft bei der Berheiratung an B. zu zahlen mar, 
nicht im Wege, denn Sinn und Wortlaut diefer Einſchränkuug 
erweifen unzweifelhaft, daß fie nur zum Bortheile der Ber- 
pflichteten beigeſetzt worden iſt. Der Berechtigte fonnte dar- 
nad auf Bahlung des Legates nur in dem alle dringen, 
wenn die zur Bedingung gelebte Zeit gelommen war; doch 
ftand es der Verpflichteten frei, von der Einſchränkung ganz 
abzufehen, die Verpflichtung wie eine unbejchräntte zu bes 
handeln und das Legat Fofort zu entrichten. Eine folche 
Bahlung war aber rechtägiltig, denn der Borberunnäberechlinte 

arf fie in Anbetracht deflen, daß gemäß 81424 a. b. G. B. 
ſelbſt die an eine Perſon, welche ihr Vermögen nicht verwalten 
darf, bezahlte Schuld nicht wiederholt zu zahlen ift, geſetzlich 
nicht mehr fordern, und ift auch andererjeitd die Zahlende 
nicht berechtigt, das einmal Gezahlte zurliczufordern, weil fte 
wußte, daß fie nicht verpflichtet war, die Zahlung jchon dere 
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malen zu leiften ($1432 a. b. G. B.). — Unbaltbar iſt aud) 
der weitere, auf die Vorſchrift des 8 689 a. b. G. B. geſtützte 
Abweiſungsgrund, weil mit der Zahlung des gegenſtändlichen 
Legates nicht die Erben, ſondern die Klägerin, als Legatarin 
belaftet wurde, dag Gublegat daher nah) Maßgabe der Be- 
ftimmungen der 88 649. und 689 a. b. ©. B. nicht der Erb- 
Ichaftsmaffe, jondern dem damit onerirten Legatar anheim- 
zufallen hätte. Demgemäß erjcheinen die angefochtenen Urtbeile 
offenbar ungerecht und war jomit nad) Zulaß des Hofdecretes 
vom 15. $ebruar 1833, J. G. ©. Nr. 2593, unter Abänderung 
derfelben nach dem Klagebegehren zu erkennen. 


Kr. 371. 


Das Berfprehen, „allmälig und ganı nah Gonvenienz‘“ eine Schuld 
zu bezahlen, flieht einen Bahlungsaufſchus Bis zum Jode des Yer- 
pfliäteten aus und läßt ih nit dahin auffaffen, daß der Berpſſichtete 
Die Erfülungszeit feiner Wilkür vorbehallen Babe ; dieſes Berſprechen 
Det fih vielmehr mit jenem Falle des 8 904 a. 8.6. 3., in welchem 
der Yerpflihtete die Erfüllung „nad Mögligkeit oder Thnnlikeit‘“ 
verfproden Hat. — Dem die Erfüllung des Yertrages fordernden 
Theile fiegt der Reweis darüßer 08, daß es dem Berpflihteten möglich 
oder täunfih iff, der üdernommenen Berpfliätung nadzukommen. 
Enticheidung vom 6. November 1894, 3. 18.012. — I. Senat. 


Mit Klage de praes. 14. Auguſt 1892 fordert dag Bauf- 
haus X. als Nechtsnachfolger des Bankhaufes B. die Zahlung 
von 22.000 Francs als jenes Theiles der Schuld des D. an 
diejes Bankhaus, welchen der Gellagte C. laut des an das 
Bankhaus B. gerichteten Schreibens de dato Wien 18. Juli 
1891 des Inhaltes: „Um Ihr Urrangement mit meinem 
Better D. zu erleichtern, erkläre ich Hiermit, von feinem Conto 
den Debetbetrag von 22.000 Franes übernehmen zu wollen, 
unter der Bedingung, daß ... es mir freigeftellt bleibe, obigen 
Betrag allmälig und ganz nach meiner Conventenz zu be- 
zahlen,” zur Gelbitzahlung übernommen hatte. Nach dem 
Klagebegehren jollte die Bezahlung des Sculdbetrages ent- 
weder in halbjährigen, am 1. Februar 1892 beginnenden 
Raten von je 2750 Franes oder in den vom Richter nach 
Billigkeit feitzufegenden Beträgen und Terminen ſammt Ber- 
ugszinjen vom jeweiligen Fälligkeitstage erfolgen. Der Um⸗ 
Kon ‚ber Mebernahme der Schuld zur Selbſtzahlung, jowie 
insbeſonders die Echtheit der begüglichen Erflärung de dato 
Bien. 18. Juli 1891. wird vom Geflagten .ausdrüdlich zu- 
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geftanden, welcher auch den Eintritt der Bedingung zugibt, 
woran zunächt feine Verpflichtung geknüpft war, nämlich daß 
überhaupt ein endgiltiges Arrangement zwifchen dem Ban» 
hauſe B. und dem D. zuftandelomme. Streitig ift im Pro⸗ 
ceſſe lediglich Die rechtliche Bedeutung der im Schreiben vom 
18. Juli 1891 übernommenen Berpflidtung Hinfichtlid der 
Beit und, Art ihrer Erfüllung, indem Kläger diefelbe als eine 
ſolche nach Möglichkeit oder Thunlichfeit im Sinne des 8 904 
a. b. G. B. aufgefaßt und deshalb die Zahlung in Raten, ent- 
fprechend den von ihm unter Beweis gejtellten VBermögens- 
verhältnifien des Geklagten, nach Billigkeit zugeſprochen willen 
will, während der Gellagte anführt, baß er im Sinne der⸗ 
felben Gejepeöftele diefe Erfüllungszeit feiner Willfür vor⸗ 
behalten habe, daher bei Lebzeiten Überhaupt nicht zur Zahlung 
verhalten werden könne. 

Das Gericht erfter Inſtanz wies die Klage im Wefent- 
lichen aus folgenden Gründen ab: Werden nad) der gejeßlichen 
Borichrift (88 6, 914 a. b. 8. 8.) die in der Erflärung vom 
18. Juli 1891 vorlommenden Worte „nach meiner Eonvenienz“ 
nach ihrer eigenthümlichen Bedeutung in ihrem Zufammen- 
hange ausgelegt, jo muß feftgeftellt werden, dab das ins 
Deutiche aufgenommene Fremdwort: „Convenienz“ in der 
Berbindung „nad jemandes Convenienz” den Begriff von 
Sutdünten, Belieben, Thunmwollen bezeichnet, nicht aber von 
Thunklönnen, ganz entiprechend der ethymologtichen Bedeutung 
in der lateiniſchen Stammſprache (con-venit: e3 kommt zu- 
ſammen, e3 fällt überein, es entſpricht — nämlich der Mei- 
nung, den Bebürfniflen, dem Wunſche) aljo nad) gemeinem 
Sprachgebrauche gleichbedeutend iſt mit dem gejeglichen Aus- 
drude Willkür und nicht mit Thunlichkeit oder Möglichkeit 
(8 904 a. b. G. B.). Allerdings führt Kläger aus, daß der den 
Worten „aan nach meiner Convenienz“ vorausgehende Aus- 
druck „almälig“ die Willensmeinung de3 Ausfteller8 befunde, 
bei feinen Lebzeiten zu zahlen, alfo die Beitimmung des be» 
zogenen 8 904 —— daß der Tod des Verpflichteten 
abgewartet werden müſſe. Darauf iſt nun zunächſt zu be⸗ 
merken, daß dieſes „allmälig“ mit den Worten „ganz nach 
meiner Convenienz“ durch ein „und” verbunden iſt, ſomit 
alle dieſe Worte zuſammen betrachtet werden müſſen; hiebei 
findet ſich aber, daß das engere „allmälig“ in dem folgenden 
weiteren Ausdrucke „ganz nach meiner Convenienz“ wieder 
aufgeht. Aber auch abgeſehen davon könnte der klägeriſchen 
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Auslegung nicht beigepflichtet werden; denn dadurch, daß man 
die Zahlung in Raten veripricht, aber den Termin der erften 
derfelben ſchon feiner Sonvenienz vorbehäft, hat man nicht 
minder die ganze Zahlung in feine Willfür geftellt, al3 wenn 
man unter diefem Vorbehalte die Gefammtleiftung auf einmal 
verjprochen Hätte; wobei ja wohl auch zunächft an die Keiftung 
bei Lebzeiten des Berpflichteten gedacht wird. Der Kläger be 
ruft fi ferner auf den Brief de dato Wien, 7. December 
1891, in welcher als echt anerfannten Urkunde der Geflagte 
beftätigt, er habe dem Abgejandten des flägerifchen Bankhanfes 
erklärt, nach Möglichleit im Laufe de3 Monates Känner 1892 
einen Xheilbetrag remittiren zu wollen. Allein eine fo unbe- 
ftimmte Erflärung kann nad) dem Zuſammenhange der Sache 
doh nur innerhalb des im Schreiben vom 18. Zuli 1891 
ausgedrüdten allgemeinen Borbehaltes dahin aufgefaßt werden, 
daß der Gellagte, wie er felbft angibt, fi} zu der Zeit über 
Andringen de3 Klägers mit dem Gedanken beichäftigt Habe, 
vielleicht eine Theilzahlung zu Ieiften; keineswegs aber Tann 
darin ein Widerruf jenes Borbehaltes gefunden werden, was 
der Geflagte auch unzmweideutig durch die Elaufel zu erfennen 
gibt: „ohne irgendwelche Berechtigung Ihrerſeits, einen Zah⸗ 
Iungstermin zu beftimmen, anzuerlennen”. Das Gericht kam 
aljo zu dem Schluffe, daß der Geklagte die Zeit der Erfüllung 
feiner Willfür vorbehalten Hat, weshalb der Kläger, ba es 
fich zweifello8 und nad feinen eigenen Ausführungen um eine 
rein obligatorifche, alſo nad) 8918 a. b. G. B. vererbliche Ber- 
bindlichfeit Handelt, gemäß 8 904 den Tod des Geflagten ab⸗ 
zuwarten und ſich an die Erben zu halten habe. Hielte aber 
ſelbſt diefe Auslegung nicht ftand, fo bliebe bei dem Wort- 
laute der angeführten Urkunden doch über den Umfang des 
Berpflichtungsmillend des Gellagten zum mindeften ein Bmweifel, 
welchem gegenüber gemäß 8 915 a. b. G. B. im Sinne der 
eringeren Verpflichtung des Geflagten, das ift offenbar ber 
Fein Vermögen nad) dem Tode treffenden, gegen die ihn bei 
Lebzeiten belaftende zu entjcheiden gewejen wäre. Daß es fich 
zwijchen dem Kläger und dem Geklagten um ein den letzteren 
einfeitig verbindendes Geichäft (8 915 a. b. G. B) handelt, ift 
nach den Ausführungen beider Theile Har, denn es wird von 
feiner Seite auch nur behauptet, daß der Kläger dem Ge— 
Hagten für die Schuldübernahme zu Gunften des D. ein Ent- 
gelt verjprochen habe (8 864 a. b. G. B.). Enticheidend ift 
aber lediglich das Verhältnis zwiſchen den Parteien dieſes 
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Proceſſes, nicht etwa jenes zwiichen dem Gellagten und dem 
D., auf welches Kläger fich beruft, um die Anwendbarkeit des 
‚bezogenen 8915 a. b. G. B. auszufchließen. 

Unter Abweiſung der Appellationsbeſchwerde des Klägers 
beſtätigte das Oberlandesgericht das erſtrichterliche Urtheil aus 
deſſen der Sach⸗ und Rechtslage entſprechenden Gründen. 

Der oberſte Gerichtshof fand Hingegen in Stattgebung 
der außerordentlihen Reviſionsbeſchwerde des Klägers beide 
unterrichterlichen Urtheile abzuändern und gemäß dem erften 
Theile des Klagebegehrend den Geklagten fchuldig zu erfennen, 
dem Hägerifchen Banthauje den Betrag von 22.000 Franc 
vom 1. Februar 1892 an gerechnet in balbjährigen Raten von 
je 2750 Franes jammt Berzugszinfen vom —— 
einer jeden einzelnen Rate an zu zahlen. 

Die oberftgerichtliche Entjcheidung beruht auf folgenden 
Gründen: In Gemäßheit der 886 und 914 a. b. G. B. darf 
einem Bertrage in der Anwendung fein anderer Verſtand bei- 
gelegt werden, alö welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung 
der Worte in ihrem Zufammenhange und aus der Haren 
Abſicht der Pacizcenten hervorleuchtet, und ift im Sinne des 
8914 a. b. G. B. ein zmweifelhafter Vertrag jo zu erklären, 
daß er Feinen Widerfpruch enthalte und von Wirkung jei. 
Dieſen gejeglichen Beltimmungen entipricht die Auslegung, 
welche die Untergerichte der vom Geflagten ausgeftellten Er- 
-Härung de dato Wien den 18. Juli 1891 gegeben Haben, 
feineöwegs. Wenn der Geklagte in diefer Urkunde dem be- 
Konbenen Bankhaufe B. gegenüber erklärt, von dem Conto 
eines Vetters D. den Debetbetrag von 22.000 Francs unter 
der Bedingung übernehmen zu wollen, daß 1. überhaupt ein 
endgiltiged Arrangement zwifchen dem genannten Bankhaufe 
und feinem Retter D. zuftande fomme und 2. es ihm, Ge- 
Hagten, freigeſtent bleibe, obigen Betrag allmälig und ganz 
nach feiner Convenienz zu bezahlen, jo hat dadurch der Ge⸗ 
klagte in einer jeden Zweifel ausſchließenden Weile zu erfennen 
gegeben, daß er im Falle des Zuftandelommens eines Arran- 
gement3 mit D. den vorbezeichneten Schuldbetrag nad und 
nad, das ift in Raten und unter den ihm jonft convenirenden 
Modalitäten, das ift unter Modalitäten, die mit feinen finan- 
iellen Berhältniffen im Einklange ftehen, aus Eigenem zur 

ilgung bringen wolle. Daß der Geklagte die Zeit der Er- 
füllung feines Verſprechens jeiner Willkür vorbehalten habe, 
und daB das Bankhaus, welchem dieſes Verſprechen gemacht 
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wurde, gemäß $ 904 a. b. G. B. den Tod des Gellagten ab- 
warten und fi) an feine Erben halten müfle, fann aus dem 
Wortlaute der in Rede ftehenden Urkunde um fo weniger ge- 
folgert werden, als das Berjprechen, allmälig eine Schuld ab- 
zutragen, einen Zahlungsaufſchub bis zum Tode des Ber- 
pflichteten geradezu ausfchließt, und das Wort „Sonvenienz“ 
nicht unter den Begriff der Willkür ſubſumirbar ift, fondern 
vielmehr in dem Zuſammenhange, in dem es gebraucht wurde, 
fih mit: jenem Begriffe vollftändig dedt, welcher ben im 8 904 
a. b. G. B. vorlommenden Ausdrüden „Möglichkeit” und „Ihun- 
lichfeit“" innewohnt. Beſtünde in letzterer Hinficht ein Zweifel, 
fo müßte die undeutliche Aeußerung zufolge 8915 a. b. G. B. 
zum Nachtheile des Geklagten erflärt werden, da er es war, 
der fich diejer Meußerung bedient hat, und im gegebenen Falle 
zweifello8 ein zweijeitig verbindlicher Vertrag vorliegt. Die 
Untergerichte vermeinen zwar, daß der Vertrag, welcher zwiſchen 
dem Geflagten und dem Bankhauſe B. zuftande gefommen 
ift, als ein einfeitig verbindlicher Vertrag anzujehen und des- 
Halb anzunehmen fei, daß fich der Verpflichtete eher die ge- 
ringere al3 die ſchwerere Laft auflegen wollte; allein dieje 
Huffoffung ift eine offenbar rechtsirrthümliche, da der ver⸗ 
iprochenen Leiftung des Geflagten die infolge feines Verſprechens 
bereit3 erfüllte Gegenleiftung des vorgenannten Banthaufes, 
nämlich das Arrangement mit dem D., gegenüberfteht. Taß 
fich der Geflagte nad) „Möglichkeit” zu zahlen verpflichtet habe, 
ift übrigen? von ihm felbit in feinem Briefe de dato Wien, 
7. December 1891 dadurd) anerlannt worden, daß er nad) 
„Möglichkeit” im Laufe des Monates Jänner 1892 einen 
Theilbetrag feiner Schuld remittiren zu wollen erflärte, 
Dem Gelogten zufolge find die Gründe, welche die Unter- 
gerichte zur Abweiſung des Klagebegehrend veranlaft haben, 
unbaltbar und ift nunmehr zu unterfuchen, ob ber Beweis 
über die „Möglichfeit" oder „Thunlichkeit“, auf Seite bes 
Geflagten, der übernommenen Berpflichtung nachzulommen, 
in Proceſſe erbracht worden ift. Diesfall Hat das Hägerifche 
Bankhaus auf Grund amtlicher Urkunden erwiefen, daß ber 
Geklagte Eigenthümer eines beträchtlichen Vermögens ift, und 
daß daher die Möglichkeit der Erfüllung feiner vertragamäßigen 
Verbindlichkeiten vorliege. Sache des Gellagten wäre e3 ge- 
wejen, den Öegenbeieiß zu liefern, daß ihm ungeachtet feines 
beträchtlichen Vermögens diefe Möglichkeit benommen ſei. 
Diejen Gegenbewei3 hat der Geflagte nicht erbracht. Aller- 
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dings wurde von ihm im der Duplif angeführt und unter 
Beweis geftellt, daß fein Schuldenitand, abgejehen von ber 
Hägerifchen Forderung, 449.508 fl. betrage, und daß er von 
bielem Gejammtibetrage 22.475 fl. 40 fr. an Zinſen zu ent- 
richten habe. Da es der Geklagte jedoch unterlafien hat, den 
Rechtsgrund der von ihm contrahirten Schulden anzuführen 
und einen vollftändigen Status feiner Activen und Paſſiven 
vorzulegen, da überdies ein noch fo hoher Schuldenftand nicht 
ausihlieht, daß dieſem Schuldenftande ein übermiegender 
Activftand gegenüberftehe, da vielmehr im Hinblide auf $ 486 
&t. ©. angenommen werden muß, daß der Baffivftand des 
Geklagten feinen. Uetivftand nicht überfteige, und daß er ſich 
in der Möglichkeit befinde, feine ſämmtlichen Gläubiger voll- 
ftändig zu befriedigen, erſcheint der vom Gelfagten angebotene 
Beweis Teinedwegs geeignet, hinreichende Anhaltspunkte zur 
Beurtheilung zu bieten, ob den Gläubigern des Geklagten in 
Anfehung ihrer Forderungen ein Klagerecht zuftehe, und ob 
die vom Hägerifchen Bankhauſe in Untrag gebrachten Bahlungs- 
modelitäten mit den finanziellen Verhältnifien bes Geklagten 
nit im Einklange ftehen. Nach $ 904 a. b. G. B. ift Die 
Erfüllungszeit dann, wenn der Berpflichtete Die Erfüllung nad) 
Möglichkeit oder Thunlichleit veriprochen bat, vom Nichter 
nad Billigfeit feftzufegen, und da das Klagebegehren nichts 
aaa: was ber Billigfeit nicht entjprechen würde, ftellt ſich 
dasjelbe in jeder Richtung als begründet dar. Wenn dem- 
ungeachtet die Untergerihte das Klagebegehren abgewieſen 
haben, fo liegt hierin eine offenbare Ungerechtigfeit, welch 
im Sinne des Hofdecrete® vom 15. Februar 1833, J. G. ©. 
Kr. 2693, die Abänderung der gleichlautenden untergerichtlichen 
Urteile und die Entjcheidung nad) Maßgabe des Klagebegehrens 
geboten erjcheinen läßt. 


Nr. 372, 


Die in einen Kaufvertrag aufgenommene Befiimmung, daß der Ver- 
käufer Deu Kaufpreis gu erhalten Habe, ſodald er Die von ihm Aber- 
nommene Depurisung der Saflen der verkauften Realität durchgeſührt 
Gaden wird, Kann nit als eine auffliedende Bedingung im Sinne 
des 8 696 a. Bd. 6. BY. aufgefaht werden, deren Mihteintreffen den 
Fauf der Verjährung Hemmt. 

Entſcheidung vom 7. November 1894, 8. 12.072. — I. Senat. 

Der zwiſchen U. und B. abgeichloffene Kaufvertrag vom 
24. October 1842 enthielt betreff3 der Fälligleit des Kauf- 
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ſchillingsreſtes die Beftimmung, daB der Verfäufer X. binnen 
einem Jahre die auf Abſchlag des Kaufpreiſes nicht über- 
nommenen bücherlichen Laften der verkauften Realität zur 
Löſchung zu bringen habe und erft nach durchgeführter De- 
purirung den Kaufichillingsreft erhalten jolle, ohne daB hiezu 
eine bejondere Auffündigung nothmwendig fei. Für die For⸗ 
derung des A. wurde das Pfandredit am 2. Mai 1843 grund- 
bücherlich einverleibt. Sn der am 7. September 1893 gegen 
A. überreichten Klage führt nun C., Nechtsnachfolger des B. 
und nunmehriger Eigentümer der Realität, aus, daß das 
Pfandrecht des A., melches mehr ald 30 Jahre auf der Rea- 
lität haftet, durch, Verjährung erlofchen fei und ftellt daS Be⸗ 
gehren um Erlenntniß: Die Yorderung ded U. und da3 für 
diejelhe einverleibte Pfandrecht ſeien durch Verjährung er- 
loſchen, der Geklagte fei Tchuldig, dies anzuerkennen und Kläger 
berechtigt, auf Grund des Erfenntniffe die grundbücherliche 
Löſchung des Pfandrechtes durchzuführen. Der Gellagte gibt 
u, daB er die den Gegenftand des Streites Bildende Kauf- 
N itfingöreftforderung weder eingeflagt, noch aufandere Weile 
geltend gemacht habe und daß ihm diefelbe bisher nicht be- 
zahlt worden jei; er wendet aber ein, er habe die Depuration 
der im Kaufvertrage vom 24. October 1842 angeführten 
bücherlihen Laften nicht durchgeführt; es Tonnte deshalb ber 
Kaufſchillingsreſt, welcher bisher nicht fällig geworden iſt, nicht 
verjähren; die zu dDepurirenden Laften wurden überhaupt nicht 
gelöicht und erit bet der Neuanlegung der Grundbücher im 
Sahre 1883 in das neue Grundbuch nicht übertragen, fondern 
al3 alte Laften andgelaffen. 

Das Gericht erfter Inſtanz gab dem Klagebegehren aus 
folgenden Gründen ftatt: Enticheidend in diefem Streite ift 
die Beantwortung der Frage, wann die Forderung des U. 
fällig geworben ift, beziehungsmweife wann dag Recht, die For- 
derung geltend zu machen, ausgeübt werden konnte, weil von 
diefem Zeitpunkte nach 81478 a. b. G. B. der Lauf der Ber- 
jährung beginnt. Die Depuration war längftens in einem 
Sahre vom Bertragdabichluffe, d. i. vom 24. October 1842, 
durchzuführen und nad) diefer Durchführung jollte der Geklagte 
den ganzen Kaufichillingsreft fofort ohne jede Auffündigung 
erhalten. Hätte der Geflagte, wie er fich vertragsmäßig 
biezu verpflichtet Hatte, ordnungsmäßig depurirt, jo hätte 
dies längftens bis zum 24. October 1843 geichehen müſſen 
und von dieſem Zeitpunkte Tonnte auch der Gellagte die Be⸗ 
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zahlung des Kaufichillingsrefte verlaugen und mit Erfolg 
Hagbar auftreten. Bon dieſem Zeitpunkte läuft die Friſt, 
innerhalb welcher der Gellagte fein Recht ausüben fonnte, 
vorausgefeht, daß er feine Verpflichtung, nämlich die Durch⸗ 
führung der Depuration, erfüllt hätte. Der Lauf der Ver⸗ 
jährung begann daher mit dem 25. October 1843 und nach⸗ 
dem nicht bewiejen wurde, daß der Gellagte von dieſem 
Beitpuntte bis zum 24. October 1873 fein Recht ausgelibt 
hat, ift dasjelbe nah 8 1479 a. b. G. B. durd einen dreißig. 
jährigen Nichtgebrauch erloſchen. Auf die Einwendung, daß 
es dem Gellagten nicht möglich war, die Depuration durch⸗ 
zuführen, weil es fih um ſolche Berbindlichfeiten handelte, 
welche er weder bezahlen, noch auch die Ablaſſung von den. 
felben erzielen fonnte, kann deshalb feine Rüdjicht genommen 
werden, weil der Geklagte nicht näher ausgeführt hat, worin 
die Unmöglicdhleit der Durchführung der Depuration beftand, 
auch darüber feine Beweiſe angeboten und überdies nicht 
nachgewieſen hat, daß er nad) jeiner Möglichkeit etwas unter- 
nommen bätte, um die Depuration durchzuführen (88 897 
und 710 a. b. G. B.). Ebenſo unentjcheidend iſt e8, Daß die 
Raften, welche der Geflagte hätte depuriren follen, in das 
neue Grundbuch nicht übertragen wurden, weil dieſer Um⸗ 
ftand nur dann rechtlich von Belang wäre, wenn für die 
Durchführung der Tepuration feine Friſt beftimmt geweſen 
wäre, was jedoch hier nicht der Fall ilt. 

Ueber Appellation des Gellagten änderte das Ober⸗ 
Iandeögeriht das erftrichterlihe Urtheil ab und wies die 
Klage aus folgenden Gründen ab: Die im Kaufvertrage 
vom 24. October 1842 vorfonımende Beftimmtung, daß der 
Berfäufer innerhalb eines Jahres die Depurirung durchzu⸗ 
führen babe und erſt dann den Raufichillingäreh erhalten 
—— kann nur dahin erklärt werden, daß der Anſpruch des 

erkäufers auf den Kaufſchillingsreſt erſt mit dem Zeit⸗ 
punkte beginne, ſobald die Depuration der Laſten wirklich 
durchgeführt fein wird. Dur den Grundbuchsſtand der in 
Rede ftehenden Realität ift nachgewiejen, daß die zu depu- 
rirenden Laſten zum Theile im Jahre 1856 zur Löſchung 
gebracht, zum Theile jedoch im alten Grundbuche überhaupt 
nicht gelöicht wurden, aber in das neue Grundbuch, welches 
am 31. März 1886 feine rechtliche Wirkfamleit erlangt hatte, 
nicht übertragen wurden. Unter diefen Umſtänden kann der 
Zauf der Verjährungszeit erft vom 31. März 1886 beginnen, 
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weil erjt mit dieſem Zeikpunkte die Realität von allen int 
Raufvertrage angeführten Lafteu befreit war, daher auch der 
Geklagte das Recht Hatte, die Bezahlung des Kaufichillings- 
teftes zur verlangen und von einer Verjährung nach 8 1478 
a. b. G. B. nur dann gefprochen werden Tann, wenn Semand 
ein Recht, das an fich Schon hätte ausgeübt werden können, 
nicht gebraucht. Vom 31. März 1886 ift jedoch der nad 
81478 a. b. G. 8. zur Verjährung nothiwendige Beitraum 
hoch nicht abgelaufen. 

Sn Stattgebung der ordentlichen Reviſionsbeſchwerde des 
. Kläger3 ' fand der oberfte Gerichtshof das oberlandesgericht- 
fiche Urtheil abzuändern und das erftrichterliche Urtheil wie- 
derherzuftelen.. Gründe: Die in den Kaufvertrag- vom 
24. October 1842 aufgenommene Beitimmung, daß der Ber- 
Täufer U. den Kaufpreisreft zu erhalten habe, jobald er die 
von ihm übernommene Depurirung der in dem Bertrage 
angeführten Laften durchgeführt haben werde, kann nicht als 
eine Bedingung im Sinne des $ 696 a. b. G. B. angejehen 
werden. Denn ed wurde nicht das Mecht des U. auf den 
reftlihen Kaufpreis von einer Ereignung — der Durchfüh- 
rung der Depurirung — abhängig gemacht; dieſes Recht 
ftand ihm auf Grund des Kaufvertrages fofort zu, weil er 
durch diefen das Recht auf die vereinbarte Kauſſumme nach 
8 1052 0.5. ©. B. erworben hat, und e3 wurde vielmehr 
lediglich der Beginn der Wirkſamkeit dieſes Rechtes bis zu 
dem Zeitpunfte Hinausgefchoben, in weldem U. die Depu- 
rirung durchgeführt Hätte. Dieſe Vorausſetzung der Wirk⸗ 
fanıfeit feines Nechtes herbeizuführen, Tag aber lediglich in 
dem Willen des Geklagten und fie lag feit dem Apfchluffe 
des Vertrages, zum mindeften feit einem Jahre nah Abſchluß 
desjelben, alfo jeit 24. October 1843, in feinem Willen, zu- 
mal der Gellagte den Beweis, daB ihm die Depurirung aus 


objectiven Gründen durchzuführen unmöglich war, nicht er-- 


bracht Hat und die Möglichkeit jener Durchführung dadurch 
anerfannt hat, daß er jelbft fich in dem Vertrage eine blos 
einjährige Frift zu der Depurirung ausbedungen bat. Hier- 
nad) Tiegt es aber auf, daß es dem Geflagten feit dem Jahr 
1843, alſo feit weit mehr als 30 Jahren möglich war, fein 
Recht auf dem ftreitigen Kaufpreisreft im Sinne des 8 1478 
a. b. G. B. auszuüben, da e3 in feinem Willen ftand, die 
Depurirung durchzuführen und dann fofort die Zahlung zu 
verlangen, eventuell klagbar aufzutreten. Die entgegengefekte 
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Auffaffung müßte zu der Confequenz führen, daß das Recht 
de3 Gellagten zu einem unverjährbaren würde, mas dem 
Weſen der Verjährung wiberjtreitet; e3 Tann aber auch die 
Nichterfüllung der eigenen Berbindfichfeit jeitend des Ge⸗ 
klagten für diefen nicht den Bortheil erzeugen, daß dadurch 
die Verjährung feines Rechtes aufgehalten werde. Das Geſetz 
fordert, um den Rechtöverluft durch Beitablauf herbeizuführen, 
im $ 1478 0.6. ©. 8. nur, daß das bezügliche Recht nicht 
ausgeübt wurde; daß e3 an fich hätte ausgeübt werden 
fönnen, und daß diefer Nichtgebrauch des Rechtes durch 
30 Zahre andauerte. Ob der Berechtigte eine anderweitige 
Thätigkeit auszuüben Hatte, um den Gebrauch des Rechtes 
zu verwirklichen, wird vom Geſetze nicht unterfchieden ; es 
liegt ſonach das vom Geſetze aufgeftellte Erforderniß der 
Möglichkeit der Rechtsausübung auch dann vor, wenn, wie 
hier, der Berechtigte eine in feinem Willen Tiegende Leiftung 
vornehmen muß, um fein Recht ausüben zu können. Nimmt 
er dieje Leiftung nicht vor, dann liegt e3 in feinem Ber- 
jhulden, wenn er fein Recht nicht ausüben konnte und ein 
Verſchulden Tann nach allgemeinen Rechtögrundfäßen nie ein 
Recht erzeugen, jomit auch die Verjährung nicht aufhalten. 
Der Anficht des Oberlandesgerichtes, daß die Verjährung im 
vorliegenden Yale erſt feit der Durchführung der Depu- 
rirung, beziehungsweife der Wirkjamfeit der neuen Grund- 
bücher zu laufen beginne, kann jonach nicht beigetreten wer⸗ 
den; vielmehr begann dieſe Verjährung ſpäteſtens mit dem 
24, October 1843 und iſt längſt vollendet. Der Klage ift 
daher vom erften Richter mit Necht ftattgegeben worden. 


Nr. 373. 
Die Arage, ob der Befiger einer Anftalt für elehtrifhe Releuchtung 
berechtigt fet, einem mit den Bedungenen Bablungen fäumigen Aunden 
den efektrifhen Strom adzufperren, eignet id nidt zur Entſcheidung 
im Befigflörungsverfaßren. 
Entiheidung vom 7. November 1894, 8. 13.155. — II. Senat. 


Laut des zwilchen dem A., Gaftwirthe, und dem B., Be- 
figer einer Anktalt für eleftriiche Beleuchtung, —E 
Vertrages Hatte der Letztere dem Erſteren für deſſen Gaſt⸗ 
hauslocalitäten die elektriſche Beleuchtung gegen Entgelt zu 
liefern. Infolge dieſes Vertrages bezog A. vom Herbſt 1893 
bis 6. Auguſt 1894 für die genannten Localitäten die Ber 
leuchtung aus dem Efeftricitätswerke des 8. Am 6. Auguft 
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1894 fchaltete 8. Mangel Zahlung des bedungenen Ent⸗ 
gelte8 ohne vorhergegangene Kündigung den elektriichen 
Strom zum Locale des A. aus. Lebterer erachtete fich im 
zubigen Nechtöbefige zur Benützung diefer Leitung geftört 
und belangte den B. mittelft einer Befigftörungsflage. 
Die erſte Inſtanz gab dem Klagebegehren ftatt, weil 
Kläger jih auf Grund des Bertrage® und der durch drei 
Bierteljahre fortgejegten Benügung in dem ungeftörten Rechts⸗ 
befite auf Zuführung des efeftriiden Stromes zur Beleuch- 
tung feines Gafthauslocales befand und der Gellagte, indem 
er die Beleuchtungsquellen abiperrte, ſtörend in diefen Nechts- 
bejig eingegriffen hat. 
. Ueber Recurd de B. hat das Oberlandesgericht das 
Klagebegehren abgeiviefen mit naltehenber Begründung: 
Wenn auch der Kläger von dem Beſitze der eleftriichen Lei- 
tung und dem Rechte zur Benützung derjelben fpricht, fo 
geht doch aus den Brocefangaben hervor, daß Kläger eigent- 
li behauptet, im Beſitze des Rechtes, von dem Geklagten 
die Lieferung des elektrifchen Stromes für - fein Gafthaus 
zu verlangen, fih zu befinden, und daß Kläger durch den 
Schub dieſes Rechtes bezwedt, den Geflagten zur weiteren 
Lieferung des eleftriihen Stromes, melchen derjelbe megen 
Nichtzuhaltung der vertragsmäßigen Gebühr eingeftellt Hat, 
zu verhalten. Es Handelt ſich daher um die Frage, welche 
rechtliche Natur dem obengenannten Bertrage zufommt und 
ob die Nichtzuhaltung einer jolchen Bertragsverpflichtung im 
Wege des Beligftörungsverfahrens verfolgt, beziehungsmeile 
. die Erfüllung einer ſolchen Bertragsverbindlichleit auf dieſem 
Wege erzwungen werden könne. Vie erjte Frage muß dahin 
beantwortet werden, daß im gegebenen Yalle ein Lohnvertrag 
im Sinne der 88 1151 und 1152 a. b. G. 8. vorliegt, weil 
es fich bei der Lieferung des zur Beleuchtung ber Gebäude 
erforderlichen eleftriihen Stromes nit nur um bie Bei- 
Ihaffung einer Sade, fondern um eine von dem zweiten 
Vertragsgenoſſen zu leiftende Thätigleit handelt, durch welche, 
jet e8 nun durch menfchliche Thätigkett oder durch Mafchtnen, 
oder durch beide, der eleftriiche Strom erzeugt und ber ent- 
iprechenden Verwendung zugeleitet wird. Kläger ftrebt da- 
her mit jeiner Klage lediglich die Erfüllung einer vertragd« 
mäßigen Berbindlichfeit an, zu welcher ber Geflagte aber 
nur im ordentlichen Rechtswege und nicht im Befigftörungs- 
verfahren verhalten werden Tann, meil von einem facttfchen 
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Beſitze bes Klägers bezüglich der Arbeitsfraft des zur Er- 
zeugung des eleftriichen Stromes Berpflichteten feine Rede 
jein kann und ein folcher Beſitz überhaupt nicht denkbar tft. 

Der oberfte Gerichtshof hat über den Reviſionsrecurs 
des Kläger die oberlandesgerichtliche Erledigung in der 
Erwägung beftätigt, daß nach der übereinftimmenden Dar- 
ftelung beider Parteien das im vorliegenden Gtritte zur 
Erörterung gelangende Rechtsverhältniß darin befteht, daß 
der Kläger mit dem Gellagten einen Vertrag dahin abge- 
ſchloſſen Hatte, daß der Gellagte fich verpflichte habe, dem 
Kläger gegen einen beitimmten monatlichen Preis den 
eleftrifchen Strom zur Beleuchtung feines Locales zuzu⸗ 
Teiten, daß jedoch in die Erörterung und Würdigung der 
aus diefem Vertragsverhältniffe für beide Theile ſich er- 
gebenden gegenfeitigen Rechte und Verpflichtungen im Beſitz⸗ 
ftörung3verfahren nicht eingegangen werden kann, daher die 
vorliegende Klage zu einer Enticheidung in diefem Verfahren 
fich nicht eignet. 


Nr. 374. 


Wird durch die Bewilligung der Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand die urtheilsmäßig ausgefprogene Abweifung der Klage Befeitigt, 
fo ifk dur Deren innerhalb der geſetzlichen Sriſt erfolgte Einbringung 
und gehörige Horfegung die YVerjäßrung des geltend gemachten BMedtes 
nach 81497 a. 5. 6. M. als unterdroden anzuſehen. 
Entſcheidung vom 8. Rovember 189, 3. 10.797.*) — IV. Senat. 


Mit Klage vom 18. April 1888 begehrte A., Bremſer 
im Dienfte der Eilenbahn B., von der leßteren auf Grund 
des 8 1 des Geſetzes vom 5. März 1869, R.G. Bl. Nr. 27, 
Erfatleiftung wegen einer jchweren körperlichen Verlegung, 
Die er fi in der Nacht vom 2. Sänner 1888 in Ausübung 
feined Dienftes zugezogen Hatte. Mit Urtbeil erfter Inſtanz 
vom 5. November 1889 und zweiter Inftanz vom 30. De- 
cember 1889 wurde das Klagebegehren abgemwiejen, indem 
beide Gerichte bei der Prüfung der Sachlage und des Be- 
weisergebnifjes zu der Ueberzeugung kamen, daß der Kläger 
ben Unfall, der ihn getroffen Hatte, durch jein eigenes Be⸗ 
nehmen verjchuldet hatte. Noch vor Fällung des zweit. 


*) Siehe: Oberftgerichtliche Entſcheidungen vom 8. November 1859, 
. 12.875 (Sammlung Slafer-Unger Nr. 04); — und vom 2. Juli 1880, 
8 7481 (ibidem Nr. 8039). 
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inftanzlichen Urtbeiles überreichte U. am 2. December 1889 
die Klage um Wiedereinfegung in den vorigen Stand wegen 
ſchlechter Vertretung gur Einbringung einer neuen Klage. 
In Erledigung der Reſtitutionsklage wurde Traft gleidh- 
lautender Urtheile erfter und zweiter Inſtanz vom 16. De- 
cember 1890 und vom 11. März 1891, unter Behebung der 
im Hauptprocefje ergangenen abweislichen Urtheile, dem 
Kläger die begehrte Reftitution, bedingt durch einen von 
ihm abzulegenden Haupteid, bewilligt; am 23. Juni 1891 
legte Kläger den Eid ab und am 27. Auguft 1891 brachte 
er die neuerliche Klage ein, worin er dasſelbe Begehren, wie 
in der Klage vom 18. April 1888 ftellte. Am Laufe des 
neuen Brocefjed, und zwar am Schluſſe ihrer lehten Rede 
erhob die Gellagte, auf die Beftimmung der 88 1489 und 
1497 a. b. G. B. geftügt, die Einwendung, daB die von W. 
‚ geltend gemachten Schadenerfaganiprühe zur Gänze, oder 
doch mindeſtens theilmeije (injofern bdiefelben die Zeit vor 
dem 27. Anguſt 1888, das ift drei Jahre vor der Einbringung 
der zweiten Klage betreffen) durch Verjährung erlofchen jeten. 
Das Gericht erfter Inſtanz wies das Klagebegehren aus 
materielltechilichen Gründen ab, ohne ſich mit der Frage der 
an oeien erjährung der Hägeriichen Erſatzanſprüche zu 
affen. | 
Der Appellation des Klägers theilweiſe flattgebend, 
änderte das Oberlandesgericht das erftrichterliche Urtheil da- 
hin ab, daß dem Kläger ein Theil der erhobenen Erſatz⸗ 
anſprüche zuerlannt wurde, wobet rüdjichtlich der von der 
Gellagten erhobenen Einwendung der Verjährung bemerkt 
wurde, daß Diefelbe nicht als ftatthaft zu erfennen jet, weil 
zwar vom 2. Jänner 1888 bis zum Klagsdtage, das ift dem 
27. Auguft 1891, mehr al3 drei Jahre verfloflen feien, allein 
ſchon durch die erfte Klage vom 18. April 1888 und den 
betreffenden Proceß eine jo bedeutende Unterbrechung ftatt- 
gefunden habe, daß diefe Einwendung nicht begründet ift. 
Dieje Anficht des Oberlandesgerichtes fand der oberfte 
Gerichtshof, bei Abweiſung der Nevifionsbeichwerde der 
Geklagten, aus folgenden Gründen aufrecht zu erhalten. 
. Der dem Kläger zugeftoßene Unfall, welcher dem. geitellten 
Shead mer ſapan pruche zu Grunde liegt, hat ſich in der Nacht 
vom 1. auf den 2. Jänner 1888 ereignet, und hat der 
Kläger bereit in der am 18. April 1888 eingebrachten 
Klage dieſelben Schadenerfaganfprüche geftellt, wie dieſelben 
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in der nunmehr vorliegenden neuen Klage vom 27. Auguft 
1891 erhoben werden. Allerdings wurde der Kläger mit dem 
in der feinerzeitigen Klage vom 18. April 1 geitellten 
Begehren durch das obergerihtlich unter dem 30. December 
1889 beftätigte erftrichterliche Urtheil vom 5. November 1889 
unbedingt und zur Gänze rechtöfräftig adgewieſen. Allein 
demungeadhtet ‚findet in dem vorliegenden Falle die Schluß⸗ 
beftimmung des 8 1497 a.6. ©. B. deshalb feine Anwen⸗ 
dung, weil infolge der Wiedereinfegungsllage des Klägers 
vom 2. December 1889 mit den Wrtheilen erfter Inſtanz 
vom 16. December 180 und des Überlandesgerichtes vom 
il. März 1891 (bedingt) das abweisliche erftrichterliche Ur- 
theil vom 5. November 1889 aufgehoben und dem Kläger 
die Wiedereinfegung in, den vorigen Stand zur Unbringun 
einer neuen Klage ertheilt wurde, diefe Bedingung aber Durch 
Ablegung des fententiontrten, dem Kläger zurüdgejchobenen 
Haupteides ſeitens des Klägers erfällt wurde, rüdjichtlich 
eingetreten if. Da ſonach die rechtäfräftige Abweiſung der 
erften, am 18. April 1888 eingebrachten Klage bejeitigt 
wurde, ericheint durch deren innerhalb der dreijährigen Frift 
des 8 1489 a. b. ©. B. erfolgte Einbringung und gehörige 
Fortſetzung die Verjährung des Hägerifchen Schaderterjaß- 
anſpruches nad) 8 1497 (erfter Sag, zweiter Fall) unter- 
brochen, und zwar umſomehr, als die Wiedereinjegungsflage 
bereit3 am 2. December 1889 eingebracht worden, und das 
erftinftanzliche Urtheil über diefelde am 16. December 1390, 
alſo noch innerhalb der Triennalverjährungsfrift erfloffen ift, 
und die Gellagte durch die unbegründet erfannte Appellation 
gegen dasſelbe die Anbringung der neuerlihen Klage durch 
den Kläger innerhalb des im $ 1489 a. b. G. B. normirten 
Beitraumes verhindert hat, was umfomehr in das Gewicht 
fällt, al3 die vom 3. Jänner 1888 an angeiprocdhene Jahres⸗ 
vente dem Släger (im herabgeminderten Betrage) erjt vom 
16. April 1888 angefangen zunerfannt worden ift. 
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Die Dur das rehtshräfig erwirkte Verbot auf eine Forderung ge- 
ſchaffene Aechtslage wird dur eine ſpätete Gefhon diefer Soreerung 
wigt Berührt, fondern beſtebt au) dem Geffioner gegenäüßer unver- 
ändert fort. 
Enticheibung vom 14. November 1894, 37 10.363.*) — I. Senat. 


Das Klagebegehren des Inhaltes: der Geflagte B. ſei 
Ihuldig, das Eigentbum. der Klägerin U. an der von ihr 
mit Ceſſion vom 7. September 1892 erworbenen Forderung 
des C. anzuerfennen, und die von dem Geklagten auf diefe 
Torderung mit Beicheld vom 20. Februar 1893 erwirkte 
erecutine Pfandrechts⸗ reſp. Superpfandrechtäertheilung habe 
nicht ftatt, wurde vom eriten Richter ausfolgenden Gründen 
abgewielen : 

Auf die fragliche Forderung des E. Hat der Gellagte B. 
mit Beſcheid vom 29. Auguft 1892 das Verbot zur Sicher- 
ftelung einer ihm gegen C. zuftehenden Forderung erwirft, 
und e3 wurde ber jpäter rechtskräftig gewordene Berbots- 
beicheid fammtlichen Betheiligten nody vor dem 7. September 
1892, als dem Datum der Leifion, zugeftelt. Wenn es nun 
auch richtig iſt, daß C. durch das Werbot nicht gehindert 
war, feine mit Verbot belegte Forderung zu cediren, wenn 
alfo auch die in Rede ftehende Ceſſion diejer Forderung an 
die Klägerin an fich giltig tft, jo kann diefe Geifion dem 
Berbotswerber gegenüber nur injofern rechtswirkſam fein, 
als durch diefelbe nicht feine, durch das Verbot propiforifch 
fihergeftellte Forderung tangirt wird. Die Klägerin Tonnte 
daher die ihr cedirte Yorderung am 7. September 1892 nur 
ald mit dem damals bereits beftandenen Verbote zu Gunſten 
des B. belaftet erwerben und dies umjomehr, als fie er- 
wiejenermaßen von dieſem Verbote Kenntniß hatte. Die 
Klägerin kann jomit feineswegs das Eigenthum der Ge- 
jammtforderung beanjpruchen, und es war das Klagebegehren 
abzuweijen. — 

Das Oberlandesgeriht hat das erftrichterliche Urtbeil 
beftätigt.. Gründe: Aus der Beftimmung des $ 374 mw. g. 
G. O. geht unzweideutig hervor, daß die Maßregel des Ver⸗ 
bote3 gegen den Schuldner jelbft gerichtet ift und nicht gegen 
den Dritten, der gemäß 8379 w. g. G. O. nur erinnert wer- 


*) Siehe oberitgerichtliche Entiheibung vom 23. März 1858, 3. 2137 
(Sammlung Glafer-Unger Nr. 529). 
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den muß, daß er das in Verbot gezogene Gut nicht aus⸗ 
folgen dürfe ; gerade darin, daß dem dritten Inhaber unter- 
jagt wird, Verfügungsacte des Eigenthümers zu beachten 
und in Ausführung zu bringen, Tiegt der Beweis, daB durch 
dag Verbot dem Eigenthümer der damit belegten Sachen das 
Recht über Ddiefelben zu verfügen, entzogen wird. Dafür 
bietet auch die Beftimmung des 8 382 w. g. G. O. einen 
Beleg. Der Schuldner, gegen den das Berbot auf eine ihm 
wider einen Dritten zuftehende Yorderung erwirkt worden 
ift, erjcheint daher nicht berechtigt, fich derfelben im Wege 
der freiwilligen Abtretung zu entäußern. Wenn man aber 
felbft annehmen will, daß die Abtretung einer mit Verbot 
belegten Forderung zuläffig jet, jo wäre demungeachtet das 
vorliegende Klagebegehren nicht gerechtfertigt; denn ebenfo- 
wenig, al3 der Schuldner den Släubiger verhindern Tann, 
ans der zur GSicherftellung des letzteren mit dem Verbote 
belegten Forderung ſich im Erecutiondwege Befriedigung zu 
verichaffen, befindet fich derjenige, an welchen dieſe Forde- 
tung abgetreten wurde, in der Lage, gegen dieſe Erecutiong- 
führung aus der zwifchenweiligen Abtretung eine Einwen- 
dung zu erheben, wenn er zur Zeit derfelben von dem be- 
ftehenden Verbote Kenntniß gehabt und dennoch Diefelbe an- 
genommen bat, was eben bet der Klägerin der Fall ift. 

Der oberite Gerichtshof Hat die außerordentliche Revi⸗ 
fionsbefchwerde der Klägerin zurüdgemwiefen. Gründe: Die 
Klägerin Hat in der Reviſionsbeſchwerde felbft zugegeben, 
daß das vom Gellagten rechtskräftig erwirkte Verbot in 
erfter Linie gegen feinen Schuldner E. wirkfam ift, und in 
der That ift die an den Schuldner des E. ergangene Wei- 
fung, die Forderung bei Vermeidung der Doppelzahlung an 
niemand zu zahlen, nur eine Nechtöfolge der Bewilligung 
de3 Berbotes. Ebenſo Hat die Klägerin anerkannt, daB durch 
die Ceſſion das Verbot nicht alterirt wird; daraus folgt, daß 
die Klägerin, welche jchon vor Errichtung der Ceſſion von 
dem Beſtande des Berbotes volle Kenntniß hatte, durch Die 
Ceſſion nur in die Rechte und Pflichten des C. getreten ift; 
und daß fte ſich der Erecutionsführung durch die fragliche 
Pfändung ebenfomwenig widerfegen fann, als dieſes ©. ion 
hätte thun können, mit einem Worte, daß die Necht3lage, 
welche durch das Verbot gejchaffen wurde, durch die Ceſſion 
nicht im Mindeften alterirt werden konnte, fondern aud 
gegen: die Klägerin aufrecht bleibt. 
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Der Anfechtung nad dem Gefehe vom 16. März 1884, U. 6. BI. Mr. 36, 
unterliegt auch eine vom Gridatar vor der Goncurseröffnung feinem 
augeßlichen Gläubiger ansgefiellie Beweisurkunde. 
Enticheibung vom 14. November 1894, 3 12.628. — VII. Senat. 


Drei Tage vor der Concurseröffnung ftellte der Criditar A., 
protoflollirter Kaufmann, dem B. eine Schuldurfunde aus, 
worin er die Darlehensforderung per 610 fl. anerlannte und 
für diejelbe das Pfandrecht auf jeine Realität einräumte. Auf 
Grund dieſes in gehöriger Form ausgeftellten und gerichtlich 
legalifirten Schuldfcheines erwirkte B. no) an demfelben 
Tage die Pfandrechtzeinverleibung, und meldete jpäter jeine 
Forderung per 610 ff. bei der Concursmafje ded A. an; da 
fie aber für nicht liquid erklärt wurde, trat er gegen die 
Concursmaſſe Hagbar auf, nıit dem Begehren anf Anerkennung 
der Liquidität der Forderung und Einreihung berjelben in 
die dritte Elafje der Loncurägläubiger. 

Das Gericht eriter Inſtanz wies Die Klage aus nadj- 
ftehenden Gründen unbedingt ab. In dem vorliegenden 
Falle find die folgenden Fragen zu entjcheiden: Iſt im Falle 
eines Concurſes der Concursmaffeverwalter berechtigt, die 
Nichtigkeit einer durch eine einverleibungsfähige und that⸗ 
fächlich einverleibte Schuldurfunde bewiefenen Forderung zu 
beftreiten? Sind in dem gegentwärtigen GStreite die Vor⸗ 
Ichriften des Anfechtungsgejebes vom 16. März 1884, R. ©. Bl. 
Nr. 36, anzuwenden, oder follen diefe vor der Beitimmung 
bes SHofdecretes vom 1. März 1787, 3. ©. ©. Nr. 636, 
zurüdtreten? Liegt dem mit der Einwendung non numera- 
tae pecuniae fich vertheidigenden, beziehungsweije die Rechts⸗ 
Bandlung anfechtenden Concursmaſſeverwalter die Beweislaſt 
ob, daß die Zuzählung der Valuta thatſächlich nicht erfolgt 
jei? Die Beantwortung dieſer Fragen mußte zu Gunften 
der geflagten Concursmaſſe erfolgen. Es ift zunächſt zu be- 
merlen, daß eine Umgehung der Beitimmungen des An- 
fechtungägefeßes vom 16. ar 1884, R. ©. Bl. Kr. 36, 
indbefondere der auf dieſen Rechtsſtreit Bezug habenden 
85 5 und 6 nicht geftattet fein fann, wenn fonft dieſes Ge- 
ſetz nicht illuforifch werden fol, und daß die Anfechtungs- 
gründe nicht blos mittelft Klage, ſondern auch in der Ein- 
rede geltend gemacht werden Tönnen. Dem Kläger wäre nun 
“vor Allem obgelegen, zu beweijen, daß durch den auf. ber 
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ſchuldneriſchen Realität bücherlich einverleibten Schuldfchein 
den übrigen Gläubigern des Cridatars ein Schade nicht zu- 
gefügt worden ſei. Einen ſolchen Beweis hat Kläger nicht 
angeboten, um fo. weniger erbradht. Vielmehr hat das Ge- 
richt als erwiejen angenommen, daß ſowohl auf Seite des 
Cridatars A. als Schuldners, als auch auf Seite des Klägers, 
als angeblichen Glänbigers, die Abjicht vorhanden war, die 
übrigen Gläubiger zu verfürzen. Dies geht Har hervor aus 
der akt, mit welcher die Ausfertigung des Schuldjcheines 
erfolgte, deffen Ueberreihung bei Gericht und Erwirfung der 
Pfandrechtseinverleibung; ferner aus dem Umiftande, daß 
feine einzige von den angeblichen Forderungen, welche viele 
Monate früher entitanden fein follen, in den Handelöbüchern 
des Cridatars eingetragen war und aus der auffallenden 
Thatfache, daß dem Kläger zur Erweifung der einzelnen 
Forderungen und ihres Gefammtbetrages nur das letzte Be- 
mweismittel des Haupteides, welcher aber dem Maflevermalter 
nicht aufgetragen werden kann, zu Gebote fteht. Alle diefe 
Umftände foffen die Fägerifchen Anſprüche als zweifelhaft 
erfcheinen, was nad) dem Anfechtungsgefege, nach welchem 
dem Gerichte die freie Beweismwürdigung zufteht, um jo mehr 
berüdfichtigt werden muß, al3 der Kläger die Entftehung 
feiner Forderung per 610 fl. rüdfichtlich eines Theilbetrages 
von 243 fl. auf ein bares Darlehen und rüdfichtli der 
Beträge von 170 fl. und 300 fl. auf zwei von dem Kläger 
für ein Greditinftitut acceptirte Wechſel zurüdführt, auf welche 
U. die Baluta erhalten Haben fol. Dem Kläger müßte 
jedenfall3 ein Urkunden und Zeugenbeweis zu Gebote ftehen, 
welcher Hier umgangen werden will, wenn die einzelnen That- 
fachen über da3 Entftehen der Forderungen auf Wahrheit 
beruhen würden. 

Ueber Appellation des Klägers änderte das Oberlandes- 
gericht das erftrichterliche Urtheil ab und gab dem Sllage- 
egehren vollinhaltlich ftatt. Gründe: Der erfte Richter hat 
diefen Streit unrichtig von dem Standpunkte des Anfechtungs- 
eſetzes, insbeſondere der 885 und 6 desſelben entichieden. 
Ent cheidend ift Tediglich die Frage, ob die Hägerifche Dar- 
lehensforderung per 610 fl. der geflagten Concursmaſſe gegen- 
über zu Recht bejteht oder nicht. Die geflagte Concursmaſſe, 
nachdem fie da3 ganze auf Anerkennung der Liquidität, der 
Forderung per 610 fl. gerichtete Klagsfactum widerjprochen 
hatte, erhebt nachjtehende Einwendungen; Die Darlehens» 


160 III. 376, 


valuta fei dem Eridatar nicht zugezählt worden, die An- 
meldung und Einverleibung der Forderung per 610 fl. fei 
zum Nachtheile der Gläubigerichaft erfolgt und daher nach 
dem Geſetze vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, att- 
fechtbar. Der Anfechtungsanſpruch Tann wohl nach 8 16 des 
Unfechtungsgejeges auch im Wege der Einrede, daher Ein- 
wendung, geltend gemacht werden, jedoch aber nur dann, 
wenn überhaupt die Bedingungen der Anfechtbarkeit gegeben 
find. Bu einer ſolchen nothwendigen Bedingung gehört aber 
nach 88 5 und 6 des Anfechtungsgejehes eine beftimmte Rechts⸗ 
handlung des Geneinſchuldners, welche einem einzelnen Gläu- 
biger für jeine Forderung Gicherftellung oder Befriedigung 
gewährt, die er Überhaupt nicht, oder nicht in der Art, oder 
nicht au der Zeit zu beanſpruchen hatte. Bei der Anmeldung 
einer Forderung zu der Concurdmaffe fehlt aber jede Mit- 
wirkung ſeitens des Gemeinfchuldners; und es ift deshalb 
gleichgiltig, ob dieſe zum. Nachtheile der Gläubiger erfolgt 
ift, weil in der Regel jede Anmeldung den anderen Gläubigern 
nachtheilig ift. Die Anmeldung kann demnach als eine Nechts- 
handlung des Gemeinfchuldnerd nicht angejehen werden und 
unterliegt daher nicht der Anfechtung. Was die meitere 
Einwendung anbelangt, daß die Einverleibung der Forderung 
per 610 Sl. zum Nachtheile der Gläubiger erfolgt fei, jo kann 
dieſe Frage hier nicht entichieden werden, weil mit vorliegender 
Klage nicht die erwirkte Pfandrechtdeinverleibung geltend ge- 
macht wird, und die Frage, ob das Pfandrecdht den Übrigen 
Släubigern, beziehungsweile der Concursmaſſe gegenüber 
wirkſam fei oder nicht, ganz unabhängig tft von der Trage, 
ob die Forderung felbft zu Recht befteht, da eine Forderung 
beitehen fann, wenn auch das für diefelbe erwirkte Pfand- 
recht nach dem Anfechtungsgejebe rechtsunwirkſam wäre. Die 
geflagte Concursmaſſe hat überdied in der Appellationdeinrede 
zugegeben, daß fie die Rechtsunwirkſamkeit der Pfandrecht3- 
einverleibung mit befonterer Klage bei dem zuftändigen Bezirks⸗ 
erichte geltend macht; diefe Entſcheidung darf daher der Ent- 
heibung in der bei dem Tabulargerichte anhängigen Rechtsſache 
nicht präjudiciren. Die Einwendung der Anfechtbarkeit ift 
fomit unbegründet. Inſoweit die Einwendung der nicht zu- 
gezählten Baluta in Frage kommt, muß hervorgehoben werden, 
daß hier die —— der Beweismittel nach den ſtrengen 
Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung zu beurtheilen 
ift, weil ber Nechtöftreit im ordentlichen fchriftlichen Verfahren 
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durchgeführt wurde. Durch den in Mede ftehenden Sculd- 
jchein, welcher, in geſetzlicher Form ausgefertigt, in Bezug 
auf die Echtheit der Unterjchrift des Schuldners gerihtlil 
beglaubigt erjcheint, ift nah $114 a. G. O. und $2 des Ge⸗ 
feßes vom 4. Juni 1882, R. &. BI. Nr. 67, dem Schuldner 
gegenüber, defien rechtliche Stellung nunmehr die Koncurs 
mafje einnimmt, der volle Beweis hergeftellt, daß die dajelbft 
angeführte Darlehendvaluta zugezählt worden ift, und es kaun 
dem Gläubiger nach der Vorſchrift des kaiſerlichen Patentes 
vom 1. März 1787, J. G. S. Nr. 636, ein weiterer Beweis 
darüber nicht aufgebürdet werden, ob und auf welche Art die 
Valuta zugezählt wurde, fondern der Geflagten, welche den 
Inhalt des Schuldicheines widerſprochen Hatte, würde obliegen, 
den Beweis zu erbringen, daß die Buzählung des Geldes 
nicht erfolgt iſt. Diesſalls beſchränkt ſich Die Gellagte, hier- 
- über dem Kläger den irreferiblen Hanpteid aufzutragen und 
begründet die Srreferibilität damit, daß ihr, beziehungsiweife 
dem Koncurdmafjeverwalter hievon aus eigener Wahrnehmung 
nichts befannt fei, und daß fich der Lebtere blos auf eine 
Bermuthung ftüße, da in den Handelsbüchern des Eridatars 
die Forderung nicht eingetragen ift. Diefe Behauptungen 
genügen nad) dem Hofdecrete vom 26. April 1842, J. G. S. 
Nr. 640, jedoch nicht, um die Srreferibilität des Haupteides 
zu rechtfertigen, weil der Umftand, daß diefe Schuld in den 

andel3büchern des Cridatars nicht eingetragen ift, gegen den 

läger, welchem eine jede Mitwirkung bei Führung dieſer 
Bücher fehlt, nicht beweiswirkend jein kann und weil überdies 
der Gellagten die Möglichkeit, ja jogar die Verpflichtung ob- 
lag, fi) über den betreffenden Umftand beim Cridatar eine 
gehörige Information zu verſchaffen und nad) Beichaffenheit 
derfelben diejen Eid dem zur Vertretung der geflagten Con⸗ 
cursmaſſe berufenen Cridatar rückſchiebbar aufzutragen. Die 
Zulaſſung de3 irreferiblen Haupteides hätte unrichtigerweife 
die Verſchiebung der Beweislaſt zur Yolge, weshalb auch 
dieſe Einmendung unbegründet tjt und dem Klagebehren daher 
ftattzugeben mar. 

Meber die ordentlihe Reviſionsbeſchwerde der geklagten 
Concursmaſſe änderte der oberſte Gerichtähof die beiden unter- 
gerichtlichen Urtheile ab und machte das Obfiegen des Klägers 
von dem Ergebnifie des Beweiſes durch die der Geklagten 
aufgetragenen referiblen Haupteide über das Entftehen der 
einzelnen Zheilforderungen und ihrer Verzinſungspflicht ab- 

Entfcheibungen IX. il 
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Hängig. Gründe: Die NRechtsfrage diejes Proceſſes geht 
dahin, ob eine vom Cridatar vor der Eröffnung des Concurſes 
feinem angeblichen Gläubiger ausgeftellte Beweisurkunde der 
Anfechtung unterliege? Das Unfechtungsgeieb vom 16. März 
1884, R. G. Bl. Nr. 36, ſetzt im 81 im Allgemeinen feft, 
daß nach) der Eröffnung des Concurſes früher vorgenommene 
Nechtshandlungen, welche das Vermögen des Gemeinſchuldners 
betreffen, nach Maßgabe der Beftimmungen des erften Ab- 
ſchnittes des citirten Gejehes angefochten und den Gläubigern 
gegenüber als unwirkſam erklärt werden fönnen. Daß die 
Ausftelung einer Beweisurkunde eine Nechtshandlung des 
Gemeinfchuldners tft, die, wenn fie das Vermögen desjelben 
betrifft, für den Gläubiger rechtliche Nachtheile bewirken ann, 
ergibt der diefer Entjcheidung zu Grunde Tiegende Sachverhalt, 
insbejondere aber die der Klage (eben auf Grund einer Be- 
weisurfunde) unbedingt ftattgebende Entjcheidung der zweiten 
Suftanz. Wenn der Gemeinjchuldner dem Kläger jene Ur- 
funde nicht auögeftellt Hätte, fo traf den Kläger die Ver- 
pflichtung, feine angebliche Forderung der Gläubigerjchaft 
gegenüber auf eine andere Art zu beweiſen; Dagegen hat jene 
vom Gemeinjchuldner ausgeftellte Urkunde nad) den Grund- 
ſätzen des Proceßverfahrens bewirkt, daß der Kläger nicht 
weiter verpflichtet ift, darzuthun, daß ihm eine Forderung 
entftanden fei, vielmehr die Laft des Gegenbeweiſes gegen 
eine Urkundel, deren Unterjchrift Iegalijirt ift, dem Gegner 
des die Urkunde Producirenden obliegt. Obwohl behauptet 
wurde, daß die Forderung, um die es fich handelt, in den 
Handlungsbüchhern de3 Gemeinſchuldners nicht eingetragen 
jet, und ein Beweis des Gegentheiled nicht geliefert wurde, 
ift die Concursmaſſe mit ihrem Gegenbeweiſe (dem auf- 
getragenen irreferiblen Haupteide) in zweiter Inſtanz nicht 
durchgedrungen. Dieje Sachlage zeigt Har, daß die Urkunde, 
welche der Gemeinfchuldner dem Kläger ausgeftellt Hat, ge- 
eignet ift, die Gläubiger in ihren Nechten auf das Bermögen 
des Gemeinjchuldner3 zu benachtheiligen. Sn der That be- 
weist jene Urkunde der Gläubigerſchaft gegenüber (wenn fie 
der Anfechtung nicht unterliegen jollte) Die Eriltenz ber 
klägeriſchen Sorderung und kann nicht verfannt werden, daß 
der gegen dieſe Urkunde angebotene Gegenbewei3 in Betreff 
feiner Zuläffigfeit Bedenken unterliegt. Die Ausftellung jener 
Urkunde ift daher eine Nechtshandlung des Gemeinſchuldners, 
die das Vermögen desfelben betrifft und ift geeignet, die 
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Gläubigerſchaft zu benachtheiligen. Grundſätzlich iſt daher 
die Anfechtung einer vom Gemeinfchuldner vor der Concurs- 
eröffnung ausgeſtellten Beweisurkunde feiten® der Gläubiger- 
Schaft zuläffig.e Die entgegengejehte Nechtsanficht würde die 
Gläubigerſchaft empfindlich fchädigen, da es im Belieben des 
Gemeinjchuldners liegen würde, richtige und unrichtige Yor- 
derungen durch die Beweisurfunde zu deden und der Gläubiger- 
alt einen Gegenbemweis, wenn nicht unmöglich zu machen, 
o Doch bedeutend zu erjchweren und jo thatſächlich die auf 
die Gläubiger entfallende Quote der Concursmaſſe zu ver- 
ringern. Damit jedoch eine ſolche Rechtshandlung des Ge- 
meinſchuldners anfechtbar werde, muß noch Hinzutreten, daß 
der Gemeinfchuldner die AUbficht gehabt habe, hiedurch feine 
Gläubiger zu benachtheiligen, und daß den anderen Theile 
diefe Ubficht befannt war ($ 2 Anfechtungdgefeb). Der oberfte 
Gerichtshof hat die Heberzeugung gewonnen, daß jene Abficht 
des Gemeinjchuldner3 vorhanden war und dem Kläger be- 
fannt fein mußte, weil gegenüber der betreffenden Behauptung 
der geflagten —— der Kläger nicht dargethan hat, 
daß die Forderung, um die es fich handelt, in den Gejchäfts- 
büchern des Cridatard, eines protofollirtten Handelsmannes, 
eingetragen ift, und meil die Ausſtellung der Urkunde auf- 
fälligerweife nur drei Tage vor der Loncurseröffnung er- 
folgte, endlich weil eben dieſe Ausftellung der Urkunde offenbar 
den Bmed Hatte, dem Gläubiger den Vortheil zu verfchaffen, 
die Forderung der Gläubigerichaft gegenüber ohne NRüdjicht 
darauf, ob dieje Forderung richtig oder nicht nicht richtig ift, 
zu beweiſen, der Gläubigerjchaft aber e3 unmöglich oder 
ſchwierig zu machen, einen Gegenbeweis gegen die legalijirte 
Urkunde zu liefern, wie in dieſem Yale die Entiheidung 
zweiter Inſtanz zeigt. Diefe Ermägungen führen zu dem 
Schluſſe, dab die von N. dem Kläger ausgeitellte Beweis⸗ 
urfunde der Anfechtung jeitend der Gläubigerichaft unterliege, 
und bewirkt die Zuläfligfeit der Anfechtung der Beweisurfunde, 
daß diejeibe der Gläubigerfchaft gegenüber unwirkſam wird. 
Dies wird hiemit ausgeſprochen, inſoweit e3 ſich in Diejem 
Streitfalle um die Anerkennung des Darlehens von 610 fl. 
und um die Verzinfungspflicht Handelt. Unter diefer Voraus⸗ 
ſetzung obliegt ed nun dem Kläger, feine Forderung ander- 
weitig zu beweifen und nachden der Kläger über das Entftehen 
feiner Theilforderungen den Beweis durch den referiblen 
Haupteid angeboten hatte, jo war in Abänderung der beiden 
11* 


164 I. 877. . 


untergerichtlichen Entſcheidungen auf dieſen Beweis zu 
erfennen. 


Nr. 377. 


Aus der auf Begehren des Erblaffers fiatigefundenen Ausfolgung 
des üder fein geridtlides mündfides Teſtament aufgenommenen 
Protoholles aus der geriätlihen Berwaßrung folgt nit die Auf- 
Hebung oder Bingiltigkeit des Tekkamentes. 
Entiheidung vom 14. November 1894, 8. 13.388. — II. Senat. 


Der am 1. Yebruar 1892 verftorbene U. Hat am 
29. Jänner 1881 mündlich vor Gericht teftirt und feine Ehe- 
gattin B. zur Erbin eingefett. Am 2. Juli 1881 erichien 
A. bei Gericht und begehrte die Ausfolgung de3 betreffenden 
Brotofolles, welches nad) feinem Tode in feinem Nachlafle 
unverfiegelt vorgefunden wurde. Nachdem ich die Witwe 8. 
auf Grund desjelben erb3erflärt hatte, Überreichten die gejeß- 
lichen Erben gegen fie die Klage auf Anerkennung der Un— 
giltigfeit des vorgefundenen Teitamentes. 

Das Gericht erfter Inſtanz hat die Klage abgewieſen, 
weil der behauptete Widerruf des Tejtamentes nicht bewiejen 
wurde, die Uebernahme eined vor Gericht aufgenommenen 
mündlichen Zeftamentes in die eigene Aufbewahrung nad 
den 88 713 bis 725 a. b. G. B. als ein Widerruf oder eine 
Aufhebung desfelben nicht angejehen werden kann und meil 
auch die Einwendung, daß der Erblaffer ein neues Teſtament 
errichtet habe, wodurch das erjte Teftament aufgehoben wurde, 
durch die vorhandenen Beweisergebniſſe widerlegt wurde. 

Ueber Appellation der Kläger änderte das Oberlandes- 
gericht das erftrichterliche Urtheil ab und erfannte im Sinne 
des Klagebegehrens auf Ungiltiglfeit des Teftamentes aus 
folgenden Gründen: 

Die Kläger beftreiten die Giltigleit des letzten Willens, 
weil der Erblaffer ſich das gerichtliche Teftament vom Ge- 
richte ohne Vorbehalt zurüditellen ließ. Das Geſetz hat den 
Tal der Rüdftelung eines gerichtlich aufgenommenen Pro- 
tokolles an den Teftator nicht vorgefehen, weil e8 im 8 220, 
lit.b der Gerichtäinftruction Die Herausgabe von bei Bericht 
aufgenommenen wichtigen Schriften überhaupt verbietet, und 
im $ 719 a. b. G. B., fowie im 8 75 N. OD. den Widerruf 
eined gerichtlichen Teſtamentes nur unter Beobachtung be- 
ſtimmter Yormalitäten geftattet und namentlich beftimmt, 
daß der Widerruf auf dem urfprüngli aufgenommenen 
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Protokolle angemerkt werde. Nachdem aber das Gericht mit 
Buftimmung de3 Erblaſſers das Driginalprotofoll demjelben 
ansgefolgt hat, müflen die Rechtsfolgen dieſer Verfügung 
nad) analogen gejeglihen Beſtimmungen feitgeftellt werden. 
8 722 a. b. G. B. ift hier nicht anwendbar, weil das Tefta- 
ment des A. nicht aus Zufall, fondern mit deſſen Zuftim- 
mung aus der gerichtlichen Verwahrung fam. Die Erflä- 
rung des A., daß er fein gerichtlich aufgenommenes Tefta- 
ment zurüdnehmen wolle, ſowie die thatjächlihe Zurüd- 
nahme de3 fein Teftament enthaltenden Protofolles beinhaltet 
zum Mindeften ten Verzicht desjelben auf die Giltigfeit des 
Teſtamentes al3 eines gerichtlichen und den Verzicht auf 
die Beweisfraft des hierüber errichteten Protokolles vom 
29. Jänner 1881 als einer öffentlichen Urkunde. Diefe er- 
höhte Beweiskraft tritt nach den 88 587 und 589 a. b. G. B. 
nur ein, wenn die legtwillige Anordnung nicht nur von 
einem Gerichte aufgenommen, fondern von demjelben aud) 
verjiegelt und in Verwahrung gehalten wird. Dieje Vor⸗ 
jchriften find nicht Iedigli der Vorſicht des Gerichtes 
empfohlen, jondern find allgemein aufgejtellt und daher 
nicht lediglich al8 Manipulationsporjchriften anzufehen. Die 
Rotariatsordnung, welche gewiſſe vor Notaren errichtete 
legtwillige Anordnungen den gerichtlichen gleichitellt, be= 
ftimmt im $ 74, daß eine dem Notar zur Aufbewahrung 
übergebene legtwillige Anordnung durch die Zurüdnahme 
derjeiben die Kraft einer gerichtlichen letztwilligen Anord- 
nung verliere. Hiedurch ift eine neue, im 12. Hauptitüde 
des a. 6. ©. B. nicht enthaltene Art der Einſchränkung oder 
Aufhebung einer legtwilligen Anordnung ftatuirt. Die gleiche 
Folge muß aber wegen der Aehnlichkeit der thatjächlichen 
Borausfegungen eintreten, wenn das Geriht das von ihm 
errichtete Protokoll über ein gerichtliches Teftament ausfolgt. 
Hieraus ergibt fi), daß bei Beurtheilung des fo beurfundet 
geweienen Zejtamentes nicht mehr die 88 578, 579, jondern 
die 88 584 bis 586 a. b. ©. B. maßgebend find, daß daher 
das Protokoll vom 29. Jänner 1881 nicht mehr zum Be— 
weile des Inhaltes des legten Willens, joweit er als außer- 
gerichtlicher mündlicher angejehen werden will, herangezogen 
werden darf, welcher Umftand mit Rüdficht auf die Anord- 
nung des Hofdecretes vom 14. Sebruar 1846, J. G. ©. 
Nr. 933, ſchon in dieſem Proceſſe erhoben und der Beur- 
theilung unterzogen werden muß. Nach $ 586 a. b. ©. 2. 
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müſſen mündlide letztwillige Anordnungen durch die über- 
einftimmende Ausſage der drei Teftamentszeugen beftätigt 
werden, und es müflen diefe, wie aus diejer Gejegesftelle 
und aus den 88 65, 66 de3 Taijerlichen Patente vom 
9. August 1854, R. G. Bl. Nr. 208, hervorgeht, den ganzen 
Anhalt der lebtwilligen Anordnung und die Umftände, von 
denen deren Giltigfeit abhängt, betätigen können. Nachdem 
aber die einvernommenen Teftamentözeugen den Inhalt der 
von dem Erblaffer erklärten Lebtwilligen Anordnung nicht 
beitätigt Haben, jo Hat die Geflagte ihr Erbrecht aus der 
mündlichen außergerichtlichen letztwilligen Anordnung de3- 
ſelben nicht bemiefen, wogegen die Kläger durch die Vorlage 
des Protofolles vom 2. Juli 1881 und des Protofolles vom 
29. Jänner 1881 bewiejen Haben, daß da3 vom Erblafier 
am 29. Zänner 1881 errichtete Teftament aufgehört Hat, ein 
gerichtliches Teſtament zu fein, und daß dasſelbe nicht die 
Förmlichfeit eines außergerichtlichen Teftamentes habe, daher 
ih das von der Geflagten behauptete teftamentarijche Erb- 
recht auf feinen nach gejeglicher Vorſchrift erklärten Willen 
des Erblafjers ftüßt. 

Ueber die ordentliche Reviſionsbeſchwerde der Geklagten 
B. fand der oberite Gerichtshof in Abänderung der ober- 
Iandeögerichtlicden Enticheidung das erftrichterliche Urtheil 
wiederherzuftellen. Gründe: Die Kläger beitreiten das von 
der erblafterifchen Witwe aus dem Teitamente vom 29. Jänner 
1881 abgeleitete Erbrecht, indem fie die Anficht vertreten, 
daß dieſes Teftament durch die Ausfolgung aus der gericht“ 
lihen Verwahrung aufgehoben worden fei und feine Giltig- 
feit verloren habe, und dieſe Anficht theilt dag Oberlandes- 
gericht injofern, al3 dasſelbe erkannt hat, daß die legtwillige 
Erklärung durch die Ausfolgung an den Erblaffer aufgehört 
hat, ein gerichtliches Teftament zu fein, als ein außergericht- 
liche8 aber nicht mit den zur Giltigfeit nach dem Gejeße 
nothiwendigen Vorausfegungen verjehen fei, die Witwe dem- 
nah ein Erbrecht auf dieſes Teftament nicht ftügen könne. 
Indem das Oberlandesgericht in diefem über die Giltigkeit 
eines mündlich vor Gericht errichteten Teftamentes geführten 
Stritte Gejetesftellen herangezogen hat, welche nur auf dem 
Gerichte übergebene jchriftliche Teßtwillige Anordnungen an- 
wendbar find, ift dasfelbe zu falſchen Schlüſſen gelangt, und 
ift infolge deſſen auch jeine Entſcheidung eine rechtsirrthüm⸗ 
liche. Eine jchriftliche Tegtwillige Anordnung wird zu einer 
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gerichtlichen, wenn fie unter Beachtung der Beitimmungen 
der 88 587 und 589 a.b. G. B. dem Gerichte übergeben und 
von diefem in Verwahrung genommen wird. Bon der Ber- 
wahrung der Urkunde big zu der mit dem Tode des Teita- 
tor3 eintretenden Unmiderruflichleit ift die Höhere Beweis⸗ 
fraft und die Eigenſchaft der Urkunde al3 einer gerichtlichen 
leßtwilligen Anordnung abhängig: diefe Eigenfchaft fommt 
der Urkunde folange zu, als fie in gerichtlicher Verwahrung 
bleibt, fie erlifcht jogleih, wenn der Erblafjer, gleichviel zu 
welchem Zwecke, diefe Urkunde wieder zurüdnimmt. In 
dieſem letzteren Falle wird die Anordnung, was fie ſchon 
vor der Mebergabe an das Gericht war, zu einer außer- 
gerichtliden Urkunde, kann aber als eine außergerichtliche 
ichriftliche legtwillige Anordnung wirkfan bleiben, wenn fie 
mit den geſetzlichen Erfordernifien einer ſolchen verfehen ift 
und vom Teftator nicht aufgehoben wird. In voller Ueber- 
einftimmung mit diejen aus der Natur der Sache und den 
vorbezogenen gefeßlichen Beitimmungen fließenden Grund- 
lägen normirt 8 74 N. O. vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 75, daß eine gemäß 8 70 N. O. dem Notar ſchriftlich 
übergebene letztwillige Anordnung dem Uebergeber auf Ber- 
langen wieder zurückgeſtellt werden kann, durch die Zurück⸗ 
ſtellung jedoch die Kraft einer gerichtlichen letztwilligen An- 
ordnung verliert. Damit ift aber keineswegs, wie das Ober- 
landesgericht meint, eine neue im a. b. G. B. nicht ent- 
haltene Art der Einſchränkung oder Aufhebung einer letzt⸗ 
willigen Anordnung jtatuirt, jondern blos zur Verhütung 
jeden Zweifels die Geltung einer für gerichtlich und jchrift- 
lich errichtete letztwillige Anordnungen jelbjtverjtändlichen 
NRechtöregel für Serlei dem Notare übergebenen Anordnungen 
infolge ihrer Gleichftellung mit den erfteren befonders her⸗ 
borgehoben worden. Ebenjomwenig kann der Anficht des Ober- 
landeögerichted beigetreten werden, daß die im 8 74 N. O. 
beftimmte Yolge wegen angeblicher Aehnlichkeit der that- 
ſächlichen Borausfegungen auch dann eintrete, wenn einen 
Teſtator das Protokoll über ein vor Gericht mündlich er- 
richtete Teftament über erlangen ausgefolgt wird. Das 
Oberlandesgericht hat ſelbſt auf den $ 220 Ger. Inſtr. vom 
3. Mat 1853, R. G. BL. Nr. 81, Hingewiefen, wornach bei 
Gericht aufgenommene Brotofolle in gerichtlicher Verwahrung 
zu behalten und an Parteien niemals auszufolgen find, und 
und Hat dann richtig bemerft, daß ,ebendarum. der Yall der 
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Rückſtellung einer vor Gericht mündlich) errichteten, folglich 
gemäß 88 588 und 589 a. 6. G. B. in ein gerichtliches Pro- 
tokoll aufgenommenen letztwilligen Anordnung im Gefege 
nicht vorgejehen wurde. Die gleichwohl ftattgefundene Aus⸗ 
folgung des Driginalprotofolle® vom 29. Jänner 1881 an 
den Erblaffer kann jedoch nach dem Geſetze nicht die Wirkung 
haben, welche ihr die Kläger beigelegt haben wollen, und 
welche das DOberlandesgericht ausgeiprochen hat. Bei der Er- 
richtung einer mündlichen lebtwilligen Anordnung, welche als 
eine gerichtliche gelten foll, Hat der Erblafier gemäß 8 588 
a. b. G. B. erſt vor Gericht feinen Willen mündlich zu er- 
Hären, und ift diefe Erflärung in das Protokoll aufzunehmen. 
Diefe unter der öffentlichen Autorität des Gerichtes erfolgte 
Feſtſtellung des lebten Willens gibt diefer Anordnung ihren 
befonderen Wert; das Protokoll Liefert als eine öffentliche 
Urkunde gemäß $ 11la. G. O. vollen Beweis in Anjehung 
alles deſſen, worüber dasfelbe errichtet worden ift, und wirb 
diefer Beweiskraft auch dann nicht verluftig, wenn die lediglich 
zur Verhütung einer voreiligen Eröffnung unb behufs ber 
nothwendigen Evidenzhaltung gegebenen BVorfchriften über bie 
Art der Verwahrung folcher legtwilliger Anordnungen nicht 
beachtet werden, ob das gerichtliche Protokoll gar in unbe- 
rufene Hände gelangt. Dasjelbe bleibt nad) wie vor ein 
erichtlicher Act, und die durch dasſelbe beurkundete Tegtwillige 
Anordnung eine mündlich vor Gericht errichtete und als ſolche 
wirkſam, infolang nicht bewiejen wird, daß diefelbe entweder 
durch ein fpäteres giltiges Teftament 713 a. k. G. 3. oder 
durch Widerruf gemäß 8$ 717 his 723 a. b. G. B. aufgehoben 
worden if. Ein fpäteres Teftament Liegt nicht vor, ein 
Widerruf ift nicht erfolgt und ift auch in dem PBrotofolle vom 
2. Zult 1881 nicht zu finden, welches blos das Begehren 
des Erblafferd um Ausfolgung des Teitamentes enthält. Bon 
einem ſtillſchweigenden Widerrufe des Tejtamentes nad) $. 721 
0.6.8.8. fann nicht geſprochen werden, nachdem der Erb- 
laſſer das Protokoll verwahrt und bis zu feinem Tode behütet 
hat. Es Tann aber auch der Meinung des Oberlandesgerichtes 
nicht beigepflichtet werden, daß die Uebernahme des Protokolles 
durch den Erblaſſer mindeftens eine Berzichtleiftung desſelben 
auf die Giltigfeit des Teftamentes als eines gerichtlichen ent- 
halte, weil das Zeftament biefer Eigenichaft, ſowie ſeiner 
Beweiskraft und Wirkſamkeit überhaupt nur durch eine unter 
den Förmlichkeiten des 8 719 a. b. G. B. beziehungsmeife des 


III. 378, 169 


ETEN.D. abgegebene ausdrüdliche Erklärung Hätte entlleidet 
werden können, und eine Berzichtleiftung nicht vermuthet 
werden barf, wo eine ausdrüdliche Erklärung darüber noth- 
wendig ilt. Das Teftament war demnach als rechtägiltig auf« 
recht zu erhalten. 


Nr. 378. 


Eine Erbserklärung, welde auf einem offenbar ungiltigen Titel zum 
Erbrechte gegründet wird, eignet HG nit zur gerihtliden Annahme. 
Entſcheidung vom 14. November 7894, 8. 13.515. — III. Senat. 


Die ohne Gatten und Nachkommen verftorbene A. hatte 
in ihrem fchriftlichen Teftamente den B. als ˖ Alleinerben 
berufen und Vermächtniſſe angeordnet. B. trat die Erbfchaft 
bedingt aus dem Zeftamente an, und feine Erbserflärung 
warbe zu Gericht angenommen. Den Nachlaß der U. trat 
aber auch die &. bedingt aus dem Geſetze mit der unbeicheinigten 
Angabe an, die Erblafjerin jet ein uneheliches Kind und der 
Bater der Einjchreiterin der Bruder der Mutter der Erblafferin 
gewefen. Die Erbserflärung der &. wurde ebenfall3 unter 
der Vorausfegung der nachträglichen Ermweifung der Abftam- 
mung angenommen und über die mwideriprechenden Erbs⸗ 
erflärungen eine Tagfahrt angeordnet. Bei derielben erklärte 
der Vertreter des B., Lesterer hätte für den Fall, daß die 
C. die. von ihr behauptete Verwandtſchaft mit der Erblafjerin 
nachweiſen jollte, Teinerlei Recht, gegen die Annahme ihrer 
Erbserklärung zu Gericht zu proteftiren; er ftelle aber das 
Begehren um Erkenntniß, daß die C. als Klägerin auftreten 
müſſe; hiemit erklärte fich der Vertreter der C. einverftanden. 
In Erledigung diejer Tagjagung wurde die C. angemiefen, 
als Klägerin zur Beitreitung des Teftamentes aufzutreten. 
Roh vor Einbringung der Klage überreichte die C. den 
pfarrämtlihen Stammbaum und ihren Taufichein, wodurd) 
ihre Angaben betätigt wurden. — Die Abhandlungsbehörde 
behielt die Eingabe der &. bei den Acten und verftändigte 
hievon beide Parteien. Gegen diefe Verfügung, wodurch die 
Erbserflärung der C. eigentlich erft zur Wirkung delangen 
follte, überreichte B. den Recurs. 

Das Oberlandesgericht wies den Recurs ab; denn gemäß 
8 122 kaiſerlichen Batent3 vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. 
Nr. 208, mußte die in der vorgejchriebenen Form ausgeftellte 
Erbserflärung der C. mit Recht zu Gericht angenommen und 
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der bon berjelben überreichte Nachweis ihres behaupteten 
Erbrechtes zur Kenntniß des Gerichted genommen werden, 
weil nach $125 des bezogenen Geſetzes alle den Erforderniljen 
der 88 799 und 800 a.6.©.8. gemäß des $ 121 de3 Tatjer- 
Yihen Patente? vom 9. April 1854, R. G. Bl. Nr. 208, ent- 
Iprechenden Erbserflärungen anzunehmen find, und gemäß 
32 Ul.7 dieſes Geſetzes über diesfalls zwiſchen den Parteien 
obwaltende ftrittige ragen, welche nur durch ein förmliches 
Bemweisverfahren ji in’3 Klare feßen laflen, nicht voreilig 
entjchieden werden darf, jondern jolche Fragen im Rechts— 
wege ausgetragen werden müljen. 

Dem a. 9. Revijionsrecurje des B. jtatigebend, fand der 
oberfte Gerichtähof, mit Abänderung der unterrichterlichen Er- 
Yedigungen nad) 8 16 des Taiferlichen Patentes vom 9. Auguft 
1854, R. ©. Bl. Nr. 208, die Erb3erflärung der C. jofort 
zurüdzumeifen und dies aus folgenden Erwägungen: Nad) 
8122 des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. 
Nr. 208, eignet fi) nur eine in der vorgefchriebenen Form 
ausgeftellte, das iſt nah 8 799 a. b. G. B. auf einem giltigen 
Erbredtstitel beruhende Erbserklärung zur gerichtlichen An- 
nahme. Es geht daher keineswegs an, von der ausdrüdlich 
vorgefchriebenen Form abzuſehen und die Beſtimmung dieſes 
Geſetzes im Sinne beider Untergerichte dahin aufzufaſſen, daß 
ſogar Erbserklärungen, die einen aufliegend ungiltigen Titel 
zum Erbrechte geltend machen und wo ſich dieſe Ungiltigkeit 
nicht erſt nach 82, 8.7 durch ein förmliches Beweisverfahren 
in's Klare ſetzen läßt, gleichwohl zu Gericht angenommen 
werden müßten. Nun bat aber C. gleich in ihrer Erbs- 
erflärung ihr vermeintliches gejegliche3 Erbrecht auf ihre Ab- 
ftammung von einem Bruder der Mutter der unehelich ge- 
borenen Erblafferin gejtüßt und findet auch dieſe Angabe in 
den beigebrachten Belegen ihre Beftätigung. Es Tiegt daher 
jchon mit der Erb3erflärung unzweifelhaft vor, daß die C. 
nach den 88 730 und 756 a. b. G. B. von einer gejeglichen 
Erbfolge nach der Erblafferin ausgejchlofen ift, daß demnach 
der Erb3erflärung ein giltiger Titel mangelt. In Abänderung 
der offenbar gejebwidrigen untergerichtlichen Entſcheidungen 
war daher die der vorgeichriebenen Form eines giltigen Titels 
entböhrende Erbserflärung fofort zurüdzumeifen. 
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Nr. 379. 


Die von öſterreichiſchen Staatsbürgern während idres zettweiligen 
Aufenthaltes im Auslande mit Deoßadtung der Feſtimmungen des 
öſterreichiſchen Fherechtes eingegaugene Ehe iſt giftig, wenn aud) da- 
Bei die Ebeſchließungsform des ausländiſchen Geſetzes nicht beob⸗ 
achtet wurde. 
Entſcheidung vom 20. November 1894, 3. 12. 254.*) — I. Senat. 


A. und die B., beide öfterreichifche Staatsbürger und 
römifch-Tatholifcher Religion, jchloffen in Rumänien, wo ſie 
ſich blos zeitweilig aufhielten, vor dem römijch-fatholiichen 
Pfarrer mit Beobadtung der im $. 75 a. b. ©. 3. vorge- 
fchriebenen Förmlichkeiten eine Ehe. Nach ihrer Rüdtehr 
nad) Defterreich begehrte U. die Ungiltigfeit3erffärung der 
Ehe, weil nad) Art. 151 des rumänifchen bürgerlichen Ge- 
jeßed zur Giltigleit einer Ehe erfordert wird, daß diejelbe 
öffentlich vor dem Standesbeamten des Wohnortes de3 einen 
Ehetheiles geſchloſſen werde. 

Beide unteren Inſtanzen haben gleichförmig das Be- 
gehren des U. abgewiejen, wobei die erfte Inſtanz von 
folgenden Erwägungen ausging: Der Kläger begehrt die Un- 
giltigfeitserflärung der Ehe aus dem Grunde, weil die Che 
nicht vor dem Standesbeamten, wie es das rumänifche Geſetz 
vorschreibt, geſchloſſen wurde. Die Belangte gefteht, daß 
außer der Firhlihen Trauung in Rumänien die Che vor 
einer weltlichen Obrigkeit in Rumänien nicht gejchloffen wurde. 
Nach den rumäniichen Gejegen foll die Ehe vor dem Standes- 
beamten gejchloffen werden. Demungeachtet muß dieſe Che 
als giltig anerfannt werden, weil fie nach den beiderfeitigen 
Angaben mit Beobadytung der im $. 75 a. b. G. B. vor- 
geichriebenen Förmlichkeiten geichloffen wurde. In den öfter- 
reichifchen Gejegen find Teine pofitiven Vorfchriften vorhanden, 
nad) welchen eine auf folche Art geſchloſſene Ehe ungiltig 
wäre. Der Grundſatz „locus regit actum“, auf welchen der 
Kläger einzig und allein fein Begehren ftüßt, Hat, foweit 
derjelbe in den 884 und 37 a. 6. G. 8. feinen Ausdrud 
findet, nur eine facultative Bedeutung und bejteht nur im 
Intereſſe der vertragichließenden Theile, und zwar in der 
Urt, daß den öfterreichifchen Unterthanen bei Rechtögefchäften, 


*) Amilich veröffentlicht. (Siehe auch unter Nr. 1114 d. Beil. z. J. 
M.B. Bl. und vergleiche oberftgerichtliche Entfcheidung vom 18. März 1890 
3. 2704 [Sammlung Romat, IV/260)). 
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welche fie unter einander im Auslande jchließen, in Bezug 
auf die Form diefer Nechtsgefchäfte geftattet ift, fich nach den 
am Orte des Vertragsabſchluſſes geltenden Borfchriften zu 
benehmen. Wenn aber an diefem Orte nur die von den 
öfterreichiichen Geſetzen verlangte Form beobachtet wurde, 
dann ift auch der nach diefer Form errichtete Necht3act für 
die Öfterreichiichen Staatsangehörigen bindend. Dieje Snter- 
pretation des Grundjages „locus regit actum*“ ift in dem 
Patente vom 16. September 1785, lit. e, J. G. S. Ir. 168, 
in der Verordnung des Minifteriums für Cultus und Unter- 
richt vom 22. Zuit 1852, 3. 1954, ſowie in der Verordnung 
des Minifteriums des Innern vom 28. October 1879, 3. 11.409, 
zum Ausdrude gebracht, und es muß aus den daſelbſt ent— 
haltenen Beftimmungen, namentlich, daß die öfterreichiichen 
Gtantsangehörigen betreff3 der Form der im Auslande ge- 
ſchloſſenen Ehen an die Hierländigen Geſetze nicht gebunden 
find, daß ihnen die Anwendung der auswärtigen Gejege frei- 
gelaffen wird und daß die Beobachtung der ausmärtigen 
Geſetze hinreicht, unzweifelhaft gefolgert werden, daß ihnen 
auch die Eheſchließung nach der in den hierländigen Geſetzen 
vorgeschriebenen Form geftattet ift und daß eine folche Ehe 
auch hierlands als giltig auerfannt werden muß. Bet diefer 
Sadjlage tft auch die zwifchen dem Kläger und der Belangten 
als öſterreichiſche Unterthanen in der nad dfterreichiichen 
Gefegen vorgejchriebenen Form in Rumänien gejchloflenen 
Ehe als giltig anzufehen und dies um jo mehr, als beide 
Theile bei Abichliegung der Che das öfterreichifche Geſetz un 
Grunde gelegt haben (Schlußabjag des 8 37 4. b. ©. B.). 
Wohl behauptet der Kläger, daß er bei der Chefchließung 
auf das rumänifche Gejeg Bedacht nahm, geiteht jedoch, daß 
ihm die rumänischen Gejege unbelannt waren. Hieraus, tie 
auch aus dem Umftande, daß beide Theile öſterreichiſche 
Unterthanen waren, daß ihr Aufenthalt in Rumänien nur 
zeitweilig war und daß fie fich der in ben djterreichijchen 
Geſetzen bei Eheichließung vorgejchriebenen Form unterworfen 
haben, muß gefolgert werden, daß beide Theile in Betreff 
der Form und der Folgen die öfterreichifchen Geſetze (8 863 
0.5.8.9.) in Anwendung bringen wollten. Weberdies find 
nach der Beftimmung des 8 9 der Tail. Verordnung vom 
19. Jänner 1855, R. G. Bl. Nr. 23, betreffend die Ausübung 
der Civilgerichtöbarkeit der E. und k. Conſulate über öfter- 
reichtfche Unterthanen im osmanifchen Reiche, welche auch für 
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Rumänien Anwendung findet, die Durch öfterreichtiche Unter- 
thanen in Rumänien abgeſchloſſenen Recht3geichäfte nach den 
öfterreichifchen Gefegen zu beurtheilen, foferne bei der Ab⸗ 
fchließung nicht offenbar ein anderes Recht zu Grunde nelegt 
wurde. Hieraus folgt aber, daß es den öfterreichiichen Unter- 
thanen bei Schließung von Rechtögejchäften, fpeciell im rumäni- 
ſchen Territorium, freifteht, fich nad) den öfterreichifchen Geſetzen 
zu benehmen. 

Der oberfte Gerichtshof Hat der a. o. Reviſionsbeſchwerde 
des Klägers mit Berufung auf die dem erftrichterlichen Ur⸗ 
theile beigefügten, der Sachlage und dem Geſetze entſprechenden 
Gründe feine Folge gegeben. 


Nr. 380. 


Dei den öfterreihifh-ungarifhden Gonfulargeriten in der Senanteif, 
ohne Auterſchied der Zeſchaffenheit der von einem Ausländer gegen 
einen öoͤſterreichiſch uugariſchen Staalsangehörigen anhängig gemachten 
Rechtsſache, Bis zum Erlage der actoriſchen Caution mit der Kort- 
fegung des Berfaßrens in der Kauptſache innezuhalten. 
Entſcheidung vom 27. Noveniber 1894, 3. 14.205. — 1. Senat. 


Sn der nad) Wechſelrecht zu verhandelnden Rechtsjache 
des A. gegen B. hat das Oberlandesgericht die Beſcheide des 
k. und k. öfterr.-ungar. Confulate® als Gerichte in Con- 
ftantinopel, womit über die Einwendungen des Gellagten 
gegen die Klage und über die Eingabe desfelben wegen Be- 
ftellung einer actorifhen Caution die Anordnung einer Tag- 
fagung verfügt wurde, beftätigt, weil, nachdem das Geſuch 
um Leiftung der actoriihen Caution gemäß $ 539 w. g. G. O. 
Ya im ordentlichen Verfahren die Hauptſache nicht hemmen 
darf, Dies um fo weniger im Wechjelverfahren der Fall fein 
fann, in welchem nad $ 7 der Auftizminiflerialverordnung 
vom 25. Jänner 1850, R. ©. Bl. Nr. 52, über die binnen 
der unerftredbaren Frift von drei Tagen gegen den Bahlung?- 
auftrag zu überreichenden Einwendungen eine Tagjagung auf 
möglichft kurze Zeit zur mündlichen Verhandlung anzuordnen 
ift, und weil es dem Richter freigeftellt bleibt, vor der Erle- 
digung des Gejuches um Leiftung der actorischen Kaution die 
Parteien zu vernehmen. | 

Der oberfte Gerichtshof hat nach Zulaß des Hofdecretes 
vom 15. Februar 1833, J. G. ©. Nr. 2693, die gleichförmigen 
untergerichtlichen Erledigungen abgeändert und die Stitirung 
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des Verfahrens in der Hauptfache bis zum Erlage der acto- 
riſchen Caution verfügt, und zwar in der Erwägung, daß im 
Sinne des 88 der failerlihen Verordnung vom 29. Sänner 
1855, R. ©. BI. Nr. 23, den Confulargerichten in ber 
Levante die öfterreichiichen Geſetze nur infoferne zur Ridht- 
ſchnur zu dienen Haben, als nicht ein bejonderes, allgemein 
anerfanntes Gewohnheitsrecht oder kundgemachte bejondere 
Anordnungen eine andere Beitimmung feitiegen, — in Er- 
wägung, daß durch zahlreiche gerichtiiche Enticheidungen und 
dur Amtszeugniffe der Conjulargerichte die bei den Eon- 
julargerichten in der Levante ftet3 geübte Gewohnheit, dem 
ausländifchen Kläger auf Begehren de3 geflagten öfterreichijch- 
ungarifchen Staatsangehörigen, ohne Unterjchied der Be- 
Ichaffenheit der anhängig gemachten Rechtsſache, eine Kaution 
zur Sicherſtellung der Gerichtätoften aufzuerlegen und bis 
zum Erlage der Caution mit der Fortjegung des Verfahrens 
in der Hauptjache innezuhalten, außer Zweifel geitellt er- 
ſcheint, — und in der Erwägung, daß die untergerichtlichen 
Erledigungen und Enticheidungen mit diefer Gewohnheit nicht 
im Einflange ftehen. 


Kr. 381. 


Kidesdelation an Minderjährige. 
Entſcheidung von 5. December 1894, 3. 13.619. — I. Senat. 


In der Rechtsſache der Vormundſchaft des unehelichen 
A. wider den minderjährigen B. wegen Anerkennung der 
Baterfchaft und Alimentation erfannten die Gerichte aller drei 
Snftanzen auf den dem Gellagten rüdichiebbar aufgetragenen 
Hanpteid über die von demjelben beftrittene Thatjache des 
Beifchlafes innerhalb der im 8 163 a. b. G. B. normirten 
Friſt. — Die von dem Vormunde des Geklagten gerügte Zu- 
laffung dieſes Beweismittel3 begründete der oberite Gericht3- 
hof mit der Erwägung, daß ſeitens der Hagenden Vormund- 
ichaft die pflegichaft3behördlihe Ermächtigung zur Eidesauf- 
tragung dargethan ericheint, daß die vom Gellagten noch 
nicht erreichte Großjährigkeit Tein rechtliches Hinderniß der 
Auftragung de3 Haupteides bildet, daß principiell die Zu- 
Yäfjigfeit der Ablegung eines Haupteides durch einen Minder- 
jährigen in dem Hofdecrete vom 31. October 1798, 3.6. ©. 
Nr. 430, ausgeiprochen iſt, daß der Minderjährige eidesfähig 
ift, daß er von der durch den Eid feitzuftellenden Thatſache 








oe 
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Kenntniß hat, endlich daß, wenn einem Minderjährigen, der 
das 14. Lebensjahr überjchritten hat, der Haupteid nicht auf- 
getragen werden könnte, dem Gegner de3 Minderjährigen 
in allen jenen Fällen, wo der Haupteid fein einziges Beweis— 
mittel ift — und ein jolcher Sal liegt Hier vor — unmöglid) 
gemacht würde, fein Necht gegen ihn durchzuſetzen und der 
8248 a. b. G. B., wonad) ein Minderjähriger in Hinficht auf 
verbotene Handlungen und den durch fein Verſchulden ver- 
urſachten Schaden mit feinen Vermögen verantwortlich ift, 
in allen diejen Fällen feine Wahrheit wäre, der Minderjährige 
fohin als privilegirter Rechtsverleger erichiene. 


Nr. 382. 


Zeitpunkt des Erwerbs des executiven Pfandredies. Der Ezeculions- 
führer erlangt ein wirklides Ffandrecht ſchon durd die vom Gerichts 
adgeordueten vorgenommene BYelhreidung der au pfändenden Güter 
und nicht erfi dur die Einreidung diefer Feſchreibung Bei Gericht. 
Entfcheidung vom 5. Tecember 1894, 3. 14.222.*) — I. Senat. 


In der von A. wider die B. wegen Hereinbringung einer 
Sorderung von 2983 fl. 33 fr. mit Gefuch vom 25. Auguft 
1894 eingeleiteten Executionsſache wurde das über die mit 
bezirfögerichtlihem Beſcheide vom 25. Auguſt bemwilligte und 
dem Gerichtsabgeordneten am 29. Auguft vollzogene Pfändung 
und Schäßung aufgenommene und am 31. Auguft 1894 ein- 
gereichte Protofoll zu Gericht angenommen, obwohl mit 
freisgerichtlichem Befihtuffe vom 30. Auguft 1894 über das 
Bermögen der B. der Concurs eröffnet wurde, weil das 
executive PBfandredht von dem Erecutionsführer bereit3 vor 
der Concurseröffnung im Sinne des $450 a. b. G. B. und 

342 0.9.0. erworben worden mar. 

Mit Abweifung des dawider vom Verwalter der B.'ſchen 
Soncursmafje überreichten Recurſes wurde der angefochtene 
bezirkögerichtliche Bejcheid von dem Oberlandesgerichte beftätigt, 
weil das Pfandrecht mit der am 29. Auguft 1894 erfolgten 
Beichreibung der gepfändeten Gegenitände durch den Gericht3- 
abgeordneten erworben, der Pfändungsact mit dieſer Be- 
fchreibung ohne Rückſicht auf die Unterfertigung des Pfändungs«- 








*) Siehe oberjtgerichtlihe Entſcheidungen vom 28. März 1860, 3. 3417, 
vom 24. April 1878, 2044, vom 13. Mat 1879, 3. 5438 und vom 1. Sep- 
ee) 1886, 3. 9126 (Sammlung Glafer-Unger Nr. 1110, 6923, 7460 und 
11.149). 
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protofolles durch den Erecuten und die bei der Pfändungs- 
bornahme intervenirenden Perfonen und ohne Rüdjicht auf 
die Ueberreichung der Pfändungsrelation vollzogen war. 

Der oberite Gerichtshof fand dem außerordentlichen Revi- 
fionsrecurfe des Concursmaſſaverwalters wegen Abganges 
der Borausfegungen des Hofdecreted vom 15. Februar 1833, 
J. G. ©. Nr. 2593, keine Folge zu geben, da in den gleich- 
förmigen untergerichtlichen Entfcheidungen weder eine Nichtig- 
feit noch auch eine offenbare Ungerechtigkeit wahrzunehmen tft, 
wenn eriwogen wird, daß die 88 342 und 346 a. G. O. zwiſchen 
der genauen Bejchreibung der zu pfändenden Güter durch den . 
Gericht3abgeordneten und dem von letterem nach vollendeter 
Pfändung dem Gerichte Über feine Berrichtung zu erftattenden 
Berichte und der Einreichung der Beſchreibung der gepfändeten 
Güter unterjcheiden; daß nah 8 342 a. G. O. der Kläger 
durch die genaue Beichreibung der zu pfändenden Güter durch 
den Gericht3abgeordneten unter YZuftelung einer Abjchrift 
der Pfändungsverordnung an den Geflagten, und nicht erit 
duch Einreichung dieſer Beſchreibung bei Gericht (8 346 
0.9.08.) ein wirkliches Pfandrecht erlangt; daß in dem vor- 
liegenden Yalle aber durch die Einvernehmung des Gericht3- 
abgeordneten und des Schätzmeiſters feftgeftellt erjcheint, daß 
die in dem vom 29. Auguft 1894 datirten und am 31. Auguft 
1894 präfentirten Pfändungs- und SchäbungSprotofolle ver- 
zeichneten Gegenstände in der Billa der B. auch wirklich in 
den Nacjhmittagsftunden des 29. Auguft 1894 (2 bis 8 Uhr 
abends) pfandweiſe befchrieben und geſchätzt worden find; daß 
auch der Erecutionsbemwilligung3beicheid am 29. Uuguft 1894 
in Abmejenheit der Erecutin der gleichnamigen Tochter der- 
felben zugeftellt wurde; daß aber bet diefer Sachlage — wenn 
auch die Reinfchrift des Protofolles erſt am 30. Auguft 1894 
vollendet, und dasſelbe erft am 31. Auguft 1894 nad allfei- 
tiger Yertigung bet Gericht überreicht wurde, — die Annahme 
des Pfändungsactes zu Gericht den Beitimmungen der 88 2 
und 11 C. ©. nicht widerftreitet. 








Nr. 383, 


Die auf Abſchlag des Kaufſchiliugs erfolgte Nebernahme einer Schuld 

jur Baßlung Begrändet eine Affiguatton im Sinne der 98 1408 und 

1409 a. 5. 6. 3. ; falls Der Berkänfer die Schuſd ſpäter feld Begadtt, 
iſt ihn der Adufer nat 91358 a. 6. 6. 3. erfagpfligtig. 

Entfcheibung vom 11. December 1894. 3. 11.889. — I. Senat. 

Laut des zwiſchen der U. als Verkäuferin und dem B. 
als Käufer abgefchloffenen Vertrages Hatte letzterer auf Ab⸗ 
fchlag des Rauffhillings per 15.000 fi. die auf dem verlauften 
Haufe Haftenden Hypothekarſchulden, darunter auch die For⸗ 
derung des C. per 3000 fl., zur Bahlung übernommen. 
Nachdem B. feiner Verpflichtung gegen den &. nicht nach⸗ 
kam, erwirkte dieſer gegen die Verkäuferin U. als Perjonal- 
Ichuldnerin den Zahlungsauftrag, infolge deſſen fie das Capital 
ſammt Nebengebüren bezahlte. Die U. erhebt nun gegen B. 
die Klage mit dem Begehren: Der Gellagte jet ſchuldig als 
Erſatz der von ihr laut beigelegter Quittung bezahlten, von 
dem Gellagten in dem Kaufvertrage auf Abichlag von dem 
Kaufichillinge zur Zahlung übernommenen Forderung des ©. 
den Capitalsbetrag von 3000 fl. nebſt 3 jährigen 6%, Zinfen 
per 540 fl. und 29%, Bropvifion per 180 fl., zufammen daber 
3720 fl. fammt 5°, Binfen von diefem Betrage feit dem 
Klagstage zu bezahlen. 

Diele Klage wurde von den beiden unteren Snftanzen 
aus folgenden, im Weſentlichen übereinftimmenden Gründen 
abgemwiejen: Aus dem einzigen Umftande, daß der Gelflagte 
auf Abſchlag von dem Kaufichillinge die auf dem verfauften 
Haufe Haftenden Hypothekarſchulden, insbeſonders auch jene 
des ©. zur Zahlung übernahm, Tann noch nicht abgeleitet 
werden, daß der Geflagte an Stelle des früheren Eigenthümers 
als Perſonalſchuldner eingetreten ſei, daß der Käufer auch 
die perjönliche Haftuug übernommen hat, die ihm ausge 
wiejenen Hypothekarſchulden, im Falle die Hypothek zu deren 
Bezahlung nicht ausreichen ſollte, aus feinem anderweitigen 
Bermögen zu bezahlen und den Berfäufer für alle Fälle auch 
von feiner perjönlichen Haftung gegenüber den Perſonal⸗ 
gläubigern zu befreien. Der Abſatz ded Vertrages, mit 
welchem der Geflagte die auf dem gekauften Haufe haftenden 
Hypothekarſchulden zur Bahlung übernahm, entipricht voll- 
fommen der Beitimmung des 8 443 a. b. G. B., weil der 
Gellagte al3 Käufer dasjenige zur Zahlung übernimmt, mas 
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er nad) dem Geſetze übernehmen mußte; die Berläuferin ver- 
zichtete auf einen Theil des Kaufichillinge® per 15.000 fl. - 
deshalb, weil das verfaufte Haus damals mit bücherlichen 
Schulden faft in derjelden Höhe belaftet war, und ift der An⸗ 
ſptuch des Verkäufers auf diejen Betrag aus dem Titel des 
Raufpreifes erlofhen. Ein neuer Anſpruch könnte nur aus 
einem neuen Nechtstitel entftehen, und liegt der von der 
Klägerin zur Geltung gebrachte Regreßanſpruch wegen Nicht⸗ 
erfüllung einer unvollftändigen Aſſignation deshalb nicht vor, 
weil durch jenen Vertrag das Rechtsverhältnis des C. zu der 
Klägerin gar nicht berührt wurde, die Klägerin jomit Berjonal- 
fchufdnerin des &. geblieben, von demfelben daher mit Hecht 
belangt worden ift und deshalb nur ihre eigene Schuld be- 
zahlt hat. Abgeſehen davon verjucht die Klägerin ihren An- 
ſpruch auf den Rechtötitel des Erjabes nad) 81042 a. b. G. B., 
ferner auf 8 1358 a.6. G. B. und auf den Nechtstitel ber 
ungerechtfertigten Bereicherung zu ftüßen. Allein der Fall 
des 8 1042 0.6. G. 3. Liegt Hier deshalb nicht vor, weil nicht 
beiwiefen erjcheint, daß der Aufwand, melden die Klägerin 
machte, ein derartiger war, welchen der Geklagte nad) dem 
Geſetze Hätte jelbft machen müflen; und der Tall des 81358 
a. b. G. B. ift deswegen ausgeichloffen, weil die Schuld, welche 
die Klägerin bezahlte, feine Schuld des Gellagten war. Es 
erübrigt daher nur noch die Frage zu erörtern, ob und in- 
wieweit der Geklagte auf Koften der Klägerin fich bereicherte. 
Diefer Anſpruch könnte Iediglich aus den Beftimmungen der 
88 878, 1041 und 1477 a. b. G. B. abgeleitet werden, allein 
aus dem Ipäteren, von der Klägerin felbft producirten Kauf- 
vertrage, Traft welches der Gellagte das in Rede ftehende 
Haus an D. weiter verlaufte, ergibt fich, daB der Gellagte 
jenen Theil des Kaufpreifes, welcher auf die Forderung des 
C. entfällt, und welcher von dem Kauficdillinge in Ablhlag 
ebracht wurde, von dem D. gleichfall3 nicht ausbezahlt er- 
telt, und nachdem dieſes Haus executiv verlauft worden tft, 
ging der Geklagte felbit mit feiner darauf haftenden Forde⸗ 
rung leer aus, und e3 hat die Klägerin weder behauptet, 
umfoweniger aber erwiejen, daß Geflagter dieje feine Forde- 
rung anderweitig bezahlt erhalten hätte. Der Klagsanſpruch 
inbetreff des Betrages von 720 fl. bezieht ſich endlich auf 
Nebengebüren des Capitals per 3000 fl., welche dadurch er- 
wachſen find, daß die Klägerin während der lebten 3 Jahre 
mit der Zahlung felbit im Verzuge war, und könnte deshalb 
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der Gellagte zum Erſatze dieſes durch Verſchulden der Klägerin 
erwachienen Schadens auch dann nicht verhalten werden, 
wenn er inbetreff des Capitals erfagpflichtig wäre. 
In Stattgebung der außerordentlihen Revifionsbeichwerde 
der Klägerin fand der oberite Gerichtshof vollinhaltliih nad 
dem Klagebegehren zu erfennen. Gründe: In dem Kauf« 
vertrage hat der Gellagte die auf dem verkauften Haufe für 
den C. haftende Forderung per 3000 fl. unter Einrechnung 
derfelben in den Kaufichilling übernommen. Er hat hiedurd 
der Berläuferin gegenüber —* verpflichtet, dem C. dieſen 
Betrag zu bezahlen; die Schuld der Verkäuferin des Hauſes 
wurde alſo im Sinne der 8 1408 und 1409 a. b. G. B. zu 
einer Schuld des Käufers, des nunmehrigen Geklagten; dieſe 
feine Schuld hat aber die Klägerin bezahlen müſſen und that- 
jächlich bezahlt. Wer die Schuld eines Anderen bezahlt, tritt 
nad) $ 1358 a. b. G. B. in die Rechte des Glänbigers, die 
Klägerin ift alfo in jene des ©. eingetreten, die Yorderung 
des lebteren ift auf fie übergegangen, der Geklagte iſt aljo 
verpflichtet ihr Zahlung zu leilten, und zwar fammt den von 
ihr bezahlten Nebengebüren. Es ift ein Rechtsirrthum, wenn 
die Untergerichte vermeinen, der Gellagte Habe im Kaufver- 
trage feine weitere Verpflichtung übernommen, als jene des 
8443 a. b. G. B.; die wäre nur dann der Fall, wenn er im 
Bertrage nit die Schuld zur Serbitäablung übernommen 
und durch diefe Uebernahme einen Theil des Kaufpreijes be» 
gabtt hätte. Sm 8443 a.6.©. 8. ift nur ausgeſprochen, daß 
et Erwerber einer Liegenfchaft, auch wenn er fich dem Bor- 
befier nicht zur Tilgung einer Saßforberung berh ichtet Hat, 
dennoch dem Hypothelargläubiger haftet. Der Geklagte ift 
aber zur Zahlung des Betrages von 3000 fl. ſammt Neben⸗ 
gebüren umſomehr verpflichtet, als er für die Ubrechnung dieſes 
Betrages vom Kaufſchillinge nichts geleiftet bat, ihm daher 
derjelbe thatjächlih ohne Rechtsgrund und nur darum ver- 
bliebe, weil er vertragäbrüdig wurde, und e3 wäre demzu- 
folge ungerecht, ihm-diefen Betrag zu belaffen. Ob er, nadj- 
dem er die Mealität weiter verkauft hatte, nochmals beim 
Zwangsverkauf derjelben einen Verluſt erlitt, durch welchen 
der ihm durch jene 3000 fi. augegangene Bortheil wieder 
aufgeivogen wurde, ift für jeine Verpflichtung gegenüber der 
Klägerin belanglos. Hier handelt es ſich nur darum, ob ihm 
bei dem Rechtsgeſchäfte mit dem Verkäufer des Haufes ein 
Betrag verblieb, der ihm nicht gebürte, und daß bie Klägerin 
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83000 fi. für ihn bezahlt hat, weil er der von ihm über- 
nommenen vertragsmäßigen Verpflichtung nicht nachge- 
fommen war. 

Bei diefer Sachlage war unter Abänderung der unter 
geriätichen Urtheile nach Zulaß des Hofdecretes vom 15. Februar 
833, J. G. S. Nr. 2593, dem Klagebegehren jtattzugeben. 





W. 


Materiensesilter, 


4 — 





Nr. 554. 


Der Ceſſtonar iſt nit berechtigt, die BVertretungsleiſtung von dem 

Eedenten zu verlangen. (88. 931, 1397 a. 5. 6. B., 8. 58 4. 6. 0.). 

Entjgeibung dom 4. Jänner 1894, 8. 14.887 (abänbernb das Urtheil bes 

f. T. Oberlanbesgerichtes Wien vom 10. October 1893, 3. 12.155, wieder⸗ 

herfiellend jenes des T. T. DBezirlögerichtes Kremsmünfter vom 80. Juni 
1898, 3. 2946). 

B. bat mittelft Ceſſionsurkunde eine ihm angeblih an 

©. zuftehende Kaufichillingsforderung per 245 fl. dem W. ab- 
etreten und in diefer Urkunde die Haftung für die Richtig- 
eit, jedoch nicht für die Einbringlichleit der Forderung über- 
nommen. Der Schuldner C., vom Eefjionar zur Zahlung 
aufgefordert, bejtritt die Richtigleit und Fälligkeit der Forde⸗ 
rung. Run forderte der Ceſſionar U. den Eedenten B. zur 
Bertretungsleiftung in dem wider den debitor cessus anzu⸗ 
ftrengenden Broceffe auf und Hagt den B., nachdem derielbe 
der Aufforderung nicht nachkam, wegen Leiftung diefer Ber- 
tretung binnen 14 Tagen bei Erecution, und zwar bei Ber- 
meldung eines Pönfalles von 50 fl. Der Gellagte erklärt 
ch zur Rüdzahlung der Ceſſionsvaluta bereit, beftreitet 
jedoch eine Pflicht zur Bertretungsleiftung, weil ein Anſpruch 
auf ſolche nur in den Fällen des 8.931 a.6.G.B. ftatthabe 
und die Haftung des Gedenten gegenüber dem Ceſſionar im 
Sinne 8.1397 a. b. G. B. ihre Regelung finde. 

Die erfte Inſtanz hat das Klagebegehren aus folgenden 
Gründen abgewiefen: Der Fall der Intervention oder Ver⸗ 
tretung tft dann gegeben, wenn das Urtheil auch das recht⸗ 
liche Intereſſe einer dritten Perjon trifft, insbefondere dann, 
wenn diejelbe dem Kläger oder dem Geflagten regreß- oder 
evictionspflichtig if. Recht und Pflicht zur Bertretungg- 
leitung wird durch das materielle Recht, die Form, in wel- 
der die Bertretungsleiftung gefordert werden joll und in der 
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fie zu erfolgen Hat, durch das formelle Recht geregelt. Während 
ein Recht zur Intervention jedem NRegreßpflichtigen zufteht, 
weil ja das im Streite ergebende Urtheil den Regreßanſpruch 
gegen ihn begründen Tann, befteht für den Regreßpflichtigen 
eine Pfliht zur Intervention nur im alle bes $. 931 
a. b. G. B. Es Hat daher in jedem anderen Falle die Streit- 
verfündigung durch eine einfache Ichriftliche Mittheilung unter 
Bermittlung des Gerichtes zu erfolgen. Verweigert der 
Negreßpflichtige die Intervention oder unterläßt er, der Auf- 
forderung nachzukommen, jo jeßt er fich Iediglich der Gefahr 
des Regreßproceſſes oder, wenn er im Beſitze von Augen⸗ 
fcheinsobjecten oder Urkunden ift, welche im Streite als Be- 
weismittel verwendet werden follen, der Gefahr des Evictions- 
proceſſes aus. Auf eine andere Art al3 durch diefe Sanction 
fann mit Yusnahme der beftimmten Borjchrift bes 8. 931 
a. b. G. 3. die Bertretungsleiftung nicht erzivungen werben. 
Eine Vertretungsflage und ein darüber ergehendes condem- 
nirendes Urtheil müßten um jo mehr zwedios erſcheinen, als 
eine Bollitredung desjelben nicht durchführbar wäre; eine 
Vollitredung, die dahin gehen jollte, den Intervenienten zur 
Ungabe der relevanten Klagethatfahen und Beweismittel zu 
verhalten. Schließlich kann auch nach 8. 1397 a. b. G. B. 
der Cedent nicht zu mehr als zur Erſtattung der Ceſſions⸗ 
valuta, ſomit auch nicht zur Führung eines Proceſſes ver⸗ 
halten werden. 

Die zweite Inſtanz hat nach dem Klagebegehren erkannt, 
wobei Folgendes erwogen wurde: Die Beſtimmung des 
931 a. b. G. B. kann nicht blos auf den Fall beſchränkt 
ein, wenn ein Dritter einen Anſpruch auf die mit Vertrag 
überlaſſene Sache erhebt, da ſonſt ein großer Theil jener 
Fülle, in denen der eine Theil Haftung -zu leiſten bat, außer 
jener Wohlthat blieb, welche im 8.58 a. G. O. dem Verkürz⸗ 
ten dadurch gewährt tft, daß er feinen Vormann zur Ver⸗ 
tretungsleiftung bHerbeiziehen kann. In den meiften Yällen 
tönnte jedoch auch der Verfürzte und insbefondere im Cej- 
fionsfalle der Ceſſionar gegen den Ceſſus gar nicht Streit 
führen, weil ihm die Daten über die Entftehung der Schuld 
des Ceſſus nicht befannt find. Auch weift der 8. 49 w. g. G. O., 
welcher gleichfalls die Vertretungsleiſtung behandelt, dahin, 
daß Demjenigen, welcher berechtigt & fein glaubt, auf den 

Tal, daß er fachfällig würde, eine Entſchädigung von einem 
Dritten zu fordern, bevorftehe, jenem Dritten den Streit be 
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fannt zu machen, was wohl auch mittelft Klage auf Ber- 
tretungsleiftung geſchehen kann. Beim Borliegen einer Ceſ⸗ 
fion kann es nun nad $. 1397 a. b. G. B. feinem Zweifel 
unterliegen, daß der Cedent dem Ceſſionar in irgend einem 
wenn auch beſchränkten Ausmaße haftbar werde und dem⸗ 
zufolge muß der klagende Ceſſionar auch berechtigt erſcheinen, 
die Vertretungsleiſtung von dem Cedenten, jetzigen Geklagten, 
zu begehren 

er oberſte Gerichtshof hat der Reviſionsbeſchwerde des 
Geklagten Folge gegeben und das Urtheil der erſten Inſtanz 
aus deſſen der Sachlage und dem Geſetze entſprechenden Grün⸗ 
den wiederhergeſtellt. 


Nr. 565. 


Per Irt der ieferung gilt in Ermangelung einer anderen Bertrags 
. Befimmung au als Ort der Bahlung. 
Entihetbung vom 9. Jänner 1894, 3. 198. (Abanderung des Urtheiles 
des ?. k. SOberlanbesgerichtes Prag von 15. November 1898, 8. 23.109, 
und Wiederherftelung bes Urtheiles des k. k. Vezirksgerichtes Dug vom 
81. Wuguft 1898, 8. 10.858.) 

Der in A. wohnende Kläger hat dem in Y. mohnbaften 
Geklagten laut der den Vermerk „zahlbar in X.“ enthalten- 
den Yactura die in diefer angeführten Kohlenquantitäten zu 
dent dajelbft fpecificirten Preiſe geltefert und fordert nun⸗ 
mehr mit der bei dem Bezirksgerichte in X. überreichten 
Klage die Bezahlung des Baufichillings: 

Die erfte Anftanz hat die vom Gellagten erhobene Ein- 
wendung der Incompetenz aus nachitehenden Gründen 
zurüdgewiejen: Der Gellagte gibt zu, die Yactura erhalten 
und angenommen und die in dieſer Yactura verzeichneten 
Kohlenquantitäten geltefert erhalten zu haben, macht jedoch 
vor Allem gegenüber der Klage die Einwendung der Unzu⸗ 
ftändigfeit des angerufenen Gerichtes geltend, indem er ich 
daran ftügt, daB die Mittheilung der Yactura erft nad) 
ftattgehabter Waarenlieferung erfolgt ſei. Es ift allerdings 
richtig, daß die Factura dem Geklagten, wie ſich dies aus 
der Factura jelbft ergibt und was auch der Kläger zugibt, 
erft nach erfolgter Waarenlieferung mitgetheilt wurde. Diejer 
Umftand allein vermag jedoch nicht die behauptete Unzuftän- 
Digfeit zu begründen, denn die Weberfendung der Factura 
ift al3 ein Antrag des Klägers an den Geflagten betreffend 
die in dieſer Factura enthaltene Klaufel, die anftandsloje 
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Uebernahme der Factura ſeitens des Geflagten aber ald An- 
nohme dieſes Antrages (8. 863 a. b. G. B.) und ala Einver- 
ändniß mit der in der Factura enthaltenen Klaufel und 
—* mit der Beſtimmung des Zahlungsortes X. an⸗ 
zuſehen. 

Das Oberlandesgericht hat über Appellation des Geklag⸗ 
ten der Einwendung der Incompetenz ſtattgegeben; denn ein 
Vertrag in Anſehung des Ortes der von dem Geklagten zu 
leiſtenden Zahlung wäre nur dann zu Stande gekommen, 
wenn der Geflagte die Kohle, deren Kaufpreis hier eingellagt 
wird, in Begleitung einer, die Zahlung Ioco X. ausdrüdlich 
bedingenden Yactura erhalten hätte; weil in dieſem Falle 
die Factura den Antrag des Klägers über den Zahlungsort 
enthalten Hätte und der Geflagte durch die anftandsloje An- 
nahme der ihm unter einer befannt gegebenen Bedingung 
zugefendeten Kohle die Einwilligung in diefe Bedingung ge- 
mäß 8.863 a. b. G. B. in unzweifelhafter Weife an den Tag 

elegt hätte. Im vorliegenden Yalle gejchah jedoch die Zu⸗ 
—* der Faectura ſpäter, als die Zuſendung der Kohle, 
und es konnte durch die bloße Annahme der Factura ein 
Vertrag in Anſehung des Zahlungsortes nicht zu Stande 
fommen, weil der Kaufvertrag bereit3 durch die Mebergabe 
der Kohle vollzogen und für beide Theile die gejeglichen 
Beitimmungen rüdjichtlich des gefeglichen Bahlungsortes in 
Kraft getreten waren, an denen der Kläger durd eine ein- 
jeitige nachträgliche Willengerflärung hinſichtlich des Zah⸗ 
Iungsortes nicht3 mehr ändern fonnte und weil das bloße 
Stligweigen des Gellagten auf das in der Factura aus- 
edrüdte Begehren des Kläger3 nach 8. 863 a. b. G. B. in 

etreff eines bereits erfüllten Kaufvertrages als Einwilligung 
nicht angeſehen werden kann. Kann, wie hier gezeigt, der 
Kläger aber ſich auf den Gerichtsſtand des Vertrages mit 
Erfolg nicht berufen, dann war die Klage nad) 8.13 Zur. N. 
bei dem Gerichtöftande des ordentlichen Wohnſige des Ge⸗ 
klagten zu überreichen, als welcher von dem Kläger ſelbſt 
der Ort Y. bezeichnet iſt, woraus folgt, daß die dieſem 
Streite zu Grunde liegende Klage bei dem unzuſtändigen 
Gerichte eingebracht worden iſt. 

Der oberſte Gerichtshof hat über die Reviſion des Klä⸗ 
gers das erſtrichterliche Urtheil aus nachfolgenden Gründen 
wiederhergeſtellt: Die ganz allgemeine, alle Klagen des einen 
oder des anderen Contrahenten in Beziehung auf den be— 
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treffenden Vertrag umfaflende Textirung des vom Kläger an- 
gerufenen 8.43 Jur. N. läßt im Hinblide auf U. 2 des 
rt. 325 9.8.8. keinem Zweifel Haum, daß durch bie Be- 
fimmung des Ortes, an welchem vertragsmäßig die Waare 
gu liefern ift, die geeignete Örundlage für die Anwendbarkeit 
es 8.43 Jur. N. auch bezüglich der auf die Bertragserfüllung 
des Käufer gerichteten Klagen gewonnen wird, wenn nicht 
etwa eine hievon abweichende ausdrückliche Vertragsbeſtimmung 
in Mitte Tiegt. Gemäß Art. 342 H. G. B. und Al. 2 des 
Art. 324 9.6.8. Hat, wenn es an ben in Al. 1 dieſes 
Artikels vorgejehenen vertragsmäßigen Vorausfegungen fehlt, 
der Berpflichtete an dem Orte zu erfüllen, an dem er zur 
Beit des Vertragsabſchluſſes eine Handelsniederlaffung oder 
in deren Srmangelung feinen Wohnort Hatte, und zufolge 
Art. 342 9.6.8. ift der Kaufpreis bei der Uebergabe zu 
entrichten, fofern nicht ein Anderes durch die Natur des 
Geichäftes bedingt oder durch Vertrag oder Handelsgebraud 
beftimmt if. Da nun aus der Proceplage eine andermeitige 
Bertragsvereinbarung nicht zu entnehmen ift, fo erhellt bei 
Tefthaltung der obbezogenen gefeblichen Beftimmungen, daß, 
u. zw. einerjeit3 der Kläger als der verpflichtete Verkäufer 
vertragsmäßig gehalten war, das Handelsgeſchäft in X. zu 
erfüllen, d. h. die Uebergabe der Kohle in &. zu effechuiren, 
andererjeit3 der Geflagte die Verbindlichfeit hatte, den Kauf- 
preis bet der Uebergabe refpective Uebernahme der Kohle in 
&. zu entrichten. Bet diefer Sachlage kann aljo ein Zweifel 
darüber nicht auflommen, daß der Geklagte vertragsmäßig 
die Bablung in &. zu leiften hatte und daß der zwifchen den 
hie obpaltende Streit über die Tragweite der Factura 

r die Competenzfrage ganz ohne Belang iſt. 


Nr. 566. 
Die Aufbaffung von Karbfioffen dur einen Shaf- und Raumwolſen⸗ 
fürder begründet an deffen Seite ein abfolutes KHandelsgeſchäft im 
Sinne des Art. 271 adi1 S. 6. 3. 


Entfcheidung vom 10. Jänner 1894, 3. 203 (Beftätigung der das Urtheil 

es k. k. Kreis⸗ als Hanbelögerichtes Neichenberg vom 17. Oktober 1898, 

8. 12.455, abänbernden Enticheibung des ?. k. Oberlanbesgerichtes Prag 
bom 15. November 1898, 3. 26.692.) 


Mit der bei dem Kreis- als Handelsgerichte in Neichen- 
berg überreichten Klage begehrt die Firma A. gegen B., 
Schaf- und Baummollenfärber, die Zahlung des Betrages 
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für die ihm verkauften Farbſtoffe und Hält die Zuftändigkeit 
des angetretenen Gerichtes deshalb als vorliegend, weil ber 
B. von ipe Varbitoffe zum Behufe der Weiterveräußerung 
nach erfolgter Verarbeitung gelauft habe, der vorliegende 
Rechtsſtreit jomit aus einem der im Bunte 1 des Urt. 271 
! G. B. aufgeführten Handelsgeſchäfte entftanden und das 

eihäft auf Seite des B. ein San elsgeſchäft ſei (Abſ. 1 des 
8. 38 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuche) — Gegen 
die Klage erhob B. die Einwendung der Unzuſtändigkeit des 
berufenen Handelögerichtes, weil er nicht protofollirt ift und 
lediglich die Lohnfärberet in der Weije betreibt, daß er nur 
das Färben der Baummolle gegen einen vereinbarten Lohn- 
betrag übernimmt; er benützt jomit die von ihm gefauften 
Tarbitoffe blos als Hilfsmittel in Ausübung feines Gewerbes, 
wobei der gefaufte Farbftoff verbraucht wird, und ftellt die 
mit den Yarbitoffen gefärbte Baummolle nach geichebener 
Färbung den betreffenden Eigenthümern zurüd, die ihm feine 
Mühemwaltung bezahlen. 

Das Gericht erjter Inſtanz gab der Einwendung ftatt, 
indem e3 in Würdigung der von dem Gellagten angefäßeten 
Gründe erwmog, daß im vorliegenden Falle von einer Weiter- 
beräußerung der von B. in Ausübung feines Gewerbes ver- 
wendeten Farbmittel nicht gejprochen werden kann und fomit 
die Handelögerichtöbarkeit nach Abſ. 1 des 8.38 des Einfüh- 
rungsgejeges zum Handelögefeßbuche nicht begründet erjcheint 
und daß die BZuftändigfeit des angetretenen Gericht auch 
nach Abf. 2 des 8.38 des obbezogenen Gejeßes nicht vorhanden 
ift, weil der Geklagte handelögerichtlich nicht protofollirt if 
und auch Feiner der im 8.39 des citirten Einführungsgefeßes 
len Fälle vorliegt, welche der Handelsgerichtäbarfeit 
zugewielen find. 

Auf Appellation des Klägers wies das DOberlandesgericht 
in Abänderung des angefochtenen Urtheiles die Einwendung 
des Geflagten ab. Gründe: Fir die Zuftändigleit der von 
der Klägerin berufenen Handelsgerichtsbarkeit ift bet Abgan 
weiterer hiefür fprechender Umftände allein enticheidend, o 
die Anſchaffung von Farbftoffen durch den Gellagten an 
Geite desfelben ein abfolutes Handelsgeihäft im Sinne des 
Art. 171 ad 1 H. G. B. begründet, weil fih im beingenben 
Falle der Cauſalgerichtsſiand aus 8.38 ad 1 des Einfüh- 
rungsgeſetzes zum Handelsgejeßbuche ergibt. Unbeftritten tft, 
daß der Geklagte die Lohnfärberei in der Weile betreibt, daß 
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et da3 Färben gegen einen vereinbarten Lohn übernimmt. 
Abgeſehen von dem bier unentfcheidenden Umfange des Ge⸗ 
werbes des Gellagten find die von demſelben gelauften Farb⸗ 
ftoffe nicht bloße Hilfsmittel zur Ausübung diefes Gewerbes, 
fondern im Gegentheile die Hauptfache, Durch deren Verarbei⸗ 
tung im fremden Material die Färbearbeit hergeftellt wird. 
Die Anichaffung der Farbwaaren erfolgt zu dem Zwecke, um 
diefelbe bei dem Färben zu verarbeiten und biejelben ver- 
arbeitet mit der Wolle an Dritte abzugeben. Hierin Tiegt 
aber mit Rüdficht auf den vereinbarten, auch den Kaufpreis 
r die verarbeiteten Farbwaaren enthaltenden Lohn eine 
eiterveräußerung derfelben im Sinne des Art. 271 ad 1 
H. G. B., da das Geſetz nicht unterfcheidet, in welchem Zuftande 
die gelauften beweglichen Sachen weiter veräußert werden 
und in welcher Form ſich das Gefchäft der Weiterveräußerung, 
insbefondere ob in jener eines Lohnes vollzieht, daher es auch 
gleichgiltig ift, ob die verarbeiteten Stoffe eine felbitftändige 
Waare bilden oder nit. Da nun nad) dem Gefagten der 
Geklagte die Farbſtoffe bebufs Mieilerberäußerung nad er- 
folgter Berarbettung anjchafft, fo begründet dieſe Anfchaffung 
an feiner Seite ein abjolutes Handelsgeichäft im Sinne des 
Art. 271 ad19.©.B. und unterfteht diefelbe daher der Han- 
delsgerichtsbarkeit. 
Die oberlandesgerichtliche Entſcheidung hat der oberſte 
Gerichtshof aus deren Gründen beſtätigt. 


Nr. 557. 


Auch im ordentlichen Berfahren find die zu recognoscirenden Ar⸗ 


Runden, welche Sei einem anderen öffentlichen Amte erliegen, über 
ein Jarteldegedren vom Gerichte Beigufhaffen. 


Enticheidung vom 17. Jänner 1894, 3. 247. (Beftätigung der den Beſcheid 

bes T. T. Lanbesgerichtes Brag vom 16. September 1893, 8. 42.240, auf: 

bebenben Erledigung bes ?. k. Oberlandesgerichtes Brag vom 31. October 
1898, 8. 25.328.) 


In der fchriftlich verhandelten Rechtsſache des A. gegen 
DB. wegen Ausführung bes berühmten Eigenthumsrechtes auf 
eine Uctie begehrte B. die Beilchaffung des Driginales des 
bei einem anderen Gerichte aufgenommenen Brotofolles über 
eine zum ewigen Gedächtniffe abgegebene Beugenausfage zur 
Recognoscirung der Urſchrift der Repliksbeilage D. Diefes 
Geſuch wurde von der eriten Inſtanz als im fchriftlichen 
erfahren überhaupt unzuläjfig abgewiefen. 
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Das Oberlandesgericht hat über den Recurs des DB. den 
erftrichterlichen Bejcheid aufgehoben und der erften Inſtanz 
verordnet, wegen Beilchaffung dieſes Protofolles das Geeignete 
zu veranlafjen, weil die Beifhaffung von Originalien, welche 
bei einem anderen Gerichte erliegen, zum Zwecke der Recog- 
noscirung durch die Beltimmungen der allgemeinen Gerichtö- 
ordnung nicht ausgejchloffen erjcheint, für dieſelbe vielmehr 
die Beim des Hofdecretes vom 2. December 1825, 
J. G. S. Nr. 2150, fpricht, welche auf diefen Fall analoge 
Anwendung zu üne hat. 

Dem Reviſionsrecurſe des A., in welchem angeführt 
wurde, daß im ordentlichen Verfahren die Abforderung von 
Originalien, wie 8.30 des Summarpatentes deutlich a con- 
trario erſehen läßt, nicht geſtattet und eine finngemäße An— 
wendung des einen anderen Fall behandelnden Hofdecretes 
vom 2. December 1825, J. G. ©. Nr. 2150, ausgeſchloſſen ift, 
fand der oberfte Gerichtshof aus der zutreffenden oberlandes- 
gerichtlichen Begründung und in der Erwägung feine Folge 
zu geben, daß zu der nicht unmittelbaren, jondern nur jinn- 
gemäßen Anwendung einer Borfchrift der allgemeinen Ge- 
richtsordnung offenbar nicht Gleichheit, fondern nach 8. 437 
a. G. O. lediglich eine vollkommene Aehnlichleit der Fälle er- 
forderlich iſt, daß aber eine ſolche zwiſchen dem vorliegenden 
und dem durch das Hofdecret vom 2. December 1825, J. G. ©. 
Nr. 2150, eigens behandelten Falle durch den beiden Fällen 
gemeinfamen Anlaß der Bemweisführung mit einer bei einem 
öffentlichen Amte erliegerden Urkunde gegeben erfcheint, wobei 
ed für das Proceßrecht ded Gegners doch völlig gleichgiltig 
bleibt, ob hiedurch nur der wirkliche Inhalt der Urfunde oder 
die Echtheit der Handichrift bewiefen werden fol; daß zudem 
die Abforderung des gedachten Protokolle auch ſchon durch 
den Endzweck der Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniffe 
gerechtfertigt ift und daß aus der ausdrüdlichen Anordnung 
eines neueren Geſetzes, ſolche Urjchriften von Amtswegen 
herbeizufchaffen, füglich doch nicht, wie der Reviſionswerber 
vermeint, gefolgert werden fann, daß dieje Abforderung felbft 
über ein Barteibegehren nach der älteren Gefeßgebung unzu- 
Yälfig fei, fjondern im Gegentheile auch hiedurch die finn- 
gemäße Anwendung der neuen Beitimmung geboten ift. 
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Nr. 558. 


Der an die Edegattin ergangene geriätfide Auftrag, zum Gatten 
zurüchzußehren, ii nah dem 8.19 Alinea 2 des Raif. Fatentes vom 
9. Augufi 1854, R. 6. 31. Ar. 208, in Yollzug zu fegen. 
Entſcheidung vom 28. Jänner 1894, 8. 764. *) (Beſtätigung ber die Ents 
ſcheidung des T. k. Bezirksgerichtes Proßnig vom 88. September 1898, 
8. 17.9, theilweie abändernden Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes 
Brunn vom 21. November 1893, 8. 9846.) 


Gegen die oberlandesgerichtliche Entſcheidung, mit welcher 
der erſtrichterliche Beſcheid, inhaltlich deſſen über Geſuch des 
U. ſeiner Gattin B. aufgetragen wurde, binnen 3 Tagen zu 
ihrem Gatten in defjen Wohnung zurüdzufehren, widrigens 
diefelbe mit der Wache zu ihm zurüdgeführt werden würde, 
infolge Recurjes der B. dahin abgeändert wurde, daß an 
Stelle diefer Androhung im Sinne des 8. 310 a. ©. O. die 
Androhung von Geld- oder Leibesftrafen zu treten haben, 
überreichte die B. den Revifionsrecurs, in welchem fie unter 
anderem anführt: Es feien die im $. 310 a. G. D. ange 
drohten Zwangsmittel hier nicht anwendbar, weil ein ere- 
euttonsfähiger Sprudy nicht voliege; auf Grund des bloßen 
Trauungsicheines könne ihr Gatte wider fie zwar die Klage 
einbringen, nicht aber Execution führen, dies insbeſondere 
nicht mittelft der Zwangsmittel des 8.310 a. G. O. da dieſe 
fi) nur anf vermögensrechtliche, nicht aber auf höchft perfön- 
liche, auf dem Familienſtande, moralifchen und ethifchen 
Srundfägen beruhende Verbindlichleiten beziehen: hinſichtlich 
ſolcher Verbindlichkeiten, wie fie namentlich aus den 88. 44 
und 92 a. b. ©. 3. fließen, erjcheinen Zwangsmaßregeln 
durch Intervention des Gerichtes ausgeichlofjen. 

Der oberjte Gerichtshof Hat dieſem Reviſionsrecurſe feine 
Folge gegeben, wobei erwogen wurde, daß hier zwar nicht 
eine nach der Vorſchrift der allgemeinen Gerichtsordnung an- 
zudrohende Erecution vorliegt, vielmehr eine Executionsan⸗ 
drohung im Sinne des 8. 19 Al. 2 des kaiſ. Patentes vom 


*) Unter den vielen oberftgerichtlichen Entfchetbungen, welche bie Fragen 
der Buläffigleit von Arreftitrafen zur Erzwingung ber Rückkehr ber Ehe⸗ 
gattin in dad Haus bes Gatten, beziehungsweiſe die Abgrenzung bes ftre'= 
tigen, und außerftreitigen Verfahrens behandeln, ſiehe insbeſondere jene 
vom: 3. Juli 1872, 3.6846 (G. U. 4650); 37. Juni 1877, 8. 7322 (7786); 
25. Februar 1879, 3. 2026 (7848); 5. Mat 1879, 8. 23173 (7366); 28. Des 
cember 1880, 8. 14.825 (8228); 24. März 1885, 8. 3148 (10.492); 15. Juli 
1885, 3. 7804 (10.688); 5. November 1885, 3. 12.764 (10.781); 12. Juni 
1887, 3. 7987 (11.669); 18. Juni 1888, 8. 6877 (12.223). 
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9. Auguft 1854, R. G. Bl. Nr. 208, in Frage ur bier- 
nach aber zur Befolgung gerichtlicher Verfügungen, falls die⸗ 
felben unbefolgt bleiben, von Amtswegen angemefjene Zwangs⸗ 
mittel in Anwendung zu bringen find, als ſolche aber ins- 
bejondere auch Geld- und Arreitftrafen bezeichnet werden. 


Pr. 559. 
Bu den 88. 804, 812 a. 5. 6. B. und 8. 92 des Ralf. Pat. vom 
vom 9. Auguſt 1854, U. 6. BI. Ar. 208. 
Entſcheidung vom 24. Jänner 1894, 8. 780. (Mbänderung ber Erlebigung 
bes ?. ?. Oberlanbeögerichte Prag vom 14. Noveniber 1893, 8. 26.900, 
und Wieberberftellung des Be Heide bes T. T. Bezirksgerichtes Goneiden‘ 
bom 4. October 1898, 3. 3411.) 

Den Nachlaß des U., welcher in feinem ZTeftamente 
feine Gattin B. zur Univerfalerbin eingejegt und feine 
Kinder C. und D. nur mit Vermächtniſſen bedacht hatte, 
traten unbedingt die Witwe auf Grund des Teitamentes und 
die Kinder aus dem Gefefege an, und da letztere auf den 
Rechtsweg gewieſen wurden, begehrten fie die Inventur des 
Nachlaßvermögens und die Separation desfelben vom Ber- 
mögen der erblafjertichen Witwe 8. 

Diefem Begehren gab die erfte Inftanz nad Zulaß ber 
88. 762, 763, 775, 784 und 804, beziehungsweile $. 812 
a. b. G. 8. ftatt und ernannte den %. zum Abjonderungs- 
curator. 

Ueber Recurs ber B. wurde das Begehren der C. und 
D. vom Öberlandesgerichte abgewiejen, weil fich zu dem 
Nachlaſſe des A. die B. auf Grund des Teitamentes, &. und 
D. auf Grund des Geſetzes, und zwar alle diefe Erböinter- 
ejlenten unbedingt erb3erklärt haben und das Gericht Diele 
Erbserklärungen ftillfehweigend dadurch zu Gericht ange- 
nommen hat, daß e3 zwiſchen den Erbdinterefienten darüber 
verhandelte, wer von denjelben auf den Rechtsweg zu weiien 
jei, und daß es den E. und D. als geſetzliche Erben mit 
rechtsfräftiger Erledigung auf den Rechtsweg verwielen bat, 
daher bei unbedingten Erbserfärungen fein Inventar errichtet 
wird. Die Einjchreiter können ſich mit Grund auf den 
8. 804 a. b. &. 8. nicht berufen, weil fie als Erben bie 
Erbſchaft antraten und nicht im Sinne des 8. 729 0.0.6.8. 
nur den Pflichttheil angefprochen haben. Die Erben können 
auch jene Rechte nicht geltend machen, die folchen Snterefienten 
zuftehen, welche nur eine Forderung an die Berlaflenfchaft 
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zu ftellen Haben, während die Erben die Verlaſſenſchaft jelbft 
vertreten. 

Der oberfte Gerichtähof fand über den Reviſionsrecurs 
der C. und D. die erftgerichtliche Erledigung wiederherzu- 
ftellen, weil C. und D., die in der legtwilligen Unordnung 
nur mit Vermächtniffen bedacht erjcheinen, durch die Be— 
ftreitung der Giltigfeit des Teſtamentes und ducch ihre un- 
bedingte Erbserflärung aus dem Geſetze noch nicht den An- 
ſpruch auf den ihnen gebührenden Pflichttheil aufgegeben 
haben und auf Grund eben diejes Anipruches in Gemäßpeit 
der 88. 804 und 812 a. b. ©. ©., ferner des 8. 92 des 
faif. Pat. vom 9. Auguft 1854, R. ©. BI. Nr. 208, auch 
bei den vorliegenden Erbserklärungen berechtigt find, den 
Stand des Nachlaſſes durch das Inventar feftftellen zu laſſen, 
. die Abjonderung der Erbſchaft von dem Vermögen der tefta- 
mentarijchen Alleinerbin und deren Verwaltung durd einen 
&urator zu begehrten, wodurch ſchon an fich diefe Maſſe auch 
von dem Vermögen diejer Notherben getrennt bleibt; weil 
das Hofdecret vom 19. Zänner 1790, J. G. ©. Nr. 1094, 
auf den Abjonderungscurator offenbar feine Anwendung 
findet, da ja die Beftellung eines folchen den Beftand von 
Erben ‚zur nothwendigen Vorausfegung hat; weil bei dem 
Abgange eines jeden Aufjchlufles über den Umfang des 
Nachlaſſes eine Gefährdung der Pflichttheilsaniprüchde durch 
die. Bermengung der Erbſchaft mit dem Vermögen der tefta- 
mentariichen Erbin nicht ausgeſchloſſen erjcheint und eine 
Grundiofigleit der biesfälfigen Veſorgniß der Notherben nicht 
vorliegt; weil e3 zu der Bewilligung der begehrten, durch 
das Geſetz geitatteten Verfügungen einer früheren Anhörung 
der Teitamentserbin nicht bedurfte, weil insbejondere ihre 
Einwendungen gegen die Perjon des beftellten Curators nad)- 
gli) vor dem erjten Wichter geltend gemacht werden 
onnten. . 


Entſcheidungen IX. 13 
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Tr. 560. 


Im Zialle der executiven Zeiſbietung einer Mealität Hat der Aus- 
gedinger ohne Rückſicht auf die nahfolgenden, Leer ausgehenden 
Tadulargläubiger den ungefhmälerten Auſpruch auf die Binfen des 
für das Ausgedinge sugewiefenen Bebehungscapitales und im Zalſe 
deren Unzulängfihkeit auf dieſes ſelbſt, ſoweit es no Befteßt. 


Entiheibung vom 24. Jänner 189%, 3. 862. (Wiederheritellung des duch 

die Entſcheidung des k. k. Oberlanbesgerichtes Prag vom 14. November 

1893, 3. 23.738, abgeänderten Urtheiles bes k. k. Bezirksgerichte® Humpolec 
vom 2. September 1893, 3. 6596.) 


Aus dem Meiftbote einer von B. erecutiv erftiegenen 
Realität wurde von dem für das Ausgedinge des A. er- 
hobenen Achedungätapitale von 1449 fl. blos ein Theilbe- 
trag per 648 fl. 60%, Tr. zugemwiejen, wobei der Betrag von 
70 fl. 45 Tr. als Werth der jährlichen Ausgedingsgiebig- 
feiten genommen worden iſt. Da B. fich weigerte, dem 4. 
den ganzen Werth des Ausgedinges für das abgelaufene 
Jahr zu zahlen, überreichte der Leßtere gegen ihn die Klage 
auf Zahlung von 7O fl. Ab fr., wogegen B. einwendete, daß 
der Augetvielene Theil des Bededungscapitales nicht ausreiche 
und daß die auf denfelben gemwiejenen, leer ausgegangenen 
Tabulargläubiger durch die jährliche Bezahlung des Betrages 
von 7Of. 46 kr. an den Ausgedinger in ihren Rechten ver- 
fürzt werden möchten. 

Die erite Inſtanz Hat dem Slagebegehren gegen dem 
ftattgegeben, daß ſich der Geflagte die 5 p&t. Zinjen von 
dem zugewiejenen. Theile des Bededungscapitales, bezw. den 
zur Ergänzung erforderlichen Capitalsbetrag jelbft abrechnen 
fönne, weil nad) 8. 457 a.b. G. 8. für dag Ausgedinge 
die Realität, reſp. das ermittelte Bededungscapital haftet, 
daher der Ausgedinger in dem Falle, wenn der Werth der 
ihm gebührenden Ausgedingsgiebigkeiten durch die Zinfen 
des zugemwiejenen Theile8 des Bededungscapitales nicht ge- 
dedt fein follte, die Ergänzung des Ausgedingsäquivalentes 
aus dem Lapitale ſelbſt begehren fann, während der nad) 
jeinem Tode etwa erübrigende Capitalsreſt zur Befriedigung 
der leer auögegangenen Hypothelargläubiger au verwenden ift. 

Ueber Appellation des Geklagten hat das Oberlandes- 
gericht das Klagebegehren für dermal abgewielen, von der 
Anficht ausgehend, daB der Kläger auch gegenüber den Ieer 
ausgegangenen, auf, das Ausgedinge gewiejenen Tabular- 
gläubigern ein Urtheil erwirken muß, nach welchem diefe 





IV. 560. 1.95 


anzuerfennen haben, daß ihm das ganze Ausgebinge bis 
zur Erihöpfung des Bededungscapitaled gebühre, da Diele 
Nectöfenge duch die Meiftbotsvertheilung nicht entichteden 
wurde. | 
Ueber die Reviſionsbeſchwerde des Klägerd fand der 
oberfte Gerichtähof die oberlandesgerichtlie Enticheidung 
abzuändern und jene der eriten Inſtanz aus nachitehenden 
Gründen miederherzuftellen: Die Ointälfigfeit des ober- 
Iandeögerichtlichen Urtheiles ergibt fi) au8 der Erwägung, 
daß das dem Kläger gebührende Ausgedinge als ein ding- 
liches Recht von jedem Eigenthümer der bezüglichen Hypo- 
thek und ohne Rüdfiht auf die dieſem Ausgedinge nach⸗ 
folgenden Hypothekarlaſten geleiltet werden muß. Soweit 
der Werth der Hypothek reicht, Tann der Kläger Jahr für 
Jahr das ganze verficherte Ausgedinge verlangen und wird 
diefer fein Anſpruch auch auf das ald Fond für dieſes Aus⸗ 
edinge ermittelte Bededungscapital, bezw. den erübrigenden 
heil desſelben übertragen, jo daB unbelümmert um die 
dem Kläger in der bücherlichen Rangordnung nachfolgenden 
Piandgläubiger dem Kläger der ungeichmälerte Anſpruch auf 
die Binfen des Bededungscapitales und im Falle deren Un- 
zulänglichfett auf dieſes felbft, ſoweit es eben noch beſteht, 
zulommt. Der dem Kläger eben auch verwahrte Anſpruch 
auf das Bededungscapital, bezw. ben Theil desjelben kann 
fich bei Wegfall des Ausgedinges eben nur auf den zu dieler 
Zeit allenfalls noch erübrigenden Reit des Bededungscapitales 
beziehen, und war es deshalb auch nicht nöthig, von den 
nachfolgenden Pfandgläubigern die Anerkennung dieſer aus 
dem Geſetze fich ergebenden Beitimmungen im Klagewege zu 
erlangen. Da das erftrichterlihde Urtheil auf diejen, den 
geſetzlichen Beitimmungen entipredhenden Erwägungen be- 
ruht, jo wurde felbes in Abänderung der oberlandesgericht- 
lihen Enticheidung wieder hergeftellt. 


13* 
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Nr. 561. 


Die Beffimmung des dritten Abſatzes des 8. 9 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, U. 6. BI. Mr. 69, Hat nur im Shriftliden Berfahren 
Geltung. — Durch die, auch im fummarifden Berſahren zur An- 
wendung Kommende Veſtimmung der 88. 14 und 16 desſelben Geſetzes 
iſt die Borfhrift des 8. 46 des Sufkig-Hofdecretes vom 24. Ectober 
1845, 3. 6. $. Ar. 906, abgeändert worden. 
Entiheidung vom 24. Jänner 1894, 8. 923. (Beftätigung der Erledigung 
bes ?. t. Oberlanbesgerichtes Graz vom 29. November 1893, 3. 11.587, 
womit die Beſcheide des k. k. VBerirfägerichtes St. Leonhard vom 20. Octo⸗ 
ber 1898, 8. 6755 und vom 81. October 1893, 3. 7009, abgeändert wurden.) 

In der fummarifch verhandelten Rechtsſache der Ehe- 
Yeute U. gegen die Eheleute B. wegen Cigenthumsaner- 
kennung binfichtlich einer Realität hat das Bezirkögericht 
St. Leonhard mit Beſcheid 3. 6755 über einfeitig geftelltes 
Begehren der Kläger die auf den 20. October 1893 anbe- 
raumt gewejene Tagſatzung zur Fortfegung der Verhandlung 
auf den 2. November 1893 erftredt und hat in dem Be- 
jcheide bemerft, daß dieſe Meberlegung als letzte bewilligt 
werde; das am 30. October 1893 überreichte Geſuch der 
Gellagten um Abberufung der auf den- 2. November er- 
ftredten Tagſatzung und Verlegung derjelben auf vier Wochen 
hat das Bezirksgericht St. Leonhard mit Beicheid 3. 7009 
abgewiefen, weil die Ueberlegung auf den 2. November als 
legte bezeichnet wurde, daher die Vorjchrift des 8. 10 des 
Gefebes vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, plabgreift, 
und weil zur Information und Beantwortung der jeit 
7. September 1893 überreichten ganz einfadhen Klage bie 
Geklagten Hinreichend Zeit Hatten. 

Das Oberlandesgericht Graz hat dem Recurſe ber Ge- 
Hagten gegen dieje beiden Beicheide dahin ftattgegeben, daß 
aus dem Beicheide 3. 6755 die Bemerkung, daß die Ueber- 
legung als lebte bewilligt werde, zu entfallen habe, und daß 
in Abänderung des Befcheides 3. 7009 die Ueberlegung der 


auf den 2. November angeordnet geweſenen Tagfagung auf 


8 Tage bewilligt werde, wonach das Bezirkögericht einen 
neuen Termin zur Fortſetzung der Verhandlung anzuordnen 
babe; weil die Beitimmung des 3. Abſatzes des 8. 9 des 
Geſetzes vom 16. Dat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, nur im 
ichriftlihen Verfahren Geltung hat, und -daber vorliegend, 
wo es fi um eine im ſummariſchen Verfahren durchzu⸗ 
führende Rechtsfache handelt, nicht in Anwendung zu bringen 
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war; weil das Begehren. der Gellagten um Weberlegung der 
Tagfagung gemäß 3. 14 desſelben Geſetzes auf die Tag- 
fagung vom 2. November 1893 zu überweiſen gewejen wäre, 
und da dieſes jeßt nicht mehr möglich und glaubwürdig ift, 
daß der Vertreter der Geklagten am 2. November nicht ge- 
nügend informirt geweſen fei, die verfügte Beitimmung eines 
neuerlichen Berhandlungstermines auf kurze Leit gerecht- 
fertigt erfcheint. 

In dem dagegen liberreichten Revifionsrecurje der Kläger 
wird ausgeführt, daß die Beitimmung des 3. Abſatzes des 
8. 9 obigen Gejehes analoge Anwendung im Summarver- 
fahren zu finden habe, weil fonft der Zweck diefes Geſetzes 
Verichleppungen der Verhandlung bintanzubalten, in Fällen 
des jummartichen Verfahrens vereitelt würde; daß ferner bie 
Enticheidung über den Recurs gegen den erftrichterlichen 
Beicheid, Z. 7009, mit Rüdficht auf 8. 46 des AJuftiz-Hof- 
decrete8 vom 24. October 1845, 3. ©. ©. Nr. 109, eine 
Nullität begründe. 

Der oberfte Gerichtähof Hat über dieſen Reviſionsrecurs 
die oberlandesgerichtliche Enticheidung aus deren der Sach⸗ 
lage und dem Geſetze entiprechenden Gründen und in ber 
Erwägung beftätigt, daß auch eine Nullität nicht vorliegt, 
weil duch die auch im fjummarijchen Verfahren zur An⸗ 
wendung kommende Beftimmung der 88. 14 und 16 des 
Geſetzes vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, die Vor⸗ 
Ichrift des 8. 46 des Juſtiz⸗Hofdecretes vom 24. October 
1845, J. G. S. Nr. 906, abgeändert worden ift. 


Nr. 562. 


Die Thatſache, daß das gegen Entloßnung verfaßte Gutadten eines 
Sachverſtändigen in wefentlihen Punkten von dem Gutachten anderer 
Experten differirt, eutbindet den auf Grund der SB. 1299 und 1300 
a. 8. 6: 3. Shadenerfaß begehrenden Kläger nidt von der Yer- 
pflichtung, gerißtsordnungsmäßig gu erweifen, daß den Belangten 
Sahverfiändigen in Hinſicht anf Das abgegebene Gutachten ein Ber- 
ſchulden treffe. 
Entſcheidung vom 31. Jänner 1894, 3.982. (Beftätigung ber gleichlautenden 
Urtheile des k. k. Landesgerichtes Wien vom 25. April 1893, 3. 30.280, und 
bes k. T. Oberlandesgerichtes Wien vom 8. November 1898, 8. 8610.) 


Auf Grund des Schäbungsbefundes des B. ddto. 


5. Februar 1890, welches derſelbe für den U. gegen Ent- 
lohnung verfaßte und womit Erfterer ein Haus in Wien auf 
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95.000 fl. bewerthete, kaufte W. eben dieſes Haus von C. am 
8. Februar 1890 um den genannten Betrag. Bei dem 
Ende besfelben Jahres erfolgten Weiterverlaufe des Haufes 
ftellte ich Heraus, daß dasjelbe nur 75.000 fl. werth war, 
und wurde bei der Anfang des Jahres 1891 vorgenommenen 
Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniſſe der Werth diejes 
Haufes pro Jänner 1890 thatſächlich mit 75.000 fl. feftge- 
jtelt. U. belangte nun im Juni 1891 den B. auf Zahlung 
don 20.000 fl. auf Grund der 88.1299 und 1300 a. b. G. B., 
da er, irregeführt durch die unrichtige Schäbung des B., 
das Haus zu theuer gelauft habe. B. wendete ein, daß 4. 
feinen Schaden erleide, da er dad Haus gegen Uebernahme 
einer auf demſelben haftenden Satzpoſt per 65.000 fl. und 
Uebergabe von 22 Bildern, die höchitend 10.000 fl. werth 
waren, gelauft habe; daß fein Entichluß, das Haus unter 
diefen Bedingungen zu laufen, fchon vor dem Schäßungs- 
befunde des Geflagten feititand, daß U. feinen etwaigen 
Schaden durch die ihm von C. angetragene BZurüdnahme 
der Bilder hätte gutmachen können, endlich daß die 88. 1299 
und 1300 a. b. G. 3. hier nicht anwendbar jeien, weil nur 
feitftehe, daß er da3 Haus höher bemerthet Habe, als andere 
Erperten, keineswegs aber, daß feine Bewerthung auf einem 
Berjehen berube. . 

Das Landesgericht Wien hat die Klage unbedingt abge- 
wiefen, weil bei einem neugebauten Wiener Binshaufe fat 
alle Factoren objectiv feitzuftellen find und defien Werth faft 
ausichlteßlich auf der Lapitalifirung des Binsertrages ab- 
züglih der Steuerlaften und Erhaltungstoften beruht, weil 
die Bewerthung des Geklagten ſowohl gegenüber dem gericht- 
lih erhobenen Schätwerthe, als auch gegenüber dem Gut«- 
achten der anderen Experten nm 20.000 fl. differirt, mithin 
erwiejen tit, daß Gellagter e3 hiebei mindeftend an dem er- 
forderlichen Fleiße habe fehlen Taffen und feine Schäßung 
auf einem Berjehen beruht; weil aber andererjeit3 Kläger 
den Beweis nicht erbracht bat, daß er einen Schaden erlitten 
babe, da für die Beurtheilung diefer Frage nicht der Betrag 
des Kaufichillings, jondern der Werth desjenigen, was Kläger 
für das Haus thatjächlich gegeben bat, maßgebend iſt, und 
zwar der Werth zur Zeit des Vertragsabichluffes, weil Kläger 
zugab, daß er außer Uebernahme der Satzpoſt per 65.000 fl. 
zur vollftändigen Berichtigung des Kaufichiliings noch 22 
Bilder gegeben habe, e3 ſich daher ausſchließlich um den 
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Werth diefer Bilder handelt, der hierüber angebotene 
Schaͤtzungseid unzuläfjig ift, da mit demſelben nur die Höhe 
eines bereits feftgeftellten Schadens unter Beweis geftellt 
werben kann (88. 217, 218 a. ©. O.) und ein weiterer Be- 
weis über den Werth der Bilder nicht erbracht ift. 

Ueber Appellation des Kläger hat das Sberlandes- 
gericht dieſes Urtheil beftätigt, weil Kläger nicht erwieſen hat, 
daB er dur) das Vorgehen des Gellagten einen Schaden 
erlitten bat. 

In der a. o. Revifionsbefchwerde des Klägers wird her- 
porgehoben, daß zwei Fragen von Enticheidung jeien, ob den’ 
Geflagten ein Verſehen treffe und ob hiedurch Kläger einen 
Schaden erlitten habe, daß die erfte Frage von beiden Ge- 
richten bejaht wurbe, daß der Schade, welchen Kläger hie⸗ 
durch erleide, von dem Werthe der 22 Bilder abhänge und 
hierüber der Schätzungseid zuzulafien -fei. _ 

Der ?. k. oberfte Gerichtshof hat der a. o. NRevifion bei 
Abgang der Borausfegungen des Hofdecrete® vom 15. Fe- 
bruar 1833, J. G. S. Nr. 2593, keine Folge gegeben, weil 
aus der Differenz allein, welche zwiſchen der Bewerthung 
der in Rede ftehenden Realität durch den Gellagten und 
der von anderen Experten erfolgten Bewerthung diejer Rea⸗ 
lität obwaltet, ſich ein Schluß, daß die durch den Geflagten 
bewerfftelligte Schätung auf einem Berjehen berube, keines⸗ 
wegs ziehen Laffe, weil e8 Sache des Klägers war, den ge- 
rihtsordnungsmäßigen Beweis zu erbringen, daß Geflagter 
feinem Schäßungsapparat, fei ed aus — Unwiſſen⸗ 
heit, ſei es aus Mangel der gehörigen Aufmerkſamkeit oder 
des gehörigen Fleißes, thatſächlich unrichtige Daten zu . 
Grunde gelegt oder ſonſt einen Fehler begangen habe, deſſen 
Vermeidung ein ganz anderes Reſultat der Schätzung er- 
eben hätte, weil Kläger einen folchen Beweis nicht erbracht 

t, Daher in der Abweiſung ber Klage eine offenbare Un- 
gerechtigleit nicht gefunden werden Tann. 
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Nr. 663. 
Ye dem mehrjährigen, unangefohten gebliebenen KReſtande einer 


"Yarkanlage, welde früßer als Bradland sur Ablagerung des Teich⸗ 


ſchlammes verwendet wurde, Bidet eine folhe nenerlidde Verwendung 
der Parkanlage eine Beflgkörung. 


Entiheidung vom 31. Jänner 1894, Nr. 1012. (Abänderung der gleidj- 

förmigen Erledigungen des k. k. Bezirtsgerichtes Staab vom 20. Sept. 1888, 

3. 6780, und des k. k. Oberlan der ger ieh Prag vom 81. October 1893, 
. 25.271. 


In dem Befibftörungäftreite der Gemeinde U. gegen die 
B. behauptet Eritere, daß fie eine Weideparcelle als Allein- 
eigenthümerin befefjen und benügt habe, indem fie insbeſon⸗ 
dere im Sahre 1889 diefelbe mit Obſtbäumen anpflanzen 
ließ, diefe Bäume pflegt und das Obft von diefen Bäumen 
verpachtet hat, daß fie jedod am 23. Mai 1893 von den 
Geklagten B. in diefem Befite dadurch geftört wurde, daß 
diejelben den aus dem der Klägerin ebenfalls gehörigen Teiche 
gewonnenen Schlamm ohne Wiſſen und Zuftimmung ber 
Klägerin auf jener Weide abgelagert haben. Die Gellagten, 
welche das legterwähnte Factum zugeben, beftreiten die Er» 
richtung einer Obftbaumanlage ſeitens der Klägerin auf jener 
Barcelle, ſowie den Hägerijchen Befig an derjelben und be- 
haupteten, im ruhigen Beſitze der Weideparcelle ſeit undent- 
lihen Zeiten bis heute ununterbrochen gemejen zu fein und 
diefen Beſitz dadurch ftet3 ausgeübt zu haben, daß fie diefe 
Barcelle für fich als Gänſeweide we haben. Nach durd- 
geführter Verhandlung hat die erite Inſtanz das Klagebegehren 
aus nachjtehenden Erwägungen abgewieſen: Mit Rüdficht auf 
die Beitimmungen der 88.2 und 5 der kaiſerlichen Verordnung 
vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, handelt e3 fich in 
Diefem Verfahren lediglich um die Erörterung und den Be- 
weis der Thatjache des letzten factiichen Beſitzes und der 
Störung. Demnach Hat die Klägerin zu bemeifen, daß fie 
der Klagebehauptung gemäß Wlleinbejigerin ift, beziehungs- 
weife bis zu dem Beitpunfte der durch die Geklagten erfolgten 
Störung geweſen ift, da die Hageweije als Factum der Stör- 
rung angeführte Schlammablagerung durch die Geflagten 
zugeftanden worden ift, ſonach feines Beweiſes bedarf (88. 107 
und 108 a. G. O.). Die Klägerin hat nun durch die überein- 
ftimmenden Ausfagen der Beugen wohl den vollen Beweis 
dafür erbracht, daß fie vor circa 3 Jahren die Parcelle mit 
Obftbäumen bepflanzen ließ, daß fie diefe Bäume bis heute 
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bejorgen, d. h. umgraben, bepfahlen, abräumen und fehlende 
Bäume nachſetzen läßt und auch, daß fie das Obſt dieſer 
Bäume alljährlich verpachtet, daraus jedoch Tann — insbe⸗ 
fondere bei einer uneingefriedeten Barcelle, wie e3 die ftreitige 
Parcelle ijt, noch keineswegs auf den Hägertichen Alleinbefik 
an der Parcelle ſelbſt gejchloffen werden, fondern es iſt hie- 
durch nur bewiejen, daß die Klägerin Befigerin der auf der 
Parcelle von ihr gepflanzten Obftbäume ift und dies um fo 
weniger, als die gellagten Ruſtikaliſten bewiejen haben, daß 
fie jeit mindeftend 50 Jahren bis heute im ununterbrochenen 
te der Parcelle find und dieſelbe ftet3 als Gänſeweide 
für ſich benügt haben. Die Gellagten haben alſo bewiefen, 
daß fie im legten factiichen Beſitze der Parcelle find, demnach 
Tann auch in der geflagterjeit3 am 23. Mat 1893 erfolgten 
Schlammablagerung auf dieſer Parcelle feine Störung erblidt 
erben und es mußte johin das Slagebegehren abgemwiejen 
werden. 

Ueber den Recurs der Klägerin hat das Oberlandesgericht 
den erjtrichterlichen. Endbejcheid unter Hinmeifung auf Die 
richtigen Gründe desjelben und in der Erwägung beftätigt, 
DaB nad dem Zugeftändnifje der Klägerin die Gellagten dag 
Hecht der Gänjeweide auf der fraglichen Grundparcelle haben, 
und nach den Zeugenausfagen erwieſen ift, daß die Geklagten 
in dem angelegten Teiche Teit jeher ihre Gänſe tränften, zu 
Diefem Bwede diefen Teich, wenn er vertragen war, aus⸗ 
Ichlämmten und den Schlamm auf die Parcelle abgelagert 
und dann nach Haufe geichafft Haben, daß ferner bei dieſem 
Rechte der Gellagten, deren Ausübung nad) feiner Beichaffen- 
beit nicht jährlich nothwendig ift, auch nicht die Nachweiſung 
einer überhaupt oder in diefer oder jener Richtung alljährlich 
borgenommenen Uebung zur Eontinuität Diejes Rechtes, in3- 
bejondere, wie im vorliegenden Falle, daß dasjelbe auch 
nad) der von der Klägerin vorgenommenen Anpflanzung von 
Bäumen auf diefer PBarcelle gefchehen fei, erforderlich ift, die 
Geklagten fich daher im factifchen Beſitze des Nechtes der 
Schlammablagerung auf der Grundparcelle befinden, da in 
der Thatjache, daß diefelben im Monate Mai 1893 abermals 
den Schlamm aus dem Tränkteiche auf diefe Grundparcelle 
abfagerten, nur eine fortgefegte Ausübung diejes Rechtsbeſitzes, 
nicht aber eine Störung der Klägerin im Befite der Grund- 
parcelle erblidt werden kann, und da abgejehen hievon die 
von der Klägerin angeregte Frage einer eigenmächtigen Ser- 
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vitutsausdehnung dadurch, daß die Geflagten, wenn fie auch 
auf dieſer PBarcelle das Gänjeweidereht haben, Doc nicht 
dajelbit den Schlamm ablagern dürfen, nicht in possessorio 
summarissimo, fondern im ordentlichen Rechtswege entjchteden 
werden Tann. 

Ueber den a. o. Reviſionsrecurs der Klägerin fand der 
oberjte Gerichtshof mit Abänderung beider untergerichtlichen 
Entiheidungen dem Hägertfchen Begehren aus nachitehenden 
Gründen ftattzugeben: Für diefe Entfcheidung ift nach 8.5 
der Zaiferlichen Verordnung vom 27. October 1849, R. G. BL. 
Nr. 12, lediglich der letzte thatlächliche Beſitzſtand allein 'maß- 
gebend. Ein Sachbefiß wird von den Geklagten nicht geltend 
gemacht, fondern Tediglich eingewendet, daß von ihnen die 
ftreitige Fläche feit jeher al3 Gänſeweide und zur Ablagerung 
des Teichichlammes benügt worden fei. Die erſtere Benügung 
bleibt außer Betracht, weil fie von der Klägerin nicht bean- 
ftandet wird, wohl aber hat die Klägerin durch Beugen be— 
wiejen, daß fie diefe Grundfläche mit Obftbäumen bepflanzen 
ließ, daB bei diefem Anlaſſe der Teichſchlamm von dort 
bejeitigt und either nicht mehr dahin gebracht wurde. Dies 
Alles geihah aus Anlaß der von dem Gemeindeausichuffe 
im Jahre 1888 beichlofjenen Widmung des gedachten Platzes 
al3 Park, wie die Zeugen ausfagen, beiläufig drei Jahre vor 
ihrer Abhörung. Dieſe Parkanlage ftellt nun den alleinigen 
und letzten thatjächlichen Sachbeftß der Klägerin dar. Dem 
gegenüber vermochten die Gellagten nur nachzuweiſen, daB 
fie, abgefehen von der den Gegenftand der Klage bildenden 
Handlung, zulegt vor beiläufig fünfzehn Jahren dort Schlamm 
abgelagert haben. Damal3 mochte wohl die Grundfläche als 
Brachland zu einer folchen Verwendung geeignet jein und 
die frühere Webung hiezu berechtigen. Dem mehrjährigen 
unangefochten gebliebenen Beftande der Parkanlage wider⸗ 
ftreitet aber Doch aufliegend diefe Art der Verwendung und 
bildet daher eine Störung des allein maßgebenden Befiß- 
ftanded. Wenn nun gleihwohl mit beiden untergerichtlichen 
Erledigungen die Parkanlage unbeachtet gelafien, der Urzu- 
ftand des Grundftüdes Detangegogen, auf Beſitzhandlungen 
der Geflagten aus der Vorzeit zurüdgegriffen und deshalb 
dem klägeriſchen Parke der Befitichug verfagt murde, leiden 
diefe Entſcheidungen an einer arn Ungerechtigkeit. 
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Die Höhe des Schmerzengeldes iſt insBefondere nah Würdigung des 
Grades der Verlegung, daun deren Folgen und der verurfadten 
Schmerzen fefliuftellen. 

Entſcheidung vum 31. Jänner 1894, 3. 1036 (abänbernd das Urtheil best. k. 
Oberlanbesgerichtes Wien vom 22. November 1893, 8. 10.530, twieberher- 
ftellend jenes bes !. t. Hanbelögerichtes Wien vom 6. Juni 1893, 3. 14.781). 


In der Rechtsſache eines Eifenbahnconducteurs wider das 
k. k. Eifenbahnärar wegen Zahlung einer Monatörente, dann 
Heilungskoſten und eines Schmerzensgeldes hat die erfte In⸗ 
ftanz unter Anderem dem Kläger ein Schmerzensgeld im 
Betrage von 3000 fl. unbedingt ahgelproßen. 

Meber die Appellation der Gellagten Hat die zweite In—⸗ 
ftanz das Schmerzensgeld auf 2000 fl. ermäßigt, weil diefer 
Betrag den erhobenen Umftänden, nämlich der in der eriwie- 
fenen Qualität beruhenden, intenfiven Schmerzhaftigfeit der 
Berlegung und ihrer. länger andauernden Folgen, hinlänglich 
angemefjen erjcheint. 

Der oberfte Gerichtshof Hat Über die ordentliche Revi- 
fionsbejchwerde des Kläger das erftrichterliche Urtheil im 
angefochtenen Abjate wieder hergeftellt und dies aus folgenden 
Gründen: Unbeftritten ift e8, daß dem Kläger in Gemäß- 
beit des 8.1325 a. b. G. B. ein den erhobenen Umftänden 
angemefjened Schmerzensgeld gebühre. Wenn nun berüd- 
fichtigt wird, daß der Kläger bei dem auf-einer Bahnftrede 
erfolgten Bufammenftoße zweier Züge eine gänzliche Ber- 
trümmerung der Handknochen an der linken Gliedmaße er- 
Titten bat, daß er, bis ihm ärztliche Hilfe geleitet werden 
konnte, in Yolge der Zerreißung der Wrterien und Venen 
einen bedeutenden Blutverluft erleiden mußte, daß Ddiejer 
DBlutverluft eine andauernde Blutarmuth verurjfachte, daß diefe 
Blutarmuth eine nachfolgende Schwäche des ganzen Organismus 
und eine allgemeine Nervoſität herbeiführen mußte, daß 
Kläger die Amputatton des linken Vorderarmes in feinem 
unteren Drittel zu erdulden hatte, daß das vorgedacdhte Eijen- 
bahnunglüd für den Kläger nicht blos eine auffallende Ver⸗ 
ftümmelung oder Berunftaltung, forwte eine langwierige Ge- 
(undheitsftörung und eine bleibende Beeinträchtigung feiner 
Erwerbsfähigkeit, fondern auch fehr bedeutende körperliche 
Schmerzen nad) fich gezogen hat, kann das in erfter Inſtanz 
dem Kläger im Betrage von 3000 fl. zugefprochene Schmer- 
zensgeld Teineswegs als zu hoch bemeften angejehen werden. 
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Nr. 565. 


Die von den Rergbehörden gefeglih angeordneten Einfhränkungen 
in der Ausübung des Eigenthumsrechtes aufein Bergwerk Begründen 
Reinen EntfYädigungsanfprud gegen den Gigenthümer eines im öffent- 
fiden Zutereſſe su ſchützenden Objectes (88. 364 u. 1043 a. 8. 6. 3.). 
Entfcheibung vom 6. Februar 1894, 3. 1326. (Beitätigung der gleichlautenden 
Urthetle des k. k. Kreisgerichtes Eger vom 3. October 1893, 3. 7898, und 
des ?. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 29. November 1893, 3. 27.252.) 


. Mit bergbehördlichem Erlaffe wurde den Klägern, als 
Eigenthümern einer Steintohlengrube, innerhalb eines genau 
beitimmten Grubenfeldtheiles in ihrem Beſitze ſowohl jeder 
Kohlenabbau, al3 auch jede neue Stredenauffahrung unterfagt 
und ihnen verordnet, die bereit3 beitehenden Stredenbaue 
innerhalb des Grubenfeldtheiles im bauhaften und fahrbaren 
Stande zu erhalten, oder aber, und zwar jedenfall® bei Durch» 
führung des Kohlenabbaues, an deilen Grenzen mit feflzu- 
Itampfendem Lettenmateriale zu verjeßen, um auf diefe Weije 
den Beſtand einer nahen Heilwaflerquelle gegen jede Gefähr- 
dung durch unterirdifche Wafferzuflüffe zu fichern. Die Er- 
füllung der den Klägern auferlegten Verpflichtungen hat ihnen 
nad zwei Richtungen hin einen bedeutenden Bermögensnach- 
theil verurfacht, und zwar an Koften für die Herftellung der 
angeordneten Arbeiten und, an Gewinnentgang infolge der 
Abänderungen, welche fie nach Gutachten der Sachverftändigen 
in ihrem Betriebe hatten vornehmen müſſen. Nachdem fie 
durch Beweis zum ewigen Gedächtniffe Dies feitgeftellt Haben, 
verlangen fie auf Grund der Beitimmungen der 88. 365 und 
043 a. b. G. B., ſowie des bergbehördlichen Erlafjes von dem 
Eigenthümer der Wafferheilquelle den Erjab des erwachjenen 
Vermögensnachtheiles und der durch den geführten Beweis 
zum ewigen Gedächtniffe aufgelaufenen und bezahlten Koften. 

Die Gerichte aller drei Inſtanzen wieſen die Klage ab. 

Die oberftgerichtliche Entfcheidung ſtützt fich auf nachſtehende 
Gründe: Es ift zwar allerdings richtig, daß die Frage, ob 
den Rlägern ein Entſchädigungsanſpruch zufteht, nach den 
Beitimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes zu beur- 
tbeilen ift, weil das allgemeine Berggefeß, und insbejondere 
8 222 desfelben, eine Beſtimmung diesfalls nicht enthält. 
Allein auch nach den Beftimmungen des allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuches erweist fich der klagweiſe geltend gemachte 
Entſchädigungsanſpruch als hinfällig. Denn der 8.365 a. b. 
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G. B., auf welchen fich die Kläger in erfter Reihe berufen, 
findet hier feine Anwendung, und muß vielmehr 8. 864 a. b. 
G. B. der Beurtheilung des Streitfalles zu Grunde gelegt 
werden, gemäß deſſen die Ausübung des Eigenthums nur 
infoweit ftattfindet, als nicht die in den Geſetzen zur Erhal- 
tung und Beförderung des allgemeinen Wohles vorgejchriebenen 
—— übertreten werden. Iſt nun im Geſetze im 
Intereſſe des öffentlichen Wohles eine Einſchränkung des 
Eigenthums vorgeſchrieben und darf dieſelbe in ihrem Um⸗ 
fange nicht ausgeübt werden, jo kann hiefür ein Erſatz nicht 
verlangt werden, weil aus der Uebertretung einer durch das 
Geſetz gebotenen Pflicht niemals Rechte erwachfen können. 
Am erngeiche find, wie fi aus der Natur des Bergbaues 
ergibt, dem Bergbauunternehmer gewiſſe Beichräntungen auf- 
erlegt, und e3 find gemäß $. 222 Berggejebes Die Bergbehörden 
befugt und verpflichtet, bei einer fich zeigenden Gefährdung 
der im 8.222 Berggeſetzes bezeichneten Objecte die erforder« 
lichen Vorkehrungen zu treffen. Werden dieſe Vorkehrungen 
im Öffentlichen Intereſſe getroffen und der Bergbau an einer 
beftinmten Stelle unterfagt, dann tritt nach dem Obengefagten 
die Entichädigungspflicht nicht ein, weil eben der Fall vor⸗ 
liegt, wo das Eigenthum zufolge einer im Geſetze vorgefehenen, 
durch die Verfügungen der dazu berufenen Behörde zum Aus⸗ 
drude gelangten Einſchränkung im öffentlichen Intereſſe nicht 
ausgeübt werden darf. Da nun vorliegend außer Zweifel 
fteht, daB die von dem zuftändigen Rebierbergnnte im Ein⸗ 
vernehmen mit der politifchen Behörde den Klägern aufer- 
legten Beichräntungen in dem Abbaue ihres Kohlenbergmerfes 
und die ihnen angeordneten Sicherheitsvorfehrungen zum 
Schutze der in ter Nähe befindlichen Thermen, fomit im 
unzweifelhaft öffentlichen Intereſſe getroffen worden find, er- 
ſcheint die Anficht der unteren uflangen, daß den Klägern 
eine Schadloshaltung Hiefür nicht gebührt, in der vorcitirten 
Beftimmung des 8. 364 a. b. G. B. begründet, und die um 
ſo mehr, wenn erwogen wird, daß die Thermen, um deren 
Schutz es vorliegend ſich handelt, längſt beſtanden, ehe die 
Kläger ihren Bergbau begannen, letztere die Bergauberechtigung 
daher nur mit der im Geſetze gelegenen Beſchränkung er- 
warben, daß ihr Bergbau feine Gefahr für diefe Heilquellen 
herbeiführen darf. o aber das Geſetz einen Anſpruch prin- 
cipiell verfagt, kann derfelbe auch nicht aus anderen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes abgeleitet werden und erjcheint darım 
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die Perufung der Kläger auf die Beitimmungen der 88. 1043 
und 1036 a. b. G. 8. als vergeblich. 


Nr. 566. 


Wenn das Geriht über eine Zablungsklage der Einwendung des 
Gehlagien, daß der Anſpruch vorerſt im Rechnungsproceſſe ausgetragen 
ſei, Holge zu geben findet, fo Bat dasſelbe über die Klage nicht mit 
Urtdeife in entfheiden, fondern das Berfaßren mittelft Reſcheides 
aufzuheben und die Zurückſtellung der Klage zu verfügen. 
Entfheibung vom 7. Februar 1894, 3. 1129. (Beftättgung ber Erledigung 
bes EL. T. Oberlandesgerichte Graz vom 16. November 1893, 3. 10.758, 
womit das Urtheil des k. k. ftädt.=beleg. Bezirksgerichtes Klagenfurt vom 
31. Auguſt 1898, 3. 13.794, aufgehoben wurde.) 

A. belangte den B. auf Bahlung des Lohnreftes für 
gelieferte Maurerarbeiten per 298 fl. 65 Tr., indem er be- 
hauptet, daß er für den Geflagten den Bau eines Haufes 
übernommen, daß er demjelben Rechnung gelegt habe und 
daß er Mangeld Genehmigung derfelben die reftliche Ent« 
lohnung für Wrbeitleiftungen und die Vergütung für die 
gelieferten Materialien verlange. Der Gellagte wendet ein, 
daß zwilchen ihm und dem A. ein Mandatsverhältniß beitehe, 
daß Kläger nach 8. 1012 a. b. G. B. verpflichtet fei, vorerft 
die Rechnung zur Genehmigung oder Bemängelung gerichtlich 
zu legen und daß der Hägeriiche Anſpruch nur im Rechnungs⸗ 
* ausgetragen werden könne. 

Die erſte Inſtanz wies das Klagebegehren mit Urtheil 
für derzeit ab, indem fie annahm, daß der Geflagte dem 
Kläger als Bauunternehmer die Führung eines Baues nach 
einem dem, Proceffe nicht angejchloffenen Bauplane anver- 
traute, daß mithin eine Gefchäftsführung im Sinne des 22. 
Hauptftüdes, I. Zheila.b.&. B. vorliege, wonad) Kläger dem 
Geklagten gemäß 8.1012 a. b. G. B. vorerft Rechnung zu 
legen häbe, und daß die Zahlungsflage des zur Rechnungs⸗ 
legung Berpflichteten vorausfche, Daß die Rechnung entweder 
- vom NRechnungdnehmer genehmigt oder auf Grund eines Rech⸗ 
nungsproceifes vom Richter endgiltig feitgeftellt worden jei, 
welche Borausjegungen Hier nicht zutreffen. 

Das Oberlandesgericht Hat in Stattgebung der Appella⸗ 
tion des Klägers dieſes Urtheil aufgehoben und der erften 
Inſtanz aufgetragen, unter Abftandnahme vom gebrauchten 
die ce runde ein neues Urtheil zu jchöpfen, und Hat 
dies nachltehend begründet: Der Kläger findet fich durch das 
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erftrichterliche Urtheil in erfter Linie dadurch beichwert, daß 
der erſte Richter, ohne in eine meritortiche Entſcheidung ein- 
ugehen, der Einwendung des Geklagten, daß eine Geichäfts- 
—2* vorliege, welche nach den Beſtimmungen des 22. 
Hauptftüdes des a. b. G. B. zu beurtheilen iſt, infolge deſſen 
der Kläger gemäß 8. 1012 a. b. G. B. zuerſt Rechnung zu legen 
babe, Folge gab und deshalb das Klagebegehren derzeit ab⸗ 
wies. Dieſe Bejchwerde, welche fich ihrer Natur nad) als 
Nullitätsbeſchwerde kennzeichnet, tft begründet. Das Mägerijche 
Begehren ift auf Zahlung eines Lohnreſtes von 298 fl. 
95 fr. gerichtet und bafirt auf dem Nechtstitel des Lohnver-. 
traged. Wenn e3 auch richtig ift, daß die Trage der Ent- 
lohnung des Klägers und die Höhe derjelben nur aus der 
Gegenrechnung der beiderfeitigen Anfprüche gelöst werden 
kann, jo ift doch dieſe —— des Rechtsbeſtandes des 
klägeriſchen Anſpruches materiellrechtlicher Natur und die An- 
nahme, daß der Beitand des Klageanſpruches durch die weitere 
Borausfegung einer der Klage vorausgehenden Rechnungs- 
legung bedingt jei, wäre nur dann gerechtfertigt, wenn das 
zwichen den Parteien bejtehende —— eine Rechts⸗ 
pflicht zur Rechnungslegung begründen würde. Davon kann 
aber vorliegend keine Rede ſein, weil es ſich nicht um die 
Auseinanderſetzung einer über fremdes Vermögen geführten 
Verwaltung, ſondern lediglich um den Beſtand des geltend 
gemachten Lohnreftes und der feitens des Geffagten dem 
lageanſpruche compensando entgegengeftellten Gegenforde- 
rungen handelt. Es Liegt demnach weder eine. aus dem Ver- 
tragsverhältnifje fließende Pflicht zur Rechnungslegung vor, 
noch Tann von der Pflicht des Klägers zur Einleitung eines 
Rechnungsproceſſes die Rede fein. Die Verweilung des Ge- 
Hagten auf das in den 88. 100 ff. a. G. O. geregelte Verfahren 
ift daher unbegründet. 

In dem dagegen vom Geklagten eingebrachten Revifions- 
recurfe wird ausgeführt, daß das Oberlandeögericht in Die 
Meritalenticheidung einzugehen hatte, weil eine proceßhindernde 
Einwendung nicht in Mitte Tiegt. 

Der oberfte Gerichtshof hat die oberlandesgerichtliche 
Entjcheidung beftätigt in Erwägung, daß die vom Geflagten 
in der Einrede erhobene Einwendung der Unzuläffigfeit einer 
Geltendniahung des Klagsanipruches außerhalb des Nech- 
nungsproceſſes die Behauptung enthält, daß der Anſpruch in 
der auf die Klage eingeleiteten Verhandlung zum Austrag 
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nicht gebracht werden kann, demnach, wenn das Erftgericht 
dieſe Einwendung für begründet eradıtet habe, die Abweiſung 
des Begehrens zur Zeit durch Urtheil nicht erfolgen konnte, 
fondern das Verfahren mittelft Beſcheides aufzuheben und 
die Klage zurüdzuftellen war, in Erwägung, daß das Ober- - 
landesgeriht der gegen das Urtheil des Bezirkägerichtes, 
welches mit Außerachtlaffung dieſes proceſſualen Borganges 
in eine Entſcheidung mitteljt Urtheiles eingegangen ift feitena 
des Klägers eingebrachten Appellationsbeichwerde mit Recht 
die Bedeutung einer Nullitätsanzeige beigemeffen hat, worüber 
fein neues Urtheil zu jchöpfen, jondern im Sinne des Hof. 
decretes vom 15. Sänner 1787 und 16. Jult 1819, J. G. ©. 
Kr. 619 und 1579, die das erfte Urtheil aufhebende ober- 
Iandeögerichtliche Entſcheidung durch Decret zu erlafjen war, 
und daß dieje Enticheidung jammt deren Begründung dem 
Geſetze volllommen entipridt. 


Nr. 567. 


Borausfegungen der Zulaſſung zur Beweisfäßrung pro evitando 
perjurio. Sriſt zur Aeberreichung des darauf bezüglichen Geſuches. 
Aufſchus der Eidesleiſtung im Falle ſtrafgerichtlicher Fetrugsanzeige. 
Berüafihtigung der Ergebniſſe der über eine ſolche Anzeige geführten 
QUnterfuhung. Seranzießung früder benützter Beweife sur Suftruirung 
der neuen Klage. Verhältniß der Wiedereinſetzung ob noviter reperta 
sum BSeweife pro evitando perjurio. Sufafung der Zeweisfübrung 
üder Behauptungen, die, wenn and mit Dem Gegentheil des Eides 
thema nit identifh find, dennoch ſich auf Legteres derart bezieben 
daß, falls diefelden im Sauptprocefle vorgelegt wären, die Bufaffung 
des Kaupteides fraglich erſcheint. 

le hung vom 14. Februar 1894, 3. 1059.*), (Beftätigung ber das 
Urtheil bes k. k. Bezirksgerichtes Haida vom 10. Juni 1898, 3. 3568, theil- 
weiſe abändernden Gut fhelbung des k. E. Oberlanbesgerichtes Brag vom 
17. October 1893, 8. 19.596.) 


Sn der von der U. wider ihren Bruder 8. unterm 
6. December 1889 angeftrengten Klage wegen Zahlung des 


*, Siehe oberfigerichtliche Entfcheibungen: 33. Februar 1865, 3. 1274 
Sammlung Blaferr Unger Wr. 212): 22. September 1868, Fr 9488 
ib. 8122); 28. April 1870, 8. 13.216 (ib. 4408); 11. Jänner 1871, 8. 248 
ib. 4014); 1. Mat 1872, 3. 4472 (ib. 4595; fpeciell: Wuffchub der Eibes- 
eiftung im falle Anzeige wegen Erbietung zu einem falichen ide); 
8. Zänner 1879, 8. 19.041 (ib. 7272); 28. Jänner 1879, B. 672 (ib. 7299); 
19. Februar 1879, 8. 554 (ib. 7338); ſowie 23. Februar 1881, 3. 1299 
(ib. 8304; fpeciel: Erfülungseid als Beweismittel pro evitando perjurio); 
7. Mat 1879, 8. 23844 (ib. 7448; fpecell: Führung bes Beweiſes pro 
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Detrages von 2000 fl. d. W. fammt 5 p&t. Binjen fett drei 
Sahren vor dem Klagstage führt Klägerin zur Rechtfertigung 
ihres Begehrens Nactehendes aus: Geklagter habe fi mit 
Schuldicheine vom 31. Auguft 1885 befannt, der Klägerin 
aus Darlehen und anderen Yorderungen den Betrag von 
2000 fl. ſchuldig zu fein, und verpflichtet, diefen Betrag als 
ein Darlehen vom 31. December 1885 an mit 5 p&t. unter 
den Folgen des 8.195 zu verzinfen und nad) vierteljähriger 
Kündigung zurüdzuzahlen; er habe für diefe Schuld feine. 
Realität eingeſetzt; die Einverleibung des Pfandrechtes wurde 
vollzogen; der Geflagte jei aber mit Entrichtung der 5 pCt. 
Sinn ſchon drei Jahre im Rückſtande. Geinerjeitö hebt 

effagter in der am 10. Yebruar 18% erftatteten Einrede 
hervor, daß Klägerin außer dem ihr von C. mitteljt Leib- 
tentenvertrage3 zugemendeten Betrage von 1000 fl. nur noch 
500 fl. an nicht verfichertem mütterlichen Erbtheil und an 
baarem Darlehen 100 fl., zufammen daher nur 1600 fl., von 
ihm zu fordern habe und daß er und die Klägerin vor Aus- 
fertigung des in Rede ftehenden Schufdicheines, nad) Ausfüh- 
rung der Berechnung ihrer gegenfeitigen Yorderungen, dahin 
er geworden jeien, daß Klägerin Mir ihre Forderung per 
1 fl. feine Binfen verlange, wogegen er den Schuldichein 
auf einen um 400 fl. höheren Betrag, d. i. auf 2000 fl., 
außftellen Iafje; er habe auch den Schuldichein in einer Advo⸗ 
catenkanzlei beftellt, in denjelben fei jedoch gegen feinen Willen 
die Bahlung von 5 p&t. Zinfen aufgenommen worden, wes⸗ 
halb er nicht unterjchreiben wollte und fih nur, durch die 
Aufklärung, daß ja die mündliche Verabredung auch ihre 
Bedeutung habe, zur Unteriertigung des Schuldjcheines be- 
wegen ließ. Die Klage fei daher abzumeifen, weil jedenfalls 
die nach den Angaben derjelben durch Saumfal in der Zinfen- 
zahlung entitandene Fälligfeit der Forderung noch nicht ein⸗ 
getreten wäre. 

Nach durchgeführter Verhandlung und Einvernahme der 
angeführten Zeugen erfannte der erjte Richter Yaut UrtHeiles 
vom 28. Jänner 1891 da3 von dem Gellagten excipiendo 
behauptete, zwilchen ihm und der Klägerin vor Ausfertigung 


evitando perjurio burd) Berbindung neuer und früher angebrachter Beweis⸗ 
mittel); 30. September 1880, 8. 9073 (ib. 8117); 13. Jänner 1881, 8. 14.011 
(ih. 8253; fpeciell: Friſt und Form für den Antritt des Beugenbeweifes 
pro evitando perjurio); 19. September 1882, 3. 6387 (ib. 9093; fpeciell: 
Berwerthung früher benüßter Beweiſe zur Ueberreichung ber neuen Klage). 


Entſcheidungen IX. 14 
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des Schuldſcheines getroffene Webereinlommen als proceß- 
entfcheidend und machte ben Ausgang der Streitfache von ber. 
Abſchwörung des der Klägerin aufgetragenen Haupteides fol- 
genden Inhaltes abhängig: e3 fet ihres Wiſſens und Erinnerns 
nicht wahr, daß fie vor Ausfertigung des Schuldfcheines vom 
31. Auguft 1885 mit dem Gegllagten einig wurde, daß fie 
von ihrer Forderung, über welche der Gellagte den Schuld- 
fchein ausftellen follte, keine BZinjen verlange, und daß der 
eflagte dagegen den Schuldichein über einen Betrag aus⸗ 
ftellte, welcher die wirkliche Schuld um 400 fl. überftieg. 

Das erftrichterliche Urtheil wurde über Appellation der 
Klägerin vom Oberlandesgerichte mit Enticheidung vom 
4. Auguft 1891 dahin abgeändert, daß die Eidesformel des 
zugelaſſenen Haupteides folgendermaßen zu lauten habe: es 
jet des Wiſſens und Erinnerns der Klägerin nicht wahr, daß 
vor Ausfertigung des Schuldicheine® vom 31. Auguft 1885 
zwijchen der Klägerin und dem Gellagten bejprochen wurbe, 
daß die Klägerin für ihre Forderung von 1600 fl. feine 
Binjen beanſpruche, wogegen der Gellagte ſich erbot, den 
a a auf 400 fl. höher, d. i. auf 2000 fl., ausftellen 
zu laſſen. 

Klägerin trat unterm 26. Auguft 1891 den Eid bei dem 
Erfenntnißgerichte an, melches zur Abnahme des Eides das 
Bezirksgericht de Wohnortes der Klägerin requirirte. Bei 
der von biefem auf den 26. September 1891 angejehten 
Zagfahrt erjchten die Klägerin und der Vertreter des Ge- 
Hagten, welcher dem Richter zur Kenntniß brachte, daß fein 
Mandant wegen der von der Klägerin in dem vorliegenden 
lee erfolgten Eidesantretung bei der Staatsanwalt- 
ſchaft die Stenfangeige wegen Verbrechens de3 Betruges nach 
8.199 lit. a St. ©. eritattet, hievon das Erkenntnißgericht 
verjtändigt und unter Einem um die GStitirung der Eides- 
abnahme gebeten Habe; diefem Anjuchen wurde zwar nicht 
entſprochen; er habe aber dagegen recurrirt. Mit Rüdlicht 
auf dieje Vorlommnifje ftellte nun der Geflagte das Be«- 
gehren, die Abnahme des Eides bis nach rechtöfräftiger Er- 
ledigung feines beim Erfenntnißgerichte geftellten Antrages 
zu fftiven, Auf Verwahrung der Klägerin wurde das Be- 
gehren abgewiefen, worauf Klägerin fich bereit erklärte, den 
angetretenen Eid zu leiften. Am Schluſſe der Tagſatzung 
baten aber beide Theile um GSiftirung der Eidesabnahme, da 
ein Vergleich zwiſchen denfelben angebahnt werden jollte. 
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Schon am 21. September 1891 Hatte aber der Geklagte 
beim Erfenntnißgerichte ein Geſuch überreicht, worin er aus⸗ 
führte, daß er erft nach Inrotulirung der Streitacten in 
Erfahrung gebracht Habe, daß Klägerin fi im Frühiahre 
1889 gegenüber der C. auf deren Frage, wie viel fie vom 
Geklagten zu fordern babe, äußerte, dab ihre Yorderung 
2000 fi. betrage; doch könne fie davon feine Zinſen ver- 
langen, weil fie ſich im Schuldfcheine 400 fl. Habe voraus- 
fchreiben Iaffen; ihre Yorderung habe nämlich nur 1600 fi. 
betragen, und da Habe fie den Geflagten gebeten, er molle 
ihr 400 Sl. dazufchreiben lafjen, damit fie 2000 fl. voll habe. 
Um nun die Abnahme des von der Klägerin angetretenen 


Haupteides zu verhindern, beantragte B. pro evitando per-. 


Jurio die Bulafjung des Beweiſes des Widerfpieled deſſen, 
was Klägerin zu beichwören hat, durch die Zeugin EC. und 
durch feinen Erfüllungseid. 

Diefes in erfter Inſtanz mit Urtheil vom 21. November 
1891 aufrecht erledigte Gejuch wurde mit oberlandesgericht- 
lichem Urtheile vom 23. Februar 1892 und oberfigerichtlichem 
Urtheile vom 4. Mat 1892 im Wejentlichen mit folgender 
Begründung abgewiefen: Das Hofdecret vom 30. October 
1788, J. G. S. Nr. 911, gibt dem Gegner nur dann das Recht 
der Bemeisführung nad) 8. 2314. G. O., wenn er durch neue 
Beweismittel den Beweis des Widerfpieles deffen anbietet, 
was der eibeöpflichtige Theil zu bejchwören hat. Das Geſetz 
verlangt aljo Beweismittel, welche möglicherweije das Wider- 
fpiel des Eidesjates beweiſen können. Die Antretung des 
Beweiſes durch einen einzigen Zeugen allein begründet aber 
keinesfalls die Zuläffigfeit der probatio pro evitando perjurio. 
3. habe überdies im Laufe der Verhandlung ausdrüdlich er- 
Härt, daß er den Beweisfab der Zeugin C. nicht beſchwören 
könne, weil er nicht zugegen gemejen ſei, als die beftrittene 
Aeußerung gemacht worden fein fol. Durch diefe Erklärung 
entfällt nun der angebotene Erfüllungseid; es bleibt alfo einzig 
und allein die einzige Zeugin C., welche zu dem abgeführten 
Proceſſe iiberhaupt nicht gehört; daß vor ihr abgelegte Ge— 
ftändniß der U. kann demnadh im Sinne des 8. 110 a. G. O. 
einen gericht3ordnungsmäßigen Beweis gegen die A. nicht her- 
ftellen, Tann daher nicht al3 ein folches Beweismittel gelten, 
welches im Sinne des 8.231 a. G. O. geeignet wäre, bie 
Eidesablegung durch die X. zu hindern. 

Hierauf überreichte die U. unterm 30. Juli 1892 das 

14* 
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Geſuch um Anfeßung einer Tagfabung zur Abnahme des ihr 
aufgetragenen Hauptetded und am 5. Auguft 1892 B. das 
mit dem Nachweife der gegen die A. im Buge befindlichen 
Strafamtshandlung belegte Geſuch um Eiftirung der Eides- 
abnahme bis nach) durchgeführtem Strafverfahren. Mit Be- 
fcheide vom 23. Auguft 1892 murde ta3 Geſuch des B. ab- 
gewiefen, und in Stattgebung jenes der A. eine Tagjabung 
zur Eidesabnahme auf den 31. Auguft 1892 angeordnet. Bei 
dDiefer Tagfagung hatte B. unter neuerlihem Hinweiſe auf 
die obichwebende ftrafgerichtliche Unterfuchyung jowie auf den 
von ihm gegen die abjchlägige Erledigung vom 23. Auguft 
1892 eingelegten Recurs das Anſuchen um Eiftirung der 
Eidesabnahme erneuert, worauf die U. das Begehren ftellte, 
daß mit der Eidesabnahme bis 10. September 1892 zu dem 
Zwecke innegehalten werde, damit fie fich behufs Erzielung 
eines Ausgleiches in Abweſenheit der beiderjeitigen Vertreter 
mit dem 3. beiprechen Tönne. Der von der A. ſelbſt geftellte 
und vom B. acceptirte Antrag kam jedoch nicht zur Ausfüh— 
rung, da fie zu der von ihr eingeleiteten Beſprechung nicht 
perfönlich erjchien, fondern ſich durch einen Kanzliften ihres 
Nechtöfreundes vertreten ließ. 

Am 13. September 1892 überreichte nun B. ein Geſuch, 
worin er ausführte, daß anläßlich der gegen die A: infolge 
ihrer Eidesantretung beim Strafgerichte gepflogenen und noch 
im Buge befindlichen ftrafgerichtlichen Vorerhebungen ihm be- 
fannt worden iſt, daß außer der C. auch noch die D. zu 
bejtätigen vermag, daß das, was die U. mit dem von ihr 
angetretenen Haupteide zu befchwören Willens ift, nach ihrem 
eigenen, den Beuginnen gemachten Geſtändniſſe der Wahrheit 
nicht entipricht, und daß jelbft die A. in ihrer am 7. Mai 
1892 vor dem Strafrichter abgegebenen Protofollausfage die 
von ihr im Civilproceſſe wiederholt geläugnete Thatjache, 
ihre effective Forderung gegen B. habe in der That nur 
1600 fl. d. W. betragen und der weitere Betrag von 400 fl. 
ſei al3 Binfenvergätung in dem Schuldfcheine vom 31. Au⸗ 
guft 1885 einbezogen worden, ausdrüdlich augeftanden habe. 
Auf Grund dieſes Sacverhaltes ftellte nun B. das Begehren, 
daß mit der Eidesabnahme innegehalten und er zum Beweiſe 
des Widerſpieles des Eidesthbemas: 1. durch das von ber 
Klägerin vor dem GStrafrichter abgelegte Geftändniß, und 
2. durch da3 Zeugniß der C. und D. zugelaflen mwerbe. 

Nach Durchgerüßtter Verhandlung gab dag Gericht erfter 
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Inſtanz dem Begehren des B. nur rüdfichtlich des Punktes 1 
ftatt und erfannte: es habe von dem mit dem Urtheile vom 
4. Auguft 1891 der A. aufgetragenen Haupteide abzufommen 
und B. werde zur Führung des Beweiſes über das Wider- 
ſpiel durch das, in der Protofollarausfage der A. vom 7. Mai 
1892 enthaltene Geitändniß zugelaſſen. Im Weſen führen 
die Gründe des erftrichterlichen Urtheiles Nachftehendes aus: 
Wenn 4. in formeller Beziehung die Veripätung des Ge- 
fuches des B. um Zulafjung der Beweisführung pro evitando 
perjurio rügt, fo iſt diefe Einwendung wohl unbegründet, 
denn aus dem Wortlaute des 8. 23.4. G. O. und des Hof- 
decretes vom 30. October 1788, J. G. S. Nr. 911, ift nur 
zu entnehmen, daß die Beer zur Vermeidung des 
egneriichen Meineides, wie jchon die Bezeichnung ergibt, vor 

blegung des Eides eingeleitet werden muß, keineswegs geht 
aber aus dieſen Beltimmungen hervor, daß es unzulälfig 
wäre, im Falle einer Verlegung oder Siftirung der Eides- 
tagfahrt das Geſuch nach diefer Tagfahrt einzubringen, da 
ja das Geſetz offenbar nur den regelmäßigen Fall, daß nämlich 
bei der Tagfahrt der Eid wirklich abgelegt wird, vor Augen 
bat, und eine Verlegung oder GSiftirung der Eidestagfahrt 
im Gejege überhaupt gar nicht borgeiegen tft. Uebrigens 
bedient ſich das Geſetz im 8. 231 4. G. O. nicht der Rede⸗ 
wendung „vor der Eidestagfahrt“, ſondern „vor abgelegtem 
Eide“. Es kann daher von einer Verſpätung des Geſuches 
keine Rede ſein. In materieller Beziehung hat A. gegen die 
beantragte Beweisführung durch die Zeugen C. und D. ein- 
gewendet, daß dieſe Beweisführung nicht zuläffig jei, weil die 
von N. angeblich diefen Zeugen gegenüber gemachten Mit- 
thetlungen nicht den Charakter eines außergerichtlichen Ge- 
ftändniffes tragen und meil dieſe Ausfagen nicht geeignet 
find, einen vollen Beweis zu bilden. Es foll hier von der 
Trage, ob die Mittgeilungen der A. wirklich ein außergericht- 
liche3 Geftändniß begründen würden, ganz abgejehen werden; 
gweifellos tft aber, daß dieſes Beweismittel deshalb nicht in 

etracht kommen Tann, weil die beiden Beuglunen nicht über 
eine, der Zeit und dem Orte nach identiiche Thatlache geführt 
werden und B. auch nicht in der Lage tft, den Erfüllungseid 
abzulegen. Es liegt daher für jedes einzelne angebliche Ge— 
ftändniß nur der Beweis durch eine Zeugin vor, und deshalb 
fonnte B. zum Beweije durch dieſe Beuginnen nicht zuge: 
laffen werden. Anders verhält es ji mit dem von B. bean- 
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tragten Beweife durch das von U. bei ihrer VBernehmung vor 
dem GStrafridhter am 7. Mat 1892 abgelegte Geftändniß. 
Wenn die Enticheidung de3 zwijchen U. und B. peto. 2000 fl. 
Fa Streites von der Ablegung de3 der Klägerin 
aufgetragenen Haupteide3 abhängig gemacht wurde, jo yeihah 
dies aus dem Grunde, weil der Geflagte die Einwendung 
erhob, die nach den Klagsangaben durch Saumfal in der 
Binfenzahlung entftandene Fälligkeit der Forderung ſei deshalb 
noch nicht eingetreten, weil bei Ausfertigung des Schuld- 
Scheine der uriprünglichen Darlehensſumme von 1600 fl. 
bereit3 Binjen für mehrere Sabre im Vorhinein zugejchrieben 
wurden, und weil die Klägerin mit Rüdficht darauf auf die 
Bahlung von Zinſen verzichtet habe. Geklagter behauptet 
daher, daß der Schuldichein auf einen höheren Betrag aus— 
geftellt wurde, al3 fich die wirkliche Schuld zur Zeit der Aus⸗ 
fertigung des Schuldicheines belief, und daß zwischen der 
Klägerin und ihm vor Ausfertigung des Schuldicheined be- 
ſprochen wurde, daß fie von ihrer Forderung feine Binjen 
beanipruche. Bet dem Umitande, als 4. im Laufe Des 
Strittes hartnädig widerjpradh, daB in die Darlehensſumme 
auch Vorauszinfen mit eingerechnet wurden und dabei be- 
barrte, daß die Darlehensfumme fich aus gegebenen Darlehen 
und rüdftändigen Zinſen zufammenfege, ohne fi in eine 
genauere Berechnung einzulaffen, und bei dem weiteren Uim- 
ftande, als der Geklagte nicht die Höhe der Schuld, jondern 
nur die Fälligkeit derjelben bejtreitet, mußte die Entichei- 
dung des GStreites von der Enticheidung über die Trage, ob 
die A. mit Rückſicht darauf, als ihr im Schuldſcheine Vor- 
auszinjen gutgeſchrieben wurden, auf die Zahlung von Binfen 
pro futuro verzichtet habe, abhängig gemacht werden, und 
diefe Frage konnte bei Abgang anderer Beweismittel nur 
durch den in Nede ftehenden Eid entfchieden werden. Nun 
bat A. laut des von B. in beglaubigter Abjchrift vorgelegten 
Protofolles vom 7. Mai 1892 bei ihrer Vernehmung vor dem 
Unterſuchungsrichter über die Entftehung ihrer Forderung von 
2000 fl. Angaben gemacht, welche zum Theile mit den Pro- 
ceßangaben des B. übereinftimmen, aus welchen fich aber 
zugleich bei näherer Unterfuhung ergibt, daß diefelben, fo 
weit fie mit den Angaben des B. im Widerjpruche ftehen, 
der Wahrheit nicht vollitändig entipredhen. Die U. gab 
nämlich vor dem Strafrichter in Mebereinftimmung mit B. an, 
daß Leßterer ihr als Erbtheil nach der Mutter 500 fl. aus- 
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zuzahlen hatte, daß er ferner aus einem Darlehen 100 fl. 
8.8. ſchuldig war und daß er ihr jchlieglih einen nach 
ihrem Bater €. zugefallenen Betrag von 1 fl. auszuzahlen 
hatte. Ste felbft gibt daher zu, daß, abgefehen von den 
Binfen, B. ihr nicht3 weiter jchuldet, als 1600 fl. Die A 
behauptet ferner, fie hätte mit ihrem Bruder zufammenge- 
rechnet, und da habe ſich für jie eine Gefammtforderung von 
2000 fl. ergeben. Wenn die Ausjage der U. auch leider 
ebenfo wie ihre PBroceganführungen infofern jehr wenig zur 
Ermittlung der Wahrheit beiträgt, als fie jeder Zeitangabe 
- und einer genaueren Berechnung aus dem Wege geht, jo 

muß doc hier befonder8 hervorgehoben werden, daß die N. 
in ihrer Ausſage ausdrüdlich betont, daß zur Zeit, als die 
fraglide Berechnung ftattfand, €. noch Iebte, und daß die 
1000 fl., welche von dieſem herrührten, ihr erft nach feinem 
Tode verzindt werden follten. Hieraus geht alfo Far hervor, 
daß die Summe von 400 fl., um melde die im Schuldfcheine 
beicheinigte Summe den eigentlihen Darlehendbetrag von 
1600 fi. überftieg, ſich aus Binien von den beiden Beträgen 
per 500 fl. und 100 fl. zuſammenſetzte. Es foll hier ganz 
davon abgefehen werden, daß B. nach jeiner Behauptung 
weder von den 500 fl., noch von den 100 fl. der A. Zinſen 
zu zahlen hatte, da er angeblich als Erjag für die Zinſen 
den Unterhall der U. beftritt, jelbft wenn aber der U. von 
diefen beiden Beträgen wirklich 5 pCt. Zinſen gebührten, fo 
hat fie e3 bei ihrer Ausfage unterlaffen, anzuführen, für 
welche Zeit fie diejelben zum forbern Hatte. Der Anfangs» 
und der Endpunft der nersinjung wäre aber doch für die. 
nicht fo ſchwer zu ermitteln gewejen. Bildet den Anfangs- 
punkt der Berzinfung bei dem Betrage von 500 fl. der 
Todestag der Mutter, eventuell der Tag der gefchlofjenen Ab- 
handlung, und bei dem Betrage von 100 fl. der Tag der 
Darlehensübergabe, fo erfcheint al3 Endpunkt nad) der eigenen 
Angabe der U. der Tag der geichehenen Abrechnung. Die N. 
jelbft gibt an, daß die Abrechnung im Jahre 1880 ftatige- 
funden habe, womit auch die Angaben des B. übereinftimmen. 
Es müſſen alſo im Jahre 1880 von den beiden Forderungen 
per 500 fl. und 100 fl. bereits Zinſen im Betrage von 400 ff. 
rüdftändig gewejen fein. Wenn nun die Behauptung des B., 
daß die Mutter desfelben im Jahre 1871 ftarb und daß er 
ben Erbtheil vom Jahre 1875 an zu verzinjen hatte, richtig 
ift — und die U. bat Nichts dazu gethan, die Behauptung 
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irgendwie glaubhaft zu entkräften — dann ift wirklich nicht 
eingufeben, wie die Behauptung der A., daß der Betrag von 

fl. fi aus rüdftändigen Binjen von den Beträgen per 
500 fl. und 100 fl. aujammenfeße, mit der Wahrheit in Ein- 
Hang gebracht werden Tann. Betragen doch die jährlichen 
5 pCt. Binfen von dieſen beiden Beträgen lediglich 30 fl. 
und wenn alſo jelbft zur Zeit der Berechnung die Zinjen für 
fünf Jahre rüdftändig geweſen wären, jo machten dieje Zinjen 
immer erft 150 fl., keineswegs aber 400 fl. aus. Bei Be- 
rückſichtigung diefer Geftändniffe der A. gewinnt aljo die 
Angabe des B., daß in der Summe von 400 fl. Boraus- 
zinfen von der Schuld per 1600 fl. enthalten feien, noch 
mehr an Wahrjcheinlichkeit und es läßt fich daher das von der 
A. vor dem Unterjucdhungsrichter abgelegte Geftändnik mit 
dem Eidesthema nicht gut in Einklang bringen. Wohl mag 
anerkannt werden, daß da3 vor dem Strafrichter abgelegte 
Geftändniß infofern nicht das directe Widerjpiel des Eides- 
themas enthält, al3 die U. durch den Eid zu verneinen hat, 
daß zwilchen ihr und B. vor Ausfertigung des Schuldſcheines 
beiprochen wurde, daß fie für ihre Forderung feine Binfen 
beanfpruche, wogegen fich der Geklagte erbot, den Schuld- 
fchein auf eine um 400 fl. höhere Summe, d. i. auf 2000 fl. 
ausftellen zu lafjen, während fi aus den, vor dem Gtraf- 
tichter abgelegten Ausfagen der A. Iedigli mit großer Wahr- 
fcheinlichfeit ergibt, daB fi) die Summe von 400 fl. zum 
größten Theile aus Borauszinjen zufammenjete. Gleichwohl 
ift diefer Umftand allein geeignet, den B. zur Führung feines 
Gegenbeweijes zugulaffen, denn das Geſetz verlangt gar nicht 
den Beweis des directen Widerfpiele8 des Eidesthemas, es 
feßt nur voraus, daß neue Beweismittel aufgefunden werden, 
welche, wenn ſie bereit3 vor der Enticheidung befannt geweſen 
wären, die Zulajlung des Eides gehindert hätten. Webrigens 
Hat fich der Richter in diefem Streite gar nicht in eine Ent- 
Icheidung der Frage einzulaffen, ob durch die ausfindig ge- 
machten Beweismittel der Beweis auch hergeftellt werde. For⸗ 
melle Bedenfen gegen die Zulafjung des Geftändniffes als 
Beweismittel liegen nicht vor, und es befteht um fo weniger 
ein Bedenken, dieſes Beweismittel zuzulaffen, als ja der Zweck 
der Proceßordnung und insbejondere ber Beftimmung des 
8.231 a. G. O. der ift, die Wahrheit zu ermitteln und zu 
verhindern, daß in folchen Fällen, in welchen nah Fällung 
des Urtheiles Beweismittel befannt werden, die fi) mit dem 
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Inhalte der Eidesformel nicht in Einflang bringen laſſen, 
durch Ablegung eines Eides eine Rechtslage geichaffen werde, 
.die den Forderungen der Wahrheit. nicht entipriht. Außer 
allem Zweifel ift, daß die Klägerin im Proceſſe gar Nichts 
dazu gethan hat, an der Ermittlung der Wahrheit mitzu- 
arbeiten, daß fie vielmehr, fich auf ihren Schein ftügend, ſich 
immer nur auf den Widerfpruch von Thatſachen bejchräntt 
Hat, welche fie jeßt nachträglich bei ihrer Vernehmung vor 
dem Ötrafrichter theilmeije doch als richtig zugeben mußte. 
Hätte die Klägerin bereits im Onuptprocetie angeführt, daß 
die Barlebenöbaluta eigentlich blos in 1600 fl. beftand und 
daß der Betrag von 400 fl. ſich aus Binjenrüditänden zu- 
jammenjeßte, bätte fie, um diefe Behauptung glaubhaft zu 
maden, den Anfangstermin des Zinjenlaufes und die Zeit der 
Berechnung angegeben, dann Hätte fich, wie e3 wünſchenswerth 
ift, genau berechnen laſſen, wie groß zur Zeit der Berechnung 
der Binfenrüditand war, und es hätte dieje Berechnung jeden- 
falls Gelegenheit geboten, der Wahrheit auf den Grund zu 
kommen. 

Auf DE Appellation beider Streittheile fand das Ober⸗ 
landesgericht unter Abweiſung der Appellation der A. und in 
Stattgebung jener des B. das erftrichterliche Urtheil dahin 
abzuändern, daß B. auch zur Führung des Beweiſes über 
das Widerjpiel des der A. aufgetragenen Haupteides durch 
das Zeugniß der E. und D. zugelaflen werde. Gründe: Die 
Appellation der A. ift nicht geeignet, eine Abänderung des 
erftrichterlichen Urtheiles herbeizuführen; denn was vor Allem 
die erhobene Einwendung betrifft daß die Wiederholung einer 
probatio pro evitando perjurio unftatthaft fei, kann dieſer 
Anſchauung nur injoferne beigepflichtet werden, al3 die Ber 
weisführung durch dieſelben Beweismittel, deren Zulafjung 
bereit3 aberfannt worden — unthunlich jei und derjelben die 
exceptio rei judicatae mit Erfolg entgegengejegt werden 
könnte; anders verhält es ſich jedoch, wenn die Beweisführung 
durch anderweitige Beweismittel über das Widerfpiel des ab- 
zulegenden Eides angeftrebt wird, da nach den Beitimmungen 
des 8.231 a. G. O. und des Hofdecretes vom 30. October 1788, 
3.6. ©. Nr. 911, der Gegenbeweis inſolange zuläflig erfcheint, 
als der Eid nicht geicdhworen wurde, was ſchon aus dem 
Bwede, welchen dieje Beftimmungen verfolgen, daß die Wahr- 
heit ermittelt und die Ablegung eines Meineides verhindert 
werde, klar hervorgeht; um folche Beweismittel Handelt es 
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fih aber im vorliegenden Falle, denn wenn auch die Zeugin 
C. in dem bereit3 abgeführten Nebenftreite geführt und die 
Buloffung des Beweiſes durch felbe abgewieſen worden tft, 
erfolgte deren Abweifung lediglich aus dem Grunde, daß ſelbe 
al3 einzige Zeugin und bei Unftatthaftigfett des Erfüllungs«- 
eides des Beweiswerbers zur Herftellung eines Gegenbeweiſes 
ungenügend erjcheine, beziehungsmweife daß das vor der Zeugin 
abgelegte Geſtändniß der A. mangels der Erfordernifje des 
8.110 a. G. O. einen gericht3ordnungsmäßigen Beweis gegen 
die A. nicht herzuſtellen geeignet fei, wogegen dermalen der 
Beweis durch EC. und D. über jenes von A. abgelegte Ge- 
ftändniß als Zeugen geführt und auch Umftände für das 
Borhandenjein eines außergerichtlichen Geftändniffes im Sinne - 
des 8.110 a. G. O. namhaft gemacht werden, jo daß unter 
dieſen Umſtänden da3 — der C., umſomehr aber das 
Zeugniß der D. und das vom Erſtrichter zum Beweiſe zu⸗ 
ſen Protokollargeſtändniß der U. als neues Beweis⸗ 
materiale angeſehen werden müſſen. Betreffend die Einwen⸗ 
dung der A., daß das Geſuch des B. um probatig pro evi- 
tando perjurio als verfpätet überreicht abzumeifen war, wird 
auf die dieſe Einwendung zur Genüge widerlegenden erit- 
richterlichen Gründe verwiefen. Belangend weiterd die Be⸗ 
auptung der Appellation, daß neue Beweismittel, deren 
xiſtenz im Proceſſe noch gar nicht gegeben ift, nur im Wege 
der Wiedereinfeßung in den vorigen Stand geltend gemacht 
werden können, trifft diefelbe nicht zu, denn nad dem Wort- 
laute und dem bereit oben angedeuteten Zwecke der Beftim- 
mungen des $. 231 a.G.D. und des citirten Hofdecretes 
ericheint es nicht ausgeichloffen, die probatio pro evitändo 
perjurio durch Beweismittel, welche zur Zeit des Hauptpro- 
ceſſes noch gar nicht eriftent waren, wie dies fpeciell bei dem 
Protofollargeftändnifje der A. der Fall ift, anzuftreben, zumal 
durch die Beibringung der Beweismittel die Ahlegung des 
Eides verhindert werden fol, was bei Geltendmachung der⸗ 
jelben im Wege der Reftitution nicht erzielt werden könnte. 
Was endlich die Frage betrifft, ob der vom erften Richter 
zugelafiene Beweis zum Procefje gehöre, fo wird auf die 
diesbezüglichen erjchöpfenden Gründe des angefochtenen Ur- 
theiles Hingewiefen und blos hervorgehoben, daß ſich die von 
ver U. vor dem Strafrichter gemachte Ausfage — ohne ſich 
in die Prüfung der Beweiskraft derjelben einzulafien, zwei⸗ 
fellos auf die in die Eidesformel aufgenommenen Umftände 
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bezieht und eine derartige tft, daß, wenn jelbe im Procefje 
als Enunciation der Partei vorgelegen wäre, es fraglich er- 
icheint, ob der Haupteid zugelafien worden wäre, melcher 
Umftand allein ſchon als genügend zu erachten ift, um bie 
Bulafjung des Beweiſes durch das Protofollargeftändniß der 
A. als gerechtfertigt erjcheinen zu laffen. Bon dem Neue- 
rungseide bezüglich dieſes Beweismittels Hat der erſte Richter 
abgejehen, nachdem dasſelbe erft lange nach Schluß des Pro⸗ 
cefles (am 7. Mai 1892) eriftent geworden if. Dagegen ift 
die Appellation des B. wider den abweislichen Theil des 
Urtheiles al3 begründet anzufehen. Bas durch den Haupteid 
zugelaffene Beweisthema lautet dahin, es jet vor Ausfertigung. 
des Schuldfcheines vom 31. Auguft 1885 zwijchen der A. und 
dem B. beiprochen worden, daB die A. für ihre Forderung 
per 1600 fi. keine Binfen beanjpruchen werde, wogegen ſich 
8. erboten habe, den Schuldichein um 400 fl. höher, das ift 
auf 2000 fl., auszuftellen und entipricht der feitend der N. 
erhobenen Einwendung der nicht vollftändigen Yuzählung des 
eingeflagten Darlehens; nun führt B. den Beweis durch die 
beiden Beuginnen &. und D. darüber, daß die A. ihnen gegen- 
über eingeftanden habe, ihm blog 1600 fl. geborgt, fich jedoch 
von ihm einen Schuldfchein über 2000 fl. ausftellen und ſich 
darin 400 fl. an Binfen voraugfchreiben gelaffen zu haben, ſohin 
über das Directe Widerſpiel deffen, was die N. zu beſchwören 
bereit ift, fo daß fein Zweifel obmaltet, daß das Durch die 
Ausfage diefer Zeugen angebotene Beweismittel zum Proceſſe 
gehört und ift der Beweis durch dieſe Zeugen jchon aus dem 
Grunde zuzulafien, da angenommen werden muß, daß bei 
rechtzeitiger Beibringung dieſes Beweiſes im Brocefje auf 
jenen Eid nicht erkannt worden wäre, die Frage aber, ob bei 
dem Umftande, als die beiden Zeuginnen über eine der Zeit 
und dem Orte nach identische Thatſache geführt werden, deren 
Ausfage zur Herftellung eines vollen Beweiſes genüge, fowie, 
ob da3 vor diefen Zeugen angeblich gemachte Geftändnik der 
A. mit Rüdficht auf die vom Gefuchsleger für das Anterefje der 
Beuginnen, die Wahrheit zu erfahren, geltend gemachten Um: 
ftände, als ein aufßergerichtliches Geſtändniß im Sinne des 
8. 110 a. G. O. aufzufaffen fet, nicht dermalen, fondern erft 
im judicum reseissorium zu erörtern fein wird. Won dem 
in eventum angebotenen Neuerungseide ift auch bei dieſem 
Beweismittel abzufehen, nachdem aus den tn vidimirter Ab- 
ichrift vorgelegten Protofollen über die Ausſagen der ge- 
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führten Zeugen hervorgeyt, daß der Gejuchgleger von dem 
gegenüber dieſen Zeugen gemachten Geftändnifje der A. erft 
anfangs des Jahres 1892 oder zu Ende des Jahres 1891, 
ſonach jedenfalls erft nach der am 4. Auguft 1890 erfolgten 
Inrotulirung der Acten im Hauptprocefie, Kenntniß erlangt 
habe, daher das hierdurch gejchaffene Beweismittel im Pro- 
cefje nicht geflifjentlich verjchwiegen haben konnte. Irrig ift 
die Anjchauung der U., daß durch die Legung der Protokolle 
über die Einvernahme der Zeugen ein Urfundenbemweis ange- 
jtrebt wird und daher die Anbietung desjelben nicht in der 
‚gehörigen Form erfolgt jet, denn es handelt fich Hier lediglich 
um die Bulafjung des Beweiſes durch Zeugen, wobei die 
gelegten Protokolle blos zur Erhärtung des Beweisthemas, 
über welches die Zeugen geführt find, dienen follen, die 
Durchführung des Beweiſes erft dem judicum rescissorium 
vorbehalten ift und es ja volllommen genügend gemejen wäre, 
wenn der Gefuchsleger in diefem Procefje ohne ulegung der 
Protofolle nur die Umstände, welche durch die Zeugen be- 
ftätigt werden follen, namhaft gemacht hätte. 

Der oberite Gerichtshof fand der außerorbentlichen Re- 
vifiongbejchwerde der A. keine Folge zu geben und über deren 
ordentliche Reviſionsbeſchwerde das oberlandesgerichtliche Ur- 
theil zu beftätigen. Die oberjtgerichtliche Entſcheidung beruht 
auf folgenden Gründen: Sntoferne von der A. die Ein- 
wendung der nicht rechtzeitigen Anbringung des Gegenbeweis- 
Bulafjungsanfuchens, wie auch der Unzuläifigfeit dieſes An- 
ſuchens aufrecht erhalten und gegen die gleichlautenden Ent- 
iheidungen der beiden Untergerichte geltend gemadjt wird: 
daß dem B. die Führung des Gegenbeweijes durch das in 
der PBrotofollarausfage der U. vom 7. Mat 1892 enthaltene 
gerichtliche Geſtändniß überhaupt, insbeſondere aber unbedingt 
und ohne Bedachtnahme auf den Neuerungseid bemilligt 
wurde, ijt die Reviſionsbeſchwerde eine außerordentliche. Die- 
jelbe ijt jedoch in den angedeuteten Nichtungen eine unge- 
gründete, wie ſich dies aus den nachftehenden Erwägungen 
ergibt. Inhaltlich der Beitimmungen des 8.231 a. G. O. und 
des Hofdecretes vom 30. October 1788, 3. G. ©. Nr. 911, iſt 
der Gegner des Eidesleifter zur Sübrung feine Gegen- 
beweijes zuzulajjen, wenn er vor abgelegtem Eide, beziehung?- 
weile vor oder bei der Tagſatzung, welche zur Abſchwörung 
des Eides angeordnet worden ijt, die ausfindig gemachten, in 
den vorigen Proceſſe nicht vorgeflommenen Beweismittel dem 
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Richter vorlegt, durch welche das Wiberfpiel deſſen erhärtet 
werden foll, was fein Gegentheil urtheilsmäßig zu beichwören 
hat. Bei dem Umftande nun, als die bei dem zur Eides- 
abnahme requirirten Bezirkögerichte auf den 31. Auguft 1892 
anberaumt gewejene Tagfahrt fi) laut des bezüglicyen Pro- 
tofolles über das Begehren beider Theile erjtredt, reſpective 
die Eidesabnahme bis zum 10. September 1892 fiftirt worden 
ift und Hier nicht zu unterjuchen ift, aus welchen Motiven 
die A. etwa bewogen wurde, in die Giftirung der Eidesab- 
nahme einzumilligen, läßt ſich füglich noch nicht von einer 
ſolchen Zagfagung jpredhen, welche im Sinne des obbezogenen 
Hofdecrete8 „zur Abſchwörung des Eides angeordnet iſt“. 
Mit Rückſicht auf dieſe Thatſache und da auch eine weitere 
Tagfahrt zur Eidesabnahme inzwiſchen nicht angeordnet wor⸗ 
den war, läßt fich daher auch nicht behaupten, daB das vom 
B. am 13. September 1892 überreichte Geſuch um Bulafjung 
zum Beweiſe des Widerfpiels deſſen, was die U. beſchwören 
Soll, nicht rechtzeitig angebradyt worden ſei. Auch der fernere 
Einwand, daß das eben bejagte Geſuch aus dem Grunde 
unzuläffig und deshalb abzumeifen jei, weil der B. bereits 
ein Mal, u. zw. mit dem Gefuche vom 21. September 1891, 
um die Zulaffung zum Beweiſe des in Frage jtehenden Wi- 
derjpiel8 durch die Beugin C. in Verbindung mit feinem 
Erfüllungseide gebeten hat, dieſes Geſuch jedocd mit dem vom 
oberiten Gerichtshofe beftätigten oberlandesgerichtlichen Urtheile 
vom 23. Februar 1892 abgemwiefen worden ift, vermag nicht 
al3 ein begründeter anerkannt zu werden, weil einerjeits 
durch dieſes Urtheil nicht ausgefprochen wurde, daß der B. 
mit einem hinlänglichen Beweiſe oder Gegenbeweiſe nicht auf- 
gefommen fei (8.232 a. G. O.), andererjeit3 das im 8.231 
a. G. O. eingeräumte Befugniß jo lange dauert, al3 der Pro- 
ceßgegner den Eid nicht abgelegt hat. In Anfehung der von 
den beiden unteren Inſtanzen zugelaflenen Yührung des Be- 
weiſes über das Widerfpiel des der X. aufgetragenen Haupt» 
eides durch das in der PBrotofollarausfage der Lebteren vom 
7. Mai 1802 enthaltene gerichtliche Geſtändniß, genügt es, 
auf die umftändlihen und fachgemäßen Erörterungen in den 
Enticheidungsgründen der beiden Untergerichte und darauf zu 
verweilen, daß die Frage darüber, ob durch das ausfindig 
gemachte Beweismittel auch der Beweis des Widerjpield des 
zu beichwörenden Factums hergeſtellt jei oder nicht, der Ent- 
ſcheidung erft in dem, nach erfolgter Bulafjung des Gegen- 
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beweiſes anzuftrengenden Rechtöftreite zu enticheiden jein wird. 
Wenn von der X. wiederholt hervorgehoben und gerügt wird, 
daß die beiden Untergerichte bei Zulaffung des in Rede ftehen- 
den Beweismittel von dem fogenannten Neuerungseide Um- 
gang genommen haben, jo iſt darauf zu erwidern, daß dieſer 
Eid gemäß 8. 2314. G. O. nur dann plabzugreifen hat, wenn 
die Partei nicht in der Lage ift, durch ftandhafte Behelfe 
darzuthun, daß fie die neuen Beweismittel während dem 
Proceſſe nicht gefliffentlich verjchwiegen habe. Wird nun er- 
wogen, daß in dem Haupiproceſſe das Urtheil bereits am 
28. Zänner 1891 gefällt worden ift, das ftrafgerichtlihe Con⸗ 
ftitut der X. aber erft laut des Protofolles vom 7. Mai 1892 
aufgenommen wurde, jo liegt es klar zu Tage, daß der 8. 
während bes Proceſſes von diefem Beweismittel feine Kennt- 
niß haben und aud nicht gefliffentlich verjchwiegen haben 
fonnte. In Anfehung des ferneren Beſchwerdepunktes, daß 
es nämlich Pflicht des erften Richter? war, dem Geſuche ent- 
weder zur Gänze ftattzugeben oder dasjelbe gänzlich abzu- 
weilen und daß es deshalb nicht anging, dem Geſuchsbegehren 
nur theilweiſe zu willfahren, genügt es, dieſem Einwande 
mit der Erwiderung zu begegnen, daß ich das Gefuchsbegehren 
auf zwei verjchiedene Facta erftredt, welche mit einander in 
feiner Verbindung ftehen und ganz gut neben einander be— 
ftehen und rechtswirkſam fein fönnen. Nach dem Dargeftellten 
läßt ſich allo in den beiden untergerichtlichen Entjcheidungen, 
inſoweit diejelben gleichlautend find, eine offenbare Ungerech- 
tigfeit nicht erfennen und da aud eine, übrigens nicht be- 
hauptete Nullität nicht vorliegt, jo fehlen die Vorausſetzungen, 
unter welchen nach dem Hofdecrete vom 15. Yebruar 1833, 
J. G. S. Nr. 2593, der außerordentlichen Revifion eine Folge 
gegeben werden könnte. Aber auch die ordentliche, gegen den 
abändernden Theil des obergerichtlihen Urtheils gerichtete 
Reviſion ift nicht danach angethan, die angeltrebte Abände- 
rung desjelben zu bewirken. Diesbezüglich genügt es voll» 
fommen, auf die im Wejentlichen zutreffenden und fachge- 
mäßen Gründe der zweiten Inftanz und ferner auf den Umstand 
hinzuweiſen, daß aus den Protofollarausfagen der C. und D. 
die Entbehrlichkeit ded Neuerungseides ſich von ſelbſt ergibt, 
daher auch mit der Betätigung bes reformirenden Theiles 
des oberlandesgerichtlichen Urtheiles vorzugehen war. 
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Nr. 568. 


Zur Entfheldung über Erſatzanſprüche aus dem Vitel der Mepr- 
verwendung eines von der politiſchen Behörde gu Zwechen der Aluß- 
regulirung in beſtimmtem Ausmaße ausgemittelten und von der Rau⸗ 
anternedmung angehauften Grundtheils ind nur die Gerichte Berufen. 
Entiheidung vom 15. Februar 1894, 8. 950 (beftätigenb das Urtheil des k. k. 
SDberlandesgerichtes Wien vom 18. December 1898, 8. 15.489, womit jenes 
bes ET. k. Bezirksgerichtes Neunlirchen vom 16. October 1898, 8. 2623, 

abgeändert wurbe). 

U. behauptet, dab er infolge eines mit B. ald Ob⸗ 
mannes des Schwarza⸗Uferſchutzbau⸗Ausſchuſſes gefchloffenen 
Vertrages demſelben einen Theil feiner Grundparcelle Nr. 558 
zu Zwecken der Regulirung des Schwarzafluffes verfauft 
habe und daß bei Ausführung der Regulirungsarbeiten 
ein größerer Grundtheil al3 der verfaufte verwendet, ſowie 
widerrechtlich das auf diefem mehr verwendeten Grundjtüde 
ſich befindende Felber- und Zeugholz meggenommen wurbe. 
U. Hagt nun den B. megen Erfapes des Schadens im Be- 
trage von 94 fl. 

Die erite Inftanz Hat das Klagebegehren wegen In⸗ 
competenz der Gerichte aus folgenden Gründen abgewieſen: 
Laut Erkenntniſſes der k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom 
13. September 1893, 8. 12.113, und des demſelben zu 
Grunde liegenden Protokolls wurde der dem Kläger gehörige 
Grundtheil in die Regulirung nicht einbezogen und wenn 
dies thatjächlich nachträglich ohne vorher eingeholten Conjens 
der politiihen Behörde dennoch gefchehen ift, fo involvirt 
dieſer Vorgang nad) 8.64 des Geſetzes vom 28. Auguft 1870, 
2.8.81. ir Niederöfterreih Nr. 56, einen Wafferfrevel, 
deſſen Beurtheilung der politiichen Behörde zufteht. Wenn 
Kläger fi) zur Begründung der gerichtlichen Competenz auf 
den mit B. geichlofjenen Bertrag beruft, fo überfieht er eben, 
daß dieſer Vertrag, bevor aus demfelben gerichtlich zu ver⸗ 
folgende Unfprüche abgeleitet werden können, mit Rüdficht 
auf feinen das Öffentliche Intereſſe tangirenden Anhalt nad) 
den Beitimmungen des obbezogenen Geſetzes zunädjit vor 
da3 Yorum der politifhen Behörde gehört und das Gericht 
erit dann in die Lage kommen Tann, einen folchen Bertrag 
feiner Judicatur zu unterziehen, wenn derfelbe in die von 
der politischen Behörde zu pflegende Verhandlung einbezogen 
wurde und fohin von dem einen oder anderen den Vertrag 
fchließenden Theile die eventuell durch Vermittlung der 


politifchen Behörde feftgejeßten Vertragsbeſtimmungen nicht 
eingehalten oder überjchritten wurden. 

Ueber die Appellation des Klägers bat Die zweite In- 
tanz die von dem Geflagten erhobene Einwendung der 
Nichtzuftändigkeit des Gerichtes aus nachfolgenden Gründen 
verworfen: Mit dem Erlafie vom 13. September 1889, 
8.12.113, Hat die Bezirkshauptmannſchaft die Bejtimmungen 
zur Ausführung der Uferſchutzbauten im Schwarzafluffe feſt⸗ 
geftelt und ausgeiprochen, daß von der Grundparcelle 
Nr. 558 de3 Klägers zu dieſem Baue eine Fläche von 
64 Duadratllaftern benöthigt werde. Mit diefem Erfenntniffe, 
welches dem bereit3 längft vollendeten Baue zur Grundlage 
diente, war die Ingerenz der politifchen Behörde in An⸗ 
ſehung der Frage, ob und in welchem Maße der Kläger 
zum Waſſerbaue mit feinem Grunde beizuſteuern habe, er⸗ 
ledigt, alle weiter gehenden Anſprüche des Klägers aus dem 
Titel der Verwendung feines Grundes zu dem Wafjerbaue, 
die Befeitigung des darauf befindlichen Holzes und des 
darauf bafirten Schadenerjages find vor den Gerichten aus⸗ 
zutragen und kann die Competenz der politifchen Behörden 
nicht aus dem Abjate 2 des 8. 92 des niederöfterreichifchen 
Waflergejebes vom 28. Auguft 1870, L. G. Bl. Nr. 56, ab» 
eleitet werden, weil darin nur von der Controle und Auf⸗ 
icht über die Planmäßigteit der Anlagen im öffentlichen 
Intereſſe die Rede ift, die Obforge und Entſcheidung aber, 
ob einem betheiligten Grundbefiter nicht factiicy mehr Grund 
oder Grund in einer anderen Örtlichen Lage entzogen und 
ob ihm ſelber entichädigt wurde, der politifchen Behörde 
nicht auferlegt ift. 

Der oberfte Gerichtshof hat der Revifionsbeichwerbe des 
Gellagten feine Folge gegeben und das obergerichtliche Ur- 
theil aus deſſen Gründen und in der weiteren Erwägung 
beftätigt, daß die Kompetenz der Gerichte zur Enticheidung 
über das Begehren des Klägers zweifellos ift, da die Ein- 
beziehung eines Theile8 des rundes des Klägerd in die 
Regulirungsarbeiten nicht auf Grund des Erkenntniſſes der 
politiichen Behörde vom 13. September 1889, 8. 12.113, 
in welchem vielmehr die Weigerung des Kläger an der 
Negulirungstheilnahme conftatirt wird, fondern infolge des 
zwiihen dem Geflagten als Obmann des Schwarza⸗Regu⸗ 
lirungs⸗Ausſchuſſes und dem Kläger getroffenen Weberein: 
fommens, laut welchem allerdings das von der politifchen 
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Behörde ausgemittelte Ausmaß des abzutretenden Grund⸗ 
theile3 dem genannten Obmanne verkauft wurde, ftattiand 
und wenn bei der Ausführung der Regulirung eine Mehr- 
verwendung von Grund und eine Entfernung von auf die⸗ 
fen mehrverwendeten Grunde befindlichen Felber- und Zeug⸗ 
holge durch den Gellagten oder defien Organe veranlagt 
wurde, die fein Wafferfrevel im Sinne des Landesgeſetzes 
für Niederöfterreih vom 28. Auguft 1870, L. G. Bl. Nr. 6, 
ift, Tondern einen rein privatredhtlichen Erfaganipruch gegen 
die VBeichädiger begründet, über welchen nur die Gerichte zu 
enticheiden berufen find. 


Nr. 569. 


Das Recht auf yerfönfide Yerpfkegung ii kein Gegenfiaub des Yer- 
Reßrs und Daßer and nit der PFfändung. — Die executine Einbringung 
eines nit 500 ſſ. üßerfleigenden Betrages anf Grund eines politiſchen 
Straferkeuntniffes wegen Binsverfeimlidung if nad dem Summar- 
verfaßren zu Behandeln und ein Recurs gegen gleidlautende Ent- 
ſcheidungen auch Hier unguläffig. 
Enticheidung vom 20. Februar 1894, 8.1977. (Beftätigung der gleichlautenden 
Entſcheidungen des k. T. Landesgerichtes Innsbruck vom 9. December 1893, 
8. 6386, und bes !.t. Doenlanbengen nie Innabruck vom 2. Jänner 1894, 


Der erjte Richter bat dem Geſuche der k. k. Yinanz- 
procuratur im Namen des k. k. Aerars gegen B. um Er- 
theilung des executiven Pfandrechtes auf die der Iegteren für 
lebenslänglichen Unterhalt zuftehenden, einen Werth per 
1078 fl. 50 Tr. darftellende Hypothek zur Sicherftellung einer 
Binsftrafe von 77 fl. teine Folge gegeben, weil das Recht 
der B. auf Wohnung, Verpflegung ꝛc. ein der Berechtigten 
perfönlich zuftehendes Recht ift und daher fein Gegenftand 
des Verkehres (8.448 a.b. G. 8.) fein kann, das Wohnungs⸗ 
recht überdies eine perfönliche Servitut bildet. 

Das Oberlandesgeriht hat diejen Beicheid in der Er- 
mwägung beftätigt, daß B. in dem bezüglichen Hausüber- 
laſſungsvertrage ftch die unentgeltliche Tebenslange Verpflegung, 
Koft und Wohnung, ärztliche Hilfe und Arznei und Wäjche- 
reinigung ausbedungen hat, wogegen fie der Vebernehmerin 
Die Unterftügung in deren häuslichen Arbeiten verſprach; 
daß die Uebernehmerin für die von ihr gegen jene ®egen- 
leiftung übernommene Verpflichtung zum lebenslangen Unter- 
halt der B. allerdings das betreffende Haus verpfändete; daß 
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aber dem vorliegenden Geſuche um Eriheilung Des ere 
cutiven Pfandrechtes auf jene für Yebenslänglichen Unterhalt 
der B. zuſtehende Hypothek nicht willfahrt werben Tann, weil 
das Recht der B. auf perjönliche Verpflegung kein Gegen- 
ftand des Verkehres und daher auch nicht der Pfändung ift, 
indem nad 8. 488 a. b. ©. B. als Pfand nur eine jolche 
Sache dienen kann, die im Verkehr ſteht. 

Der oberſte Gerichtshof hat in der Erwägung, daß es 
ſich hier um die executive Einbringung eines Betrages von 
77 fl. auf Grund eines Straferkenntniſſes der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft wegen Zinsverheimlichung handelt; daß das 
Executionsgeſuch von den beiden unteren Inſtanzen zurüd- 

ewiefen wurde und daher der Dagegen eingebracdhte Revi- 
Honsrecurs ſich als ein außerordentlicher darjtellt; daß nad 
8. 51 Summarverjahren, welches in biefer Executionsſache 
zur Anwendung kommt, ein Recurs gegen gleichlautende 
Entſcheidungen unzuläffig tft, den anßerordentlichen Reviſions⸗ 
recurs der k. k. Finanzprocuratur zurüdgemwiejen. 


Nr. 570. 


Sufolge der Anterlaffung der Einwendung gegen die Aortſetzung des 
Berfaßrens Hei einem urfprüänglih zuſtändigen, fpäter jedoch unzu⸗ 
käudig gewordenen Gerichte ifi dieſes sur Füllung des Artheifs Be- 
rechtigt, wenn es Ad um Reinen der Säfſe des 8.48 AUf.23.M.dandelt. 
Entſcheidung vom 27. Februar 1894, 3. 1504. (Beftätigung ber gleichförmigen 
Urtheile des k. k. ftädt. dei. Bezirksgerichtes Hietzing vom 15. Juli 1893, 
3. 14.266, und bes LT. Oberlande⸗ ger ces en vom 7. November 1898, 


Ueber die am 9. Mai 1892 überreichte lage des N. 
gegen B. wegen Löſchung des auf einem Haufe in Hetzen⸗ 
dorf für Die Forderung von 424 fl. 16 fr. haftenden Pfand⸗ 
rechtes hat das Bezirksgericht in Hieging das mündliche 
Verfahren eingeleitet und troß der aufolge der Auftigmini- 
jterialverordnung vom 19. December 1892, R. G. BL. Nr. 225, 
jeit dem 1. Sänner 1893 an das jtädt.-dei. Bezirksgericht 
in Meidling übergegangenen NRealgerichtsbarkeit über Heben- 
dorf weiter fortgejeßt und beendet, ohne daß die Parteien 
in diefer Richtung einen Antrag gejtellt hätten. 

Das in erfter Inſtanz ergangene, zu Gunſten des 
Klägers Tautende Urtheil bemerkt in jeinen Gründen, daß 
die Abtrennung der früheren Gemeinde Hebendorf in An— 





jehung der Nealgerichtöbarfeit vom Sprengel bes Bezirks⸗ 
gerichtes in Hietzing zwar am 1. Jänner 1893 erfolgte, allein, 
nachdem die Parteien troßdem bei dieſem Gerichte weiter 
verhandelten und von feiner Seite ein Antrag auf Abtretung 
dieſes Proceßactes an das ftädt.-del. Bezirksgericht Meid- 
ling erfolgte, nachdem das Gericht erſt bei der Bearbeitung 
des Procefjes erkannte, daß diefer Rechtsſtreit amtswegig 
bereit3 am 1. Sänner 1893 an da3 eben genannte Gericht 
hätte überfendet werden follen und vorher hievon nicht 
Kenntniß Hatte, nachdem endlich nad Abjchluß des Proceſſes, 
da die Parteien nicht mehr gehört werden können, Diefelben 
aber, da fie troß der vielen Tagfahrten in diefem Jahre 
(1893) die Abtretung der Acten nicht verlangten, zweifellos 
die Competenz dieſes Gerichtes für fich in Anſpruch nahmen, 
finde ſich das Gericht nicht veranlaßt, erft in diefem Zeit- 
punkte eine Abtretung des Proceßactes von Amtöwegen zu 
veranlaflen. Gegen dieſes een hat nun der Gellagte die 
Nullitäts- und Wppellationsbeichwerde erhoben, in welcher 
er die Nullität in der Richtung zu begründen verfuchte, daß 
die Procehacten nicht von Amtswegen an das zuftändige Ge- 
richt abgetreten worden find. 

Das Oberlandesgericht verwarf die Beſchwerde aus der 
eritrichterlichen Begründung. 

Der oberfte Gerichtshof fand der außerordentlidhen Re- 
viſionsbeſchwerde des Geflagten aus nachftehenden Gründen 
feine Folge zu geben: &3 erjcheint gerechtfertigt, dab das 
Oberlandesgeriht die Nullitätsbeichwerde des Gellagten, 
welche damit begründet wurde, daß im Hinblide auf die Be- 
ftimmung des 8. 52 J. N. und auf die Juſtizminiſterial⸗ 
verordnung vom 19. December 1892, R.G.Bl. Nr. 225, 
vom 1. Jänner 1893 an nicht mehr das ftädt.-dei. Bezirks⸗ 
gericht Hieging, jondern das ftädt.-dei. Bezirfägericht Meid- 
ling zur Fortführung und Entjcheidung der vorliegenden 
Streitſache zuftändig geweſen wäre, verworfen hat. Denn 
e3 wurde von beiden Streittheilen auch nach dem 1. Jänner 
1893 die Verhandlung bei dem ftädt.-dei. Bezirksgerichte 
Hietzing fortgefegt, von feiner Seite aber die nunmehr ein- 
getretene Incompetenz des ftädt.-del. Bezirksgerichtes Hiebing 
geltend gemacht und die Abtretung der Acten an das ftädt.- 
del. Bezirksgericht Meidling verlangt. Die fomit von dem 
Geklagten erſt in der Appellationsbefchwerde, und zwar als 
Nullitätsgrund geltend gemachte Incompetenz fonnte Daher 
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von dem Gerichtshofe zweiter Inſtanz, da es fich um feinen 
der Fälle de3 zweiten Abſatzes des 8. 48 J. N. Handelt, 
nicht weiter berüdjichtigt werden. 


" Kr. 571. 
Für die Arage, oB nal 8.47 des Gefeges vom 16. Mär; 1884, U. 6. BSl- 
Ar. 36, der 8 51 des KHofdecretes vom 24. Actober 1845, 3. 6. $- 
Ar. 906, Anwendung finde oder nicht und ob nad dem Geſetze ohne 
Müafiht auf das Anfehtungsverfaßren das ordentlide ſchrifttiche 
oder. mäündfide Verfahren einzuleiten gewefen wäre, iſt der Betrag 
der Forderung maßgedend, wegen welder das Aufechtungsrecht aus- 
geübt wird. 
Entfheidung vom 1. März; 1894, 3. 2021. GBeftätigung ber gleichlautenben 
Urtheile des k. k. Berirkägerichtes Niemes vom 12. November 1893, 3. 9019, 
und bes ?. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 30. December 1893, 3. 28.611.) 

Das Klagsbegehren der U., dahin gehend: Die der Ge- 
Mogten B. zur theilweiſen Dedung ihrer Forderungen gegen 
®. per 705 fl. |. N. G. bewilligte und vollzogene erecutive 
Einantwortung de3 dem C. zuitehenden Anſpruches auf '/, 
der teftamentarisch feftgejebten Uebernahmspreife für die in 
den Nachlaß des Vaters des ©. gehörigen Realitäten im 
Geſammtwerthe von 2695 fl. fei der Klägerin gegenüber 
wegen ihrer Forderung von 211 fl. ſ. N. G. rechtsunwirkſam 
und ungiltig, wurde ſowohl von der erften al3 auch von der 
zweiten Inſtanz unbedingt abgewiejen. 

Gegen die beiden gleichlautenden Urtheile Hat die 
Klägerin die außerordentliche Reviſion ergriffen, in welcher 
ausgeführt wird, daß fi die BZuläffigfeit derielben aus 
$. 47 des Anfechtungsgefeges ergebe, gemäß deſſen die Be- 
ftimmungen des 8. 51 des Hofdecretes vom 24. October 1845, 
J. G. S. Nr. 906, in denjenigen Fällen Teine Anwendung 
finden, in welchen nach dem Gefehe das ordentliche mündliche 
oder das fchriftliche Verfahren einzutreten hätte, und daß 
im gegebenen Falle, wenn e3 fich nicht um eine Anfechtungs⸗ 
Hage gehandelt hätte, mit Nüdficht auf das Klagsbegehren 
nach dem Geſetze das ordentliche mündliche Verfahren einzu- 
letten geweſen wäre. 

Der oberfte Gerichtshof Hat die a. o. Nevifion der 
Klägerin al3 unftatthaft verworfen. Denn gemäß 8. 47 des 
Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. BL. Nr. 36, findet die 
Beftimmung des 8. 51 des Hofdecretes vom 24. October 
1845, 3.8. ©. Nr. 906, nur in ſolchen Fällen feine An- 
wendung, und es iſt daher im AnfechtungSprocefje die außer- 
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ordentliche Revifion nur in folchen Fällen zuläjlig, in wel: - 
chen nach dem Geſetze das ordentliche aritetiche oder münd- 
liche Verfahren einzutreten hätte. Welches Verfahren aber 
nach dem Gejebe, abgejehen vom Anfechtungsverfahren, ein« 
zutreten hätte, Tann nur nad) dem Betrage der Forderung, 
wegen deren das Anfechtungsrecht ausgeübt wird, beurtheilt 
werden, weil nur dieſe das rechtliche Intereſſe des An- 
fechtungswerber3 im Procefje beftimmt und der Erfolg der 
Anfechtung fih auch nur auf den Umfang jener Forderung 
beichränten kann. Da nun vorliegend die Klägerin das An- 
fechtungsreht wegen einer Forderung von 211 fl. ö. W. 
ausübt, mithin nach) dem Gefete nicht das ordentliche ſchrift⸗ 
liche oder mündliche Verfahren, fondern mit Rückſicht auf 
den Betrag der Forderung gemäß $.1 de3 oben citirten 
“ Hofdecreteg und $. 2 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 

R. ©. Bl. Nr. 69, das jummarifche Verfahren einzutreten 
hätte, findet der 8.51 diejes Verfahrens Hier Anwendung 
und ift gemäß desjelben die Reviſion gegen die gleichförmigen 
Urtheile der unteren Inſtanzen unzuläflig, weshalb dieſelbe 
von Amtöwegen zu verwerfen war. 


Nr. 572. 


Anzuläffigkeit der ſeſoſtſtändigen Befhwerde gegen das die Subſtitui- 
rung verfiordener oder fonft wie verloren gegangener Beugen sulaffende 
Erkenntniß (8. 17 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. 6. BL. Ar. 69). 
Entſcheidung vom 7. März 1894, 3. 2717*). (Aufhebung der Verordnung 
des k. k. Oberlanbesgerichtes Innsbrud vom 9. Jänner 1894, 3. 72.) 

In der Rechtsſache des A. wider B. fuchte Rläger um 
Zulaſſung einiger Zeugen an Stelle der bereit3 zugelafjenen, 
in der BZwifchenzeit verftorbenen oder jonjt wie verloren ger 
gangenen Zeugen an. Nach abgeführter Incidenzverhandlung 
fand das Gericht erfter Inſtanz mit Befcheid vom 30. No- 
vember 1893 dem Begehren ftattzugeben. Gegen diejen Be- 
fcheid überreichte der Gellagte den Recurd de praes. 23. De- 
cember 1893, in deſſen Stattgebung das Oberlandesgericht 
mit Verordnung . vom 9. Jänner 1894 unter Abänderung 
des angefochtenen Beſcheides dem Begehren des A. nur 
theilweije ftattgab. 


*) Gleichlautend: Oberftgerichtliche Enticheibung vom 20. April 1876, 
B. 4581 (G.⸗ U.⸗W. Nr. 6106). 
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Auf den dagegen ergriffenen Nullitätsrecurs des B. 
fand der oberfte Gerichtshof in Erwägung, daß die eritrichter- 
liche Enticheidung vom 30. November 1893 fi) nur als ein 
Nachtrag oder eine Ergänzung des Erfenntniffe® auf den 
Beweis durch Zeugen daritellt, wogegen nach 8. 17 des Ge- 
fetes vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, eine jelbftftändige 
Beſchwerde nicht geftattet ift, in Stattgebung des Nullität3- 
recurfes die oberlandesgerichtliche Entfcheidung vom 9. Jänner 
1894 zu beheben und anzuordnen, daB der Recurd vom 
23. December 1893 als unzuläffig zurücgeftellt wekde. 


Nr. 573. 


Die im 8. 91 a. 6. 6. 3. vorgefeßene Altmentationspfliht des Mannes 
if öffentliher Natur und Laun daher durch ein Hebereinkommen der 
Gatten nit aufgehoßen werden. 

Entipetbung vom 13. März 1894, 3. 2565. (Veftätigung bed Urtheiled bes 
. T. O:berlandedgerichteß® Prag vom 17. Jänner 1894, 3. 433, Abänderung 
des Urtheiles des k. f. Bezirksgerichtes Zizfom vom 2. Dec. 1893, 3. 24.875.) 

In der Rechtsſache der Stadtgemeinde B. gegen Anton 
8. pcto. 105 fl. 60 fr. c. s. c. leitet Die Klägerin den gegen 
Anton 3. Magbar verfolgten Erjfaganfpruh auf Grund der 
Beltimmung des 8. 23 des Heimatgefebes vom 3. December 
1863, R. G. Bl. Nr. 105, und $. 15 des Geſetzes über 
Armenpflege vom 3. December 1868, Landesgeſetzblatt für 
Böhmen Nr. 59, aus der Thatfache ab, daß fe der Gattin 
desfelben, Anna 3., in der Zeit vom 1. Juli 1890 bis 
30. Juni 1892 als kranken und ermwerböunfähigen Perſon 
aus dem Fonde der Armenanftalt der Gemeinde B. Almojen 
im Betrage von 105 fl. 60 kr. verabreicht Hat. 

Die erfte Inſtanz Hat das Klagebegehren aus nach⸗ 
ftehenden Gründen abgewiefen: Es ift durch den beige- 
brachten Vergleich bewiefen, daß dem Geflagten und feiner 
Gattin Anna 8. von dem erzbilchöflichen Ehegerichte im 
Jahre 1865 die Scheidung von Tiſch und Bett bewilligt 
worden iſt, daß jeitdem die Eheleute gejchieden leben und 
daß fie die Vereinbarung getroffen haben, daß Anton 2. 
der geichtiedenen Gattin zu ihrem Unterhalte den Betrag 
täglicher 50 fr. in halbmonatlichen Anticipatraten bis zu 
ihrem Abſterben zu leiten haben wird. Dieje Vereinbarung 
wurde fpäter von den Ehegatten dadurd abgeändert, daß 
Anton 3. der Unna 8. den Geldbetrag von 600 fl. aus⸗ 
zahlte und fie auf das ihr aus dem Vergleiche zuftehende 
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Recht auf Alimentation täglicher 50 fr. und überhaupt auf 
das Recht, von Unton 3. aus Anlaß der ehelichen Ber- 
bindung etwas zu fordern, verzichtete. Die abgeſchloſſene 
Vereinbarung ift für beide gefchiedene Ehegatten rechtsver⸗ 
bindlich, und der Gellagte hat daher gegenüber der ge- 
ſchiedenen Gattin au3 Anlaß der ehelichen Verbindung keine 
Verpflichtung, daher auch nicht jene, den von der Stadt- 
gemeinde B. infolge der ihr durch das Geſetz über die Armen- 
pflege auferlegten Verbindlichkeit anf die krank und arbeit3- 
unfähig gewordene Anna 3. gemachten Aufwand zu erjegen. 

Die Gerichte zweiter und dritter Inſtanz gaben dem 
Klagebegehren ſtatt. Die oberftgerichtliche Enticheidung be- 
ruht auf nachstehenden Gründen: Der Umftand, dab der 
Geklagte anläßlich feiner Scheidung die Leitung de Unter- 
baltes für die Gattin auf fih nahm, enthebt von der dem 
Gerichte fonft nad) 8.1264 a. b. ©. B. und dem Hofdecrete 
vom 4. Mai 1841, J. G. S. Nr. 531, obliegenden Berpflich- 
tung, in eine Erörterung darliber einzugehen, ob die Schei⸗ 
bung durch ein- oder aber beiderjeitiges Verjchulden der 
Eheleute erfolgte. — Der Umfang diefer Leiftung regelt die 
Beftimmung des 8.91 a. b. G. B., der mit Rüdficht auf 
die Bedeutung der Ehe für die gefellichaftliche Ordnung eine 
öffentlichrechtliche Bedeutung zulommt, die wiederum mit 
fi bringt, daß wohl die Art der Erfüllung diefer gejeß- 
lichen Verbindlichkeit durch ein privatrechtliches Mebereintommen 
beftimmt werden Tann, das Wejen derjelben aber nicht beein- 
trächtigt werden darf. Hiernach erübrigt alfo Tediglich die 
Prüfung, ob die Art, wie der Gellagte die vergleichsweiſe 
übernommene Leiſtung de3 Unterhaltes für feine von ihm 
geichtedene Gattin zu erfüllen unternahm, im Einkange fteht 
mit der gefeßlichen Bejtimmung des 8. 91 a. b. G. B., bie 
ihm die Verpflichtung auferlegt, feiner Gattin nach feinem 
Vermögen den anftändigen Unterhalt zu verichaffen. Die 
biefür von dem Geflagten im Einvernehmen mit feiner 
Gattin gewählte Art der Erfüllung diejer Verbindlichkeit 
erwies ſich indeß als unzulänglich, da die Klägerin in Er- 
füllung der ihr obliegenden Armenverforgung ſich veranlaßt 
feh, der Anna 8. wegen deren Kränflichleit und gänzlicher 
Unfähigfett zu jedweder Arbeit während des obangeführten 
Beitraumes zu ihrem Unterhalte Unterftügungen zu gewähren, 
welche einen Aufwand von 105 fl. 60 Tr. erforderten. Die 
Auslage, welche die Klägerin gemäß 8. 23 Abſ. 1 des Ge⸗ 
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jebes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, nur dann 
aus Eigenen zu tragen hätte, als nicht dritte Perjonen hiezu 
verpflichtet wären, ftellt fich dem Geſagten zufolge als ein 
Aufwand dar, den fie für den hiezu nad) 8.91 a. b. G. 8. 
verpflichteten Geklagten gemacht hat, ihr fteht daher nad 

.1042 a. b. & B. das Recht zu, hiefür Eriag zu fordern. 

a endlich auch die Höhe des angeiprochenen Betrages und 
die Erfapfähigkeit des Geflagten erwiejen vorliegt, war dem 
Klagebegehren ftattzugeben. 


Nr. 574. 


UUnsuläffigkeit der Execution des von einem nit Dauernd angeſtellten 

Schuldner Lediglid als Entgelt für feine Thätigkeit Begogenen Konorars. 

Entſcheidung vom 20. März 1894, 8. 3290. (Beftätigung der ben Beſcheid 

bes ?. EL. ftädt.=bel. Bezirkögerichted Laibach vom 13. October 1898. 3. 13.718, 

abändernden Verordnung bes k. k. Oberlanbeögerichtes Graz vom 29. Nor 
vember 1893, 8. 11.582.) 

Zur Einbringung einer dem A. wider 8. zuerlannten 
Forderung wurde erfrichterlic die executive Einantwortung 
eines Drittel der Bezlige des Schuldners als angeftellten 
Ingenieurs bei der Generaldirection der k. T. Öfterreichiichen 
Staatsbahnen im Bauleitungsburenn der Unterkrainer Bahnen 
unter Freilaſſung des Jahresbetrages von 800 fl. bewilligt. 

Ueber Recurs des B. wies das Oberlandesgericht in 
Abänderung des erftrichterlichen Beſcheides das Executions⸗ 
gejuch des W. ab und der oberite Gerichtshof fand die be- 
treffende Verordnung in der Erwägung zu beitätigen, daß 
der B. zufolge Note der Eifenbahnbauleitung kein definitiver 
Beamter der k. f. öſterreichiſchen Staatsbahnen ift, jonbern 
nur für die Dauer des Bedarfes bei der Grundeinlöfung 
der Unterfrainer Bahnen gegen ein Monatöhonorer von 
180 fl. mit Vorbehalt einmonatliher Kündigung aufge- 
“nommen wurde; er demnach zu den in den 88.1 und 2 des 
Geſetzes vom 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, angeführten 
Beamten mit ftändigen Pienftbezügen nicht gehört, daher 
auch die Beitimmungen dieſes Geſetzes auf jeine Bezüge 
feine Anwendung finden; daß diesfalls auch das Geſetz vom 
26. Mat 1888, R. G. Bl. Nr. 75, außer Betracht bleiben 
muß, weil die Bedienftung weber auf ein Jahr beftimmt, 
noch eine Ründigungsfeif von drei Monaten, fondern eine 
folde von einem Monate für die Auflöfung bes Vertrages 
feftgefeßt ift; daß das vom Schuldner bezogene Honorar 
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lediglich al3 das Entgelt einer Perſon anzujehen ift, welche 
ohne dauernde Anftelung ihre Thätigfeit ausſchließlich oder 
vorzugsweife in Arbeits⸗ oder Dienftverhältnifien verwendet; 
e3 finden ſomit in Anſehung der Execution auf ein der⸗ 
artiges Entgelt die Beftimmungen des 8.3 des Gejehed vom 
29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, Anwendung, nad welchen 
die Beichlagnahme künftiger Lohnabzugsraten unzulälfig ift. 


Nr. 575. 


Kür den Hall, daß der geitweilige Beig der Arſchrift einer gemein- 
ſchaftlichen Urkunde nothwendig fei, iſt diefelde jedem Theilhaber 
auszufoſgen. — Pie Berpflichtung, eine gelegte Rehnung zu Bemängeln 
oder genehm gu haften, beſteht nur jenem Rechnungsſeger gegenüber, 
dem die Rechnungsſegung geſetzlich obliegt und das nad 8. 100 
a. 6. 9. geariete Recht zufießt. 
Enticheibung vom 21. März 1894, B. 2761*). (Burüdweifung der außer: 
Hubentlichen Reviſionsbeſchwerde wider die gleichlautenden Urtheile bes 
k. k. Landesgerichtes Prag vom 13. Juni 1893, 8. 23.663, und des k. k. 
Dberlandesgerichtes Prag von 25. October 1898, 3. 21.660.) 


A. und B. Hatten auf gemeinschaftlihen Gewinn und 
Verluſt eine Herrichaft zu gleichen Theilen gekauft und ver- 
abredet, daß N. die Verwaltung der Herrſchaft und die 
Wirthichaftscaffe, B. Hingegen die Hauptcafje des geſellſchaft⸗ 
lichen Unternehmens führen follie. Im Cinne dieſer Ver- 
abredung ſchickte A. dem B. die mit Ende des Geſchäftsjahres 
abgeichloffenen Rechnungen und Bücher über die Verwaltung 
der Herrſchaft zur Einficht ein, B. aber weigerte ſich, die 
Nechnungen zu genehmigen oder zu bemängeln und Diejelben 
dem U. herauszugeben. Um nun gegen B. im Sinne des 
8.100 a. ©. D. vorgehen zu können, begehrte X. von jeinem 
Sefellichafter die Herausgabe der Rechnungen ſammt Belegen. - 

Beide unteren Gerichte haben das Stlagebegehren abge- 
wielen, im Wefentlichen aus nacdhftehenden Gründen: Mit 
Rückſicht auf die in dem zwiſchen U. und B. gejchlofjenen 
Sejellfchaftsvertrage enthaltene Beftimmung, daß alle DOri- 
ginalacten und Urkunden bei dem Geflagten zu verwahren 
eien, muß es als feftftehend angenommen werben, baß 

läger durch die Abjendung der Rechnungen feiner vertrag$- 


*, Siehe oberfigerichtlihe Entidheidung dom 16. November 1882, 
.10.491 (Sammlung Blafer- Unger Nr. 10.884); 10. September 1889, 
. 10.098 (Sammlung Adlers Clemens Nr. 1458); 12. März 1891, 
. 2602 (Ger.⸗gig. Nr. 52 ex 1891). 
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mäßigen Verpflichtung nachgekommen ift, daß der Gellagte 
fonad verpflichtet ift, Diele Nechnungsbücher zu verwahren, 
daß jedoch Kläger, obwohl deſſen gemeinjchaftliches Eigenthum 
an bdiejen Büchern anerlannt werden muß, doch nicht be- 
techtigt tft, die Herausgabe der Rechnungen, felbft wenn er 
derfelben zur Anftrengung von Klagen wider den Geklagten 
auf Genehmigung oder Bemänglung derjelben bedarf, zu 
fordern, weil, bet dem Umftande, als im Gejellichaftspertrage 
feine von der Borjchrift des 8.844 a. b. G. B. abweichende 
Beitimmung enthalten ift, ihm eben gemäß diejer gejeglichen 
Beitimmung nur das Recht zufteht, auf feine Koſten be- 
glaubigte Abſchriften diefer Nechnungen und Bücher vom 
Gellagten zu fordern. Auch zugegeben, daß dem Kläger die 
Benügung der Rechnungen zur Anftrengung des Proceſſes 
nah 8.100 a. G. O. nöthig fei, jo könnte dem Klagebe- 
gehren fchon deshalb nicht ftattgegeben werben, weil hiedurch 
dem Geflagten die Ausübung des concurrirenden gleichen 
Rechtes, dieje Nechnungen während der Dauer des Proceſſes 
zu feiner Rechtövertheidigung zu benüßen, unmöglicd) gemacht 
würde, was der Anordnung des Schlußſatzes des 8. 828 
a. b. G. B. geradezu zuwiderläuft. 

Der oberſte Gerichtshof hat das außerordentliche Re⸗ 
viſionsbegehren des Klägers aus folgenden Gründen zu— 
rückgewieſen: Mit Recht haben die unteren Inſtanzen ange- 
nommen, daß die Schriftftüde, um deren Herausgabe es ſich 
in diefem Rechtsſtreite handelt, ein gemeinjchaftliches Eigen- 
thum beider Streittheile find, und daß laut des zwiichen 
ihnen abgejchlofjenen Gefellichaftövertrages der Geklagte dieſe 
Schriftftüde zu verwahren hat; allein die aus diefem Rechts⸗ 
verhältnife von den Untergerichten gezogenen Schlußfolge- 
tungen, welche zur Abmweifung der Klage führten, Tann der 
oberfte Gerichtshof nicht theilen. Nach 8.828 und 829 a. b. 
G. B. ift jeder Theilhaber nur infoferne berechtigt, mit der 
gemeinjchaftlichen Sache zu verfügen, als ein Einverftänd- 
niß jämmtlicher Theilhaber vorliegt, oder als durch diefe 
Verfügung des einzelnen Theilhabers die Rechte der übrigen 
nicht verlegt werden. Aus der Natur des gemeinfchaftlichen 
Gutes im vorliegenden Falle folgt, daß die Nutungen der 
Urkunde nur in dem Gebrauche derjelben beftehen können, 
wenn diejer Gebrauch zur Rechtsdurchſetzung oder Rechts⸗ 
vertheidigung des gemeinfchaftlichen Eigenthiimers nothwendig 
ift, daß daher der Gebraud einer ſolchen Urkunde jedem 
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Miteigentplimer jederzeit zugeftanden werden muß, fobald 
er die Nothwendigkeit des Gebrauches beweist, und das von 
ihm angeiprochene Gebrauchsrecht nicht mit dem Gebrauchd- 
rechte eines anderen Miteigenthümers collivirt. Diejer Ge- 
brauch befteht aber in der Ausfolgung der Urkunde in Ur⸗ 
jchrift, wenn der bewieſene Zwed den zeitweiligen Beſitz der 
Urſchrift nothwendigerweiſe erfordert und es ift nicht richtig, 
wenn auf. Grund des 8.844 a. b. ©. B. behauptet wird, 
Kläger könne immer nur eine beglaubigte Abjchrift der be- 
treffenden Urkunde begehrten. Der 8.844 a. b. G. 8. ent- 
hält gar feine Verfügung darüber, auf welche Art der Ge- 
braud einer gemeinfchaftlichen Urkunde durch die Miteigen- 
thümer zu erfolgen babe und es kann daraus nicht der 
Schluß gezogen werden, daß die Urkunde, welche in Urjchrift 
bei dem älteften Theilnehmer niedergelegt wird, dem Ge- 
brauche der MiteigentHümer gänzlich entzogen bleibt, felbit 
dann, wenn diejelben zu ihrem Zwecke die Urfchrift der Ur- 
Funde unumgänglich benöthigen, weil dadurch das Miteigen- 
thum der Urkunde illuforiih würde. Wenn die zweite In⸗ 
ftanz darauf hinweist, daß durch die Ausfolgung der Schrift- 
ftüde das concurrirende Recht des Gellagten verlegt würde, 
ſo muß diesfalls bemerkt werden, daß im vorliegenden Yalle 
eine Eollifion der Rechte des Gellagten mit jenen des Klägers 
gar nicht eintreten Tann. Der Lebtere begehrt die in Ver⸗ 
wahrung des Gellagten befindlichen Originalrechnungen zu- 
rüd zu dem Zwecke, um nach 8. 100 a. G. D. eine Klage 
auf Genehmhaltung oder Bemänglung der Rechnungen ein- 
zubringen. Bu diefem BZwede müßte der Nechnungsleger 
doch zuerit die Nechnung legen, ehe er den Gegner auf- 
fordern könnte, Ddiejelbe zu genehmigen oder zu bemängeln. 
Sind aber die Schriftftüde, welche der Kläger haben will, 
die wirklichen Originalrechnungen, und würde der Geflagte 
. fie ihm ausfolgen, jo müßte der Kläger diefelben Nechnungen 
dem Gellagten neuerlich legen, da er vom Geflagten die Be- 
mänglung einer Rechnung nicht begehrten Tönnte, die der 
Geklagte gar nicht befigt; daraus folgt, daß, wenn überhaupt 
der vom Kläger in Ausſicht geftellte Broceß eingeleitet würde, 
der Geflagte fich bei Einbringung der Klage wieder im Be- 
fite derjelben Rechnungen und Beilagen befinden müßte, 
welche ſich jeßt in jeiner Verwahrung befinden, Daß er alfo 
in jenem Bertheidigungsrechte nicht verkürzt werden könnte. 
Es muß aber darauf Hingewiejen werden, daß die Klage, 
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felbft wenn der Gellagte Leine Rede und Autwort gegeben 
hätte, nothwendigerweife hätte abgewiejen werden müflen. 
Nur Derjenige, welcher zur Rechnungslegung verpflichtet ift, 
kann von Senem, welchem er Nechnung legte, die Bemäng- 
lung oder Genehmigung der Rechnung fordern, und der 
Restere hat die Bemänglung innerhalb der beftimmten Frift 
einzubringen, widrigens die Rechnung für genehmigt ge- 
Halten würde. Wenn aber Jemand, der zu einer Rechnungs- 
legung nicht verpflichtet ift, einem Dritten eine Rechnung 
Ichict, die er nur aus gutem Willen geführt haben will, ohne 
irgend einen Grund dafür anzugeben, jo kann doch die Ver—⸗ 
pflihtung des Lebteren, die Rechnung zu bemängeln oder 
genehm zu halten, nicht beitehen, weil eine ſolche Verpflich- 
tung nur jenem Nechnungsleger gegenüber befteht, der zur 
Rechnungslegung nach dem Gejebe verbunden und dem das 
im 8.100 a. ©. ©. enthaltene Recht eingeräumt ift. Ver 
Kläger bat aber in der ganzen Klage feine Verbindlichkeit 
zu einer Nechnungslegung in Abrede geftellt und behauptet, 
Geflagter fei eigentlich Derjenige, welcder eine Rechnung zu 
legen habe. Der Grund, warum er dem Gellagten dieje 
Rechnungen ſchickte, ift aus der Klage nicht erſichtlich; erft 
in der Replif wird angeführt, Kläger habe durch Ueber- 
jendung diefer Rechnungen der ihm nach 8.1198 a.b. ©. 8. 
obliegenden Verpflichtung entiprechen wollen. War nur der 
Kläger zu feiner Nechnungslegung verpflichtet, jo hat er fein 
Recht, vom Gellagten die Bemänglung oder Genehmigung 
der Rechnung überhaupt zu begehren; wird aber die vorer- 
mwähnte Replilsausführung als eine Anerfennung der Ber- 
pflichtung des Klägers, Rechnung zu legen, angejehen, fo 
könnte er die in Ausficht geftellten Procefle gegen den Ge- 
Hagten nicht anhängig machen, denn es ift aus den gmwijchen 
den Streittheilen anhängig gewordenen, zum Theile bereits 
endgiltig entichiedenen Proceſſen gerichtöbelannt, daß ber 
Kläger rechtskräftig verurtheilt wurde, für den Zeitraum, 
auf welchen ſich die angeblichen Rechnungen beziehen, dem 
Geklagten erjt Nechnung zu legen und daß daher aus dieſem 
Grunde der Zwed, zu dem die angeblichen Rechnungen ge- 
braucht werden follen, ein rechtlich unmöglicher ift. Die aufe 
fallend unbegründete und verfehlte Klage wurde daher mit 
Necht abgemiejen. 
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Nr. 576. 


Der in den Mitdefig einer ungetdeilten Bealität gerichtlich Eingefüßrte 
if in demfelden zu ſchützen (88. 339, 833 a. 8. 6. B., 8. 5 Raif. 
Berordn. vom 27. October 1849, R. 6. Bl. Nr. 12). 
Enticheibung vom 28. März 1894, 8. 3459. (Beftätigung ber Entſcheidung 
bes k. E. Oberlandesgerichte® Lemberg vom 16. Jänner 1894, 8. 549, Ab⸗ 
änderung des Endbeſcheides des k. k. Bezirksgerichtes Zaſtawna vom 18. Sep⸗ 
tember 1893, 83. 8988). 

Kläger wurde auf Grund eines Urtheiles am 16. Mai 
1893 in den Mitbeſitz einer Grundparcelle in */, unausge⸗ 
fchtedenen Theilen wider den Belangten erecutiv eingeführt 
und behauptet, am 30. Zuli 1893 in diefem Belite dadurd 
geftört worden zu fein, daß die Belangten das auf diefer 
Parcelle reif gewordene Korn gänzlih, und zwar auch auf 
den ihm übergebenen ?/, Theilen abmähten. Der erfte Richter 
wies die Klage ab, meil die Einführung in den Mitbefit 
eines unausgeſchiedenen Antheiles einer Liegenfchaft nur den 
im ordentlichen Rechtswege geltend zu machenden Anſpruch 
auf Ausſcheidung des aliquoten Antheiles aus der Gemein- 
ſchaft und Uebergabe desjelben in den ausfchließlichen Beſitz 
des Betheiligten, aber keineswegs die Berechtigung zur Bor- 
nahme von Befithandlungen an einem in natura gar nicht 
eriitenten Objecte gewährt. 

Das Oberlandesgericht hat mit Abänderung dieſer Ent- 
ihetdung dem Klagebegehren ftattgegeben, wenn Kläger nad 
8.312 a. b. ©. 8. den fraglichen Witbefig wirklich erworben 
hat, nad) $. 828 und 833 a. b. ©. 8. ein Theilhaber an 
der gemeinjchaftlichen Sache eine Aenderung vornehmen Tann, 
wodurch über den Antheil des Anderen verfügt würde, und 
der Belig und die Verwaltung der gemeinichaftlichen Sache 
allen Theilnehmern insgeſammt zufommt, daher in dem Ab⸗ 
mähen der Ernte an der ganzen Parcelle ohne Einverftänd- 
niß des Klägerd jedenfalls eine eigenmächtige Beeinträchtigung 
des Hägeriichen Mitbefites vorliegt. 

Der oberite Gerichtshof hat die oberlandesgerichtliche 
Entiheidung mit Hinweis auf deren Begründung und in 
der weiteren Erwägung beftätigt, daß der Kläger durch die 
gerichtliche, gegen diejelben Belangten zwangsweiſe vollzogene 

eſitzimmiſſion in den im 8. 833 a. b. &. B. vorgejehenen 
factiſchen Mitbefi des ftreitigen Gegenftandes, einer zwiſchen 
ihm und den Belangten gemeinfchaftlichen Sache, getreten 
ift, und in diefem Mitbeſitz durch die ohne jeine Einwilligung 
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feiten3 der Geklagten eigenmächtig getroffene Verfügung über 
die ganze Fechſung des gemeintchaftlichen Grundftüdes un- 
zweifelhaft geftört worden tft. „ 


Nr. 577. 


Kür die Gompetensfrage iſt die Art des mit der Alage Beanfprudten 
Kechtes und nit die Art der gu beffen Begründung oder Bekämpfung 
angerufenen Gefege maßgebend. 

Entihetdung vom 10. April 1894, 8. 4239. (Beitätigung ber gleichförmigen 
Urtbeile des k. k. Bezirksgerichtes Sägerndorf vom 19. November 1893, 
8.10559, u. bes J. k. Oberlandesgerichtes Brünn v. 23. Jänner 1894, 3. 494.) 

Sn der Rechtsſache der U. gegen B. wegen Anerkennung 
der Freiheit des Eigenthums an zwei Weideparcellen von der 
Dienftbarkeit der Ablagerung und Abfuhr von Schotter und 
Sand aus einem Fluſſe hat der Gellagte die Einwendung 
der Unzuftändigfeit der Gerichte erhoben, indem er behauptete, 
daß e3 fih um fein Recht, als Befiter eines Waſſerwerkes 
aus dem betreffenden Fluffe Sand und Schotter auszubeben 
und auf jenen Parcellen abzulagern, demnad um ein Recht 
handelt, welches dur 88. 49 und 43 des Waſſergeſetzes 
normirt ift, daher gemäß $. 75 des Waflergejeges nur Die 
Berwaltungsbehörden zur Enticheidung darüber berufen find. 

Die erfte Inſtanz bat diefe Einwendung abgewiejen, 
weil es ſich um die Enticheibung über eine privatrechtliche 
Frage handelt. 

Ueber Appellation des Gellagten wurde vom Oberlandes- 
gerichte das erftrichterliche Urtheil aus nadhftehenden Gründen 
betätigt. Die Enticheidung der Frage, ob die Kläger auf 
Grund des Waflergefebes die Ablagerung von Schotter und 
Sand auf ihrem Grund und Boden dulden müſſen, fteht 
nah 8.75 W. ©. allerdings nur der politischen Behörde zu. 
Es ift jedoch nicht Sache der Kläger, welche lediglich von 
ihrem Eigenthume den ihnen nach dem Geſetze zuftehenden, 
unbejchräntten Gebraud machen wollen, einen diesbezüglichen 
Ausſpruch der politiichen Behörde zu provociren. Sie können 
daher auch nicht behindert werden, die Anerlennung der 
Sreiheit ihres Eigenthumes im ordentlichen Nechtöwege an- 
zuftreben, wogegen es Sache des Geflagten bleibt, gericht3- 
ordnungsmäßig nachzumeiien, daß er aus was immer für 
einem Titel ein Benübungsreht am fremden Eigenthume 
erworben babe. Daß diejer Nachweis bezüglich eines auf das 
Waſſerrecht geftügten Benüßungsrechtes nur duch Die Ver⸗ 
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legung eines Ausſpruches der hiezu zuftändigen politifchen 
Behörde erbracht werden kann, berührt die gerichtliche Eom- 
petenz in feiner Weiſe. 

n der gegen beide untergerichtlichen Entfcheidungen ge- 
richteten außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde des Geklagten 
wird behauptet, es fei enticheidend, ob die in Rede ftehenbe 
Sand» und Schotterablagerung thatjächlich die Benützung des 
Fluffes im Betriebe der Mühle des Belangten betreffe und, 
fobald dies bejaht werden muß, fei nach der zweifellofen 
Beitimmung des 8.75 W. G. die Zuftändigkeit der Berwaltungs- 
behörden feitftehend, weil hienach alle auf die Benübung, 
Leitung und Abwehr der Gewäfler fich beziehenden Angelegen- 
beiten, fomit auch Rechte, weldde an in juriſtiſch ſich als 
reine Servituten darſtellen mögen, der Competenz der Ge⸗ 
richte entzogen ſind, ſobald ſie ſich auf die Benuͤtzung von 
Gewäſſern beziehen. 

Der oberſte Gerichtshof fand jedoch dem außerordentlichen 
Reviſionsbegehren keine Folge zu geben, weil für die Com⸗ 
petenzfrage die Art des in der Klage in Anſpruch genommenen 
Rechtes, und nicht die Art der zu deſſen Begründung oder 
Bekämpfung angerufenen Geſetze maßgebend iſt, das in der 
vorliegenden Klage beanſpruchte Recht privatrechtlicher Natur 
ift, wie dies aus den 88.354, 366, 472 und 523 a. b. G. B. 
erhellt, die Entjcheidung Über derlei Rechte grundfäglich den 
Gerichten zufteht und das Eingehen in eine Erörterung darüber, 
ob den Geflagten das von diefem in Anfprucd genommene 
von den Klägern jedoch beftrittene, deren Eigenthum be- 
ſchränkende Recht wirklich zuftehe und auf Grund welchen 
Titels, meritorifcher Natur wäre und demzufolge bereits die 
Competenz des angerufenen Gerichtes nothwendig vorausfegt. 


Nr. 578. 


Fachlaßgebühren find dem Meiſtbote niht zuzuweiſen, wenn die Ber- 
fieigerung zur Vilgung einer den Wahlaf Betreffenden 5chuſd noch 
vor der Einantwortung des Nachlaſſes erfolgte. 
Entſcheidung vom 10. April 1894, 3. 4811. (Mieberherftellung des durch 
die Entſcheidung des k. k. Oberlanbesgerichted Graz vom 10. Sänner 1894, 
3. 199, abgeänberten Beicheides des k. k. ftäbt.=bel. Bezirksgerichtes Uni: 
gebung Graz vom 80. October 1893, 3. 24.651.) 


In der Erecutionsjacdhe des U. gegen den Nachlaß des 


B. wegen Hereinbringung der Forderung per 1817 fl. 96 ir. 
wurden die zum Nachlajje gehörigen Realitäten verfteigert 
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und vom C. um den Meiftbot von 17.901 fi. erftanden. 
Das Steneramt hat zu dieſem Meiftbote die Hinter dem 
Erecuten, beziehungsweiſe jeinem Nachlaſſe ausftehenden 
Steuern und Gebühren darunter auch die Erbfteuer per 190 fl. 
und den Schullehrerpenfionsfondsbeitrag per 90 fl. 78 Er. 
angemeldet. Dieje Gebühren wurden im Meiftbotvertheilungs- 
befchetde nicht zugewieſen, weil die erequirten Realitäten noch 
vor der Einantwortung des Nachlafie8 aus demfelben ver- 
fteigert wurden. 

Dagegen hat die Finanzprocuratur den Recurs mit der 
Behauptung eingebracht, daß die fraglichen Boften als Bor- 
zugspoften zu behandeln gewejen wären. Das Oberlandes⸗ 
gericht gab dem Recurfe ftatt und änderte den erftrichterlichen 
Beicheid dahin ab, daß unter die Borzugspoften auch die vom 
k. k. Steueramte angemeldeten oben erwähnten Gebühren 
per 280 fl. 78 Tr. zugewieſen werden, wobei erwogen wurde, 
daß in dem Meiſtbote für die verfteigerten Realitäten auch 
da3 reine Nachlaßvermögen der B. per 15.186 fl. 69 fr. ent- 
halten ift, woͤvon die angemeldete Erbögebühr per 1% fl. 
und der Schullehrerpenfionsfondsbeitrag per 90 fl. 78 fr. als 
Erbsgebühr entfallen, welche gemäß 8.72 Gebührengeſetzes 
ein allen aus Privatrechtstiteln entipringenden Forderungen 
vorausgehendes gejebliches Pfandrecht genießt, daher bei der 
Vertheilung des Meiftbotes für obige Realitäten unter den 
Borzugspoften zu berüdjichtigen war. 

: Auf den Reviſionsrecurs des C. fand der oberfte Ge- 
richtshof in Abänderung der angefochtenen oberlandesgericht- 
lichen Entſcheidung den erftrichterlichen Befcheid mwiederherzu- 
ftellen; dies in der Erwägung, daB es ſich im vorliegenden 
Falle lediglich um die Frage handelt, ob der mit dem recht3- 
fräftigen fteuerämtlichen HZahlungsauftrage den Erben nad 
B. vorgejchriebenen Erbögebühr auf den zum Nachlafje ge- 
hörig gewejenen Realitäten ein gejegliches Pfandrecht zulommt; 
daß die Enticheidung über dieſe Frage den Gerichten zufteht, 
weil zwar nicht die Gejeßmäßigfeit des an die Erben ge- 
richteten Zahlungsauftrages, wohl aber der Beftand des für 
die Nachlaßgebühr in Anſpruch genommenen gejeglichen 
Pfandrechtes der richterlichen Beurtheilung unterliegt; daß 
diefe Frage verneint werden muß, weil die fraglichen Realitäten 
nicht das Object eines Ermwerbes von Todesmwegen bilden, da 
fie noch vor der Einantwortung des Nachlaffes zur Tilgung 
iner den Nachlaß treffenden Schuld im Executionswege ver- 
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fteigert und daher von den Rechtsnachfolgern der Erblafjerin 
nicht erworben worden find; dab aud das für dieje Realitäten 
erzielte Meiftbot nicht das Object einer Erwerbung von 
Todeswegen bilden Tann, da dasſelbe nicht einmal zur Bes 
friedigung der Tabulargläubiger hinreichte; daß die mehr- 
erwähnten Realitäten für bie auf allfällige andere Berlaß- 
gegenftände entfallende Nachlaßgebühr nicht aufzukommen 
haben, weil nach 8.72 des Geblihrengefehes die Gebühr von 
Vermögensübertragungen nur auf der Sache haftet, welche 
den Gegenftand der Uebertragung ausmacht; daß demnach 
die geſetzlichen Vorausſetzungen fehlen, unter melden Die 
ſachliche Haftung der obbezeichneten Realitäten, beziehungs⸗ 
weiſe des für biefelben erzielten Meiftbotes für die in Rede 
ftehenden Erbgebühren einzutreten hätte, 


Nr. 579. 


Bei Beflimmung der von einem Advocaten für Arbeiten im Verfahren 
außer Streitfaden Liquidirten Gebüßren iſt auch 8. 28 des Gebühren⸗ 
tarifes des Raiferl. Yatentes vom 21. Mai 1855, U. 6. Bl. Ar. 9, 
finngemäß anguwenden. 
Entſcheidung vom 10.’ Wpril 1884, 3. 4434. (Beftätigung ber ben Beſcheid 
des E FE. Landgerichtes Prag vom 4. November 1893, 3. 49.454, theilweiſe 
beftätigenden, theilmeife abändernden Entſcheidung bes k. f. Oberlandes⸗ 
gerichtes Brag vom 80. Jänner 1894, 8. 2960.) 

Bei Abweiſung des Revifionsrecurfes beider Theile gegen 
die untergerichtliheu Enticheidungen, mit welchen die vom 
Advokaten Dr. 9. liquidirten Gebühren für die der B. in 
der Abhandlung der Verlaſſenſchaft nach E. geleifteten Arbeiten 
beftimmt worden waren, hat der oberſte GerichtShof in feiner 
Begründung hervorgehoben, daß, fobald Dr. U. durd gleich“ 
förmige untergerichtliche Erledigungen die Beitimmung der 
Gebühren feiner im Verfahren außer Streitfachen beforgten 
Vertretung durch das Gericht erwirkt Hatte, für die Beurthei- 
Yung der Höhe feiner Entlohnung nicht allein die Zergliederung 
der Stüdarbeiten, jondern vornehmlich die Gejammtleiftun 
mit Rüdficht auf Beit, Mühe und Fleiß im Sinne des 8. 2 
des Tarifes des Taiferlichen Patente® vom 21. Mai 1855, 
R. ©. B. Nr. 94, in Anſchlag zu bringen war. 


Entfcheibungen IX. 16 
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Nr. 580. 


Das Wechſelacceyt einer des Schreidens ganz unkundigen Yerfon kann 

nur unter Einhaltung der Borfärift des Art. 9 BV. O., beziehuugs- 

weife des Gefekes vom 19. Iuni 1372, U. 6. BI. Mr. 88, reqhtsgiltig 
su Stande kommen. 


Entfheibung vom 12. April 1894, 8. 8816 (abänbernd das Urtheil des 

t. t. Dberianbesgerichten Zemberg vom 38. Jänner 1894, 8. 901, wieder⸗ 

berftellend jenes bes ?. I. Kreis ala —B Przemysl vom 2. Des 
cember 1893, 8. 16.754. . 

An der mündlich nad) Wechjelrecht verhandelten Rechts⸗ 
jache des A. gegen B. wegen Zahlung der Wechſelſumme von 
200 Sl. |. N. G. hat B. eingewendet, daß er des Schreibens 
unkundig fei und den eingeflagten Wechiel als Acceptant nicht 
unterjchrieben habe. Brei eidlich einvernommene Zeugen 
beftätigten, daß Geklagter das Accept auf die Art Ich daß 
er nad einem ihm vorgelegten Mufter die Schriftzeichen 
ſeines Vor⸗ und Dh auf dem Wechjel nachmachte. 

Die erfte Inſtanz hat die gegen den Belangten erlafjene 
Bahlungsauflage aufgehoben, weil nad) Ausfage der Zeugen 
die nad) einem vorgelegten Mufter zu Stande gefommene 
Unterfchrift des jchreibunfundigen Belangten nur als Hand⸗ 
zeichen angeleden werden kann und diesfalls die Vorſchrift des 
Art. 94 W. O. nicht beobachtet wurde. 

Die zweite Inftanz hat die Zahlungsauflage aufrecht 
erhalten, weil nur dasjenige als Unterfchrift angejehen werden 
fann, was dem Auge äußerlich als Vor⸗ und Zuname fidh 
darftellt und die auf dem Wechſel ganz Ieferlich erfichtlich 
gemachte Unterjchrift des Belangten von ihm eigenhändig mit 
feinem Willen und im Bewußtfein, daß er eine Wechlel- 
erflärung macht, beigelegt wurde; demnah auch die Ein- 
wendung der nicht eigenhändigen Fertigung des Acceptanten 
nicht berüdfichtigt werden Tann. 

Der oberfte Gerichtshof hat das Urtheil der erften Inſtanz 
aus folgenden Gründen wieder hergeftellt: Zu den weſent⸗ 
lichen Sörmlichkeiten einer Brivaturkunde gehört Die Fertigung 
derjelben dur den Ausſieller. Hinfichtlihh der Art dieſer 
Yertigung unterfcheiden die Geſetze grundjäglich zwiſchen Ber- 
ſonen, welche der Schrift mädtig, und folchen, welche des 
Schreibens unfundig, oder wegen körperlicher Gebrechen zu 
ichreiben unfähig find (8.886 a. b. G. B., 8.185 w. g. ©. D.). 
Die erjteren haben die Urkunden zu unterjchreiben (8. 884 
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a. b. G. B., 8.182 mw. g. ©. O.), die leßteren haben die von 
einem der beigezogenen Zeugen geießte Yertigung des Aus- 
fteler8 mit Beirüdung eines Handzeichens zu bejtätigen ($. 886 
a. b. G. Bl. und 8.185 w. g. G. ©.). Diet Grundfäße gelten 
auch bei Wechfelerflärungen. Zur Giltigkeit der Annahme 
ift nothwendig, daß der Bezogene feinen Namen auf Die 
Borderjeite des Wechſels ſchreibe (Art. 218.9.) und wenn 
er fchreibunfundig oder jchreibunfähig ift und fich nicht von 
einem Dritten mit Beobachtung des Geſetzes vom 19. Juni 
1872, R. G. Bl. Nr. 88, unterjchreiben läßt, fein öffentlich zu 
beglaubigende3 Handzeichen fett (Art. 94 W. O.). Die Geſetze 
ſprechen überall von einer Unterſchrift nur bei Schreiblundigen, 
bet Anderen aber nur von einer Befräftigung mitteljt Hand- 
zeichen, es verftoßt daher nicht nur gegen die Logik, aber 
auch gegen das Geſetz, wenn man von der Unterjchrift einer 
fchreibunfundigen Perjon ſpricht. Es verftoßt aber auch gegen 
das Gejeb, wenn mit Zuhilfenahme einer Fiction die Vor⸗ 
ichriften betreff3 der Art der Yertigung einer Urkunde durch 
einen Schreibunfundigen umgangen werden. Insbeſondere 
fann es nicht angehen, einem Wechfelaccepte den Schein der 
nah Art. 24 W. O. zu feiner Giltigfeit nothwendigen eigen- 
händigen Unterfchrift des Acceptanten dadurch zu geben, daß 
der jchreibunfundige Acceptant ftatt dem im Art. U MW. O. 
vorgejchriebenen Handzeichen nad einem ihm vorgelegten 
Muster Schriftzeichen nahmadht, deren Bedeutung ihm ganz 
fremd iſt. Es kommt doc im Sinne de3 Gejebes nicht 
lediglich darauf an, daß das Accept äußerlich die eigenhändige 
Unterfchrift des Acceptanten darftellt, fie muß auch wirflid) 
eigenhändig fein; dies feßt aber eben voraus, daß fie von 
einer Perſon herrührt, welche der Schrift ganz oder doch 
wenigſtens ſoweit mächtig tft, daß fie die zur Aufſetzung ihres 
Namens dienlichen Schriftzeichen kennt, und daher wenigfteng 
ſich zu verſchreiben fähig iſt. Iſt das letztere nicht der Fall, 
dann kann von einer Unterſchrift keine Rede ſein, dann kann 
ein giltiges Accept nur unter Beobachtung des Art. 94 W. O. 
u Stande kommen, und kann es nicht Sache des Gerichtes 
Fin, das Umgehen des Gejebes, welches in ber Fiction einer 
Unterſchrift des Acceptanten unzweifelhaft enthalten ijt, zu 
fanctioniren. Hiebei ift es gleichgiltig, daß der Acceptant, 
welcher in folcher Art das Accept beifeßt, daS Bewußtſein 
bat, daß er eine Wechjelerflärung macht, weil nach dem 
Geſetze die Giltigfeit jeder Wechjelerflärung don der ftrengen 
16* 


— 
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Einhaltung der vorgeſchriebenen Form derſelben abhängig 
iſt. Demzufolge ſtellt ſich das angefochtene obergerichtliche 
Urtheil als geſetzlich nicht gegründet dar und war unter 
Wiederherſtellung des erſtrichterlichen Spruches abzuändern. 


Kr. 581. 


Einer unter der nicht erfüllten Zuſage der Ehe verfüßrten Franens- 
yerfon gebüßrt nal 8. 1324 a. 5. G. F. das Met auf volle Genug- 
thuung, welde nah 8.1323 a. 8. 6. 3. ih nicht nur auf die Shad- 
foshaltung, fondern auch auf den entgangenen Gewinn und die 
Tilgung der verusfahten Beleidigung erfirekt. — Yerbältniß des 
8. 1328 a. 8. 6. 3. sum 8. 506 51. 6. 
Entiheidung vom 24. April 1894, 8. 8673. (MWieberberftellung des durch 
das Urtheil bes T. k. Oberlandesgerichte® Zara vom 9. Tecember 1893, 
B. 3766, abgeänderten Urtheiles bes k. E. ftäbt.:dei. Bezirkögerichtes Raguſa 
vom 2. Mai 1893, 3. 2634.) 

Die U. Hagt den B. nicht nur auf Erfah. der Ent- 
bindungs= und Wochenbettkoften, fondern auch auf Erjat des . 
Berdienftentganges und des Schmerzendgeldes und auf Ent» 
Ihädigung für die Entehrung und die verminderte Aussicht 
auf ein beſſeres Fortlommen, geftüht auf das Strafurtbeil, 
wonad fie von dem Geflagten um Weihnachten des Jahres 
1888 unter der fpäter nicht erfüllten Zuſage der Ehe zur 
Geitattung des Beiichlafes verführt worben worden war und 
auf den Umftand, dab fie am 5. Auguft 1889 ein Kind 
gebar, welch’ leßteren Umftand Geflagter im Laufe des Proceſſes 
nicht Beitritt. 

Die erfte Inftanz hat die Zuerkennung der Klagsanſprüche 
bon der Ablegung der Erfüllungs- und Schätzungseide der 
Klägerin abhängig gemacht, während die zweite Inſtanz die 
Klage als unbegründet abgewiejen hat, wobei im Weſen er- 
wogen wurde, daß der hier allein maßgebende 8. 1328 a. b. G. B. 
der verführten Frauensperſon lediglich das Recht auf Erſatz 
der Entbindungd- und MWochenbettloften zuerfennt, dieſe aber 
der Klägerin aus dem Grunde nicht zugelprochen werden 
fönnen, weil ihr nicht der Beweis darüber gelungen tft, daß 
ber Geflagte wirkiich der Vater de3 von ihr geborenen Kindes 
fei und daß fie dievon ihr in dieſer Richtung angeſprochenen 
Koften thatfächlich und in welcher Höhe beftritten habe. 

Der oberſte Gerichtshof hat das erftrichterliche Urtheil 
wiederhergeftellt. Gründe: Der Anfchauung des Oberlandes- 
gerichtes, daß der 8.1328 a. b. G. B. der verführten Srauens- 
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perjon lediglich den Erfah der Entbindungs- und Wochen⸗ 
bettfoften zuerfenne, kann nicht beigepflichtet werden, es muß 
vielmehr die gegenthetlige, die rechtliche Bedeutung und Trag- 
weite des 8. 506 ©t. G. im BZujammenhange mit den ein- 
ſchlägigen von dem Schadenerfage und der Genugthuung 
handelnden Beitimmungen des 30. Hauptftüdes des bürgerlichen 
Geſetzbuches in richtiger Weile würdigende Anficht des erjten 
Richters als dem Gelehe entfprechend erkannt werden; denn 
die Anficht, daß der $. 1328 a. b. ©. 3. eine tarative Be- 
ſtimmung aufftelt, daß ſomit für den privatrechtlichen An⸗ 
ſpruch der verführten Weibsperſon gegen ihren Berführer 
dieſe Geſetzesſtelle die alleinige Rechtsquelle bildet und nur 
zur Geltendmachung der Entbindungs- und Wochenbettkojten 
berechtigt, würde den Umfang des orderungärechtes der 
verführten Weibsperjon in einem den Anforderungen der 
Billigfeit widerftreitenden und auch mit anderen gejeglicdhen 
Normen im unlösbaren Widerfpruche ftehenden Maße ein- 
engen. Nah 8.46 a. b. G. 8. verſchafft ſchon der bloße 
Rücktritt von dem Eheverlöbuiffe oder dem vorläufigen Ver⸗ 
Iprechen, fich zu ehelichen, der Weibsperfon, von deren Seite 
feine gegründete Urfache zu dem Nüdtritte entjtanden ift, 
einen, über den Rahmen des $. 1328 a. b. G. B. hinaus⸗ 
gehenden Forderungsanſpruch, indem derjelben das Recht auf 
den Erſatz des wirklichen, durch den Rücktritt verurjachten 
Schadens vorbehalten wird. Liegt ſonach eine, den That- 
beitand der Webertretung nad) 8. 506 ©t. G. begründende 
Verführung vor, wie im gegebenen Falle, dann kann e3 feinem 
Zweifel unterliegen, daß der privatredhtliche Anfpruch der 
Berführten unter dem Geſichtspunkte des 8.1324 a. 6. G. 8. 
zu a tft, daß ſonach der Lebteren nicht nur das 
Recht auf Schadloshaltung, fondern auch auf die volle Genug- 
thuung zuſteht, al3 ja jonft die Ungereimtheit zu Tage treten 
würde, daß der nach 8. 506 St. ©. Straffällige in Rückſicht 
auf die privatrechtlichen Folgen feiner Handlungsweiſe günſtiger 
geitellt wäre, als Derjenige, der fi) nur unbegründetermeije 
einen Rüdtritt vom Eheverfprechen hat zu Schulden kommen 
lafien. Daß die vom Überlandesgerichte vertretene Anficht 
rechtlich unhaltbar ift/ ergibt auch die weitere Erwägung, daß 
mit Nüdjicht darauf, daß die Schwängerung der Weibsperfon 
fein nothmendiges Begriffsmerkmal der Verführung und Ent- 
ehrung bildet, diefe vielmehr ſchon dann vorhanden ift, wenn 
der Mann die Weibsperfon durch die Vorfpiegelung der Ver- 
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ehelihung zum Beifchlafe vermocht hat, das im $. 506 St. G. 
der Entehrten auf Entſchädigung vorbehaltene Hecht nur im 
Talle der Entbindung wirkſam merden könnte. Wenn nun 
in Anwendung der im 8.6 a. b. G. B. aufgeftellten Aus- 
legungörege! borgegangen wird, ergibt fich einestheils, daß 
der 8.1328 a. b. ©. B. das der Berführten zuftehende For⸗ 
derungsrecht nicht in tarativer Weile umfchreibt und daß 
anderntHeild der Gefeßgeber bei Normirung des $. 506 St. ©. 
die allgemeinen, von dem Rechte auf Schadloshaltung und 
Genugthuung handelnden Beftimmungen fi vor Augen hielt 
und auf diejelben verwiejen haben wollte. 


% 
* * 


Im Falle der Serlübrung und Entehrung unter der nicht 
erfüllten Zuſage der Ehe erkennen der Entehrten ein Recht 
auf Schadenerfag nicht blos bezüglich der Krankheit3- und 
Entbindungskoſten, jondern auch bezüglich des Nachtheiles zu, 
welcher mit dem Berlufte der Ehre, welchen die Frauens⸗ 
perjon, die außerehelich Mutter wird, erleidet, untrennbar 
verbunden ift, die oberftgerichtlihen Enticheidungen: vom 
21. Juni 1854, 8. 6261 (G. U. W. Nr. 25), und vom 21. April 
1886, 3. 2694 (ib. 11.003). — Bet dem der en 
Entſcheidung vom 19. April 1859, 3. 4198 (ib. 773) zu 
Grunde liegenden Rechtsfalle beichränkte ſich die Berführte 
darauf, die Leiftung eines Alimentationsbeitrage® und den 
Erſatz der Koften der Entbindung und des Wochenbettes zu 
beanipruchen; der Alimentationäbeitrag wurde unbedingt zu⸗ 
geiprochen, die Verpflihtung zur Zahlung der Entbindungs- 
und Wochenbettfoften von dem Ausfalle des Haupteideg über 
das Eheverjprechen, jowie von dem Schäßungseide der Ber- 
führten abhängig gemadt. In den Gründen der oberft- 
erichtlihen Enticheidung wird aber bemerkt: „Das Ehever- 
Frechen ift gewiß eines der wirfjamften Mittel zur Erreichung 
des Betfchlafes mit einer Srauensperfon; alfo fiher im Aus⸗ 
drude der Verführung im 8. 1328 a. b. G. B. um fo mehr 
begriffen, als die Nichtzuhaltung des Eheverfprechend, wenn 
die Verführte nicht Schon früher zu Falle gefommen wäre, 
nad 8. 506 des Strafgejegbuches eine Uebertretung fein würde. 
Da das Eheverfprechen nach 8.45 a. 6.6.8. kein Klagerecht 
auf Schließung der Ehe gewährt, fo hat der Gefehgeber doch 
einen Mißbrauch diefes Berfprechens durch die Beftimmungen 
3 8.506 St. G. und 8. 1328 a. b. G. B. befeitigen wollen.“ 
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Laut ober aerihtticher 5 Entiheidung vom 25. December 
1855, 8.12.461 (G Nr. 56), „liegt dem Berführer nur 
die Verpflichtung ob, die Wochenbeti⸗ und Entbindungstoften 
u erfetzen; ven gen Erfage für die verlorene Ehre tft im 
3 1328 a. b. @ B. nicht Die Rede; von lebterem fpricht nur 
8.1330 a.b. ®. 8, allein nur in dem Fall e, wenn Jemandem 
—* die Ehrenbeieidigun en ein wirklicher Schade oder Ent⸗ 
gang des Gewinnes —*2 worden iſt“. 
Der im Judicatenbuch unter Nr. 32 eingetragene oberſt⸗ 
erichtliche Beſchluß vom 13. Mai 1857, 8. 4409, ſtellt den 
—2* auf: Eine verführte Weibsperſon, welche Mutter 
geworben, hat in Gemäßheit des 8. 1328 des a. b. ©. B. 
feinen Anſpruch anf Entſchädigung aus dem Grunde der 
verlorenen Ehre oder der verminderten Ausficht auf eine 
Tünftige Verehelichung,, weil obbezogener $. 1328 jämmtliche 
Verpflichtungen, welche dem Verführer einer Weibsperjon, 
mit welcher er ein Kind erzeugt hat, obliegen, enthalte, und 
ihm außer dieſen feine weiteren auferlegt werden Tönnen, 
weil die verlorene Ehre nad) $. 303 des a. b. G. 2. unfcäßbar 
iſt und weil die Entehrte in dieſer Beziehung feinen wirt- 
lich erlittenen Schaden nachgewieſen hat. 
Derſelben Anficht huldigen ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
a bie „pberfigerkchttichen ( Entfpeidungen: 3. November 1858, 
3 (G. U. W. Rr. 662); — 9. FH 1858, 8, 13. 228 
ie 680). — 23. * 1869, 7483 (ib. 846), [diefe 
weil 8.1328 a. b. G. B. die — und Entehrung nicht 
ais Elemente des Schadens berüdjichtigt”"]); — 26. April 
1866, 8. 3219 (ib. 2471); — 3. Sänner 1867, 8. 11.124 
(ib. 2716 16); — 30. December 1868, 8. 11.751 (ib. 3199); — 
4. Februar 1870, 8.12.0563 (ib. 3697); — 10. Jänner 1877, 
3.8083 (ib. 6347): — 15. Mai 1868, 3. 5018 (ib. 6977); — 
2. December 1885, 3. 9898 (ib. 10. 813) [„gum Begriffe der 
Berführung (8. 1328 a.6. 6. B.) iſt es nicht erforderlich, daß 
das Mädchen zur Hingabe an den Mann gerade nur durd) 
ein förmliches, ausdrüdliches Heiratsverſprechen bewogen 
worden fei, jonbern es genügt hiezu, wenn dies durch Die 
von ihm in dem Mädchen erwedte, mit Erwägung aller Um⸗ 
ftände begründete Hoffnung auf Eingehung der Ehe ge- 
Ihah]; — 21. April 1886, 3. 3356 (ib. 11.004); — 12. April 
1888, 3.3912 (ib. 12 ‚161); — 26. September 1888, 8. 8409 
(ib. 12. 365) [nad welcher nur die Forderung einer Ent- 
Schädigung wegen der durch den Nothzuchtsact verurjachten 
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gewaltjamen Entziehung der jungfräulichen Ehre principiell 
berechtigt ericheint, denn nach 8.1324 0.6.6.8. ift im Falle 
eine3 aus böjer Abficht veruriachten Schaden3 (welcher nach 
8.1293 in einem jeden Nachtheil befteht, welcher Jemandem 
an Vermögen, Rechten oder feiner Perſon zugefügt worden 
ift), der Beichädigte berechtigt, von dem Befchädiger die volle 
Genugthuung zu verlangen. Dieſe volle Genugthuung befteht 
aber nach dem Schlußfate des 8.1323 a. b. G. B. nicht blos 
in dem Erjabe des erlittenen wirklichen materiellen Schadens 
und de3 entgangenen materiellen Gewinnes, jondern auch in 
der Tilgung der verurjachten Beleidigung, für welche daher 
in diefem alle ebenfo eine entiprechende Entichädigung zu 
leiften iftl]; — 30. October 1889, 3. 9424 (ib. 12.974), 

Die oberftgerichtliche Enticheidung von 21. November 
1867, 3. 3376 (8. U. W. Nr. 2927), jpricht den Erſatz der 
Entſchädigungs⸗, Wochenbett3- und Krankheitskoſten ab, weil 
nad den obwaltenden Umftänden jich keineswegs annehmen 
ließ, daß der Beklagte die Klägerin zum Beilchlafe verführt, 
d. h. durch Berjprechungen und Borjpiegelungen verleitet 
babe, daher von einer Verführung der Klägerin im Sinne 
des 8.1328 a. b. ©. 8. und von einer davon abgeleiteten 
Bahlungsverpflichtung des Beklagten feine Rede jein kann; — 
die oberjtgerichtliche Entfcheidung vom 4A. Jänner 1871, 
8 6654 (ib. 4004), weil die Erjabforderung betreffend die 

often der Entbindung und des Wochenbettes als eine Ent- 
fhädigungsforderung durch die nach 8.1489 a. b. G. B. ein- 
gewendete Triennalverjährung erlojchen war. — Die oberit- 
gerichtlihe Enticheidung vom 3. Jänner 1873, 8. 12.612 
(G. U. W. Nr. 4828), begründet die Ubweifung des Anſpruches 
auf Erfaß der Koften des Wochenbettes darauf, da in dem 
alle, wo eine Frauensperjon, ohne daß ed außer dem an⸗ 
geblichen Cheverjprechen einer Webertäubung ihres Gittlich- 
feitögefühles bedürfte, zu einem außerebelichen Zuſammen⸗ 
leben fich herbeiläßt, eine Verführung wohl nicht anzu- 
nehmen iſt. 
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Nr. 582. 


Pie infolge der zur Berlaſſenſchaft nal einem Ratholifden Seelforger 
angemeldeten Erfagforderung für ungeBüßrlih Bejogene Gongrua- 
ergänzungen gegen den Beligionsfond überreichte Aufforderungsklage 
if zur Einleitung eines gerichtlien Berfaßrens nit geeignet. 
Entichetbung vom 24. April 1894, 8. 4850. (Mbänderung ber gleihförmigen 
Erledigungen des k. k. Bezirksgerichtes Gablonz vom 28. Jänner 1894, 
8.1077, und best. L. Ober landeſsgerichtes Prag vom 27. Febr. 1894, 3.5800.) 


. Gegen die Verlafjenfchaft nach P. Joſeph R. hat die k.k. 
Bezirkshauptmannſchaft in G. zufolge Auftrages der Ef. t. 
Gtatthalterei die Erjapforderung des k. k. Religionsfondes 
für ungebührlich bezogene Congrugergänzungen bis zur Höhe 
von 2000 fl. angemeldet, weshalb Dr. K. ald Teſtaments⸗ 
erecutor eine Aufforderungskflage wider den Weligionsfond 
wegen Berühmung überreichte. Dieje Klage wurde der Fi- 
nanzprocuratur in Vertretung des Neligiondfondes mit dem 
Auftrage zugeftellt, binnen 45 Tagen die aufgeforderte Klage 
anzubringen oder bei der angeordneten Tagfahrt zur Verant- 
wortung der Berühmung zu erjcheinen, widrigens ihr Dies- 
fal3 das ewige Stillichweigen aufgetragen werde. 

Der dagegen gerichtete Recurs der Finanzprocuratur 
wurde vom Dberlandesgerichte abgewiejen, weil in der That- 
fache, daß die Erfatforderung des Neligionsfondes zur Ver: 
lafienichaft des P. Joſeph R. angemeldet worden tft, die 
Berühmung einer Forderung gelegen iſt, mweil es fich nicht 
um eine ÖStreitigfeit über eine Leiſtung für Qultuszwede, 
bezüglich welcher die Verwaltungsbehörden nach 8. 55 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 500, zur Entſchei⸗ 
dung berufen wären, ſondern um eine Erſatzforderung aus 
einem angeblichen Verſchulden des Erblaſſers im Sinne des 
30. Hauptſtückes des a. b. G. B. handelt, bezüglich welcher die 
Gerichte zu entſcheiden haben, und weil der ſeitens der Re— 
eurrentin angerufene 8. 107 des kaiſ. Pat. vom 9. Auguſt 1854, 
R. G. Bl. Nr. 208, nur die Ermittlung eventueller Erſätze oder 
Forderungen zwiſchen der Verlaſſenſchaft eines Erblaſſers, 
welcher eine geiſtliche Pfründe beſeſſen hat und dieſer letzteren 
ſelbſt regelt, während es ſich vorlikgend nicht um eine For⸗ 
derung der Pfründe, ſondern um eine Erſatzforderung des 
Religionsfondes an die Verlaſſenſchaft handelt. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Erwägung, daß eine 
Aufforderungsklage nur dann zur Grundlage des geſetzlichen 
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Gtreitverfahrend geeignet ift, wenn über jene Klage, deren 
Einbringung dem Aufgeforderten als Geklagten aufgetragen 
werden joll, daS geſetzliche Berfahren eingeleitet werden Tann, 
in Erwägung, dab in Gemäßheit des Geſetzes vom 19. April 
1885, R. G. BI. Nr. 47, womit die proviſoriſchen Beftim- 
mungen über die Dotation der katholifchen Seelforgegeiftlichteit 
erlaffen worden find, und zufolge der damit im Zufanımen- 
hange ftehenden Verordnungen des Mintiters für Eultus und 
Unterriht und bes Finanzminilter® vom 2. Juli 1885, 
R. G. Bl. Nr. 99 und vom 80. September 1885, R. G. Bl. 
Nr. 149, die Ermittlung der Höhe dieſer Dotatton, wie 
auch die Nichtigftellung derfelben der politiiden Landes- 
behörde nad) Einvernehmung des Disceſanbiſchofs zur Ent- 
Scheidung azufteht, in Erwägung, daB nad Inhalt der obbe- 
zogenen geſetzlichen Beſtimmungen den Gerichten weder in 
Anfehung der Ermittlung der Höhe diefer Dotation, no in 
Betreff des bezüglich derfelben normirten Richtigftellungs- 
verfahrens eine Ingerenz zufömmt, in Erwägung demnad, 
daß die aufgeforderte Klage zur Einleitung eines gerichtlichen 
Verfahrens nicht geeinet ih, nad) Zulaß des Hofdecreted vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr.2593, in Abänderung der 
beiden untergerichtlichen Erledigungen die Aufforderungstlage 
an offenbarer Gerichtsunguftändigfeit zurückzuweiſen be⸗ 
unden. 


Nr. 583. 


Das Dienfiverhältniß jener Bilfsperfonen eines Saudlungsgewerbes, 
die nad der Gewerbeorbunng vom 8. März 1885, R. 6. Bl. Ar. 32 
(8. 73), unter den Geßilfen niit begriffen find, iſt auch dann nal 
dem Sandelsgefegöude zu beurtheilen, wenn fi diefe Silfsperfonen 
nicht mit dem Waarenumfage Befaflen (Art. 57-64 4. 6. 3). 
Entſcheidung vom 24. April 1894, 8. 4965 (abänbernd das Urtheil des 
k. k. SOberlandesgerichtes Wien vom 7. Mär; 1894, 8. 1098, wieder⸗ 
berftellend jenes des E. T. Landes= ald Handelögerichtes Linz vom 26. Sep⸗ 
tember 1898, 3. 10.117). 

An der ſummariſch verhandelten Nechtsfache des Werf- 
meifters U. wider die Firma B., Mafchinen-, Dampflefjel- 
fabrit und Eifengießerei, zu Handen des Geichäftsführers ©. 
wegen Vertragszuhaltung bat die erfte Anftang zu Recht 
erkannt: Die gellagte Firma B. zu Handen des Geſchäfts⸗ 
führerd C. ift fhuldig, den mit A. am 22. Juni 1891 ge- 
ſchloſſenen Dienftvertrag zuzuhalten, fie ift in Ausführung 
dieſes Dienftvertrages nur zu der im Art. 61 H. G. B. ſtipu⸗ 
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Yirten Kündigung von ſechs Wochen mit Ablauf des Kalender- 
vierteljahres beredhtigt, und hat dem A. bis Ablauf Diejer 
Kündigungsfrift eine Entlohnung von 18 fl. per Woche 
allmöchentlich nachhinein, die bis zu dem über diefer Klage 
ergebenden Urtheile fällig werdenden Raten von wöchentlich 
18 fl. ſamnmt 5 pCt. Zinſen vom Fälligleitätage binnen drei 
wagen zu bezahlen und dem U. auch die Gerichtskoſten per 
105 fl. 50 fr. binnen derjelben Frift zu erjegen. Diejes 
Urtheil beruht im Wejentlihen auf folgenden Gründen: 
Beide Streittheile find einig, daß der Kläger vom Director 
der Fabrik der geflagten Firma am 22. Juni 1891 als Werk⸗ 
meifter in die Fabrik der geflagten Firma aufgenommen 
worden iſt. Auch ift erwieſen, daB die Aufnahme des Klägers 
gegen Bahlung eines Lohnes von 18 fl. per Woche erfolgte. 
Wenn auch der 8. 75 der Gewerbeordnung vom 20 ‚September 
1859 in Ermangelung eines Uebereinkommens eine 14tägige 
Kündigungsfrift vorausjegt, fo gilt dies nur von Gehilfen, 
auf welche der 8.73 Abſ. 1 obiger Gewerbeordnung Anmwen- 
dung bat, nicht aber von den Handlungsgehilfen. Als folcher 
ift aber W. im Sinne des 8.73 Abf. 2 ©. 8 vom 20. December 
1859 anzuſehen. Nach Ausſpruch der Sachverſtändigen war 
der Werkmeiſter A. nach ſeinen Befugniſſen in der Fabrik der 
geklagten Firma ein Functionär der Fabrik, der über den 
Arbeitern ſtand und nicht zu dieſen zu zählen war, vielmehr 
in ſeiner Stellung ſo hoch zu erachten iſt, wie ein Zeichner 
oder ein Comptoiriſt. Ba Erſterer nach 8.73 Abſ.2 G. O. 
und Letzterer nah Art. 57 H. G. B. nicht unter den Gehilfen 
der Gewerbeordnung begriffen iſt, muß auch A. als Hand⸗ 
lungsgehilfe angeſehen werden, auf welchen der 6. Titel des 

.G. B. Anwendung hat, daher er auf die Kündigung nach 
Art. 61 H. G. B. —32 hat. 

Ueber die Appellation der geklagten Firma hat die zweite 
Inſtanz das Klagbegehren aus nachſtehenden Gründen ab— 
gewieſen: Aus den 88. 72 und 73 des Geſetzes vom 8. März 
1885, R. G. Bl. Nr. 22, geht hervor, daß Werkführer unter 
den Hilfsarbeitern nicht begriffen ſeien. Allein daraus und 
aus dem Umſtande, daß der Kläger als Werkmeiſter in der 
Fabrik angeſtellt und verwendet worden iſt, folgt noch nicht, 
daß er in feiner Stellung bei der geklagten Firma als Hand- 
lungsgehilfe im Sinne der Art. 57 u. f. des H. G. B. rückſichtlich 
als Gehilfe bei einem Handlungsgewerbe im Sinne des 
8.25 des Einf. Gef. vom 17. December 1862, R. G. Bl. Kr. 1 
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ex 1863, zu betrachten fei, daß er daher die im Art. 61 H. G. 8. 
beitimmte jechswöchentliche Kündigungsfrift in Unjpruch nehmen 
fönne. Die weſentliche Eigenjchaft eines Handlungsgebilfen 
liegt darin, daß er zum Hilfsperjonale des Handels, nicht 
eine8 Gewerbes überhaupt gehöre, daß er kaufmänniſche 
Dienfte leifte, daß er zum kaufmänniſchen Betriebe aufge- 
nommen und verwendet jei. Die Geflagte betreibt zwar das 
Handelögewerbe, den Umſatz von Waaren, aber auch und, 
wie der Kläger behauptet, hauptjähli die Yabrication von 
Eifenwaaren. Da kommt es nicht nur darauf an, daß der 
Werkmeiſter bei der Firma angeftellt war, jondern darauf, 
ob er zum Betriebe de3 Handels beitellt war. Tas in der 
Yabrication, in der technijchen gewerblichen Erzeugung von 
Eifenwaaren ausjchließlich verwendete PBerjonale tft kein Han- 
delsperjonale im Sinne des Handeisgejeges; jelbft dann nicht, 
wenn höhere Dienftleiftungen vorkommen. Der Kläger war 
Werfmeifter in der Schlofieret und Drechglerei; daB jeine 
Tätigkeit auch eine in den käufmänniſchen Betrieb einjchlägige 
gemwefen jet, daß fie fich auf den Ein- und Verlauf, auf den 
Umjag von Waaren bezogen habe, wird gar nicht behauptet, 
vielmehr eingehend beitrittien. Da aber nicht die höhere 
Dienftleiftung, nicht die Stellung über den Arbeitern der 
Schloſſerei und Drechslerei, nicht der Umftand, ob Jemand 
nicht unter den Hilfsarbeitern begriffen fei, jondern der Um- 
ftand enticheidend ift, ob er bei dem Betriebe eines Hand» 
lungsgewerbes angejtellt ift, der Kläger jedoch eine jolche 
Stellung nicht hatte I faun der Kläger die im Art. 61 
9.6.8. enthaltenen Be timmungen nicht in Anſpruch nehmen. 

Der oberjte Gerichtshof hat über die Reviſionsbeſchwerde 
des Klägers das erjtrichterliche Urtheil aus folgenden Gründen 
wiederhergeftellt: Nacd 8. 25 des Einführungsgefeges zum 
Handelsgeſetzbuche bleiben die in den Gewerbegelegen über das 
gewerbliche Hilfäperjonale enthaltenen Borjchriften, injoferne 
fie fi) auf Gehilfen bei Handlungsgewerben beziehen und Die 
Artikel 59 bis 65 des Handelögejegbuches nicht etwas Anderes 
verfügen, neben dem Handelsgeſetzbuche in Kraft. Für die 
Hilfsperfonen der Handelögewerbe haben aljo die Beſtim⸗ 
mungen des Handelögejegbuches ald Regel, jene der Ge- 
gewerbegefege al3 Ausnahme zu gelten. Die Hilfsperjonen 
eine3 Handelögewerbes, auf deren Stellung die Gewerbeord- 
nung, derzeit das Gejeh vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, 
s.75, nicht anwendbar ift, find daher ohne Unterſchied ihrer 
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belagefegbuche au beurtheifen, ſonach 
sgehilfen anzujehen, wenn fie nicht 
efchlefße oder Umfage der Waaren, 
‚eugung für das Hanbelägewerbe bie 
ognen Geſetzes gemeinten höheren 
. Auch der Kläger Hat als Werk- 
1 Mrt.619.©.8., wie das erft- 
jend begründet, eine jechswödentlice 
enftes mit Ablauf eines Kalender 
ıchen. Auf dieſes Recht hat der 
Hinen gejeglichen Grund zu ber fofor- 
gers hat bie Belangte keineswegs 
illigfeit, weiter zu bienen, hat der 
m in der Klage kundgegeben. Der 
jen Bufpruches ift durch ben aufe 
nftverhältniffes bis zur gehörigen 
Es war ſonach das erjtrichterliche 


Nr. 584. 
um Bekimmung eines Heiratsgutes gebt 
. nit den Mädt.-del. Beiträsgerihten, 
igtshöfen erfier Iufkan au. 
4855. (Mbänderung ber gleich“ 
Begietögerichtes Chrubim vom 
ıb deß 1. T. Oberlanbeögericjted Prag dom 
ürg 1894, 3. 658.) B 
hegatte überreichten beim ftäbt.-bel. 
zen den im Gerichtäorte wohnhaften 
um Rerhaltung des Lehteren, ber 
ven, worüber eine Tagfahrt zur Ein⸗ 
nberaumt wurde: der dagegen ſeitens 
reichte Recurs ift dom Oberlanbed- 
n, weil mit Rüdfiht darauf, daß es 
andelt, das ftäbt.-Dei. Bezirksgericht 
rie des Vaters ber X. zur Erledigung 
3 zuftändig erjcheint, daher die ange 
Feftimmun des 8.2.1 bes fall. 
864, R. ©. dr. Nr. 208, nicht ent» 


entlichen Revifionsrecurs des Vaters 
Gerichtshof die untergerichtlichen Er 
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ledigungen abzuändern und zu erkennen, es fei das fragliche 
Geſuch den Einfchreitern wegen Unzuftändigleit des ange- 
rufenen ftädt.«del. Bezirksgerichtes lediglich zurüdzuftellen, 
denn nad) 8.12 des Tail. Patentes vom 20. November 1852, 
N. G. Bl. Nr. 251, fteht den Gerichtöhöfen in ihrem engeren 
Sprengel insbejondere an ihrem Standorte die gefammte 
Gerichtsbarkeit mit Ausnahme jener Rechtsangelegenheiten zu, 
die den dafelbft beftellten ftädtifch-belegirten Bezirkögerichten 
zufolge der Beftimmungen dieſer Civiljurisdictionsnorm fpe- 
ciel und ausdrücklich vorbehalten find. In officiojen Rechts⸗ 
angelegenheiten ift die Zuſtändigkeit der ftädtifch-belegirten 
Bezirkögerichte nad) Abſatz 2 des 8.12 Zur. NR. auf die in den 
88. 77, 83 und 92 Jur. N. angeführten officiofen Agenden 
beſchränkt. Hiernach ift e3 zweifellos, dab die Rechtsange⸗ 
legenbeit, um die es fich vorliegend handelt, in die Competenz 
des ſtädt.⸗del. Bezirkögerichtes nicht gehörl, fondern dem 
Kreisgerichte al3 Gerichtähofe erfter Inſtanz zufteht, weshalb 
die beiden unterrichterlihen Erledigungen, da fie gegen be— 
ftimmte gejegliche Borfchriften geradezu verftoßen, mit Hinblid 
auf 8.16 des Tail. Patentes vom 9. Auguft 1854, R. G. BL. 
Nr.208, abgeändert wurden. 


Nr. 585. 


Gegen eine zu niedrige Zeſtimmung der Gerichtskoſten im Saßlungs- 
Befehle if ein Recurs nal 8. 5 des Geſetzes vom 27. April 1873, 
3. 6. BL. Mr. 67, suläffig. 

Entiheidung vom 1. Mai 1894, 8. 5377 (aufhebend bie Entfcheidung bes 
k. k. Sherlandeögerichtes Wien vom 38. März; 1894, 8. 4457). 

Die zweite Inſtanz hat den Recurs des Klägers wider 
den gemäß des Geſetzes vom 27. April 1873, R. ©. BL Kr. 67, 
erlafjenen erftrichterlihden Zahlungsbefehl, injoweit mit dem- 
felben die angeſprochenen Gerichtstoften gemäßigt wurden, 
al3 unzulälfig zurlidgewielen, weil nad) $.5 des Geſetzes vom 
27. April 1873, R. ©. BL. Nr. 67, gegen die Erlafjung des 
Bahlungsbefehles fein Rechtsmittel zuläffig ift. 

Meber den Revifionsrecurd des Klägers hat der oberfte 
Gericht3hof die oberlandesgerichtliche Entjcheibung behoben 
und dem Oberlandesgerichte verordnet, den Recurs des Klä- 

ers als zuläffig der weiteren geiegmäßigen Erledigung zuzu⸗ 
Führen; weil die Herabminderung der vom Stläger ange- 
ſprochenen Koften fich ald eine Verweigerung der Erlafjung 
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des Qablungäbejehies in Unjehung feines Mehranſpruches 
darftellt, gegen dieſe Verweigerung aber ber Recurs nach 8.5 
bes Geſetzes vom 27. April 1873, R. G. BL. Nr. 67, zuläffig ift. 


Nr. 586. 


Wird der verneinende Hanpteid den Htreitgenoffen über eine Nedis- 
Sandlung aufgetragen, welde einer derfelden für ih und in Ber- 
tretung der anderen rechtsgiltig vollzogen dat, fo Rann auch auf den 
Bloßen Gid dieſes Streitgenoffen erkannt werden. 
Entfcheidung vom 2. Mat 1894, 8. 5187. (Beftätigung ber das Urtheil des 
k. k. Bezirksgerichtes Schlan vom 80. December 1893, 8. 16.180, abänderndben 
Entiheidung bes 2. k. SOberlandeögerichte Prag vom 13. März 1894, 
3. 3687/8617.) 


Sn der ach der Eheleute WU. gegen B. wegen 
Bahlung des Pachtzinſes von 216 fl. 87 fr. hat die erfte 
Inſtanz beiden Klägern den Haupteid Über das von dem Ge⸗ 
Hagten behauptete, die Auflöfung des Bachtvertrages betreffende 
Uebereinfommen der Streittheile aufgetragen, während über 
Appellation der Kläger vom Oberlandesgerichte erkannt wurde, 
daß diefen Eid blos der Erftfläger abzulegen habe, weil die 
Mitklägerin bei der zwijchen ihrem Gatten und dem Gellagten 
angeblich getroffenen Vereinbarung nicht anweſend war, daher 
es auch feine Bedeutung Haben könne, fie zu zwingen, daß 
fie den Haupteid gemeinschaftlich mit ihrem Gatten ablege. 
Ueber die Revifionsbefchwerde des Belangten, in welcher 
behauptet wird, daß einen negativen Haupteid alle Streit- 
enoflen ablegen jollen, wenn auch nicht alle bei der betref- 
enden Unterhandlung anmwefend waren, da fich diefe ihr 
Urtheil hierüber nad) dem zu bilden haben, was ihnen von 
den unterhandelnden Streitgenofjen ntitgetheilt wird — fand 
der oberſte Gerichtshof das oberlandesgerichtliche Urtheil aus 
nachitehenden Gründen zu beftätigen: Es iſt ganz richtig, 
daß nad) 8.207 a. G. O. Demjenigen, der im eigenen Namen 
Proceß führt, der Haupteid ſowohl über eigene, al3 auch über 
fremde Handlungen aufgetragen werden Tann, und daß der 
verneinende Haupteid vermöge feiner eigenthümlichen Natur, 
wenn an Seite der Delaten das Berhältniß der Streitgenofjen- 
ſchaft befteht, in der Regel von allen GStreitgenojjen abgelegt 
werden muß, weil, wenn aud nur ein Streitgenofje durch 
die Unterlafjung der Leiftung des Eides den Eidesjag als 
wahr anerfennt, der hiedurch erbrachte Wahrheitsbeweis auch 
Die übrigen Streitgenoffen bindet. Dieje Regel gilt jedoch 
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nicht ausnahmslos und tft der Eibedleiftung auch nur eines 
ber urtheilämäßig eidespflichtigen Strettgenofjen die Wirkung 
eines auch für die übrigen derjelben erbrachten Beweiſes ins- 
befondere dann beizumeſſen, wenn es fi) um ſolche Recht3- 
acte Handelt, welche der den Eid leiftende Delat auch für und 
im Namen feiner Streitgenofjen recht3giltig vollzogen bat, 
und wenn aus der Unterlaffung des Eides durch die leßteren 
noch nicht gefchloflen werden Tönnte, daß die vom Proceh- 
gegner behauptete und Durch den referiblen Haupteid zu 
erweifende Rechtshandlung nicht ftattgefunden Habe. Im vor- 
liegenden Falle hat der Gellagte nad) den Duplilsausfüh- 
rungen da3 den Pachtvertrag aufldjende, die Bemweisthatjache 
bildende Webereinlommen mit dem Eritlläger allein abge- 
fchloflen. Wird nun erwogen, daß der Lepigenannte dieſes 
Diffolutionsübereiniommen — unter Vorausſetzung feiner 
Wahrheit — auch für feine al3 Mitklägerin auftretende 
Gattin zu treffen berechtigt war, daß es ferner ihres Bei- 
tritteS zu diefem Uebereinkommen gar nicht bedurfte, insbe⸗ 
fondere, wenn darauf Bedacht genommen wird, daß es fich 
um tie Auflöfung eines von beiden klagenden Gatten gemein- 
ſchaftlich geichloffenen Vertrages über die Ueberlaffung der 
zeitlich beichränkten Benügung ihrer gemeinichaftlicden Grund⸗ 
jtüde an den Belangten, daher blos um einen die Berwal- 
tung des gemeinichaftlichen Vermögens betreffenden Rechtsact 
handelt (8. 1238 a. b. G. B.), wird weiter erwogen, daß bei 
dieſer Sadılage aus der Unterlafjung der Leiftung des Haupt⸗ 
eides durch die Mitklägerin mit haltbarem Grunde keineswegs 
gefolgert werden könnte, daß das zu erweijende Weberein- 
fommen überhaupt und in wirkſamer Wetje nicht ftattgefunden 
habe, andernfall3 aber, wenn der Erſtkläger den Eid nicht 
Schwören würde, angenommen werden müßte, dab dieſes 
Uebereinkommen gefchloffen worden ift, jo ergibt fich, daß die 
Heranziehung der Mitklägerin zur Eidesleiftung proceßrechtlich 
nicht nothwendig und Daher das oberlandesgerichtliche Urtheil 
gerechtfertigt ift. 
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Nr. 587. 


Der Bag des erhodenen Yrotefies iſt in Die Ari der Berjäßrung der 
im Art. 78 Wechſelorduung Bezeigneten Megrehanfpräue wmiteingn- 
rechnen. 

Entſcheidung vom 16. Mat 1894, B. 5549. (Abanderung der gleichlautenden 
Urtheile bes k. !. Landes» als Handeldgrrichtes Ezernowig vom 80. Des 
cember 1898, 8. 80.490, unb bes E. k. Oberlandesgerichtes Lemberg vom 
27. Yebruar 1894, 3. 9885.) 


Gegen die Sahtungaanflage vom 19. October 1893, wo⸗ 
mit dem Indoſſanten B. die Zahlung der Wechſelſumme an 
den Nachmann A. aufgetragen wurde, wendet B. die Ver⸗ 
jährung ein, denn der Wechlel ift am 20. Zuli 1893 proteftirt 
und die Bahlungsauflage am 20. October 1893, aljo nad 
3 Monaten, zugeftelt worden. Die erſte und zweite Inftanz 
hielten die Bahlungsauflage aufrecht; und zwar die erite, 
weil die am 20. October 1893 erfolgte Buftellung der Zah—⸗ 
InngSanflage die Verjährung im Sinne des Art. 323, 3.2 
W. O. unterbrach; — die zweite, weil der Tag des Proteftes 
I nik 32, 3. 1W. O. in die Verjührungsfrift nicht einzu- 
rechnen ift. 

In Stattgebung der a. vo. Nevifionsbeichwerde des B. 
fand der oberfte Gerichtshof die beiden unterrichterlichen Ur- 
theile abzuändern und zu erkennen: Die Bahlungsauflage 
beftehe nicht aufrecht; denn der Wortlaut des Schlußfabes 
des Art. 78 W. O., dab die Verjährung der Regreßanſprüche 
des Inhabers gegen den Ausfteller und die übrigen Vor⸗ 
männer gegen den Inhaber mit dem Tage des erhobenen 
Broteftes beginnt, läßt feinen Zweifel zu, daß diefer Tag in 
die Berjährungsfrift mit einzurechnen iſt. Eben die Beftim- 
mung, daß die Verjährung mit diefem Tage beginnt, unter- 
ſcheidet dieſe Borjchrift von jener des Art. 77, nach welcher 
die Verjährung des wechielmäßigen Anjpruches gegen den 
Ucceptanten vom Berfallstage des Wechfels de berechnen ift. 
Es bedarf daher zur Interpretation diejer Geſetzesſtelle nicht 
der Seranziehung anderer, insbefondere des Art.32 W. O., 
welcher einen ganz anderen Gegenftand, nämlich die Verfalls- 
zeit der dort bezeichneten Wechjel, behandelt. Nachdem nun 
die Bahlungsauflage dem Geklagten am 20. October 1893 
zugeftellt, der Proteft aber am 20. Juli 1893 erhoben worden 
ift, jo tft Har, daß das Regreßrecht des Klägers bereits mit 
Ablauf des 19. October 1893 erlofchen ift und daher die 
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Zahlungsauflage ni betehen kann. Demzuf 
—— de —eS —— als offenbar Pr 
widrig nad) Zulaß des Hofberreied vom 15. Febrnar 1833, 
J. G. S. Rr. 3693, abzuündern. 


Rr. 588. 


454 w. 4. 6. O- if Bei Dem untehkriltenen Belande eines vertrags- 


taung - 
zum BSehufe der Ezerutionsführung niit netfwendig. 

BEOT. 1 Besirtögeridteb Weiderg ven 2. Märg 169%, 8 690, ablabernben 
es k. k. „B8. 600, 
Entſche idung des 1.1. —— vom 20. März 1894, 

Auf rund de3 gerichtlichen Bergleiches, wodurch B. anf 
feine Realitäten dem A. das Pfandrecdht eingeräumt hatte, 
juchte dieſer ohneweiter3 um Bewilligung und Bornahme der 
erecutiven Schägung der Realität an. Dieſem Aufuchen gab 
der erftrichterliche cheid vorläufig feine Folge, weil der 
Executionsführer zuerft das richterlihe Pfandrecht auf die 
fraglichen Realitäten zu erwerben hat (8.426 w. g. G. O.). 

In Stattgebung des dawider überreichten Recurſes des 
A. fand das Oberlandesgericht unter evänberung bes erſt⸗ 
richterlichen Beſcheides die angeſuchte Schäßung Pfand⸗ 
realitäten zu bewilligen, wobei erwogen wurde, daß das 
Pfandrecht gemäß 8.447 a. b. G. B. dem Gläubiger die Be- 
rechtigung einräumt, aus einer Sache, wenn die Berbindlich- - 
feit zur beftimmten Zeit nicht eıfüllt wird, die Befriedigung 
zu erlangen; daß binfichtlich diefer rechtlichen Wirkung das 
Geſetz einen Unterjchied zwiſchen dem vertragsmäßigen und 
dem erecutiven Pfandrecht nicht macht (8.449); daß ein 
Gläubiger, deffen Forderung auf einer Liegenſchaft durch ver- 
tragamäßiges Pfandrecht fichergeftellt ift, zur Geltendmachung 
desjelben nicht auch noch da3 erecutive Pfandrecht vom Ge- 
richte zu erwirken braucht, fondern fogleih um die Schäßung 
der Liegenfchaft anfuchen kann (38.426 und 428 w. g. G. O.); 
daß daher der vom erſten Richter gebrauchte Grund zur An⸗ 
weiſung der angeſuchten Schätzung nicht gerechtfertigt iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die oberlandesgericht⸗ 
liche Entfcheidung aus den derjelben beigegebenen fachgemäßen 
Gründen und in der weiteren Erwägung, daß bei dem unbe- 
ftrittenen Beftande eines vertragsmäßigen Pfandrechtes die 
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Erwirfung eines prätoriſchen Pfandrechtes zum Behufe ber 
Ereeutionsführung auch mit Rückſicht auf die Beftimmung 
des 8.454 w. g. G. O. und auf die authentifche italtentjche 
Meberfegung des 8.426 w. g. G. O., nach welcher die Bewilli- 
ung bes prätoriihen Pfandrechte8 nur dann zu erfolgen 
bat, wenn der Gläubiger das Pfandrecht nicht on durch 
vorläufige Vormerkung oder in anderer Weiſe erwirkt hatte, 
unnothwendig ericheint. 


Nr. 589. 


Pas Ausgedinge Bildet in der Regel eine Berſorgung des adtretenden 

$Grundwirtdes, die feiner Bisherigen Lebensweife und den feinen 

Berdältniffen angemeffenen Fedürfniſſen entſprechen fol. (88. 504 
und 506 a. 9. 6. 3.) 

Entſcheidung vom 22. Mat 1894, 8. 6169. (Wieberherftelung bes durch die 

Entſcheidung des k. k. Oberlanbesgerichte8 Prag vom 13. März 1894, 

8: 6837, abgeänderten Urtheiles des T. k. Bezirlögerichtes Holit vom 8. Fe⸗ 
bruar 1894, 8. 1038.) 

Laut des zwiſchen C. und feiner Gattin A. abgejchloffenen 
Ehevertrages Hatte Erfterer für den Wall feines früheren 
Abſterbens der E. ein Tebenslängliches Wohnungsaudgedinge 
in feinem Haufe, falls dieſes verfauft werden follte, mit der 
näheren Beitimmung zugemwendet, „daß, wenn e3 der U. nicht 
gefallen follte, in dem Haufe zu wohnen, ihr der jeweilige 
Beſitzer desſelben als Wequivalent des Miethzinjes einen 
beſtimmten jährlichen Betrag bezahlen ſoll, damit fie ſich 
anderswo eine Wohnung verſchaffen könne“. Nach dem Ab- 
leben des &. wurde das Haus, auf welches das Ausgedinge 
bücherlich eingetragen war, an die Eheleute B. verkauft. Die 
A. betratete wieder und überfjiedelte in das Haus ihres zweiten 
Gatten. Sie verlangte nun von den Eheleuten B. die Be- 
zahlung de3 Miethzinsäquivalentes für die von ihr nicht 
benütte Wohnung. 

Die erfte Inſtanz hat die Klage abgewiefen, von der 
Erwägung audgehend, daß C. feiner Gattin den Betrag nur 
für den Fall vorbebalten wollte, wenn fie thatjächlich in einem 
anderen Haufe wohnt und einen Miethzins zahlt, welcher 
Fall Hier jedoch nicht vorliegt. 

Ueber Appellation der Klägerin wurde vom Oberlandes- 
gerichte dem Klagebegehren Folge gegeben, weil nach dem 
Inhalte des Ehevertrages der Klägerin das Wahlrecht zufteht, 
entweder in dem Haufe des C. zu wohnen, oder den für den 
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Gtreitverfahrend geeignet ift, wenn über jene Klage, deren 
Einbringung dem Aufgeforderten als Gellagten aufgetragen 
werden joll, das geießliche Verfahren eingeleitet werden Tann, 
in Erwägung, bob in Gemäßheit des Geſetzes vom 19. Upril 
1885, R. ©. BI. Nr.47, womit die proviforiichen Beſtim⸗ 
mungen liber die Dotation der katholiſchen Seelforgegeiftlichkeit 
erlaffen worden find, und zufolge der damit im Bufanımen- 
hange ftehenden Verordnungen des Mintiterd für Cultus und 
Unterricht und des Finanzminifter? vom 2. Suli 1885, 
R. G. Bl. Nr. 99 und vom 80. September 1885, R. G. BI. 
Nr. 149, die Ermittlung der Höhe diefer DBotatton, mie 
auch die Nichtigftellung derjelben der politifchen Landes- 
behörde nach Einvernehmung des Disceſanbiſchofs zur Ent- 
ſcheidung zufteht, in Erwägung, daß nad Inhalt der obbe- 
zogenen geſetzlichen Beſtimmungen den Gerichten weder in 
Anfehung der Ermittlung der Höhe diefer Dotation, no in 
Betreff des bezüglich derfelben normirten Richtigftellungs- 
verfahrens eine Ingerenz zukömmt, in Erwägung demnach, 
daß die aufgeforderte Klage zur Einleitung eines gerichtlichen 
Verfahrens nicht geeinet iR, nach Bulaß des Hofdecreted vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr.2593, in Abänderung der 
beiden untergerichtlichen Erledigungen die Aufforderungsflage 
— offenbarer Gerichtsunzuſtändigkeit zurückzuweiſen be⸗ 
unden. 


Nr. 583. 


Das Pienflverhaltniß jener Hilfsperſonen eines Aandlungsgewerbes, 
die nal) der Gewerbeordnung vom 8. März 1885, U. 6. BL. Ar. 22 
(8. 73), unter den Gehilfen nit Begriffen Aud, iſt auß dann na 
den Handelsgeſetzbuche zu beurtheilen, wenn ih diefe Bilfsperfonen 
nicht mit dem Waarenumfage Befaffen (Art. 57-64 8. 6. B.). 
Enticheidung vom 24. Upril 1894, 9. 4965 (abänbernd das Urtheil bes 
rt. 2. SOberlandesgerichtes Wien vom 7. Mär; 1894, 8. 1098, wieder⸗ 
berftellend jenes bes k. T. Landes⸗ ald Handelögerichtes Linz vom 26. Sep⸗ 
tember 1898, 8. 10.117). 

An der ſummariſch verhandelten Rechtsſache des Werk⸗ 
meiſters X. wider die Firma B., Maſchinen⸗, Dampfkeſſel⸗ 
fabrik und Eiſengießerei, zu Handen des Geſchaftsführers C. 
wegen Vertragszuhaltung hat die erſte Inſtanz zu Recht 
erkannt: Die geklagte Firma B. in Handen des Geichäfts- 
führerd C. ift fchuldig, den mit U. am 22. Juni 1891 ge- 
ichlofjenen Dienftvertrag zuzuhalten, fie ift in Ausführung 
dieſes Dienftvertrages nur zu der im Art. 61 H. G. B. ſtipu⸗ 
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Yirten Kündigung von ſechs Wochen mit Ablauf des Kalender⸗ 
vierteljahres beredhtigt, und hat dem A. bis Ablauf dieſer 
Kündigungsfrift eine Entlohnung von 18 fl. per Woche 
allwöchentlich nachhinein, die bi8 zu dem über biefer Klage 
ergebenden Urtheile fällig werdenden Raten von wöchentlich 
18 fl. famnıt 5 pCt. Zinſen vom Fälligkeitätage binnen drei 
zogen zu bezahlen und dem A. auch die Gerichtäfoften per 
105 fl. 50 fr. binnen derjelben Frift zu erjegen. Dieſes 
Urtheil beruft im Wefentlichen auf folgenden Gründen: 
Beide Streittheile find einig, daß der Kläger vom Director 
der Fabrik der geffagten Firma am 22. uni 1891 al Werk⸗ 
meifter in die Fabrik der geflagten Firma aufgenommen 
worden ift. Auch ift erwiejen, daß die Aufnahme des Klägers 
egen Bahlung eines Lohnes von 18 fl. per Woche erfolgte. 

enn auch der 8. 75 der Gewerbeordnung vom 20 ‚September 
1859 in Ermangelung eines Uebereinkommens eine 14tägige 
Kündigungsfriſt vorausfegt, fo gilt dies nur von Gehilfen, 
anf welche der 8.73 Abf. 1 obiger Gewerbeordnung Anmwen- 
dung Hat, nicht aber von den Handlungsgehilfen. Als folcher 
ift aber A. im Sinne des 8.73 Abſ. 2 ©. hi) vom 20. December 
1859 anzujehen. Nach Ausſpruch der Sacverftändigen war 
der Werkmeiſter A. nad) feinen Befugniffen in ber Fabrik der 
geflagten Firma ein Functionär der Fabrik, der über den 
Arbeitern ftand und nicht zu diefen zu zählen war, vielmehr 
in feiner Stellung fo hoch zu erachten ift, wie ein Beichner 
oder ein Comptoiriſt. Ba Erfterer nach 8.73 Abſ. 2 ©.D. 
und Lebterer nad) Art. 57 9.6.8. nicht unter den Gehilfen 
der Gewerbeordnung begriffen ift, muß auch N. als Hand- 
lungsgehilfe angejehen werden, auf welchen der 6. Titel des 
. G. B. Anwendung hat, daher er auf die Kündigung nad) 
Art. 61 H. G. B. Aech hat. 

Ueber die Appellation der geklagten Firma hat die zweite 
Inſtanz das. Klagbegehren aus nachſtehenden Gründen ab— 
gewieſen: Aus den 88. 72 und 73 bes Geſetzes vom 8. März 
1885, R. G. Bl. Nr. 22, geht hervor, dab Werkführer unter 
den Hilfsarbeitern nicht begriffen ſeien. Allein daraus und 
aus dem Umſtande, daß der Kläger als Werkmeiſter in der 
Fabrik angeſtellt und verwendet worden iſt, folgt noch nicht, 
daß er in feiner Stellung bei der geklagten Firma als Hand- 
Tumgagebitfe im Sinne der Art. 57 u. f. des 9. G. B. rüdfichtlich 
als Gehilfe bei einem Handlungsgewerbe im Sinne des 
8. 25 des Einf. Gef. vom 17. December 1862, R.G. BL. Nr. 1 
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1891 abgeichloffenen gerichtlichen Bergleiches, laut welchem 
P. fih als Schuldner des E. belannte und verpflichtete, bis 
12. December 1891 feine Schuld zu zahlen, erwirkte E. am 
19. December 1891 die Pfändung einiger dem P. gehörigen 
Realitäten; nachdem aber die in dieſer Richtung erwirkte 
Execution erfolglos blieb, da P. die Realitäten inzwijchen 
veräußert Hatte, fuchte E. am 17. October 1892 die executive 
Pfändung der dem P. gehörigen Belit- und Genußrechte über 
Grundparcellen an, welche Lebterer laut Kaufvertrages am 
29. October 1891 vom C. gelauft Hatte. Nach Vornahme 
der Pfändung und Schäßung erhob die A., Gattin des B., 
gegen den Erecutionsführer die Erfcindirungsflage mit der 

ehauptung, daß ihr Mann auf Grund des notariellen Rauf- 
verfrages vom 25. Juli 1892 ihr bie betreffenden Parcellen 
unter der Bedingung verlauft habe, daß fie dem C. den Kauf⸗ 
ſchilling von 493° fl. zahle, was fie auch that. Gegenüber 
dem Erfeindirungsbegehren machte E. einredeweiſe geltend, 
daß er den von der Klägerin mit ihrem Gatten in Anfehung 
der in Execution gezogenen Bejig- und Genußrechte ab- 
geichloffenen Kaufvertrag vom 25. Juli 1892 als ihm gegen- 
über rechtsunwirkſam überhaupt gemäß 8. 30 des Gejehes vom 
16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, anfechte; opne jedoch die 
Umftände näher anzuführen, unter welchen obiger Kaufver⸗ 
trag der Anfechtung unterliegen jollte. 

Das Gericht erfter Inftanz nahm als erwiefen an, daß 
der Klägerin, welche von den Schulden des Mannes und den 
vielen gegen ihn angeftrengten Proceſſen wußte, zur Zeit des 
Abichluffes des Raufvertrages vom 25. Juli 1892 auch bie 
Abficht desjelben, die Gläubiger dadurch zu benachtheiligen, 
nicht unbefannt war, und mit Rüdficht darauf, daß die von 
dem Geflagten gegen den in Rede ftehenden Kaufvertrag 
unternommene Anfechtung jedenfalls in den Beitimmungen 
des 8.32 obbezogenen Gejetes ihren Grund finde, wies es 
die Erfeindirungsflage ab. 

Auf die Uppellation der A. gab das Oberlandesgericht 
in Wbänderung des erftrichterlichen Urtheiles dem Erjeindi- 
rungsbegehren aus nachftehenden Gründen ftatt: Die An- 
fehtung des Kaufvertrages vom 25. Yuli 1892 könne vor« 
liegend für den Gellagten im günftigiten Falle nur auf die 
Beitimmung des 8.30, 8. 4 des Anfechtungsgejeßes geſtützt 
werden. Anfechtbar nach diefer Geſetzesſtelle find aber nur 

“he entgeltliche Verträge des Schuldners mit feinem Ehe- 
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Hatten oder anderen nahen Angehörigen, Durch deren Abichluß 
die Gläubiger benachtheiligt werden. Die eigenen Anführungen 
des Gellagten ergeben nun, daß eine derartige Benachtheili« 
gung der Gläubiger und insbejondere des Executionsführers 
in jenem Raufvertrage nicht gelegen ift; denn da P. die Be- 
fites- und Genußrechte, welche er’ vom C. am 29. October 
1891 um den Betrag von 768 fl. erflanden Hatte, um den⸗ 
felben Kaufpreis theild an F., theil3 an feine Gattin weiter 
veräußert und Lebtere angewiejen wurbe, den Raufichilling 
per 493 fl. zu Handen des noch nicht bezahlten C. zu ent 
richten, fo hat thatfächlich, ohne daß im Vermögen des Schuld- 
ner3 eine effective Veränderung vor ſich gegangen wäre, 
lediglich eine Transaction ftattgefunden, durch melde ein 
Gläubiger des P. Befriedigung erhalten jollte; es Tiegt ſomit 
gewiß Tein Nechtögeichäft vor, welches auf die Benachtheilt- 
gung der Gläubiger überhaupt abgezielt hätte. Dagegen aber, 
dab P., deifen Forderung allerdings fpäter als jene des Ge- 
Hagten entitanden ift und zur Zeit der Erecutionsführung 
feitens des Letzteren nicht vollftredbar war, infolge des an« 
geiochtenen Kaufvertrages vor dem Geflagten zur Befriedigung 
mmen jollte, kann ſich diefer mit Grund nicht beichwert 
erachten, weil es jich vorliegend nicht um eine Anfechtung 
im Soneursverfahren Handelt und es außerhalb desjelben im 
Allgemeinen wohl dem Belieben des Schuldners anheim- 
gegeben ift, in welcher Reihenfolge er jeine Gläubiger befrie- 
digen will. Hiezu kommt, daß es fich vorliegend nicht um 
die Ereentionsführung auf die fraglichen Grundftüde jelbft, 
fondern auf die Kaufrechte daran handelte, diefe aber nicht 
ander3 in Execution gezogen werben Tonnten, als belaftet 
mit dem an ©. noch nicht bezahlten Kaufſchillinge. Nachdem 
nun der Geklagte gar nicht behauptet hat, daß der Werth 
der fraglichen Grundftüde ein weſentlich höherer, ald der 
dafür ftipulirte Kaufpreis war, fo kann aud aus dieſem 
Grunde von einer BenachtHeiligung der Gläubiger durch den 
wilhen U. und P. abgeichloffenen Kaufvertrag nicht ge 
—** werden. Es war daher bei dem Umſtande, als die 
vom Geklagten allein erhobene Einwendung der Anfechtung 
des gegenſtändlichen Kaufvertrages verworfen werden mußte, 
in Abänderung bes erſtrichterlichen Urtheiles nach dem Klage⸗ 
begehren zu erkennen. 
In der dagegen überreichten Reviſionsbeſchwerde führte 
E. Folgendes aus: Das Geſetz verlangt nicht, daß vom An⸗ 
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fechtungswerber ber Beweis erbracht werden fol, um wie 
viel er benachtheiligt wird; e8 genügt, wenn er darthut, daß 
eine Abficht, die Gläubiger zu benachtheiligen, vorgelegen tft. 
Erfteres wird fich in den wenigften Fällen genau nachweiſen 
laſſen. Gellagter hat dargethan, daß fein Schuldner P. mit 
Erecution verfolgt war; daß feine noch übrige Realität einen 
Raftenftand von mehr ald 6000 fl. hatte und Diejelbe gerichtlich 
nur auf 2800 fl. geichäßt wurde. Wäre der Werth der von 
der Klägerin erjeindirten Parcellen nicht größer als der Kauf- 
preis, jo wäre die Transaction zwiichen P. und der Klägerin 
gewiß nicht getroffen worden, denn umfonft werden fie nicht 
Koften von Kaufverträgen und Percentualgebühren zahlen. 
Uebrigens ift die Benachtheiligung ſchon darin gelegen, daß 
dem Geflagten ein Pfändungsobject entzogen wurde, durch 
defien Execution er allenfalls zur Zahlung feiner Forderung 
gefommen wäre. Nachdem es dem P. und der Klägerin jo viel 
darum zu thun war, die erwähnten Grundftüde den Angriffen 
der Gläubiger zu entziehen, hätten fie auch für diefen Fall für 
die Zahlung jorgen follen. Einen koftipieligen Broceß wegen 
der von P. durch die Klägerin erlauften Grundftüde wird 
Niemand führen, wenn er weiß, daß das durch den Proceß 
zu Gewinnende nicht mehr werth tft. Geflagter hatte nad) 
8.29 Anfechtungsgejeßes nur die der Klägerin bekannte Ab⸗ 
ficht des B., ihn (Beklagten) zu benachtheiligen, nachzuweiſen, 
und diejer Beweis fei ihm, wie erjter Richter als erwiefen 
angenommen hat, gelungen. | 

Der oberite Gerichtshof fand mit Abweiſung der Revi- 
fionsbefchwerde das oberlandesgerichtliche Urtheil aus defjen 
jachgemäßen, auf richtiger Gejeßesanwendung beruhenden 
Gründen und in ber weiteren, durch die Reviſionsbeſchwerde 
bervorgerufenen Erwägung zu beftätigen, daß es dem Ge⸗ 
Hagten obgelegen war, im Sinne des 8.30, 8.4 des Anfech« 
tung3gejeges für die von ihm behauptete Benachtheiligung 
den Beweis zu erbringen, daß der Geklagte jedoch diejer Ber- 
pflihtung nicht nachgefommen ift, und insbelondere nicht 
nachgewiejen hat, daß die von der Klägerin mit dem Bertrage 
vom 25. Juli 1892 erfauften Rechte einen den Kaufpreis 
überfteigenden Werth befißen, welcher Beweis auch durch den 
Umftand, daß das Erwerbsgeſchäft für die Klägerin mit Aus- 
lagen für die Rertragserrihtung und Gebührenbeftreitung 
verbunden war, als erbracht nicht angejehen werden Tann, 
weil dieſe Auslagen auch bei dem früheren Ermwerbögefchäfte 
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beftanden haben und nicht vorliegt, da fie damals vom Ber- 
fäufer ©. beftritten wurden und ſich dadurch für den Käufer 
B. der Werth der erlauften Rechte erhöht Hat. 


Nr. 591. 
Einer Arauensperſon ſteſßt ein Erfag zu für die, in der Grwartung 
der ihr vom Pienfigeder in Ausfiht gefleliten Ede, Dem Fetzteren ge- 
feifieten Sauspalts- und Wirtäfhaftsdienfie, wenn die Ede aus Yer- 
fautden des PDienfigebers nicht zu Stande Ram. 

Entfehetbung vom 29. Mat 1894, 3. 5420*). (Betätigung der das Urtheil 
des ?. k. Bezirksgerichtes Anin vom 14. Juni 1898, 8. 10.796, abändernden 
Wrtheiles des ?. ?. Oberlanbesgerichtes Zara v. 28. December 1898, 3. 3775.) 

N. zog zum B. über defien Aufforderung in der Meinung 
feine Gattin zu werben, verblieb in dieſer Eigenſchaft in 
jeinem Haufe, ohne jedoch, daß er fie geheiratet hätte, durch 
4 Sabre und 7 Monate, während welcher Zeit fie dajelbft 
alle nöthigen Haus- und Wirthichaftsarbeiten verrichtete, bis 
fie vom B. aus dem Haufe verjagt wurde. Gie erhebt nun 
gegen B. Klage auf Bahlung von 190 fl., eventuell eines ge- 
ringeren, vom Gerichte als angemefjen erachteten Betrages 
als Lohn, oder aber die Leiftung eines Schadenerfages an 
Stelle des Lohnes wegen Entgang ſonſtigen Verdienftes. 

Das Gericht eriter Inftanz wies das Klagebegehren aus 
nachftehenden Gründen ab: Klägerin begehrt den einge- 
Hagten Betrag aus dem Titel des Lohnes oder auch al! Erſatz 
an Stelle des Lohnes für die dem Geffagten geleifteten Dienfte 
während einer Beit von 4 Sahren und 7 Monaten, welche jie 
bei ihm als Zuhälterin in der Erwartung zugebracht hat, 
daß er fie Heiraten werde. Nach dem Zugeſtändniſſe der 
Klägerin ſelbſt ift feftgeftellt, daß eine Vereinbarung weder 
rüdjichtlich diejer Dienftleiftungen, noch dahin getroffen wurde, 
daß Klägerin zum Gellagten unter der Bedingung gezogen 
‚lei, daß fie ihn gegen Entlohnung betreuen würde (88. 1151 
u. ff. a. b. G.B.); weshalb die Forderung in diefer Richtung feine 
Berechtigung hat. Unbegründet ift aber auch die Forderung 
im der Richtung einer Entichädigung an Stelle des Lohnes, 
weil diesfall3 Klägerin zu erweiſen gehabt hätte, daß fie nach 
88. 46,46, 1293, 1294 a. b. G. B. irgend einen Anſpruch auf 
Schadenerjaß erworben hat; diefer Beweis wurde aber von 


*) Siehe Entfcheidung vom 6. Februar 1885, 8. 14.424 (G. U. ®. 
Ar. 10.428). 
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Er nicht erbracht. Aus diefen Gründen war die Klage unter 
orbehalt des Rechtes nach 8. 316 a. b. G. B. abzumeilen. 

Auf die Appellation der Klägerin gab das Oberlandes⸗ 
gericht dem Klagbegehren inſoweit ſtatt, als es der Klägerin 
den Betrag von 137 fl. 50 kr. als Erſatz für die von ihr im 
Haufe des Geflagten verrichteten Dienfte anerlannte; wobel 
erwogen wurde, daß die X. in ihrer Klage ziveierlei Titel 
aufgeftellt hat, nämlich Zahlung eines Lohnes, oder in unter- 
geordneter Weije Letftung eines Erjages an Stelle des Lohnes 
für die im Haufe de3 Gellagten durch 4 Jahre 7 Monate 
geleifteten Dienfte; daß, wie aus den Zeugenausfagen hervor- 
geht, Klägerin diefe Dienfte während jener Beit in der That 
verrichtet habe; daß, da nicht zu vermuthen ift, daB Jemand 
einen Dienft oder eine Arbeit unentgeltlich verrichten wolle, 
der Anſpruch der Klägerin aus dem Titel des Erſatzes be- 
gründet erjcheint; daß nad 8.1152 a. b. G. B., wenn der Lohn 
zwilchen den Parteien nicht vereinbart worden ift, es dem 
Richter zufteht, denfelben mit Rüdficht auf die obwaltenden 
Umftände und Berhältniffe des betreffenden Falles zu be- 
jtimmen; und fchließlich, daß im vorliegenden Falle Klägerin 
eine Entlohnung von mindeftend monatliden 2 fl. 50 Er. 
begehrt und dieſes Begehren nicht übertrieben ift. 

Ueber Revifionsbejchwerde des Geflagten hat der oberite 
Gerichtshof das oberlandeögerichtliche Urtheil aus folgenden 
Gründen beftätigt: Der Umſtand, dab die Klägerin als 
fünftige Gattin zum Geflagten gezogen fei, wird vom Ge- 
Hagten jelbit zugegeben und die haus⸗ und wirthichaftliche 
Thätigfeit der Klägerin in deilen Haufe tft durch die ver- 
nommenen Zeugen volllommen erwiejen worden. Der von 
der Klägerin weiter angeführte Umstand, daB jonft der Ge- 
Hagte ihre Thätigkeit durch andere Perſonen hätte erjegen 
müſſen, ift von ihm nicht widersprochen worden. Die Leiftungen 
der Klägerin fanden fomit in der Vorausſetzung einer künf- 
tigen möglichen und erlaubten Handlung des Gellagten ftatt. 
Diefer vermeinte Erfolg ift aber wegen jpäterer Weigerung 
des Geflagten nicht eingetreten, und nachdem das Begehren 
der Klägerin auch auf eine Entichädigung für ihre Leiftungen 
gerichtet ift, deren Höhe fie füglich im erſten Klagsabfahe 
dem richterlichen Ermefjen überläßt, und die Angemefjenheit 
des vom Oberlandesgerichte ihr zugejprochenen Betrages nicht 
in Frage geftellt wird, fo war das oberlandesgerichtliche 
Urtheil zu beftätigen. 
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Die Höde des der Gattin nad) 8. 796 a. B. 8. B. geßüßrenden und 
mangelnden aufländigen Anterhaltes ift innerhalb der durch die Höhe 
des Nachlaſſes Bedingten Grenzen derart au Bemeffen, daß der Ainter- 
halt niht Höher fein Raum, als die Rente, welde der ihr geBüßrende 
gefegfie Erbtheil adwerfen würde, und auch nicht geringer als bie 
Bente, welde der Fſlichttheit ergeben würde. 
Entfheibung vom 30. Mai 1894. 8. 5791. (Burüdweifung der außerorbent- 
lichen Reviſionsbeſchwerde gegen bie gleichlautenden Urthetle des k. k. ftäbt.- 
bel. Bezirksgerichtes Feldtirch vom 18. December 1898, 8. 8811, uud des 
k. k. Oberlandesgerichtes Innshrud vom 20. März 1894, 3. 1454.) 


Der im Jahre 1891 geftorbene Med. Dr. E. hatte mit 
zeitament vom 3. Sunt 1887 feiner Gattin W. den Frucht« 
genuß des halben Vermögens und al3 Univerjalerben feinen 
außerehelichen Sohn D. eingejeßt; für den Fall des Ablebens 
desjelben aber deijen außerehelihen Mutter B. die andere 
Hälfte des Vermögen? zum lebenslangen Fruchtgenuß ein- 
geräumt, und für den Yall des früheren Abjterbens der N. 
und ded D. die Kinder des C. als Erben eingefeßt. Der D. 
ift vor ihm gejtorben. Das reine Vermögen beträgt etwas 
über 9000 fl.; der A. würde daher nach dem Teftamente der 
Fruchtgenuß von 4500 SI. ö. W. gebühren, welcher zu 4!/, pCt. 
eine jährliche Rente von 202 fl. 50 fr. ergeben würde; die 
U., welche vermögenslos ift und bei ihrer Mutter die Ber- 
pflegung genießt, will fich mit diefem letztwillig ihr zugedachten 
und von den Erben anerkannten Fruchtgenuſſe nicht begnügen, 
weil er mit Rückſicht auf ihre bürgerliche Stellung als die 
Witwe eines angejehenen Wrztes und auf ihre Unvermögen- 
beit, fich jonft etwas zu verdienen, zu ihrem anftändigen 
Unterhalte nicht ausreiche, und fie verlangt auf Grund des 
8.796 a. 5. ©. 8. von der B. und den Rindern des C. aus 
dem Nachlaſſe des E. ohne Rüdficht auf das Teftament und 
die Höhe des Nachlaffes den mangelnden anftändigen Unter- 
halt im Betrage von jährlichen 600 fi. 

Das Gericht erjter Inſtanz wies das Klagebegehren im 
Weſentlichen aus folgenden Gründen ab: Als nicht ge 
Ichiedene Gattin des genannten Arztes ift die Klägerin be- 
rechtigt, den mangelnden anftändigen Unterhalt zu fordern, 
wenn für den Fall des Ueberlebens feine VBerforgung bedungen 
worden ift und jo Lange fie nicht zur zweiten Ehe fchreitet 
(8. 796 a. b. ©. B.). Da die Vorausjeßung, daß für den 
Ueberlebensfall feine Verjorgung bedungen wurde, hier zu»? 


trifft, indem die Gellagten weder behaupteten, noch erwieſen, 
daß ſich die Klägerin in einem Vertrage eine Verforgung, 
d. i. ein beftimmtes Vermögen oder gewiſſe Bezüge aus⸗ 
bedungen Habe, eine einjeitige teftamentarijche Verfügung 
aber nach dem Sprachgebrauche nie al3 etwas Bedungenes 
angejehen werden kann, und die Klägerin widerjprochen bat, 
daß fie das Teftament des. E., worin er ihr den lebenslangen 
Fruchtgenuß der Hälfte jeines Vermögens vermadhte, gefannt 
und fi mit diefem Genufje begnügt habe, fo iſt nur die 
zweite Bedingung zu prüfen, ob der Klägerin der anftändige 
Fr mangle, mit anderen Worten, ob fie nicht in der 
Lage jet, den anftändigen Unterhalt aus ihrem eigenen Ber- 
mögen, oder aus anderen ihr zu Gebote ftehenden Einkünften 
zu bejtreiten. Dieſen Beweis hat aber die Klägerin nach der 
Uctenlage nicht geliefert und deshalb mußte ihr Begehren 
abgewiejen werden. 

Auch das Oberlandesgericht wies das Klagebegehren ab, 
und zwar aus nachſtehenden Gründen: Beide Theile ftimmen 
darin überein, daB der Nachlaß des E. nur ca. 9000 fl. be- 
trage und eine höhere als eine 41/, perc. Rente nicht abwerfe. 
Der Fruchtgenuß des halben Nachlaſſes würde daher eine 
jährliche Rente von circa 202 fl. 50 fr. repräfentiren, und 
daher würde zur Zahlung einer jährlichen Alimentation von 
600 fl. nicht einmal das Erträgniß des ganzen Nachlafjes 
Fe e3 müßte vielmehr zur Dedung dieſes Anfpruches 
uccefive dad Stammpvermögen in Anſpruch genommen werden, 
abgejehen davon, daß nach dem legten Willen des Erblafjers 
die Mitgellagte B. von der zweiten Hälfte des Nachlaſſes den 
lebenslangen Fruchtgenuß zu beziehen hat, und daß der ganze 
Nachlaß belaftet mit dem Fruchtgenuſſe der Klägerin und der 
B., den Kindern de3 C. eigenthümlich zuzufallen bat und 
daher intact erhalten werden muß, wenn nicht die anerkannt 
echte [eptenillige Anordnung ganz oder theilmeife umgeftoßen 
werden joll. Wenn auch der Klägerin nicht zugemuthet werden 
kann, daß fie die negative Thatſache des mangelnden an- 
ftändigen Unterhaltes eweife, und vielmehr die Gellagten zu 
bemweijen hätten, daß der Klägerin der ftandesgemäße Unter- 
halt nicht mangle, fo ift Doch vor allem Anderen zu berüd- 
fihtigen, daß das Ausmaß deſſen, was die Klägerin an 
Alimentation anſprechen Tann, fich nicht allein nach ihrem 
Stande und ihrem Bedürfnifie, jondern gemäß $. 91 a.6.©. 8. 
in erfter Linie nach den Vermögensverhältnifien des Gatten 
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richtet. Welchen meiteren Beſchränkungen dieſes ſchon durch 
die Bermögensverhältniffe des Gatten limitirte Ausmaß unter- 
Viegt, ergibt fich aus den gejeßlicher Beftimmungen über den 
geiegtichen Erbtheil, den Pflichttheil und die Ehepacten. 
Gemäß 8.1253 a. b. G. B. kann ein Ehegatte jelbft vertrags⸗ 
mäßig nie über mehr als drei Viertel ſeines — * 
verfügen und ein reiner Vierttheil, worauf weder der Jemanden 
gebührende Pflichttheil noch eine andere Schuld haften darf, 
muß der freien letztwilligen Anordnung vorbehalten werden. 
Daraus ergibt ſich, daß der Mann der Ehegattin ſelbſt im 
Wege des vertragsmäßigen Uebereinkommens als Witwen⸗ 
verſorgung nie mehr als drei Viertel ſeines Nachlaſſes zu⸗ 
wenden kann. Aus den Beſtimmungen der 88. 765 und 774 
a. b. ©. 8. ergibt fich, dab der Pflichttheil der Notherben in 
der Hälfte deifen befteht, was ihnen nad der gefeblichen 
Erbfolge zufallen würde, und daß er von jeder Belaftung 
frei bleiben muß. Es Tann jomit ein Erblaſſer, der Noth- 
erben Hinterläßt, feiner Gattin als Witwenverforgung nie 
mehr zuwenden, al3 die andere Hälfte feines Nachlaſſes. 
Aus der Beitimmung des $. 758 a. b. G. B. ergibt fich endlich, 
dag im Falle der Inteſtaterbfolge die Witwe des Erblaſſers 
im günftigften Falle nur den vierten Theil der Verlafienichaft 
und weiter nichts — auch Feine Witwenverforgung — an 
ſprechen Tann. Damit ift wohl die äußerfte Grenze defien 
beftimmt, was die Witwe auf Grund des Gejebes fei es als 
Erbtheil, ſei es als Alimentation aus dem Nachlaſſe des 
Gatten fordern kann. Damit ift aber noch nicht geſagt, doß 
diejer vierte Theil des Nachlafjes der Witwe unter allen Um- 
_ ftänden als Minimum gebühre. Denn der 8.796 a. b. G. B. 
erflärt ausdrüdtih, daß der Witwe Fein Pflichttheil gebühre 
und ftelt den Alimentationsanipruch derjelben gewifjermaßen 
al3 Surrogat für den Pflichttheil Hin. Derart nimmt das 
mit dem faiferlihen Patente vom 1. Juni 1811, $. ©. ©. 
Nr. 946, eingeführte allgemeine bürgerliche Geſetzbuch offenbar 
Beziehung zu dem früher giltigen galizifchen bürgerlichen 
Geſetzbuche, welches im zweiten Theile, 8.568, den Bflicht- 
theil des Ehegatten mit dem Drittel deffen beftimmte, was 
ihm in Ermangelung eines Teftamented zugelommen wäre. 
Wenn nun auch nicht behauptet werden kann, daß der aus 
dem 8.796 des a. b. G. B. abgeleitete Alimeritationsaniprud) 
nicht größer fein dürfe, als der erwähnte Pflichttheil der 
Gattin, jo fteht doch jo viel außer Frage, daß diejer Pflicht- 
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theil den Maßftab für das Minimum deffen bildet, was der 
Gattin aus dem Nachlaffe ihres Mannes gemäß 8.796 a. b. G. B. 
als NAlimentation verabreicht werden muß. Soll nun Die 
Anordnung des Geſetzes, daß der Gattin fein Anspruch auf 
einen Pflichttheil zufteht, nicht illufortich gemacht werben, fo 
darf auch der ihr gebührende Unterhalt nicht höher fein als 
die Rente, welche der ihr gebührende geſetzliche Erbtheil ab- 
werjen würde; und er darf auch nicht geringer fein, al3 Die 
Rente, welche der Bflichttheil ergeben würde. Nur innerhalb 
dieſer durch die Höhe des Nachlafjed bedingten Grenzen Tann 
die Höhe des der Gattin nach dem Geſetze gebührenden und 
mangelnden anftändigen Unterhaltes bemeffen werden. Es 
ift jelbftverftändlich, Daß dieſe Grenzen durch das wirkliche 
Bedürfniß noch eine meitere Einjchränfung, dagegen nie eine 
Erweiterung erfahren können. Nachdem durch die teftamen- 
tarifche Fürſorge des E. der Klägerin eine Rente gefichert 
wurde, welche obige Ausmaß weit überfteigt, und der Genuß 
diejer Rente überdies nicht auf die Dauer des Witwenftandes 
eingeſchränkt, fondern ihr vielmehr Yebenslänglih und be» 
dingungslos zugedadjt wurde, jo Tann der Klägerin eine 
Berechtigung zum Nachtheile der teftamentarifchen Erben und 
der Legatarin B., eine höhere Rente zu fordern, nicht zu- 
erfannt werden. 

Der oberfte Gerichtöhof gab der außerordentlichen Re⸗ 
vifionsbefchwerde der Klägerin beim Abgange der Erforderntfie 
des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. ©. Wr, 2593, 
zur Abänderung gleihförmiger Urtheile Teine Folge. 


* * 
* 


Die in diefem Rechtsfalle erörterie Frage ift in mehr- 
facher Beziehung fowohl in der Theorie als in der Praxis 
eine beftrittene. 

Bon Standpunkte des formellen Rechtes aus ift es 
ftreitig, went der Beweis des mangelnden anftändigen Unter- 
haltes obliege, nämlich ob der Ehegatte beweijen müffe, daß 
ihm diefer Unterhalt mangle, oder ob e3 dem Erben obliege, 
den Beweis darüber herzuftellen, daß dem Ehegatten diejer 
Unterhalt nidyt mangle. 

Nach der Richtung de3 materiellen Rechtes Hin bildet 
ſchon die juriftiihe Natur des im 8. 796 a. 56. G. B. be- 
handelten Unterhaltsanfpruches des überlebenden Gatten den 
Gegenftand vielfeitiger, noch der Löſung harrender ftreitiger 
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Momente, an welche fich die Fragen Inüpfen: bezüglich ber 
Höhe diefes Anfpruches, ob die nähere Darftellung desfelben 
in das Erbredit, das eheliche Güterrecht, oder in das Oblige- 
tionsrecht gehöre, und jene nicht minder fchwierige, wer 
fchuldig fet, zur Beltreitung des Unterhaltes beizutragen, ob 
nämlich blos die Erben, oder auch die Legatare. 

Schon die Löfung der legislativen Frage, ob dem über- 
lebenden Gatten ein Pflichttheilsrecht oder nur ein Alimen⸗ 
tationsrecht zu gewähren ei, bildet beſondere Schwierigkeiten; 
diesfalls bemerkt jehr zutreffend Unger (Erbrecht, ©. 386 u. ff.), 
„für die Gewährung eines Pflichttheilsrechtes ſpricht Die 
Innigkeit des ehelichen Verbandes, welcher mindeſtens ebenjo 
enge ift, als der zu den Eltern des Erblaflerd; dagegen 
Spricht für die bloße Gewährung eines Afimentationsanfpruches 
(und darauf fommt auch die Duart der dürftigen Witwe nach 
römifchen Rechte) die begründete Erwägung, daß dort, wo 
die wahre eheliche Geſinnung vorhanden ift, jeder Gatte den 
anderen durch freiwillige Verfügung in entiprechender Weiſe 
bedenken wird, jo daß es vollflommen genügt, wenn nur dem 
überlebenden dürftigen Gatten ein gejeblicher Anſpruch auf 
Unterftügung aus dem Vermögen des verftorbenen Gatten 
für den Fall gewährt wird, daß nicht ſchon in anderer Weife 
für ihn geſorgt ift”. 

Facı römiſchem Rechte hatte die Witwe ein Pflichttheilg- 
recht unter denfelben Borausfegungen und in demjelben Um⸗ 
fange wie ein Anteftaterbrecht; nach) dem meftgaliztichen 
Geſetzbuche II, 88. 562, 568 hatte der Ehegatte noch ein 
—25— auf ein Drittel ſeiner Inteſtatportion. Einen 
Pfli et gewähren dem überlebenden Gatten auch 
manche neuere Gejeßgebungen. 

Was unfer codificirtes Privatrecht betrifft, vertritt Zeiller 
bei der Auslegung des 8. 796 a. 6. G. B. die Anſicht, das 
Geſetz beftimme für den Ehegatten feinen Pflichttheil, weil er 
ſich über den künftigen Unterhalt in den Ehepacten ficherjtellen 
kann und wenn er minderjährig ift, jogar von Amtswegen 
Dafür geforgt werden muß (8.1245). Bum Ueberfluſſe (?) 
verordnet das Geſetz, daß dem tliberlebenden Ehegatten der 
onftändige Unterhalt unter den im 8. 786 angegebenen Be- 
ichränfungen gebühren fol. Unter dem anftändigen Unter- 
halte wird wohl nicht ein nothdärftiger, fondern ein dem 
Stande und der Würde des Chemannes (8.92) angemefjener 
Unterhalt verftanden; in der Ausmeſſung des Unterhalts- 
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betrageö muß man aber zugleich auf den Stand der Ber- 
Iafienichaft gerechten Bedacht nehmen und dem überlebenden 
Ehegatten darf nicht ein größerer Betrag zuerkannt werden, 
al3 ein angemefjener Pflicht- oder Erbtheil (88. 757 und 758) 
ausmachen würde. — Beiller nachſchreibend, find auch die 
meiften Commentatoren, mit Winiwarter an der Spiße, 
der Anficht: daß der Anſpruch auf den anftändigen Unterhalt 
an die Gtelle des früher eingeräumten Pflichttheiles getreten 
ift; daß er, wie aud die Einfchaltung des 8. 796 in das 
Hauptftüd vom Pflichttheile oe hätigt, wenigftens in einiger 
Hinficht, die Natur eines Erb- oder Pflichttheiles an ſich 
trage, daß er aljo in Teinem alle den gejeglichen Erbtheil 
überfteigen dürfe, welchen die 88. 757 und 758 dem überlebenden 
Ehegatten zuweijen. Auch die Commentatoren ber italienijchen 
Schule fchließen fich diefer Anfiht an; vor Allen Baſevi 
„anche nol caso del honjuge pare che gli alimenti non 
possano superare la misura della quota stabilita nei 
88.767 e 758. Altrimenti dal fatto di essere stato tras- 
curato nel testamento ritrarrebbe un vantaggio; lo che 
sembra che sarebbe irragionevole.“ Die Erläuterung des 
8.796 a. b. G. B. hat bei den neueren Fachſchriftſtellern einer 
Interpretation begegnet, die von jener der älteren Schule 
verichteden ift. 

Hofmann (in feinem ausgezeichneten Auflage „Der 
Unterbalunfpruch des überlebenden Gatten Bi 8. 796 

. G. 8“ in Grünhut’3 Zeitſchrift I, ©. 546 u. ff.) 
Meint, daß der Unterhaltsanſpruch des Arericbenben Gatten — 
als ein obligatorifcher Anſpruch gegen den Nachlaß — jelbit 
über die Inteſtatportion Hinausgeht, da $. 796 von einem 
-anftändigen Unterhalte ohne jede Beſchränkung ſpricht. 
Anders (Familienrecht, S. 158 u. ff.) gibt ohneweiters zu, 
„daß der auf Grund des 8.796 gebührende Unterhaltsbetrag 
den gejeglichen Erbtheil des berechtigten Gatten möglicher- 
weiſe überſteigen könne. Der Anſpruch des 8. 796, welcher 
nicht blos im Falle der teſtamentariſchen Erbfolge platzgreift, 
iſt kein Pflichttheilsanſpruch, auch nicht nach Analogie des⸗ 
ſelben zu behandeln; er iſt überhaupt kein erbrechtlicher An⸗ 
ſpruch, ſondern ein auf das Ehegattenverhältniß ſich gründender 
familienrechtlicher (ehegüterrechtlicher) Anſpruch, der mit einem 
Pflichttheilsanſpruch nur das gemein hat, daß er (wie die 
Forderungen der Erbſchaftsgläubiger) von der Willkür des Erb⸗ 
laſſers unabhängig iſt.“ Bereits Unger (Erbrecht, ©. 336 u. ff.) 
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war übrigens der Meinung, daB die nähere Darftellung dieſes 
Alimentationsaniprucdhes in das eheliche Güterrecht und in 
dad Obligationenrecht gehöre. 

Belangend die Rechtſprechung in Betreff des 8. 796 
a. b. G. B. ſoll laut eines in der dfterr. Gerichtd-Beitung vom 
Sahre 1852, Nr. 28, mitgeiheilten Nechtsfalles der oberfte 
Gerichtshof entjchieden haben, daß der rüdgelaffene Ehegatte 
nicht fchuldig ift, ſich mit dem gefehlichen Erbrechte zu be- 
gnügen (8. 758), jondern wenn der Erbtheil nicht genügt, 
aus der Malle das Fehlende des anſtändigen Unterhaltes 
fordern könne. Die Verantwortung bei der Anführung —*— 
Rechtsfalles überlaſſen wir der damaligen Redaction dieſes 
Fachblattes, denn trotz vielfacher Bemühungen iſt es uns 
nicht gelungen, weder das Datum, noch die Zahl der be— 
treffenden oberſtgerichtlichen Entſcheidung zu entdecken, um 
auf die Spuren des behandelten Rechtsfalles zu kommen. 

Die Entſcheidung vom 11. Jänner 1870, 8. 14.859 
(G. U. W. Nr. 3653), von dem Principe ausgehend, das ab- 
weifende Urtheil über eine Alimentationsflage der Ehegattin 
gegen den Ehemann vermöge die Erhebung bed Alimentationg- 
anſpruches gegen deſſen Erben nicht auszuschließen, fieht den 
anftändigen Unterhalt des $. 796 als ein Surrogat des Pflicht- 
theilrechtes, nicht aber ded Rechtes aus dem 8.91 an; well 
nach) 8.91 a. b. G. B. dem lebenden Ehegatten als dem Haupte 
der Familie die Verbindlichleit obliegt, der Ehegattin nad) 
feinem Bermögen den anftändigen Unterhalt zu verichaffen, 
während der 8. 796 beide Ehetheile gleichmäßig berechtigt, 
unter gewiffen Bedingungen aus der Berlaflenichaft des früher 
verstorbenen Ehethetles den anftändigen Unterhalt zu fordern; 
der 8. 796 dieſe Berechtigung des überlebenden Ehetheiles 
insbejondere auf den Fall beichränft, daß ihm ohne dieſe 
Zeiftung aus der Berlaffenihaft der anftändige Unterhalt 
mangle, während der 8.91 für das Recht der Ehegattin Diefe 
Bedingung nit aufftellt; dieſes letzte Recht weſentlich auf 
den Fortbeitand der Ehe gegründet ift, während dag aus dem 
8.796 fließende Recht den Tod des einen Ehegatten und die 
dadurch bewirkte Unflöfung der Ehe vorausſetzt. Aehnlichen 
Anihauungen dürfte ſchon die oberftgerichtliche Enticheidung 
vom 7. October 1868, 3. 9888 (6.1. W. Nr. 3136), Aus- 
drud geben wollen, indem fie, unter Abänderung der unter- 
richterlichen Beſcheide, das Gefuch der Ehegattin, welche, nachdem 
fie wider ihren Mann ein Urtheil auf Zahlung monatlicher 
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Alimente erwirft hatte, zur Einbringung der nach deflen Tod, 
fällig gewordenen Unterhaltsraten die executive Pfändung der 
Berlafienichaftseffecten begehrte, in der Erwägung abmwies, 
daß mit dem Urtheile Offenbar nur über den der Gefudh- 
ftellerin als Ehegattin zuftehenden Unterhaltsaniprudy erfannt 
worden ift, und jomit in diefem Urtheile ein egecutionsfähiges 
Erkenntniß über die davon ganz verichiedenen, ihr ald Witwe 
auf den Nachlaß etwa zuftehenden Anſprüche nicht gefunden 
werden kann, worauf bei Erledigung des Erecutionsgejuches 
allerdings einzugehen war. 

Laut der Entſcheidung vom 16. Juni 1876, 8. 2816 
(Nr. 6184), ift das Hecht des überlebenden Ehegatten auf den 
mangelnden anftändigen Unterhalt in dem 8. 796 a. b. G. B. 
nur an die negative Vorausjegung gelfnüpft, daß für den 
Tall des Ueberlebens feine Verjorgung bedungen mwurbe, und 
fteht daher demjelben bei dem Borhandeniein diejer Boraus- 
jegung auch dann zu, wenn für feine Alimentation in der 
legtwilligen Anordnung des verftorbenen Ehegatten vorgejehen 
worden if. Nach diefem Grundſatze wurde in allen drei 
Inftanzen der Alimentenklage der Gattin gegen den Teftaments- 
erben ihres Chegatten ftattgegeben, deren Zuläſſigkeit von den 
Sellagten mit Berufung auf das in dem Teſtamente des 
Gatten der Klägerin ausgeſetzte Legat eines Witwengehaltes 
beitritten worden war. 

Der Entiheidung vom 16. November 1876, 8. 5624 
(Nr. 6286), lag folgender Sachverhalt zu Grunde: Nachdem 
das Teftament des finderlofen B., worin er feiner Ehefrau U. 
zur Beltreitung de3 nothwendigen Unterhaltes den lebens⸗ 
länglihen Genuß eines Hausantheiles und mehrerer Grund- 
ftüde zugedadht Hatte, infolge der Anfechtungäflage der 
nteftaterben des B. durch Urtheil für ungiltig erflärt, die 
geſetzliche Erbfolge eröffnet und der U. ein Bierttheil der 
ein reine Activum von 3055 fl. ausweiſenden Verlaflenichaft 
des B. von dem Abhandlungsgerichte (8. 7658 a. b. G. 8.) zu- 
gewiejen worden war, trat die A. gegen die anderen Anteftat- 
erben Hagend auf, indem fie mit Berufung auf den Umftand, 
daß durch jene Zuweiſung ber ihr mangelnde anftändige 
Unterhalt nicht gefichert fei, und auf den $. 796 a. b. G. B. 
das Begehren ftellte, daß die Beklagten verurtheilt merden, 
ihr zur Beftreitung des zum anftändigen Unterhalte erforder. 
lichen Aufwandes, nach Abrechnung des ihr zugefallenen 
Erbtheiles jährlich den Betrag von 288 fl. zu zahlen. Die 
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erfte Inftanz Hatte dem Klagebegehren ftattgegeben; das 
Oberlandeögericht e3 abgewieſen. Der oberſte Gerichtshof 
beftätigte das oberlandeögerichtliche Urtheil aus nachſtehenden 
Gründen: Das 13. Hauptftüd des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches beftimmt, was beim Wbgange einer legtwilligen 
Anordnung die nächften Verwandten des Erblaffers und der 
überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe ge erhalten Haben. 
Ansbelondere beftimmt der 8. 758 a. b. G. B., daß, wenn fein 
Kind, aber ein anderer gejeglicher Erbe vorhanden ift, der 
überlebende Ehegatte das unbejchränkte EigentHum auf den 
vierten Theil der Verlaffenfchaft erhalte. Hingegen handelt 
das folgende 14. Hauptftüd a. b. G. B. von dem falle, wenn 
der Erblafjer über feinen Nachlaß Ieptwillig verfügt, und die 
erwähnten Perfonen entweder gar nicht oder nicht gehörig 
bedacht worden find. Für den leßterwähnten Fall beftimmt 
nun der 8. 795 a. b. G. B., dab einem Notherben, welcher 
felbft von feinem Pflichttheile ausgefchloffen wird, der noth- 
wendige Unterhalt ausgemeilen werden muß; und der nädjlt- 
folgende 8.796 a. b. ©. B. verordnet, daß ein Ehegatte fein 
Recht auf einen Pflichttheil Hat, daß ihm jedoch, wenn für 
ben all des Ueberlebens keine Verſorgung bedungen worden 
ift, und fo lange er nicht zur zweiten Che fchreitet, der 
mangelnde anftändige Unterhalt gebühre. Diele letzte Be- 
ftimmung ift ein Specialgefeß, welches mit Rückſicht auf die 
Beitimmungen der unmittelbar vorausgegangenen Baragraphe 
und mit Rüdjicht auf feine Einreihung in das 14. Haupt- 
ftüd eben nur auf den darin vorgejehenen Fall des Vor- 
handenfein3 einer legtwilligen Anordnung, worin der über- 
lebende Ehegatte nicht bedacht wurde, Anwendung findet, und 
auf den Fall, wenn der überlebende Ehegatte jchon nad) der 
gejeglichen Erbfolge gemäß des 13. Hauptitüdes einen Theil 
des Nachlaffes erhält, worin eben ſchon eine durch das Geſetz 
jelbft ausgeiprochene VBorforge für den überlebenden Ehegatten 
liegt, nicht ausgedehnt werden darf. Der 8.19 a. b. G. B. 
enthält zwar allerding3 die Beftimmung, dab dem Manne 
al dem Haupte der Familie das Recht zufteht, das Haus⸗ 
weien zu leiten, und ihm auch die Verbindlichkeit obliegt, 
der Ehegattin nach feinem Vermögen den anftändigen Unter- 
Halt zu verichaffen und fie in allen Vorfällen zu vertreten. 
Allein wenn das Eheband durch den Tod des Ehegatten auf- 
gelöst wird, Tann nicht angenommen werden, daß dieje rein 
perfönliche Verbindlichkeit des Ehegatten zur Leiltung des 
18* 
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anftändigen Unterhaltes an feine Ehegattin, ohneweiters auf 
feinen Nachlaß, beziehungsmeife deflen Erben übergehe, und 
für die ganze Lebensdauer der Ehegattin fortdauere. Eine 
ſolche Annahme würde in Teinem Geſetze ihre Begründung 
finden. Bielmehr muß die Verbindlichkeit zur Verabreichung 
des anftändigen Unterhaltes eben nur auf den obigen Aus- 
nahmsfall des 8.796 a. 6.9.8. beichräntt werden. Da nun 
im vorliegenden Falle, nachdem das Teftament des verftorbenen 
B. für ungiltig erfannt worden, und daher hierauf fein Be⸗ 
dacht genommen werden kann, die gefeßliche Erbfolge eingetreten 
ift, und auf Grund derfelben der Nachlaß des genannten 
Erblafierd den gejeglihen Erben, darunter der Klägerin mit 
einem Bierttheile eingeantwortet wurde, fo findet vermöge 
des Gefagten die Beftimmung des 8.796 a. b. G. B. auf den 
Gegenftand der Klage der N. Teine Anwendung. 


Nr. 59. 


Die BVeweistaft im alle der Bünhferderung eines Yfandes IR eine 
verfdiedene, je nachdem das Pfand für eine zur Zeit Der Veſteſſung 
vorhandene Korderung oder für Rünftig erſt eutfiehende, möglide 
Horderungen beſtelt wurde; im erfien alle Bat der das Pfand rüd- 
fordernde Yfandgeber die Tilgung der dur das Pfand gefiderten 
Forderung zn Beweifen; im zweiten Falle Liegt guerfi dem anf MüR- 
fiellung des Ffandes belaugten Theile der Reweis darüber 06, daß 

ihm Dur die Caution Sedehte Forderungen entfianden find. 
Entiheidung vom 7. Juni 1894, 3. 6208. (Beftätigung der das Urtheil bes 
k. E. Kreisgerichtes Tabor vom 14. December 1893, B. 62375, abändernben 
Entſcheidung des E.T. Oberlandesgerichtes Prag vom 6. März 1864, 3. 4020.) 

An der Rechtsſache des U. gegen B. wegen Lautions- 
rückſtellung begehrte Kläger das Erfenntniß, es fei der Ge- 
Hagte fehuldig, die vertragsmäßtig bei Antritt der einverjtänd- 
ih aufgelösten Gemwährverwaltung zu feinen Handen als 
Caution hinterlegten Werthpapiere gegen Zahlung jener Be- 
träge dem Kläger zurlüdzuftellen, welche in einem bereits 
anhängigen Procefje dem Gellagten gegen den Kläger zuge- 
fproden fein werden. Dagegen mendete der Gellagte ein, 
daß er an den Kläger noch anderweitige Erfaßforderungen 
zu ftellen Habe. Diejelben wurden aber von ihm nicht näher 
angeführt. 

Während nun die erfte Inſtanz die Klage für dermalen 
abgemiejen hat, wurde derjelben über Appellation des Klägers 
ftattgegeben, welche Enticheidung über Reviſion des Geklagten 
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vom oberften Gerichtshofe aus nachftehenden Gründen be- 
ftätigt worden iſt: Unrichtig ift die Rechtsanſicht des Ge⸗ 
Hagten, infoweit es jih um die Beweislaft im Falle der 
Rückforderung eines Pfandes Handelt. Zur Löjung der 
-Nechtäfrage ift es vorerjt nöthig, zu unterjcheiden, ob das 
Pfand beftelt wurde: für eine ermäßig beitimmte, vor- 
bandene, individuelle Forderung, oder für eine oder mehrere 
Forderungen, die erft entftehen können (Caution). Im 
erfteren alle hat der das Pfand zurüdfordernde Pfand- 
gläubiger allerdings zu behaupten und zu beweijen, daß jene 
beitimmte Forderung erloſchen ift, fei es durch Zahlung, jet 
e3 anderweitig, um mit Erfolg die Rüdftellung des Pfandes 
begehren zu können, da eben die Erlöfchung jener beftimmten 
Forderung des Gläubiger das für den Kläger Rechte er- 
zeugende Factum ift. Anders ift die Rechtslage (und dies 
ift der Sal in dem der Enticheidung zu Grunde liegenden 
Proceſſe), wenn das Pfand dazu beitimmt ift, Tünftig erft 
entjtehende, mögliche Forderungen des Pfandnehmers zu 
ſichern (Caution). Wenn in einem jolden Falle das Pfand 
zurüdgefordert wird, ift zunächſt enticheidend, ob die eine 
oder die mehreren verjicherten Forderungen entitanden find. 
Daß das Entitehen einer Yorderung nicht der Schuldner zu 
behaupten, beziehungsweife zu beweijen hat, daß vielmehr 
der Gläubiger zu behaupten hat, es fei ihm eine Yorderung 
erwachſen, ift eine allgemein anerlannte zweifellofe Rechts⸗ 
regel. Berweigert nun in einem ſolchen Falle der das Pfand 
habende Gläubiger die Nüdftellung des Pfandes megen an- 
geblih ihm entftandener Yorderungen, jo iſt es allerdings 
rihtig, daB der Klage auf Rüdftellung des Pfandes vorerſt 
die Aufforderungsflage des Pfandſchuldners vorangehen follte, 
um den Pfandgläubiger zu zwingen, die ihm etwa ent- 
ftandenen Forderungen geltend zu machen. Dann ift je 
nah dem Erfolge des Aufforderungsprocefjes die Frage der 
Nüdftelung des Pfandes eine Folge der berbeigeführten 
richterlichen Enticheidung, ob dem Pfandinhaber gegen den 
Pfandichuldner Forderungen entftanden find oder nicht. 
Diefen Weg hat zwar der Kläger nicht eingejchlagen, jondern 
trog der vom Geklagten im Allgemeinen behaupteten Forde⸗ 
zungen (ohne einen vorher durchgeführten Aufforderungs- 
proceß) unmittelbar die Nüditelung des Pfandes begehrt. 
Es beiteht jedoch Fein Hinderniß, auch auf diefem Wege über 
das angejprochene Recht zu erlennen, weil in dem Cautions⸗ 
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rüdftellungsprocefie Dasjenige erörtert werden kann, was 
fonft Gegenſtand de3 Aufforderungsproceſſes, beziehungsweije 
des dieſem Proceſſe nadjfolgenden Proceſſes über die auf- 
geforderte Klage geweſen wäre. Es hatte daher in dem ber 
Entieidung zu Grunde liegenden Streite der auf NRüd- 
ftellung des Pfandes belangte Theil zu behaupten, beziehungs- 
weile nachzuweiſen, daB ihm (durch das Pfand bebedte) 
Forderungen entftanden find, während die Sache des Klägers 
(Schuldners) ift, einzuwenden, daß dieſe entftandenen, be⸗ 
ftimmten Forderungen erlojchen find, woraus ſich dann ein- 
fach ergibt, ob das Pfand rüdzuftellen ift oder nit. Diefem- 
nad) ift die vom Geflagten verteidigte Rechtsanftcht, es habe 
in diefem Falle der Kläger kraft feiner Stellung al3 Kläger 
darzuthun, daß durch das Pfand bededte Forderungen de3 
Geklagten nicht beftehen, d.i. dem Geklagten nicht entftanden 
find, eine offenbar irrthümliche. Das Oberlandesgericht 
führt richtig aus, daß der Geklagte Teine einzige beftimmte 
Forderung behauptet Hat, die durch das Pfand bededt wäre 
und zur Zeit der Urtheilsfällung noch beitanden hätte, wes⸗ 
halb das angefochtene Urtheil desfelben zu beftätigen war. 


i 
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Der Auſpruch anf Erfag der Koſten des von einem Pritten gewäßrten 
Auterhaltes eines Armen Raun gegenüber der Seimatsgemeinde des 
detzteren gerihtli geltend gemacht werden. 

Entfcheidung vom 7. Juni 1894, B. 6807. (Beftätigung des bie Entfcheibung 
des E. t. Landgerichtes Prag vom 16. December 1893, 8. 47.142, ab= 
ändernden Urtheiles bes k. !. Oberianbesgerichteö Brag vom 14. März 1894, 
3. 8835 und 6541.) 


In der Rechtsſache des A. gegen die Gemeinde B. pto. 
116 fl. 20 fr. behauptet der Kläger, daß er durch den von 
ihm beftrittenen Unterhalt der armen, nah B. zuftändigen ©. 
einen Aufwand für die gelfagte Gemeinde gemacht habe, 
welchen dieſe nach dem Geſetze felbft hätte machen müſſen, 
wogegen die Gellagte die Einwendung der gerichtlichen Un- 
zuftändigfeit erhob. Die erjte Anftanz Hat diefer Einwendung 
ftattgegeben, weil zur Entjcheidung der Frage, ob und in 
welchem Maße die geflagte Gemeinde verpflichtet war, der 
©. den Unterhalt zu gewähren, nad) 8. 36 des Heimatöge- 
feßes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, die -poli- 
tiichen Behörden berufen find. 
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Das Lberlandesgericht hat dagegen über Appellation 
des Klägers die erwähnte Einwendung verworfen, weil es 
"fi im vorliegenden Falle um den aus dem Privatrechtötitel 
des 8. 1042 a. b. ©. B. abgeleiteten Anipruch des Klägers 
auf Erjag der Koften handelt, welche er für die Ernährung 
und Berjorgung der C. bereit3 bezahlt Hat, fo daß es Teinem 
Zweifel unterliegt, daß die Zuftändigleit der Gerichte be- 
gründet erjcheint. 

Ueber die Reviſion des Geklagten fand der oberfte Ge⸗ 
richtshof das Urtheil des Dberlandesgerichtes zu beftätigen, 
weil mit der Klage der Erfag aus dem Nechtätitel des 
8.1042 a. b. G. B, alſo lediglich aus einem Privatrechtstitel, 
gefordert wird, worüber zu entjcheiden nadı den Beitimmungen 
des Tail. Patentes vom 20. November 1852, R. ©. Bl. 
Nr. 251, Die Gerichte berufen find und weder das Reichs⸗ 
gejeb vom 3. December 1863, R. G. BI. Nr. 105, noch das 
Zandesgefeh für Böhmen vom 3. December 1868, 2. ©. Bl. 
Sr. 59, einen ſolchen Erfaganipruh an die Verwaltungs⸗ 
behörde verweist. 


Nr. 595. 


BUusutäffgleit der Executionsfüßrung auf eine Forderung, welche dem 
Ezecuten gegen den Exequenten augeblich zuſteht und deren Veſtand 
Letzterer beſtreitet. 

Entſcheidung vom 20. Juni 1894, 8. 7461*). (Beftätigung bes durxch die 
Entſcheidung bes k. k. Oberlanbesgerichtes Wien vom 16. Jänner 1894, 9.485, 
abgeänderten Beſcheides bes k. t. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes ber Inneren 

| Stabt Wien II vom 20. November 1893, 3. 8897.) 

An der Erecutionsfadde der U. wider B. wurde das 
Anfuhen der Eriteren um Bewilligung der erecutiven 
Pfändung der vom B. gegen fie eingellagten Forderung erit- 
richterlich abgemwiejen, weil die Erecutionsführerin Durch Die 
Worte „angebliche Forderung” und „worüber der Streit 
noch anhängtg it“ in dem vorliegenden Erecutionsgefuche 
felbjt den Beitand der zu pfändenden Forderung in Abrede 
‚stellt, fomit etwas pfänden will, was nach ihrer eigenen An- 
ficht wertlos ift und alſo auch nicht Erecuttonsobject fein 
fann. Auch verfolgt die Erecutionsführung auf die bezogene 
Forderung den Zwed, das etwa zu Gunften des Erecuten 


*, Bergleiche oberftgerichtlihe Enticheibung vom 29 April 1891. 
8. 5143 (Sammlung Nowat Rr. 375, IV) und vom 1. Mai 1894, 3. 5230 


(®. 8. 1894, Nr. 28). 
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ergebende Urthetl a priori rechtsunwirkſam zu machen. End- 
lich erfcheint Erecutionzführerin im vorliegenden Yalle dem 
Erecuten gegenüber als Gläubigerin und Schuldnerin, wor«- 
aus fich beim Obſiegen des Erecuten ohnedies ihr Compen⸗ 
ſationsrecht ergibt, während bei Sachfälligfeit desfelben auch 
ein Erecutionsobject nicht vorliegt. 

Auf den Recurs der U. änderte das Oberlandesgericht 
den erftrichterlichen Bejcheid dahin ab, daß dem Anſuchen 
derjelben ftattgegeben wurde, weil Tein gejeßliches Hinderniß 
befteht, die Erecution auch auf folche Forderungen zu führen, 
deren Rechtsbeſtand bejtritten ift; indem auch beitrittene 
Forderungen Gegenftand von Berträgen fein können und 
ihnen nicht ohneweiterd jeder Verkehrswerth abgeiprochen 
werden Tann; ferner weil derzeit von einer Compenſation 
der beitrittenen Forderung de3 Erecuten an den Erequenten 
mit der erecutionsfähigen Sorderung der Erecutionsführerin 
an den Erecuten im Hinblide auf die 88. 1438 und 1439 
a. 6. G. 3. nit die Rede fein kann, der Umſtand aber, 
daß in der Folge, wenn die ftreitige Yorderung der Exe⸗ 
eutionsführerin im Proceßwege als liquid anerfannt werden 
jollte, eine Compenjation eintreten würde, der derzeitigen 
Erecutionsführung auf diejelbe nicht entgegenfteht. 

Der oberfte Gerichtshof ftellte in GStattgebung des Revi⸗ 
ſionsrecurſes des B. den erftrichterlichen Beicheid in der Er- 
wägung wieder ber, daß im Sinne der 88. 447 und 448 
a. B. nur Sachen von einem allgemeinen Verkehrs⸗ 
werthe, deren Veräußerung zur Befriedigung des Erequenten 
zu führen vermag, Gegenitand des Pfandrechtes fein Tönnen, 
die vorliegende, von der Erecutionsführerin felbft beftrittene 
Yorderung aber offenbar fein Object darftellt, auf welches 
Kaufluſtige reflectiren würden, da ficher Niemand bereit 
wäre, mit irgend einem Angebote diejes blos mögliche, erft 
unter Vertretungsleiftung des B. mit Koften und Gefahr 
der Auflage von Koftenerjägen zu erringende Bermögens- 
object zu erwerben, außer der Erecutionsführerin, welche allein 
e3 in ihrem Intereſſe fände, einen (nad) Borjchrift der Ge⸗ 
richtsordnung bei der lebten Yeilbietung anzunehmenden) 
minimalen Preis zu bieten, um mit dem licitatorijchen Zu- 
ſchlage der gegnerijchen. Yorderung eine Confolidation herbei- 
zuführen und dem B. Die Austragung der von ihm einges 
klagten Sorderung im ordentlichen Rechtswege zu vereiteln, 
mit der möglichen weiteren Folge, für den Reſt ihrer Forde⸗ 
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rung, foweit biefelbe nebft den Executionskoften durch den 
angebotenen Preis wicht gededt ift, noch in anderes Ver⸗ 
mögen des B. Erecution führen zu können; und daß mit 
Rückſicht auf die in den einjchlägigen Bellimmungen der - 
Gerichtsordnung Überhaupt und im $. 340 a. ©. O. insbe⸗ 
fondere zum Ausdrude gebrachten Grundſätze, wonach der 
Zweck des Erecutionsverfahrens, welches ausſchließlich zur 
Befriedigung des mit einem Egecutionstitel verjehenen 
Gläubiger dienen jol, im Auge zu behalten und eine be- 
fondere Schädigung der Intereſſen des Schuldners nicht zu 
geftatten ift, Gegenftand einer executiven Pfändung, die 
eine exgeeutive Feilbietung’zur Folge hat, und nur jolche Ber- 
mögensobjecte des Schuldners bilden können, welche einen 
"allgemeinen Verkehrswerth haben und wenigitens die Mög- 
lichkeit einer Concurrenz von Kaufluftigen in Ausficht ftellen, 
was bei der vorliegenden Klageforderung des B., welche die 
U. ſelbſt al3 angebliche, eingeflagte und von ihr beftrittene 
bezeichnet, ihr ſonach felbit jeglichen Verkehrswerth abipricht, 
nicht der Fall ift, 


Nr. 596. 


3m Halle winerfpredender Erdserklärungen Raun einem der Erden 
allein die Yerwaltung des Nachlaſſes nit Abertragen werden, ſondern 
gemäß 8.127 des Raiferl. Patentes vom 9. Augu 1854, U. 6. BL. 
Mr. 208, fließt es jedem Theile frei, einfiweilen die gerichtliche 
Sequeſtration des Nahlafes anzuſuchen. 
Entieidnng vom 237. Juni 1894, 8. 78854. (Wbänderung ber aleichförminen 
—A— des ey Be —S —** vom 10° Fe on 
3. 6207, und bes k. k. O erlanbenge richten Prag vom 17. April 1894, 


Zu dem Nachlaſſe des U. haben fi) die B. auf Grund 
des Erbvertrage8 vom 30. Mai 1887 und C. und D. auf 
Grund des Teftamentes vom 21. Mai 1889 erb3erflärt; 
C. und D. wurden auf den Rechtsweg gewieſen. 

Ueber Anjuchen der B. Hat die erfte Inftanz nah An⸗ 
hörung der Betheiligten derjelben die Verwaltung des Nach⸗ 
laßvermögens überlaflen, weil diefe ihr Erbrecht ausgewieſen 
Dat. (8. 810 a. b. ©. 8. und $. 145 bes kaiſ. PBatentes 
vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. Nr.‘ 208). 

Ueber Recurs der zwei anderen Erbsinterefienten fand 
das Oberlandesgericht dieſen Beſcheid zu beftätigen, weil 
durch die DVerweifung der Recurrenten auf den Rechtsweg 
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das ftärfere Erbrecht der B. anerlannt ift, $. 145 des Pa⸗ 
tentes vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. Nr. 208, bier je 
doch niht zur Anwendung kommen kann, da nicht der Be- 
fig, jondern nur die Verwaltung der Verlaffenichaft ange- 
ftrebt wird. 

Ueber den außerordentlichen Revifionsrecurs der &. und 
D. bat der oberite Gerichtshof die beiden unterrichterlichen 
Entiheidungen abgeändert und das Gefuch der B. abgewieien, 
wobei erwogen wurde: daß zwei twiderftreitende Erbser⸗ 
HMärungen vorliegen, nämlich jene der B. auf Grund des 
Erbvertrages vom 30. Mai 1887 und jene der C. und D. 
auf Grund der legtwilligen Anordnung vom 21. Mat 1889; 
daß zwar die aus dem lebten Willen erbserklärten Erben 
auf den Behtätweg eiwiefen worden find, den fie auch bereits 
betreten haben; daß jedoch dermal noch nicht ausgeſprochen 
werden Tann, ed habe vor dem Abhandlungsrichter das Erb- 
recht eines der Erben ein ftärleres Gewicht, als das Erb- 
recht des anderen der Erben, um etwa einen vor dem 
anderen zu bevorzugen; daß vielmehr vor Enticheibung des 
Erbftreites die beiderlei Erben vor dem Abhandlungsrichter 
auf einer gleichen Stufe ftehen, und einem vor dem anderen 
ein Vorzug nicht gebüßrt; daß bei dieſer Sachlage ein Grund 
nicht beiteht, einem der Erben die Verwaltung des Nachlafjes 
zu übertragen und den anderen Erben hievon auszuichließen; 
daß gi 8.127 des kaiſ. Batentes vom 9. Auguft 1854, 
N. G. BI. Nr. 208, in einem folchen Yalle e3 jedem Theile 
freifteht, einftweilen die gerichtliche Sequeftration des Nach- 
lafjes anzufuchen; daß jomit der Antrag eines der Erben, 
ihm allein die Verwaltung der Verlafjenfchaft zu übertragen, 
in Geſetze die Rechtfertigung nicht findet und abzuweiſen war. 


Nr. 597. 
Gegen die Enthebung des von dem AdvocatenkammerausfGuffe für 
eine arme Partei beſtelſſten unentgeltliden Vertreters von der ihm 
aufgetragenen Bertretung Ik nur die Veſchwerde an das Oder- 
fandesgeridt offen. 
Entſcheidung vom 4 Juli 1894, 8. 7900. 


Den Recurs des N. gegen den Beicheid der Advocaten⸗ 
fammer in Bozen vom 2. März 1894, 3. 30, womit der 
für den Necurrenten zur Durchführung eines Schadenerfaß- 
anfpruches wider B. bejtellte ex oflo-Vertreter Dr. C. von 


7 
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biefer Bertretung wegen Unburchführbarleit der Rechtsſache 
enthoben wurde, fand das Oberlandesgerihht in Innsbruck 
mit Verordnung vom 24. April 1894, 8. 2594, in der Er- 
wägung abzumweifen, daß es fich nicht um eine Rechtsſache 
handelt, bei welcher der Recurrent Traft des Geſetzes pon 
einem Advocaten vertreten werden mäßte und daher gemäß 
8.16 Abſ. 2 der Advocatenordnung Dr. ©. berechtigt ge- 
weien wäre, jchon aus diefem Grunde die Vertretung ab- 
zulehnen. 

Der dawider übereichte a. o. Reviſionsrecurs des A. 
wurde vom oberſten Gerichtshofe als unzuläffig rudewieen 
weil, wenn nah 8. 16 Advocatenordnung gegen die Ver⸗ 
weigerung der Bewilligung eines ämtlichen Vertreters die 
Beſchwerde nur an das Oberlandesgericht zuläſſig iſt, das⸗ 
ſelbe auch auf den vorliegenden Fall Anwendung zu finden 
hat, da die Enthebung mit der Verweigerung als gleichbe- 
deutend gehalten werden muß. 


Nr. 598. 


Im Anfechtungsproceſſe if die a. o. Reviſtonsbeſchwerde in allen 
jenen Hüllen sufäffig, in welchen adgelehen von der Vorſchrift des 
8.47 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. 6. BL. Mir. 36, das orbent- 
ide fAriftlige oder mündlige Berſfahren einzuleiten geweſen wäre. 


Entſcheidung vom 4. Juli 1894, 3. 8042. 


In der Rechtsjache bes N. wider die B. wegen Erfennt- 
niß, daß der zwiſchen ©. und feiner Gattin B. geſchloſſene 
Kaufvertrag gegenüber dem U., injoferne dies der Zweck der 
Hereinbringung der ihm zuerlannten Wechjelforderung per 
460 fi. erfordert, rechtsunwirkſam jet, haben beide unteren 
Snftanzen gleichförmig nach dem SKlagebegehren erkannt. 

Die dagegen von der Geklagten eingebrachte a. o. Re⸗ 
viſionsbeſchwerde hat der oberfte Gerichtähof für zuläffig 
erflärt; denn bei der Frage, ob im Anfechtungsprocefje die 
a. o. Reviſion zuläffig jet oder nicht (8.47 des Geſetzes 
vom 16. März 1884, R. G. U. Nr. 36), hat man immer 
zu unterfuchen, ob über die Anfechtungstlage ohne Rückſicht 
auf die Vorſchrift des 8. 47 des Anfechtungsgejeßes das 
Summarverfahren hätte eingeleitet werden können oder nicht. 
In allen jenen Fällen, in welchen (mit NRüdficht auf das 
Klagepetit oder weil es Kläger unterließ, im Sinne des 
8.2 des Zuftizhofdecreted vom 24. October 1845, J. G. S. 
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Kr. 906, ſich anzubieten, anftatt des Klagegegenſtandes eine 
beftimmte, 500 fl. nicht überfteigende Geldjumme anzunehnien), 
abgejehen von der Vorſchrift des 3.47 Unfechtungsgefetes, 
das ordentliche jchriftlihe oder mündliche Verfahren einzu- 
leiten gewefen wäre, findet die Beftimmung des 8. öl des 
Suftizhofdecretes vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 906, 
im Anfechtungsproceſſe feine Anwendung und erjcheint daher 
Die außerordentlihe Reviſion zuläſſig. Der Betrag der 
Torderung des Anfechtungswerbers rüdjichtlich das Intereſſe, 
welches er am Anfechtungsprocefie hat, erjcheint für dieſe 
Frage ganz irrelevant. 


Nr. 599. 


Unsuläffigkeit der fofortigen Execution nah 8. 3 Hot. OIrdn. für 
eine Forderung, deren Beſtand nicht nur von der mora des Shuld- 
ners, fondern and von der Früfung und allfälligen Mäßigung von 
Seite des Ritters Bedingt if. 
Entiheidung vom 81. Jult 1894, 3. 6599. (Betätigung bes durch bie 
Verordnung des ?. k. Oberlanbesgerichtes Trieft vom 3. April 1894, 3. 1352, 
abgeänberten Beicheibes bes T. 1. ftäbt.«bel. Vezirkögerichtes für Civilfahen 
rieft vom 16. März 1894, 3. 11.096.) 

Auf Grund eines notariell errichteten, mit der Bollftred- 
barfeitsclaufel verfehenen Beitandvertrages hatte fi) der Be⸗ 
ftandnehmer für die richtige Erfüllung der übernommenen 
Verbindlichleiten dem gänzlichen Berlufte der in Verwahrung 
der Triefter Volksbank befindlichen, von ihm ald Kaution er- 
legten Wertheffecten mit dem Beiſatze unterworfen, daB ber 
Beitandgeber ohneweiters die Execution derjelben zu erwirken 
berechtigt fei. Unter der Behauptung, daB Beftandnehmer 
mit der Zahlung der bedungenen monatlichen Pachtzinsraten 
im Verzuge ei, begehrte der Beitandgeber nach 8.3 Not. Ordn. 
die ererutive Einantwortung der erlegten Wertheffecten. Das 
Gericht erfter Inftanz wies das Begehren ab, weil nach 8.3 
der Rot. Ordn. ein Notariatsact nur dann erecutionsfähig 
ift, wenn in demjelben eine Schuld an Geld oder anderen 
vertretbaren Sachen feitgeftellt it; im vorliegenden alle wird 
aber die executive Einantwortung auf beitimmte öffentliche 
Wertheffecten begehrt, welche bei ber. Triefter Vollsbank er- 
liegen und die al3 Caution für die Erfüllung der aus dem 
Beitandvertrage herrührenden Verbindlichleiten übergeben wur- 
ben; es Tann daher die begehrte Execution nicht ohneweiters 

willigt werden. 
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Weber Recurs des Beftandgebers änderte das Oberlan⸗ 
desgericht den angefochtenen Beſcheid dahin ab, daß dem Be- 
gehren um executive Einantwortung ftattgegeben wurde, wobei 
erwogen wurde, daß laut Art. 9 des notariell errichteten 
Beftandvertrages der Beitanbnehmer fi) ausdrüdlich dem 
Berlufte der Saution für den Fall eined 14 Tage überfchrei- 
tenden Berzuges in der Zahlung einer monatliden Rate des 
bedungenen Miethzinies oder eines Theiles derjelben unter⸗ 
worjen und dem Beltandgeber das Befugniß ertheilt Hatte, 
auf die erlegten Werthpapiere Beſitz zu ergreifen und diejelben 
ohne Rechnungslegungspflicht zu realtfiren; daB er im Art.15 
des erwähnten Vertrages für die übernommenen Verpflich- 
tungen nach 8.3 der Rot. Ordn. der unmittelbaren Execution 
ſich ausdrücklich unterzog, und daß die als Kaution erlegten 
Werthpapiere als vertretbare Sachen gleich der klingenden 
Münze oder dem Geldpapiere anzufehen find. 

Auf den Revifionsrecurs des Beitandnehmers fand ber 
oberfte Gerichtshof in Abänderung der oberlandesgericht- 
lichen Erledigung den erftrichterlichen Bejcheid wiederherzu⸗ 
ftellen. Die oberfigerichtliche Enticheidung beruht auf folgenden 
Gründen: Der Beftandgeber verlangt auf Grund des Art. 9 
de3 zwilchen ihm und dem Beftandnehmer errichteten Nota- 
riatsactes, worin fich Leßterer unter Anderem auch für den 
Tall einer 14 Tage überfchreitenden mora in der Bahlung 
der bedungenen monatlichen Pachtzindraten, dem gänzlichen 
Zerlufte der im Urt. 7 des erwähnten Notartatdactes näher 
bezeichneten Caution mit dem Beilage unterworfen hat, daß 
Beitandgeber berechtigt fei, ohneweiters die Erecution der 
erlegten Wertheffecten zu begehren, unter der Behauptung 
des Eintritted der erwähnten Bedingung die erecutive Ein- 
antwortung der erlegten Wertheffeten. Nah Art. 3 Not. 
Ordn. ift, wenn die Berbindlichfeit von dem Eintritte 
einer Bedingung oder eines nicht Talendermäßig feit- 
ftehenden Zeitpunftes abhängig tft, zur Vollſtreckbarkeit der 
Urkunde erforderlich, daß auch der Eintritt der Bedingung 
oder des Zeitpunktes durch eine öffentliche Urkunde nachge- 
wiejen werde. Es iftnun allerdings richtig, dab, wenn wegen 
Caumjald des Schuldners in der Berichtigung von Zins 
oder Bapitalsraten der Weg der Erecutionsführung zur Her- 
einbringung des durd) das Säumniß fällig gewordenen ganzen 
Capitales betreten wird, es nicht erforderlich ijt, dab ber 
Grecutionsführer durch eine öffentliche Urkunde beweiſe, daß 
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die betreffende Zins- oder Capitalsrente nicht bezahlt worden 
fei; allein im vorliegenden Falle handelt e3 fich nicht um die 
verfallene Zahlung einer feitgelellten Schuld, ſondern um 
den Anſpruch auf eine Eonventionalfirafe, defien ganzer Be- 
ftanb durch Die een feitend des Echulduers bedingt 
ift und welcher gemäß 8. 1336 4. b. G. B. der richterlichen 
Mäßigung unterliegt. Dem Richter muß das Recht gewahrt 
werden, jobald die Höhe des Bergütungsbetrages nad) den 
Umftänden des Falles al3 eine den obwaltenden Berhältnifien 
nicht angemeflene erlannt wird, mit einer Mäßigung desfelben 
vorzugehen, mag dies in der betreffenden Urkunde anerlannt 
worden fein oder nicht. Der Erecutionsführer verlangt alſo 
die Execution für eine Forderung, welche nicht definitiv feft- 
fteht und deren Beftand nicht nur von der mora des Schuld- 
ners, fondern auch von der Prüfung und allfälligen Mäßigung 
von Seite des Richter, worüber dieſer nur nach vorausge⸗ 
gangenem ordentlichen erfahren zu erfennen bat, bedingt 
if. Mit Recht hat daher der erfte Richter das Erecutions- 
geſuch abgewiefen und diefe feine Enticheidung mußte dem- 
gemäß wieder hergeftellt werden. 


Nr. 600. 


Auf den Aal der Wiedereinfegung in den vorigen Stand wegen 

wener noch vor ergangenem Spruche in der KHauptſache aufgefum 

Dener Beweismittel Andet das Koſdecret vom 15. Jänner 1787, 
3. 6. $. Ar. 623, Reine Anwendung. 

Entfcheibung vom 1. Uuguft 1894, B. 9242. (Weftätigung tes durch die Ent⸗ 

ſcheidung bes E. k. Oberlandeögerichted Prag vom 8. Mat 1894, a} 10,954, 

abgeänderten Beſcheides des E. ieh Brag vom 28. März 1894, 


In der mittelft Klage vom 27. Mai 1890 anbängig 
gemachten fchriftlich verhandelten Rechtsſache des A. wider B. 
wegen Nechtöbeftandes einer Ceſſion ftellte der Vertreter des 
B. bei der am 14. Februar 1894 abgehaltenen Inrotulirungs- 
tagſatzung unter Vorlage einer Rubrik über die am 23. Jänner 
1894 erfolgte Einreichung der Klage des C. als erberllärten 
Erbin nah B. gegen U. auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand wegen neu aufgefundener Beweismittel für den mit ' 
Klage vom 27. Mai 1890 anhängig gemachten Proceß, das 
Begehen um Giftirung ber Entſcheidung dieſes Ießterwähnten 
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Procefies bis zum rechtskräftigen Ausſpruche über die Refti- 
tutionsklage. 

Das Gericht erſter Inſtanz gab dem Begehren in der 
Erwägung ſtatt, daß die Entſcheidung über den Reſtitutions⸗ 
proceß, falls fie günftig ausfallen follte, auf die meritorifthe 
Enticheidung über den auf Grund der Klage am 27. Mai 
1890 eingeleiteten reip. durchgeführten Proceß vom wejent- 
lichen Einfluß jein könnte; daß in der allgemeinen Gerichts« 
orduung unverfennbar der Grundfag durchgeführt erjcheint, 
daß das materielle Recht zur Geltung fomme und jelbes 
bloßen Förmlichleiten des Proceſſes nicht geopfert werden foll; 
daß daraus, daß das Gefeh feine ausdrüdliche Beſtimmung 
darüber enthält, in welcher Form zwiſchen dem beendeten 
Schriftenwechfel und der Einlage der Acten zum Spruche neu 
aufgefundene Behelfe dem Gerichte zu produciren jeien, noch 
keineswegs folge, daß demfelben unterjagt wäre, ein dem 
eoncreten Falle entjprechendes Erfenntniß zu jchöpfen, zumal 
durch einen jofortigen Spruch nad) den blos bisher gewechſelten 
inrotulirten Schritten feither aufgefundene Behelfe, reip. Be- 
meismittel, welche derzeit jchon den beiden Proceßpartieen 
vorliegen, ganz unbeachtet blieben und die Streitſache aus 
rein formellen Gründen einem Urtheile zugedrängt miürde, 
welches vielleicht noch vor feiner formellen Rechtskraft ala 
giltig wieder in Frage gezogen werden müßte, wodurch dem 
materiellen Rechte gerade jener Schu benommen würde, 
welchen ihm das Gejeß der bloßen Form gegenüber gewährt 
wiffen will, während im Falle der vorläufigen Sijtirung der 
Entjcheidung des Hauptprocefies bis zum rechtskräftigen Ab- 
ipruche des Reftitutionsprocefjed möglicherweile einem neuen 
Proceſſe zwijchen den beiden Gtreittheilen vorgebeugt würde. 

Auf den Recurs der N. änderte das Oberlandesgericht 
den angefochtenen Beicheid dahin ab, daß das Giftirungs- 
begehren abgewiejen werde, weil nach der klaren Beitimmung 
bes Hofdecrete® vom 15, Jänner 1787, J. G. ©. Nr. 623, 
eine angeftrengte Reſtitutionsklage die Schöpfung des Urtheiles 
nicht verzögern Tann. 

Dem Reviſionsbegehren des Vertreter des B. bezm. 
ſeines Nachlaſſes ſtattgebend, fand der oberſte Gerichtshof 
unter Abänderung der oberlandesgerichtlichen Entſcheidung den 
erſtrichterlichen Beſcheid aus deſſen Gründen und iu der Er⸗ 
wägung wiederherzuſtellen, daß das Hofdecret vom 15. Jänner 
1787, 3.6. ©. Nr. 623, auf den Tall einer Wiedereinjegung 
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in den vorigen Stand wegen neuer Beweismittel, die noch vor 
ergangenem Spruche in der Hauptfache aufgefunden wurden, 
feinen Bezug hat und daher die angefuchte Gifttrung des 
Berfahrens nicht ausfchließt. . 


Nr. 601. 


Behandlung rühftändiger Yermögensüßertragungsgebüßren Bei der 
NMeiſtbotsvertheilung. — Pie innerhalb der dreijährigen Ari er- 
wirkte Yfandrestsvormerkung bewirkt die Auterdredung der Yer- 
jäßrung des Vorzugsrechtes von Webertragungsgebüßren. 
Entfheidbung vom 10. Auguſt 1894, 8 9555*) (Beflätigung ber gleiche 
förmigen Entſcheidungen bes}. k. ftädt.=beleg. a erichtes Wien- Währing 
von 24. Februar 1894, 8. 4734, und bed E. ?. Oberlanbeögerichtes Wien 
vom 11. April 1894, 8. 4743.) 


Sn der Realerecutionsjache ber Finanzprocuratur in Ber- 
tretung des k. k. Aerars wider A. wegen Hereinbringung des 
Betrages von 627 fl. 20 Tr. wurde bei Bertheilung des Meift- 
bote3 die Sorberung des k. f. Aerars bezüglich einer Ueber⸗ 
tragungsgebühr per 375 fl. ſammt Nebengebühren im Geſammt⸗ 
betrage von 656 fl. 49 kr., ungeachtet der von dem Erfteber, 
dem Erecuten und den Tabulargläubigern erhobenen Ein- 
wendungen, tin privilegirter Rangordnung zugewielen; denn 
nad) 8.14 de3 Yinanzminifterialerlajies vom 1. Mai 1850, 
R. G. Bl. Nr. 181, wurde, wie dies auch ausdrüdlich zugegeben 
wird, die Verjährung ded dem Staatsſchatze Hinfichtlich der 
gedachten, mit dem (am 1. Juli 1887 intimirten) Zahlungs⸗ 
auftrage vom 28. Juni 1887 bemefjenen Uebertragungsgebühr 
per 375 fl. zuftehenden Vorrechtes durch die mit dem Be- 
Icheide vom 8. October 1888 (zugeftellt dem k. k. Steneramte 
am 5. November 1888, dem Geraten am 14. Rovember 
1888) bewilligte Vormerkung zur Sicherftellung diefer Gebühr 
unterbrochen und begann feither wieder zu laufen. In Be- 
treff der Frage, von welchem Beitmomente die neuerliche 
Berjährung zu laufen begann, wird daranf hingewiefen, daß, 
folange die Geltendmachung des die Unterbrechung bewirkenden 
Actes dauert, die Verjährung ruht, und daß dieſelbe erft 
dann wieder von Neuem zu laufen beginnt, wenn der Act 
der Geltendmachung (die Anwendung des gejeglichen Mittels 


*) Gleichlautende oberfigerichtliche Entfcheibungen: vom 5. Jumi 1867 

* ni g Idee, et — Pr 3 
« r . u ’ ® . o . . . 1 ; 1 . 

1879, 8. 7183 (Spr. Rep.’ Mr. 100). raſ. u 3 
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zur Einbringung der Gebühr) beendet tft. Dies ift aber bei _ 
einem Oinjuchen um grundbücherlide Vormerkung erjt mit 
der BZuftellung, beziehungsweife der Rechtskraft der bezüglichen 
gerichtlichen Erledigung der Fall, und wird es daher im Hin- 
blide auf die Beitimmung des 8. 1497 0.6.6.8. (8. 8 der 
Conc. Ordn., Finanzminifterialerlaß vom 26. Auguft 1885, 
3. 2523) feinem gegründeten Zweifel unterzogen werden können, 
daß die neue Verjährung erft nad Rechtskraft, früheftens 
von Zuftellung des obangeführten Beſcheides vom 8. October 
1888 an ba3 k. f. Steueramt (5. November 1888) zu laufen 
begann, demnach bei Heberzeihung de3 eine neuerliche Unter- 
brechung begründenden Gefuches de praes. 22, October 1891 
um Bewilligung der Execution bezüglich der in Rede ftehenden 
Percentualgebühr noch nicht eingetreten war. 

Der erftrichterliche Beſcheid wurde, unter Abmweifung des 
dawieder eingebrachten Recurjed des Erfteherd und Genoſſen, 
in der Erwägung beftätigt, daß bezüglich der in Rede ftehen- 
den, mit dem Bahlungsauftrage vom 28. Juni 1887 bemej- 
jenen Webertragungsgebühr die Pfandrechtsvormerkung für 
das k. k. Aerar bereit? mit Beicheid vom 8. October 1888 
erwirft wurde, und daß dieſe innerhalb der dreijährigen Frift 
erwirkte Pfandrechtsvormerkfung ala ein geſetzliches Mittel zur 
Einbringung der Gebühr ngujehen ift, Durch welches im 
Sinne des 8. 1497 a. b. G. B. und der 88. 13 und 14 des 
Yinanzminiftertalerlafles vom 3. Mai 1850, R. G. BL. Nr. 181, 
die Verjährung diejer Gebührenforderung derart unterbrochen 
wurde, daß das Vorzugsrecht der Legteren von diefem Zeit- 
punkte an nicht nur durch weitere 3 Sahre, jondern durch 
die ganze Dauer der gefetlichen Verjährungszeit gejichert 
ericheint. 

Dem a. o. Reviſionsrecurſe des Erftehers und Genoffen 
fand der oberfte Gerichtshof bei dem Abgange der Boraus- 
fegungen des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, für die Abänderung gleihförmiger Enticheidungen, 
feine Folge zu geben, da die erfloffenen Entſcheidungen eine 
Nichtigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit nicht erkennen laſſen, 
wenn erwogen wird, daB das Pfandredit gemäß 8447 a. b. 
G. B. in dem Rechte beiteht, aus einer Sadje, wenn die Ver- 
bindlichfeit nicht erfüllt wird, feine Befriedigung zu erlangen, 
daß daher jeder die Geltendmachung des Pfanbrechtes in 
Betreff einer fälligen Forderung betreffende Act als ein zur 
Einbringung der Forderung dienender Schritt zu betrachten 


Entſcheidungen IX. 19 
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ift, und daß auch in Betreff der von dem Werar erwirkten 
Bormerkung der Fall ift, daß der mit der Rote vom 5. October 
1888 eingeleitete Schritt erft mit der Intimation der geridht- 
Iihen Erledigung feinen Abichluß erlangt hat und von da 
bi3 zur Einbringung des im Anfchlufle hieran überreichten 
Erecutionsgefuches die gejegliche Berjährungsfrift nicht abge- 
laufen ift. ' 
Nr. 602. 

Bei Beendigung des SHtreitverfaßrens, welges üßer die Bewilligie 
Wiedereinfegung wegen nen anfgefundener Beweismittel durd- 
geführt wurde, find in den Actenzotulus nur die Schriften und 
Beweife des wiedereingefegten Streitverfaßrens, Reineswegs aßer 
Die Arten und Beweismittel des früßeren (dem ZWBiedereinfegungs- 

Begehren vorangegangenen) Hauptprocelies aufzunehmen. 
Entjäeibung bom 4. September 1894, 3. 10.419. (Wbänderung der gleich⸗ 
lauienden Erledigungen tes k. k. Bezirkägerichtes Feldbach vom 28. Mai 1894, 
8. 6168, und des T. k. Oberlandesgerichtes Graz vom 4. Suli 1894, 3. 6518.) 

In dem Proceffe des A. gegen den B. wurde, nachdem 
bereit3 das oberfandesgerichtlicye Urtheil erflofien war, dem 
Wiedereinfegungsbegehren des Gellagten wegen neu aufgefun- 
dener Beweismittel infolge eines mit dem Kläger geſchloſſenen 
Bergleiches Folge gegeben. 

Die erfte Inftanz ordnete nun zur neuerlichen Erftattung 
der Einrede und Durchführung des Procefie über die Klage 
eine Tagſatzung an und wurde nad Durchführung des Streit« 
verfahrens über. Antrag de3 Klägerd und entgegen dem Pro- 
tefte des Geflagten vom Bezirkögerichte Feldbach der Beichluß 

efaßt, daß der ganze Streitvoract und nicht blos die Klage 

—** den über das Wiedereinſetzungsbegehren aufgenom⸗ 
menen Acten in den Rotulus aufzunehmen ſei, weil der Streit⸗ 
voract mit dem wiedereingeſetzten Streitverfahren in untrenn⸗ 
barem Zuſammenhange ſtehe. 

Das Oberlandesgericht Graz hat über Recurs des Ge⸗ 
klagten in Erwägung, daß als neu aufgefundene Beweismittel, 
auf Grund welcher der Partei, gegen welche ein Spruch 
ergangen iſt, die Einſetzung in den vorigen Stand nach 8. 372 
lit.b, a. G. O. gebührt, nur ſolche angeſehen werden können, 
welche entweder für ſich allein, oder in Verbindung mit den 
ſchon im früheren Proceſſe beigebrachten Beweismitteln ge⸗ 
eignet erſcheinen, den früher ergangenen Spruch zu alteriren, 
und eine andere Entſcheidung herbeizuführen; in Erwägung, 
daß demnach, wenngleich durch die bewilligte Wiedereinſetzung 
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das früher ergangene Urtheil befeitigt erfcheint, und auf Grund 
de3 mit den neu aufgefundenen Beweismitteln inftruirten 
Proceſſes ein neues Urtheil gejchöpft merden muß, in diefem 
Ürtheile doch auch die jchon in dem früheren Procefje er- 
brachten Beweiſe ihre Berüdfichtigung finden müſſen, die erft- 
richterliche Erledigung beftätigt. 
Der oberite Gerichtshof hat dem außerordentlichen Revi⸗ 
-fionsrecurfe des Gellagten nach Zulaß des Hofdecretes von 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, Folge gegeben und in 
der Erwägung, daß durh den gerichtlichen Vergleich vom 
24. April 1894 dem geflagten NReftitutiondwerber die Wieder- 
einſetzung gegen das in Nechtöfraft getretene Urtheil vom 
12. September 1893 zur Beibringung der in der Reſtitutions⸗ 
Hage angeführten neuen Beweismittel bewilligt und über An⸗ 
fuchen‘ beider Theile zur Erftattung der neuerlichen Einrede 
über die Klage eine Tagſatzung angeordnet wurde, daß durd) 
Bieje Reſtitutionsbewilligung nicht nur das Urtbeil, jondern 
auch da3 demſelben vorausgegangene Streitverfahren big zur 
-Einrede zuräd ſammt allen Beweisführungen aufgehoben 
worden ift, wie dies durch die Natur dieſes Rechtsmittels, im 
Gegenfaße zu der Beweisführung nad 8. 231 a. G. O., bei 
welcher das auf den Eid lautende Urtheil intact verbleibt, 
bedingt wird; daß infolge der vorliegenden Reſtitutionsbe⸗ 
willigung mit der Einrede, in welcher die neu angeführten 
Beweiſe geltend gemacht werden, ein vollfommen neues Ver- 
fahren begonnen hat, nach deifen Schluß nur jene Schriften 
und Acten in das Verzeichniß aufzunehmen find, welche in 
Diefem Verfahren erftattet und gelegt worden find, daß endlich 
. bier nicht zutrifft, weil es 
fih nit um die Aufnahme einer Urkunde, jondern um jene 
des rescindirten Hauptproceſſes handelt, beide untergericht- 
lichen Enticheidungen abgeändert und erfannt, dak dem 
Antrage des Klägers auf Einbeziehung des ganzen über Die 
Klage anerwachſenen Streitvoracte® in das Actenverzeihniß 
feine Folge gegeben werde. 
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Nr. 603. 

Pie BYeltmmung des Kofſdecretes vom 28. Ayril 1807, S. 6. 5. 
Ar. 809, wonach die Yerlaffenfhaften der der Milttärgerihtsharkeit 
unterfkebenden Yerfonen von der Beraßlung des Beitrages für 
Weoüptthätigkeitsfonde Befreit And, Hat au Bei Nauläffen einjäßrig- 

freiwilliger Milttärperfonen Anwendung zu finden. 
Enticheibung vom 11. September 1894, 8. 11.006. (Mbänberung der gleich- 
förmigen tſcheidungen des T. E. hd. Degirfägerieites Innere 
Stadt I in Wien vom 3. Juli 1894, 8. 19.002, und des T. &. Oberlan 

gerichtes Wien vom 24. Juli 1894, 3. 10.599. 

Nach erfolgter Einantwortung des Nachlafies nad) dem 
in Wien verftorbenen Einjährig- freiwilligen U. Haben bie 
Erben bei den Abhandlungsgerichte da3 Anſuchen um Be—⸗ 
willigung der Beranlaffung der Rüdftellung der von ihnen, 
von dem bezeichneten Nachlaſſe zum allgemeinen Berjorgungs- 
fonde in Wien bezahlten Gebühr per 328 fl. 30 Tr. geteilt, 
borbringend, daB ein Rechtsgrund zur Zahlung der Gebühr 
nicht vorlag, indem A. als Einjährig-sreiwilliger der Militär- 
gerichtSbarfeit unterftand und deshalb nach den Hofdecrete 
vom 28. April 1807, 3.6.65. Nr. 809, fein Nachlaß von 
der Bezahlung des Beitrages zum allgemeinen Verſorgungs⸗ 
fonde befreit ıft. 

Beide unteren Inſtanzen haben das Unfuchen der Erben 
abgewiefen, wobei da8 Oberlandesgericht von der Erwägung 
auzging, daß das Hofdeeret vom 28. April 1807, J. G. S. 
Nr. 809, welches eine Ausnahme von der allgemeinen Ge⸗ 
bührenpflicht normirt und einjchränfend auszulegen ift, auf 
Einjährig- Freiwillige, eine Kategorie von Militärperjonen, 
welche in dem damaligen Organismus des Heeres nicht be- 
ftanden bat, und für welche, mit Rückſicht anf die Art und 
Dauer ber Militärdienftleiftung, die legislativen Gründe jener 
Ausnahmsbeftimmung nicht in gleihem Maße ſprechen, über- 
haupt feine Anmendung findet. 

Ueber den a. o. Nevifiondrecur3 der Erben hat der 
oberfte Gerichtshof in Abänderung der angefochtenen unter- 
gerichtlichen Erledigungen die mit dem erftrichterlicden Be- 
fcheide erfolgte Bemefjung der Gebühr von 328 fl. 30 kr. 
zum allgemeinen Verjorgungsfonde in Wien von dem Nad)- 
lafje des als Einjährig- Freiwilliger verftorbenen A. zu beheben, 
es von dem mit demfelben Beicheide erlafienen Auftrag zur 
Zahlung diejer Gebühr abkommen zu laſſen und auszufprechen 
befunden, daß dieſe Gebühr den Erben aus dem allgemeinen 
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Berforgungsfonde in Wien rüdzuerftatten jet und denfelben 
freiftehe, um die Erfolglafjung des Betrages von 328 fl. 30 fr. ° 
bei dem Magiftrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Refidenzitadt 
Bien unmittelbar einzujchreiten; dies in der Erwägung, daß 
die Bemeflung der in Frage ftehenden Gebühr, wie fich aus 
dem 8. 694 a. b. G. B, ergibt, nicht als eine Enticheibung über 
einen privatrechtlihen Anſpruch gu würdigen ift, daß daher 
8. 11 des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. 
Kr. 208, hier keine Anwendung Hat, dab das Hofdecret vom 
28. April 1807, J. G. ©. Nr. 809, welches die Berlaflenichaften 
der der Militärgerichtsbarkeit unterftehenden Perjonen von. 
der Entrichtung der Gebühr zum allgemeinen Berjorgungsfonde 
in Wien befreit, bisher durch feine anderweitige geſetzliche 
Beitimmung abgeändert oder aufgehoben worden ift, daß U. 
während der freiwilligen einjährigen Bräfenzdienftleiftung ver- 
ftorben ift, al folder Einjährig-Freiwilliger, wie jede andere 
in activer Dienftleiftung ftehende Perfon des Mannichafts- 
ftandes des ftehenden Heeres zur Zeit feines Ablebens ber 
Militärgericht3barkeit unterftand und al3 eine Militärperjon 
anzufehen tft, die auch nach den im Jahre 1807 beftandenen 
Jurisdictionsvorſchriften der Milttärgerichtäbarfeit unterftand, 
daß daher der Nachlaß des U. von der Entrichtung der Ge- 
bühr zum allgemeinen VBerforgungsfonde in Wien befreit ift 
und die Bemeflung dieſer Gebühr nur irrthümlich erfolgt ift, 
daß, wenn die Gebühr zu dem genannten Fonde mit 328fl. 30 tr. 
bemefien und Hierauf von den Erben entrichtet wurbe, hieraus 
dem allgemeinen Berjorgungsfonde in Wien ein Anipruch, 
dieje ihm nicht gebührende Abgabe zu behalten, ebenſo wenig 
erwachſen Tann, als die Erben des Rechtes verluftig fein 
können, dermalen die Rüderftattung zu fordern, daß der Be- 
bebung einer irrthümlich erfolgten Gebührenbemeflung und . 
des Bahlungsauftrages und demzufolge auch dem Ausſpruche 
auf Rüderftattung der Gebühr ein geſetzliches Hinderniß nicht 
entgegenfteht, daß demnach die Abweiſung des Begehrens der 
Erben offenbar geſetzwidrig erfcheint. 
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Ein Reitrag zum niederoſterreichi ſhen SandesfGuffende if von dem 

Andlaffe aur folder Erblaffer zu entrichten, welde zur Beit ihres 

Ablebens in Wien, Seyw. a rei ihren ordentligen ohufig 
en. 


Entj&eibung vom 18. September 1894, 8. 11.318. (Abanderung ber gleich⸗ 

Iautenden Veſcheide des EL. k. Hädt.-deieg. Bezirksgerichtes Innere Stabt II 

in Wien vom 19. Juni 1894, 8. 28.538, und bes f. I. Oberlanbeögerichtes 
Bien vom 31. Juli 1894, 8. 10.924.) 

In der bei dem ftädt.-deleg. Bezirksgerichte der Inneren 
Stadt II Wien durchgeführten Berlaffenichaftsabhandlung nach 
dem in Dresden geftorbenen und dafjelbft wohnhaft gewejenen 
Öfterreichifchen Staatsangehörigen A. wurde, entgegen dem 
Antrage der Erben, von dem Nachlaſſe der Betrag zum nieder- 
öfterreichifchen Landesfchulfonde bemefien, weil nach 8.1 des 
Geſetzes vom 18. December 1871, Landesgefegblatt für Nieder- 
öfterreih Nr. 1 ex 1872, der Schulfondsbeitrag von allen in 
Defterreihh unter der Enns vorlommenden Berlafienfchaften 
zu bemeſſen ift. 

Mit Abweiſung des Recurfes der Erben wurde der erft- 
richterliche Beſcheid oberlandesgerichtlih in der Erwägung 
beitätigt, daß die Berlafienfchaitsahhandlung nah dem U., 
obgleich er in Dresden ftarb, doch angeſichts deflen, daß er 
Öfterreichifeher Staatdangehöriger war und bis zum Jahre 
1890 in Wien domicilirte, bei dem ftädt.-deleg. Bezirksgerichte 
der Inneren Stadt II buccgelührt wurde; daher dieje Ver⸗ 
laffenichaft allerdings als in Wien, beziehungsweiſe in Oefter- 
reich unter der Enns vorkommend anzujehen ift, und hiernach 
die erite gIn ſtag gemäß des 8.1 des Geſetzes vom 18. December 
1871, 2.5.2. 6.81. NRr.1 ex 1872, mit Recht ausgeiprochen 
hat, daß von diefem Nachlaſſe der Beitrag zum niederöfter- 
reichifchen Landesichulfonde zu bemefien jei. | 

Dem a. o. Revifionsrecurfe der Erben ftattgebend, fand 
ber oberfte Gerichtshof in Abänderung der unterrichterlichen 
Beicheide auszuiprechen, daß von dem Nachlafie des U. ein 
Beitrag zum niederöfterreihifchen Landesichulfonde nicht zu 
entrichten ſei; wobei Nachjtehendes erwogen wurde: Nach 
8.1 des Gejeged vom 18. December 1871, 2.8.2.6. Bl. Rr.1 
ex 1872, ift der Schulbeitrag von den in Niederöfterreich 
vorkommenden Berlafienichaften zu entrichten; als dort „vor« 
tommend” kann aber nur der Nachlaß jener Perfonen ver- 
ftanden mwerden, welche in Niederöfterreich ihren orbentlichen 
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Wohnſitz Hatten, weil der Grund der Abnahme eines Bei- 
trages für Schulzwede von einem Nachlaßvermögen nicht in 
dem Einjchreiten einer oder der anderen Abhandlungsbehörde, 
fondern darin liegt daß angenommen werden fann, es fei 
der Erblafjer in der Lage geweſen, von den Schuleinrich- 
tungen des Landes Gebrauch zu machen, was bei jenen, die 
außerhalb diefes Landes ihren Wohnfig Hatten, nicht zutrifft. 
Dieier Auffafjung entjprechen auch die gejeglichen Vorſchriften 
über andere der im 8.694 a. b. G. B. gedachten Beiträge zu 
öffentlichen Zwecken, und die Beſtimmung des 8.4 des Ein- 
gangs erwähnten Landesgejehes, wonach unbewegliches Ber- 
mögen, welches nicht in Niederöjterreich liegt, bei der Berech- 
nung des Schulbeitrages nicht in Anſchlag zu bringen ift, 
wenngleich auch diejed Vermögen, foferne e8 nicht im Auslande 
fich befindet, der Verlaſſenſchaftsabhandlung unterzogen wird. 
Es entjpricht diejer Auffaffung auch das Gefe vom 31. De- 
cember 1891, 2. ©. BI. Nr. 72, wonach eine Gebühr zum 
Wiener Krankenanftaltenfonde nur von den Berlafjenichaften 
jener Perjonen eingnheben, ift, welche zur Zeit ihres Todes 
ihren ordentlichen Wohnſitz in Wien hatten. 


Nr. 605. 


Bei der Bertheilung des Meifibotes einer dem Ehemanne gehörigen 
Realität find die Forderungen des Heiratsgutes und der WBiderlage, 
fofange die ehelihe Gemeinfhaft fortdauert, nit zuzuweiſen. Der 
daranf entfallende Keſt des Mieifidotes iſt vielmehr Bis zum Gintritte 
der Käligkeit der Forderungen zur Frnckificirung zu Binterlegen. 
Entſcheidung vom 26. September 1894, 3. 10.485. (Betätigung ber gleich 
lautenden Beſcheide bes k. f. Bezirfögerichtes Zirkniz vom 8. Upril 1894, 
8. 1198, und des ?. k. Oberlandeögerichtes Prag vom 4. Jult 1894, 3. 6526.) 
Der erjtrichterliche Beſcheid, womit die Erjteherin A. 
angewiejen wurde, den auf ihr Heiratsgut und die Wider- 
Tage aus dem intabulirten Ehevertrage entfallenden Reſt des 
Meiſtbotes der executiv veräußerten Realitäten ihres Ehe- 
mannes B. baar zur Fructificirung zu Hinterlegen, und 
gleichzeitig ausgeiprochen, daß die Binjen Hievon bis zum 
Eintritte der Tälligleit ihres Anſpruches vorerft zur Be- 
friedigung eines Superpfandgläubigers und fohin zur Be— 
friedigung der nicht zum Zuge gelangten Tabulargläubiger 
nad) Maßgabe ihrer Rangordnung zu verwenden find — 
wurde vom Oberlandesgerichte über Recurs der U. beftätigt, 
weil das Heiratsgut nach 8.1229 a. b. ©. B. erſt nad dem 
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Tode des Mannes der Ehegattin, und wenn fie vor ihm 
ftirbt, ihren Erben heimfällt, hier aber der Ehegatte noch 
am Leben ift, weil die Widerlage nad) $. 1230 a. b. ©. 9. 
der Ehegattin nur für den Fall gebührt, daß fie den Mann 
überlebt; weil demnach der Anſpruch der A. auf Rüdftellun 
des Heiratsgutes, jowie auf den ang der Widerlage n 
nicht fällig ıft, wonach das bezügliche Bededungscapital mit 
Vorbehalt der Rechte der Aterpfandglänbiger g rejerpiren 
kommt und eine unbedingte Zuweifuug an die A. keineswegs 
zuläffig erfcheint; weil ferners Die Korberung der U. nicht 
verzindlich ift, während die Erfteherin nad) den Licitations⸗ 
bedingnifien den- Meiftbot zu verzinfen bat, was zur Folge 
Fi daß die Zinſen des hnägelihiebenen Gapitales als ein 
uwachs des Meiftbotes anzujehen find, und den derzeit 
leer ausgehenden Zabulargläubigern nach der Rangordnung 
Ei Forderungen infolange gebühren, bi8 der Anſpruch der 
. fällig wird. 

Hiegegen überreichte die A. den a. o. Reviſionsrecurs, 
worin fie Yolgendes ausführte: Da das Weſen des Heirats- 
gutes darin befteht, daß e3 dem Manne zur Erleichterung 
des mit der ehelihen Gemeinjchaft verbundenen Aufwandes 
dienen fol, fo wird es feinem Zwecke volllommen entzogen, 
wenn e3 zur Befriedigung der Gläubiger des Ehemannes 
der Recurrentin dienen fol, Auch find ihre Heiratsguts- 
und Widerlageforderungen dadurch, daß fie die hiefür ver- 
pfändeten Güter erworben hat, durch Bereinigung in ihrer 
Perſon und zu ihren Gunſten erlojchen. 

Der oberfte Gerichtshof Hat den außerordentlichen Re⸗ 
pifionsrecurs zurückgewieſen, weil die untergerichtlichen Ent- 
Ieheibungen fih als volllommen gerechtfertigt darftellen; wo⸗ 
bei mit Rüdficht auf die Ausführungen des Reviſionsrecurſes 
nur noch bemerkt wurde, daß es fi) vorliegend nicht um 
jene Summe Geldes handelt, weldhe nad) Inhalt der Ebe- 
pacte dem B. von dem Bater der NRecurrentin zur Erleichte- 
rung des mit der ehelichen Geſellſchaft verbundenen Auf⸗ 

es zugeihhidt wurde, denn diefe Summe hat U. laut 
vorliegender Duittung bereits erhalten, fondern daß es ſich 
nur um jenen Fonds handelt, aus welchem: jeinerzeit der 
Anſpruch der Recurrentin, eventuell ihrer Erben auf Rüd- 
ftellung des Heiratsgutes oder auf Zahlung der Widerlage 

ededt werden foll; ferner daß gemäß 8. 1446 a. 6. ©. 8. 
te und Pflichten, welche den öffentlichen Wüchern einver- 
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leibt find, durch die Vereinigung in Einer Perfon nicht auf- 
ehoben werden, bi3 nicht die Löſchung aus den öffentlichen 
Bädern erfolgt if. 


Nr. 606. 


Auch der Yähter des Yropinationsdetrießes if zur Bandeisgeridt- 
ftiden Yrotokoffirung feiner Firma verpflichtet, wenn die im 8.7 
des Einführungsgelefes sum Kandelsgeſetzzuche vorgefehenen Ve- 
dingungen sutreffen. 
eidbung vom 27. tember 1894, 3. 9979 end bie gleihförmigen 
— en des k. k. Landes⸗ u —— C ie pe 
23. September 1893, 8. 22 540, und bes f. f. —— Lemberg 
vom 28. Mai 1894, 8. 11.419). 


Sufolge der Zufchrift der Bezirkshauptmannſchaft, wo- 
nah dem A. vom Betriebe der Propinationspacdhtung an 
Erwerbd- und Einfommenfteuer der Gejammtbetrag von 
21 fl. 27 kr. vorgelehrieben wurde, haben beide unteren In⸗ 
ftanzen gleichförmig den U. aufgefordert, binnen 8 Tagen 
um Die bandelögerichtliche Prot vte niruug ſeiner Firma ein⸗ 
zuſchreiten, weil A. nach der Höhe der Steuerleiſtung von 
dem Betriebe der Propinationspachtung gemäß 8.7 des Ein⸗ 
führungägejeged zum Handelsgeſetzbuche F hanbelögericht- 
lichen Protokollirung feiner Firma verpflichtet tft. 

Der oberjte Gerichtshof Hat den außerordentlichen Re- 
bifionsrecur des U. wegen Abganges der 9, rausfegungen 

es 8.16 des Taiferlichen Patente® vom 9. Auguft 1854, 
K G. Bl. Nr. 206, zurüdgemwiejen. 


Kr. 607. 


Durd das Geſuch um Borlage der Saudelstücher (Art. 37 8.6.) 
und die Bierüßer Durhgufüßrende Verhandlung wird der Lauf der 
Ariſten sur Erfiattung der Satzſchriften und der Lauf des Proceffes 
nit geßemmt, and iR ein einfeitiges, darauf Binziefendes Begehren 
unflatthaft. 

Entſcheidung vom 2. Detober 1894, 8. 11.868*). (Mhänberung ber Erlebi- 
gung bes ?. E. Oberlanbeögerichtes ien vom 7. W uft 180 8. 11.374; 
eberheritellung bes Bee et k. k. „gambelögeri te3 Wien vom 8. Yu 


In der Rechtsſache des N. gegen den B. bat ber Kläger 
am 8. März 1894 die Vorlage der gegneriichen Handels- 


u Oleichlautend oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 2. October 1894, 
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bücher gemäß Urt. 37 9. ©. begehrt und beim Wusgange 
der ihm zur Erftattung der Replik ertheilten Friſt am 
30. Juni 1894 um eine weitere Frift bis Ende September 
angejucht, welches Friſtgeſuch von der erften Inſtanz mit 
Nüdfiht auf die vorausgegangene negative Aeußerung des 
Geklagten über das frühere Friſtgeſuch vom 9. März; 1894 
gemäß $. 10 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 69, als unzuläffig von amtswegen zurüdgemwiejen wurde. 

Das Oberlandesgericht hat dem Recurſe des Klägers 
Folge gegeben und die angejuchte Friſt bewilligt, weil das 
Anſuchen um Büchervorlage noch nicht rechtöträftig entichieden 
ift, weil diefem Anfuchen, ſolange es nicht rechtsfräftig ab- 
gewiejen erfcheint, eine hemmende Wirkung des Friftenlaufes 
zuerfannt werden muß, zumal jonft im Falle, als der 
Editionswerber im Laufe des bezüglichen Berfahrend außer 
Friſt gelommen wäre, die Anordnung der Bücherborlage 
für ihn zwecklos fein würde; weil der Kläger fein vorliegendes 
Friſtgeſuch ausdrücklich darauf ftügt, daß Über fein Begehren 
um Biüchervorlage noch nicht rechtskräftig entichieden ſei; 
daß er daher, wenn er unter diefen Umftänden berechtigt 
war, die Hemmung der ihm zur Erftattung der Replik er- 
theilten Friſt bis zum Abſchluſſe des im Zuge befindlichen 
Verfahrens wegen Vorlage der gegnerijchen Handelsbücher 
zu begehrten, er auch befugt fein muß, aus dem erwähnten 
Grunde die Verlängerung der obigen Friften zu verlangen; 
weil bei dieſer Eachlage das Triftbegehren nicht nach den 
Beitimmungen des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 69, und insbejondere des 8. 10 diejes Gejehes, jondern 
vielmehr als Siſtirungsgeſuch zu behandeln und demnach 
zu bewilligen war. 

Der oberjte Gerichtshof Hat über den Reviſionsrecurs 
des Gellagten den erftrichterlihen Beſcheid wiederhergeftellt, 
weil die Anficht, wonach der Lauf der Friſt zur Erftattung 
der Satzſchrift dur die anhängige Verhandlung über das 
Gefuh um Borlage der Handelsbücher nad Art. 37 H. G. B. 
— wird, im Geſetze keinen Anhaltspunkt findet, ins⸗ 
beſondere nicht in dem dem Handelsgeſetzbuche nachgefolgten, die 
Friſten regelnden Geſetze vom 16. Mat 1874, R. Bl. 
Nr. 69, und weil daher, nachdem der Kläger mit dem Frift- 
gefuche eine weitere Verlängerung der ihm mit dem Beicheide 
vom 2. Mai 1894 über die negative Aeußerung des Geflagten 
ertheilten, von ihm mit Geſuch de praes. 9. März 1894 
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erbetenen Yrift begehrte, ohne mit der Meberreihung bes 
Geſuches die Zuftimmung der Gegenpartei urkundlich nach⸗ 
gewiejen zu Haben, fein Friſtgeſuch in erfter Inſtanz mit 
Recht gemäß 8.10 obigen Geſetzes als unftatthaft von Amts⸗ 
wegen zurüdgewiejen wurde. 


Nr. 608. 


Pie Bei der Bertheilung des WMeifibotes für eine Nachlaßrealität 
angemeldete BeBertragungsgebäßr if, wenn die Nablafrealität wor 
der Einantwortung des Hahlafıs an die Erden im Executionswege 
direct an deu executiven Erficher üdergeht, nicht als Borgugspofl 
su Behandeln. 
Entſcheidung vom 2. Detober 1894, 3. 11.911 (beftätigend bie Enticheibun 
des k. k. Oberlandesgerichted Wien vom 16. Auguſt 1894, 8. 11.658, —** 
der Beſcheid des k. k. Bezirksgerichte Gmunden vom 6. Juli 1894, 8. 4702, 
abgeändert wurde). 

In der Executionsſache des A. wider die Erben des B. 
wegen Zahlung des Betrages von 62 fl. 63 kr. wurde mit 
erftrichterlihem Befcheide auf den aus den im Executions⸗ 
wege verlauften, der Verlafienichaft des B. gehörigen Reali⸗ 
täten erzielten Meiftbot von 2200 |l., unter Anderem auch 
die vom SHauptfteueramte angemeldete Uebertragungsgebühr 
per 178 fl. auf Grund des 8. 72 Geb. Geſ. zur vorzugs⸗ 
weiſen Berichtigung gewieſen. | 

Ueber Recurd des U. ‚bat die zweite Inſtanz ausge⸗ 
ſprochen, daß die mit dem recurrirten Beicheide dem Haupt 
fteneramte als Borzugäpoit zugewiejene Uebertragungsgebühr 
per 178 fl. aus der Meiftbotövertheilung ausgejchieden und 
dem U. als eriten Sabgläubiger zugewiejen werde; dies in 
der Erwägung, daf die Naclafrealität vom Erblaffer direct 
an den erecutiven Erſteher U. übergegangen ijt, eine Ueber- 
tragung des Nachlaſſes an die Erben nicht ftattgefunden Hat, 
daher eine Grundlage für die Zuweiſung der Webertragungs- 
gebühr nad) dem Wortlaute des 8.5 der kaiſ. Verordn. vom 
ao 1893, R. G. Bl. Nr. 53, und 8.57 des Geb. Gef. 
entfällt. 

Der oberfte Gerichtshof Hat den dagegen überreichten 
Reviſionsrecurs der Yinanzprocuratur in Vertretung des k. k. 
Aerars abgewiejen und die oberlandeögerichtliche Entſcheidung 
aus deren fach» und gejegmäßigen Gründen beftätigt, mobei 
noch bemerkt wurde, daß von einer Bermögensübertragung, 
fohin auch von einer Gebühr, auf welche dem Staatsſchatze 
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in diefem Falle das Recht zufteht, begrifflich erft dann bie 
Rede fein könne, wenn eine ſolche auch wirklich eingetreten 
ift, was bei einem Nadlaffe nicht ſchon durch den einge- 
tretenen Tod des Erblaflers, jondern erft durch die Einant- 
wortung der Berlafienichaft an die Erben bewirkt wird, was 
aber im vorliegenden Falle nicht zutrifft, da das Nachlaßreale 
nad dem am 31. März 1889 verftorbenen Erblafler ſchon 
am 21. Yuli 1892 mit dem Pfande für die Forderung des 
U. delaftet, hierauf in Execution gezogen und am 23. Mai 
1894 erecutiv veräußert wurde, das Hauptſteueramt aber 
erft am 30. Juni 1894, alſo jedenfall nach der executiven 
Veräußerung und vor der Einautwortung der Nachlaßrea⸗ 
Iitäten die Nachlaßgebühr bemeflen hat. 


Nr. 609. 
Der Auftrag sur Yorlage der Sandelshäuer ned Art. 37 8. 6. 3. 
Bildet Keinen Grund sur Sikirung des Verfahrens in der Kauptſache. 


dung vom 8. October 1894, 8. 11.914 (abänbernb bie Entf 
a ” Oberlanbesgerichtes Wien vom 29. Auguft 1894, 8. aa lem 
herftellend den Beſcheid bes k. t Qanbelögeriiten Wien vom 27. Juli 1894, 


In der fchriftlich verhandelten Rechtsſache des U. gegen 
die Firma B. wegen Zahlung von 40.000 fl. wurde über 
Anſuchen der geflagten Firma wegen nicht erftatteter Replil 
mit Beſcheid vom 4. Juli 1894, 8. 11.982, die Tagfahrt 
zur Inrotulirung der Ucten auf den 8. Yuguft 1894 ange- 
ordnet. Am 12. Zuli 1894 hat 9. um S g des Ber- 
fahrens bis zur rechtäfräftigen Enticheidung bed Incibenz« 
verfahrens betreffend die Vorlage der gegneriihen Handels⸗ 
bücher angeſucht. 

Die erfte Inſtanz bat diefem Anſuchen derzeit feine 
Folge gegeben, weil erſt im Zeitpunkte der zur Inrotulirung 
der Ücten angeordneten Tagfahrt am 8. Anguſt 1894 ſich 
heransftellen wird, ob bi8 dahin der Inrotulirungsbeſcheid 
in Rechtskraft erwachſen fein wird, oder nicht. 

Ueber den Recurd de N. hat die zweite Inſtanz die 
begehrte Siftirung des Hauptverfabrens bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung über das Incidenzverfahren betreffend die Vor⸗ 
lage ber Handelsbücher bewilligt, weil die auf Antzag des 
U. der geflagten Firma aufgetragene Bücheredition wegen 
Verwerthung der Ebditionärefultate naturgemäß den Fortgang 
des Hauptverfahrens hemmen muß. 
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Der oberfte Gerichtshof hat über den Revifionsrecurs 
der geflagten Firma den erftrichterlichen Veſcheid wiederher- 
eftellt, weil die Unficht, wonach das Verfahren in der Haupt- 
ache durch die anhängige Verhandlung über das Geſuch um 
Vorlage ber Handelsbücher gehemmt wird, im Gefege feinen 
Anhaltspunkt findet, und demnach weder der Mangel der 
rechtöfräftigen Enticheidung der über ein folches Geſuch 
durchgeführten Verhandlung, noch der Auftrag zur Bücher⸗ 
edition einen Grund zur Giftirung des Verfahrens in der 
Hauptſache bildet. 


Nr. 610. 


Buläffigleit der Suskitnirung eines Advocaten im erdentliden 
mündliden Yerfaßren dur einen Bel ihm in Verwendung Keßenden 
Advocaturscandidaten. 


Entſcheidung vom 10. October 1894, 3. 11.508. (Mbänberung ber Ent- 
fcheibung bes k. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 21. Auguſt 1894, 3.19.542. 


An der mündlich verhandelten Rechtsſache der U. durch 
den Advocaten Dr. &. gegen ®. ift zu der über die Klage 
angeordneten Tagfagung für Die Klägerin der Advocaturs⸗ 
candidat Dr. E., als PVertretungsjubftitut des Advocaten 
Dr. C. erichienen, welcher hiebei mit der von W. ihrem 
Nechtafreunde Dr. C. ausgeftellten Vollmacht und mit der 
ordnungsmäßigen Legitimation des Ausfchuffes der Advocaten⸗ 
fammer ſich auswied. Der Geflagte verwahrte fich gegen 
die Zulaffung des Dr. ©. zur Vertretung der Klägerin und 
ftellte da3 Begehren, Lebtere al3 ausgeblieben zu betrachten 
und mit Füllung des Contumazurtheiles vorzugehen. 

Das Gericht griter Inſtanz hat das Begehren bes Ge⸗ 
Hagten abgewiejen, weil der die Klägerin vertretende Advocat 
nach $. 15 Übvocatenordnung berechtigt ift, fi von einem 
Advocaturscandidaten vertreten zu laſſen; Tein Gejeb beſteht, 
welches den Adpocaturscandidaten im ordentlichen mündlichen 
Verfahren die rechtsfreundliche Vertretung einer Partei aus⸗ 
drücklich verwehrt, und im vorliegenden alle Dr. E. ſich 
mit der dem Dr. C. ertbeilten Vollmacht, fowie mit der 
ihm vom Ausfchuffe der Advocatenfammer ausgeftellten Legi- 
timation ausgewieſen Hat. 

Das oberianbengerich bat den vom @ellagten gegen 
den erftrichterlichen Beſcheid ergriffenen Recurs zwar abge» 
wiefen, jedoch zugleich ausgeiprochen, es gemüge im ordent⸗ 
lihen mündlichen Verfahren nicht, daß der Advocat fich 
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durch einen bei. ihm in Verwendung ftehenden Advocaturs⸗ 
candidaten vertreten laſſe, indem dies nach 8.15 Adv. Ordn. 
nur dann zuläffig fet, wo es fi um ein Verfahren Handelt, 
wo die Mitwirkung eines Advocaten nicht ausdrüdlich vor⸗ 
geichrieben erſcheint, was jedoch im mündlichen Verfahren 
nicht der Falk ift, weil es nach 8.14 allg. &. Ordn. da, wo 
im Gerichtsorte eigene angenommene Rechtsfreunde beftehen, 
nothwendig ift, fih von einem hiezu berechtigten Rechts 
freunde vertreten zu lajjen. 

Der oberite Gerichtshof Hat dem gegen diefen Ausſpruch 
von der Klägerin ergriffenen Revifionsrecurfe ftattgegeben 
und den angıfochtenen oberlandesgerichtlichen Ausſpruch be= 
behoben, und dies in Erwägung, daß nad) 8. 15 der Adv. 
Ordn. die Vertretung des Advocaten durch einen bei ihm 
in Verwendung jtehenden Adoocaturscandidaten nur bei den- 
jentgen Verhandlungen ausgejchlofjen ift, wo die Beiziehung 
eines Advocaten ausdrüdlich vorgefchrieben ift, daß Diele 
Vorausfegung jedoch im mündlichen Verfahren nicht zutrifft, 
da in dieſem gemäß. 8. 20 allg. ©. Ordn. die Streittheile 
auch ohne Vertretung eines Nechtöfreundes erjcheinen können. 


Nr. 611. 


Pie Yaytsinfe einer Healität Könuen nur durch Sequefration gemäß 
8. 320 a. 6. 9. in Execution gezogen werden, 


Entieidung vom 24. October 1894, 3. 12.543. (Wbänderung ber gleich⸗ 

förmigen Erledigungen des k. f. Bezirksgerichtes HoraZdomwic vom 7. März 

1894, 3. 2190, und des k. E. NIE he ihteh Prag vom 5. Juni 1894, 
. 13.151. 


Ueber die Klage des U. gegen B. wegen Zahlung von 
597 fl. 29%/, Er. wurde das Erecutivverfahren im Sinne des 
8.298 a. &. D. und des Hofberreted vom 7. Mai 1839, 
J. G. S. Nr. 358, eingeleitet und dem Kläger die fidher- 
ftellungsmetfe Pfändung der dem Geklagten zuftehenden 
Bachtzinsforderungen aus der Verpachtung zweier Maierhöfe 
in den jährlihen Beträgen von 3800 fl. und 4500 fl. be- 
willig. Gegen dieſen Beſcheid recurrirtien die Hypothelar⸗ 
läubigertn C., welche bereit3 früher die erecutive Seque⸗ 
ration des Gutes, zu welchem jene zwei Materhöfe gehören, 
erwirft Hatte, und der erecutive Sequeſter D. 
Das Oberlandesgericht wies den Recurs ab, weil Die 
‚betreffenden Pachtzinsforderungen Gegenftand einer. ſicher⸗ 
ſtellungsweiſen Pfändung bilden - können und erſt bei:-dem 
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Bollzuge zu prüfen fein wird, ob nicht bie Pachtzinsforde- 
rungen zu einer Beit entftanden find, als bereitö die Seque- 
ftratton der bezüglihen Maierhöfe anhängig war. 

Dem außerordentlichen Nevifiondrecurte der C. und D. 
fand der oberfte Gerichtshof nach Zulaß des Hofdecretes 
vom 15. Februar 1833, J. G. ©. Nr. 2593, ftattzugeben, 
die untergerichtlichen Erledigungen abzuändern und dag Be- 
gehren des A. um die Bewilligung der ficherftellungäweifen 
Pfändung der Bachtzinsforderungen abzumeifen, meil bie 
Früchte eines unbemeglichen Gutes, zu ‚welchen auch die et- 
waigen Pachtzinſe zu rechnen find, nur gemäß 8. 320 a. G. O. 
durch Sequeſtration in Erecution gezogen werden können, 
zumal der Erequent nicht etwa fchon fällige, ſondern über- 
haupt die jährliden wiederkehrenden Pachtzinfe in Erecution 
ziehen will, wodurch ein Abbruch an den Rechten ber Hypo⸗ 
thelargläubiger geichehen würde, welche Kraft ihres früher 
erworbenen Pfandrechtes (8.447 a. b. G. B.) die Befriedigung 
aus dem Gute und den Hievon noch nicht abgetrennten 
Früchten, daher auch aus den noch nicht bezogenen Nutzungen 
vor den außerbücherlichen Gläubigern des Hypothekarſchuldners 
zu juchen berechtigt find. 


Nr. 612. 
Sriſtgeſache im Richtigſtelungs verſahren And nad den Belimmungen 
der Eivifprocchorduung au Behandeln (8.7 a. 0. 6.%-, 8. 9 Gef. vom 
25. Iuft 1871, R. 6. BI. Mr. 96, 8. 43 Gef. vom 25. Iult 1871, 
3. 6. St. Ur. 9). 

Entſcheidung vom 30. October 1894, 8. 12.925. (Abänderung ber gleich⸗ 
förmigen Entſcheidungen bes k. k. Bezirfägerichtes Knnin vom 235. Juni 1894, 
3.6593, und des f. k. Oberlanbeögerichtes Zara vom 81. Juli 1894, 3. 4262.) 
Die gemäß 8. 9 des Gefehes vom 25. Juli 1871, 
R. ©. Bl. 96, über das Grundbudhs-Richtigitellungs- 
verfahren auf den Rechtsweg verwiefene Partei Reilte das 
Anſuchen um Ertheilung einer weiteren Friſt zur Einbringung 
ber Klage, wurde aber vom erften Nichter ohne vorläufige 
Vernehmung des Gegentheiles ex primo decreto wegen Un- 
erheblichleit der angeführten Gründe abgewieien. 

Das Oberlandesgericht beftätigteden erftrichterlichen Befcheid. 

Der oberfte Gerichtshof hat Dagegen in der Erwägung, 
dab, nachdem das Gefe vom 25. Juli 1871, R. ©. BI. 
Nr. 96, über das Grundbuchg-Richtigftelungsverfagren eine 
Beitimmung darüber, nad welchem Geſetze die im Sinne 
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des 8.9 des bezogenen Geſetzes einlangenden Geſuche um 
Eritredung der Frift behufs Einbringung der dort erwähnten 
zug zu behandeln feien, nicht enthält, gemäß 8.7 a. b. 
.&. 8. auf das allg. Grundbuchsgeſetz vom 25. Juli 1871, 
N. G. Bl. Nr. 95, Rückſicht zu nehmen ift, und da es im 
8. 43 dieſes Geſetzes ausdrüdlich heißt, daß die Friſtgeſuche 
behufs Einbringung von Klagen auf Rechtfertigung. einer 
Vormerkung nad) der EivilproceBorduung zu behandeln find, 
derſelbe Grundſatz auch auf die Seifgefuce im Richtigſtellungs⸗ 
verfahren anzuwenden ilt, und in ägung, Daß nad $. 8 
des Gejebed vom 16. Mai 1874, R. G. BL Nr. 69, in dem 
Yale, wenn nad dem erften Friſtgeſuche weitere Verlänge- 
rungen derſelben Friſt begehrt werden, der Richter Die Gegen- 
partei nach den geltenden Vorſchriften zur Aeußerung auf- 
zufordern hat, im vorliegenden Yalle aber der erfte Richter 
über das Friſtgeſuch ohne vorläufige Vernehmung des Gegen- 
theiles entfchteden und Die gebetene Frifterweiterung abge- 
Ichlagen hat, — beide untergerichtlichen Erledigungen dahin 
abgeändert, daß das Friftgefucd dem Gegentheile um die fo 
gewiß binnen 3 Tagen zu erftattende Aeußerung zugefertigt 
werde, als widrigens die angeführte Frift als bewilligt an- 
zufehen wäre. 
Nr. 613. 
Eine in baarem Gelde gelrifiete Kaution, Aber welde au verfügen 
dem Empfänger vertragsmähig geſtattet if, erzeugt, ihrer rechtlichen 
Yatur nad, das KRecht, gegen den Mükforderungsanfprud Erſatz 
anfprüde im Wege der Gompenfation geltend zu maden.*) 
Klage auf Zurädfiellung einer Pienficaution nad Auflöfung des 
Dienfiverdältniffes; Bertheilung der Beweislafl. — Gegenüber der 
Klage anf Mükgade einer Pienficaution Bat der Dienfigeder zu 
Beweifen, daß ihm aus dem Pienfiverdältniffe Erſatzanſprüche er- 
wachſen feien.**) 
Auf Hrund eines LSoßnvertrages Raun eine Mednungslegung nit 
gefordert, Bezießungsweife —— ——— nicht eingeleitet 
werden. 


*) Siehe oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 8. Jänner 1857, 8. 12. 782 
(Sammlung Glaſer⸗Anger⸗-Walther Nr. 271); — 24. October 1867, 
8. 8554 (ibidem Wr. 2894). 

“*) Siehe oberfigerichtliche Ertfcheidung vom 25. Känner 1865, 8. 396 
(Sammlung ®.-.U..%. Nr. 2103); 


. 10.491 (Sammlung G.N1.W. Nr. 10.334); — vom 81. October 188 
. 12.696 (ibidem Pr. 9630); — vom 8. Tecember 1884, 8. 18. 
(ibidem Nr. 10.284). 
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Kr die BYenrtheilung, ob den Handelsbüchern noch eine Yeweis- 
Rraft zußomme, if der Moment maßgedend, in weldem von diefem 
Beweismittel gerihtlih Gebrauch gemadt wird. 
Entſcheidung vom 20. November 1894, 3. 138.404. (Burüdiweifung der gegen 
die gleicjlautenden Urtheile des k. k. 8: als Handelsgerichtes Leoben vom 
22. März 1894, 3.587, und bes f.t. ‚oberianbeögerichtes Graz vom 6. Sep⸗ 
tember 1894, 3. 6685, eingebrachten a. o. Reviſionsbeſchwerde.) 

B., Eigenthümer einer im Handelsregiſter protofollirten 
Senjenfabrif, hatte den A. als Werkführer und Stüdmeifter 
in feiner Fabrik beftellt; laut des darauf bezüglichen Lohn⸗ 
vertrages vom 2. October 1884 wurde, anichließend an die 
unentgeltliche Weberlafjung der Benützung der Grundftüde, 
des vorhandenen Viehſtandes, beitimmter Hausräumlichkeiten 
und des jogenannten todten Inventars an den beftellten 
Werlmeifter, im Punkte 10 ausdrüdlich feitgeftelt, da U. 
al3 Sicherftellung für die pünftliche Erfüllung der von ihm 
übernommenen Vertragspflichten und insbefondere für jeden 
Abgang des übernommenen todten und lebenden Inventars 
zu Handen des B. den Betrag von 800 fl. als Caution mit 
dem Beiſatze erlegte, daß er auch mit feinem fonftigen Ver⸗ 
mögen für jeden wie immer gearteten Abgang haften follte 
und daß bei Auflöfung des Vertrages der B. dem N. den 
vorjtehenden Cautionsbetrag gegen NRüdgabe der von A. 
übernommenen Gegenjtände zurüdzugeben hätte. Das dem- 
gemäß geregelte Dienſtverhältniß mwährte, ſtillſchweigend er- 
neuert, bis Ende Juli 1889, zu welcher Zeit nach voraus- 
gegangener Kündigung eine Rüdgabe an todtem und Ieben- 
dem Inventar feitend des A. erfolge. Auf Grund deſſen 
begehrt num U. mit Klage vom 12. März 1892 von den 
Erben des am 6. Dezember 1891 verftorbenen.B. die Heraus- 
gabe, rejpective Rüdzahlung der Dienftescaution per 800 fl. 
Von den Beklagten wird einerjeit3 der Erlag der Caution 
per 800 fl., andererfeit3 auch zugegeben, daß dielelbe bei 
Rückgabe des Inventar rüczuftellen fei, und daß überhaupt 
eine Rüdgabe des Inventars erfolgt ſei; Dagegen wird ihrer⸗ 
jeit3 eingewendet, daß gemäß Punkt 10 des zwifchen B. und 
U. abgejchloffenen Lohnvertrages der Kläger die von ben 
Beklagten negirte pünktliche Pflichterfüllung feinerjeit3 zu er- 
weijen habe, und daß Kläger das Inventar nicht zur Gänze, 
wie er e3 übernahm, rüdgeftellt habe, demnach auch dieje 
gänzliche Rückſtellung beweisträftig zu erhärten Habe. . 

Das Gericht erfter Inftanz gab dem Klagebegehren unter 
der Bedingung ftatt, daß durch den dem Kläger aufgetragenen 


Entfheidungen IX. 20 
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referiblen Haupteid der Beweis darüber Hergeftellt jet, daß 
Kläger den Geflagten gegenüber die Nichtigkeit der gelegten 
Rechnung bis auf einen Betrag von 86 fl. anerkannt habe. 
Die Urtheilsgründe lauten im Weſen folgendermaßen: Der 
Wortlaut und der Sinn des Punktes 10 des zwiſchen B. 
und W. abgejchloffenen Vertrages vom 2. October 1884 ergibt, 
daß mit demfelben allerdings accefforifch an den Lohnvertrag 
ein Pfandvertrag im Sinne der 88. 1343 und 1368 a. b. 
G. B. behufs Sicherftellung der vom Kläger feinem Dienjt- 
herrn gegenüber eingegangenen Berpflichtungen errichtet wurde, 
daß demzufolge der Sautionsnehmer fi) Dedung aus ber 
Saution zu verjchaffen berechtigt ift, wenn der Cautionsgeber 
jeine Vertragspflichten nicht pünktlich erfüllt Hat, das heißt, 
wenn er fie verlegt bat, und dann, wenn die Uebergabe des 
Inventars gar nicht oder nicht vollftändig erfolgt, daß je- 
doch der Kautionsnehmer dann, wenn diefe Fälle nicht ein- 
treten, die Kaution bei Auflöfung des Vertrages rüdzuftellen 
hat. Dieſe Vertragäbeftimmungen bilden ſonach die Grund- 
lage für die Beantwortung der Frage, welche Thatſachen für 
den Bautionsnehmer in Anbetracht diefer Caution rechtser- 
zeugend find, ſonach die Grundlage für die Beurtheilung der von 
den Gellagten aufgerollten Frage der Beweislaft. Nach den 
allgemeinen Regeln hat die rechtderzeugenden Thatſachen Der- 
jenige zubeweifen, der fie behauptet, und hat nicht der Gegentheil 
die Nichtexiſtenz folcher Thatlachen zu erhärten. Es können nun 
zwar allerdings in einem Pfandvertrage auch derart beftimmte 
Verpflichtungen ftatuirt werden, daß fofort ſchon durch die 
Statutrung derjelben Rechte für den Pfandnehmer erwadjien, 
welche als ziffermäßig ausgedrüdte Forderungen der Kaution 
gegenüberftehen, und deren Erlöfchung Derjenige zu beweilen 
hat, welcher die Cautton zurädfordert; es Tann aud die 
Nüdforderung an bejtimmt ausgedrüädte Bedingungen, wie 
3. B. an eine Rechnungslegung geknüpft fein; im vorliegenden 
Falle jedoch find im PBfandvertrage weder beftimmte, ziffer- 
mäßig ausgedrücte Forderungen des Cautionsnehmers ftatuirt, 
da fich folche Forderungen erft aus der nicht pünktlicden Er- 
füllung der Dienjtpflichten zu entwideln Haben, noch ift an 
die Rüditellung der Kaution eine andere Bedingung als die 
Rüdgabe des Inventars geknüpft, welche aber im Allgemei- 
nen zugegeben ijt, daher das gänzliche oder theilweiſe Forde⸗ 
rungsrecht an der Caution gleichfalls erft aus einem zu con⸗ 
ftatirenden Mangel bei der Inventarsrüdftellung zur Exifteng 
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gelangen Tann. Die pünktliche Pflichterfiillung ift mit Bezug 
auf die Frage der Beweislaſt al3 eine affirmativ ausgedrüdte 
negative Thatjache anzujehen, die fohin nicht das Subftrat 
eines Beweiſes bilden kann; diefer Thatjache gegenüber fteht 
die nur fpradjlich negativ ausgedrüdte Thatjache der nicht 
pünktlihen Pflichterfüllung, welche eben durch eine die Ver⸗ 
tragspflicht verleßende Handlung oder Unterlaffung zum 
Ausdrude gelangt, daher diefe Handlung oder Unterlafjung 
jene realpofitive Thatfache bildet, welche zu beweifen ift, und 
zwar von Demjenigen, der fie behauptet; e3 genügt daher 
nicht, im Allgemeinen die pünktliche Pflichterfüllung feines 
Gegners zu negiren, fondern es müſſen bejtimmte concrete 
Thatſachen angeführt und bewiejen werden, aus welchen die 
pünktliche Erfüllung der Pflichten des Gegners ausgejchlofien 
wird. Aus diefen Thatjahen müſſen jodann, wenn, wie 
borliegend, nicht fofort der gänzlicdhe oder in feinem Theil⸗ 
betrage beitimmte Cautionsverfall vertragsmäßig feſtgeſetzt 
ericheint, die Forderungen für den Cautionsnehmer entwidelt 
und deren ziffermäßige Höhe beftimmt werden. Aus den- 
felben Gründen ift e8 auch Pflicht des Cautionsnehmers, 
wenn er wegen nicht gänzlicher Rüditellung des Inventars 
auf die Caution Anſprüche erhebt, die Mängel diefer Ueber- 
gabe, rejpective die aus denfelben für ihn rejultirenden Forde⸗ 
rungen ziffermäßig darzuthun. Die Gellagten Tagen ſelbſt 
in ihrer Gegenichlußfchrift, daß die Kaution zur Sicherftellung 
der don vornherein nicht befannten, ſei e3 Durch poſitives 
Berjchulden, jet es durch Unterlaffungen feitend des Cautions⸗ 
leifter8 zur nehm gelangenden Anfprüche geleiitet wurde; 
gleichwohl Haben fie, von der irrigen Auslegung der Beweis⸗ 
laft ausgehend, fich bei Begründung und Erweiſung der das 
Retentiongrecht auf die Kaution begründenden, die Ausfolgung 
der Caution in feiner Gänze oder zum Theile ausfchließenden 
Thatfachen nur fehr refervirt verhalten. Sie haben zwar 
die in die Form eines Conto corrente gefleidete Abrechnung 
beigebracht, aus welcher fich ergeben fol, daß troß Einfegung 
der Caution per 800 fl. als erite Poſt des „Haben“ für die 
Geklagten ein Rechnungsguthaben von 255 fl. 54 fr. refultirt, 
und haben weiterd mit dem am 26. October 1889 datirten 
Schreiben de3 B. an den Kläger darzuthun verjucht, daß bei 
der Inventursrüdftelung eine Differenz in der Höhe von 
321 fl. 11 fr. beftanden habe, daß weiters der Kläger noch 
das übernommene Getreide rüdzuftellen und den Anbaumerth 
20* 
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zu erjegen “habe, wofür jedoch eine ziffermäßige Fixirung 
mangelt, endlich, daß fie die von 8. felbft dem Kläger im 
Conto corrente gutgefchriebenen Reparatursfoften pr. 1268 fl. 
66. fr. nicht anerkennen. Die Gellagten haben ſich ferner 
in Beantwortung der klägeriſchen Replik in die Beſprechung 
einzelner Poften des Conto corrente nnd des übergebenen, 
fowie rüdübernommenen todten und lebenden Inventars 
eingelaflen, und gegenüber den Beweisführungen de3 Klägers 
in deffen Replik, in welcher diefer verfchiedene Poften des 
Conto corrente im „Soll“ und „Haben“ bemängelt und die 
ordnungsmäßige Rüdftellung des Inventars, ja jelbit ein 
fih für ihn Hiebei ergebendes Plus bei der Uebergabe darzu- 
thun unternimmt, um nicht allein fein formelles, ſondern 
auch fein materielle Recht in dieſem Rechtöftreite zur richter- 
lien Anſchauung zu bringen — Gegenbeweije angeboten. 
Allein abgejehen davon, bat diefer Conto corrente bei dem 
Widerſpruche des Klägerd an und für fich Teinen Beweis 
bildet, da nicht dem den Handelsbüchern ordnungsgemäß 
und übereinftimmenden Buchauszuge, ſondern nur den Sandels- 
büchern ſelbſt nad 8. 19 € ©. zum 9. ©. und Art. 34 
9. G. Beweisfraft zufommt; abgefehen davon, daß ſich nach 
8 19 €. ©. zum H. ©. diefe Beweiskraft blos auf die Dauer 
eines Jahres und ſechs Monate feit der Entftehung der offen 
gebliebenen Forderung erftredt, daher den Handelsbüchern 
des B. mit NRüdficht auf die letzte Eintragung und das 
Schreiben desfelben vom 26. October 1889 einerfeit3 und 
die Klage vom 12. März 1892 andererfeit3 diefe Beweiskraft 
nicht mehr zufommt, bieten die über die Inventarsübergaben, 
reipective Uebernahmsumftände und bezüglich einzelner Poſten 
de3 Conto corrente von beiden Gtreittheilen angebotenen 
Beweiſe und Gegenmweije deshalb Feine relevanten Beweis- 
mittel zur Entfcheidung diefer Rechtsſache, weil das Ergebniß 
der vom Kläger geführten Beweiſe für ihn ebenjo wenig ein 
vollftändiges und ziffermäßiges Nefultat für feine Behaup- 
tung liefern, daß jeldft für den all, als einige Inventurs⸗ 
ftüde bei feiner Uebergabe mangelten oder minderwertig 
waren, fich für ihn ein Plus der Rechnung Heraugitellte, als 
die Geflagten mit ihren Gegenbeweifen beweisfräftig darzu- 
thun vermögen, ob und wieviel diejelben aus dem Conto 
corrente, rejpective aus der Rüdübernahme des Inventars 
zu fordern haben, refpective welchen Betrag der Caution fie 
zur Sicherſtellung ihrer Forderungen aus dem Dienftverhält« 
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niſſe zurüdzuhalten berechtigt find. Die Richtigkeit biefer 
Unzulänglichfeit der Beweife für die Entjcheidung der Rechts⸗ 
frage, welche Unzulänglichkeit mit Rüdficht auf die Beweislaft 
die Geltagten trifft, geht felbft aus den Crörterungen der- 
jelben hervor, da fie in ihrer Einrede felbft zur Schlußfolge- 
zung gelangen, daß es fi) um eine gelegte Rechnung handle, 
welche der Kläger, wenn er eine Forderung erheben zu jollen 
glaubt, zu bemängeln hätte, daß es aber durchaus unitatt- 
haft ift, eine einzelne Poſt aus ihrem Zujammenhange loszu⸗ 
reißen und felbitftändig geltend zu machen. Wenn nämlich 
die Geflagten behaupten, daß aus der gegenjeitigen Verrech⸗ 
nung mit dem Kläger für fie eine Forderung fich ergebe, 
haben fie beim Widerfprudhe und den Gegenbehauptungen 
des Klägers jämmtliche Poſten des Conto corrente zu erhärten 
und die im Schreiben vom 26. October 1889 behauptete 
Uebernahmsdifferenz ziffermäßig zu beweijen, um den Neten- 
tionsanfpruh auf die Caution darzuthun, oder fie haben 
zu beweiſen, daß die zwiichen den Streittheilen gepflogene 
Verrechnung vom Gegner anerlannt wurde. Bei dem Um- 
ftande, als die Rechnungslegung bei der Bertragsauflöfung 
nicht vertragsmäßig bedungen war, beruht es auf einem 
Irrthume der Bellagten, wenn fie behufs Bermeidung der 
Pflicht, ſammtliche Voften des Conto corrente und die Jn- 
ventarsdifferenz ziffermäßig zu erweifen, vermeinen, daß dem 
vorliegenden Rechtsſtreite ein Rechnungsproceß in der Weife 
vorangehen müfje, daß der Kläger vor Weberreichung der 
gegenwärtigen Klage entweder die Rechnung der Geflagten 
anzuerfennen oder zu bemängeln habe. Nach 8. 1012 a. b. 
G. 8. bildet eine Rechnung nur dann das Subſtrat für einen 
Rechnungsproceß nach 8. 100 a. &. D., wenn der Rechnungs- 
leger durch einen Vertrag, durch das Gejeß oder durch einen 
richterliden Sprudy zur Rechnungslegung verpflichtet ift, und 
ſetzt 8. 100 a. ©. D. eine im Namen eines Anderen geführte 
Verwaltung und die Pflicht zur Rechnungslegung voraus, 
was bei einem Anſpruche aus einem Lohnvertrage nicht zutrifft, 
der daher nur im Wege des ordendlichen Brocefjes geltend zu 
machen ift, in welchem die Geflagten gegenüber der zuge- 
ftandenen Pflicht der Cautionsrückſtellung bei Auflöjung des 
Vertrages die Eriftenz und die ziffermäßige Höhe der aus dem 
Lohnvertrage für ihn rejultirenden Forderungen nachzumetjen 
‘haben. Diejer Beweis ift nun durch die Gruchftüchnrtigen ade 
weifungsverjuche an der Hand bed Conto corrente und Durch die 
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Beantwortung der vom Kläger beifpielsweile behaupteten 
Mängel desjelben, ſowie durch die theilweife Bemänglung der 
Hägerifchen Inventarsrückſtellung nicht erbracht; Dagegen er- 
icheint die Einwendung der Gellagten, daß die Kaution des 
Klägers durch Die Gegenforderung der Geflagten aus dem Conto 
corrente compenfirt ſei, dann begründet, wenn der Kläger, 
wie die Gellagten en erfterer es aber negirt, den 
Conto corrente bis auf einen Betrag von 86 fl. anerkannt 
bat. ft ſeitens des Klägers diefe Anerkennung erfolgt, dann 
ergibt ſich mit Rückſicht darauf, daß troß der Einſetzung 
der Saution per 800 fl. als erfte Poft im „Haben“ des 
Klägers ein Guthaben für den B. im Betrage von 255 fl. 
54 kr., abzüglich de3 nicht anerfannten Betrages von 86 fl. 
im Reſte von 169 fl. 54 Tr. reiultirt, daß jomit, wenn Die 
Caution aus dem Folium des „Habens“ ausgeichieden wird, 
fih für die Geflagten ein Guthaben von 969 fl. 54 Tr. aus 
dem Lohnvertrage gegenüber der Hägeriichen Cautionsforde⸗ 
rung per 800 fl. herausitellt, daß ſonach die letztere Durch 
die Gegenforderung der Geklagten aus demfelben Bertrage, ſo⸗ 
nad) aus denfelben Titel confumirt erfcheint, und demzufolge 
der Klagsanſpruch erlofchen und unbegründet ift. Hiefür haben 
die Gellagten den negirten referiblen Haupteid angeboten und 
war diefer ſonach al3 für die Entſcheidung maßgebend zuzulafien, 
da von diefem Beweiſe allein die Sorterifienz oder dieErlöjchung 
der an und für fich zu Recht beitehenden Hägerifchen Yorderung 
die Berechtigung des Klagsbegehrens abhängig erjcheint. 
Mit Abweiſung der Uppellation der Geklagten beftätigte 
das Oberlandesgeriht das erftrichterliche Urtheil aus deſſen 
Gründen und in der weiteren Erwägung, daß die wejentliche, 
dem Klagebegehren enigegengeftellte Einwendung jene der 
Confumirung der Caution jei, bei deren Berüdjichtigung 
implieite auch die Einwendungen der Mängel überhaupt und 
jene bei Rüditellung des Inventars ingbejondere gewürdigt 
ericheinen, da es fih im Grunde doch nur um eine aus diejen 
Mängeln u Erfaßforderung handelt. Inſoferne 
daher der Zuſpruch von der diesfälligen Beweisführung 
abhängig gemacht wurde, haben die Geflagten feine Urfache 
zu einer Bejchwerde, wobei bezüglich der Bertheilung der 
Beweislaft auf die erftrichterlichen Gründe Hingewiejen wird. 
Der oberjte Gerichtshof wies die außerordentliche Revi- 
fionsbeichwerde der Gellagten aus folgenden Gründen zurüd: 
Borliegend handelt es fich nicht um das für eine individuelle uud 
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ziffermäßig beftimmte Forderung eingeräumte Bfandrecht, 
jondern um die Gaution, weldhe vom Kläger dem B. zur 
Sicherſtellung der aus dem Vertrage vor 2. October 1884 
für diefen allenfall3 refultirenden Forderungsanſprüche beftellt 
wurbe. Solange die durch diefen Vertrag begründete Geſchäfts⸗ 
beziehung zwiſchen den PBaciscenten beitand, war B. berechtigt, 
die ihm gemäß Abf. 10 des Vertrages vom Kläger geleiftete 
Caution von 800 fl. bei fich zu behalten, fobald aber diefes 
Berhältnig, wie zugeftanden, aufgelöst worden war, Tonnte 
diefe Rückbehaltung nur in dem Yale und in dem Maße 
al3 gerechtfertigt angejehen werden, wenn nachgewieſen würde, 
daß dem B. und nad defien Tode feinen Erben eine aus 
dem erwähnten Geſchäftsverhältniſſe rejultirende, die Cautions⸗ 
fumme abjorbirende Forderung gegen den Kälger zuftehe. Da 
nun das Entitehen einer Forderung der Gläubiger darzuthun, 
nicht aber der Schuldner nachzuweiſen hat, daß eine ſolche 
Forderung ſeitens feines Mitcontrahenten nicht entitanden 
fei und eben der Beſtand eines ſolchen Forderungsanipruches 
an Seite der Gellagten für diefe das Recht erzeugt, die vom 
Kläger begehrte Nüditellung der in Rede ftehenden Caution 
zu verweigern, kann in der Anficht der unteren Inftanzen, 
daß die Geklagten die ihnen gegen den Kläger angeblich zu- 
ftehende Forderung zu erweifen haben, feine offenbare Ungerech⸗ 
tigkeit, ſondern nur die richtige Anwendung der Beweisregel 
des 8. 104 a. G. O. auf den vorliegenden Fall gefunden 
werden. Auch deshalb, daß die unteren Inſtanzen die Handels⸗ 
bücher der Geklagten als nicht geeignet angeſehen haben, die 
Behauptung der Geklagten, daß nämlich denſelben eine die 
Caution von 800 fl. conſumirende Forderung gegen den 
Kläger zuſtehe, gegen den Widerſpruch des Klägers zu erweiſen, 
können die Geklagten mit Rückſicht auf die Beſtimmung des 
8. 19 des Einführ. Gef. zum Handelsgeſetzbuche ſich über ein 
erlittene3 Unrecht nicht beklagen, zumal für die Beurtheilung, 
ob den Handelsbüchern noch eine Beweiskraft zulomme, nur 
der Moment maßgebend fein kann, in welchem von dieſem 
Beweismittel gerichtlich Gebraud) gemacht wird und von der 
legten Eintragung im beigebrachten Conto corrente bis zur 
Eritattung der Einrede mehr als 1 Jahr und 6 Monate 
verftrihen find. Wenn ſchließlich die Geflagten aus der 
Dienftleiftung des Klägers, welche diejer im Sinne des Ber- 
trage3 vom 2. October 1884 zu bejorgen Hatte, folgern, daß 
der Kläger, da er über feine Dienftleiftung noch nicht Rechnung 
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gelegt habe, nicht berechtigt fein könne, die Rückſtellung 
der Caution zu fordern, jo muß auf den Inhalt des Vertrages 
jelbft, wonach die Cautionsrüditellung nicht von einer Rech⸗ 
nungslegung feitens des Klägers abhängig gemacht wurde, 
eben und bemerft werden, daß die Geklagten auch gar 
nicht behaupten, vom Kläger eine ſolche Rechnungslegung 
verlangt zu haben, vielmehr anführen, daß fie ſelbſt ihm eine 
folche mit. dem Conto corrente und den Beilagen desjelben 
gelegt haben. Da ferner eine unterlaufene Nullität meder 
von den Geflagten behauptet wird, noch aud) aus den 
geprüften Acten entnehmbar ift und in den untergerichtlichen 
Urtheilen auch jene Actenwidrigfeiten, worauf in den Reviſions⸗ 
bejchwerden nur im Allgemeinen bingedeutet wird, nicht zu 
conftatiren find, fan wegen Abganges der Borausfeßungen 
des Hofdecrete3 vom 15. Februar 1833, J. G. ©. Nr. 2593, 
der außerordentlihen Reviſionsbeſchwerde der Geflagten eine 
Folge nicht gegeben werden. | 


Nr. 614. 


VRehufs Sulaffung zur Advocatenprüfung wird weder der Rachweis 
dDarüßer, daß Kandidat von der im 8. 3 der Advocatenordnung »or- 
geſchriebenen vierjährigen Prazis drei Jahre nad erlangtem Poctorate 
Bei einem Advocaten. zugebracht Habe, noch die Rahmweilung der 
geſetzlichen Art der Praxis vor dem Poctorate dur Beißringung 
der Staatsprüfungszeugniffe erfordert. 

Entſcheidung vom 27. November 1804, 3. 14.072*). (Abänderung. ber Ent: 
fcheidung bes k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 6. November 1894, 3. 15.767.) 

Das Gejuh des Advocaturscandidaten Dr. U. um 
Bulaffung zur Advocatenprüfung wurde vom: Oberlandes- 
gerichte derzeit abgewiejen, weil der -Candidat nad) erlangten 
Doctorate feine dreijährige, jondern nur eine Advocatenpraxis 
von 2 Sahren, 10 Monaten und 12 Tagen nachgemwiefen und 
die Staatsprüfungszeugniffe, um die Tegale Art der Praris 
vor dem Doctorate darzuthun, nicht beigebracht Hatte. Denn 
dawider überreichten Reeurſe des X. ftattgebend, fand ber 
oberfte Gericht3hof in Abänderung des angefochtenen oberlandes⸗ 
gerichtlichen Erlafjes den A. zur Advoeatenpräfung zuzulafien, 
weil eine ausdrüdliche Beitimmung, daß von der im $. 3 der 
Advocaten⸗Ordnung vorgeichriebenen vierjährigen Praxis drei 


*) Gleichlautend oberftgerichtliche Entſcheidung vom 2. September 1890 
3. 10.886 (Mowak'ſche Samml. Y Nr. 305). ß ep 
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Sahre nach erlangtem Doctorate bei einem Advocaten zu- 
gebracht worden fein müſſen, in der bezogenen Gejebesftelle 
nicht enthalten ift, eine Rachweiſung der geſetzlichen Art der 
Praxis vor dem Doctorate durch Beibringung der Staats⸗ 
prüfungegengnille, abgejehen von dem erjt Dem Recurſe ange- 
ichloffenen Erlafje des k. k. Minifteriums für Eultus und 
Unterricht vom 7. Auguft 1889, 3. 15.576, bei dem Umftande, 
als Geſuchſteller eine mehr als vierjührige Praris nad 
erlangtem Doctorate zurüdgelegt hat, fich nicht als erforderlich 
darjtellt, und der angejuchten Bulafjung zur Advocatenprüfung 
ein geſetzliches Hinderniß nicht entgegeniteht. 


Alphabetifches Sachregiſter. 


I. = Judicatenbuch; II. = Spruchrepertorium; III = Amtlich beröffent- 
lichte Entſcheidungen; IV. —= Materienregifter; 8. = Band; ©. — Geite 


A. 
Abindungebetrag bei Eigenthumsklage. III. Nr. 331. 


Abtrennung, grundbücherliche: Bejcheinigungsmittel für die 
Sugehdrigieit des Trennftüdes zum Stammgute. I. Kr. 70. 


— — often. II. Nr. 158. 8.8 ©.11. 

Abtretungdvertrag: Das auf Grund eined Abtretungs- 
dertrages dem Bater zuftehende Recht, von feinen Kindern nad) 
Bedarf die Bearbeitung eines ihm gehörigen Grundftüdes 
zu verlangen, ijt nicht an puitie gupertragbar (8. 1393 

a. b. G. B.ſ. IV. Nr.539. 8.8 ©.1 

Abweiender unbelannten Aufenthalts: ‚Die Friſt zur Ein- 
rede läuft vom Tage der ‚nagsauftelung an den für ihn 
beftellten Eurator. 1. Nr.50, 8.1 ©. 49. 

— — Dem 4, welchem als Beklogten ein Curator beftellt 
wurde, fann der Haupteid aufgetragen werden. I. Nr. 33. 


Actiengeſellſchaft, aufgelöfte: Das Necht des Gläubigers 
auf Erlag der ftreitigen Forderung kann auch mit Geruch 
geltend gemacht werden. II. Nr.14. B.1 ©. 169. 

Adaptirungspatent vom Sahre 1782, |. Handelsgeridt. 

Adminiftrativ-Verfahren: Der proceffuelle Anſpruch auf 
Erjaß des von einer Bartei in einem admintitrativen Ber- 
fahren zur Wahrnehmung ihrer Rechte gemachten Aufwandes 
fann auf dem ordentlichen Rehtöwege nicht geltend gemacht 
werden. U. Nr. 134. 8.3 ©. 1 
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Adulterinus, legitimirt per subsequens matrimonium: 
Einem folden Kinde kann auch nicht das aus der Bermu- 
tbung des 8.138 a. b. G. B. fich ergebende Recht der ehe- 
lichen Geburt im Familienftande des erften Doegatten feiner 
Mutter aufgedrungen werden. III. Nr.154. B. 5 ©.77. 

Advocat: Behandlung der mit der Bertretungsvollmacht für 
den einjchreitenden A. nicht belegten Eingabe. Umfang 
der Vertretungsbefugniß des gemäß 8.28 lit. h A. O. be- 
ftellten Stellvertreters eines U. IV. Nr.283. 8.5 ©. 259. 

— — Seine Fertigung auf gerichtlichen Eingaben in poss. 
summ. nicht erforderlich. I. Nr.62. 8.1 ©. 63. 

— — Verpflichtung zur Rechnungslegung und Erfüllung 
derjelben. IV. Nr. 143. B.4. ©. 291. 

— — Die Enthebung de3 von dem Adpocatenlammeraus- 
Ihufle für eine arme Partei beftellten unentgeltlichen Ver⸗ 
treter3 von der ihm aufgetragenen Vertretung fteht in erfter 
Snftanz überhaupt und indbejondere auch dann, wenn Die 
Enthebung von der unentgeltlichen Wertretung wegen Un⸗ 
durchführbarkeit des Rechtsanſpruches der das Armenrecht 
genießenden Partei begehrt wird, dem Advocatenkammer⸗ 
ausſchuſſe zu, und bleibt gegen die diesfällige Erledigung 
gie Veſchwerde an das Oberlandesgericht offen. J. Nr. 108. 


— — Die Enthebung von einer ex offo Vertretung wegen 
Undurchführbarkeit der Rechtsſache ſteht den Gerichten zu. 
U. Nr. 89. (Beſeitigt durch Judicat Nr. 108.) B. 1 ©. 277. 

— — als Curator, ſ. Curator. 

— — Gegen die Enthebung des von dem Advocatenkammeraus⸗ 
ichuffe Hr eine arme Vartei beftellten unentgeltlicden Ver⸗ 
treters von der ihm aufgetragenen Vertretung ift nur die 
geliuerbe an das Oberlandeögericht offen. IV. Nr. 597. 


— — Gegen die Abweifung des Begehrens eines zum unent- 
geltlichen Vertreter beitellten Advocaten um Enthebung fteht 
semjelben ein Beſchwerderecht nicht zu. III. Nr. 368. 8.9 


Advocatengebühren, f. Gerichtskoſten. 

— — Bei Beftimmung der von einem Advocaten für Arbeiten 
im Verfahren außer Streitfachen liquidirten Gebühren tft 
aud 8. 28 des Gebührentarifes des kaiſerl. Patente vom 
21. Mai 1855, R. G. Bl. Nr. 94, finngemäß anzuwenden. 
IV. Nr. 579. 8.9 ©. 141. 
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Advocatengebühren: Der Umſtand, daß ein A. nicht von der 
zu vertretenden Partei, ſondern von dem Advocaten derſelben 
als deſſen Subſtitut bevollmächtigt wurde, ſteht der An⸗ 

wendbarkeit des Hofdecretes vom 4. October 1833, J. G. S. 

Nr. 2633, nicht entgegen. II. Nr. 154. 8.7 S. 6. 

— — LCeſſion der eventuellen Derichtäfojtenerjahforberung 
jeitens der von ihm vertretenen Partei an ihn. IV. Nr. 34. 
B. 3 S. 272, 

— — Der A. Hat. kein Retentionsrecht für feine illiquide 
Erpenfenforderung an der aus der Pertretung für den 
Clienten erhaltenen Barichaft. IV. Nr. 53. 8.3 ©. 332. 

— — Glaubwürdige Nachweiſung, bez. Beicheinigung der 
Erpenfenforberung. IV. Nr. 127. 8.4 ©. 252, 

— — Bei der im Sinne des Hofdecreted vom 4. October 1833, 
J. G. S. Nr. 2633, vorzunehmenden Beftimmung der N. 
fommt e3 nur darauf an, ob die Leiftung, für welche eine 
Gebühr angeiprochen wird, erfolgt ſei und welche Entloh- 
nung bderjelben entipreche; die weiteren Sragen, ob die 
Reiftungen nothwendig oder zwedmäßig waren, ob fie über 
oder ohne oder gegen den Auftrag des Blienten gejchahen 
und welchen Einfluß al’ dies aut die Zahlungspflicht des 
Glienten übe, find dem im erwähnten Hofdecrete vorge- 
jehenen Proceßwege vorbehalten. IV. Nr.327. B. 6 ©. 392. 

Abbocatenpräfung: Behufs Zulaffung zur A. bat der 
Sandidat nach $. 3 der Adv. Ordn. unbedingt eine Drei- 
jährige Praxis bei einem Adoocaten oder einer Yinanzpro- 
euralur Fr erlangtem Doctorate nachzumweifen. IV. Nr. 305. 


— — Unznläffigfeit der Befreiung von der Prüfung aus dem 
Strafrechte bei der X. III. Nr. 149. 8.5 ©. 68. 

— — Die mit Erfolg abgelegte Advocatenprüfung darf nicht 
wiederholt werden. IV. Nr. 548. 8.8 ©. 211. 

— — Behufs Zulaffung zur Adoocatenprüfung wird weder 
der Nachweis darüber, daß Candidat von der im 8.3 
der Advocatenordnung vorgejchriebenen vierjährigen Braris 
drei Jahre nach erlangtem Doctorate bei einem Advocaten 
zugebracht habe, noch die Rachweiſung der gejeglichen Art 
der Praxis vor dem Poctorate durch Beibringung der 
Staatöpeifungägengnie erfordert. IV. Nr. 614. Bd. 9 


Abvocaten-Ueberfiedlung: Gegen die Erledigung des 
Ausſchuſſes der Advocatenfammer, womit die Anzeige eines 
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Advocaten von der beabfichtigten Weberfiedlung an einen 
außerhalb des Kammerſprengels gelegenen Ort nidht an- 
und zur Kenntniß genommen wurde, fteht die Berufung 
an die Vollverfammlung der Mdpocatenlammer und gegen 
die dDiesfällige Enticheidung der letzteren an den oberften 
Gericht3hof offen. — Der Umftand, daß zur Zeit der Ein- 
bringung einer derartigen Ueberfiedlungsangeige gegen den 
betreffenden Advocaten beim Disciplinarrathe der Advocaten⸗ 
fammer eine Disciplinarunterfuhung anhängig war, ift 
ein hinreichender Grund, um die Unnahme der Ueberſiedlungs⸗ 
anzeige zu verweigern. III. Nr.205. 8.7 ©. 23. 

Advocaturscandidat: gum Behufe der Eintragung in 
die Lifte der U. kann die Beftätigung des k. k. —— 
für Cultus und Unterricht, daß mit der Ablegung des 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Rigoroſums die fehlende ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Staatsprüfung erſetzt ſei, nicht als genügend an- 
geſehen werden. II. Nr.105. B. 2 S. 70. 

— — Die Subftituirung des A. durch einen Concipienten 
iſt im ordentlichen ſchriftlichen Verfahren nicht blos hin⸗ 
ſichtlich der Unterfertigung der Satzſchriften, ſondern auch 
hinſichtlich der Intervenirung bei Tagſatzungen ausgeſchloſſen. 
IV. Nr. 80. B. 3 S. 404. 


— — Buläffigfeit der Subſtituirung eines Advocaten im 
ordentlichen mündlichen Verfahren durch einen bei ihm in 
Zerwenoung ftehenden Advocaturscandidaten. IV. Nr. 610. 


Advocaturspraxis: Die in Folge der von dem Ober—⸗ 
Yandesgerichtöpräfidenten im Grunde des $. 11 der Gerichtö- 
infteuction vom 3. Mai 1853, R. G. BI. Nr. 81, und 
nad) Zulaß der kaiſerl. Verordnung vom 6. April 1859, 
N. G. Bl. Nr. 91, ertheilten Bewilligung angetretene 
und vollftredte Richteramtspraris ift, bald der Kandidat 
die dritte theoretiche Staatsprüfung, d. t. die ſtaatswiſſen⸗ 
Ichaftliche, mit genügendem Erfolge abgelegt oder fich mit 
der Erlangung des rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Doctorates einer inländifchen Univerfität ausmeijet, vom 
Beitpunfte des Antrittes als eine gefetlich vollftredte bei 
Berechnung der U. anzurechnen. II. Nr. 110. 8.2 ©. 81. 

— — Die von einem Advocaturscandidaten in Berwendung 
bei der Oberftaatsanmwaltichaft zugebrachte Zeit ift in die 
bei einem Gerichte oder Advocaten zu vollitredende Praris 
nicht einzurechnen. III. Nr. 48. B. 3 ©. 108. 
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Advocatursprarxis: Beim Uebertritte eines A. in die 
Praxis zu einem anderen Advocaten iſt ſowohl der Aus⸗ 
tritt, als auch der Eintritt dem Ausſchuſſe der Advocaten⸗ 
kammer anzuzeigen. Die bei dem neuen Advocaten fort⸗ 
geſetzte Praxis wird erſt vom Tage des Einlangens der 
diesfälligen Anzeige gerechnet. III. Nr. 264. 8.7 S. 126. 


Nerarialforderungen: Das Recht der Bermwaltungs- 
behörden auf Sicherftellung von U. erftredt fi nicht auf 
Anſprüche, melde nur im ordentlichen Rechtswege zur 
Geltung gebracht werden können (Hofdecret vom 24. October 
1806, & G. ©. Nr. 789). II. Nr. 251. B.7 ©. 112. 

Aiterbeltandgeber: Auch ihm fteht das Pfandrecht des 
8. 1101 a. b. ©. 2. gegen den Aterbeitandnehmer zu. 
I. Nr. sat 8162 


Afterpfand: Die mit ben Beichränfung des 5. 51 des Grund- 
buchsgeſetzes erfolgte Löfchung einermit A. belafteten Tabular⸗ 
fordesung hat zur Folge, daß der Urfag nur mehr mit 
jenem Betrage als nod) aufrecht beftehend angejehen werden 
fann, welcher zur vollftändigen Befriedigung des After- 
pfandgläubigers mit feiner Forderung ſammt Nebengebühren 
erforderlich ift. III. Nr. 217. 8.7 ©. 46. 


Agentie, ftabile: Die geflagte ausländiiche Actiengefellichaft 
konn es nicht ablehnen, dort Recht zu nehmen, wo fie eine 
U. zur Vermittelung des Verkehres mit dem Publikum in 
ihren Ungelegenheiten beftellt und das in Streit verfangene, 
naturgemäß in den örtlichen Wirkungskreis dieſer als 
ömeignieberlaffung erjpeinenden A. fallende Rechtsgeſchäft 
geſchloſſen hat. IV. Nr. 213. B. 4 © 


Alimentation, fiehe Unterhalt. 


— — Der durch Urtheil oder gerichtlichen Vergleich erfolgte 
Ausſpruch der Verpflichtung zur periodiſchen Leiſtung von 
Alimenten gibt nicht zugleich auch einen Rechts- und be- 
ziehungsweiſe Verpflichtungsgrund zur Sicherftellung mittelft 
Hypothek oder fonftigen Pfandes für die eating fünftig 
fällig werdender Raten. II. Nr.102. 8.2 © 

— — Beichränfung der, Erecutionsfũhrung timente 
II. Nr.58. 8.3 ©.1 

— — Umfang der Siherfellung für die Bezahlung von 
Unterhaltsgeldern im Falle des Concurjes nad &e 8. 
und 182 der Concurdordnung. II. Nr. 73. 8.3 ©. 162. 
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Alimentation: Die Alimentationspflicht der Eltern (88. 139 
und 141 a. b. G. B.) tritt auch bei momentaner Selbft- 
ee ee ‚eines großjährigen Kindes ein. IIL 


— — Auf die executive Einbringung der auf dem Gefebe be- 
ruhenden Anſprüche auf A., und zwar von dem in dem 
ergangenen Urtheile bejtimmten Tage an, fowie der An- 
ſprüche auf Erſatz der biesfäligen Streitkoſten findet das 
Geſetz vom 29. Abel land, R. G. Bl. Nr.68, feine An⸗ 
wendung. IV. Nr. 399. B. 6 3 322 

— — Bur Frage deö —— der Nußerehelichen Mutter 
gegen den außerehelichen Vater auf Stab | der * welche 
fie für dag Kind aufgemwendet hat. IV. Nr. 364. B. 6 ©.236. 

— — Der wider den unehelichen Vater gerichtete Anſpruch 
auf Erſatz der Koſten der dem Kinde gewährten A. iſt zu 
beurtheilen nach den Vermögens⸗, beziehentlich Erwerbs⸗ 
verhältniſſen des Belangten zur Beit der geleiteten A. nicht 
aber der eingebrachten Erſatzklage (88. 167,1042 a. b. ®. B.). 
IV. Rt. 397. 8.6 ©. 317. 

— — Die Kinder find zur Leiltung eines Unterhaltes für 
ihre in Dürftigfeit lebenden Eltern injoweit verpflichtet, 
als fie nicht dadurch Ti in Not fan verfallen müßten 
(8.154 a. b. G. B.). I 530. 8.8 S.1 

— — Bor der Seflattuns jr abgefonderten Dehnortes iſt 
die Ehegattin, welche eigenmächtig die eheliche Gemeinſchaft 
aufhob, nicht berechtigt, von ihrem Manne den provifo- 
rifchen Unterhalt zu verlangen. IV. Nr. 631. 8.8 ©. 180. 

— — j. Kindesalimentation. 

Miternötivgahlung: Erecution bei. IV. Nr. 469. 8.7 


Amortifirung: Die U. einer Urkunde, welche mit Aus- 
nahme der Unterjehrift des Ausſtellers alle erjorbernifle 
eines Wechjel3 enthält, gehört vor das Handelögericht. II 
Nr. 75. B.1 ©. 249. 

— — Unzuläffigfeit ber A. udn nicht fälliger Pfandbrief- 
Coupons. III. Nr. 40. 8.3 

3 Seriäsgufänbgiizu von Rurfcheinen. III. Nr. 72. 


— — Die Friſt zur Amortiſirung von Privatſchuldverſchrei⸗ 
bungen, welchen Coupons beigegeben ſind, läuft, wenn die 
Schuldverſchreibungen zur Zeit des Amortiſirungsedictes 
ſchon fällig waren, vom Tage des Edictes; jene der Cou⸗ 
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pons aber, welche erſt nach dem Tage des Amortifirungs- 
edietes fällig werden, von dem dem Pergaustage der letzteren 
folgenden Tage. IV. Nr. 114. B. 4 S. 210. 
Amtsurkunde, ausländiſche: |. ende, 
Anfedtungsgeleg: Zum. vom 16. März 1884, R G. 8. 
36. II. Nr. 5. B. 2 ©. 142. 
— Zur Lehre von der Anfechtung von Retsfonbtungen 
außerhalb des Concursverfahrens. III. Nr. 91. 8.4 ©. 55. 
— — Anfechtung von Rechtshandlungen des Eridatarz mittefft 
Einwendung des Concursmaſſeverwalters im Liguidirungs- 
proceſſe. Gegenftand der Beweisführung nad) dem Delebe dom 
16. März 1884, R. G. Bl. Nr.36. III. Nr.95. 8.4 ©. 69. 
— — Beſchränkungen in der Anwendung des $. 32 bes 
nnfechtungögeieges ja som 16. März 1884, R. G. BL. Nr. 36 


— — —2 Gheratten oder nahen Berwandten abge- 
ichloffene Beräußerungsverträge über Bermögensobjecte find 
nicht an und für fich, jondern nur unter der Vorausſetzung 
ein Object der Anfechtung nad) dem Gefete vom 16. Mai 
1884, R. ©. BI. Nr. 36, daß ſich aus dem bezüglichen 
Bertrage ein unmittelbarer Nachtheil für den das Rechts⸗ 
—J gfechtenden Gläubiger ergeben hat. III. Nr. 206. 


— — a erhandlung und Entſcheidung über eine Klage, 
mit welcher im Sinne des Geſetzes vom 16. März 1884, 
R. G. Bl. Nr. 36, die Unwirkſamerklärung eines vom 
Beklagten erworbenen executiven Pfandrechtes begehrt 
wird, iſt nach 8.72 J. N. auch das Gericht, welches den 

| Erecutiondact vorgenommen hat, zuftändig. III. Nr. 211. 
8.7 ©. 36. | 

— — Der Gläubiger, der ſich durch die Ceſſion einer Forderung 
ſeines Schuldners an einen Dritten gefährdet erachtet und 
deshalb gegen den Ceſſionär einen Anfechtungsanſpruch 
erhebt, kann im A. nad) 8.45 Alinea 1 des Geſetzes vom 
16. März 1884, R. G. BI. Nr. 36, gegen Leiftung einer 
Caution das Verbot af die cebirte Forderung erwirken. 
II. Nr. 214. 8.7 S. 4 

-— — Wenn auch in ber Regel der im 8. 31 des Gejehes 
vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr.36, erwähnte Rechts⸗ 
nehmer eine dritte, vom Schuldner und deſſen unmittel- 
baren Mitcontrahenten verjchiedene Perſon fein mag, jo 
ſchließt doch dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht den Yall 
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aus, daB auch der Schuldner des Anfechtungsflägers gegen 
diefen in das Verhältniß eines Nechtänehmers im Ginne 
bbegogener Gejegesftelle treten könne. II. Nr. 291. 8.8 


Anfechtungsgeſetz: Die Sicheritellung, welche ein Gläubiger 
für eine richtige und fällige Forderung auf gerichtlichem Wege 
erlangt hat, unterliegt nicht der Anfechtung nach 8. 5, jondern 
nur nad) 8.6 des Seleges vom 16. März; 1884, R.G. Bl. 
Nr.36. III. Nr.314. B. 8 ©. 108. 

— — Ein PBertrag, womit die Eltern des Schuldners. an 
deffen Braut mit Rückſicht auf die bevorftehende Verehe- 
lichung einen Betrag zur Derichtigung des Kaufpreifes einer 
von der Braut für fich allein gekauften Realität übergeben, 
fann von den Gläubigern des Gatten auf Grund des 8.30 
8.4 des Geſetzes vom 16. März 1854, R. G. Bl. Nr. 36, 
nicht angefochten werden. III. Nr. 319. 8.8 ©. 115. 

— — Der Anfechtungswerber, welcher den Verkauf der 
Realität feines Schuldners erfolgreich anfocht und hierauf 
eben dieſe Realität zur erecutiven Verſteigerung brachte, 
fann bei der Meiftbotvertheilung eben nur jene Rechts⸗ 
ftellung ald Gläubiger in Anſpruch nehmen, welche er ge- 
habt hätte, wenn der ihm gegenüber für unwirkſam erklärte 
Verkauf nicht ftattgefunden hätte. IV. Nr. 35. 8.3 ©.279. 

— — Die Anfechtung der Abtretung einer Forderung an Zah- 
Iung3ftatt ift zwar feineswegs nur im Falle des Concurſes 
zuläffig, aber jedenfalls dann nicht ftatthaft, wenn erwieſen 
it, daß die Ceſſion, ungeachtet die Urkunde hierüber erft 
im legten Sahre vor Geltendmahung des Anfechtungs- 
rechtes errichtet wurde, mündlich ſchon vor der im $. 30, 
II, 4 de3 Gejeßed vom 16. März 1884, R.G. Bl. Nr. 36, 
gejeßten Friſt vor fih ging. IV. Nr.71. 8.3 ©. 382. 

— — Die Relativität der im Anfechtungsprocefje erlangten 
Unwirfjamerflärung einer Pfandrechtseinverleibung vermag 
ihre bejondere, die angefochtene Rechtshandlung aufredht- 
baltende Wirkung nur gegenüber den Nachmännern des 
obfiegenden Anfechtungsflägers, keineswegs aber gegenüber 
deflen Vormännern zu äußern. IV. Rt. 77. 8.5 ©. 397. 

— — Auch auf Grund richterlicher Erkenntniſſe erwirkte 
Erecutionen unterliegen als Rechtshandlungen im Sinne 
des 8.6 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, 
unter den Borausjegungen dieſer Geſetzesſtelle der Anfech- 
dung. IV. Rr.85. 8.3 ©. 411. 


Entfeidungen IX. 21 
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Anfechtungsgeſeß: Der Koncursmaffeverwalter bedarf zur 
Anfechtungsllage der im 8. 147 der C. O. Dorgegeichneten 
ipeciellen Ermächtigung nicht. IV. Nr.85. B.3 ©. 411. 


— — Der richterliche Auspruch daß ein beſtimmtes Rechts⸗ 
geſchäft eine nach dem Anfechtungsgeſetze vom 16. März 
1884, R. G. Bl. Nr. 36, anfechtbare Rechtshandlung ſei, zieht 
nach den Veflimmungen dieſes Geſetzes die rechtliche Folge 
nach ſich, daß die bezügliche Rechtshandlung gegenüber dem 
Gläubiger, der fie angefochten hat, ohne irgend eine Ein- 
ſchrankung rechtsunwirkſam wird. IV. Nr. 91. B. 3 S. 424. 


— — Im Verlaufe des Anfechtungsproceſſes kann ein in 
der Klage nicht aufgenommener Anfe gtungegrund nicht 
geltend gemacht werden. IV. Nr. 119. 8.4 S. 22 

— — Nach $. 2 Anf. Geſ. kann ein one Buthun bes Ge⸗ 
meinſchuldners erwirktes executives Pfandrecht nicht ange⸗ 
fochten werden. IV. Nr. 119. B. 4 S. 221. 

— Zur Offenhaltung der Friſt nach 8. 30 des Anfech⸗ 
— —— iſt die Angabe des Anfechtungsgrundes in der 
gemäß 8. 33 1. c. Dem, ‚cequer augefeitten Berftändigung 
nicht nöthig. IV. Nr.140. 8.4 ©. 2 

— — Bei Erledigung bes Einfihreitens Um gegnerifche Ber- 
ftändigung von der beabfichtigten Anfechtung eines Rechts⸗ 
geichäftes ift die Ictivegiti mati n des Anfechtungswerbers 
nicht zu prüfen. IV. Nr. 1 .4 S. 3 

— — Ein wenngleich — — Feftgetelter Anſpruch auf 
gewiſſe Handlungen, für welchen aus dem Vermögen des 
Schuldners felbit und unmittelbar durch Erecutionsführung 
auf dasfjelbe die Befriedigung nicht zu fuchen ift, ift zur 
Begründung eines erhobenen Anfechtungsanfpruches gemäß 
8.32 des Anfechtungsgefebes vom 16. März 1884, R. G. Bl. 
Nr. 36, nicht hinreichend. IV. Nr.169. B.4 ©. 346. 


— — Burüdweijung der mittelft Einwendung geltend gemachten 
Anfechtung der im Erecutionswege unbefriedigt gebliebenen 
Forderung de3 Anfechtungsllägerd wegen Mangel3 der 
Bollitredbarfeit der Borberung des Unfechtungsgegners. IV. 
Nr. 215. 8.4 ©. 4 


— — Die Bücsfhuftsüßernahme fann gegenüber dem Gläu⸗ 
biger, deſſen zu Recht beftehende Forderung verbürgt wurde, 
niemals als eine unentgeltliche Berfügung des Bürgen in 
Betracht fommen und daher aud) feitens der Concursmaſſe 
der Vurgen dem Gläubiger gegenüber auf Grund des 8.3, 


J 
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8. 1, des 4. ©. vom 16. März 1884, R. ©. BI. Nr. 36, 
nicht "angefochten werben. IV. Nr.226. B.4 ©. 5b. 


Anfechtungsgeſetz: Erfolgreiche Anfechtung der durch eine 
Stoilcjengupothet von der Forderung des Anfechter ge- 
trennten Borhypothek ſeitens des Nachhypothelars. Wirkung 
des Anfechtungsurtheiles bei der Seribeilung bed Meift- 
botertöes gus der verpfändeten Liegenichaft . Nr. 282, 


— — Die Beitimmungen des $. 953 a. b. G. B. wurden 
durch die Anordnung des 8. 52 des Anfechtungsgejeßes 
vom 16. März 1884, R. ° DI. Nr. 36, außer Kraft geſetzt. 
IV. Rer 86B. 6. 271 


— — Ein, ſei eg auch echtäträftiges, Urtheil, in welchem 
die Verpflichtung des Schuldners zu gemwilfen Handlungen 
oder Unterlafjungen, nicht aber jolcher Leiſtungen beftimmt 
ift, für melde aus dem Vermögen des Schuldners felbit 
und unmittelbar in Folge der Ezecutionsführung auf bas- 
jelbe die Befriedigung zu erlangen wäre, reicht zur Be- 
grinbung we Unfechtungsrechtes nicht aus. IV. Nr. 313. 

— — Der Recurs wider den Beſcheid, womit in Gemäßheit 
des 8. 46 des Anfechtungsgejebes wegen bücherlicher An⸗ 
merkung der Klage erkannt wird, 7 pinnen acht Tagen 
einzubringen. IV. Nr. 334. B. 6 ©.1 


— — Die im Anfechtungsproceſſe 214 relative Ungiltig⸗ 
keit einer Hypothek begründet für den Anfechtungswerber 
nicht den Eintritt in die Priorität des angefochtenen Pfand⸗ 
rechtes, ſondern nur deſſen Nichtbeachtung bei Ermittlung 
des dem Inſecuenden gebührenden Meiſtbotantheiles. IV. 
Nr. 362. B. 6 ©.2 

— — Auf die —— ‚Desiehumgöweife Erwerbung des 
Pfandrechtes rüdfichtlich einer 008 erung, bei welcher die 
Borausfegungen des 8.30 3. 4 des Geſetzes vom 16. Mai 
1884, R. G. Bl. Nr. 36, nicht zutreffen, findet 5. 28 ibid. 
feine on IV. Nr. 367. 8.6 ©. 244 

1 u. 4 des Geſetzes vom 16. März 1884, 
RR 5 BL a 36, belangend die Anwendung diejer Geſe ed 
ftellen in Betreff der Anfechtung eines Rechtsgeſchäftes, 
welchem ein theils entgeltlicher, theils unentgeihticher Ber- 
trag zu Grunde liegt. IV. Nr.389. 8.6 ©.2 
A 
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Anfehtungsgejeg: Auch die grundbücherlicde Anmerkung 
der Anfechtungsflage ift an die Borausfegungen für die Be⸗ 
wiligung eines Sicherſtellungsmittels genüpft. IV. Nr. 405. 

. 332. 


— — Benn der Anjehtungsaniprud) bezüglich einer Wechjel- 
forderung auf die widerfprochene Behauptung geſtützt wird, 
daß auf den Wechlel feine Valuta gefloffen ift und daß 
das Wechſelgeſchäft ein Scheingefchäft ift, jo ilt es Sache 
des Klägers, alle Thatumftände, welche er zur Subftantiitrung 
jeined im Sinne des 8.29 Al. I des Geſetzes vom 16. März 
1884, R. ©. Bl. Nr.36, erhobenen Anfechtungsanfpruches 
anführt, namentlih, daß die Wechielvaluta nicht gefloflen 
tft, zu erweilen. IV. Nr.418. 8.6 ©. 357. 

—  — Die wider den Erequenten angeftrengte Anfechtung3- 
Hage berechtigt den Kläger nicht, die Sifttrung der erecuti- 
ven Feilbietung zu verlangen, welche dem Belangten zur 
Hereinbringung der ihm wider den Schuldner zugejpro: 
chenen, nun angefochtenen Forderung bewilligt wurde ($. 46 
A. G.; Hofdecret vom 29. Mai 1845, J. ©. ©. Nr. 889). 
IV. Nr. 427. 8.7 ©.138. 

— — Für die Zuftellung der durch die 88. 30 und 33 des 
Gejebes vom 16. März 1884, R. ©. BI. Nr. 36, nor⸗ 
mirten Verftändigung genügt die genaue Bezeichnung der 
Nechtshandlung, deren Anfechtung beabfichtigt wird, und 
der Forderung, auf deren Grund das Anfechtungsrecht 
ausgeübt werden fol. — Die Anmerfung der Barftän- 
Digung auf der den anzufechtenden Vertrag betreffenden 
Urkunde ijt einem Sicherungsmittel gleichzuftellen; die Be⸗ 
willigung derjelben ift daher durch das Zufammentreffen 
der Erfordernijfe des $. 46 obigen Geſetzes bedingt. IV. 
Nr.475. B. 7 ©. 241. 

— — 1. Aus der Beftimmung des $. 48 des Geſetzes vom 
16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, betreffend die freie Be- 
weiswürdigung, folgt nicht, daß der Richter bei feiner 
Entſcheidung an die fonftigen Vorfchriften der a. G. O. 
nicht gebunden ſei. — 2. Die Vorſchrift des 8.34 obigen 
Geſetzen enthebt nicht von der Heritellung des Beweiſes 
über die Zahlungsunfähigleit des Schuldners. IV. Nr. 507. 
B. 8 S. 129. 

— — Die Ausſtellung eines Schuldſcheines ſammt der Pfand⸗ 
rechtseinräumung it unter Umftänden nicht von dem Dar⸗ 
lehenövertrage loszulöſen, fondern mit Demfelben als ein 
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un gderſelbe Vertrag zu behandeln. IV. Nr. 535. B. 8 
. 187. 


Anfechtungsgeſetz: Im Anfechtungsproceſſe iſt die a. o. 
Reviſionsbeſchwerde in allen jenen Fällen zuläſſig, in 
welchen abgeſehen von der Vorſchrift des 8.47 des Geſetzes 
vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, das ordentliche 
ſchriftliche oder münbfiche Serjahren einzuleiten geweſen 
wäre. IV. Nr. 598. B. 9 © 

— — Im Sinne des $.30 8* 4 vs Geſetzes dom 16. März 
1884, R. G. Bl. Nr. 35, Iiegt dem Anfechtenden ob, für die 
don ihm behauptete Benadtt eiligung der Gläubiger den 
Beweis zu erbringen. IV. Kr. 590. 8.9 ©. 161. 

— — Der 8. 28 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. U. 
Nr. 36, gewährt dem Gläubiger das Anfehtungsrecht außer- 
halb des Eoncursverfahrend nur unter der Vorausjegung, 
daß aus der angefochtenen Rechtshandlung thatfächlich eine 
Verlegung feines Rechtes auf Befriedigung aus dem Ber- 
mögen ſeines Schuldners hervorgeht, mithin in dem alle 
nicht, wenn der Anfechtende jelbit dann, wenn Die ange- 
fochtene Rechtshandlung ihm gegenüber als rechts unwirkſam 
erklärt worden wäre, zu ſeine Veriedigung nicht gelangen 
könnte. III. Nr. 351. 9 S. 8 

— — Der Anfechtung nach dem Gefibe vom 16. März 1884, 
R. G. Bl. Nr. 36, unterliegt auch eine vom Cridatar 
vor der Boncurseröffnung feinem angeblichen Öläubiger 
ausgejtellte Beweisurfunde. IL. Nr. 376. B. 9 ©. 158. 

Unfehtung3proceß: Für die Srage, ob nad) $. 47 des 
Gefebes vom 16. März 1884, R. G. BL. Nr. 36, der 8.51 
des Hofdecreted vom 24. October 1845, J. G. ©. Rı. 906, 
Anwendung finde oder nicht und ob nach dem Geſetze ohne 
Rückſicht auf das Anfechtungsverfahren das ordentliche 
chriftliche oder mündliche Verfahren einzuleiten geweſen 
wäre, iſt der Betrag der Forderung maßgebend, wegen 
melde, da2 2 Anfechtungsrecht ausgeübt wird. IV. Nr. 571. 


— — Berbot im. IO. Wr. 358. 8.9 ©. 116. 

Angeld: richtbehebung pe 5.2 208 a. b. G. 8. durch Art. 285 
9.6. r.48. B. 1 

ad d —— in den nach dem ital. 
Syſtem eingerichteten Hppothelenbüchern. I. Nr.43. 8.1 
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Anmerkung: Bedingung der grundbücherlichen W. der Auf- 
fündigung, jowie der Klage auf Sehlung einer ſuperintabu⸗ 
litten Bolt. II. Nr.68. 8.1 ©.2 

— — Die grundbücherlihe A. einer Blage, mit welcher die 
Löſchung des Pfandrechtes für eine Forderung wegen er- 
folgter Bablung (oder gerktlicgen. Flages) begehrt wird, 
iſt zuläſſig. II. Nr. 128. 8.2 

— — Durch die im Grundbuche SineA. der Realeigen⸗ 
ſchaft der Gerechtigkeit des freien Bier-, Wein- und Brannt⸗ 
weinſchankes auf einem Haufe wird der nad) der Minifterial- 
berordnung vom 31. October 1856, R. G. Bl. Nr. 204, zu 
erlaffenden, hiedurch ermöglichten Entfeidung der zuflän- 
digen politiichen Behörde über die rechtliche Eipenfaaft des 
Schankgewerbes in Feiner Weiſe vorgegriffen. IV. Ar. 132. 
8.4 ©. 261. 

Annuallegat: Art der inregmung eines U. in den Pflicht⸗ 
theil. II. Nr. 24. 8.2 ©. 2 

Appellation: Abänderung ve Urtheiles zum Nachtbeile 
des Appellanten im Selle beiderjeitiger Appellation zuläſſig. 
I. Nr. 31. 8.1 S. 3 

— — im Eummariichen Verfahren läuft die Friſt eventuell 
vom Tage der Zuftellung des gejebmäßig durch Beigabe der 
Gründe, rüdjichtlih Beugenausjagen ergänzten Urtheiles. 
O. Rr.26. 8.1 ©. 182. 


— — Unerftredbarkeit der Friſt nach der w. g. und ital. 
G. O. für Appellationsbeichwerden. H. Nr.58. 8.1 ©. 223. 
— — Die über eine rechtzeitig, jedoch telegraphijch angemel- 
dete N. glagen⸗ Anweiſung zur Einbringung einer förm⸗ 
lichen 9 . binnen einer beſtimmten Friſt iſt zuläſſig. 
IV. Nr. 319. B. 5 S. 367. 

— — Ueber eine im mündlichen Verfahren überreichte ſchrift⸗ 
liche Appellationsanmeldung ift im Bereiche der mweftg. Ge- 
richtsordnung Tagſatzung nur dann Ei: u geben, wenn beide 
Advocaten im Amtsorte find. IV. Nr. 352. 8.6 ©. 19. 

— — Auch im mündlichen Verfahren ift die Verlängerung 
der Appellationsfrift unftatthaft und dadurd nicht zu 
erreichen, daß in der jchriftlich eingebrachten Appellations⸗ 
anmeldung um eine Tagfahrt zur Protofollirung der Appel- 
qrionebeſchwerden ange a wird 88.6, 28 (Gejeb vom 
15. I Mai 1874, R. ©. Ar. 69). EV. Nr. 426. 9.7 

— — Die in einer ordentlichen mündlichen Rechtsſache ein- 
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gebrachte jchriftliche Appellationsanmeldung ift im Geltungs- 
gebiete der weitgaliziichen Gericht3ordnung der Gegenpartei 
um ihre Einrede anzufertigen (88. 334, 337 w. g. G. O.). 
IV. Nr. 646. 8.8 © 

— " Gerichtätoften 

Armenfond: Erbrecht derfelben. III. Nr. 241. 8.7 ©.9. 

Armenrecht: Gegen die Bewilligung der Stempel- und 
Gebührenbefreiung für den Kläger kann der Geklagte recur- 
riren. Vorbehalt der Entjejeibung über die NRecurskoften. 
III. Nr. 152. 8.5 ©.7 

Urmenverpflegung: I. Kr. 594. 8.9 ©. 278. 

Arreft, f. Haftoerfügung. 

Aſſignation |. Sauffehiiting. II. Nr. 383. 8.9 ©. 177. 

Aufforderungstlage wegen eined neuen Baues: Sal der 
geil lligtelt der Einwendung der Unftatthaftigfett. I. Rr.1. 


— — wegen eined neuen Baues: Die Cinrebe der Unftatt- 
geftigeit der Aufforderung ift zuläffig. I. Nr. 118. 8.2 


— — uf Grund der Anmeldung einer orderung gegen 
Concurſe zuläſſig. II. Nr. 98. 8.1 ©.2 
— Hat der mit der A. Belangte die orderte Klage 
eingebracht und jo dem hiemit in feiner Wirkung vollftändig 
erihöpften richterlichen Decrete entiprochen, fo bedarf es zur 
Ueberreihung einer neuerlichen aufgeforderten Klage über- 
— einer yorhertgeitung, all alfo auch einer Frifterftredung 
t. Nr 
— — Der Inhaber eines aſſebũchels kann die Ver⸗ 
laſſenſchaft, beziehentlich die Erben Desjenigen, auf deſſen 
Namen dasſelbe lautet und von welchem er es zum Eigen⸗ 
thum erhalten zu haben behauptet, nicht deshalb mit der 
A. belangen, weil ſie die Sparcaſſeeinlage als machlabobiect 
ya Erblaſſers erklären und behandeln. IV. Nr. 189. B.4 


— — Henn dem Kläger eine Gegenforderung 'compensando 
entgegengeftellt wird und derjelbe die U. noch vor Been- 
digung des Hauptprocefjes einbringt, jo ift dieſelbe nicht 
verfrü wenn die Compenſationseinrede heſeitiat. Hi 
Devon ber D Berühmungsproceß im Gange ift. IV. Nr. 209. 

— — Eine 1 eignet fich nicht für die Behandlung durch 
den Civilrichter, wenn die aufgeforderte Klage nicht zur 
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ee der ordentlichen Gerichte gehört. IV. Nr. 235. 


Aufforderungsklage: Die A. ift zuläflig, wenn der Auf- 
fordernde vom Aufgeforderten wegen Befriedigung eines 
diefem mit Urtheil zuerlannten Anſpruches ohne genaue 
Zezeignung jenes Urtheiles angegangen wurde. IV. Nr. 2 


— — Die Zujfendung eines, wenn auch gefchloffenen Mahn- 
briefe8 berechtigt den „Abreffaten zur Aufforderungsflage. 
IV. Nr. 294. 8.5 ©. 2 

— — Das nad) 8.72 a. ©. D. erwirkte Erfenntniß kann nur 
die Rechtswirkung üben, den Aufforderer gegen Wider⸗ 
ſprüche privatrechtlicher Ratur wider den beabjichtigten Bau 
von Seite jener, gegen welche das Erfenntniß ergangen ift, 
ſicherzuſtellen. Das auferlegte Stillſchweigen Hat nur die 
Bedeutung, daB die im Wufforderungsprocefje abgethanen 
Anſprüche mit Rechtswirkung nicht mehr erhoben werben 
fönnen. IV. Nr. 309. 8.5 ©. 337. 


— — Die vom PBrovocaten eingebracdhte, als Einrede begeich- 
nete Beantwortung der ihm gemäß 8. 68 mit bezirksgericht⸗ 
lichem Bejcheide rechtskräftig Augeftellten Aufforderungsflage 
ift aud) Ichteng des Seairtögerichtes um die Replik zu be- 
icheiden. IV. Nr. 373. 8.6 ©.2 

— — lieber die U. Tann die Keteninrotuficung wegen nicht 
erſtatteter Einrede nicht verlangt werben, wenn die auf- 
gelorberte Klage überreicht worden ift. IV. Nr. 388, 8.6 


— — Die infolge der zur Berlaflenichaft nad einem katho— 
liſchen Seelſorger angemeldeten Erjaßforderung für unge- 
bübrlich bezogene Congruaergänzungen gegen den Religiong- 
fond überreichte Aufforderungsflage ift zur Einleitung eines 
gerichtlichen Verfahrens nicht geeignet. IV. Nr.582. 8.9 


Ausgeding: Auf felbes Tann nur mittelſt Sequgtration 
Execution geführt werden. II. Nr. 41. B. 1 

— — Verpflichtun des execut. Erſtehers der 7 —5 — zu 
oellen gLeiſtung; "Begrenzung der leßteren. II. 


— — 2eution auf A. III. Nr. 209. B. 7 S. 33. 


— — Wenn ein Ausgedingsberechtigter den Vorrang im 
Grundbuche einem Hypothekargläubiger einräumt, ſo hat 
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diefer- das Recht auf Befriedigung in der Priorität des 
Ausgedinges, und zwar nicht blos aus den Binfen des er- 
mittelten Bedeckungscapitales, Jonbern fofort aus dem letz⸗ 
teren ſelbſt. IV. Nr. 105. B. 4 

Ausgeding: Der —æ— 6 hat die einzelnen 
Giebigkeiten am Wohnorte des Verpflichteten zu holen und, 
wenn Erſterer mit der Empfangnahme der Leiſtungen im 
Verzuge iſt, ſo iſt der Schuldner nicht verpllichten dieſelben 
gerichtlich zu erlegen. IV. Nr. 634. 8.8 ©.18 

— — Das Ausgedinge bildet in der Regel eine Berforgung 
des abtretenden Grundwirthes, die feiner bisherigen Lebens⸗ 
weife und den jeinen Verhältniffen angemefjenen dedurn 
nifien entiprechen fol —— (88. 504 und 506 a. b. G. B.). I 


Ausgleich: Durch en zwiſchen dem Schuldner und ſeinen 
Gläubigen geſchloſſenen Ausgleich wird das zwifchen dem 
Schuldner und einzelnen diefer Gläubiger früher getroffene 
Separatübereinlommen ungiltig. IV. Nr. 506. 8.8 ©. 127. 
Ausländer: Ausübung der P egfchaftägerichtäbarteit rück⸗ 
ſichtlich der Kinder von A., welche in Deſterzeid „uhren 
ordentlihen Wohnfi Haben. IH. Pr. 133. 

Ausftattung: Die in Abſicht auf die 34 Berbinbung 
gegebene „Ausftattung“ ift als Heiratsgut zu betrachten 
und der Ehegatte kann vor legaler Ehefcheidung nicht ver- 
pflichtet werden, die in gemeinjchaftlicher Benützung ftehenden 
Gegenftände euögufolgen —8 788, 1231, 1228 a. b. G. B.) 
IV. Nr. 488. 8.7 ©. 

— — Unter welchen Bedingungen kann ein Sohn von feinen 
Eltern eine Ausftattung begehrten? (8.1231 a. b. G. B.). 
IV. Rr.541. 8.8 ©. 200. 

Auswanderung: Besinn der Wirkungen mit der Regtatraft 
des Auswanderungsurtheiles. I. Nr. 46. B. 1 ©. 42. 


B. 


Bagatellverfahren: Gegen Entſcheidungen des Oberlan⸗ 
desgerichtes N ein weiterer NRechtözug nicht zuläjlig. 1. 
Nr.101. 8.1 ©. 144. 

— — In jenen Reitöfteitigeiten, welche nach $. 1 des 
Geſetzes vom 27. April 1873, R. ©. BI. Nr. 66, bezieh- 
ung3weile des Geſetzes vom 1. März 1876, R. ©. 3. 
Nr. 23, im B. zu verhandeln find, it ein anderes Ver— 
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fahren felbft über eim ausdrückliches oder ftillſchweigendes 
Uebereinkommen der Parteien unzulaäͤſſig; eine Aenderung 
dieſes geſetzlichen Seſahrens begrünbet eine von Amtswegen 
wahrzunehmende Nullität. I. Rr.117. B. 2 ©. 51. 

Bagatellverfahren: Das Redtömiitel der Nullitätsbe- 
ſchwerde gegen ein im Bagatellverfahren erflofjenes Me ii 
im Sinne des $. 78 3. 8 des Geſetzes vom 27. April 1 
R. G. BL. Nr. 66, auch im Falle der örtlichen ——— 
des Bagateligerichtes ftatthaft. I. Nr. 125. 3.8 © 

— — Die Erecutionsführung auf Grund eines im. 5. er⸗ 
wirtnen Fertionsuutei⸗ fällt nicht in den Bereich des B. 

H. Nr. 144. B. 4 S. 3 

— — Dasſelbe iſt auf Schadenklage aus einem onstand- 
vertrage nicht anwendbar. IV. Nr. 118. B.4 ©.2 

— — Die Klage auf Rüderftattung eines in Gang 
heiten des Seerehteb begahtten Lo mbetzaged anier 
eignet fih zum B. nit. IV. Nr. 191. B. 4 

— — Es iſt unzuläffig, ein gejegmäßig — Ver⸗ 
fahren deshalb aufzuheben, weil im Laufe des Verfahrens 
das Klagebegehren auf einen Betrag reſtringirt wurde, hin⸗ 
— deſſen im B. vorzugehen wäre. IV. Nr. 401. B. 6 


— — ſulaſſigteit des Reviſionsrecurſes gegen eine ober⸗ 
landesgerichtliche Entſcheidung, womit der die Einleitung 
Bagatellverfahrens verweigernde oder das eingeleitete 

B. einftellende Paſcußz1 bed eriten Richters abgeändert wird. 
IV. Rr.420. 8.6 © 

Bank, öfterr.-ung.: 2% Kann von ihren Ungeftellten, fo- 

- weit e8 fih um Privatredhte handelt, aus dem Dienft- 
berhättniffe geriattig belangt werden; das Gericht darf 
aber da3 Bisciplinarerfenntniß der Bank nicht über- 
prüfen. IV. Nr. 10. 8.3 ©. 200. 

Bauführung: Für den durch eine widerrechtliche Bau⸗ 
führung einem Dritten verurfachten Schaden ift ſowohl 
der Bauherr, al3 auch der von dieſem beftellte Bauführer 
verantwortlich und erjabpflichtig; doc, kann nur der eritere 
zur Wiederherftellung des früheren Standes dur Be- 
leitignng ger en! entjtandenen Schäden verhalten werden. III. 

r. 2 
„Redlicher Fauführer* im Sinne des 8. 418 a. b. G. B. 
iſtn nicht blos Derjenige, welcher auf fremdem Grunde baut 
in dem Glauben, Eigenthümer des Grundes zu ſein; 
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ſondern auch derjenige Bauführer, welcher mit Grund an⸗ 
nehmen konnte, es ſei der Örumbeigenthümer mit der Bau⸗ 
führung einverftanden. III. Nr. 3 9 ©. 68. 

Bededungscapital, j. sReifhotbertheifung 

Beerdigungstoften eines unehelichen Kindes: Der Bater 
ift nad) Maßgabe und während der Dauer feiner Alimen- 
tattonspflicht auch verbunden, die Koften der angemefjenen 
Zeſtgtiung ſeines Kindes zu beſtreiten. II. Nr. 10. 8.1 

Beiurtheil, womit mehrfache Beweiſe zugelaffen find: Rechts⸗ 
kraft desfelben im Falle der auch nur von einer der Par⸗ 
teien oder auch nur Hinfihtlich eines a pugelnen Beweiſes 
eingelegten Appellation. J. Nr. 6b. 

— — Die Reviſion gegen ein in eier Inſtanz gefälltes 

B. ift auch dann unzuläffig, wenn das erftrichterliche Er- 

tenntni, vor der Wirkſamkeit des Gelebed vom 16. Mai 
Se n, .&. Bl. Nr. 69, gefchöpft ift. I. Nr. 92. 8.1 

— — Die Repifion gegen ein in ‚jmeiter gInſtanz gefälltes 

B. iſt innzutaſig 1. Nr. 92. 8.1 ©.1 

— — Einfluß eines im Appellationdzuge ergangenen B. auf 

nie ngige Sicherſtellung der Gerichtsfoften. III. 


— — Gegen * ei Die Nullitätsbeſchwerde zuläſſig. III. 
Nr. 223. B.7 

— — ſ. Benieisantrerungaftiit 

Belaftungsverbot, ſ. VBeräußerungsperbot. 

Bgeigerung: bei Simultanhhpotheten III. Nr. 310. B. 8 


Bereicherungsklage: nah Art. 83 W. O.: Die Beſtim⸗ 
mungen der 88. 57c und 60, k. Pat. vom 20. mot. 1852, 
R. G. Bl. Nr. 251, findet feine Anwendung. II. Nr. 57. 
8.1 ©. 221. 

— — nad) Art.. 83 W. D.: Die Vereinbarung, auf welcher 
die in einem Wechjel enthaltene Angabe des Zahlungsortes 
beruht, begründet den Gerichtsjtand des Derirages für die 
nad Art. 83 W. O. zuläffige Klage. II. Nr. 147. 8.4 S. 9. 

— — nad Art. 83 W. O.: Umfang der Beweisiaſt bei der B. 
aus einem verjährten Wechſel. III. Nr. 137. B. 5 S. 29. 

Berggeſetz: Unanwendbarkeit der Beſtimmung des 8. 207 
auf die Sicherung oder Befriedigung der nur dem Qeiehe 
beruhenden Unterhaltsanfprüche. II. Nr. 117. 8.2 S. 92. 
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Berggejeg: Iſt der „Förderzins“ ein Benüßungsentgelt oder 
die Bergätung Mir eine Arbeit3leiftung? (8.1958. ©.) IV. 
Nr.492. B. 7 ©.269. 

Bergmwerfsbetrieb: Der vom B. zu entrichtenden Ein- 
kommenſteuer fteht ein gejeßliches Pfandre gt uf | den Gegen- 
ftand des B. nicht zu. I. Nr. 111. 8.2 

— — Die von den Bergbehörden gefehzlich elen Ein⸗ 
ſchränkungen in der Ausübung des Eigenthumsrechtes auf 
ein Bergwerk begründen keinen Entſchädigungsanſpruch 

egen den Eigenthümer eines im öffentlichen Interefſſe zu 
— Objectes (88.364 u. 1043 a. b. G. B.). IV. Nr. 565. 


Bergwerfsentitäten: Die Mebergabe von B. zum Eigen- 
igume fann nur nah Maßgabe der Veſtimmungen es 
erggefebes gejchehen. IV. Nr. 111. B.4 © 
Berühmung: Die von dem einen Gontraßenten an den 
anderen gerichtete, durch Die Sadjlage gepotene Aufforderung 
zu einer im Vertage begründeten eiftung iſt feine 8. 
IV. Nr. 54. 8.3 ©.3 


Bejig- und —— Die von einem Schuldner rück⸗ 
fichtlich unbeweglicher Sachen zuftehenden, ordnungsmäßig 
bezeichneten B. u. K. ſind von ben Execution nicht aus⸗ 
gefchloffen. II. Rr.107. 8.2 ©.1 


Beſitzſtörung: Der im factifchen * des Beſtandobjectes 
geſtörte Beſtandnehmer fan bes gegen den Beſtandgeber 
einleiten. I. Nr.3. B. 1 6©.1 

— — Auch im Beftoftörungsverfahren gilt die Negel, daß 
eine Schrift, zu deren Einbringung die vom Gejebe be- 
ftimmte Frift an einem Sonn» oder Feiertage abläuft, am 
nächſtfolgenden Weettag⸗ g¶tsgiltig eingebracht werden 
kann. J. Nr. 38. B. 1 S. 3 

— — (poss. summ.), die gerichtlichen 2 ngaben bebären der 
Fertigun⸗ eines Advocaten nicht. I. Nr.62. B. 1 S. 63. 

— — Competenz der Gerichte im Sinne des g. 3 al. 2 des 
Reichowgſergeſebes om 30. Mai 1869, R. G. BI. Nr. 93. 

I. . ©. 10 


— — Auch die vom Richter bewilligte Einführung in den 
Beſitz einer Sache berechtigt den von der Befiteinweifung 
nicht berührten Dritten, welcher durch ben Vollzug derfelben 
in feinem bisherigen ruhigen Beſitze beeinträchtigt ift, in 
poss. summ. aufzutreten. II. Nr.24. 8.1 ©.1 
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——— Beſeitigung der in einem öffentlichen Ge⸗ 
äller von einem Waſſerberechtigten angebrachten nlagen 
dur; einen Anderen. Competenz. II. Nr. 32. 8.1 ©. 188. 
— — Bu den Koften, welche im B. dem obfiegenden Theile 
von dem Gegentheile zu erfegen find, gehören auch die 
dohen ber rechtöfreundlichen Vertretung. II. Nr. 103. 


— — de! Benützungsrechtes an einem öffentlichen Oemäfler 
gehört zur Buftändigfeit der Gerichte. III. Nr.14. B.2 


— — Competenz der Gerichte zur Entſcheidung über angeb- 
liche 8. in Betreff des Rechte zur Benügung eines Ora- 
toriums. IH. Nr.105. 8.4 ©. 89. 

— — Competenz der Gerichte bei Beſi itzſtörung an einer zum 
öffentlichen Gute gehörigen Straße. Vertretungsbefugniß der 
Finanzoteuratur in Landesangelegenheiten. III. Nr. 107. 


— — (ompetenz der Gerichte zur Entjcheidung über die 
Klage wegen geftörten Beſitzes bei Ausübung des Jagd- 
rechtes in den längs der Sijenbahn N hinziehenden Ma⸗ 
terialgräben. III. Nr. 114. 8.4 S. 1 

— — der Gemeindevorfteher, der in Sf de Beſchluſſes des 
Gemeindeausſchuſſes den privatrechtlichen Beſitz eines Dritten 
ſtört, kann hiefür im Belipftörungöproceffe verantwortlich 
erflärt werden. III. Nr. 127. 8.4 ©.1 

— — Die gegen die thatfächlichen Urheber einer B. gerichtete 
Klage ift gerechtfertigt; für den Kläger befteht feine Ber- 

pflichtung, Die moralifchen Urheber diefer Störung auszu⸗ 
Forichen. III Nr. 165. 8.6 ©.3 

— — Ein mit dem Walbeigentümer abgejchloffener Kauf- 
vertrag berechtigt den Käufer noch nicht, vor der Ueber- 
gabe mit der Abitodung und Schlägerung von Bäumen 
ohne Zuftimmung und gegen den Willen des Eigenthümers 
vorzugehen. Eine ſolche Handlung ift vielmehr ein eigen- 
mächtiger, formell unberechtigter Eingriff in die Beſitz⸗ 
Iphäre des Walbeigenthümers und begründet nad $. 339 

b. G. B. eine Beſitzſtörung. III Nr. 210. 8.7 ©. 35. 

— — In Streitſachen wegen B. ift die YFinanzprocuratur 
nicht berufen, da3 als Gtreitpartei eintreten de fatholijche 
Pfarrbeneficium zu vertreten. IV. Nr. 263. 8.5 ©. 200. 

— — Die Ausübung des dem Borgänger im Eigenthume 
einer Liegenſchaft Auftehenden und mit der Liegenichaft an 
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Den Nachfolger übertragenen Rechtsbeſitzes begründet feine 
B. auf Seite des letzteren. IV. Nr. 11. B. 3 ©. 206. 
Beſitzſtörung: Die Verweigerung der Rüdftellung einer — 
obendrein den beiden Parteien gemeinfamen — Sache, 

welche leihweife aus der Innehabung des Klägers in die des 
Beklagten kam und fi in deifen factifchem Befit befindet, 
begründet feine B.; die Rückſtellung kann daher nicht in 
poss. summ., fondern nur im orbentlichen Nechtöwege ver- 
langt werden. IV. Nr.13. 8.3 ©. 210. 

— — Gegen eine in Solängiegung einer Steuererecution 
vorgenommene Amtshandlung kann die Abhilfe nicht durch 
eine eK elipitdrungäfinge vor Gericht gefucht werden. IV. 


— — Durd) die, jet e3 auch längere Zeit, andauernde Be- 
nüßung einer fremden Sache auf eine Art, welche weder in 
der Beſtimmung diefer Sache gelegen iſt, noch ein öfonomifches 
Intereſſe befriedigt, wird der Befit bes Benützungsrechtes 
dieſer Sache nicht erworben, und die Bejeitigung einer 
Vorrichtung des Eigenthümers, durch welche eben jene 
früher gebulbete Benügung verhindert werden foll, be- 
gründet B. IV. Nr.68. 8.3 ©. 371. 

— — Nicht ſchon das Verbieten der einem Anderen zuftehenden 
Rechtsausübung, fondern erjt das Befolgen diejes Verbotes 
ſeitens des Lebteren ergibt für den Berbietenden den Be- 
jigerwerb de3 Verbotsrechtes, ohne weiches das Berbieten 
und Berhindern jener Rechtsausübung B . conftituirt. IV. 
Nr. 97. B. 3 S. 444. 

— — Die wider eine Gutsverwaltung wegen von derſelben 
vörgenommener Handlungen eingebrachte Klage kann, als 
die Perfon des Zerlagien veriehlend, nicht angejehen 
werden. IV. Nr. 217. B.4 ©. 485 

— — Die Suftimmmung des hiezu nicht ermächtigten Rue 
nießer3 einer Sache zu Aenderungen hinſichtlich der Sub- 
ftanz derjelben ift, auch in dem deswegen vom Eigen- 
thümer gemeinjchaftlich mit dem ‚ugnieber erhobenen ©t. 
wegen B., belanglos. IV. Nr. 2 ©. 485 

— — Der ausſchließliche, pribatzechtiche, mehrere Jahre 
dauernde Beſitz eines Dritten an einem Gemeindewege iſt 
eine Thatſache, welche weder durch den Beſchluß des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes, noch durch den Beſchlu ne Bezirks⸗ 
najauiies 0 gewaltfam bejeitigt werden fol. IV. Kr. 276. 
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Befisftörung: Die Entfcheidung über eine infolge der Be- 
nüßung eines Grundftüdes als Schießplab den privaten 
Belib ftörende Dandlung fteht den politifchen Behörden 
zu. IV. Nr.479. 8.7 ©. 247. 

— — Der Bürgermeifter einer Gemeinde, welcher eigen- 
mächtig den privatrechtlichen Beſitz ftört, kann wegen dieſer 
Befisftörung vor die Gerichte zur Verantwortung gezogen 
werden. IV. Nr.482. B. 7 ©. 252. 


— — Die Unterfagung de3 Betretend der Ufergrundftüde 
feitend der Eigenthümer derjelben gegenüber dem zur un⸗ 
beſchränkten Ausübung der zur Yilcherei Berechtigten be- 
gründet eine Beſitzſtörung. ($. 2 Taiferliche Verordnung 
dom 27. October 1849, R. G. BI. Nr. 12.) IV. Wr. 518. 
8.8 ©. 152, 

— — Der Berpuß einer Mauer bildet einen integrirenden 
Theil derfelben ; die widerrechtliche Benützung des Ver⸗ 
bupen Tann eine Befißftörung begründen. IV. Wr. 513. 


— — Der in den Mitbefiß einer ungetheilten Realität 
gerichtlich Eingeführte ift in demſelben zu ſchützen (88. 339, 
839 a. b. G. B., 8.5 kaiſ. Verord. vom 27. October1849, 
R. G. Bl. Nr. 12). IV. Nr. 576. B. 9 ©. 137, 


— — Die Frage, ob der Befiger einer Anftalt für elektrifche 
Beleuchtung berechtigt jei, einem mit den bedungenen 
Zahlungen fäumigen Kunden den eleftrijchen Strom ab- 
zufperren, eignet fich nicht zur Enticheidung im Beſitz⸗ 
ftörungsverfahren. III. Nr. 373. 8.9 ©. 151. " 

— — Bei dem mehrjährigen, unangefochten gebliebenen 
Beftande einer Parkanlage, welche früher al3 Brachland 
zur Ablagerung des Teichſchlammes verwendetwurde, bil- 
det eine ſolche neuerliche een ung der Parkanlage eine 
Beſitzſtörung. IV. Nr. 563. B. 9 ©. 200. 

Bejigverluft: Durch die Umgeftaltung einer TFörperlichen 
Sade ohne die Möglichkeit der Rückverſetzung in Die 
rühere Gekalt tritt Befigverluft corpore ein. IV. Nr. 447 


Beitandgeber: Das ihm im $. 1101 eingeräumte Pfand- 
recht erjtredt fich in der Regel auch auf das dem Beltand- 
nehmer anbertraute Vieh und Wirthichaftsgeräthe. I. Nr. 24. 

_ Bedingung der Bejchränfung des ihm im 8. 1101 ein- 
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geräumten Pfandrechtes auf dem Miether anvertraute 
Fahrniſſe. I. Nr. 24. B. 1 S. 26. 

Beſtandgeber: Sein — *88 um Sequeſtration der Früchte 
und Fahrniſſe zur Siſberſte nuna des Beſtandzinſes iſt an die 
ee des 8. 293 a. G. O. nicht gebunden. I. Nr. 77 

1 

— — Das ihm im 8. 1101 eingeräumte gejegliche Pfand⸗ 
recht auf bie eingebrachten Einrichtungsftüde und Fahrniſſe 
hat den Borzug vor den vor der Einbringung in da3 
Miethlocale auf diefelben erworbenen PBfandrechte, injofern 
dem 3. nicht die Beſtimmung des $. 456 a. b. B. G. ent- 
gegenfteht. I. Rr.103. 8.2 ©. 3. 

— — Die pfandmweife Beichreibung der Fahrniſſe des Miethers 
fann auch für eine noch nicht Tätige Mrietbaindforderung 
bewilligt werben. IV. Nr. 504. 8.7 ©.2 

Beftandnehmer: Berechtigung desſelben, * Beſtandgeber 
wegen Störung im factifchen Beſitze des Veland objectes 
in poss. summ. zu belangen. I. Nr.3. 8.1 S.1 

— — Der B. ift berechtigt, das Vieh über —8 Grund 
zu treiben, wenn der B Veſtandaeber zu dieſem Viehtriebe 
berechtigt it. IV. Re. 3 3 ©. 179. 

— — Die im $. 1111 a. —8 B. ausgeſprochene Haftung 
des Miethers gegenüber dem Vermiether für jede Beichä- 
digung des Miethftüdes erftredt ſich auch auf bie durch 
da8 Verſchulden jeiner Dienittente verurfachten Beichädi- 
gungen. Nr. 284. B.5 ©. 261. 

Beitandverfahren: — ſeiner Normen auf den 
Streit zwiſchen dem neuen igenthumer und dem Beſtand⸗ 
nehmer. I. Nr. 40. B. 1 S. 197. 

— — Die Beſtimmung des 8. 1 der aiſgzlichen Verordnung 
vom 16. November 1858, R. G. Bl. Nr. 213, betreffend 
die ausſchließende Competenz der Berirkögerichte für alle 
Streitigkeiten aus Beftandverträgen, findet auch einer 
Concursmaffe gegenüber Anwendung, melde an Gtelle 
des Gemeinſchuldners als Miether oder Pächter, in Ge- 
mäßheit des 8. 23. D. in den Vertrag eingetreten ift, — 
ober il ietöft den Beftandvertrag abgeſchloſſen hat. II. Nr. 114. 


_ — Die Bollftredharteit eines Räumungsauftrages erlijcht 
nicht, wenn zur Beit, in welcher Die zwangsweiſe Räumung 
eines Beftandgegenftandes begehrt werden darf, von dieſem 
Rechte kein Gebrauch gemacht wird. II. Nr. 125. B.2 ©. 107. 
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Beſtandverfahren: „Die vierzehmtägige Auffündigungs- 
frift des 8.1116 a. b. ©. B. ift durch $. 2 der Faiferlichen 
Verordnung vom 16. November 1858, R. G. Bl. Nr. 213, 
außer Kraft getreten und findet die im $. lit. edieſer Verord- 
nung feitgejegte Auffündigungsfrijt von vierzehn Tagen auf 

Miethen bon, unbeitimmter Dauer feine Anwendung.” TI. 


— — Zur Frage über bie Suftänbigfeit bei. von Handels⸗ 
leuten. III. Rr.2. 8.2 

— — Incompetenz des — — Ants bezüglich 
Gtreitigfeiten aus B. Nr. 52. 

— — Xctorifche Saution im 8. II. Sr. Fre ® 7 ©.126. 

— — In Beltanditreitigleiten hat der Auffündigende jene 
Thatfachen zu bepeien 9 pachen * ſein Kuͤndigungs⸗ 
recht ableitet. III. Nr. 322. ©. 8 

— — Das im 8.1 der k. —S om 16. November 
1858, R. 6. Bl. Nr. 213, für Veitanditreitigfeiten normirte 
Forum rei sitae ijt ein ausſchließend gegebenes, die 
Prorogirung (8.47 J. 2), in berlei Angelegenheiten ausge- 
ſchloſſen. IV. Nr.43. B. 3 

— — Klagen auf Zahlung eines 0 fl. nicht überfteigen- 
den Schadenerjatbetrages, deren Rechtsgrund aus dem 
Beitandvertrage abgeleitet wird, find zur Verhandlung im 
Bogatellverfahren nicht geeigitet, und es ift diesfalls nad) 
. den Borjchriften über das ſuwmariſche Verfahren zu ver- 
haudeln. IV. Nr. 118. 8.4 ©. 219. 

— — In den Fällen des 8. 2c des Beſt. Verf. iſt bei 
Kündigungen auf kürzere als dreimonatliche Friſt die Be- 
rechtigung zu dDiefer Berfürzung der Friſt nachzuweifen. 
IV. Nr. 187. B. 4 ©.397, 


— — Anwendbarkeit des B. auf Streitigkeiten aus Beftand- 
berträgen binfichtlich beweglicher Sachen. IV. Nr.409. B. 6 


— — Auf Klagen, welche einen gegen das Aerar gerichteten 
Schadenerjaganfprud) aus dem Bachtverhältniffe eines Regals 
zum Gegenftande Haben, tft das durch das Geſetz vom 
16. November 1858, R. G. BI. Nr. 213, normirte 8. 
nicht anwendbar. IV. Nr. 412. B. 6 ©. 342. 

— — Bur Wuslegung der Vorſchrift des 8. 2 der kaiſ. 
Verordnung vom 16. November 1858, R. &. BI. Nr. 213. 
IV. Rr. 472. 8.7 ©. 235. 

— — In Beltanditreitigleiten ift eine Vereinbarung auf ein 


Enticheidungen IX. 22 
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anderes, als das nach dem Gelehe, zuftändige Gericht aus⸗ 
gefchloffen. IV. Rr. 497. 8.7 
Beftandvertrag: Der im koctifiien Befihe des Beltand- 
objeetes durch den Beftandgeber geſtörte Beitandnehmer kann 
erfteren in poss. summ. belangen. I. Nr. 3. 8.1 ©. 14. 
— — Einfluß der behördlichen Öenegmigung Huf bie 
Vectzwirtſamleit eines Pachtvertrages. III. Nr. 23. B. 


— — Bedeutung des Ausdruds: „Sommerſaiſon“ im Gegen⸗ 

jape en nonbelaion. bei Miethverträgen in Badeorten. 
5 ©.85. 

— — —* ober Bad? III. Rr. 176. 8.6 ©. 68. 

— — Durd einen jelbft grundbücherlich fichergeftellten 
neuen Beitandvertrag über eine bereit? in Beftand gegebene 
Sache tritt der neue Beftandnehmer nicht in das Kündigungs- 
techt de3 Beſtandgebers gegenüber dem bisherigen Be- 
ftandnehmer ein. III. Nr. 244. 8.7 ©. 98. 

— — Der ausdrüdliche Verzicht des ‚Beftandgebers auf das 
Kündigungsrecht widerftreitet nicht dem gejeblichen Begriffe 
des Beitandvertrages und ift für die Lebenszeit des Be- 
ftandgeber3 rechtswirkfam. III. Nr. 245. 8.7 ©. 99. 

— — Termin au r rechtswirkſamen Kündigung eines B. im 
Falle des 8.2 lit. ce der kaiſ. Verord. vom 16. November 
1858, R. G. Bl. Nr. 213. IH. Nr. 265. 8.7 ©.128. 

— — Auf B., welche nicht auf eine die vorgefchriebenen 
Zinsiermine überſchreitende Dauer abgeſchloſſen ſind, ſon⸗ 
dern von einem Zinstermine zum anderen nur durch die 
Unterlaffung der Auffündigung erneuert werden, ift 8.1118 
a. b. G. B. nicht anwendbar. IV. Nr.96. B. 3 ©. 440. 

— — In Ermanglung ſowohl befonderer Vorſchriften als 
auch eine3 befonderen Uebereinkommens hinfichtlich der 
Kündigungstermine kann eine Wohnung unabhängig von 
den Terminen der im nachhinein nein gegahlien Miethzinsraten 
gefündigt werben. IV. Nr. 400. 

— — Iſt im Pachtvertrage bie Benügung des Pachtgutes 
nicht vorgejchrieben, fo liegt es im Rechte des Pächters, 
ein nur zur Waldeultur geeignetes Grundftüd auf dieje 

einzig mögliche, ſich von jelbft ergebende Art zu benügen, 

und der Verpächter wird ihm gegenüber erjahpflihtt wenn 

er In am nn esuge des Holznutzens hindert Fr. 293 


— — die Berttmmung des $. 1118 a. 6. G. B. betreffend 





Alphabetiſches Sachregiſter. 339 


die Aufhebung des B. wegen Nichtzahlung des Beftand- 
zinfed vor Ablauf des Termines fommt nur beim Abgang 
diesbezüglicher Parteienvereinbarungen zur Anwendung. 
IV. Rr.423. 8.5 ©. 370. 

Veftandvertrag: Wenn aud der Miether die gemiethete Woh⸗ 
nung nit in dem Zuſtande, in welchen er dieſe über- 
nommen bat, nad) Ablauf de3 Beftandvertrages zuriüd- 
ftellt, ift er doch nicht verpflichtet, dem Wermiether den- 
jenigen Schaden in erjeßen, welcher durch eine gewöhnliche - 
Abnügung der Wohnung entftanden ift (88. 1109, 1111 
a. b. &. B.). — Beurtheilung des htachtens der Sach⸗ 
verſtändigen. IV. Nr. 437. B.7 ©.1 


— — Ueber den Umfang des dem Vmiether an den 
invectis und illatis zuſtehenden Pfandrechtes kann nicht 
im Beſitzſtörungsverfahren, ſondern nur im ordentlichen 
Rechtswege entſchieden werden. IV. Nr. 463. B. 7 ©. 217. 


— — Zuläſſigkeit der vierteljährigen Aufkündung eines Be⸗ 
ſtandvertrages ungeachtet der Verabredung halbjähriger Ent⸗ 
richtung des Miethzinſes. — Anwendung des 8. 2 derffaifer!. 
Verordnung vom 16. November 1858, R. G. Bl. Nr. 213, auch 
auf die Auffündung eines ftiNfchweigend erneuerten Befland- 
vertraged. — Cutigteit einer verfrühten Aufkündung. III. 
Nr. 336. B. 9 ©. 40. 


Beftandzins: Die zur Sicherung desjelben begehrte © © 
aueltration tft nicht auf Die guromente des 8. 293 8. O 
bedingt. I. Nr. 77. 8.1 ©.8 

— — der Beitandnehmer, —* der Wechſel in der Per- 
jon des Eigenthümerd des Beitandobjectes befanntgegeben 
wurde, Tann einen nach diefer Befanntgabe fälligen B. nicht 
mehr dem früheren Eigenthümer bezahlen (8.1396 a. b. G. B.); 
ber neue Eigenthüimer, auf welchen die Nugungen des Be⸗ 
ftandobjecte8 unbeftritten übergingen, iſt legitimirt, Die 
Zahlung dieſes B. anzufprechen. IV. Nr.62. 8.3 ©. 351. 

— — Benn der B. für ein dem Geklagten in Afterbeftand 
gegebene Recht zur Einhebung von Mauthgebühren, 
welches in den Bereich des Immobiliarrechtes nicht fällt, 
eingeflagt wird, jo ift zur Verhandlung und Entfcheidung 
dieſer — die Perſonalin ſanz des Geklagten com⸗ 
petent. IV. Nr. 130. 3 

— — Die Bablungsfrift iR inter Androhung der Erecu- 
tion binfichtlich der gegen eine Coneursmaſſe zuerfannten 

22* 
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Miethzinsforderung nur bezüglich der pfandweiſe beſchrie⸗ 
benen Sachen feſtzuſetzen, der aus dem Erlöſe des Pfandes 
etwa nicht befriedigte Reſt der Miethzinsforderung aber 
nach den Vorſchriften der Concursordnung zu bezahlen. 
IV. Nr. 332. B. 6 S. 148. 
Beſtandzins umlagen: Die von der Gemeinde liquidirten 
B. genießen nicht das geſetzliche Pfandrecht mit dem Vor⸗ 
rechte vor allen Hypothefargläubigern. Derlei Umlagen 
find nach der Tabularpriorität zu collociren. IV. Nr. 376. 
B. 6 ©. 265. 
Beweis: Die Proceßparteien können angebotene und felbit 
zugelafjene, jedoch noch nicht gerichtsordnungsmäßig auf- 
enommene Beweiſe fallen Iafien, ohne daß e3 hierzu der 
Sufimmung des Proceßgegners bedarf. III. Nr. 220. B.7 
.52. 


— — Die Behauptung der geſetzmäßigen Beichlußfafjung 
einer Gemeindevertretung ift nicht die Behauptung einer 
einfachen Thatjache, fie enthält vielmehr eine aus mehreren 
Thatſachen gezogene Schlußfolgerung. Die Schlußfolgerung 
ſelbſt Kann nicht durch Heugen oder den Haupteid nad- 
gewiejen werden; jolche Beweismittel find nur rüdjichtlich 
jener thatfächlichen Umftände zuläffig, welche die zur Schluß- 
folgerung nöthige Grundlage zu bilden vermögen. II. 
Nr. 332. B.4 ©. 34. 

— — Die Beweislaft im alle der NRüdforderung eines 
Pfandes ift eine verfchiedene, je nachdem das Pfand für 
eine zur Beit der Beitelung vorhandene Forderung oder 
für künftig erft entftehende, mögliche Forderungen beitellt 
wurde; im erſten Falle hat der das Pfand rüdfordernde Pfand- 
geber die Tilgung der durch das Pfand gejicherten Forderung 
zu bemeifen; im zweiten alle Liegt zuerft dem auf Rüds 
ftellung des Pfandes belangten Theile der Beweis darüber 
ob, daß ihm durch die Caution bededte Korderungen ent» 
ftanden find. IV. Wr. 593. 8.9 ©. 276. 

— — Die Thatfache, daB das gegen Entlohnung verfahte 
Gutachten eine Sachverftändigen in wejentlichen Bunften 
von dem Gutachten anderer Experten differirt, entbindet 
den auf Grund der 88.1299 und 1300 a. b. G. B. Schaden- 
erfa begehrenden Kläger nicht von der Berpflichtung, 

ericht3ordnungsmäßig au erweilen, daß den belangten 
achverftändigen in Hinficht auf das abgegebene Gutachten 
ein Berjchulden treffe. IV. Nr. 562. 8.9 ©. 197. 
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Beweis: Für die Beurtheilung ob den Handelsbüchern noch 
eine Beweiskraft zukomme, iſt der Moment maßgebend, in 
welchem von dieſem Beweismittel rigich Gebrauch ge⸗ 
macht wird. IV. Nr. 613. B. 9 S. 20 

Beweisantretungsfriſt: Wenn das auf. einen Eid erfen- 
nende Urtheil den Parteien an verichiedenen Tagen zu- 
geftellt ift, läuft jelbe vom Tage der für beide Theile ein- 
getretenen Rechtskraft des Urtheiles. I. Nr. 6a. B.1 ©. 15. 

— — Benn dur Beiurtheil mehrfache Beweiſe zugelaffen 
find, und von einer der Parteien oder auch nur hinfichtlich 
eines einzelnen Beweiſes appellirt ift, läuft jelbe für alle 
zugelaffenen Beweiſe vom wage der gullelung des Ur- 
theiles des höheren Richters. I. Nr.6b. B. 1 ©. 15. 

— — Die Friſt zur Antretung des mit inappellablem Bei- 
ui zugelaffenen Beweiſes iftauf 14 Tage zu beitimmen. 

Nr. 93.8.1 ©.120. II. Nr. 77. 8.162 

—* pro evitando perjurio: Boransfegungen der 
BZulaffung zur Beweisführung pro evitando perjurio. Friſt 
zut Ueberreichung de3 darauf bezüglihen Geſuches. Auf- 
ſchub der Eideafeiftung im alle ftrafgerichtlicher Betrugs- 
anzeige. Berüdfichtigung der Ergebnifje der über eine 
ſolche Anzeige geführten Unterfuchung. Heranziehung früher 
benüßter Beweiſe zur Snftruirung der neuen Klage. Ber- 
hältniß der Wiedereinfegung ob noviter reperta zum Be⸗ 
weife pro evitando perjurio. Bulaffung der Beweisführung 
über Behauptungen, die, wenn auch mit dem Gegentheil 
des Eidesthema nicht benttieh find, dennoch ſich auf Letzteres 
derart beziehen, daB, falls dieſelben im Hauptprocefle vor⸗ 
gelegt wären, die Zulafjung des Haupteides fraglich erfcheint. 
IV. Rt. 567. 8.9 ©. 208. 

Beweis zum ewigen Gedächtniß: Die Interventiong- 
foften bei einem B. 3. e. ©. Hat der Beweisführer dem 

: Gegner auf deſſen Verlangen jofort nad der Bemeisauf- 
nahme zu vergüten, weshalb das Begehren un Mdjuftirung 
und Buerfennung diejer Koften auf das in der Sache zu 
fällende Endurtheil nicht verwiefen werden Tann. IV. 
Nr. 19. B.4 ©. 419. 

— — Der ee über die Koften einer wegen Be⸗ 
willigung eines B. 3. e. ©. gepflogenen Jnceidenzverhand- 
lung ift nad 8. 10i Mi G. O. zugleih mit der Entjchei- 
dung, ob die Beweisaufnahme augelaflen wird oder nicht, 
zu fällen. IV. Nr.434. 8.7 9.154. 
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Beweis zum ewigen Gedächtniß: Die Interventions⸗ 
foften bei einem ®. 3. e. ©. hat der Beweisführer dem Gegner 
and dann zu vergüten, wenn die Beweisaufnahme durch 
die Weigerung des lebteren, den Gegenjtand der Beweis- 
führung der Serihtecommiffion ur < lügung zu ftellen, 
vereitelt wurde. IV. Nr. 489. 8.76 

Bezirfstrantencajjen: Klagen —5 ® find gemäß 
8. 15 Abſ. 3 des Geſetzes vom 50. März 1888, R. G. Bl. 
Nr.33, bei jenem Bezirkögerichte anzubringen, in befien 
Bezirke fie ihren Sig haben. III. Nr. 284. B. 8 ©.4 

Ylödi innserflärung des urtheilsmäßig zur Ahiegung 
eines Eides Zugelaſſenen: Der hiedurch umögliche Eid 
gilt nicht al3 abgelegt. II. Nr. 34. 

Bodencreditanftalt: yeichlanwendbartiit ümer — 
Kommen auf Erfeindirungsftreite wider fie. I. Nr. 43. B 


Börjenfhiedsgericht: Der Ausführung der Egecution, 
welche von einem im Geltungsgebiete der allgemeinen 
Gerichtsordnung auf Grund des Geſetzes vom 1. April 1875, 
R. ©. Bl. Nr. 67, conftituirten B. ftatutenmäßig bewilligt 
wurde, fteht der 8, 365 der twetgaligichen Gerichtsordnung 
nicht entgegen. II. Nr. 120. 8.2 © 

— — Dem Bollguge der von dem B. berrifigten Erecutionen 
im Geltungögebiete der meltgaliziichen Gerichtsordnung 
ftehen die Beitimmungen des $. 365 der 5 "eltgaligiicen 
Gerichtsordnung nicht entgegen. III. Nr. 3 ©. 137 

— — 1. Die Gerichte find nicht verpflichtet, eine Verfügung 
des Börſenſchiedsgerichtes, ohne die rechtliche Auläfftgteit 
derfelben zu prüfen, in Vollzug zu feßen. — 2. Die Ere- 
cution der vom Börfenfchiedsgerichte auferlegten Nach- 
weiſung einer geleijteten Sahlung mitteljt Berjonalarreftes 
Ri unzuläjfig 6 310 a. 0.2 ; Gefeb Do * Mai 1868, 

R. G. Bl. Nr. 34). IV. Nr. o v1 

Brandihadenvergütung: Siroaiehung Deren in Die 
Meiftbotvertheilung. IIL Nr. 68. 8.3 ©.1 

Buchbemweis: Die genaue Angabe — 5 des Gegen⸗ 
ſtandes der einzuſehenden Conti genügt vollkommen zur 
Pezeicnung des Buches, deſſen Vorlage auf Grund des 
Art. . G. B. verlangt wird. IV. Nr. 22. B. 3 ©. 237. 

— t: Der Bürge erlangt nicht durch Leiſtung der 

. ſondern erſt durch die Leiſtung der verbürgten Zah⸗ 
Kung Negrebrechte gegen den Hauptichuldner. Die bloße 
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——— om apa des Bürgen 
iſt als Leiftung der verbürgten Zahlung nicht anzujehen. 
UT. Rt. 309. 8.8 ©. 94. g zuſeh 
Bürgſchaft: Wer „fefiarifch 9." zugefichert hat, haftet gleich 
dem „Bürgen und Bahler” als ungetheilter Mitichuldner 
und kann als folher dem ihn belangenden Gläubiger 
gegenüber weder den Pfandverzicht, noch Saumieligteit in 
Einteeibung der Schuld einwenden. IV. Nr. 113. B. 4 


— — Für den Umfang der ®. ift zunächſt die Erflärung des 
Bürgen maßgebend, welche in zweifelhaften Fällen nad 
der im 8. 915 a.b. ®8. hinſichtlich einjeitig u verbindlicher 

. dertrage 96 gegebenen Regel auszulegen tft. IV. Nr. 357. 


©. 


Caducität: Bei der Verjchiedenheit der gelenlihen Behand⸗ 
lung des Erbrechtes und des Rechtes auf das Einziehen einer 
erbloſen Verlaſſenſchaft erſcheint es nicht zuläſſig, den zu 
Gunſten des Erben gejtatteten Uebergang eines blos an⸗ 
gefallenen, aber noch nicht angetretenen Erbrechtes auch zu 
Gunſten des zum Einziehen einer erbloien Setofenihen 
berechtigten Aerars eintreten zu laffen. IV. Nr. 3 


— — Der Sinanzprocuratur, melde einen Nachlaß als 
caduc in Anſpruch nimmt, kommt aus dieſem Grunde 
eine Einflußnahme auf die „ quibirung der angemeldeten 
Paſſiven nicht zu. IV. Nr.37. 8.3 ©. 285. 

— — Die Berloffenfchaft, welche von dem berufenen Erben 
nicht angetreten wurde, fann vom Caducitätsärar Deshalb, 
weil der Nachlaß eben biejeß Erben caduc ii ziat an An⸗ 
ſpruch genommen werden. IV. Nr. 41. B. 3 

— — Die angefallene, aber vom erblofen Eben vor einem 
Ableben nicht angetretene Erbichaft fällt Denjenigen zu, 
welche nach dem Entfallen eben dieje ihnen vorgehenden 
Erben zur Erbſchaft berufen find. Beim Borhandenjein 
folcher von ihrem Recht Gebrauch machenden Erben ift die 
Verlaſſenſchaft nicht erblo8 und dann auch fein Object des 
ftaatlichen Heimfallsrechtes, welches Teinesiweg3 als rbrecht 
in Betracht fommt. IV. Nr. 256. 8.5 ©. 181. IV. Wr. 321. 
B.5 ©. 377. 

— — Die Anwendung des 8.760 a. b. G. B. Hat den vom 
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Gerichte anerkannten Mangel eines Erbberechtigten zur un- 
erläßlichen Vorausſetzung; beim Nichtzutreffen diejer Bor- 
ausfegung ift felbit die Berftändigung der Finanzprocu- 

- ratur noe. ded Caducitätsärars gejeglih nicht begründet. 
IV. Rr. 257. 8.5 ©. 186. 

Caducität: —— des geltend gemachten Caducitãäts⸗ 
anſpruches auf einen im Jahre 1818 zur periebigung bon 
Concursgläubigern erlegten, noch unbehobenen Betrag in, 
Folge des jeitens der Nechtänachfolger des Erlegers hie⸗ 
gegen unter Betonung ihrer Eigenthumsanſprüche, deren 
Geltendmachung ihnen offen bleiben muß, eingelegten 
Widerſpruches. IV. Nr. 258. B. 5 S. 188. 

— — Die ſofortige Zuweiſung nachträglich hervorgekommener 
Nachlaßobjecte an den Erben und ſomit die Beendigung 
der eingeleiteten Nachtragsabhandlung iſt, wenn im Laufe 
derjelben Anfjprühe aus dem Titel des Laducitätsrechtes 
erhoben wurden, nicht ftatthaft. IV. Nr. 379. B.6 ©. 271. 

Cautio actoria: nicht anwendbar, wenn der Maſſeverwalter 
als Kläger auftritt. IL. Nr. 50. B. 1 ©. 212. 

— — Die richterliche Beſtimmung einer Frift zu ihrer Be- 
ftellung ift nicht erforderlid. Il. Nr. 52. 8.1 ©.2 

— r Auch eumenbbar be bei aufeforberten lagen. II. * 95. 

— — Degen unterlaſſener Anbietung derſelben oder des 
Paupertätseides kann eine Klage nicht von 1 Amtötvegen zurück⸗ 
geſtellt werden. II. Nr. 97. 8.1 S.2 


— — Im Verfahren wegen —e— der Vollſtreckbar⸗ 
keit eines ausländiſchen Urtheiles kann die Peſtelung einer 
a. C. nicht begehrt werden. I. Nr. 122. B. 2 S. 100. 


— — Die vom Kläger abgegebene Erklärung, daß er ſeine 
Verpflichtung zur Leiftung einer a. C. anerkenne, ift für 
fih allein nicht maßgebend für die Entjcheidung über den 
Erjag der Koften der wegen des Streites über die Höbe 
der C. fortgejegten Verhandlung. II. Nr. 126. 8.2 ©. 110. 


— — Die Verhandlung liber den Erlag derfelben hemmt den 
auf ber der „geil zur Incompetenzeinwendung. III. Nr. 7. 

— — Rechtsfolgen für ben sul des Miteringes der richter- 
lich beftimmten a. &. III. Nr. 34. B 

— — in Befonbffreitigteiten. III. Nr. 968 PN 7 ©.126. 
- — Burüdweifung des unter Herabfegung der Cautions- 
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forderung wiederholten, durch ben abgelegten Paupertätseid 
bereits definitiv eredigten ode um Beitellung der 
Klagscaution. IV. Nr.88. B. 3 ©. 409. 

Cautio actoria: Gie haftet auch für die Koften des wegen 
berjelben durchgeführten Incidenzſtreites wie für die noth- 
wendigen Koften der Erfolglajlung des zugefprochenen 
Betrages. IV. Nr.126. B.4 ©. 250. 

— — Der Bormund, welcher im Namen des Minderjährigen 
als Kläger in einem Baterfchaftsprocefje auftritt, Tann 
zum Erlage einer actorifchen Kaution oder zur allfälligen 
Ablegung des. Paupertätseided nicht verhalten werben. 
IV. Nr. 129. 8.4 ©. 256. 

— — Es ift dem Geſetze nicht zumider, die gemäß $. 406, 
a. ©. D. zu leiſtende Klagscaution mittelft einer Sache zu 
beitellen, Die zu eben dieſem Zwecke vom Sautionspflichtigen 
auf feine Gefahr und Koften bei einer dritten Perſon bepo- 
nirt wird. IV. Rr.146. B. 4 ©. 298. 

— — Die Beitelung der a. C. Tann, nachdem Yriftgejuche 
behuf3 Erftattung der Einrede überreicht wurden, vom Be- 
Longten nicht mehr verlangt werden. IV. Nr. 288. 8.5 


— — Eine dem Kläger wider den Erftgellagten rechtskräftig 
zuerfannte Forderung ift Teine annehmliche Sicherheit für 
die Gerichtstoften der Aitgellagten im Sinne des $. 406 
0.6.08. IV. Nr. 456. 8.7 ©.200. 

— — Das Begehren um Erlag einer Klagseaution mwider- 
ftreitet dem Zwecke und der Natur des wechjelrechtlichen 
‚Verfahrens (8.406 a. G. O.). IV. Rr.457. 8.7 ©. 201. 


— — Die Berurtheilung zur Leitung einer actorifchen 
Saution kann nur auf eine im 8.310 a. ©. O. beftimmte 
Weiſe vollitredt werden. IV. Nr.467. B. 7 ©. 226. 

— — Nah erfolgter Ablafjung von der Klage ijt der 
Nichter berechtigt, die Siftirung der wegen Leiſtung einer 
actorischen Caution angeordnet gewejenen Tagfatung von 
mtäpegen zu verfügen (8.1 0.6.0.) IV. Nr. 493. 8.7 

.271. 


— — Bet den öfterreihiich-ungarifchen Confulargerichten in 
der Levante ift, ohne Unterjchied der Beſchaffenheit der 
bon einem Ausländer gegen einen öfterreichiich-ungariichen 
Staatsangehörigen anhängig gemachten Rechtsſache, bis 
zum Erlage der actorifchen Kaution mit der Fortießung des 
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Verfahrens in der Hauptſache innezuhalten. III. Nr. 380. 
B. 9 ©. 173. 


Cautio actoria: Der Ausſpruch über die Koſten des 
Streites wegen Klagscaution iſt auf die Enticheibung in 
der Hauptfache zu weiſen. III. Nr. 362. 8.9 123. 

Bebent, Bertretungsteiftungspfliht? IV. Nr. 564. B. 9 


Seilion eined Wechſels: Haftung des Cedenten. I, Nr. 42. 


— — Die der C. nachgefolgte executive Einantwortung einer 
und derjelben Forderung an einen Dritten behebt nicht die 
Redtäwirkung der C. IV. Nr. 9, 27, 34. 9.3. ©. 198, 

— — Die Sompenjation tritt nicht ein, wenn zur Zeit der 
Entitegung der Gegenforderung Die Forderung bereitö an 
einen Dritten, ſei e8 auch ohne 3 aftänbigung des Ceſſus, 
abgetreten war. IV. Nr.33. 8.3 ©. 267. 


— — der eventuellen Geriätstoftenenfobforberung ſeitens der 
Partei an den fie vertretenden Mdvocaten. IV. Nr. 34. 
8.3 ©. 272. 

— — Die Klage des Leflionard wider Denjenigen, welcher 
die egecutive Einantwortung der ihm cedirten Forderung 
wider den Schuldner erwirkte, iſt eine Exjeindirungdflage 
im Sinne des 8. 3 des Hofdecretes vom 29. Mai 1845, 
J. G. S. Nr.889. IV. Nr.34. 83.3 ©. 272. 


Geffionseinverleibung:. Der Mangel der Angabe des 
Namens, Standes und Wohnorte des Eigenthümers der 
Hypothek fein Weifungsgrund. I. Nr.63. 3.1 ©. 231. 

Commiſſionsgeſchäft, f. Rechnungslegung. 

— — lleber die Ansprüche. des Sommilfionärg m den Com⸗ 
mittenten and die Geltendmachung derjelben. IV. Nr. 227. 

Sompenfation: Die C. tritt nicht ein, wenn zur Zeit der 
Entftehung der Gegenforderung die Forderung bereit an 
einen Dritten, fei es auch ohne Sertändigung des Ceſſus, 
abgetreten war. IV. Nr.33. 8.3 

Sompenjationgeinrede und Anfforberungsttage IV. 
Nr. 209. B.4 ©. 467. 

Competenz: Bei Erledigung der Klage darf zur Begründung 
der Zuftändigkeit der Gerichte in das Innerliche der Schrift 
nicht eingegangen werden ($. 1a. ©. D. und Hofd. vom 
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6, Dit October 1783, 3. &. ©. Nr.197). IV. Nr. 429. 8.7 


Somvetenz: Zur Frage der C. eines öfterreichiichen Ge- 
richte Hinfichtli eines in Ungarn domictlirenden Kauf- 
mannes auf Grund der Verfügung des 8. „7 der ungar. 
LTivilproce gordnung. IV. Nr. 260. 8.5 ©.1 

— Zur frage der exceptio rei judicatae (Soibecret om 
16. Sänner 1 1787, 3. ©. ©. Nr. 621, lit. aa), IV. Nr. 4 
8.7 ©.148 

— — Für bie Eompetenzfrage ift die Urt des mit der Klage 
beaniprucdhten Rechtes und nicht die Art der zu deſſen Be- 
gründung oder Setümpfung angerufenen Geſetze maßgebend. 
IV. Nr. 577. 8.9 ©. 138. 


ECompetenzeonflict: Verfahren der Gerichte, wenn eine 
Angelegenheit von dem Feicheger qte vor den ordentlichen 
Richter gewieſen wird. III. Nr. 86. B. 4 S. 47. 

— — zwiſchen richterlichen und Adminiftratinbehdrden: Be- 
eu, der Norm des Hofdecreted vom 23. Juni 1820, 

69 3.6.6. II. Nr.2, 21. 8.1 ©.154, 175. 


Concurs: Ungeachtet des Über das Vermögen des Acceptan- 
ten vor der Verfallszeit des Wechfel3 eröffneten C. find 
Regreßrechte an die erfülung der Sebingungen des Urt. 41 
W. OD. gebunden. I. Nr. 21. 8.1 ©.2 

— — Bor der Eröffnung des E. — * Urtheils⸗ oder 
Erkenntniß⸗ oder 5*— unmittelbar zu entrichtende Ge⸗ 
bühren bilden, wenn auch der Auftrag zur Zahlung erſt 
nach Eröffnung des C. ausgefertigt und dem M. V. zu⸗ 
geſtellt iſt, keine Maſſeſchuld. J. Nr. 98. B. 1 ©. 136. 

— — Bor Eröffnung des C. erwachſene, in Folge Verheim⸗ 
lichung aber erft nach derjelben zur Vorfchreibung gelangte 
ne Maſſeſchulden. 1. Nr. 99. 1. Nr. 56. 


— — Verhauniß des Pfandbriefcurators zur Abminiftration 
des Eoncurövermögend. II. Nr. 4. 8.1 ©.1 

— — Bor ber Eoncurderöffnung gewachiene Üielgehüpren 
find feine Maſſeſchuld. II. Nr. 22. 8.1 

— — Nichtanwendbarkeit der Beſtimmun pe 'ss 539 W. ©. ., 
406 a. G. O., wenn der M. V. als Kläger auftritt. II. 
Nr. 60. B.1 ©. 212. 


— — Berüdfichtigung der nad dem Seribeilungsentwurf 
eingebrachten Klage. II. Nr.55. 8.1 ©. 217 
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Eoncurs: Der Nachweiseines zur Dedung der Koften hinreichen⸗ 
den Bermögend de3 Schuldners kann vom andringenden 
Gläubiger nicht verlangt, noch ierer hiefür haftbar er- 
Härt werden. IL Nr. 71. 8.1 © 


— — Der Gerichtsftand des Vertrages pr —* der Geltend⸗ 
machung von Maſſeverbindlichkeiten, deren Erfüllungan einem 
beftimmten Orte bedungen ilt, durch 8.138 der C. O. nicht 
ausgefchloffen. IL. Nr. 84. 8.1 ©. 266. 

— — Die Beftimmungen des 8.161 C. O., betreffend Die 
Honorirung de3 Maffeverwalters, bat au bei Special 
maflen finngemäße Anwendung zu finden. I. Nr. 96. B. 1 


— — Die Anmelhung eine einer „Serberung ift al3 Berühmung 
anzufehen. II. Rr. 98. 295. 

— — Die ausfchließende Tompetens der Bezirkögerichte für 
alle Streitigkeiten aus Beitandverträgen —* auch der 
Corcarsma e gegenüber Anwendung. II. Nr. 114. B. 2 


— — Dem Rafjeverwalter kann nad} $.207 a. G. O. (8. 288 
w. g. &. O.) der Haupteid nur über Ieine eigenen, Hand- 
lungen aufgetragen werden. II. Nr. 149. 8.5 ©.9 


— — Die Beftimmungen des 8. 37 C. O., insbe ſondere 
Alinea 2, finden bei der executiven Feilbietung einer 
Liegenſchaft außerhalb des Concurſes auch dann analoge 
Anwendung, wenn die ſimultan verhafteten Güter ver- 
ſchiedenen Eigenthümern gehören und wenn Die übrigen 
Güter noch nicht verkauft find. IT. Nr. 166. 8.7 ©.9. 


— — Dem Dritten, der als Bürge für den inzwiichen in C. 
gerathenen Hauptichuldner eine Stenerfchuld begabt, ge 
bührt bei Liquidirung dieſer Forderung nad) 8.1 a.b. 
G. B. die Verfegung i in bie erite Claſſe der —ãS 
II. Nr. 12. B.2 ©.1 

— Zu 8.160 der C. * II. Wr. 35, 39. B. 3 S. 63, 81. 

— — Umfang der Siderſteluns für bie enhlung von 

Unterhaltsgeldern. II. Nr. 73. 8.3 S.1 


— — Das zu Dresden am 8. Februar 180% zwiſchen der 
faiferlich öfterreichtichen und der königlich —— Re 
rung geſchloſſene Uebereinkommen wegen gegenſeitiger 
handlung von Concursfällen tft durch 8.207 der beutfchen 
Concursordnung und $. 4 bed ein ührungagelepee zu 
derjelben nicht außer Kraft gefeßt. III. Nr.182. 8.6 ©. 85. 
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Concurs: Die zu einer Concursmaſſe angemeldeten Erkenni⸗ 
nißgebühren find als öffentliche Abgaben anzufehen, und ge- 
bührt denfelben im Yalle ihrer Liquidbaltung nad) $. 43 
3.4 C. O. die erſte Rangsclaffe der Soncursgläubiger. II. 
Nr. 202. B. ©. 16. 


— — limfang der dem Loncurdmafjeverwalter nach 88. 76 
und 216 Concursordnung obliegenden Pflichten. III. Nr. 252. 
8.7 ©.113. 

— — Ein mit den gejehlichen Erfordernijien verjehener 
Wechjel it als eine das Forderungsrecht des Wechiel- 
glänbigers nachweifende, vollen Glauben verdienende Ur- 
unde im Ginne de3 8.63 C. O. aud dann anzufehen, 
wenn der Beftand der Wechjelordnung beftritten wird. III. 
Nr. 279. B. 8 ©. 40. 

— — 1. Der Gläubiger, welcher fi im Gefuhe um Er- 
Öffnung des Concurſes über das Vermögen feines Schuld- 
ner3 zur Sicherftellung der Koften der Concursverhandlung 
bereit erklärt Hat, Tann im Laufe des Concursverfahrens 
auf Antrag des Mafjeverwalterd zur Erfüllung der über- 
nommenen Pflicht verhalten werden. — 2. Für Die Be- 
richtigung der Koften des Concursverfahrens ift von Amts⸗ 
wegen zu forgen. III. Nr. 313. 8.8 ©. 101. 


— — Die Roften der Erfolglaffung des nad 8. 179 €. O. 
zu Gericht erlegten Depofitum3 Hat die Concursmaſſe aller- 
dings, jedoch nicht unter Befriftung und Erecutionsandrohung, 
dem objiegenden Gläubiger zu erfegen; dieſe Erjagpflicht 
Tann aber nicht auf jene Koften ausgedehnt werden, welche 
dadurch erwachſen, daß der Gläubiger das nicht in Bargeld 
beftehende Depofit an Zahlungsftatt annimmt. IV. Nr. 8, 
8.3 ©. 196. 

— — Ein Hinfichtlih eines bejtimmten Gejchäftes von dem 
Cridatar jhriftlich abgefchloffener Schiedsvertrag ift für den 
aus eben diefem Geſchäfte klagend auftretenden Concurs- 
majleverwalter bindend. IV. Nr. 16. B. 3 ©. 216. 

— — Iſt ein befonderer Verwalter der in eine Concurs- 
maſſe gehörigen Liegenſchaft nicht beftellt, jo ift über das 
im 8.83, al. 2 C. O. vorgefehene Einfchreiten eines Real⸗ 
gläubiger3 der Mafleverwalter- al3 Sequefter zu beftellen. 
IV. 8.36. 8.3 ©. 284. 


— — Die erfolgte Löſchung der Firma des Schulbners 
aus dem Handelsregifter ift für das ordnungsgemäß beim 
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Handelsgerichte geſtellte Begehren um Eröffnung des C. über 
de Dermögen des Schuldners belanglos. IV. Nr. 82. B. 3 


Concurs: Der Maſſeverwalter bedarf zur Anfechtungsklage 
nach dem Geſetze vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, der 
im $. 147 der Concursordnung —— {peciellen 
Ermädtigung nit. IV. Nr.85. 8.3 ©. 411 

— — Der Bermwalter einer Concursmaſſe ift nicht berufen, 
den Eridatar in Beziehung auf ein der Erecution zu ent- 
ziehendes Vermögen zu vertreten. IV.Nr.124. B. 4 ©. 238. 


— — Die Erpenjenforderung eines Advocaten Tann nur 
mittelft der Anerkennung ihrer Richtigkeit feitens des 
Slienten oder mittelft gerihtiihen Liquiditätserkenntniffes 
im Sinne der 8$. 63 und 198 C. D. glaubwürdig nach⸗ 
gerieten, „De beziehentlich bejcheinigt werben. IV. Nr. 127. 


— — Renn das Gericht die Beendigung des C. lediglich 
durch Affichirung des vorgeſchriebenen Edietes bekannt zu 
geben. findet, To läuft Die Recursfriſt. vom Tage dieſer 

ffichirung. IV. Nr. 164. B. 4 S. 33 

— — Ablehnung des vom Cridatar auen Antrages auf 
Einleitung des Qruangöanägleichöberiahueng auf Orund ber 
Norm des 8.208 lit.e & Nr.255. B. 5 ©.1 

— — Die Rechnung, welche von dem —— 
beziehentlich ſeinem Erben, in einem noch vor Wirkſamkeit 
der Concursordnung vom 25. December 1868, R. G. Bl. 
Nr. 1 ex 1869, eröffneten Concurſe gelegt wird, ift vom 
gewählten Ereditorenausichuffe, nicht aber vom neu be- 
ftellten Verwalter zu prüfen, welch lebterem demgemäß 
auch die Legitimation zur Anfechtung der über Diele Ned 
zung, getroffenen Verfügung abgeht. IV. Nr. 259. 8.5 
©. 1 

— — der Umftand, daß das Vermögen des Schuldnerd mit 
Pfandrechten überlajtet erjcheint, rechtfertigt nicht die Ab⸗ 
weifung des ſonſt begründeten Begehrens eines Gläubiger 
um Eröffnung des C. über das Vermögen des Schuldners. 
IV. Nr. 326. 8.5 ©. 389 

— — dercipbringung einer Beſtandzinsforderung wider die 
Maſſe. IV. Nr. 332. B. 6 S. 143. 

— — Die Frage, * die Bebingung, daß der Schuldner 
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mit Erecutionen verfolgt werde, thatjächlich vorhanden ei, 
ift erft bei der nach dem Ergebnifle der über das Geſuch 
im Sinne des 8.63 C. O. anzuordnnenden Tagfahrt zu er- 
folgenden Beichlußfaffung über das Begehren um Eröffnung 
des Eoncurjes zu enticheiden. IV. Nr.341. B.6 ©. 162. 


Concurs: Auch die Klage auf Zahlung des vor der Eröffnung 

des Concurſes über da3 Vermögen des Miethers fällig 
ewordenen Miethzinfes ift wider deſſen Concursmaffe bei 
em durch $. 1 der kaiſ. Verordnung vom 16. November 
1858 ausfchließend und ausnahmslos normirten Bezirks- 
gerichte einzubringen. IV. Nr. 342. 8.6 ©. 163. 

— — Die am Tage der Concurseröffnung vollgogene In⸗ 
tabulation (Verfachung) tft unwirkſam und Tann vom 
Mafleverwalter im Recurswege angefochten werden (88. 2 
und 11 C. O.). IV. Nr.454. 8.7 ©.198. 


— — Die bezahlte Aſſecuranzgebühr gehört zu jenen Mafje 
fhulden, welde aus dem erecutiven Meiſtbote einer- 
Keatität „norgugämeile zu berichtigen find. IV. Nr. 474. 

. O. 


— — Ddie Entſcheidung über den aufrechten Beſtand eines 
auf den Steuergeſetzen beruhenden perſönlichen zur Con⸗ 
eursmaſſe angemeldeten Anſpruches des k. k. Aerars fällt 
in den Wirkungskreis der Finanzbehörde (F. 115 C. O.). 
IV. Nr. 483. 8.7 ©. 253. 

— — Der 8.226 C. O. fteht der Beltätigung eines einzel- 
nen Gläubigern Sondervortheile einräumenden Zwangs⸗ 
ausgleiches nicht entgegen. Die Betheiligten find jedod) 
berechtigt, nach 8. 242 ibidem die Nichtigerflärung des . 
Ausgleiches im Wege der Klage unter der Vorausſetzung 
zu erwirten, daB die Stimmenmehrheit für den Ausgleich 
durh diefe Einräumung von Sondervortheilen erzielt 
worden ift. IV. Nr.517. 8.8 ©. 150 

— — ſ. Einfommenfteuer. 

— — ſ. Genoſſenſchaft. 

Condictio indebiti: Die Zahlung einer Nichtjchuld ift, 
wenn fie mit einem orbehalte gejchieht, nicht al3 ein die 
Nüdforderung nach 8.1431 a. b. G. B. ausfchließender Ver- 
al auf D08 Recht der Anfechtung anzujehen. III. Nr. 208. 


— — bei einem ohne Notariat3act beftellten Heiratögut. III. 
Nr.225. 8.7 6.59 . 
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Condictio indebiti: Eine Aenderung in der Rechts⸗ 
ſprechung begründet noch feinen Yurüdiorderungaaniprug 
nach 8.1431 a.6.©.8. II. Nr.316. 8.8 ©. 109. 

— — Die Rüderftattung eines Theiles des für eine that- 
ſächlich flattgefundene Dienftleiftung verlangten und ohne 
Widerrede bezahlten Betrages Tann mit der condictio in- 
debiti au dann nicht begehrt werden, wenn Condicent 
erweijen würde, daß die ufuelle Entlohnung um den zu⸗ 
rüdgeforberten „beilbetra geringer ger als Die ſeinerſeits 
geleiftete, IV. Nr. 1 NE 

— — Eine dem heile gemäß folgte en kann mit 
einer geringe nicht zurüdgefordert werden (88. 1431 u. ff. 

G. B.). IV. Nr. 471. 8.7 ©. 233. 

Gonfet fionslofigfeit: ner mofat Eid einer confeſſions⸗ 

Tofen En musehbarie bie früher moſaiſchen Belenntniffes war. 


Gohgrünergängung, ungebührlich bezogene. IV. Nr. 582. 
B. 9 ©. 149. 


Confulargerichte, ſ. Cautio actoria. 

Conſuln: In Oeſterreich refidirende C. der Bereinigten 
Staaten von Nordamerika können, aud) wenn fie ameri- 
fanifche Staatsbürger find, in Privatangelegenheiten vor 
—J Ölterreichiichen Gerichten belangt werden. III. Nr. 256. 


Gontumagbegehren: Dem C. ber FAR Hr: der 

Gtreitverhandlung allein erichienenen & —* partei iſt nicht 
Folge zu geben, wenn dieſelbe hiebei neue Thatſachen an- 
geführt hat. IT. Nr. 226. /. 7 ©. 60. 

Eontum Jutthe eil: Restitutio ob noviter reperta zuläflig. 


Gonnentisnalftrate: Anwendung der Berjährungsfrift de⸗ 
8.1489 a. b. G. B. auf Klagen wegen Zahlung einer C. 

Nr. 38. B. 1 S. 19. 

— — Der Anſpruch auf die C. iſt nicht von dem Nachweiſe 
des Schadens abhängig, der durch das Eintreten des Falles, 
für welchen die C. vereinbart wurde, entitanden if. LI. 
Nr.145. B.4 S. 4. 

Conventionsmünze: Art der Umrechnung der €. aus 
der Beit vor dem Sinangpatente vom 20. Februar 1811. 
III. Rr.15.: 38.2 © 

Convocationsedict —* 8 813 a4. b. G. B.: Wirkung be- 
zůglich der Nachlaßgläubiger. J. Nr. 20. B. 1 6.24. 


” 
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Credit: Zur Trage vom Schadenerfage im alle der Schä- 
digung des &. eines Kaufmannes durch bee e Ber- 
bächtigung feiner Gefchäftsgebahrung. III. Nr. 16. 8.2 


Curatel: Nicht jede Anomalie ber geiftigen Fühigkeiten, 
fondern nur Umftände, welche zeigen, daß einer Berlon die 
Einfiht in die Bolgen ihrer Handlungen gänzlich verfagt 
jet, fie daher eines bejonderen 10 6 zur Wahrung ihrer 
Rechte bebürfe, find geeignet, als Grundlage für bie er⸗ 
hängung der C. zu dienen. IV. Nr. 216. B.4 ©.4 

Suratelöbehörde: Amtlicher Wirkungskreis der ©. bet Be- 
anftändung von Berwaltungsrechnungen oc deren bereits 
erfolgter Genehmigung. III. Nr. 146 5b ©. 58. 

Curator: Der Schätungseid kann von ihm Namens des 
Euranden abgelegt werden. I. Nr. 34. 31 ©. 33. 

— — für Beliter von Theilfchuldverjchreibungen: Be⸗— 
. Helung berieiben on amtswegen bei Pfandrechtloſchung. II. 

Nr. 155. 

— — Anläßlich des von einem conceifjonizten Pfand⸗ 
verleiher nad) dem Geſetze vom 23. März 1885, R. G. BI. 
Nr. 48, und der Weiniferiniberorbnung vom 24. April 1885, 
R.G. BL. Nr. 49, vorgenommenen cumulativen Erfages 
der Ueberſchüſſe von feilgebotenen Pfandftüden ift für Die 
unbelnnten erpfänder ein Surator im Sinne des 8. 276 

b. G. B. zu beftellen. III. Nr. 254. 8.7 ©. 116. 

— — der ruhenden Verlaſſenſchaft: Hat der Kläger ungeachtet 
der bereits erfolgten Erbserklärung den Nachlaß des Schuld- 
ners als Tiegend zu Handen eines Curators belangt, fo ift 
das über die Klage durchgeführte Verfahren auf If erlangen 
nr geigertlürten Erben als nichtig aufzuheben. III. Nr. 267. 


Curator absentis: Dem Euranden fann der Haupteid auf- 
getragen werden. I. 33. 3.1 ©. 32. 
— Vom Tage, an welchem die Klage ihm zugeſtellt iſt, 
ianft die Friſt zur Einrede. J. Nr.50. B. 1 ©.4 
— — Bedingung ſeines Anſpruches aut Erſah Ver⸗ 
tretungöfofien jeiten3 des Gegners. IL Nr. 60. B. 1 


Curator ad actum: Dem beitellten &. fteht der Ren? 
Ben den BeftellungSbefcheid offen. IV. Wr. 3.3 


— — gemeinſamer, ſ. Theilſchuldverſchreibungen. 
Entſcheidungen IX. 23 
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D. 

Dalmatien: Die im 8. 14 der als Geſetz für D. geltenden 
Civilproceßordnung enthaltene Vorſchrift, daß die Parteien 
ſowohl als ihre Rechtsfreunde ſich in ihren Acten der ita⸗ 
lieniſchen Sprache zu bedienen haben, iſt weder durch den 
arte 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. BI. Nr. 142, noch durch die Verordnung der Mini- 
ferien des Innern und der Juſtiz vom 20. April 1872, 
G. Bl. für Dalmatien Nr. 17, als abgeändert zu bes 
han (j. das nad) diejem Judieate ie gegebene Gelee om 

25. Mai 1883, R. G. Bl. Wr. 76). r.112. 8.26 

— — Im selben fann die —R einer —* — 
Caution nicht begehrt werden. II. Nr. 122, B. 2 S. 100. 

Deckungswechſel, j. Wechiel. 

Delibationsverfabren: Am D. iſt der Richter zur Feit- 
ftellung der Vorausſetzungen ber Vollſtreckbarkeit des aus⸗ 
ländifcen Urtheils auch von amtswegen einzujchreiten 
berufen. IH. Nr. 167. B. 6 S. 41. 

Delogirungsauftrag, |. Betandverfahren. 

Depojita, gerichtliche: Eriterium für „ie Triorität Deal) 
derjelben eingebrachter Geſuche. I. 

Depurirung, ſ. Kaufſchilling. III. Me se, 3 96.17. 

Diebftahlsverlautbarung: Bedeutung der jeitend der 
Polizeibehörde erlafienen und den Wechfelituben mie den 
Geldinftituten zugeftellten Kundmachung eines vorgefallenen 
Diebftahl3 von Werthpapieren. IV. Nr. 320. 8.5 ©. 368. 

Dienftbote: Zum Begriffe „Dienftbote” im Sinne de3 8.1172 
a. b. G. B. und der Dienftbotenorduungen. Umfang ber Bilicht 
des Dienftheren bei Erkrankung des D. III. Nr.88. 8.4 ©.4 

Dienftcaution: Eine in baarem Gelde geleiftete Sanion. 
über welche zu verfügen dem Empfänger vertragsmäßig 
geitattet ift, erzeugt, ihrer rechtlichen Natur nach, das Recht, 
gegen den Küdforberungsaniprud) Erſatzanſprüche im Wege 
der Eompenjation geltend zu machen. — Klage auf Burüd- 
ftellung einer Dienftcaution nach Auflöjung des Dienft- 
verhältniffes; Wertheilung der Beweislaſt. — Gegenüber 
der Klage auf Nüdgabe einer Dienftcaution hat der Dienft- 
geber zu beweifen, daß ihm aus dem Dienftverhältnifje 
Erfaganfprüche erwachſen jeten. — Auf Grund eines Lohn⸗ 
vertrages kann eine Rechnungslegung nicht gefordert, be- 
ziehungsweiſe ein Remun geproceß nicht eingeleitet werden. 
IV. Nr. 613. B. 9 
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Dienftleiftung: Lohn oder Entichäbigung für nicht ge— 
leiftete Dienfte. (8.1155 a. b. ©. 9.) III. Nr. 238. 8.7 ©.88. 

Diffeffiongeid: Der im $. 37 Sum. Ver. normirte Eid 
fann nur dem angeblichen Ausſteller einer Urkunde, niemals 
aber einem Dritten zum Beweiſe ber eh derjelben auf- 
erlegt werden. IV. Nr. 3657. 8.6 

Differenz-Gefhäft: Ein nidt — 5*— — 
liegt dann vor, wenn es ſich von vorneherein für beide 
Contrahenten keineswegs um die wirkliche Effectuirun ng von 
Kauf und VBerlaufsaufträgen handelt, jondern beide “Theile 
bet Abichluß des Geſchäftes den Willen und die Abficht 
haben, dasfelbe nicht zu erjällen und Edigich die Differenz 
zu begleichen. III. Nr. 360. B. 9 S. 

— ——— Die Gerichte —8 zu einer Ueber⸗ 
prüfung der Geſetzmäßigkeit des Disciplinarerkenntniſſes einer 
autonomen Behörde nicht berufen. IV. Rr. 509. B. 8 ©. 134. 

Diftanzgeichäfte: Bei Diitanzgejchäften hat der den Käufer 
auf Uebernahme der Waare und Zahlung des Kaufpreifes 
Hagende Berfäufer den Beweis darüber zu erbringen, daß 
er dieje Waare dem Käufer wirttich überjendet babe; und 
die bloße Einfendung der Yactura, in welcher die Bufendung 
der Waare erwähnt ift, kann der wirklichen Webergabe der 
Waare nicht gleichgehalten werden. IV. Nr. 445. 8.7 6.175 

Domieil, |. Bohnjig. 


E. 


Echtheitsbeweis: Zur Anerbietung des Beweiſes der Echt⸗ 
en producirter Urkunden in der der Production folgenden 
ee bedarf en | e3 keiner befonderen Bewilligung. IV. 


Edition der Sanbeisbägier IV. Rr. 498. 8.76. 277. 

Ehe: Das auf Trennung oder Ungiltigfeit einer Ehe lautende 
Urtheil hat auch den Ausſpruch darüber zu enthalten, ob 
der eine oder der andere Chegatte, ob jeber oder fein Theil 
daran Schuld trägt. U. Nr. 12. B. 7 ©. 4. 

— — altfatholiiche: ur trage der Ungiltigleit der por der 
Berordnung des Minifters für „ultug und Unterricht vom 
18. October 1877, R. G. Bl. Nr. 99, geichloffenen a. €. 
OI Nr. 11. 8. 2. ©. 168. 

— — Das Ehehindernik des Katholicismus und des Abganges 
der weſentlichen Feierlichkeiten (Clandeftinität) bei einer 
von Ausländern in Defterreich gefchloffenen a — Wirkung 
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—e—e in ve inenfchaften der Perſon tft nicht 
Er Ehehinderniß des $.57 a. b. G. B. TIL Nr. 5. 8.36.125. 
— — Ungiltigkeit der von einem ehemaligen Piariſften⸗ 
Srbenäpvieiter nah dem Ritus der evangelifcgen zeirche 
A. ©. abgeſchloſſenen E. III. Nr. 174. 8.66 

— — Die unterbliebene VBeeidigung des bei Scstiebung einer 
Civilehe intervenirenden Schriftführer begrünbel nicht die 
Ungiltigkeit der geſchloſſenen E. III. Nr. 179. B. 6 S. 76. 

— — Nach 8. 4 a. b. G. B. bleibt der kathollſche öfter⸗ 
reichiſche Staatsbürger an das Verbot, bei Lebzeiten des 
anderen Ehegatten zu einer neuen E. zu jchreiten, auch 
dann gebunden, wenn er die E. außer feinem Staatögebiete 
geichloffen Hat. III. Nr. 199. B. 6 ©. 124. 

— — Bitichen einem Chriften und einer confeffionglofen 
Berjon Tann feine giltige Ehe gefchlojfen werden. III. 
Nr. 255. 8.76, 118. 

— — Die Anzeige ber Wiedervereinigung gerichtlich ge- 
Ichiedener Ehegatten muß, um die rechtlichen Folgen der 
ausgeiprochenen gerichtlichen Scheidung zu beheben, bei dem 
Gerichte, welches die Scheidung bewilligt hat, und, falls 
dies von einem geiftlichen Ehegerichte gefchehen wäre, bei 
jenem Gerichte eritattet werden, weiches an Stelle desjelben 
getreten ift. IV. Nr.d. 8.3 S.1 

— — Die Eintragung der Trauung i® fein orlenlichen on 
er der Giltigfeit einer Judenehe. IV. 

— — m hie Ehegatten immer nur im Auslande ihren 
gemeinjchaftlichen Bohn hatten, fo find zur Unterſuchung 
der Giltigfeit der im Auslande geichloffenen E. ſelbſt eines 
Öfterreichiichen Staatsbürgerd mit einer Ausländern, ohne 
Rückſicht darauf, daß aus der Giltigleit diefer E. Rechts⸗ 
wirkungen in Defterreich abgeleitet werden, die öfterreichi- 
ſchen Gerichte nicht zuftändig. IV. Nr. 260. 8.5 ©. 192. 

— — lieber die Giltigfeit einer E. haben, wenn ein Theil 
oſterreichiſcher Staatsbürger u Die gkerreichtiegen Gerichte 
zu enticheiden. IV. Nr. 331. 8. 6 

— — Zur Entſcheidung einer edhtöangeisgenheit wegen Un⸗ 
giltigkeit einer nach öfterreihiihem Rechte und von fter- 
reichiſchen Gerichten zu beurtheilenden Ehe gegen den im 
Auslande wohnenden Defterreicher ift, beim Entfallen der 
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Borausfebungen einer Ausnahmsbeftimmung, jener Gerichts- 
hof eriter Inftanz als zuftändig anzufehen, in deſſen Sprengel 
der effagte Ehetheil jeinen letzten ordentlichen Bohntig 

m_Snlane gehabt Hat (&. 14 3. N.). IV. Nr. 431. 


She: " Lonberwinbiice Abneigung auf Seite des einen Ehe- 
gatten kann unter Umftänden ginen zureichenden Grund für 


ie ie Eheirennung —7 8.1 .b. & 8. bilden. IV. 

— — febenbürgifche: Bur Brage der „umgiftigteit der Ioge- 
nannten LE B. 2 ©. 158, Nr. 122, 
8.4 ©. 126. 


— — tebenbürgifche: Zur Fra age der Ungiltigleit der fogen. 
j. €. für das Gebiet der im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder. II. Nr. 198. B. 6 S. 117. 

— — f. auch Scheibebrief. 

— — Der an die Ehegattin ergangene geriettinne Auftrag, 
zum Gatten zurüdzufehren, tft nad) dem $. 19 Alinea 2 
des kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 1864, R. G. Bl. Nr. 208, 

in Wazug zu ſetzen. IV. Nr. 668. 8.96. 191. 
ie von Öfterreichiichen Staatsbürgern während ihres 
_ geitweiligen Aufenthaltes im Auslande mit Beobachtung 
der Beſtimmungen des öfterreichiichen Eherechtes eingegangene 
Ehe iſt giltig, wenn auch dabei die Eheſchließun ngöform des 
een Geſetzes nicht beobachtet wurde. II. Nr. 370, 


EHeband3vertheidiger: Wenn die Entſcheidung über bie 
Ungittigteit einer Ehe von der Löſung der VBorfrage abhängt, 

b ihrer Eingehung ein anderes Eheband entgegenftand, ift 

auch für Dickes frühere Eheband mit der Beftellung eines 
Vertheidiger3 in allen jenen Fällen von Amtswegen vor⸗ 
zugehen, im welchen der Beitand oder Nichtbeitand des 

. vorandgegangenen Ehebandes nicht in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe feſtgeſtellt iſt. I. Nr. 124. B. 8 S. 8. 
— — Im Beſtande einer zweiten, vor Auflöfung der erften 
eingegangenen Ehe ift, wenn die Giltigkeit der erfteren be- 
jtritten wird, die Aufftellung eines defensor matrimonü für 
die zweite Che nicht gefordert. IV. Nr.20. 8.3 ©. 228. 
Ehebruch: 1. Das Vorhandenjein des E. ald Grund der 
erlangten ‚Ehef iheidtung kann, ohne vorbergegangene 
Zauid gertuarung —* des Strafrichters von dem zur 
Entſcheidung des Scheidungsproceſſes competenten Civil⸗ 
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richter conftatirt werden 6. 109 a. 6. G. B.). — 2. Die 
Beitimmung des 8. 96 a. b. &. 8. über die Folgen der 
fortgefegten Ehe Tann in Bezug auf die Scheidung von 
Tim, und Bu ans nit angewendet werben. IV. 


Ehegatte, Altmentationspfliht. IV. Rr.573. 8.9 S.250. 

Ehegatten: Die Acceptation wie die Prolongation eines 
Wechſels über erhaltenes Darlehen tft unter & als eine 
unentgeltliche Berfügung anzufehen, wenn über den Dar- 
lehensvertrag ein Notariatsact nicht errichtet wurde. IV. 
Nr. 1. 8.36, 171. 

Ehegattin: Der im $. 1238 a. b. G. 8. vorgefehene Wider- 
ſpruch kann feitens der E. auch mittelft gerichtlicher Auf⸗ 
fündigung der dem Ehegatten eingeräumten Verwaltung 
ihres freien Vermögens erfolgen, ohne daß in diefer Auf⸗ 
fündigung das en ge De [pecificiren wäre, welches die- 
ſelbe betrifft. 4 ©. 445. 

Ehes gattin: Unterhaftsanfpridh der. IV. Nr. 592. B. 9 


Ehenpacte: Der Notar, dem über folche oder überhaupt über 
die im $. 1 des Gefebes vom 25. Juli 1871, Ri. 7ER. 
G. Bl., erwähnten Verträge und Rechtshandlungen eine 
Urkunde Vorgelegt wird, de ji na) 8. FEN. O. zu be 
nehmen. I. Rr. 33. . 189 

— — Ein Ehegatte, ei eigen auf Grund der ver- 
abredeten Gütergemeinfchaft das Miteigenifumsreht an 
einer Realität grundbücherlich einverleibt iſt, Tann nur 
dann über feine Hälfte nicht rechtsgiltig verfügen, wenn 
im Hauptbuche die auf das Necht des anderen Ehegatten 
zur Gemeinſchaft beafigfiche Stelle der Bertragsurtunde 
genau bezeichnet ift. Ar. 304. B. 8S. 

— — Auf nidt in uotarieller Form errichtete Ehepacte - 
findet die auf den Rüdfall des Heiratägutes Bezug habende 
Zergyit ie: 8. 1222 @ b. ©. 8. keine Anwendung. III. 

r 

— — Auch das ohne die Aufnahme eines Notariatsactes 
dem Ehemanne ausgezahlte Heiratsgut faun nad feinem 
Zube gan der Witwe beansprucht werden. IV. Nr. 523. B. 8 


— — ne der Eltern den Sohn auszuftatten. IV. Rr. 541. 
— —— im Auslande. III. Nr. 379. B. 9 S. 171. 


⸗ 
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Eheſtreitigkeiten: Das Geſetz vom 16. Mai 1874, R. G. 
DB. Nr. 69 findet auf den Koſtenanſpruch des Bertheidigers 
des Ehebandes feine Anwendung. III. Wr. 212, 8.76.39. 

— — Der 8. 17 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. ©. 
BL. Nr. 69, findet auch im Verfahren über E. Anwendung. 
IV. Nr. 289. B. 5 ©. 277. 

— — Die Beltellung eined Curators für einen verjchollenen 
Ehegatten zum Bmede der Vornahme der Verföhnungsver- 
ſuche tft unzuläffig. — Nach $. 123 a. b. &. 8. Haben in 
‚Betreff der Auflöfung der Zudenehen nur die in den 88. 132 
bi3 136 ibidem tarativ aufgeführten Abweichungen von 
den allgemein verbindlichen Worfchriften zu gelten. IV. 
Nr. 515. B. 8. ©. 147. 

Ehetrennung: Zur Entſcheidung von Streitigfeiten wegen 
€. ift, wenn auch die Ehegatten Ausländer find und im 
Auslande wohnen, jenes Gericht des Inlandes zuftändig, 
in deſſen Sprengel die Ehegatten ihren legten Wohnſitz 
hatten und welchem fie fich überdies unterworfen haben. 
IV. Nr. 333. 8.6 ©. 145. 

Eheverfprehen, Schadenerfab bei Bruch des. IV. Nr.59. 
8. 9 ©. 165. 


Ehrenerflärung: Zur Frage, ob der auf einer Verein- 
barung (Vergleich) beruhende Anſpruch auf Ausftellung einer 
Ehrenerflärung (als Sühne für eine ftattgehabte Ehrenbe- 
leidigung) mit Erfolg vor dem Eivilrichter im Klagewege 
geltend gemacht werden Tönne. IV. Nr. 524. 8.8 ©. 167. 

Eid gerichtlicher: Ablegung desſelben ſeitens einer confeſſions⸗ 
loſen Proceßpartei. J. Nr. 73. B. 1 S. 74. 

— — Dem Richter kommt nicht die Befugniß zu, den In⸗ 
halt eines verglichenen Eides bei vorliegendem Widerſpruche 
eines Streittheiles zu ändern oder Auslaſſungen zu geftatten. 
IIE Nr. 261. 8.76. 123. 

— — lieber die Bedingungen der YZulaffung des freiwilligen 
Bertretungsleifter3 zur Ablegung eines Eides, welcher der 
von ihm vertretenen ‘Bartei auferlegt wurde. IV. Nr. 465. 
B. 7 S. 222. 

Eidesabnahme: Wenn die Abnahme eines urtheilsmäßigen 
Haupteides im Requiſitionswege ausführbar iſt, kann die 
einfache Behauptung, der eidespflichtige Kläger ſei unver- 
mögend, die Koften der NRequifition vorzufcießen, die An- 
menbung Bea 5. 227 a. G. O. nicht begründen. IV. Nr. 38. 
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Eidesantretung im Wechſelverfahren: Ju die 24ftündige 

Seife find die Tage Pi Boftenlaufes nicht einzurechnen. 
1. Nr. 64. 8.16. 6 

Ei beseuftragung: a die E. zuläflig über ein Ereigniß, 

das fi on einer Zeit zugetragen het, al3 der nunmehr 

mündige elat noch nicht 14 Sabre alt war? IIL Nr. 77. 


Eidesf ormel: Richtisſreluns der u rechtskräftiges Urtheil 
ieiigejegten. L Nr B. 

i — Eiden conieffionslofer rocehporteien, L Nr. 73. 

— — Die einfache Bezugnahme der vorgelegten E. auf in 
bielelbe nicht fpeciell aufgenommene Umftände ift, wenn 
die Yormel mit dem urtheildmäßig feitgeftellten ibesjaße 
im „auttonge fteßt, nicht unzuläflig. IV. Nr. 


Eidesteiftung: Der 8. 233 (8. 307 w. ©. D.) findet auf andere 
Berhinderungsfälle feine analoge Anwendung. I. Nr. 79. 
3.16. %. IH. Nr. 34. 8.1 ©. 111. 
.— Auch mit der Ublegung des durch gleichförmige Ur- 
iheite zugelafjenen Eides ift im alle der ergriffenen a. o. 
zeoifion bie zu deren Erledigung innezuhalten. IL Nr. 51. 


— — Anwendbarkeit de3 8. 233 a. G. O. auf „oale, wo nicht 
advocatiſche Vertreter interveniren. IL Nr. 62. 8.1©.2 

Eidestagfahrt: Das Anſuchen des Eidespflichtigen * 
neuerliche Anordnung der weder von ihm noch von ſeinem 
Gegner beſuchten E. kann von Amtswegen überhaupt nicht, 
insbeſondere aber auch dann nicht zurückgewieſen werden, 
wenn der Gegner bes Eibespflichtigen einen Ausſpruch im 
©inne des $. 210 a. G D. vor dem Anſuchen um neuer- 
liche Wordnung der E. nicht erwirkt hat. IV. Nr. 248. 

Eidesverfahren: Dem Streittheil, welchem die Gerichts⸗ 
koſten zu erſetzen ſind, gebübren u die nee zu 
liquidirenden Koſten os E I Nr. 37. 8.1 

— — Die Koften des E. find in bielent erfahren “it 
aber anläßlih eines eingebrachten Erecutionsgefuches 
gegenüber dem Unterliegenben zuzufprechen und zu bejtinmen. 
IV. Nr. 148. 9.4 ©. 308. 

Eigenthumsbeſchränkungen, ftipulizte: Vertragsſtipula⸗ 
tionen, durch welche die Ausübung der Eigenthumsbefugniſſe 
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bes Erwerbers hinſichtlich der entgeltlich erworbenen Sache 
beichräntt werden, berechtigen zwar den an der Aufrecht- 
‚haltung diefer Stipulationen intereſſirten Beräußerer, Die 
Veitftellung derjelben mittelft eines Präjudicialerfenntnifies 
zu erwirfen; fie berechtigen aber nicht zu einem Executions⸗ 
begehren, Durch welches die Verlegung eben diefer durch 
eine vertragsmäßige Sanction nich geſchibten Stipulationen 
verhütet werben fol. IV. Nr. 1 B. 4 S. 


Eigenthumseinberleibung: * der —5— eines 

rundbuchlörpers iſt berechtigt, die E. zu Dunften des Er- 
werber3 zu erwirfen. IV. Nr. 302. B. 5 ©. 320. 

Eigenthumsgemeinſchaft: Feſiſtellun Ne, Seifbietungs- 
bedingnifje bei uibebung der Sigenthumögemeinfehaft durch 
Urtheil. IV. Nr. 5 B. 8 ©. 156. 

Eigenthumsklage: —— negatoria bei Serpitutsanmaßung. 
IH. Rr. 231. 8. 7 ©. 70. 

— — des Beftohlenen wider den das entwendete Object — 
ein Ereditlo8 — befitenden Wechielftubenbefiber. Sunbirung 
ber 3 6 Obſiegen bes Klägers. IV. Nr. 320. B. 


— — Abfindungsbetrag bei. IH. Nr. 331. B. 9 ©. 32, 


Eigenthumsvorſchreibung: Die im Eigenthumsblatt des 
öffentlichen Buches geichehene Vorfchreibung für eine Perjon 
zu Handen eines Anderen bezeichnet die eritere wohl als 
Machthaber des letzteren, nicht aber als Befiger der Liegen- 
daft, &® weliher der Ießtere anzufehen ift. IV. Nr. 355. 


Einantwortung, executive: Den Gegenftand einer e. E. kann 
auch eine Gegenforderung bilden, welche dem Ereenten 
gegen den Erecutionsführer aufteht. I. Rr.139. 8.3 ©.1 

— — Die Wirkſamkeit der im Sinne des $. 314 a. G. 
erlaſſenen E. einer Sorberung A pigt burd deren Fällig⸗ 
feit bedingt. IV. Nr. 2 

— — Gegenitand einer e. "€. — auch eine dem Erecuten 
gegen den Erecutiongführer zuftehende, von diefem in Baren ' 
gerichtlich erlegte und vom Erecuten nicht behobene Gegen- 
forderung bilden. IV. Nr. 383. 8. 6 © 

— — Rechtliche Bedeutung einer Nactraßßeimantworkung 
bon zur Beit derjelben nicht mehr vorhandenen Gegenjtänden 

70.5.6. 8). IV. Wr. 451.8. 76. 19. 

— — einer jchon früher cedirten Forderung, 1. Geifion. 
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Einberufungsedict nad 8. 813 a. b. G. B.: Wirkung 
gegen die NRadjlaßgläubiger. T. Nr. 20. 8. 1 ©. 24. 

— — Die nad Art. IV des Finanzgeſetzes vom 22. Mai 
1879 (R. ©. BI. Nr. 68) für das Jahr 1879 von Ge 
bäuden, welche im Ganzen oder theilmeife aus dem Titel 
der Bauführung die Befreiung von der Hanszinäfteuer ge- 
nießen, zu entrichtende Steuer ift als eine Healfteuer zu 
betrachten, welcher da3 in dem Hofdecrete vom 16. Sep- 
tember 1825, Nr. 2132, und im $. 31 der Concursordnung 
den von einem unbeweglichen Gute zu entrichtenden Steuern 
eingeräumte gejegliche Pfandrecht auf dieſes unbewegliche 
But zulommt. Hiedurch wird der auf Grund früherer, 
in der Zegtirung verjchiedener Finanzgeſetze aufgeftellte 
Nechtöfag Nr. 102 in feiner Anwendung auf die vor dem 
Sabre 1879 verfallenen Steuern aus dem Einkommen gind 
freier Häufer nicht berührt. I. Nr. 107. 8. 2 ©. 16. 

Einjährigfreiwillige, Befreiung des Nachlaſſes von 
Hondsgebühren. . Nr. 603. 8. 9 ©. 192. 

Eintommenfteuer: Der E. von hauszinäftenerfreien Häu- 
fern kommt das den Nealfteuern zuftehende Vorrecht nicht 
zu. I. Rr.102. 8.1 ©. 147. (befeitigend den entgegengejehten 
I. Nr. 83. 8.1 S. 264). 

Einlage: Eröffnung einer neuen bücherliden E. für ein 
Trennftüd; Befcheinigung der Zugehörigfeit des letzteren 
zum Stammgute. Nr. 70. 8.1 ©. 72. 

Einquarlierung: Der 8. 35 des Geſetzes vom 11. Juni 
1879, R. G. BI. Nr. 93, ftatuirt die durch den Beweis 
beftimmter Thatfachen widerlegbare Bermuthung, daß der 
Schade an DObjecten, welche zu Einquartierungszwecken der 
Militäradminiftration übergeben find, aus Verſchulden 
einer Perſon entftanden tft, für welche die erjtere verant- 
wortlich ift. IV. Ar. 50. B. 3 ©. 319. 

— — Die nad) 8. 56 des Gefehes vom 11. Suni 1879, 
N. G. BI. Nr. 93, vorzunehmende Ermittelung des durch 
militärische Mebungen den Grundeigenthümern verurjachten 
haben? ya dem gerichtlichen Verfahren entrückt. III. Nr. 338. 


Einrehnung: Auf Streitigkeiten zwiſchen den Erben wegen 
E. von Borausempfängen in den Erbtheil, welche im 
ordentlichen Rechtswege auszutragen find, finden die Be- 
ſtimmungen des 8. 125 fait Pat. vom 9. Auguſt 1854, 

R. G. Bl. Nr. 208, feine Anwendung; durch diejelben 
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wird der Fortgang der Abhandlung und die Einantwortung 
des Nachlaſſes nicht gehemmt; die Entſcheidung über die- 
felben kömmt erft bei der Erbtheifung in Stage. IV. Nr. 400. 
B. 6 ©. 324, 

Einredefrift: Die zur Erftattung der Einrede gegebene 
Friſt ift im Falle, als der Beklagte die Einwendung der . 
Incompetenz erhoben hat, vom Tage der Buftellung der 
endgiltigen Enticheidung des Sompetengitreites on den Be» 
klagten zu berechnen. III. Wr. 266. 8.86. 17. 

Einwendung: Ein in einem vom Kläger produeirten Schreiben 
enthaltenes, jedoch vom Bellagten gegen den Klageanipruch 
nicht eingewendetes Moment darf von Amtswegen nicht als 
E. behandelt werden. — Der Käufer einer Waare darf die- 
jelbe bet vorzeitig erfolgter Lieferung in der Regel nicht 
zurüdweijen, jondern fann nur bie | aan Anl aulommende Zah⸗ 
lungsfriſt bennipruchen. II N 7 S. 64 

— — die Behauptung des Beklagten, as eingeflagte 
Darlehen nicht für fi, fondern für einen Dritten 
verlangt und erhalten zu haben, tit nicht als qualificitter 
ne euch, fondern als Einwendung anzujehen. ILL 
Nr. 253. 7 S. 115. 

Eij — Aufnahme eines Sacverftändigenbeweifes 
zum ewigen Gedächtniffe gegen das E. ohne Buziehung der 
Sinanzprocuratur. Wirkung der unterbliebenen Verftändi- 
gung derfelben. III. Nr. 147. 8.5 ©. 60. 

Eijenbahnunternehmung: Competenz der Gerichte zur 

ticheidung über Erſatzanſprüche an diejelbe wegen Schä- 
den durch den Silenbahnbau an öffentlichem oder Privat⸗ 
gute. 1. Nr. 49. B. 1 48. 

— — Die Beltimmung F —— vom 18. Februar 1878, 
R. G. Bl. Nr. 30, wonach die E. für allen durch die 
Herftellung der Eifenbahn zugefügten Schaden deitet, be- 
nimmt dem Beſchädigten nicht das Recht, den Subunter⸗ 
nehmer der Eifenbahn-Bauunternehfmung, welcher ihm 
den Schaden zugefügt hat, regen ac abenerjaßed zu be- 
langen. Nr. 1 46©.3 

— — lieber die —2 — des Fu ' und 2 des Geſetzes 
bom 5. März 1869, Nr.27R.G. BL.IV.Nr225. B.4 6.510. 

— — Eine bei der Reparatur eines auf dem Reparaturgeletje 
ſtehenden Eiſenbahnwaggons vorgelommene Körperver- 
Igung iß ats 5 nung g Verkehre nicht anzufehen. 
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Eiſen bahnunternehmung: Ein bei einer Eiſenbahn be- 
dienfteter, Die Reparatur eines Eifenbahntwaggons auf dem 
Neparaturgeleije ausführender Handwerker iſt als eine zur 
Ausübung des Eijenbahnbetriebes perwenbeie Perſon nicht 
anzujehen. IV. Ar. 2%. B. 5 ©. 278. 

Eifenbahnunternehmung, ſ. Expropriation. 

Entel eines Erblaflers: War fein borverftorbener Parens 
tm Teſtament bedacht, jo tritt er, wenngleich im Teftamente 
a genau, Dei des Erbrecdhtes an deflen Stelle. 


Enteignungsge| et: Yuläffigfeit der analogen Anwendung 
der Beftimmungen des —8* vom 18. Februar 1878, 
R. G. Bl. Nr. 30, auf ſolche Enteignungen, welhe zu 
Straßenbauzweden erfolgen. III. Nr. 3 8.9 &. 111. 

— — 3m gerichtlichen Verfahren nad bem Gefehe vom 
18. &ohruar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, i iß ein ſelbſtſtändiges 
Rechtsmittel gegen die vor Erlaſſung es Entſchädigungs⸗ 
erkenntniſſes ergangenen vichterlichen Verfügungen unzu- 

läſſig. II. Nr. 3 896.1 

Bntlaßungsverpfitung: Bier Sanction der⸗ 
felben. IV. Nr. 8 36 

Erbe: Der bedingt Cebseflärk giterhe kann zur Solidar- 
zahlung einer Nachlaßſchuld nicht verhalten werden, wenn 
auch die Einantwortung ak: De de Rageanbeingung 
noch nicht erfolgt war. 3 ©. 302. 

— Die grundbücherliche —& Banbreihrseinträgung 
gegen den Schuldner ift mit Vorbehalt de3 8.822 a.6. ©. 8. 
zuläffig, wenngleich das Eigenthum des Schuldners auf 
die demjelben exblic engefallene Realität nicht eingetragen 
if. IV. Nr. 61. 8. 349, 


— — Gegen den eibaritchen. €. kann die Separation des Rad 
lafjes nicht begehrt werden. IV. Nr. B. 3 ©. 36 

— — Haftung für Gerichtskoſten. IV. St 487.8.7©. 268. 

Erbenerforfhung: Es beiteht feine geiebliche Vorſchrift, 
welche den Gläubiger verhält, dem Borhandenjein von 
Erben ſeines Schuldner? und der von ihnen bereit abs 
geebenen, On Erb3erflärung nachzuforſchen. IV. 2. 


Erbredt her Sochter, die zur Zeit ihrer Verehelichung ein Hei⸗ 
ratsgut empfangen und zum Nachlaß des Vaters nach dem 
zu jener Zeit geltenden Geſetz keinen Anſpruch hatte, für 
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ben Tal des väterlichen Jodes unter der Herrſchaft des 
G. B. J. Nr. 27. 83.16. 28. 


Fa er der im sereffenben letzten Willen nicht genannten 
Kinder des verftorbenen, im Zeftamente jeiner Eltern be- 
dachten Kindes zum Nadjlafje jener. I. Nr.44. 8.16.41. 

— — Das Hofdecret vom 3. Juni 1784, J. G. S. Nr. 298, 
findet auf Perjonen, welche aus dem Armenfonde eine jähr- 
liche Unterftügung bezogen, ohne: jedoch in einem Berjor- 
gungshauſe verpflegt worden zu pe oder aus demijelben 
ihre andgemefjenen Portionen auf die Hand überfommen 
zu haben, feine Anwendung. III. Nr. 241. 8.7 S. 5 


Erbihaftsflage: Verjährung derjelben; Beginn, —8 
und ‚mterbredjung der erjährungsftift. I. Nr. 28. 


Erb3erflärung: Annahme einer nach Ablauf der Edictaf- 
frift, aber vor Beendigung der Perla ſer chat ca vhandlung 

. eingebrachten Erbserklärung. III. Nr. 50. 

— — unbedingte: Das Eintreten ber mit einen .. E. ber 
bundenen Wirkungen wird bei Vorhandenfein der Voraus⸗ 
fegungen des 8. 807 a.6. G. B. nicht aufgehoben, ſondern 
nur aufgeſchoben. IV. Nr. 246. B.5 © 

— — unbedingte: Ein Erbe, ſei es auch ein Witerke, ift bei 
abgegebener u. E. auch für den Fall, als die Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung nad) dem ee armuthabalber für abge- 
than erflärt wird, gemäß $. 801 a. 5. © 8. zur Zah- 
lung des von ihm als richtig —* — ver⸗ 

pflichtet. IV. Nr. 246. B. 5 S. 1 

— — Im Falle widerſprechender Srre arungen kann einem 
der Erben allein die Verwaltung des Nachlaſſes nicht über- 
tragen werden, fondern gemäß 8.127 des kaiſerl. Patentes 
vom 9. Au auft 1854, R. ©. 31. Nr. 208, fteht es jedem 
Theile fret, einftweilen die gerichtliche Sequeitration de3 
Nachlaſſes anzuſuchen. IV. Nr. 596. B. 9 ©. 281. 

— — Eine Erbserflärung, welche auf einem offenbar un⸗ 
giltigen Titel zum Erbrechte gegründet wird, eignet ſich 
nicht zur gerichtlichen Annahme. LI. Nr. 378. 8.96. 169. 

Erbfteuer: Die Trage, ob die während der Beſitzdauer des 
verftorbenen zahlungspflichtigen Fideicommißbeſitzers fällig 
gewordenen, nicht bezahlten Raten einer am Fideicommiſſe 
fichergeftellten €. vom Fideicommiffe oder vom Allodnach⸗ 
lafje des erwähnten Fideicommißbefigers zu tragen find, 
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kann gicht von den „Herishten entichieden werden. IV. 
Nr. 69. B.3 © 3 


Erbigeltung: en Sie als „nächte Anverwandte“ des 
Fiduciarerben zur Nachfolge berufenen Subſtitutionserben 
nad), Summen oder nah Köpfen? II. Nr. 164. 


Erbunwürdigfeit: 1. Dieim 8. 540 a. b. G. B. bezeichneten 
Delicte begründen die Erbunmwiürdigkeit nicht, wenn fie erſt 
nad) dem Tode de3 Etlaſer Degangen worden find. — 
2. Die Beftimmung des $. 542 a. 6. G. B. findet aud) 
auf die Unterfchiebung einer efäifhien legtwilligen An- 
ordnung Anwendung; Doch wird durd eine ſolche Unter- 
ſchiebung die Erbunwürdigkeit nach dieſer Geſetzesſtelle nur 
in dem Falle begründet, wenn fie bei Lebzeiten des Erb- 
lafjer8 begangen worden ift. III. Nr. 352. 8.9 ©. 9. 

Erihertrag: Wirkung des E. auf ein früher errichtetes 

Zeftanent. II. Nr. 31. B. 3 ©. 

Erbverträge: Die Norm des 8.1487 ift auch auf fie an-- 
zuwenden. J. Nr. 29. 8.3 ©. 51. 

Erfolglajjung: Der E. des zur "Aswenbung der im Grunde 
eine3 wechjelrechtlichen Zahlungsauftrages geführten Ere- 
eution zur Sicherſtellung erlegten Betrages ſteht, wenn der 
Zahlungsauftrag in höchſter Inſtanz aufgehoben wurde, die 
Anhängigmachung eines Reſtitutionsſtreites von Seite des 
Klägers nicht entgegen. III. Nr. 201. B. 5 ©. 7. 

Erfüllung, ſ. Zahlungspflict. 

Erfüllungseid: Die halbe Probe, welche durch glaubwür⸗ 
dige, aber nicht voll beweijende Urkunden erbradjt ift, fann 
durch ben E. ergänzt werden. II. Nr. 4. 8. 1 ©. 287. 

Ergänzung einer Summarberhanblung vom Dbergeriähte 
verordnet: Recurs unzuläffig. J. Nr. 9. 8.16. 17. 

Erlag, gerichtlicher: Kann der für ftreitende Dritte gericht- 
lich erlegte Betrag auf einjeitiges Anfuchen des Erlegers wieder 
ausgefolgt werden? II. Nr. 161. B. 6 ©. 27. 

— — €. des Betrage3 einer mit Superfäßen belafteten Hypo⸗ 
thel. IV. Ar. 125. B. 4 ©. 240. 

— — jfeitend des Pfandleihers. IV. Nr. 152. B.4 ©. 310. 

Erlag3-Fructificirung: Ein bis zur Entjcheidung des 
Procefies erliegender Barbetrag kann nur unter Buftim- 
mung aller Intereſſenten durch Ankauf verlosbarer, über 
Ba hender Papiere fructificirt werden. IV. Nr, 56 
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Erſitzung: Quotale Einrechnung der wider den priv. Vor⸗ 
gänger abgelaufenen Erſitzungszeit in die des nicht privi⸗ 
legirten Uncapienten. D. Wr. 12. 8.1 ©. 167. 

— — Die Unterlaffung der Anmeldung eines zur bücher- 
lihen Eintragung geeigneten Rechtes im Richtigftellungs- 
verfahren hindert nicht die fpätere Geltendmachung der 
Erfigung desjelben II. Nr. 268. 8.8 ©. 19. 


— — Der Verwalter einer Sade ift ſchon als foldher 
von der E. derjelben ausgeſchloſſen. IV. Nr.355. B.6 6.197. 


Erwerb» und Einlommenfteuer: Rüdftände haben bei Mo- 
bilar-Meifpotövertgeilungen fein Vorzugsrecht. II. Nr. 17. 


— — von radicirten Gewerben, |. Meiftbotsvertheilung. 


Erwerbsunfähigteit: Vertheilung der Beweislaft im 
Falle angejprochenen Erſatzes für den Verdienftentgang bei 
einer vorausfichtli nicht immer mwährenden Erwerbsun« 
fähigkeit. IN. Nr. 51. B. 3 ©. 114. 

Exceptio fori, f. Gerichtsſtand. 

— — non numeratae pecuniae: Durch den Haupteid gegen 
en Spalt einer anerfannten Urkunde erweishar. I. Nr.10. 


— — bei politifcher Erecution: Competenz der Gerichte. I. Nr. 78. 
B. 1 S. 86. 


Excindirung: ZurLehre von der E. IV. Nr.293.3.5©.294. 


Ereinbirungsflage: Dem Begehren um Gijtirung einer 
Execution gegen Caution kann nicht ftattgegeben werden, 
wenn eine Beicheinigung der in der E. au gefslien Be- 
hauptungen überhaupt mangelt. II. Nr.129. 9.2 ©. 116. 


— — Erwerb des Eigenthumes durd Dritte. SHerftellung 
der ganzen Probe durch bedenkliche und relativ verwerfliche 
Beugen. IV. Nr. 358. 8. 6 ©. 215. 

— — Berfällung des in der Hauptjache obfiegenden Excin⸗ 
dirungsflägers, welcher dem belangten Crecutionsführer 
die von diefem außergerichtlich verlangte Mittheilung feines 
Nechtötiteld nicht gemacht, fondern ſtatt defien die Klage 
fofort eingebracht und den Proceß nah Submittirung des 
durch die Klage über den Redhtstitel unterrichteten Belangten 
wegen der Gerichtskoſten fortgejeßt hatte, in den Erſatz der 
dem Belangten unnöthig verurjachten Koften. IV. Nr. 368. 
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Ercindirungsproceß beim Sanbeligericht: Geltung der 
h. g. Friften. II. Nr. 37. B. 1S. 

— — pider die allg. dfterr. Bobenerebitanftatt: der An- 
Angigmachung desfelben bei dem feitend des Wiener 
eögerichte8 wegen Vollzuge3 der Erecution requirirten 

* ſtedrd das Statut der —2*— nicht entgegen. IL. Nr. 43. 


— — im 9 583 w. g. G. O. feſtgeſetzten Friſten gelten 
auch für die vor den —— durchoefũ hrt 3 Er 
eindirungsſtreitigkeiten. IV. Nr. .8S.1 


Erecutien: auf öffentliche Depoſita: —* für das Bor 
recht der von mehreren Parteien eingebendhten, hierauf 
gerichteten Gefuche. I. Nr. 11. B. 1S.1 

— — wenjietrechtliche, zur Siöerstung —* zu er⸗ 
theilen? I. Nr. 58. B. 1 


— — politiſche: Ueber ein Greinbieungsbegeiten, Towie 
über die begehrte Eeut ans nſtrung haben die Gerichte zu 
erkennen. J. Nr. 78. 8.1 


— — Auch Nähmaſchinen gehören zu den im $. 340 
a. G. D. bezeichneten Werkzeugen unter den „iende an⸗ 
gegebenen Vorausſetzungen. J. Nr. 82. B. 1S. 88. 


— — Das Anſuchen um die E. auf Grund einer notariellen 
auf ‘die mora des Schuldners, Fälligkeit der Schuld und 
Execution fegenden Verpflichtungsurkunde tft auf den Nach⸗ 
weis der mora feitens be Ereeutionsfuhrers nicht bedingt. 
I. Nr. 100. 8.16©.1 


— — Das Hofdecret —* . September 1835, J. G. S. 
Nr. 80, iſt durch das Geſetz vom 29. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 68, außer Kraft geſetzt und findet dieſes ‚Gef auf 
das Diurnum ber im Dienfte einer öffentlichen v örbe 
ie Dhurniften Anwendung. I. Nr. 122. 8.66.4 

— — * r 8.3 des Hofd. v. 29. Mai —* * 889 J. 

‚it auch bei Frerntionzführungen auf gunbewegliche 
Güter” anwendbar. II. Nr. 13. 8. 16©.1 

— — zur Gicderftellung: Auch der mit bertrngsmäßigem 
Pfand bededte Gläubiger iſt auf Grund des erwirlten 
Bahlung3befehles berechtigt, ſelbe auf das beftellte Pfand 
mittelft Pfändung und © äbung, und auch mittelft Seque- 
ftrattion ohne Nachweis der Unzulänglichkeit der Dedung 
durch daS beitellte Pfand zu führen. IL. Nr. 23. 8.16. 177. 
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Erecution: Berechtigung de3 durch die vom Richter bewil- 
figte Einführung in den Beſitz der erecutiv erftandenen 
Sache in feinem Beſitze beeinträchtigten Dritten zum Auf- 
treten in poss. summ,. I. Nr. 24. 8.1 S. 180. 

— — Recursfrift gegen Beſcheide betreffend die Erwerbung 

des erecutiven Pfandrechted auf Grundbuchsobjecte. II. 
Nr. 35. B. 1 S. 19. 

— — Einftellung der erecutiven Sequeftration auf Verlangen 
des ausreichend bejcheinigten Eigenthümers der in €. ge- 
zogenen Sade. II. Nr. 39. 8.16. 19. 

— — Die durch 8. 340 a. ©. D. (8. 453 w. ©. D.) nor⸗ 
mirte Befreiung einiger Objecte von der E. findet aud) 
bei der pfandweiſen Beichreibung zur Geltendmachung bes 
gejeglichen Pfandrechtes nad) 8. 1101 a. 5. G. 8. An⸗ 
wendung. II. Nr. 67. 8.16. 237. . 

— — Ermädtigung eines Erequenten eines, unbefannt wo, 
abweienden Schuldners, die bewilligte Mobilarexecution 
bei jenem Bezirksgerichte anzujuchen, in deſſen Sprengel 
Kl Die zu Jjandenden Gegenſtände befinden. II. Nr. 82. 


— — zur GSioeritellung: Die Norm de3 8. 259 a. G. O. 
findet auch auf noch nicht rechtäfräftige, eine Entfcheihung 
über privatrechtliche Anſprüche enthaltende, ftrafgerichtliche 
Urtheile analoge Anwendung. II. Nr. 88. B.1 ©. 276. 

— — auf Kauf und Beligrechte. II. Nr. 107. 8.2 ©. 76. 

— — Auf Grundlage eines gegen eine Handelsgeſellſchaft 
erlaffenen Urtheiles kann die E. gegen einen öffentlichen 
geielihalker derfelben nicht bewilligt werden. II. Nr. 108. 


— — Der Ausführung der E., welche von einem im Gel- 
tungsgebiete der allgemeinen Gericht3ordnung auf Grund 
des Gejebes vom 1. April 1875, R. ©. BI. Nr. 67, con« 
ftituirten Börfefchtedögerichte ftatutenmäßig bemilligt wurde, 
fteht der 8. 365 der w. g. Gerichtöordnung nicht entgegen 
U. Nr. 120. 8.269. 

— — Dem Begehren um SEiſtirung einer €. gegen Caution 
Tann nicht ftattgegeben werden, wenn eine Beicheinigung der 
in der Ereindirungsflage aufgeftellten Behauptungen über- 
haupt mangelt. II. Nr. 129. 8.2 ©. 116. 

— — Zur Eintreibung von Rückſtänden von der Milttär« 
tage kann auch der Weg der ordentlichen gerichtlichen E. 
betreten werden. II. Nr. 133. 8.2 ©. 121. 


Entſcheidungen IX. 24 
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Execution: Die Beſtimmung des 8.9 des Geſ. v. 10. Juni 
1887, R. G. Bl. Nr. 74, iſt auf diejenigen Schätzungs⸗ 
und Feilbie tungskoften nicht anwendbar, welche vor dem 
- Beginne der airtamfeit des eben erwähnten Geſetzes ent⸗ 
ſtanden find. II. Nr. 142. B. 3 S.2 

— — die Ereeutionefuͤhrung auf Grund im Bagatell⸗ 
verfahren erwirkten Executionstitels fällt nicht in den de 
reich des Bagatellverfahrens. II. Nr. 144. B. 4 S. 3 


— — Auch im Vollſtreckungsverfahren auf Grund einer 
nad) 8. 3 der Notariatsordnung vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 5, errichteten Urkunde finden die Vorgriſten des 
Juſtizhofdecretes vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 906, 
in jenen Fällen Anwendung, in denen die Geltendmachung 
“einer Geldforderung im ege der Klage nad ihrem Be- 
frage zur Einteitung vn ‚Tummariichen Berfahrend geeignet 
wäre. I. Nr. 153 7 S. 5 


— — Dem Vollzuge er von den Börfefchiedögerichten be⸗ 
willigten E. im Geltungsgebiete der weitgelisiichen Serichtö- 
ordnung ftehen die Beftimmungen des 8. 365 der w. g. 
G. D. nicht entgegen. II. Nr. .26© Ger 

— — zur Sicherſtellung: Beweislaft im ae des 8. 4 der 
Verordnung des Sultigminiteriums vom 18. Zuli 1859, 
R. ©. Bl. Nr. 130. II. Nr. 8. B. 2 S. 154. 

— — Nach dem Hofdeerete vom 22. uni 1836, J. ©. ©. 
Nr. 145, Tann der Erecut die gegen ihn ezequirte Yorderung 
nur mit einer Gegenforderung compenjiren, welche er nad) 
dem der Erecutionsführung zu Qrunde liegenden Urtheil 
erworben hat. . Nr. 37. 8.3 ©. 73. 

— — zur Giderftellung: Solftredbarteit der don unga- 
riſchen Gerichten bein igten E. * . durch öſterreichiſche 
Gerichte. II. Nr. 45. 

— — Erforberniffe zur Bolifiredbutei der Urtheile preu⸗ 
ßiſcher Gerichte in Defterreih. IH. Nr. 57. 8.3 ©. 129, 

— — Deihränfung der —— auf Alimente. 
II. Nr. 8. B. 3 S.1 

— — Unzuläſſige Befhräntung der E. auf Bezüge aus 
nichtärarifchen Bauten, welche unter Antervention ſtaat⸗ 
licher Organe ausgeführt werden. III. Nr.61. 8.3 ©. 138. 

— — Bollitredbarfeit der von königlich rumänijchen Gerichten 
gefällten Urtbeile in Defterreih. IL Nr. 78. B.46©.2 

— — Haben die Gerichte im Executionswege —— 


L 
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Bezüge des E über einfaches geſuch des Erecutiongführers 
zu ermitteln? III. Nr. 82. B. 4 S. 3 

Execution: Zur Anwendung des Geſetzes oo 26. Mai 1888, 
R. G. BI. Nr. 75, betreffend die E. auf Die ®  Beglige be ber 
im zaratbienfie dauernd Angeftellten. 1. 


— — eined. gegen eine Handelögejellichaft erfloffenen Urtheils 
nad Aufſo ſung de berjelben gegen beren öffentliche Gefell- 
ſchafter 121. B. 4 S.1 

— — Auf den Bilichttheilsanipruch — Notherben. Un⸗ 
gutäiligteit der Pfändung ei ingelner Ro Nag aßgegen ſtande Bei 
iefer Erecutionsführung. 846.1 

— — Bann muß der Erecut um die eitafung der * 
ihn unentbehrlichen, zur Ausübung ſeines Handwerkes er⸗ 
jorberlichen oil, bon der Execution anfuchen? IH. 


— — Bu Erecutionsführung ift die Vorlage der Ausferti- 
gung des ereutionafähigen Notariatsactes erforderlich. 
IHM. Nr. 1386. 8. 5 

— — Ein —— bes ausländiichen Gerichtes gehört 
nit zu den Borausfegungen der „olltreddarteit aus⸗ 
lündiſcher Urtheile. II. Nr. 142. 8.5 ©. 45. 


— — Das Gefeh vom 24. April 1882, R. G. BI. Nr. 123, 
findet un auf die Secretäre der Handelöfammern und 
auf die Directoren der Arbeiter» Unfallverficherungs-An- 
ftalten Anwendung. Der Jahresbezug von 800 fl. hat nur 
bon der Gefammtheit mehrerer Bezüge des Erecuten frei- 
ubleiben. Ein gegen das Gejeh vom 24. April 1882 ver- 
hokender Beicheid kann auch nach eingetretener Rechtskraft 
angefochten und behoben werden. III. Nr.148. 8.5 ©. 62. 


— — Unzuläffigfeit der Execution auf Grund ausländifcher 
noch nicht rechtsfräftiger Urtheile. III. Nr.158. 8.5 ©. 87. 


— — Das Ausgedinge ift fein im Sinne des $. 2 des Ge- 
jete8 vom 10. Suni 1887, R. G. BI. Nr. 74, von ber 
Erecution ausgenommenes Bermögensobject des Schuldners. 

II. Nr. 209. 8.7 ©. 33. 

— — Das Geſetz vom 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, 
findet auf alle im Dienfte des Stanies ftehenden Berfonen, 
fomit au auf Wblöfewächter der k. f. Stantsbahnen An⸗ 

. wendung. — Bejcheide, womit eine nach dieſem Geſetze 
unzuläfft ige Execution bewilligt wird, können durch die 
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Hnterlaffung ber 2 der Peſchwerde nicht in Rechtskraft erwachſen. 
. Ar. 2 


Erecution: Die —— FZinantwortung von Gemeinde⸗ 
umlagen iſt auch zur Einbringung „privater Yorderungen 
zuläflig. III. Nr.231. 8. 76.7 

— — Rad) rechtäfräftiger Beſeitigung Ber über die Zahlungs⸗ 
auflage erhobenen Einwendungen geht die nur ſicherſtellungs⸗ 
weiſe bemwilligte Erecution ohnemweiterd in eine Szerution 
zur SHereinbringung über. III. Nr. 295. 8.8 ©. 70. 

— — Der durd die ftrafbare Handlung Beichädigte kann 
ur Hereinbringung feiner ueibeitämähig } zuerfannten Erjaß- 
—— unmittelbar die executive Einantwortung und 
Erfolgfaffung der vom Beichädiger gemäß der 88. 192 
und 193 St. B. D. erlegten und für verfallen erflärten 
Caution quoad summam concurrentem begehren. III. 
Nr. 2%. 8.8 ©. 71. 

— — Erecutionsfähigkeit auslänbüiger, Stiedeipräe in 
Defterreih. II. Nr. 306. 8. 8 

— — Die Vorſchrift der €. über bie Borzahme der Beichreibung 
des Zugehörs einer Liegenfchaft ift augnabmölog zur An⸗ 
wendung zu bringen. IV. Nr. 14. 8.3 213. 

— — Aut Grund des rechtöfräftigen Urt dies "womit dem 
Sadjfälligen die Errichtung einer verfa ungämäßigen Ur⸗ 
kunde zu Gunſten des Klägers auferlegt wird, kann Letz⸗ 
terer zwar, ohne vorher jonftige Erecuttonsmittel zu ver⸗ 
juchen, fofort um die Aufftellung eines curator’ad actum 
behufs der Urkundenerrichtung, nicht aber auch vehufe der 
a lachung be der errichteten Urkunde anfuchen. IV. Nr. 25. 

— — Die Berfigung bes $. 9 der €. ift als Ausnahms⸗ 
gejeg ftricte zu interpretiren und nur bei der Bertheilung 
des Meiftbotes einer erecutiv beränherten Liegenſchaft an- 
wendbar. IV. Nr. 39. 8.3 ©. 2 

— — Die Frift wegen Bulaffung es Ueberbotes iſt 
unabhängig von dem Eintritte Mr nehtäfraft der borgenom- 
menen Feilbietung. IV. Nr. 60. B. 3. ©. 348, 

— — Die Benfion, welche die Witwe —* "Militärs aus 
dem Fonde des Maria-Therefien-Ordens bezieht, ift nad 
der Berordnung des k. k. Hoffriegärathes vom 27. Auguft 
1811, 3. 495, als Militärpenfion zu behandeln und nur 
innerhalb der Grenzen des 8.2 Geſetz vom 21. April 1882, 

R. G. Bl. Nr. 123, egequirbar. IV. Nr.67. B. 3 ©. 370. 
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Erecution: Die Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes zur 
Hereinbringung von Steuerftrafbeträgen Tann auf Grund 
von ———— nicht bewilligt werden, wenn die 
Rechtskraft der Strafverfügung nicht dargethan iſt (8. 33c 
Grundbuchsgeſetzſ. IV. Nr. 74. B. 3 ©. 391. 

— — Sanction der dem Sachfälligen auferlegten, mittelſt 
der allgemeinen Executionsbeſtimmungen nicht exequirbaren 
Verpflichtung zur Entlaſtung einer ihm abgeſprochenen und 
laſtenfrei dem Kläger zu übergebenden Parcelle ſeiner 
Liegenſchaft. IV. Nr. 89. B. 3 S. 421. 

— — Die Oppoſitionsklage des Klägers wider die E. des 
zu Gunſten des Verkäufers auf Zahlung des Kaufſchillings 
gegen Uebergabe des Kanfgegenflandee fautenden Urtbeiles 
ift berechtigt, wenn durch dem Urtheile nachgefolgte Eoal- 
lachen die Erfüllung der Mebergaböverbindlichleit des Ver⸗ 
Lufere unmöglich geworden iſt. IV. Nr. 111. B. 4 


— — Auf Grund eines im Sinne des 8. 3 der Notariats⸗ 
ordnung vollitredbaren Notariatsactes kann die Execution 
auf das Pfandgut ſowohl gegen den Berfonalichuldner, als 
auch ‚gegen den Hypothekarſchuldner, welcher das mit der 
betreffenden Forderung belaftete Pfandgut fpäter an ſich 
gebracht ah, geführt und bewilligt werden. IV. Nr. 112, 


— — Gegen den von zwei Inſtanzen verweigerten Boll- 
zug der exec. Pfandrechtseinverleibung ift ein a. o. Re⸗ 
viftonsrecurs unzuläffig. IV. Nr. 153. 3 

— — Auf Grund eined von Privatperjonen ausgeitellten 
Beugnifjes, des Inhaltes, daß die in einem Schiedsſpruch 
gejeßte, mittelft zweier Zeugen zu erweijende Bedingung 
eingetreten ſei, kann die E. nicht ertheilt werden. IV. 
Nr. 156. B. 4 ©. 321. 


— — Nur Hinfihtlic eined auf dem Geſetze beruhenden 
Unterbaltsanipruches, nicht aber Hinfichtlid einer Erjah- 
forderung für geleiteten Unterhalt findet die Beſtimmung 
des 8. 7, 8. 2b des Gefehes vom 29. April 1873, R. ©. 
Bl. Nr. 68, Anwendung. IV. Nr. 163. B. 4 ©. 334. 

— — Durch das nah Art der Erecutionsführung auf 
bewegliche Sachen an einer Realität erworbene egecutive 
Pfandrecht durch pfandweiſe Beichreibung derfelben tjt der 
bücherlide und factifche Eigenthümer Dieter Realität, falls 
das Pfandrecht bei Unlegung des Grundbuches als alte 
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Poſt nicht angemeldet und auch ſonſt im Grundbuche nicht 
eingetragen iſt, in ſeinen Rechten nicht beeinträchtigt und 
daher zur Klage im Sinne des 8. 3 des Hofdecretes vom 
a a ee 1845, go. ©. Nr. 889, nicht berechtigt. IV. Nr. 177. 
Erecuti an: Bern im Urtheile eine alternative Berbindlichkeit 
de3 Inhaltes ausgebrüdt tft, daß der Belangte ſchuldig ift, 
dem Kläger das Streitobject zu übergeben, oder einen be- 
ftimmten Geldbetrag zu bezahlen, fo ift der Kläger bei der 
erecutiven Burdiehung feiner Rechte an die durch das 
Urtheil beftimmte Reihenfolge gebunden und der Belangte 
hat nicht das Recht, die Wahl Hinfichtlic der Erfüllung 
der ihm im Urtheile auferlegten Berpflichtungen gegen den 
Willen des Mlägers zu treffen. IV. Nr.179. B.4 6.379. 
— — Das vom Erecutionsgerichte um die Vornahme einer 
grundbücerfihen Einverleibung requirirte Grundbuchs⸗ 
gericht fann Diefelbe wegen Abganges der erforderlichen 
„eberjehungen von Urkunden nicht verweigern. IV. Nr. 180. 


— — *Boiftredibarkeit der in den Töniglich preußifchen Pro⸗ 
bingen „gelälten U Urtpeite im Raiferthume Defterreich. IV. 


— — Das gegen — zei Firma ergangene Urtheil 
tft nur gegen den Inhaber diefer Firma, nicht aber gegen 
Denjenigen erequirbar, der zur Beit der Einbringung der 
zlage S Snbaber der belangten Firma war. IV. Nr. 205. 


— — zur Eiherftelung: Der zur Vermeidung der ficher- 
ftellungsweifen €. gemadte Erlag kann zurüdgezogen 
werden, wenn das Urtheil erfter Inftanz vom Obergerichte 
aufgehoben, und eine Ergänzung des Verſahrens angeordnet 
worden iſt. IV. Nr. 211. B. 4 S. 4 

— — Die Anſtellung als Buchhalter in nem induſtriellen 
Etabliſſement iſt in Bezug der Executionsfähigkeit der 
Bezüge als eine dauernde anzuſehen. IV. Nr. 249, 
8. 5 ©. 160. 

— — Dem Crecutionsführer obliegt nicht der Nachweis 
bes Danger von Erecutionsbefreiungsgründen. IV. Nr. 249. 

— — Die aus den Concursacten erfichtliche Erklärung eines 
Gläubigerd, daß er mit feiner Forderung’ befriedigt jet, 
fteht der Bervilligung einer nach Behebung des Concurſes 
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von ihm wider den geweſenen Oribatat ivegen „nerielben 
Forderung angeluchten €. entgegen. . Nr. 271. B. 5 


Erecution: Der egecutionsberechtigte Gläubiger des Sohnes 

iſt berechtigt, zum Behufe der Executionsführung Abjchriften 
von Actenſtücken zu verlangen, welche Die Verlaſſenſchafts⸗ 
re nag dem Dat Bater des Schuldners betreffen. 


— — Die Grekutionsführung hezügtie der aus der „Kaijer- 
Franz⸗ Joſeph⸗Stiftung für Verſorgung f. u. k. Officiers- 

witwen und ⸗»Waiſen“ zu zahlenden Renten unterliegt den 
„eltimmungen be des Deiebes vom 26. Mai 1888, R. G. 81. 
Nr. 75 314. 3. 5 ©. 350. 

— — Die Vernehmung von Sachverſtändigen zur Entfcheidung 
der Trage. über bie „nertinengaualität ift im Geſetze be- 
gründet. IV. Nr. 3 B. 6 ©. 137 

— — Die Vorfchrift den 8. 3 des Gefetzes vom 10. Juni 
1887, R. G. Bl. Nr. 74, iſt von Amtswegen zu berück⸗ 
ſichtigen und ſind ſelbſt bereits in Execution gezogene, dem 
Fundus instruetus einer Liegenſchaft gehörige Ge enftände 
yon be atobilarezecution auszuicheiden. IV. 330. 

— — Berechtigung des Pfandgläubigers, feine Befriedigung 
aus dem: von einem Dritten für den Schuldner „zur 
Sicherftellung der feinerzeit erfolgenden vollen Bezahlung“ 
erlegten Pfandobjecte im Wege der E. des gegen den 
Shulnuer ergangenen UÜrtheiles zu ſuchen. IV. Nr. 354. 
B. 6 ©. 19. 

— — Auch die von einem f. und k. Generalconfulate 
requirirte Buftellung eines von einem türkiſchen Gerichte 
ausgehenden Wctes, die Sequeitration eines im Inlande 
befindlichen Depots betreffend, ift unzuläffig, wenn der 
genen af Öfterreihifcher Staatsbürger ift. IV. Nr. 361. 


— — —— — der Executionsführung auf eine Forde- 
rung welche dem Executen gegen den Erequenten angeblich 
gufteht und deren Beſtand Leterer beitreitet. IV. Nr. 375 


— — en Sieierfteilung: Bur Sicerftellung feiner Yorde- 
rung kann Kläger neben der Nealerecytion aud) die Plündung 
wel Sahenifle gegen den Gellagien erwirken. IV. Nr. 3 


376 Alphabetiſches Sachregiiter. 


Erecution: Bei Beurtheilung der Statthaftigfeit der E. auf 
Pfandicheine ift das Verhältniß des Erecuten zu, den ver⸗ 
pfändeten Sachen maßgebend. IV. Nr.403. B. 6 ©. 328. 


— — pendente appellatione: Der unterlegenen Proceßpartei 
kann die proviſoriſche Beſeitigung des Hinderniſſes, mittelft 
deſſen dieſelbe die Ausübung des dem Gegner unbedingt 

zuerkannten Rechtes verwehrt, unter Sinbrobung einer Geld⸗ 
firafe aufgetragen werden. IV, Nr. 410. 8. 6 ©. 340. 


— — Behebung der bewilligten E. auf eine Löhnung über 
Cinjegreiten ber k. k. Sinanz-Landesdirection. IV. Nr. 4 

— a Die im Erecutionsverfahren eingewendete Sinjen- 
3,66. 468 tft nicht zu berüdjichtigen. IV. Rr. 2. 


— — Zur ©. von durch die phyſiſche und geiftige Thätig- 
feit des Executen erzielten upungen und Erträgniffen 
(88. 320, 321 a. G. D.). IV: Nr. 452, B. 7 S. 1%. 


— — Es ift nicht geftattet, von der durch die allg. Gerichts⸗ 
ordnung nad) Beichaffenheit des Erecutiondobjectes be- 
ftimmten Executionsart abzugeben ($. 321 a. ©. D.). 
Erecutive Sequeftration der Früchte einer Realität ange 
der Beitimmung des 8.3 des Geſetzes vom 10. uni 188 
R. G. Bl. Nr. 74. IV. Nr. 459. B. 7 S. 2 

— — Ein Verbot ift weder an die Fälligkeit des Yafprudies, 
noch an eine unmittelbare Gernforberung gefnüpft (8. 283 

G. O.). IV. Nr. 468. 8.7 227. 


— — Iſt dem Beklagten nach — Wahl die Leiſtung 
einer Arbeit oder die Zahlung einer Summe Geldes alternativ 
auferlegt worden, jo kann die Berurtheilung nur in der 

m $. 310 a. ©. ©. beitimmten Weije vollitredt werden. 
IV. Kr. 469. B. 7 ©. 229. 


— — Auf Grund der im mündlichen Verfahren ergangenen 
gleichförmigen Urtheile erfter und zweiter Inſtanz Tann 
vor Ablauf der Zahlungsfrift um die ficherftellungsweife E. 
nur dann angejucht werden, wenn der Erequent behauptet, 
daß er während der Beit big zum Eintritte der Zahlungs⸗ 
frift der geſahr eines Verluſtes ſeiner Forderung ausgeſetzt 
ſei (6. 259 a. ©. O.). IV. Nr. 481. 7 ©. 200. 
— — Löhnungen im täglichen Ausmaße gehören nicht in 
die Kategorie der im Ablabe 1 des 8. 1 des Geſetzes vom 
21. April 18832, R. ©. 8. Nr. 123, bervorgehobenen 
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ſtändigen Bezüge der daſelbſt erwähnten Perſonen. IV. 
Nr. 491. B. 7 ©. 267, 


Erecution: Das Diätenpaufchale des Auderfteuercontrolord 
gehört zu den bon der Sreeutionsführung ausgenommenen 
Nebenbezügen. IV. Ar. 49. B. 7 S. 272, 

— — Die vom Grecutionstüßter erwirkte erecutive Einant- 
wortung einer bücherlich Haftenden Forderung feines Schuld» 
ners gibt Erjterem, injolange die executive Einantwortung 
nicht grundbücherlich durchgeführt wurde, fein Recht, die 
ereeutive Schäßung der berhufteten Realität zu verlangen. 

. Ar. 45. 8.762 

— — Die Be eitimmungen bes Hofdecreted vom 6. März 
1821, J. G. ©. Nr. 1743, haben, and | im m Buge be der Geecution 
zur Anwendung zu kommen. 287. 

— — Die Zwangsvollſtreckung Ir "ie  ettititäßegüge eines 
öffentlichen Beamten ergreift auch die Ruhegenüſſe des⸗ 
jelben. — Der Gehalt eines Staatsbeamten und nad) 
jeiner Penfionirung die Penfion dezjelben ift al3 ein und 
dasjelbe Objeci der Orerutionsführung zu betrachten. III. 
Kr. 510. 8.861 

— — Die im $. 60 a 4 des Geſetzes vom 9. April 1873, 
R. G. BL. Nr 70, vorgefehene Execution gegen den Ge⸗ 
wollen Mafter in bei ben dem Coneursgerichte anzuſuchen. IV. 


— — die —SeS einer Klage oder die vorangegan⸗ 
gene Streitverhandlung bildet nicht die nothwendige Voraus⸗ 
ſetzung für die Executionsfähigkeit eines vor Gericht ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleiches. IV. Nr. 527. B. 8 ©. 176 

— — 8.1 des Gejehed vom 21. April 1882, R. 6. Sr. 
Ar. 123, findet feine Anwendung auf Subventionen des 
Sanbesausiäufies | fur Zbierarzte auf dem Lande. IV. 


— — dDie für das ririe Gericht zur Eintragung in 
das öffentliche Buch beftimmien Executionsgeſuche müljen 
zum mindeften die Beſchreibung der zu egequivenden Rea- 
litäten in der beim zeauirirten Gerichte üblichen Sprache 
enthalten. IV. Nr. 5 B. 8 S. 2 

— — Der Erecutionäfühter hat achnumeifen, daß der 
dem Erecuten bewilligte gruchtgenuß im Sinne des 8. 150 
a. b. G. B. ganz oder zum Theue in Srenbon gezogen wer⸗ 
den fünne. IV. Wr. 545. 9.8 207. 

— — wechſelrechtliche: Friſten bei ber w. E., ſ. Wechſel. 
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Erecution: Gegen Mitglieder einer Genoſſenſchaft mit unbe- 
ſchränkter Haftung kann auf Grund eines Auszuges aus dem 
nad) 8. 14 des Geſetzes vom 9. April 1873, R. G. BL. Nr. 70, 
zu führenden Regiſter nur dann die Erecution erwirkt 


jomit and) den Tag des Eintritted des Executen in die 
Genojlenichaft enthält. III Rr. 333. B. 9 ©. 36. 

— — Die lage auf Molegung Des Manifeftationseides im 
Sinne dei $. 220 a. G .D. (8. 294 mw. g. ©. D.) Hat 
nicht Statt, wenn e3 ſich nicht um eine Bertufchung, jondern 
darum Handelt, daß bereits befannte beſtimmte Bermögens- 
objecte, welche von der Geklagten zurüdgehalten werden, 
In we nerteifenjcait des s eiafen einbezogen werben 


— — Der " Sihulbner tann auch zur nochmaligen Ablegung 
bes im 8. 3 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. ©. Bl. 
Kr. 35, normirten MManifeflationseibes » verhalten werden, 
wenn beicheinigt wird, daß jeine Bermögensverhältnifle 
inzwiſchen ſich geändert haben. III. Nr. 36 

— Pfandrechtserwerb bei. III. Nr. 382. 8.9 ©. 175. 

— — Das Recht auf perjönliche Verpflegung ift fein Gegen- 
ftand des Verlehrs und daher auch nicht ber Pfändung. — 
Die egecutive Einbringung eines nicht 500 fl. überfteigen- 
den Betraged auf Grund eines politifchen Straferlenntnifjes 
wegen Zinsverheimlichung ift nach dem Summarverfahren 
zu behandeln und ein Recurs gegen gleichlautende Ent- 
ſcheidungen auch hier unzuläffig. IV. Nr. 569. B. 9 ©. 125. 

— — Unzuläffigleit der Execution des von einem nicht 
dauernd angeftellten Schuldner lediglig als or für feine 
Thätigfeit begogenen Honorars. 9 ©. 132. 

— — Unzuläſſigkeit der —eS uf eine Forderung, 
welche dem Erecuten gegen den Erequenten angeblich au- 
est und de deren Beftand Lebterer beftreitet. IV. ©. 595 


_ — Hnguäfigteit der fofortigen Erecution nad) $.3 Rot. 
Ordn. für eine Forderung, deren Beitand nicht nur von 
der mora des Schuldners, fondern auch von der Prüfung 
und allfälligen Wäpigung bon Don Deite des Richters bedingt 
if. IV. Wr. 599 

— — Die Padtzinfe einer Bra fönnen nur Durd) 
Sequeſtration gemäß $.320 a. G. O. in Execution gezogen 
werden. IV. Nr. 611. B. — S. 202. 
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Ereeutionsgeriät: 8 Quftändigteit bei Anfechtungdflagen. 


Executionskoſten: Di m Executionsbeſcheide beſtimmten 
E. ſind ſchon vor Eintritt der Jegtstraft dieſes Beſcheides 
exequirbar. IV. Nr. 70. B. 3 S 

Executionsnovelle: Die Beftimmang er 2 des Geſetzes 
vom 10. Juni 1887, R. &. BI. Nr. 74, Hat feine rückwir⸗ 
tende Kraft auf jene Falle, in welchen eine executive Pfän⸗ 
dung von Fahrniſſen ſchon vor dem Zeitpunfte der Wirk⸗ 
Iamteit biel diejes Gejees vorgenommen worden ift. II, Nr. 138. 


— — im P riffe des „wirthfhaftlichen Verderbens“ im 
8. 18 des De efehes vom 10. Suni 1887, R. G. Bl. Nr. 74. 
III. Nr. 7 . 4 S. 1. 


— — Wirkung des nach der executiven Felſbietun⸗ is 
träftig angenommenen Üeberbotes. U. Nr. 117. 8.4 ©.1 

— — Bum 8. 3 der €. IV. Kr. 30. 8. 3 ©. 259. 

— — Nach derjelben find nur die zur perjönlichen Aus⸗ 
übung der Beihäftigung des Executen erforderlichen Gegen⸗ 
ftände,, nicht aber jene, deren Benügung die Mitwirkung 
noch) anderer seäite Fheiſcht, der Execution entzogen. IV. 
Nr.63. B. 3 © 

— — Das ER der nad — 3 des Geſetzes vom 
10. Juni 1887, R. G. Bl. Nr. 74, von Amtswegen zu 
bitegenden Unterfugung kann nicht gute een De der 

Unfechtung im Proceßwege fein. I 

— — Ein Sodamwaflererzeugungsapparat ſammt Zugehör I 
nicht zu den im $. 340 a. ©. D., wie im $. 2 Abfah 5 
des Geſetzes vom 10. Juni 1887, R. G. Bl. Nr. 74, 
angeführten Werkzeugen und Gegenftänden zu rechnen, 
kann Ina, de der Serontion nicht entzogen werden. IV. 
Nr. 124. 238. 

— — Der Uekerbieter An nicht berechtigt, zu verlangen, daß 
die in Yolge ſeines Meberbote8 angeordnete neuerliche 
— — ng abgehalten werden müſſe; ſeine 
Rechte wie feine Pflichten erlöſchen vielmehr auch dadurch, 
daß der Exequent von der Sornahme des Erecutiongactes 
abfteht. IV. Nr. 141. B. 4 ©. 288. 

— — Die zum Betriebe eines nicht mehr als den üblichen 
Taglohn abwerfenden Fuhrmannsgewerbes nöthigen Ge 
Kine Erd son der Execution ausgeſchloſſen. IV. Nr. 
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Erecutionänobelle: Zum 8.2 Abjah 5 des Geſetzes bom 
1. uni 1887, R. G. BL. Nr. 74. IV. Nr. 453, 2. 
— — Die Anwendung des $. 2 Abſ. 5 des Gejehes 
vom 10. Juni 1887, R. ©. Bl. Nr. 74, ift auch 
dann nicht ausgefchloffen, wenn es fih um "Werkzeuge 
handelt, welche von den Hilfsarbeitern des Erecuten im 
Intereſſe desjelben benußt werden. IV. Nr. 484. B. 7 ©. 255. 


Erecutivverfahren: Dasſelbe ift auch in ben um Mi fumm. 
erfahren, geeigneien Füllen anmenbbar. 80. 


— — Auf Grund einer, nicht nach einer fpeciellen Beitim- 
mung F Handelsgeſetzes zu beurtheilenden Urkunde, welche 
den Rechtsgrund der Forderung nicht enthält, iſt die Ein⸗ 
leitung des &. nicht zuläffig. II. Nr. 130. 8. 2 ©. 117 


— Für die vom Kläger verlangte Einleitung des €. find 
nur die hinfichtlich der Liquidität der eingeflogten. © dorde 
rung beigebrachten Urkunden maßgebend. IV. Nr. 

B. 3 S. 410. 

— — die Schriftliche Erffärung, womit Jemand den Saldo 
einer laufenden Rechnung (Contocorrente) zu zahlen ver- 
Ipricht, jchließt eine zur Einleitung des E. geeignete 
Schuldanerfennung ein. IV. Nr. 303. 8.5 ©. 321. 

— — Aus dem Stande des Geflagten, jowie aus der Ent- 
ſtehung, Beichaffenheit und Größe der eingeflagten, vom 
Belangten urkundlich anerlannten Forderung können hin- 
fichtlich der Fälligkeit der letzteren Folgerungen, welche ſich 
weder aus den in der Klage enthaltenen Ungaben, noch 
aus dem Lonterte der beigebrachten Schuldurtunde mit 
Nothwendigkeit ergeben, nicht gezogen werden (88. 90 
a. b. G. B.; 298 a. G. O. und Hofdecret vom 7. Mai 1839, 
J. G. ©. Mr. 358). IV. Nr. 42. B. 7 S. 170. 

— — Das einen Contofaldo enthaltende Schreiben einer 
faufmännifchen Firma ftellt eine vollen Glauben verdie- 
nende, für die Einleitung bes Ggerutipnerfabreng hinrei⸗ 
chende Urkunde dar. IV. Nr. 496. B. 7 ©. 275. 


Eapenfariorberungen: Verbot auf €. II. Nr. 55. 


Erpromiff ton: Sie behebt als Novation die dem ffieren 
out ne zugeſtandenen Einwendungen. IL 9. 
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Erpropriationsverfahren in mn hmangeegengelten: 
Durch 8.2 Gejeh vom 29. März 1872, Nr. 39 R. ©. BL, 
ift der Revifionsrecurs nicht ausgefchloffen, wenn die in 
Vollſtreckung des Erpropriationserfenntniffes vorgenommene 
Schätung von der erften Inftanz angenommen, von der 
zweiten Sultang aber behoben wird. II. Nr. 45. 8.16. 203. 

— — Bu den Koften der Feſtſtellung der Entfhädigung 
für Die gm Baue von Eijenbahnen zu egteighenden 
Sachen (Geſetz vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30) 
gehören auch die Koſten der Vertretung der zu den bezüg- 

won Erhzhungen vorgeladenen Parteien. III. Nr. 293. 


Srrotufirungstoften: IH. Nr. 240. 38.76. 9. 
8. 


Hactura: Der Vermerk in der vom Verfäufer dem Käufer 
übermittelten und von diefem angenommenen %., daß alle 
Bahlungen direct nur an den Erfteren zu teiften feten, 
macht, abgefehen von allem Sonftigen, jedwede Zahlung 
auh an den Agenten, welcher das Geſchäft vermittelte, 
unftatthaft, jelbft wenn er als Vertreter des Verkäufers 
bezeichnet worden wäre; auch feine Beftellung ala Domici- 
liat in dem über das Geichäft errichteten Wechſel berechtigt 
ihn, gleich jedem anderen Domiciliaten, nicht die Zahlung 
der Bedferfumme namens de3 Bealelglänbigers entgegen- 
zunehmen. IV. Nr. 348 B. 6 S.1 

— — Neue, beim Bertragsabichluffe nicht verabredete, in 
der überſandten F. aufgenommene Nebenbeſtimmungen 
berechtigen den Käufer nicht, von dem perfect abagchoſznen 
Kaufvertrage a bguachen. IV. Kr. 390. B. 6 S. 2 

Sabeniife um und inzichtungaftäde nach 8. 1101 a. b. 6 'B. 


r 
Fälligkeit: Pr 5, einer Forderung, welche vertragsmäßig 
auf die Beendigung einer dem Schuldner voraugfichtlich 
gufallenden Erbigaft geftellt ift, tritt naturgemäß jchon 
ann ein, wenn dem Schuldner vor Beendigung der ihm 
pirtuich angefallenen Erbſchaft Werthe derſelben gemäß 
8. 145 Verf. a. St. zugewieſen werden, welche den Betrag 
feiner Saul nigt zu erreichen, fondern jogar überfteigen. 
Feieriage, iſraelitiſche: Sie berlängern 1 Die Fecurgfriſ 1 nicht 
auf den folgenden Werktag. I. Nr. 56. 8.1 
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Seilbietung: Nach Auflöfung des Dienftverhältniffes, wegen 
deſſen dem Staatsſchatze eine öffentliche Obligation al3 Caution 
dineulirt worden ift, iſt Die executive Seilbietung dieler 
vinculirten Obligation zuläjlig. III. Nr. 292. 8.8 

— — öffentlihe: Die Bufage der Zahlung feiner fonft ya 
fallenden Satzpoſt an einen Hypothekargläubiger behufs 
Abhaltung desjelben vom Mitbieten über einen beftimmten 
Betrag hinaus bei der Sellbietung, it ungiltig (8.878a. b. 
G. B.; Hofdecrei vom © gem 1838, 3.6. ©. Nr. 277). 
II. Kr. 321886.1 

— — öffentliche: Beräbrehungen mehrerer Perſonen, hie⸗ 
bei für gemeinſame Rechnung bis zu einem beſtimniten 
Betrage mitzubieten, bei Erſtehung des licitirten Gegen⸗ 
ſtandes ſich in den Gewinn zu theilen und jede der vertrag⸗ 
ſchließende Perſonen als Theilhaber des erſtandenen Gegen⸗ 
ſtandes anzuerkennen, find ungiltig. IV. Nr. 174. 9.46.369. 

— — executive: Zurückweiſung der wider einen der befriedig⸗ 
ten Hypothekare eingebrachten Klage auf Ungiltigkeit der⸗ 
ſelben. IV. Nr. 214. B. 4. S. 478. 

— — executive: Durch den Wet der e. F. einer Liegen⸗ 
ſchaft erlöſchen bie auf derjelben haftenden Rechte, joweit 
fie nicht durch den Meiftbot gededt erjcheinen, und ber 
Liegenſchaftsbeſitzer, als folder, iſt berechtigt, Die nicht 
erfolgte grumndbüchliche Löſchung eines derart erlofchenen 
Nechtes ‚gegen den grundbüchlichen Selber desjelben zu 
verlangen. IV. Nr. 2 8.5 ©. 131 

— — erecutive: —— IV. Nr. 497. B. 7 S. 138. 

— — Bird über die Bedingungen einer, behufs Aufhebung 
ber Gemeinjchaft vorzunehmenden Yeilbietung ein Einver- 
ftändniß der Miteigenthümer nicht erzielt, jo Tönnen Die 
Bedingungen nur auf Grund einer Klage im ordentlichen 
Jechewege zittelſt Urtheiles feſtgeſtellt werden. IV. Nr. 519. 


— — ſ. Ueberbot. 

Feilbietungsbedingniſſe, executive: Conforme Geſtaltung 
derſelben zu dem im Judieate Nr. 105 (ſ. Meiſtbotsver⸗ 
Heilung) unbgemaditen Plenarbeſchluſſe. IL Nr. 123. 


— — les Oberlandesgericht ift zur rtebigung der bei 
dem Erecutiongd-Vollzugsgerichte überreichten Recurfe gegen 
die vom Dienntnißgerichte bebingt genehmigten %. compe⸗ 
tent? II. Nr.43. 8.3 
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Feilbietungsbedingniſſe; Anfechtung der dem aufrecht 
erledigten Feifbietungsgefuche beigelegten 3. nad) Abhaltung 
de3 erften und vor 2 hatung des 2 „gweiten Feilbietungs⸗ 
termines. IV. Nr. 1 B. 4 

Fideicommiß: Iſt die —S der Geſetzgebung im 
Sinne des Geſetzes vom 13. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 61, 
bei der Vertaufchung von Sibelcommihobjecten nothwendig? 
HI. Rt. 67. 836.1 

— — Bur Einbeziehun von Grundftücken in ein %., welche 
aus dem Erlöje von Realitäten desſelben F. angelauft wur- 
den, bedarf es unter der Vorausſetzung Ihrer Öleichmertbig- 
feit feines Actes der Geſetzgebung. III. Rr.113. 8.4 ©.1 

— — Pfandrechtliche Steherftelung von ——— 
auf Fideicommiß⸗Realitüten. II. Nr. 169. 8.6 ©. 46. 

— Für die Wr eines —* bei SFidel- 
commiſſen (88. 633, 6 B.) iſt nicht das Ausmaß, 
ſondern der Werth der zu verlaufenden Liegenfchaften 
maßgebend. III. Nr. 306. 8. 8 

Fideicommiß⸗Nachfolge: Auch en tehefiches, durch 
nachgefolgte Ehe —— Kind iſt, falls nicht Beftim- 
mungen des Fideicommiß⸗ Inſtrumentes entgegenftehen, 
ſelbſt dann, wenn es im Ehebruche erzeugt wurde, von der 
Su nad 4 feinem Vater nicht ausgejchloffen. III. Kr. 154. 


ginangpatent vom Sabre 1811: Urt der Umrechnung der 
go benfionsmünge aus der Beit vor dem %. III. Nr. 10. 

Binanzprocuratur: Vertretungerefugniß berjerben in Lan⸗ 
desangelegenheiten. III. Wr. 

Firma: Amtliche icstigfiellung ner * nnd At 26 des 
Handelsgeſetzes auch in dem Falle der Anwendbarteit des 
Art. 279.6. HI Nr 128. B. 5 S. 

— — Die Löihung einer Gejellichaftsfirma enfätic deren 
Auflöjfung durch den Austritt eines Geſellſchafters hat die 
Liquidation oder den Nachweis der vollitändigen Aus⸗ 
einanderjegung zwifchen den Gejellihaftern und mit ben 
Släubigern nit zur Vrrausſetung (Art. 133 9. ©.) 
III. Nr. 301. 886.7 


— — tegiftritte: —— be gegen diejelbe erwirkten 
Urtheiles. IV. Nr. 205. B. 4 ©. 448, 

— — nidtre iftrirte: Nur gegen den urtheildmäßig 
feftgeftellten Inhaber einer n. %. kann ein wider die %. 
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ergangened Ir Urtbeil in Bollzug gefeßt werden. IV. Nr. 343. 


Firmare ifeieung: en der Serpflihtung der 
Shazsffen hiezu. I. 161 

— — Sie kann auf —* einer om Bevollmächtigten für 
den Kaufmann erfolgten Anmeldung und Zeichnung nicht 
geichehen. IV. Nr. 66. 83. 3 ©. 366. 

— — Ein Bimmermann und Brunnenmader, deſſen 
Gewerböbetrieb' über den Umfang des Handwerkes 
nicht hinauf ebt, ift zur Eintragung jener Firma nicht ver- 
pflichtet. . Nr. 511. B. 8 S.1 

Fi ereiRörung: Berurtheilung des riegsmarine-Merars 
zur Leiftung voller Genugthuung an den Wijchereipächter, 
ın deſſen am abdriatifchen Meere gelegenen Fiſchplatz ein 
Torpedoboot eindrang und die Fiſche verfcheuchte. IV. 
Nr. 382. B. 6 ©. 275. 

Fiſchfang: Das Recht des %. in den aus einem See auf 
den benachbarten Grund infolge Ueberfluthung übertreten- 
den Gewäfjern fann vom Eigenthümer des Grundes gegen- 
über dem ER Silhfange im en suerehtigten erſeſſen 
werben. I 8. 76.1 

Fiscus: Auch nen en läuft die Beritseungseit, der 
88.1480, 1487 und 1489 a. b. G. B. I 

— — Bedingung des m aufzutragenden Sauptribes 
U. Nr. 7. 816.1 

—5 — ej Bär . Gambetsgefiäft 

regulirung: Zur Enticheidung über Erſatzanſprüche 
aus dem Titel der Mehrverwendung eined von der poli- 
tiſchen Behörde zu Bmeden der Flußregulirung in be- 
ftimmtem Ausmaße ansgemittelten und von der Bauunter- 
nehmung angefauften ee find nur die Gerichte 
berufen. IV. Nr. 568. 8.9 

Forderungsrechte, welche a —* geſetzlich beſtimmten 
se bei Erlöfchen derfelben geltend zu machen find, können 

nach Ablauf berfelben us ‚ersipiendo nicht geltend gemacht 
werden. I. Rr. 3 ©. 34. 

Forum konirestun, J. Vieridisdad. 

Kreiheitsentziehung: Umfang der Erſatzpflicht im Yalle 
einer buch Tall faliche € geidtihe Anzeigen en ehufbeten F. 


Friſten, cihterlihe: Auf die gom „uchter feftgelegten F. 
findet die Beftimmung des $. 90 b. ©. 8. feine An⸗ 
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wendung; für die Berechnung derartiger Yriften & bie 
falendermäßige Zeit maßgebend. IV. Nr. 360. 8.66 

Friften: Durch das Geſuch um Vorlage der Sanbeebücen 
(Art. 37 H. G.) und die hierüber durchzuführende Berhand- 
handlung wird der Lauf der Friſten zur Erſtattung der 
—8* und der Lauf des Proceſſes nicht gehemmt, 
und iſt ein einſeitiges, darauf hinzielendes Begehren un« 
itatthaft. IV. Nr. 607. ©. 9 ©. 197. 

Friftwerbung im Hechiferijungsverfahten einer Pränoa- 
Kon: 8 Zutäffigteit des a. o. Reviſionsrecurſes. II. Nr. 3 


Serhtnieher: Seiner Klage auf Herausgabe, reip. Erſatz der 
vor mehr als drei Jahren abgereiften Raturalfrüchte wider 
den Cigentgümer fe ſtett ber Einwand per Verjährung nicht 
entgegen 1. 816.1 

ee ntionssinfen: !. — 


Gebietsabtretung: Anwenddarkeit des Artikels VIII des 
Friedensvertrages vom 3. October 1866, R. G. BL. Nr. 116, 
auf Privatrechtliche Verpflichtungen des öfterreichiichen 
Staates aus den von der Öfterreichiichen Verwaltung be- 
ü iglic) des abgetretenen Gebiete bereits rüber abgefchloffenen 

erträgen. II. Nr. 177. 8.6 ©. 6 

Gebühren, unmittelbar zu entridhenbe, Wenn vor der 
Concurseröffnung begründet, find diejelben, wenn aud) der 
Zahlungsauftrag erit nad) der Eoncurseröfnung auege 
fertigt iſt, keine Maſſeſchuld. J. Nr. 98. 16.1 

— — nad 8. 69 a. b. ©. B.: Ohne Auftimmung ber 
gefeßlihen Bertretung der zum Bezuge derjelben berech- 
tigten Anftalt kann der Verpflichtung zur Ontrichtung durch 
Sicherſtellung nicht entjprochen werden. I.Nr.120. 8.3 ©.3. 

— — Beichränktung des Vorzugsrechtes der Bermögensüber- 
ragungöge ebühren auf drei Jahre jeit der bi herti gen Ci 
ragung e3 Uebertragungsgeſchäftes. III. Nr. 22. 8. 2 


— — gr 694 a. b. ©. B.: Bemeflung der ©. zum 
—5 —— Abrecnung der auögejepten frommen 
Regate? II. Nr. 1 8. 4 ©. 106. 

— — Überfennung 8 privilegirten Pfandrechtes für eine 
Vermögensübertragungsgebühr aus einem in den öffentlichen 


Entſcheidungen IX. 25 
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Büchern nicht durchgeführten Verkaufe einer Realität. III. 
Nr. 117. B. 4 S. 115. 


Bebühren: nad 8. 694 a. b. G. B.: Die Nachlaßgebühr des 
Armenhalbpercentes in Graz hat nicht die Natur einer 
Realſteuer, ſondern den Charakter einer das Vermögen des 
Erblaſſers überhaupt belaſtenden öffentlichen Abgabe für 
den ſtädtiſchen Krankenhausfond. TU. Nr. 175. B. 6 ©. 62. 

— — Anwendbarkeit der privatrechtlichen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen über Die Serlährung der Verzugszinjen auf rüd« 
jtändige Staatsgebühren. . Nr. 183. 8. 6 ©. 86. 

— — nah 8.694 a. b. G. B.: Art der Feftitellung des reinen 
Nachlaßvermögens zur Bemeflung des Armenhalbpercentes. 
II. Nr. 188. 83.6 ©. 9. 

— — nad 8. 694 a. b. ©. B.: Die Nahjlaßgebühren zum 
allgemeinen Krantenhausfonde und zum allgemeinen Ber- 
forgungsfonde in Wien find auch von den Verlaſſenſchaften 
in dem durch das Landesgefeg vom 19. December 1890, 
L. G. Bl. für Niederöfterreih Nr. 45, erweiterten Gemeinde- 
gebiete der Reichshaupt- und Nefidenzitadt zu entrichten. 
II. Rr. 191. 8. 6 ©. 108. 

— — Competenz der Gerichte zur Entjcheidung über die 
Aufnahme einer VBermögenzübertragungsgebühr in die 
aeifipotsverteitung einer Berlaßrealität. II. Nr. 192. 


— — Die Begünftigung, welche bei Bermögensübertragungen 
von Todeswegen die Seitenverwandten des Erblafjerd Hin- 
jichtlich des Gebührenausmaßes genießen, fommt nur den 
Geitenverwandten bis einſchließlich „Geſchwiſterkinder“ zu 
ftatten, zu welchen daher Großneffen und Großnichten nicht 
gerechnet werden können. III. Kr. 280, 8.8 ©. 42. _ 

— — Die in Tarifpoft 106 Bc des Gebührengefeßes vom 
9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, normirte Begünftigung 
kommt auch den Großneffen und Großnichten zu Gtatten. 
II. Nr. 290. 8.8 ©. 56, . 

— — nad $. 694 a. b. ©. B.: Diejelben find von dem 
ganzen abgehandelten Nachlafje eines in Oeſterreich ver- 
ftorbenen Ungarn zu entrichten, wenn der Nachlaß auf 
Berlangen des Erb3intereffenten in Defterreich abgehandelt 
wurde. IV. Kr. 115. B. 4 ©. 212. 

— — nad $. 694 a. b. ©. B.: Die Verpflichtung zur Ab- 
fuhr derfelben hat den Wohnfig des Erhlaffers im Inlande 
zur nothwendigen Vorausſetzung und beiteht nicht hinſicht⸗ 


- . 
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lich des in Oeſterreich abzuhandelnden Nachlaſſes eines 
ſtändig im Auslande wohnhaft geweſenen und, gm Aus⸗ 
Kane herſtorbenen Ausländers. IV. Nr. B. 4 


Gebühren, nach 8. 694 a. b. G. B.: Auch im Sinne bes n. — 
Landesgeſetzes vom 18. December 1871, L. G Bl. Ar. 1 
ex 1872, kann eine Berlaffenichaft nur dort als „vorkom⸗ 
mend“ a a Inerben, no der erölafier feinen Wohnſiß 
hatte. Nr. 172 4 S. 3 

— — nad 8. 694 a. * G. B.: Bon einem Vermögen, 
welches, ſei es mittelſt Erbeinfeßung oder mittelft Legats⸗ 
bejtimmung, einem wohlthätigen Bwede zugeiwendet wird, 
ift eine Gebühr zu einem Localarmenfonde, aljo auch zum 
Wiener allgemeinen Berforgungsfonde nicht abzunehmen. 
IV. Nr. 328. 866.1 

— — 1. Eine Bermögensübertragungsgebühr von Todes⸗ 
wegen iſt nur zu entrichten, wenn eine ſolche an den 
Erben erfolgt ifl, nicht aber auch dann, wenn das erblich 
angefallene Bermögensobject aus dem Nachlafje erecutiv 
veräußert worden tft 5: 5 der faif. Vog. vom 19. März 
1853, R. ©. Bl. Nr. 53). — 2. Die Verfügung des $.5 
der taif,. Big. vom 19. März 1853 konnte duch den in 
einem jpeciellen alle ergangenen Finanzminifterialerlaß 
vom 116. Zuli 1853, 3. 26 408, eine gejeßlich verbindliche 
Erläuterung nicht in dem Sinne erfahren, daß jich diejelbe 
nur auf Trehoillige Seräußerungen durch den Erben beziehe. 
IV. Nr. 4 7 S. 139. 

— — nach 8. 694 a. by G. B., ſ. Subſtitution. 

— — Ein Beitrag zum nieberöfterreichifchen Landesſchulfonde 
iſt von dem Nachlaſſe nur ſolcher Erblaſſer zu entrichten, 
welche zur Zeit ihres Ablebens in Wien, bezw. Nieder⸗ 
ülterreih) Ihre ihren ordentlichen Wohnſitz hatten. IV. Nr. 604. 

— — nad s "94 a. b. ©. B.: Die Beftimmung des Hof- 
decretes vom 28. April 1807, X. ©. ©. Nr. 809, wonach 
die Berlafjenichaften der der Militärgreichtöbarkeit unter- 
jtehenden Berjonen von der Bezahlung des Betrages für 
Wohlthätigkeitsfonde befreit find, hat auch bei Nachläffen 
einjäheigfveitoiltiger DE ilitärperfonen Unmendung zu finden. 

Nr 

Geburt: Klage auf oeteruung der ehelihen G. eines 

Kindes (8.158 a. 6. G. B.). IV. Nr. 485. B. 7 ©. 156 


25* 
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Gegenforderung: Erecutive Einantwortung der ©. des 
Executen 333 den Erequenten. I. Nr. 139. 8.3 ©. 19. 

Gemeinde: Bedingung der Auftragung eines Haupteides ihr 
gegenüber. II. Rr. 65. 8. 1 ©. 233. 

— — Im Falle des von einem Dritten gegen eine ©. auf 
Grund des 8. 1042 a. b. &. B. geltend gemachten Erſatz⸗ 
anfpruches für geleiftete Berforgung ift zur Enticheidung 
der Vorfrage, ob die G. den Aufwand, deften Erfaß begehrt 
wird, überhaupt und in der angeiprochenen Höhe hätte 
maden müflen, die politifche Behörde zuftändig. TIL 
Nr. 166. B. 6 ©. 38. 

— — Abgrenzung des Wirkungskreiſes der Gerichte und 
Berwaltungsbehörden; Competenz zur Enticheidung über 
den angeiprodyenen Erfaß de3 für einen von der ©. zu ver- 
pflegenden Armen feitens eined Privaten gemachten Auf- 
wandes. IV. Ar. 385. B. 6 ©. 281. 

— — Beihhlupfaffung der ©. Bertretung. Beweis derfelben. 
II. Nr. 332. 8.9 ©. 34 


Gemeinderehnung: Iſt das Ergebniß der über da3 Ber- 
mögen einer Gemeinde gelegten Rechnung im Berwaltungs- 
wege feftgeftellt, fo find zur Entfcheidung über einen danach 
angeipeochenen Erſatz die Gerichte zuftändig. III. Nr. 340. 


Semeindeumlagen: Wann haben fie bei gerichtlicher Ein- 
keibung gleiche Borredhte mit den I. f. Steuern? J. Nr. 65. 
.1 ©. 66. 


— — Erecutive Einantwortung von®. III. Nr. 231. B. 7 S. 70. 
Gemeindevorfteher: Die gegen ihn perfönlich gerichtete 
Klage wegen der feinerfeit3 auf Beichluß des Gemeinde- 
ausihufles gerübten Belisftörung ift ftatthaft. DIL. Nr. 127. 

4 1 


Gemeinſchaft: Die Bedingnifle, unter welden die Feil- 
bietung eines gemeinfchaftlichen Gutes als Bollzug der 
urtheildmäßig ausgeſprochenen Aufhebung der ©. erfolgt, 
find nicht auf die für die Erecution beftimmende Art feit- 
azufegen. IL Nr. 119. 8. 2 ©. 94. 

— — Rechtliche Wirkung der in der Erecution zur Auf 
bebung der ©. de3 Eigentums erfolgten Berfteigerung. 
Allignation zur Zahlung von Onpothefarihufben auf Grund 
der Yeilbietungsbedingniffe für die verfteigerte Hypothek. 
II. Nr. 116. 3.4 ©. 114. 

— — ſ. auch Miteigenthum. 
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Genehmigung, behördliche: Einfluß derſelben auf Die Rechts⸗ 
wirkſamkeit eines Pachtvertrages. III. Wr. 23. B. 2 ©. 244. 


Genoſſenſchaft: mit unbefchränktter Haftung: Sit der 
Concurs aufgehoben und das Repartitionsverfahren für 
beendet erflärt, jo kann wegen der Vertreiungstoften, welche 
die Siquidatoren ihrem Bertreter zu leiften haben, ohne vor- 
hergegangene Feſtſtellung dieſes Anſpruches der ©. gegenüber 
ein neuerliches Repartitionäverfahren nicht eingeleitet 
werden. IV. Nr. 5. 8.3 ©. 3 


— — Die — der — einer regiſtrirten 
Genoſſenſchaft, es ſei die ſonſt vollkommen durchgeführte 
Liquidation wegen des Honoraranſpruches zweier der Li⸗ 
quidatoren noch nicht beendet, ift unbegründet, und Die 
bei jolher Sachlage an die Liquidatoren unter Androhung 
von Ordnungsftraten gerichtete Aufforderung, um a ung 
ber Bi Firma einzuſchreiten, begründet. IV. Nr. 9 


— — — die Angaben des Geſuches um Löſchung einer 
G. aus dem Genoſſenſchaftsregiſter, welchem zufolge die 
Erfüllung der für dieſes Anſuchen geſetzlich normirten Vor⸗ 
ausſetzungen unmöglich iſt, mit den Angaben des Geſuches 
um Regiſtrirung eben dieſer G. in Widerſpruch ſtehen, ſo 
bat das angerufene Handelsgericht, eventuell unter Mit- 
wirkung der Verwaltungsbehörde, zunächft den Sachverhalt 
zu erheben, johin aber nach den Beſtimmungen des Gejebes, 
welche3 die Einfchreiter für die Richtigkeit Ihrer gangeben 
beran wortlich macht, amtszuhandeln. IV. Kr. 109. 8. 4 


— — Der Beichluß einer regiftrirten G., in Abänderung 
bee biöherigen Statuten Lagerhäufer zu errichten, ift 
auf erfolgte Meldung im Genofjenichaftsregifter einzu 
tragen, wenn auch die Conceifion gr trichtung von Lager⸗ 
häuſern nicht beigebracht wurde. Nr. 175. ». 4 ©. 371. 


— — Zurückweiſung des Geſuches um egecutive Feilbietung 
des dem Theilhaber an einer G. mit unbeſchränkter Haf- 
tung zugefchriebenen Antheiles an dem Genofjenjchafts- 
vermögen auf curg gdes Genoſſenſchaftsvorſtandes. IV. 
Nr. 261. B. 5 S.1 

— — Competenz zur — gegen G. IV. Nr.526.8.86173. 


Genoſſenſchaftsmitglied: Executionsführung. III. Nr. 333. 
B. 9 ©. 36. 
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Gerichtskoſten, und Advocatengebühren: Bei deren Verluſt 

- auch im Geſuche um wechſelrechtliche Zahlungsauflage zu 
verzeichnen. I. Nr. 30. 8. 1 ©. 30. 

— — Mit ihrem Zuſpruche erwirkt die Partei auch das Recht 
auf den ‚eriaß ber nachfolgenden Koften des Eidesverfahrens. 
1. Nr. 37. B. 1 €. 34. 

— — Die Beitimmung des 8. 26, Gel. v. 16. Mai 1874, 
R. G. BL. Nr. 69, findet au) auf die Rechtsmittelloften 
im fumm. und im Beſitzſtörungsverfahren, ſowie in Neben- 
jtreiten Anwendung. 1. Nr. 9. 8.1 ©. 120. 

— — Die Koften der Appellation oder Revifion gegen bag 
auf einen Eid Tautende Urtheil find nicht von dem Ob⸗ 

fiegen in der Hauptſache abhängig; die Partei, welche ohne 

Erfolge jene Rechtsmittel ergriffen Hat, Hat die hiedurch 

dem Gegner verurfachten Koften ohne Rüdjicht auf das 

Rejultat der Beweisführung zu erfegen. I. Nr. 96. 8.1 


— — Die zweite JInſtanz darf diejelben bei noweifung des 
von der eriten Inſtanz gegen Haupteid zugelaffenen Klage- 
begehrend nicht auf Grund diefer Abänderung aufheben. 
DO, Nr. 8. 816. 162. 


— — Im ſummariſchen Verfahren gebührt im Sinne des 
Geſ. v. 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, dem in dritter 
Inſtanz obfiegenden Revifionswerber der Erjag der Reviſions⸗ 
foften nicht. II. Nr. 76 (abgeändert durch Judicat Nr. 94). 
B. 1 ©. 200. 

— — Die Norm, daß der Reftitutiongwerber in jedem Falle 
dem Gegner die Koften zu erjegen hat, ift durch das 
Geſetz vom 16. Mai 1874, R. ©. BI. Nr. 69, nicht auf- 
gehoben. II. Nr. 78. B. 1 ©. 252. 

— — Bei ber Enticheidung über die Koften der zweiten und 
dritten Inſtanz iſt nur das OÖbfiegen in der Hauptſache, 
nicht aber der Erfolg der Begejchwerdefühung maßgebend. 
II. Nr. 79 (abgeändert durd) &udicat Nr. 96). 8.1 ©. 254. 

— — Auch wenn ein contradictorijches Verfahren nicht vor- 
ausging, find dem in Streitfadhen mit feinem Recurfe 
obfiegenden Theile die Recursfoften in der betreffenden Er- 
leditgung zuzuerkennen, wenn es ſich nicht um eine Tediglich 
die Procepleitung betreffende Verfügung handelt, in welchem 
Falle der Ausfpruch Über den Recurskoſtenerſatz der End- 

Zifgedung vorbehalten zu bleiben hat. IE. Kr. 121. 
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Gerichtskoſten: Die bloße Anerkennung der Verpflichtung 
zur Leiſtung einer Klagscaution iſt, wenn über die Höhe 
derſelben geſtritten wird, für die Entſcheidung hinichtuich 
der Koſten biefer ‚Steeitf hrung nicht maßgebend. 

Nr. 126. 8. 2 

— — Die Betkmmung en ber 8. 24 bis 56 des Geſetzes 
vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, finden im Verfahren 
bei grunbbüchertichen. btrennungen feine Anmendung. 
II. Kr. 158. B. 8 

— — Einfluß eines m — ergangenen Bei⸗ 
urthennes auf die borausgängige icherftellung der ©. 

I. Nr. 74. 8.3 S. 

— — Das im Urtheile nögeiprodiene Verhültniß, in welchem 
dem einen oder dem anderen Streittheile Koften gebühten, 
HN auch bei den Exrotulirungskoſten maßgebend. III. Nr. 240. 


— — Die often des Anſuchens um PBollitredung des 
auf eidlihe Vermögensangaben lautenden Urtheiles find 
ebenfo wie die Koften der Intervention bei den deshalb 
angeordneten em zeglapungen b dem obftegenden Kläger zuzu- 
fprechen. 3 ©. 238. 

— — Der Mäder haftet für dte Koften, die er dem Geklagten 
durch eine, wenn auch von Cefolg begleitete, je jebon unnöthige 
Klageführung verurfacht hat 6 ©. 208, 

— — Kläger hat dem Belangten die G. zu —— wenn 
die die Klage veranlaſſende Rechtöveriehung guicht vom 
__ Gellagten gejegt ift. IV. Nr. 384. B. 6 

Pflicht des Richters zum Erfaße er ur eine 
 Rubirä beiden Gtreittheilen verurjachten Koſten ($. 264 
a. G. D. und Hofdecret m. 2 Mei 1784, J. 6. ©. 
Nr. 286). IV. Nr. 461. 

— — Tür Proceßkoften, zu ern Beten die Erben in 
einem nad) dem Ableben des Erblaſſers gegen fie anhängig 
gemachten NRechtöftreite verurtheilt worden find, haftet nicht 
der Rachlaß des Erblaffers, jondern haben für dieſelben jelbft 
im Falle der separatio bonorum die Erben perfönfich und 
folidarifch aufzufommen. IV. Nr. 487. B. 7 ©. 258. 

— — Vorausſetzung des Koftenerfahes im Reftttutiong- 
verfahren (Batent vom 1. Juli 1790, J. G. ©. Nr. 31) 
IV. Nr. 499. B. 7 S. 277. 

— — ſ. auch Eidesverfahren. 

— — ſiehe cautio actoria. 
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————— — Suftäubigfet der Ößerreidjiichen Gerichte 

zur Enticheidung über Anſprüche, welde der Töniglid 

preußiſche Fiscus wegen Gerinnstoßenjorderungen dor den- 
jelben geltend madt. UI. Nr 8.9 ©. 22. 

— — im Mahnverfahren. Geg * eine jr niedrige Beftim- 
mung y der Gerichtskoſten im Babtungs befehle ift ein Recurs 
nad) 8.5 des Geſetzes vom 27. April 1873, R. G. Bl. 
Ar. 67, zuläffig. IV. Nr. 585. 8.96.15 

Berihtötöftenerfaforberung: Geifion der erhofften ©. 
wider den Gegner feitens der Partei an den fie vertreten- 
ben Adogꝛtzn bei Uebernahme der Vertretung. IV. Kr. 34. 

Gerichtsſprache in Dalmatien, j. Dalmatien. 

Gerichtsſtand: Bedingung der Zuläſſigleit von Beweis— 
ergänzungen, fowie Sührnng jenhtftänbiger Deweile im 
Incidenzſtreite hierüber. I. Ar. 2 1©. 1 

— — Auch im fummarifchen Berfakten. ift ein abaefonberter 
Dee begüglich der Eompetenz des ©. zuläffig. I. Nr. 22. 


— — bed Vertrages: Bu jeiner Begründung ift die Bei 
bringung einer Urkunde nicht erforderlich, vielmehr tehig- 
Ic aie Angabe des Klägers maßgebend. I. Ar. 22. B.1 


— — dns im 8. 56 J. N. dem Gläubiger eingeräumte 
Wahlrecht des &. wird duch den Tod des ‚oupotbetar- 
ſchuldners nicht aufgehoben. I. Nr. 61. B. 1 

— — Findet im ſummariſchen Berfahren 8 Dier- 
gericht den der Ancompetenzeinwendung unbedingt ftatt- 
gebenden Ausſpruch der erften Inftanz abznändern, io fann 
e nicht zug zugleich in der Hauptſache entſcheiden. II. Nr. 5 


— — de Berktages: Derjelbe wird durch das einfache Ber- 
fprechen des Käufers, den Kaufpreis dem Serläufer zuzu⸗ 
ſenden, nicht begründet. II. Nr. 66. 8.16. 2 

— — Die Einwendung des nicht gehörigen G. muß ih im 
ſumm. Verf. bei der erjten Zagjagung, welde vor ſich 
geht, angebracht werden; als eine folde Tagſatzung gilt 
aber au die von den erjchienenen Parteien erjtredte. 
II Rt. 1. 8.1 ©. 242. 

— — de Bertvages: Die Klage auf Zahlung des Ent- 
neltes für eine vertragsmäßige Leiftung Tann bei dem ©. 

d. ®. angebracht werden, der durch die Verabredung über den 
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Drt dieſer Leiftung begründet wurde. II. Nr. 124. B. 2 
©. 108. 


Gerichtsſtand: Zur Frage des ©. bei Schadenerfaganiprüchen 
aus der Benützung einer Belandiase, inäbejondere gegen 
Handelgleute. IH. Nr. 2. 8. 2 ©. 132. 

— — vertraggmäßiger. III. Nr. 246. B. 7 ©. 101. 

— — de3 ertengen Wenn die von einem der Kontrahenten 
übernommene Verbindlichkeit kraft ausdrüdlicher Bertrags- 
beftimmung an einem beftimmten Orte zu erfüllen ift, jo 
ift Hinfichtlich eben diefes Ortes der G. d. 3. für alle aus 
dem abgefchlofjenen Vertrage fich ergebenden Klagen be- 
gründet. IV. Nr. 185. B. 4 ©. 39. 

— — des Vertrages: Der ohne vorgängige Vereinbarung in 
die Factura, welche dem Befteller einer Waare überſchickt 
wird, aufgenommene Vermerk, daß der facturirte Preis 
am Wohnorte des Verkäufers zu zahlen fei, begründet den 
G. d. V. nicht, wenn der Befteller Waare und Yactura dem 

Berfäufer zurüdgeftellt Hat. IV. Nr. 198. 8. 4 ©. 423. 

. 47 der Aurisdictionsnorm iſt nicht dahin aus- 
zulegen, daß es dem Öfterreichifchen Unterthan freiftehen 
joe. ji der Aurisdiction des tnländifchen Richters da— 
uch zu entziehen, daß er fich einem fremdländiichen Ge⸗ 
richte unterwerfe. IV. Nr. 306. 8.5 ©. 325. 

— — des Vertrages im Concurfe, |. Concurs. 

— — des Vertrages: Durch die Beftimmung des Ortes, 
wo die Waare vertragsmäßig geliefert werden fol, wird 
auch der Gerichtsftand der Klage auf Zahlung des Ent- 
geltes begründet, wenn nicht hievon abweichende ausdrüd- 
u Berabzehungen vorliegen (S. 43 C. J. N.). III. Nr. 367. 


Gerichtszuſtändigkeit für Erſatzanſprüche bei Flußregu- 
lirungen. IV. Nr. 568. 8.9 ©. 123. 

— ſ. Competenz. 

Geſchäftsvermittlung: Zur Rechtfertigung des Anſpruches 
auf Entlohnung für die angebotene G. genügt nicht ſchon 
die Annahme dieſes Bermittlungsantrages; es iſt vielmehr 
die Entfaltung einer den Anſpruch auf Xohn begründenden 
Foanigteit bes Bermittlerd Hiezu erforderlich. IV. Nr. 378. 


— — Die Berechtigung des Vermittlers zur Inan—⸗ 
ſpruchnahme der ihm für den Fall des Geſchäfts⸗ 
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abſchluſſes zugeſicherten Entlohnung tft von der feinerfeits 
u erweifenden Thatſache des wirflichen Wbjchluffes des 
trags abhängig. IV. Nr. 417. 8.6 ©. 384. 

Geihäftsvermittlung: Es liegt Tein Hindernik vor, im 
Erkenntniſſe über den Rechtsſtreit auf Zahlung des Honorars 
die ftreitige Borfrage Über das Zuftandefommen des ver- 
mittelten Kaufvertrages in Beurtbeilung zu nehmen. IV. 
Nr. 417.B.6©.354. 

— — Ein Honorar für die Vermittlung eines Geſchäftes 
fann nur Jener verlangen, durch deſſen Thätigkeit das 
Geſchäft wirklich zu Stande gefommen iſt. Die gegenfeitige 
Namhaftmachung ber Sontrahenten für ſich allein erſchöpft 
nid ven Begrif der Geichäftsvermittlung. IH. Nr. 346. 


Gefeilſchaftsfirma: Löſchung derſelben. IH. Nr. 301. 
8.8 6. 78. 


Geftändnif, außergerichtliches: Die Beweisfraft eines im 

Auslande abgelegten a. G. tft, wenn davon in einen vor 

öfterreichtichen Gerichten gefilhrten Rechtsſtreite Gebrauch 

gemadt wird, nad öſterreichiſchem Geſetze zu beurtheilen. 
1. Nr. 156. 8.5 ©, 83. 

Semwährleiftung: Art der Berechnung der Klagefriften des 

8. 933 0.5. ©. 3. II. Sr. 80. B. 4 ©. 28. 

— — Die Pfliht zus Gewährleiſtung für ein mit dem 
Mangel des Dampfes behaftetes Pferd ift ausgefchloflen, 
wenn der Verfäufer erklärt, er leilte für das Pferd über- 
haupt feine Garantie, und der Käufer fih damit einver- 
ftanden erffärt. IV. Nr. 466. B.7 ©. 224, 

Gewerbe, radicirtes, |. Meiftbotsvertheilung. 

Gemwerb- oder Handelsbuch, die Verjährung ihrer Bemeis- 
fraft Hat der Rigter von Amtswegen zu berüdjichtigen. 
1. Nr. 5. 8.16. 14. 


Gewerkſchaft: Eine G., welche lediglich Kohlen zu Tage 
fördert und diefelben verkauft, gehört nicht zu den Kauf⸗ 
leuten; die Anfchaffung von Sprengmitteln zut Gewinnung 
ber Ktoyte Bitbet ihrerſeits fein Handelsgeichäft. IV. Nr. 98. 


Graduationsurtheil: Wenn der bei der Meiftbotverthei- 
Iung erhobene Anſpruch auf die Priorität einer Forderung 
beftritten wird, jo iſt hierüber im ©. zu erkennen. 
IV. Ar. 280. 8.5 ©. 253. 

‚nzernenerung: Beim Beitande noch erfenntlicher 


” 
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Grenzen kann die Erneuerung derſelben ohne ausdrückliche 
Zuſtimmung der Eigenthümer der Srunbftüde gest vor⸗ 
genommen werden. IV. Nr. 72. B. 3 
Grenzerneuerung: Es begründet eine Ton > Ymtstwegen 
wahrzunehmende Nichtigkeit, wenn über den Anſpruch auf 
G. im ordentlichen Rechtswege verhandelt und bei biejer 
Verhandlung das gegenwärtig auf den erpobenen Anſpruch 
völlig unanwendbare Hofdecret vom 8. März 1805, J. G. S. 
Nr. 717, angewendet wird. IV. Ar. 254. B. 5 ©. 177. 
— — Dad Gericht Hat im Falle des 8.851 a. b. G. B. lediglich 
den letzten factiichen Beſitzſtand zu ſchützen, und ift nicht bes 
rufen, in dieſem offictofen Verfahren fich in eine &renzbe- 
ſtimmung, wenn auch nur proviſoriſch, einzulaffen. Ein 
Koftengulpruc HA in auiefem Verfahren nicht zulälfig. 


Großjährigteitsesftätung: Die G. Hat zwar Hinfichtlich 
der Handlungsfähigkeit des großjährig Erklärten die gleiche 
Wirkung wie Die erreichte phyfiiche Großjährigkeit; zu Un- 
guniten dritter Perſonen aber, deren vertragsmäßig über- 
nommere Verpflichtung auf die erreichte Großjährigkeit be- 
ding 1 ift, vermag fie nicht zu mirfen. IV. Nr. 253. 8. 5 


Grundbuch: Rihtigfteungsberfaßren: Bei der nad) 8. 12 des 
Geſetzes vom 25. Juli 1 R. G. Bl. Nr. 96, ftattfin- 
denden Anmeldung alter "after bedarf e3 nicht. der Bei⸗ 
bringung von Urkunden-Abjchriften. II. Wr. 137. 8.3 ©. 16. 

— — Gutöbeitandblatt: In einem ©. find auch diejenigen 
mit bem Befige des Grundbuchskörpers verbundenen Ding- 
lichen Rechte anzugeben, welche an einem öffentlichen, von 
der Aufnahme in das Grundbuch ausgeſchloſfenen Gute 
ausgeübt werden. II. Nr. 141. B. 3 S 

— — Wirkung des — bo ein m Heuptiudhe er⸗ 
ſcheinendes Belaſtungs⸗ und Veräußerungsverbot ſelbſt einen 
Hinweis auf die in der Urkundenſammlung erliegende, 
jenes Verbot zur Reſolutivbedingung machende Urkunde 
nicht enthält hinſichtlich Dritter. III. Nr. 19. 8.2 ©. 223. 

— — Natürliche Bejchränfung in der Zurchfuhruns * 
Vorſchrift des 8. 57 Gb. ©. II. Wr. B. 3 

— — Wird dem Grundbuchsrichter in dem —* — um 
Eintragung des Eigentums für eine juriftifche Berjon 
das Materiale für die ihm obliegende Prüfung der recht- 
lichen Erxijtenz jowie der Natur und Repräjentation der- 
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ſelben nicht geboten, ſo kann dem Anſuchen nicht Folge 
gegeben werden. IV. Nr. 51. B 3 ©. 326. 

Grundbuch: Der Umftand, daß auf Grund der Ausfertigung 
eines Notariatdactes bereit3 eine Eintragung in dad Grund⸗ 
buch erfolgt war, begründet für eine neue Eintragung feine 
Jusnahme von der Regel des 8.87 Gb. ©. IV. Nr. 458. 


— — Wenn auch in einem Bertrage die Verzinfung einer 
Forderung ausdrüdlih bedungen und das Pfandrecht 
dafür auf einer Realität beftellt wurde, Tann diejes Pfand- 
recht für die Binfen Doch nur dur Erſichtlichmachen der 
Berzinslichleit im Grundbuche erworben werden (8.2 Hilf. 
8.2 und 4 des Grundb. Gef.). IV. Nr. 490. B. 7 ©. 264. 

— — 1. Für die Veurtheilung der Identität einer Hypothek 
(8.448 a. 6. ©. 38.) ift nur die Zahl der Grundbuchsein⸗ 
lage maßgebend, unter welcher die betreffende unbemwegliche 
Sache eingetragen ift. — 2. Die Beitimmung des $. 1483 
a. b. G. B. bezieht fi) nur auf Handpfänder. Das Pfand- 
recht an einer Hypothek verjährt, wie in der Regel jedes 
andere Recht nah 8.1479 a.6.G.B. nad) dreißig Jahren. 
III. Nr. 343. 8.9 ©. bb. 

Grundbuhsanlegung: Ergibt ſich bei Anlegung eines 
Grundbuches ein weitet darüber, ob ein Gewäſſer ein öffent- 
liches oder ein Privatgewäſſer ſei, fo Hat der Nichter zur 
Aufklärung der Sachlage das Geeignete zu veranlaffen, in3- 
bejondere der berufenen Bermwaltungsbehörde Gelegenheit zur 
rechtzeitigen Vertretung de3 von ihr wahrzunehmenden 
öffentlichen Intereſſes zu bieten und johin aut Grund des 
Ergebniffes der gepflogenen Erhebungen ſich im eigenen 
Wirkungskreiſe darüber or fig zu machen, ob die betreffende 
Waflerparcelle in eine Grundbuchseinlage einzutragen oder 
in das zur Evidenzhaltung der grundbücherlid nicht ein- 
getragenen Barcellen beftimmte Berzeichniß aufzunehmen fet. 
1. Nr. 116. 8.2 ©. 37. 

— — Aufgabe der Gerichte bei Anlegung der Grundbücher 
behuf3 Feſtſtellung der mit einem unbeweglichen Gute ver- 
bundenen Rechte im Ginne des 8. 25 des für Nieder- 
öfterreich wirkjamen Geſetzes vom 2. Zuni 1874,R. ©. Bl. 
Nr. 88. II. Nr. 104. 9.46. 88. 

Grundbuch3einlage, neue, für ein Trennftüd: Bemeis- 
mittel für die Zugehörigkeit des Trennftüdes zum Stamm- 
gute. 1. Nr. 70. B. 1 S. 72. | 
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Grundbuchsgeſetz: Der 8. 51 des Grundbuchsgeſetzes be- 
zieht fih nur auf Hhypothefarforderungen und Tann ſonach 
nicht analog auf andere, mit Pfandrechten behaftete grund- 
oa lice echte ausgedehnt werden. IL. Nr. 234. 8. 

Grundbuhsgejud: Für die Priorität der Eintragung 
eines ©. ift der Zeitpunkt der factifchen Webergabe des⸗ 
felben beim Einreihungsprotofolle entjcheidend. IV. Nr. 76. 
B. 3 ©. 395. 

Grundbuhsurfunden: Die Legalifirung der Unterfchriften 
macht de Unterferfigung von Zeugen entbehrlich. I. Nr. 74. 


Grundentlaftung3captital, |. Meiftbotsvertheilung. 

Grundlaften: Wenn das beanfpruchte Recht des Bezuges 
eines Theiles der Feldfrüchte von einem Grundftüde zu 
den durch das Tatil. Patent vom 7. September 1848, J. 
G. ©. Wr. 1118, und vom 4. März 1849, R. ©. Bl. 
Nr. 152, für immer aufgehobenen Laften gehört, fo Tann 
de lang diefes Nechtes nicht plabgreifen. IV. Nr. 387. 


Srundlaftenablöfungsvergleidh: Die aus einem ©. 
hinfichtlich einer Liegenſchaft refultirenden Rechte find gegen 
einen Nachfolger im Befite derſelben nicht ohneweiters 
vollftredbar. IV. Nr. 329. B. 6 ©. 138. 

Grundfteuer: Wenn ein unbewegliches Gut einer Stiftung 
mit Einſchränkung derfelben aus einen bejtimmten Betrag 
der Nugungen des Gutes, der Meberreft der Nubungen 
aber dritten zur DBerwaltung des Stiftungsvermögens 
berufenen beftimmten Perſonen und ihren Nachfolgern zu- 
gewendet it, ift zum Erfabe der von einem Dritten von 
dem Gtiftungsgute gezahlten G. die Stiftung verpflichtet. 
IV. Nr. 340. B. 6 ©. 150. 


9. 

Haftung, ſachliche: Unabhängigkeit der f. H. einer Reali- 
tät für rüditändige Steuern von der Perjon des Erecuten 
und des Erfteherd der Realität. III. Nr. 170. 8.6 ©. 46. 

Haftverfügung: Die Verhängung des im 8.3 des Geſetzes 
vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 35, angedrohten Arreftes 
ift auch) dann, wenn eine das Armenrecht genießende Par⸗ 
tei darum anſucht, an den vorſchußweiſen Erlag eines 
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entfprechenben, Alimentationstoftenbetrages gebunden. IV. 
Nr. 92. B. 3 ©. 430. 


Haftverfägung: Die im 8.3 des Geſetzes vom 16. März 1884, 

R. G. BI. Nr. 35, angedrohte Haft kommt nicht als eine 

it der Erecutionsführung, jondern al® Die gejebliche 

Sanction des gerichtlichen Auftrages zur eidlichen Ber- 

mögendangabe in Betracht, welche auch Staatöbeamten 
gegenüber wirkſam ift. IV. Nr. 100. B. 4 ©. 154. 

— — Gegen öffentliche und ſomit auch gegen Milttärbenmte 
faun die Haft nad) 8.3 des Gefehes vom 16. März 1884, 
Ri 8 Bl. Nr. 35, verhängt werden. IV. Nr. 891. B. 6 

Hanbels- oder Gewerbebuch: Die Verjährung ihrer Beweis- 
traft hat der Richter von Amtswegen zu berüdffichtigen. 
1. Nr. 6. 8161 

Handelsbuhauszüge: Nur unter Radweis des Pland⸗ 
rechtstitels pränotirbar. II. Nr. 2 1S.1 

— — ausländiſche: Die Beweiskraft —S— in Deftetreid 

‚tt nicht bedingt durch Borausfegung der materiellen Neci- 
procität. Bedeutung des Taiferlihen Patentes vom 12. De- 
cember 1785, %. G. ©. Nr. 502, und des Hofdecretes vom 
4. Mai 1787, %. ©. ©. Nr. 676. IM. Nr. 112B. 4 ©. 107. 

— — auslandiſche: Die Zahlungspflicht, welche ſowohl ur- 
kundlich mittelſt ausgeſtellter, wenn auch inzwiſchen verjaͤhrter, 
Wechſel, als auch durch Abſchlagszahlungen anerkannt iſt, 
wird dadurch nicht behoben, daß Hinfichtlich der Beweistraft 
des ausländifchen Buchauszuges, auf welden fie zunächit 
geitüßt wird und deſſen entfheidende Eintragungen unbe- 
ftritten blieben, der Nachweis der Gegenfeitigteit (8.22 €. ©. 
zum H. G. B.) nicht erbradit ift. IV. Nr. 95. 8.3 ©. 434. 

2 andelsbücher: Das Begehren um deren Borlage nicht dadurch 
bedingt, daß felbe als Beweismittel vom Gene in Ber- 
wendung gebracht find. II. Wr. 3. 8. 1 ©. 154. 

— — lieber einen im Laufe des Proceſſes geftellten Antrag, 
auf Borlegung de3 H. der Gegenpartei, kann die im Art. 37 
9. ©. beftinnmte Verordnung auch nad bereits seiätofienem 
Verfahren erlafien werden. II. Nr. B. 2 

— — Pflicht zur Vorlage von 9., weiche * —* ef 
wurden, nam Artikel 37 H. G. 8. III. Rr. 141 38.6 ©. 44 

— — Bedarf es zur Oransgade und Prüfung der 9. im 
Sinne des Artikels 40 H. ©. eines beſonderen Rechts⸗ 
ſtreite? III. Nr. 187, B. 6 ©. 97. 
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Handelsbücher: Buläfligfeit des Begehrens auf Vorlage 
der Handeldbücher protofollirter Firmen in Rechtsftreiten, 
weiche nich zicht zur Handelsgerichtsbarkeit gehören. III. Nr. 259. 


— — Die Borfage der eigenen Handelabücher des Prohanten 
behufs deren Einſichtnahme und Prüfung jeitens des Ge- 
richtes zur Lonſtatirung Ihre ihrer Jornn gsmaßigen Führung 
iſt unzuläſſig. II. Nr. 2 865 

— — Die beantragte —5 — 8 Sandelsbüdier bet nur 
zum Zwede der Conftatirung - eines bejnupteten Inhalts 
berjelben, ſonach wirklich beftehender Eintragungen, be- 
ziehungsweiſe des Nichtbeftandes einer beitimmten behaup- 
‚teten Eintragung zu gejchehen. IV. Nr,128. B. 4 ©. 253. 

— — Ein zur Slbrung von Büchern verpflichteter Kauf⸗ 
mann Tann ſich dem Auftrage zur Vorlage berjelben durch 
bie e Angabe, er er Ks. Leine Bücher, nicht entziehen. IV. 


— — Die — e des Art. 37 des Handelsgeſetzes iſt 
ni, auf groceile ine Handelsjachen eingefchräntt. IV. 


— — Bei nic —— Vorlegung der Handelsbücher 
(Art. 37 H. G.) hat das Gericht lediglich dieſe Thatſache 
—— BR Auatbeud er en be ee Anhalt 
er Handelöbücher jedoch der Endenticheidung vorzubehalten. 

a: E 176 9 ne 

— — Der Auftrag zur Borlage ber Handelsbücher nad) 
Art. 37 9. G. 3. bildet feinen Grund „ge Siftirung des 
Berfahrens in der Hauptjadhe. IV. Nr. 609. Bd.9 ©. 200. 

— — Vrpeatraft derſelben. IV. Nr. 613. B. 9 ©. 205. 

— — geiuch ꝓm Vyrage amt — Einfluß auf Friſtenlauf. 
IV. Nr. 607. 8.9 ©. 1 

Han beisfran: Rechtliche Bedeutung des behaupteten Mangels 
der Einwilligung des Ehegatten im Sue des Urt. 7 des 
Handelsgeſetzes. III. Nr. 129, B. 17. 

Handelagehilfe: Das —— Senn Hilfsperfonen 
eines DanhlungagemwerbeR, die nach der Gewerbeordnung 
"dom 8. März 1885, N. 6. Bl. Nr, 24 (8. 73), unter den 
Gehilfen nicht begriffen find, iſt auch dann nad: dem 
Handelögejegbuche zu beurtheilen, wenn fich diefe Hilfs⸗ 
perjonen nicht mit dem Banrenunfabe bejaffen (Art. 51 

5364 H. G. B.). IV, Nr. 583. 8.9 S. 1 

Handelsgericht: Die achttägigeFriſt des 8.9 * atente vom 
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9. April 1782, J. G. S. Nr. 41, gilt auch für Recurſe 
im Laufe eines beim Hanbefägerichte I anhäng! en Beoeefies. 
I. Rr. 115, S. % 8.3 
Handelsgerigt: Die kürgeren. 1 im Batente dom N el 
1782, J. G. ©. Rr. 41, für Mercantilfachen beftimmten 
Frifien finden nicht Anwenbun ‚ wenn in dem bei einem 
Handelögerichte anhängigen Boncuröverfahren auf Liquid- 
geltung eine Sorderung geklagt worden if. IV. Nr. 19. 


Handelsgerichtsbarkeit: Die H. ift durd die an einen 
nicht regiſtrirten Geſchäftsmann erfolgte Lieferung einer 
Waare nicht begründet, wenn Diejelbe durch Die Verarbei⸗ 
tung aufhört, eine Sache zu Iein, und zur Gänze ver- 
ſchwindet. IV. Nr. 15. 8.3 ©. 213. 

— — Die Unterlafjung ber —* der durch Art. 19 
H. G. auferlegten Verpflichtung vermag in keinem Falle 
einen die Competenz beirrenden Einfluß zu üben. IV. 
Nr. 142. B. 46. 2%. 

— — Bur Auslegung u E7 Kl 3.2€. G. zum 9. G. B. 
IV, Nr. 167. 8.4 

— — Dem ftädt. ehe Begiefägerichte Ungebung Graz Keht 
die „eritebareit in Handelsſachen zu. IV. Nr. 2 


— — Für die Beuribeitung der Kompetenz im Sinne des 
8. 38, 8. 2 Einf. Gef. zum 9. ©. ift nur der Umftand 
maßgebend, ob zur Zeit der Ueberreichung der Klage, nicht 
aber ob zur Beit der Entftehung der eingellagten Yorder- 
ung die Firma des Gellagten im Danbetäregitter einge 
tragen war. Die Beltimmung des Art. 25 H. G. Hat auf 
die Competenzfrage feinen Einfluß. IV. Nr. 337. B. 66. 151. 

Handelsgefhäft: In der Lehmgemwinnung bon einem Grund⸗ 
ſtücke zum Bwede der Erzeugung von Ziegeln und in deren 
Zeräußerung fann, auch wenn im größeren Umfange be- 
wriebeng ein H. im Sinne des Irtiels Kr Abſatz 1 
H. G. 8., nicht erblidt werden. III. Nr. 33. 8.3 ©. 59. 

— — St die Veräußerung von Mineralwajler, da3 auf einem 

epachteten Grunde gewonnen wird, durch den Pächter ein 
FW II. Nr. 102. 8.4 ©. 8. 

— — Der Vertrag, gerichtet auf die Lieferung von großen 
Quantitäten Preßobit, welche die Sieferungäuerpflichteten 
erit eulhchten, müßten, ift ein abfolutes v. nach Art. 271, 
3. 2 H. G IV. Nr. 108. B. 4 S. 182. 
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Handelsgeihäft: Die allgemeine Vereinbarung auf eine 
Beit, innerhalb welcher zu Kelern ift, begründet nicht ein 
Fixgeſchäft. IV. Nr. 168. ©. 336. 

— — Die Verabredung auf. * Tofortiger Lieferung iſt 
unter Umftänden geeignet, ein Yirgeihäft zu begründen. 
IV. Nr. 170. B. 4 ©. 34. 

— — Der Kauf von Bilderrahmen, bezwedend nicht die un- 
mittelbare alleinige Veräußerung derjelben, fondern ihre 
Berwendung zu vom Käufer hergeftellten Kunſtgebilden be- 
Huf3 deren weiteperlau fes kann nicht als H. im Sinne 
des Art. 271 Abſ. 1 9 © . B. angejehen werden. IV. 
Nr. 317. B. 5 ©. 359 

— — Die Beitellung de3 zum Drude einer Zeitung noth- 
wendigen Papieres tft fein Danbelögeihäft Im Sinne de3 
Urt. 271 8. 1 des 9. G. IV. Kr. 365. B.6 ©. 239. 

— — Die Anſchaffung von Farbftoffen durch einen Schaf- 
und Baummollenfärber begründet an deſſen Seite ein ab- 
jolutes dadelsggchatt im im Sinne des Art. 271ad19.8.%2. 

V. Nr . 
Sanbeitgefaäfte Difansgefäfte IV. Nr. 45. 8.7 


— — idiehanſpruche des Kaufmannes wider den mit der 
Caffaführung betrauten Gehilfen find, weil nicht H., kein 
Gegenſtand der Handelsbücher und bahn mittel derfelben 
nicht zu erweijen. IV. Nr. 3 8. 5 ©. 330 

Handelsgejellichaft: Auf Grundlage eines gegen eine 
H. erlaſſenen Urtheile® kann die Erecution gegen einen 
Öffentlichen Geſzuſchaſter z derſelben nicht bewilligt werden. 


— — Folgen der ohne Mafcht auf beſtehende — 
Fulden erfolgten Auflöſung einer H. 


— — "Si die Vorjchrift des Art. 1139. G. auch im Sul 
Ka Beitritte zu einer Einzelnfirma? III. Nr. 129. 


— — Bei der Errichtung einer offenen 9. im Inlande, 
beren zur Vertretung berufene Geſellſchafter ihren Wohnſitzz 
im Auslande haben, ift die Beftellung eines vertretungs- 
bereditigten, am Site der H. wohnhaften PBrocuriften er- 
forderlih, und es tit deflen Eintragung in dad Handels⸗ 
tegiiter anzumelden. IV. Nr. 90. B. 3 ©. 423. 

— — Die Eintragung im Handelsregifter, daß die Gejell- 

26 


Entſcheidungen IX, 


402 Alpbabetifches Sachregiſter. 


ſchafter die Geſellſchaft nur gemeinſchaftlich vertreten können, 
ſchließt nicht aus, daß durch Geſchäfte eines der Geſell⸗ 
ſchafter die Seiellicaft einem Dritten gegenüber verpflichtet 
wird. IV. Nr. 104. 8. 4 ©. 168. 

Handelsgefellihaft: Beftellung eines Procuriften durch 
den ausschließlich zur Firmazeichnung berechtigten öffent- 
lichen Gejellichafter. IV. Nr. 1 B. 4 

— — Auslegung de3 Bechtöuerhättniffe der Gejellichafter 
unter einander Hinfichtlich der von einem Gefellichafter in 
die Öejeliait ein eingebrachten Einlage. Aus der Beſtim⸗ 
mung des Art. 108 H. ©. kann nicht die Schlußfolgerung 
gezogen werden, daß das Einverftändniß der Gefellichafter 
das einzige Erforderniß fei zur Prüfung der Gejehmäßig- 
feit einer Verfügung, die ſich ihrem Weſen nad als die 
Heitteile onnrüdgahlung einer Geſellſchaftseinlage darftellt. 


— — Die orzeitige Yufishums einer Commandit-Gejellichaft 
Hkann im Falle des Widerfpruches einzelner Gejellichafter 
nicht im officiojen Wege, jondern nur non durchgeführten 
Frogehverfahren ausgeſprochen werden. IV. Nr. 297. B. 5 


— — gie noch nicht rechtswirkſame Ausſchließung 
eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft iſt kein Gegen⸗ 
ſtand der Eintragung in das Handelsregiſter (Art. 12, 
87, 129 und 151 H. G. B., 88. 3 und 7 der M. V. vom 
9. März 1863, R. 6. Bl. Nr. 27). IV. Rr. 505. 8.7 6.289. 

Handel3gew ohnpett: Einſchränkung der Giltigkeit der 
Sandelsgewohndeiten und der ae auf jene 
Perſonen, welche ber Te äßig Danderögel chafte, betreiben 
(Art. 277 und 279 9.6). II. Nr. 3 961 

Handelsftreitigfeiten: Das mündliche und —*5 Ber. 
Ichenn findet ſtatt mac) DI Maßgabe, ber allg. Vorſchriften der 


Oandtunashevofimäntigten Weoriffdes d IV. Rr. 167. 


Handlungsgehilfe: Der H. Tann feinen Gehalt bei un- 
gerechtfertigter vorzeitiger Entlaffung auch dann fordern, 
wenn er während der Kündigungsirift in einen anderen 
Dienft getreten ift. IV. Nr. 347 ©. 176. 

Haupteid: Beweisantretungsfrift, wenn das feinem ferneren 
Recht3zugeunterliegende Urtheil den Parteien an verfchiedenen 
Tagen zugeſtellt iſt. J. Nr. 6a. B. 1S. 15. 
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Haupteid: Bedingung der Zulaffung desfelben als Gegenbeweis 
aen gen Inhalt einer anerkannten Urkunde. J. Nr. 10. 


— — als irreferibler gegen den Inhalt einer anerkannten 
Urkunde wegen Mangels der Vahſchemli teit des Eides⸗ 
_ Mena nicht gi ugelaffen. I. Nr. 10. 8.16. 

Ob der Bormund zu deſſen nahme oder Wachſchie 
bung der bormunbiehaftäbenörbfichen Ermächtigung bedarf? 
I. Nr. 19. 8.1 

— — dem abtweienben —* einen Curator vertretenen Be⸗ | 
klagten auftragbar. I. Rr. 33. B. 1 ©. 32. 

— — Form der Ableging de peöjeiben leiteng confeſſionsloſer 
Proceßparteien. . 74. 

— — Die Beitimmung des * PN 0. G. O. findet auf 
andere Fälle der Verhinderung der Eidesleiſtung von Seite 
desjenigen, welcher den Eid ablegen el feine analoge 
Anwendung. I. Nr. 79. 8.16. 9 

— — Die Auftragung des 9. an die im 8. 140a 0. G. O. 

6 214 mw. 0 Ar begeichneten Perſonen ift unzuläſſig. 





— — dem Fiscus us Sam auftragbar, wenn Deferent die 
le 7 Perlon, weiche den Fr ablegen joll, namhaft 


— — Ein —— —— Eid gilt im Falle der 
Verhinderung ſeiner Ablegung durch Blödſinnserklärung des 
um Eide Zugelaſſenen nicht für abgelegt. II. Nr. 34. 


— — — der Annahme oder Rückſchiebung während 
des grdentuichen Streitverfahrens in den Ländern der allg. 
G. O. nicht bindend. II. Wr. 53. B. 1 S. 216. 

— — Bur Anwendung des 8. 233 und der Zerauf bezüg⸗ 
lichen Hofdecrete. II. Nr. 62. B. 1S.2 

— — Bedingung der Verwendbarkeit pieies Bemeismitei 
einer Gemeinde gegenüber. I. Nr B. 1 ©. 233. 

— — dem C. M. 2. aufgetragen. II. ir 149. 8.5 ©.9. 

— — Beſchränkungen bei der Zulafjung aufgetragener 9. 
II. Nr. 25. 8.3 ©. 29. 

— — Wiffenſchaft von der Eipestpatiade; Alter der 
Delaten beim Eintritt derfelben. III. Nr. 77. 8.4 ©.20. 

— — Xt der H. über Thatſachen zuläffig, deren eat 
bereit3 ein Zeuge beftätigt Hat? III. Nr. 83. B.4 ©. 36. 

— — Zuläſſigkeit der bedingten Auftragung eines 9.; in 

26* 
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zuläffigkeit desjelben in dem alle, als für das Böiberfpiet 
be Edesſapes die halbe Probe hergeſtellt iſt. III. Nr. 9 


Haupteid: Prüfung der Sutäffigteit des einem flüchtigen Cri⸗ 
datar aufgetragenen H. Sculdbare Herbeiführung eines 
Selbfteides des Beweisführers. III. Nr. 139. 8.5 ©. 37. 

— — Die Erflärung über die Annahme eines aufgetragenen 
9. im ordentlihen mündlichen Verfahren kann mit pro- 
cefjualer Wirkung erjt über das ergangene Urtheil abgegeben 
werden. Nr. 160. 8.5 ©. 91. 

— — Die Erflärung der Annahme des aufgetragenen 9. 
braucht nicht von der Partei perfönli vor Gericht ab- 
gegeben zu werden, jondern Tann aud von dem hiezu 
nach Vorſchrift der Gerihtöorönung ermäctigten Vertreter 
abgegeben werden. III. Nr. 160. 8.5 ©. 91. 

— — Renn Gtreitgenoffen der Haupteid * einen Um⸗ 
ſtand aufgetragen wird, welcher nach der Behauptung des 
Deferenten nur Einem derſelben bekannt iſt, genügt die 
Ablegung des Eides ſeitens dieſes Einen, und iſt es nicht 
nothwendig, auf den Eid auch der übrigen Streitgenoffen 
zu erfennen. IV. Nr. 87. 8.3 ©. 418. 

— — Wenn auch der H. über die einzelnen Poſten eines 
Contos untheilbat jententionirt ift, muß doch das Ent- 
fallen der Nothwendigkeit eines Beweiſes —2— ein⸗ 
zelner Poſten, welches in Fol ige nachträglicher, etwa bei der 
Eidestagfagung abgegebener Erflärungen der Parteien fic, 
herausſtellt, berüdjichtigt werden, umd Tann daher auch in 
revisorio behuf3 Vermeidung einer mißveritändlichen Be⸗ 
handlung derartiger Barteienerflärungen ohneweiters bie 
Theilbarleit diefes 9. im Arege der Peiäfigung ausge⸗ 
ſprochen werden. IV. Nr. B. 4 

— — Wenn auch der —— gegen Gen mitteft eines 
jtrafgerichtlihen Schuldurtheile8 erbrachten Beweis nicht 
ausgeichlofjen iſt, fann & a mitteiit oo H. nicht ge- 
führt werden. IV. Nr. 221. B. 4 S. 4 

— — Die Rechtsfrage, * "on mehren " Hepräfentanten 
einer noch nicht eingeantmworteten Berlafienichaft Alle oder 
nur Einige oder nur Einer den Parteieid im Proceſſe ab- 
zulegen Hat, ift von Tal zu Fall 20 den befonderen 
Umjtänden zu beurtheilen. IV. Nr. 274. 8. 5 ©. 226. 

— — die Erflärung der Annahme eine aufgetragenen 
9. durch den Hiezu bevollmäcdhtigten Vertreter kann auch 
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nad dem Tode der Partei mit procefjualer Wirkung ab- 
gegeben werden; der jo angenommene Eid gilt al3 ab- 
eſchworen, wenn die Bartei in der von ihr herrührenden 
Sniormation fih Hiezu erboten hat. IV. Nr. 393. 8. 6 


Haupteid: Unzuläfjigkeit eines H. wegen mangelhafter Sub- 
ftantiirung des Eidesthemas in thatfächlicher Beziehung. IV. 
Nr. 416. B. 6 ©. 352. 

— — ſ. auch unter Eid. 

— — Wird der verneinende Haupteid den Gtreitgenoffen 
über eine Rechtshandlung aufgetragen, welche einer der- 
jelben für fih und in Vertretung der anderen rechtögiltig 
vollzogen ſet ſo kann auch auf den bloßen Eid dieſes 
Streitgenoſſen erfannt werden. IV. Nr. 586. B. 9 ©. 155. 

>] Eidesdelation an Minderjährige. II. Nr. 381. B.9 

— — Dem Aerar oder einer Gemeinde kann der Haupteid 
nur dann aufgetragen werden, mern die eigene Handlung 
einer in Vertretung des Aerars oder der Gemeinde thätig 
gewejenen phyſiſchen Perſon unter Beweis zu ftellen ift. 
III. Nr. 324. 8.9 ©. 16. 


Heilanftalt: Die Wirkfamkeit des Vertrages, welcher dur 
die Aufnahme eines Kranken in eine Öffentliche Heilanftalt 
zu Stande fommt, hört mit der Entlaffung des Kranken 
aus der Anftalt auf und lebt durch eine fpätere abermalige 
Aufnahme in die Anftalt nicht wieder auf. — Ein Er- 
kenntniß, mit welchem die Verbindlichkeit zur Zahlung der 
infolge der erjten Aufnahme des Kranken in die Anftalt 
erwachjenen Gebühren auch pro futuro, fo lange er in der 
Anftalt verbleiben wird, ausgeiprochen wurde, gibt feinen 
Erecutionstitel zur Einbringung der infolge der jpäteren 
wiederholten Aufnahme de3 Kranken aufgewachfenen For⸗ 
derungen der Anftalt. IV. Nr. 501. 8. 7 ©. 282. 

Heirat3gut: Durch den Empfang eines H. wird die Tochter, 
welcher zur Zeit ihrer VBerehelichung nach den Geſetzen ihrer 
Heimat nur ein Anfpruh auf dieſes und fein Erbrecht 
zum Rachlaffe des Vaters zuftand, des ihr nach dem a. b. 
&. B. zuftehenden Erbrechtes nicht verlufttg, wenn der 
ger ae deffen Herrſchaft geftorben ift. I. Nr. 27. 


— — Das von einem Dritten, indbefondere von dem Water 
der Braut, dem Bräutigam gemachte Berfprechen der Bes 
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ſtellung eines H. bedarf, um Hlagbar F ſein der rrichtung 
eines Notariatsactes. I. Nr. 109. 2 ©. 

Heiratögut: Die Verpflichtung zur Beftellung u, erlifcht 
nicht mit der Ehejchließung und ift von dem Verlangen des 
Ehegatten unabhängig. III. Nr. 124. ri 5 ©. 133 


— — Die Vorigrift des 8. 1432 a. 6. G. B. findet auch 
auf ein ohne vorherige Errichtung eined Notariatsactes 
übergebened Hetratsgut Anwendung. II. Nr. 225. 8.7 


— — Nur bei Beftellung des Heiratöguted aus dem eigenen 
Vermögen der minderjährigen Braut iſt nad) 8.1245 a. b. 
8.8 B. de Si Sicherſtellung desſelben erforderlich. III. Nr. 258. 

.- — Br he Errichtung fchriftlicder Ehepacten ein 9. 
gegeben, fo kann die Giltigkeit dieſes Actes unter Berufung 

auf 9. 1 a des Geſetzes vom 25. Suli 1871, R. ©. Bl. 
Str. 76, ebenjo wenig angefochten werden, wie dem Ges 
ftändniffe des Empfängers des H. die Beweiskraft gegen 
ihn auf Grund der Norm des $. 1 c eben biejes Geiepeß 
abgeiprochen werden fann. IV. Nr. 120. 8. . 226 

— — Der Beweis, wi die Zahlung bes —8 zu. 
gejichexten 9. erfolgt ei, kann gegenüber dem Kläger, 
welcher deſſen Zahlung zu beanipruchen hatte, nit blos 
dure éng. gNotariatsact geführt werden. IV. 122. 


— — Auch nach bereits geſchloſſener Ehe kann die Tochter 
von den Eltern ein H. beanſpruchen. Die Eltern ſind aber 
zur Beſtellung eines H. nur dann verpflichtet, wenn dies 
ohne Gefährdung der Lebensbedürfniſſe ber übrigen Samilien- 
mitglieder geihchen fann. IV. Rt. 197. B. 4 S. 4 

— — |. aud) u. Ehepacte. 

— — Das don dem Vater feiner Tochter gegebene Ber- 
fprechen eines Heiratsgutes bedarf zu feiner Giltigfeit nag 
F. 1a des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr.7 
der qufnahme eines Notariatsactes. II. Nr. 345. 8. g. 


©. 6 

— — Die Erledigung des Gefuches um Se himmung eines 
Heiratsgutes fteht nach 8. 12 der Liv. Zur. N. nicht den 
ſtädt.⸗del. Vezirisger chten ſon dern den  Berichtäßdfen eriter 
Inſtanz zu. IV. 9 S. 

—VB— — * die Einanitwortung eines 
Theilbetrages einer grundbücherlich haftenden Heiratsguts⸗ 
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forderung wird die Natur der Forderung als einer Hetrat3- 
gutsforderung nicht geändert. Der Gläubiger kann daher 
die Zahlung der eingeantworteten Yorderung erſt zur Zeit 
der Fälligkeit derjelben begehren, und gebühren bis dahin 
im alle der Veräußerung der Hypothek, wenn die Forderung 
unverzinslich, das Meiftbot aber vom Erfteher zu verzinien 
ift, die Zinjen der zur Dedung der Heiratsgutsforderung 
depofitirten Tangente des Meiftbotes den bei der Meiftbots- 
vertheilung leer ausgehenden Tabulargläubigern nach der 
Rangordnung ihrer Yorderungen. III. Nr. 221. B. 7 S. 533. 
Heiratsverbot der Witwe nad 8. 700 a. b. ©. B. auf 
erlegt: Hinfälligwerden desjelben. I. Nr. 52. B.1 €. 52. 
Hypothek: Wird der Betrag einer mit Superfäßen belafte- 
ten 9. zu Gericht erlegt und dieſer Erlag vom Gerichte 
angenommen, jo erwächit dem leßteren, ohne daß es einer 
bejonderen Rechtsverwahrung ſeitens der Superjabgläubiger 
bedürfte, Die Verpflichtung, dafür zu forgen, daß die den- 
jelben nach der Rangordnung zuftehenden Rechte durch Er- 
folglafjungen aus dem Depot nicht beeinträchtigt werden, und 
hätte, falls dies doch geſchähe, der Staat für die Verleßung 
der Amtspflicht gemäß $. 1 des Geſetzes vom 12. Juli 1872, 
N. G. BI. Nr. 112, zu haften. IV. Nr. 125. 8.4 ©.120. 
— — Der dem gutgläubigen Erwerber eined bücherlichen 
Rechtes durch den Schlußſatz des 8. 469 a. b. G. B. ge- 
währte Schuß ift in dem Falle nicht ausgejchloffen, wenn 
Der genen im Executionswege ftattgefunden Hat. II. Nr. 143. 


— — Die Klage auf Anerkennung der Erlöſchung einer 
Forderung und auf Löſchung des für dieſelbe bücherlich 
baftenden Pfandrechtes fann auch bei der Berfonalinftanz 
angebracht werden. II. Nr. 146. 8.4 ©. 7. | 

— — Der Schlußſatz des 8. 469 a. 6. ©. 8. („Ein Hypo— 
thefargut bleibt jo lange verhaftet, bis die Schuldurfunde 
aus den öffentlichen Büchern gelöjcht ift”) Tann bei dem Ver⸗ 
[achbuchwelen in Tirol nicht angewendet werden. III. Nr. 30. 


— — Der zum Bwede der Tilgung einer 9. geleiftete ge- 
richtliche Erlag tritt mit der bücherlichen Löſchung der 9. 
und der in Anſehung derjelben beftehenden bitcherlichen 
Rechte an deren Stelle. IH. Nr. 53. 8.3 ©. 117. 

— — Berzugszinjen einer unverzinslich einverleibten -For- 
‚derung. DI. Wr. 60. B. 3 ©. 135. 
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vrpother Die Vorſchrift des 5.37 C. O. iſt anwendbar, wenn 
die zur Gänze verpfändete iegenkhaft hinteher in ideelle 
Antheile getheilt wird. III. Nr. 96 

— — Unzuläſſigkeit der Angenduns —* Gele r vom 
14. Juni 1888, R. G. BI. Nr. 88, auf bereits getilgte, 
nn auch geundbächertich haftende doiderungen IH. Rr.1 


— — ch den von einem Hypothekargläubiger vor deilen 
Forderung einer anderen Hypothekarforderung einge- 
räumten Vorrang erwirbt der Prioritätcejfionär, wenn 
der Vorrang bücherlich eingetragen ift, ein dingliches Recht 
auf Befriedigung mit feiner Forderung in der ihm einge- 
räumten befjeren Rangordnung bis zum Betrage der zuräd- 
gelegten Forderung, des Prioritätscedenten felbft dann, 
wenn zur Zeit der Meiftbotövertheilung bie surüdgeiente 
Be, bereit3 getilgt war. III. Wr. 203. 8.76.18. 

— — Durh die Jeiten® des Käufers einer —— 
lediglich dem Verkäufer gegenüber auf Abſchlag des Kauf⸗ 
ſchillings erfolgte Uebernahme einer auf eben diejer Liegen- 
haft haftenden Sapforderung, möge dieſe auch zu Gunften 
des minderjährigen Sohnes des Verkäufers baten, wird 
der Käufer nicht Perjonaljchuldner des betreffenden Hypo⸗ 
thekargläubigers. IV. Nr. 29. B. 3 S. 2 

— — Iſt der dem gutgläubigen Erwerber eines bücherlichen 
Rechtes durch den Schlußfah des 8. 469 a. b. &. B. ge- 
währte Schuß in dem alle ausgeſchloſſen, wenn der Er⸗ 
Inerb um au Ereeutionswege ftattgefunden Hat? IV. Nr. 55. 

— — —2 der Vorrangseinräumung ſeitens eines Aus⸗ 
gebingäberechtigten zu Gunften eines Hypothekars. IV.Nr. 105. 


— — Der einem nachfolgenden Sabgläubiger im Sinne des 
8. 30 Gbch. Gef. eingeräumte Vorrang befteht auch nad 
aifgung 35 zurückgetretenen Forderung. IV. Nr. 138. 


— — Den Gerichts⸗- und Executionskoſten, melde dem 
obftegenden Hypothelar gegen den die 9. beitreitenden 
Hypothekarſchuldner erwachlen find, fommt das für die 
Torderung erworbene Pfandrecht, insbejondere anderen 
vonpo hetaren gegenüber, nicht zu. IV. air. 210. 8.4 ©.470. 

— — Die Borichrift des 8. 37 C. D. ift anwendbar zur 
Wahrung der Rechte eines Hypothekars, welcher bei der 
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Vertheilung des Meiftbotes aus der ihm verpfändeten Hälfte 
einer Ehegatten zu gleichen Xheilen gehörigen Liegenichaft 
wegen nicht verhältnigmäßiger Befriedigung ihr vorgehender, 
auf beiden Hälften der Ziegenſchaft. berficherter FGlaubiger un⸗ 
befriedigt blieb. IV. Nr. 

Hypothet: Für die Beurigeitung der rate, je die für eine 
Forderung beitellte H. im guten Glauben, im Vertrauen 
auf das Öffentliche Buch erworben jei, ift der Stand des 
leßteren zur Zeit der angefuchten Uebertragung der 9., 
nicht aber der zur Zeit der Erwerbung der Forderung 
maßgebend. IV. Rr. 219. B. 4 ©. 492. 

— — Tas durch Bezahlung der Korderung erlofchene, 
im Grundbuche haftend gebliebene Pfandrecht Tann, nadj- 
folgenden Hypothelaren gegenüber, vom Nachfolger im Be⸗ 
jige der verpfänbeten Liegenichaft auf ein neuerlich jeiner- 
jeit8 bei dem noch im öffentlichen Buche ftehenden Gläubiger 
aufgenommenes Dauehen nicht übertragen werden. 
IV. Nr. 230. B. 1. 

— — Die Borran Beiarkumung ift, wenn die zurüd- 
tretende Shpofbefarforderung ſchon mit Superjäßen belaftet 
ift, nur Hinfichtlich des noch unbelafteten Theiles derjelben 
wirfam. IV. Nr. 236. B. 5 S.1 

— — lage auf Safhung der oesjäßeten H.; Beweislaſt. 
IV. Nr. 324. 8.7 

— V "ine nah dem im Edicte zur 
erften erecutiven Yeilbietung beftimmten Tage überreichte 
Anmeldung als zechtneitig überreicht zu betrachten? II. 
Nr. 66. 8.361 

— — Die —— der H. gegen die in Execution ge⸗ 
zogen ideelle Hälfte eines theilbaren Gutes bedingt nad) 

2 de3 Hofdecretes vom 19. November 1839, 3. ©. © 
Nr. 388 (Zirof), den Berluft des Biandrechtes auf bie 
Realitätenhälfte; verhaftet bleibt aber die andere ideelle 
Hälfte. IV. Nr. 315. 8.5 ©. 351. 
onpothefar. Reättice Biktung einer mit dem Vorbehalte 
38.51 6. ©. vollgogenen Löſchung einer Hypothekar⸗ 
— Umfang des Nedte? des Afterhypothelargläu- 
bigerd. III. Nr. 184. B. 6 ©. 88, 

— — Die vom Erfteher einer —8 feilgebotenen Liegen⸗ 
ſchaft wider einen der mehreren bei der Meiſtbotver⸗ 
theilung .befriedigten H. eingebrachte Klage auf Ungiltig- 
erffärung ber Feilbietung ift auf Grund der von Gellagten 
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Judenehe |. Ehe. 

Jure erediti: Einantwortung, Rechtsfolgen der j. c. er- 
folgten €. einer Berlafjenjchaft bei egecutiver Eintreibung 
einer Berlaflenjchaftsichufd. III. Nr. 87. B. 4 ©. 48. 

Juriſtiſche Perſon: Wird dem Grundbuchsrichter in dem 
Anſuchen um Eintragung des Eigenthums für eine j. P. 
das Materiale für die ihm obliegende Prüfung der recht⸗ 
lichen Exiſtenz ſowie der Natur und Repräſentation der⸗ 
ſelben nicht geboten, ſo tann dem Anſuchen nicht Folge ge⸗ 
geben werden. IV. Nr. 51. B. 3 © 


K. 


Kataſtralmappe: Die Kataſtralmappe iſt ein integrirender 
Beſtandtheil des Grundbuches und bildet über den Umfang 
der im Gutsbeſtandblatte eingetragenen Grundſtude einen 
vollen Beweis. IV. Nr. 551. B. 8 S.2 

Kauf auf Probe: Der K. a. P. jest bie —— und 
Prüfung der Waare voraus. IV. Nr. 3 6 ©. 29. 

Kauf nah Mufter: Der auf Zahlung beingende Verkäufer 
hat die beftrittene Muftermäßigfeit der feinerjeits gelieferten 
Waare nur injoferne zu ermwetjen, al3 ihm dies nach Lage 
der Sache möglidy ijt; wird das dem Käufer übergebene 
Mufter von diejem nicht beigebracht, jo fit jene Erweiſung 
zur Fundirung der Ringe, bes Verkäufers nicht erforderlich. 
IV. Nr. 395. B. 6 ©. 3 

Kauf und Beſitzrechte: Die "einem Schuldner rüdjichtlich 
unbeweglicher Sachen zuftehenden, ordnungsmäßig bezeich- 
neten K. u. B. find von der Execution nicht ausgeſchloſſen. 
II. Rr. 107. 8. 2 ©. 76. 

Raufmann: Ein Gaftwirth iſt nicht als Kaufmann im Einne 
des Art. 4 H. G. B. anzufehen. III. Nr. 308. B. 8 S. 93. 


Kaufſchilling: Iſt die Zurückbehaltung des K. von einer 
Realität bis zu der vom Verkäufer derſelben vertrags⸗ 
mäßig Übernommenen “öldung der hierauf haftenden Laften 
zuläflig? II. Nr. 7 .46©.1 

— „nwenbung der borzeitigen Sieferung. II. Nr. 228. 

— — Hat der Berfäufer einer Realität fi im Kaufvertrage 
verpflichtet, die auf Derjelben haftenden, vom Verkäufer zur 
Bahlung nicht übernommenen Sappoften zur Bücherfichen 
Löſchung zu bringen, jo Tanner vor Erfüllung der Verbind⸗ 
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Rauffdutfing: Se lege des Verkäufers auf Zahlung des 
Kaufpreijes für den zugeitandenermaßen vom Käufer über- 
nommenen Kaufgegenitand kann ſeitens des legteren die Ein- 
wendung nicht entgegengejeßt werden, daß Kläger den nad) 
8.1062 a. b. G. B. nicht zu vermuthenden Kauf auf Borg, 
ſomit das Nichterhalten des Kaufgeldes bei Uebergabe der 
gekauften Sache beweifen müſſe. IV. Nr.31. 8.3 ©. 260. 

— — $it die vor Käufer zugejagte Depurirung und grund» 
bücherliche Uebergabe des dem Käufer factifch übergebenen 
Grundbuchsobjectes nicht als Bedingung für die Leiftung 
des vertragsmäßig ftipulirten K. feftgeftellt, ſo kann deſſen 
Bahlung wegen Nichterfüllung der erwähnten, bem Ber- 

= Täufer obliegenden Verbind ighleiten nicht verweigert werden. 


— — Die auf Abſchlag * Vaufſchillinge erfolgte Ueber⸗ 
nahme einer Schuld zur Zhlung begründet eine Aſſig⸗ 
nation im Sinne der 88.1408 und 1409 a. b. G. B.; falls 
der Verkäufer die 5— ſpäter ſelbſt bezahlt, ift ihm der 
gänler — 1358 a. b. G. B. erſatzpflichtig. III. Kr. 383. 


— — Die in einen Kaufvertrag aufgenommene Beftimmung, 
daß der Verkäufer den Kaufpreis zu erhalten habe, jobald 
er die von ihm übernommene Depurirung der Laften der 
verfauften Realität durchgeführt haben wird, fannı nicht als 
eine aufichiebende Bedingung im Sinne deB 8. 696 a. b. G. B. 
aufgefaßt werden, deren Nichteintreffen den ef der Ver⸗ 
jährung hemmt. II. Nr. 372. 8.9 ©.1 

Kaufvertrag: Eine Vereinbarung, fraft —* für eine 
beſtimmte Zeit und gegen einen beſtimmten Preis ein 
Steinbruch zur Gewinnung von Steinen überlaſſen wird, 
I nicht als Bade andern al3 Kaufvertrag anzufehen. 

Nr. 341. B. 9 ©. 53. 

Kind: Collifion der Srahustechte eines von der gerichtlich 
geichiedenen Ehegattin nad) der Scheidung geborenen Kindes 
mit deſſen anfprüchen gegen den unehelichen Vater (88. 138, 

158 und 163 a. b. ©. B). IH. Wr. 233. 8.76. 73. 

— — Ueber den hatıa des K. nn nicht in dem über 
die Giltigleit der Ehe der Eltern durchgeführten offictofen, 
fondern nur im eontenkiofen Verfahren erkannt werden. 
IV. Rt. 331. 38.6 ©. 1 
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Kindererziehung: Er Frage, in welcher Religion ein 
Kind, deifen Eltern im Neligtonsbelenntniffe nicht überein- 
ftimmen, zu erziehen fet, ift nach dem Geſetze vom 25. Mai 
1868, R. G. BI. Nr. 49, und 8. 140 a. 6. ©. 8. nidt 
von den Gerichten, fondern von ben. potitijchen Behörden 
zu entjcheiden. III. Rt. 215. 8.764 

— — Der Pilegichaftsbehörde fteht, mit Snahme der in 
den 88. 148, 177 und 178 a. b. G. B. "bezeichneten Fälle, 
eine Jagerenz in Angelegenheiten der Erziehung der unter 
väterlicher Gewalt ſtehenden Kinder nicht zu. — Die An«- 
ordnungen der 88. 207 und 208 a. b. G. B., beziehungs- 
weile der 88. 186 und 219 des kaiſ. Batentes vom 9. Auguft 
1854, R. G. Bl. Nr. 208, ſoweit fie den Vormund ver- 
pffichten, der Pfiegſchafisbehorde über den Aufenthaltsort und 
die Erziehungsart des Mündels zu berichten, finden auf 
den Vater bezüglich der unter feiner Gewalt ſtehenden minder⸗ 
jährigen Kinder feine Anwendung. IIT. Nr.325. 8.9 ©. 19. 

Rindesalimentation: Auf Bahlung der Koften der fchon 
bor Ueberreihung der Klage geleifteten K. hat ber Pormund 
kein. wlngerscht (nemo pro praeterito alitur). I. Nr. 4 


— — Forderung auf Leiftung der dem Erzeuger des Kindes 
oder deſſen Erben auferlegten, in Raten zu berichtigenden 
Geld» oder Naturalbeiträge unterliegen der Serjäbrung 
nach 8. 1480 a. b. G. 8 1 Nr. 8. 816.9 

— — Die Leiftung derſelben jeitens der Mutter —* eines 
Dritten tft gegenüber den um Erſatz der Koſten angegan- 
genen Erzeuger nad) $. 1042 a. 6. G. 8. zu beurtheilen; 
die Serderung verjährt nad) 8.1479 a. b. ©. 2. I. Nr. 81. 


— Sie begreift au eu bie Beerbigungsfoften in fih. H. 

r. 10. 

— — Berpflichtung es Waters zum Ehab, der von der 
Mutter geleiſteten. II. Nr. 29. B. 1 ©. 188. 

— — Die Beitimmung des $. 207 des allg. Derggeleße? 
findet auf die Sicherung oder Befriedigung der auf d 
Gefeße beruhenden Anſprüche auf geiſuung des Unterhaftes 
feine Anwendung. I. Nr. 117. 

Kindesverforgung: Das a hefihe eh, oiches gegen 
ſeinen unehelichen Vater den Anſpruch auf Zahlung eines 
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Geldbetrages behufs feiner Verforgung fteltt, dat den an 
laß und a Bedürfniß hiezu zu erweifen. H. Nr. 74. 


Klage: Si iſ iſt nicht dur eine Rechtsverletzung bedingt. 


du Sum S : ber Allgemehnen Gerihtordnung. IV. Nr. 477. 
— — —* von der Klage. Einftellung de3 Verfah⸗ 
tens wegen actorifcher Kaution. IV. Nr. 493. 8.76. 271 
Klagebegehren:- Die Eimfäränfung beöjelben begründet 

feine mutatio libelli. IV. Nr. 413. 3. 6 ©. 345. 
Klagdgegenftand: Das Snerbisten des Klägers, ftatt des 
urjprünglihen Klagsgegenftandes eine Geldfumme anzu⸗ 
nehmen, beinhaltet ein alternatives Begehren, worüber im 
artbeit ausdrüdlich zu erfennen iſt. Nr. 286. 8.8 


Klagerädftellung: Auf die allenfall3 in Folge der Rück⸗ 
feluns gint etende Berit Verjährung iſt keine —* zu nehmen. 


— — zur Berbeflernig eines unterlaufenen Fehlers: Wann 
if ein eine Reproducirungsfrift feftzuftellen? I. Nr. 4. 8.1 


— — "os nach Rechtskraft des Klagsbeſcheides geftellte Be- 
gehren auf Rüdftellung der Klage zur Abjonderung ber 
Gegenftände ift als verjpätet anzufehen. IV. Nr. 190. 


Rlageguftellung: Das Gericht Hat für die gehörige K. 
von Amtswegen zu fjorgen und die BZuftellung in einer 
we au verantalfen, & daB diejelbe rechtswirkſam ſei. IV. 


— — Die Zuiftellung einer wider eine Handelsfirma gerichteten 
Klage kann nur zu Handen einer phyfiichen, zur gericht- 
lichen gu trekung ber &irma berechtigten Perſon geichehen. 
IV. Nr. 369. 8. 6 ©. 248. 

Klonsanmerkung, ſ. ——*— 

Klagscaution, ſ. cautio actoria. 

Körperſchaften, privilegirte (8. 1472 a. b. G. B.): Auch 
gegen ſie (ft die Serjährungafriit der 2, 1480, 1487 
und 1489 a. b. G. B. 1. Nr. 18. 81 23. 

Koftenerfapanfprud: Der auf ein imintteatites Ber: 
fahren begründete 8. kann auf dem ordentlichen Rectömege 
nicht geltend gemacht werden. II. Nr. 134. 8.3 © 1 
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Krankenanſtaltenfond, Wiener III. Nr. 239. B. 7S. 93. 

— — Wiener: Durch das vandezgeer für Niederöſterreich 
vom 31. December 1891, 8. G. Bl. Nr. 72, wurde der 
Charakter der von einer Berlaffenfchaft nunmehr an den 
Wiener Krankenanftaltenfond zu entrichtenden Gebühr als 
eines im Gegenſatze zur ftaatlichen Bermögensübertragungs- 
gebührt gemäß $. 694 a. b. ©. B. von der tollen haft 
zu - guteihtenden Beitrans nicht geändert. 


Kunftbefund: Buläffigfeit desfelben zur Ermittlung des 
Umftandes, ob Bellagter die ihm burd) Irtheit auferlegte 
Arbeit diefem gemäß vollzogen habe. J. Nr. 7. 8.16.16. 

et 2 Gerichtäguftänbigfeit zur —— von K. 


L. 


Landtafeleinlage, neue: Der Nachweis über die Erlangung 
des Conſenſes der politiſchen Landesftelle zur Eröffnung 
derfelben ift von der Partei dem Gerichte ſchon mit dem 
beatiglichen Tabulargefuche vorzulegen. I. Nr. 113. B. 2 


— — Die k. k. Statthalterei und der Sanbesonziaub find 
berufen, zu interveniren, wenn um die Eröffnung einer 
8. für das Trennſtück von einem Sandtafellörper oder 

für ein aus einem anderen Grundbuche in die Yandtafel zu 
Weruragendes Grundſtück angeſucht wird. I Nr 113. 


Leben: Der Kläger muß da3 2. des Dritten nadjweijen, 
wenn der Beſtand jeinet „gorberung von dieſem Umſtande 
abhängig iſt. IV. Nr. 231. B. 5S. 

Legat: jährlicher Beiträge — ——— u. F 
Intz endbarkeit des 8. 1480 a. b. G. B. .16 8.1 
— — Anwendbarkeit des 8. 822 a. b. 8. Ö. auf Släu- 

biger eines Legatars. I. Nr. 59. B. 1 S. 6 

— — Die mora des Schuldners beginnt shne Mahnung mit dem 
gejfeglichen Bahlungstage. II. Nr. 28. 8.1 ©. 184. 

— — Art der Einrechnung eine —— in den Pflicht⸗ 
theil. III. Nr. 4. B. 2 S. 

— — Wirkſamkeit desſeiben —*— der nur in genere 
begeichnete a aalar a gpede unbeftimmt geblieben ift. 
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Legat: Hat der Erblaſſer nicht angeordnet, daß die vermachte 
Realität laſtenfrei zu übergeben ſei, ſo hat der Legatar 
auch die auf dieſe Realität entfallenden, beim Tode des 
Erblaſſrs Fidſtändigen Steuern zu berichtigen. III. Nr. 272. 

— — So lange eine al3 ungiltig beftrittene letztwillige An- 
ordnung nicht unwirkſam erflärt worden tft, darf vor Sicher- 
ftellung der Vermächtniſſe für Minderjährige oder Pflege- 
befohlene die Berlafienichaft nicht eingeantwortet werden 
(88.817 a. b. G. B. und 160, 161 des kaiſ. Patentes vom 
9. Auguft 1854, 8.6.81. Nr. 208). III. Nr. 300. B. 8 ©, 77. 

— — Der Legatar, welchem eine Summe Geldes vermadht 
ift, Tann deren Zahlung von dem Legatar, welchem die 
Sruchtnießung de3 ganzen Nachlaſſes vermacht ift, nicht 
verlangen. IV. Nr. 2, 8.3 ©. 176. 

— — Die nah Abtretung eines angefallenen, noch nicht 
fälligen Geldlegates at egeeutive Einantwortung eben 
dieſes L. ift dem Ceſſionar de3 Legatard gegenüber un« 
wirffam. IV. Nr. 27. 8.3 ©. 248. 

— — Die in einem Teftamente bedachten Legatare, welchen 
dur) eine Nachtragsverfügung die Hälfte des Nachlaſſes 
nad) Maßgabe der ihnen zugedachten 8. zugewieſen wird, 
fommen nicht al3 Erben in Betracht; die von einem der- 

ſelben überreichte Erbgerflärung iſt wegen Mangeld des 
Ausweiſes eines Erbrechtstitel3 ohneweiters zurückzuweiſen. 
IV. Nr. 392. B. 6 S. 302. 

— — Die Frage, welche Vermächtniſſe als fromme anzu⸗ 
ſehen und nach 8. 685 a. b. G. B. zu behandeln find, iſt für 
den Fall ihrer Beſtreitung im Proceßverfahren zu ent- 
icheiden. IV. Nr. 529. B. 8 ©. 177. 

— — Durd) die lehtwillige Anordnung: „auch vermache ich 
der N. N. ſämmtliche Gegenftände, die fi) von mir in 
ihrer Wohnung befinden”, erjcheinen der Legatarin auch 
die Rosvereinsblichel des Erblafjers, rüdjichtlich die durch 
diejelben ausgewieſenen Antheile (Forderungen) desjelben 
als Mitglied des Losvereines an den von dem Vereine an⸗ 
geihafften Loſen (Vereinsvermögen) Iegirt, wenn dieje 2o3- 
vereinsbüchel von dem Erblaffer in die Wohnung der Le- 
gatarin a wurden und fich zur Beit feines Ablebens 
noch in derjelben befinden. IV. Nr. 549. 8.8 ©. 212, 

— — Dem mit einem bedingten Sublegate belafteten Legatare 
fteht frei, noch vor dem Eintritte der zu feinen Gunften 
Entfheibungen IX, 27 
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beigeſetzten aufſchiebenden Bedingung das Sublegat rechts⸗ 
wirkſam zu berichtigen. III. Nr. 370. B. 9 ©. 140. 

LZegatar: Abgefehen von denjenigen Fällen, in welchen e3 
fi) um die Anwendung von Landesgejegen Handelt, welche 
den 2. ausdrücklich zur Entrichtung des Landesichulfondg- 
Beitrages heranziehen, ift ein 2. zur Entrichtung der Ge⸗ 
bühren deö 8.694 a. b. G. B. nicht verpflichtet, unbefchabet 
der nad einzelnen Landesgejegen dem die Gebühr zum 
Landesſchulfonde entrichtenden Erben wider den 2. zu- 
fommenden Rechte. I. Nr. 119. 8.3 ©. 3. 

— — Der 2. hat gegen die abhandlungsbehörbliche Ent- 
fheidung der Frage, auf Grund melden Rechtstitels der 
Vachloß abaubandeln fei, fein Befchwerderecht. IV. Nr. 336. 


Legatsanſprüche: Die Abhandlungspflege Tann durch Er- 
Hebung von 2., deren Beitand der Erbe beftreitet, nicht 
aufgehalten werden. IV. Nr. 75. 8.3 ©. 393. 

Legitimatio per subsequens matrimonium: Diefelbe fann 
auch einem im Ehebruche erzeugten Finde zu ftatten kommen. 
II. Nr. 154. 8.5 ©. 76. 

Leibrenten, |. Renten. 

Reihvertrag: Auch vertretbare Sachen, wie Renten-Obli- 
gaftonen der öfterreichtich-ungartichen Staatsſchuld, können 

en Gegenftand eines 2. bilden. III. Rr.171. 8.6 ©. 47. 

Licitationsbedingniffe, ſ. Feilbietungsbedingniife. 

Lieferung: Vorzeitige L berechtigt den Käufer nicht zur Zurüd- 
weifung der Waare. III. Nr. 228. 8.7 ©. 64. 

Liegenſchaften: Pfandrechtserwerbung auf L., die in einem 
Grundbuch nicht eingetragen find, |. Pfandredit. 

Liquidator: Zu den Rechten und Pflichten des L. einer 
Lande tzaeſeuſchaft (Art. 137 H. ©.) IV. Nr. 441. B.7 

1 


Lohn ober Entfhädigung für nicht geletftete Dienfte. III. 
Nr. 238. 8. 7 ©. 88. 


— — Die vertragsmäßig feitgefebte Höhe des durch den 
Eintritt eines beitimmten Ereigniſſes bedingten 2. unter⸗ 
liegt bet nachgewieſenem Eintritt der Bedingung feines- 
wegs ber richterlichen Mäßigung. IV. Nr. 237. B. 7 S. 123. 

— — 1. Der Arbeitgeber, der auf Herausgabe des von 
einem Dritten erequirten Lohnes des Arbeiter belangt 
wird, iſt legitimirt, zu beftreiten, daß die Vorausſeß⸗ 
ungen vorhanden find, um jenen Lohn in Erecution zu 
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ziehen. — 2. Die Beweislaft hiebei trifft den Kläger, der 
bie Bablung vom Arbeitgeber fordert. IV. Nr. 460. 8.7 


Lohnanſprüche: Die im $. 1480 des a. b. ©. B. feſt⸗ 
gejeßte dreijährige Derjährung findet auf rüdjtändige, 
periodifch fällig werdende L., nicht bloß des Dienftgefindes, 
jondern aus dem Lohnvertrage überhaupt feine Anwendung. 
I. Nr. 111. 8.2 ©. 25. 

Rohnvertrag: Giltigkeit eines L., der zum Zwecke der Agi- 
tation für das Buftandelommen eines beftimmten Geſetzes 
abgeichloffen wurde. III. Nr. 1560. 8.5 ©. 66. 

— — Bird die Hebernahme des Werkes wegen Untüchtigkeit 
desfelben vom Beſteller verweigert, jo obliegt der Beweis, 
daß die hiefür im 8.1153 geſetzten Bedingungen nicht vor- 
danden jeten, dem auf Uebernahme und Zahlung Hagenden 

eitellten. IV. Nr. 346. 8.6 ©. 174. 

Lohn⸗ beziehentlich LZehrvertrag: Wenn ein 2. wegen Nicht- 
erfüllung der Pflichten des Meifterd aufgelöft wird, fo 
müflen die dem lebteren für die Uebernahme des Lehrlings 
geteffieien Bahlungen zurüdgeftellt werden, wenn auch im 

. bedungen wäre, daß diejelben bei Auflöjung des L. ver- 
fallen jeien. IV. Nr. 222. 8. 4 ©. 501. 

Löſchung von mit Afterpfandrechten behafteten Tabularfor- 
derungen. IH. Wr. 217. 8.7 S. 46. 

Löfhungsquittung: Wenn dem Kläger compensando die 
für ihn geleiftete Zahlung ihn betreffender Hypothekar⸗ 
forderungen entgegengejebt wird, jo Tann die von dem 
dritten Empfänger ordnungsgemäß ausgeftellte 2. als Be- 
meismißtel gegen den Kläger gebraucht werden. IV. Nr. 208. 


M. 


Machthaber: Ein M., welcher als folcher eine mwiderrecht- 
Ihe Handlung unternimmt, deren Widerrechtlichkeit ihm 
erlennbat tft, macht fich erfaßpflichtig. III. Nr. 53. 8.3 


Mandat, |. Bahlungsbefehl. 

Mandatsverfahren: Die Anerkennung eines Ddinglichen 
Rechtes über eine unbewegliche Sadje Tann fein Gegenftand 
einer Klage im Sinne der Geſetze vom 21. Mat 1855, 
Kr. 95, und vom 18. Juli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, 
fein. Gegen den ein folches Begehren bewilligenden Be- 

27* 
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ſcheid ft der NRecurd an das Oberlandesgeriht zuläffig. 
IV. Nr. 336. 8.6 ©. 150. 


Manifeftationseid: Vollzug einesaufeidliche Angabe (Mani- 

Ieftatieneit) ergangenen Urtheils (8. 220 0.9.9) II 
Nr. 24. B. 7 S. 57. 

— — Die Verbindlichleit zur Leiftung des M. geht nach dent 
Tode des hiezu Verpflichteten auf feine in den Streit einge- 
tretenen Erben über. II. Nr. 230. 8.7 ©. 68. 

— — Activ legitimirt zur Klage wegen Ablegung des M. 
ift der Gläubiger, der ein rechtliche Intereſſe hat, den 
Vermögensſtand des Schuldners fennen zu lernen; paſſiv 
legitimirt ift Derjenige, hinſichtlich deffen aus den vom 
Kläger dargethanen Umftänden zu entnehmen ift, daß er 
von einer bejorglichen Dertufhung mutgmablich Wiſſen⸗ 
ſchaft haben dürfte. IV. Nr. 270. 8.5 © 

— — lagen auf Angabe des Nachlahtermänens nd Ab- 
legung des M. find als Erbichaftsflagen bei dem Ab⸗ 

hanblungägerichte „anaubringen. a. Nr. 522. B.8 ©. 161. 


Mandverfhaden, fiehe Einquartierung. 


Mängelanzeige: Eine dem Art. 347 9. ©. entiprechende 
Anzeige muß zum Minbeften die allgemeine Angabe ent- 
halten, worin die Mangelhaftigfeit der Waare beftehe. — 
Aus ber vertragsiwidrigen Beichaffenheit einer Waare fann 
nicht ohneweiter auch auf deren nicht geſetzmäßige Quali- 
u (Art. 335 H. ©.) gejchloffen werden. III. Nr. 282. 8.8 


— — Beweislaſt im Falle der rechtzeitig angezeigten Ver⸗ 
tragswidrigkeit der von einem anderen Orte überjendeten 
Waare. IV. Nr. 17. 8.3 ©. 220. 

— — Die M. ift als eine verjpätete dann nicht anzufehen, 
wenn die Verzögerung in der Befichtigung der Waare da- 
durch herbeigeführt worden tft, daß der PVerfäufer die 
te gegen Poſtnachnahme aufgegeben bat. IV. Nr. 49. 


Marktpreis: Eruirung und Feſtſtellung beajetben bei 
Scabenäflagen wegen Nichtlieferung. IV. Nr. 108. 8. 4 


Metiitbotvertheilung: Vorzugsrecht der Koften ber Shäp- 
ung uud de Feilbietung des unbeweglichen Gutes. L Rr. &7. 
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Meiftbotverthetlung: Vorzugsrecht der Gemeindeumlagen. 
I. Nr. 66. 8.1 ©. 66. 


— — Nach den noch in Wirkſamkeit beftehenden Hof- 
decreten v. 16. Sept. 1825, Nr. 2132, 1. September 
1826, Nr. 2219, 4.Nov. 1831, Nr. 2533, und 14. Februar 
1840, Nr. 409 J. G. ©., jowie nad) 8.31, Thl. 1 Concurs- 
ordnung, genießen bei einer M. ein Vorrecht vor allen 
Hppothefarforderungen nur ſolche Steuerrückſtände, welche 
nicht länger als drei Jahre vom Tage aushaften, an welchem 
die Realität bei der executiven Feilbietung veräußert wurde. 
I. Rr. 106. 8.2 6.9. 

— — Benn für Binjen eines intabulirten Capital das ere- 

cutive Pfandrecht bücherlich eingetragen 1ft, jo fteht der 
Bumeifung derfelben bet der M., auch wenn es fih um 
mehr al3 dreijährige bis zum Erftehungstage rüdjtändige 
Binfen handelt, der 8. 33 der Concursordnung und der 
8. 17 des Grundbuchsgeſetzes nicht im Wege; allein folche 
ältere Zinsrückſtände, felbit wenn das Pfandrecht für die— 
felben ad numerum oder per juxta des Capitals ein- 
getragen ift, fönnen immer nur in der Rangordnung, in 
welcher das PBfandrecht für diefelben erworben wurde, aus 
dem Meiftbote zugewiejen werden. J. Nr. 106. 8.26.12. 

— — In dem Falle, wenn ein Gewerbe, gleichviel ob 
radicirt oder nicht radicirt, auf einer Realität betrieben 
wird, welche zu diefem Gemerböbetriebe ausfchließlich be- 
ftimmt und dazu eigens eingerichtet und mit den für 
diefen Zwed erforderliden Mafchinen und fonftigen Requi⸗ 
jiten verſehen ift, — mie dies namentlich bei Mühlrealitäten 
und ähnlichen Fabriksanlagen vorkommt — und wenn dann 
folche Realität mit allen dazugehörigen Mafchinen und eine 
fonftigen Borrichtungen im Erecutionswege verkauft wird, ift 
die von einem joichen Gewerböbetriebe zu entrichtende Er- 
mwerb- und Einfommenfteuer als eine us der Realität felbit 
haftende Tandesfürftliche Steuer zu behandeln und iſt daher 
bei der Bertheilung des für eine folche Realität erzielten 
Erlöſes den dreijährigen Rüdftänden an dieſen Steuern 
dag gejeglich ftatuirte pfandrechtliche Vorzugsrecht vor den 
übrigen auf ber Realität haftenden ZTabularforderungen 
auf jenen Erlös zuzuerfennen. I. Nr. 116. 8.2 ©. 41. 

— — Die Eigenjchaft eines Gewerbes als radicirtes ift für ſich 
allein nicht geeignet, um bei der Vertheilung des Erlöfes 
für ein im Erecutionswege verlauftes unbewegliches Gut, 
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auf welchem ein radicirtes Gewerbe beſteht, der von dieſem 
Gewerbsbetriebe zu entrichtenden Erwerb⸗ und Einkommen⸗ 
ſteuer, beziehungsweiſe den für die letzten drei Jahre aus⸗ 
haftenden Rückſtänden an dieſen Steuern ein den Tabular⸗ 
glaubigern vorangehendes pienbrechtfiches dorzugere wht auf 
jenen Erlös zuzuerkennen. I. Nr. 1 
Meiitbotuertheilung: Analoge nmendung de3 8.37 C.O. 
bei der M. von verfteigerten mit Sugultar hubathelen be⸗ 
laſteten Liegenſchaften. I. Nr. 4. B. 1 

— — aus Mobilien: Erwerb⸗ und Finkommenfteuer Stücftände 
haben fein Vorzugsrecht. IL. Nr. 17. B. 16.1 

— — Zuweiſung mehr als dreijähriger Zinſen eines — — 
lirten Capitales. IL. Nr. 47 (ſ. Judicat Ar.106). B 

— — Den durch drei Jahre vom —— Fr 
ftändigen Raten des Grundentlaftungscapitales ſammt den 
Sprocentigen Binfen und Verzugszinſen ſteht das Vorrecht 
vor allen aus Privatrechtstiteln entipringenben Hypothekar⸗ 
forderungen zu. II. Ar. 70. B. 1 240. 

— — Die Beftimmungen der Sinongminifteriel-Berorbnung 
vom 3. Mai 1850, R. ©. BI. Nr. 181 (Abf. I-14) reip. 
der Allerhöchſten Entichliegung vom 1. Mat 1850 in An⸗ 
jehung der Unterbrechung der Verjährung des Vorzugs⸗ 
rechtes rüdjtändiger Bermögensübertragungsgeblihren finden 
auf andere rüdftändige Steuern feine analoge Anwendung 
(f. Sudicat Nr. 105). II. Nr. 100. 8.2 ©. 63. 

— — Der vom Bergwerlöbetriebe zu entrichtenden Einfommen- 
fteuer fteht ein geſetzliches Pfandrecht auf den Öegenitand 
des Bergwerksbetriebes nicht zu. I. Nr. 111. 8.2 S.8 

— — Erwerb und Einlommenftener-Rüdftände von einen 
auf einer Realität betriebenen Gewerbe find auch, wenn 
da3 Gewerbe ein radicirtes ift, bei der Bertheilung des 
Meiſtbots der erecutiv verfteigerten Realität nicht als 
Borzugspoft zu behandeln. II. Nr. 112. 8.2 ©. 34. 

— — Ein Pfandgläubiger, deilen Forderung bei der M. auf 
ein Bedeckungscapital gemiejen wurde, fann aus biejem 
Sapitale die bis zu befjen Freiwerden fortlaufenden Binfen 
feiner Sorderung jem 1 nobruche ngqhfolgender Piandgläubiger 
nicht begebren. B. 

— — Behandlung der —— e einer unbertsrä ein⸗ 
verleibten Forderung. Kr. 60. B. 3 ©. 135. 

— — Einbeziehung der Brandjchadenvergütung in die M. 
III. Nr. 68. 8.3 ©. 153. 
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meikbotnertnetfung: Bur Anwendung der Vorſchrift des 
8.37 &.D. außer dem Concurſe bei egecutiver Beriteigerung 
En Hälfte ociner zu sum belle | im Ganzen belafteten Realität. 


— — 35 —8— nmenbung Des 37 der Concurs⸗ 
ordnung bei M. II. Nr. 180. 8. 6 ©. 80. 

— — Die im Zuge einer executiven Meiftbotvertheilung von 
einem Pfandgläubiger abgegebene Erklärung, das Pfandrecht 
eines vorangehenden Mandgläubigerd im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, anzufechten, 
iſt kein Grund, mit der Bumeifung des Meiftbotes bis zur 
ustzagung Dei des & lechtungäproceiie innezuhalten. II. 


— — Sn der gerihifichen M. Itegt fein Titel zum Pfand⸗ 
rechte für den aus 8. 37 C. O. abgeleiteten Anſpruch des 
benachtheiligten Satgläubigerd. — Dieſer Anſpruch hat die 
ſchon erfolgte oder gleichzeitig mit der angejuchten bücher- 
lihen Eintragung erfolgende Löſchung jener Forderung 
zur Vorausſetzung, in deren Rangordnung der Anſpruch des 
nachftehenden Gläubigers treten joll. III. Rr.269. 8.86. 23. 

— — Bei Bertheilung des M. einer executiv veräußerten 
Realität find von den Binjen der Saßforderungen nur die 
bis zum Tage der Derkteigerung anspaftenben Binfen zu 
ber Hafichtigen. II, Nr. 283. 8.8 

— — Der an die Gtelle der aufgehobenen Bergfrohne ge⸗ 
tretenen Einkommenſteuer und den Handelskammerbeiträgen 
als Zuſchlägen zu derſelben kommt bei Vertheilung des 
Meiſtbotes der Bergrealität das Vorzugsrecht zu. III. 
Nr. 297. B. 8 ©. 73. 

— — Die Zins⸗ und Schulfreuzer haben nicht die rechtliche 
Natur einer von der Realität felbit zu entrichtenden Ge⸗ 
meindeumla L und find daher bei Vertheilung des Meift- 
ppesed ber neatität u, ad Borzugspoft zu behandeln. 

— — der Räufer, "ner —* der eine auf derſelben als 
9 teinlage fichergeftellte Forderung auf Abſchlag vom 

Kaufichillinge zur Zahlung übernommen Hat, tft den bei 
Bertheilung des für die Simultanhypothel erzielten Meift- 

. bote3 leer ausgegangenen Tabulargläubigern aus dem Ti« 
tel der Bereicherung inſoweit erjabpflichtig, als die über- 
nommene Forderung aus diejem Relthote zur Zahlung 
gelangt iſt. I. Nr. 310. 886.9 
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Meiſtbotvertheilung: Behandlung des obſiegenden An- 
fechtungsklägers, welcher den Verkauf der nun ſeinerſeits 
zur exec. Verſteigerung gebrachten Liegenſchaft anfocht, bei 
der M. IV. Nr. 35. B. 4 ©. 279.. 

— — Bei Mobilarmeiftbotvertheilungen find die Schaͤtzungs⸗ 
und Yeilbietungstoften bei der Bertheilung des Meiftbotes 
als Borzugspoften zu behandeln. IV.Nr.39. 8.3 ©. 288. 

— — Bei Freimerdung eines anläßlich einer executiven M. 
zurüdgelegten Bebedungscapitales können Hypothekar⸗ 
gläubiger dadurch nicht verkürzt werden, daß einem 
vorausgehenden Gläubiger Zinſen zugewiejen werben, 
weide An aut Zeit der M. nicht zuftanden. IV. Nr. 59. 


— — Die Berechnung der aus dem Meiftbote einer im Exe⸗ 
cutionswege veräußerten Realität zu berichtigenden Binfen 
bedarf mit Rückſicht auf nachfolgende Gläubiger einer 
Abgrenzung des Zinſenlaufes, und e3 kann nur der Tag 
der Berfteigerung des unbemweglicheu Gutes als der für 
diefe Abgrenzung maßgebende Zeitpunft angefehen werden. 
IV. Nr. 8. 8.36. 419. 

— — Bei Vertheilung des Meiftbotes für ein im Miteigen- 
thume mehrerer Perſonen geftandenes unbewegliches Gut 
ift 8. 37 UL. 1 &. O. analog anzuwenden, wenn ein Gläu- 
biger in Folge der folidarifchen Verpflichtung der Mit- 
eigenthilmer die Zahlung feiner Forderung nur aus dem 
auf Einen der Hausantheile entfallenden Meiftbotsantheile 
entnimmt. IV. Nr. 155. 8.4 ©. 319. 

— — Die Gefehe vom 19. Zuli 1877, R. ©. Bl. Nr. 
66, und vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 47, haben 
auf die Darlehensgeichäfte der durch die Minifterial- 
verordnung vom 28. October 1865, R. G. UI. Nr. 110, 
begünftigten Creditanitalten Teine Anwendung. IV. Nr. 
182. 8. 4 ©. 385. 

— — Iſt dem Hypothekar die Verzinfung der Hypothek ohne 
Abzug der Einkommenfteuer grundbücherlich ſichergeſtellt, 
jo gebührt ihm der Erſatz der feinerjeit3 bezahlten Ein- 
fommenfteuer in der Rangordnung der Hypothek auch bet der 

IV. Nr. 186. 8. 4 ©. 396. 

— — Den bei der M. auf ein Bedeckungscapital gewiejenen 
Hypothekaren gebühren bei der nach Freiwerdung derjelben 
vorzunehmenden Bertheilung aud die ausftändigen drei- 
jährigen Binfen ihrer Forderung, vom Tage der Feilbietung 
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der für die lebtere berpfänbet gewejenen Liegenſchaft zurüd« 
gerechnet. IV. Nr. B. 4 ©. 411. 

— — — ——— Ummenbung des 8.878. O. 
Wahrung der Rechte eines Hypothekars, welcher bet 
M. aus der ihm MH Hälfte einer Ehegatten Au 
gleihen Theilen gehörigen Liegenfchaft wegen nicht ver- 
hältnigmäßiger Befriedigung ihm vorgehender, auf beiden 
‚ pättten der Liegenichaft verjicherter Gläubiger unbefriedigt 

IV. Nr. 218. B. 4 ©. 49. 

— — pie Koften der erecntiben Schätzung und Feilbietung 
von Mobilien genießen bei der M. den Vorrang. IV. 
Nr. 371. B. 6 ©. 264. 

— — Zerzugerect der Sanalräumungägebäht bei der M. 
IV. Nr. 381. 6© 2 


— — Bei der * auf un einer executiven Feilbietung 
infolge Weberbotes find diejenigen Koften, welche der erite 
Erfteiger mit der Beliteinführung und Rückſtellung des 
Vadiums hatte, aus dem Meiftbote nicht zuzumeilen, wohl _ 
aber die vom eriten en beitrittenen Koften des Aus⸗ 
trommelnd und Ausrufend der Yeilbietung und der Ber- 
fiherung. IV. Nr. 407. 98.6 ©, 335. 

— — Der Beltand des für eine Raclafgebühr, welche für 
eine Bermögensübertragung von Todeswegen zu entrichten 
ift, in Anſpruch genommenen gefehlichen Biunbrechtes unter« 
Yiegt der richterlichen Beurtheilung, und Tann derjelbe vom 
Richter nicht anerkannt werden, wenn die unbewegliche 
Sache noch dor der Einantwortung des eaqhage⸗ durch 
das Gericht veräußert wurde. IV. Nr. 4 6 ©. 348. 

— — Im Buge des Verfahrens betreffend. bie Bertbeifung 
eines Bfanderlöfes kann ein nachfolgender Pfandgläubiger 
die vom Schuldner anerkannte Liquidität der Forderung 
des vorausgehenden Alandgläubigers nicht beftreiten. IV. 
Kr. 470. 8.762 

— — Die Bertheilung * auf ein Ausgedingsbedeckungsca⸗ 
pital verwahrten, durch den Tod des Ausgedingers frei- 
gewordenen Meiftbotsbetrages ift nach denfelben Grund- 
lägen, wie die Vertheilung des Meiftotes felbft vorzuneh- 
men. IV. Nr. 502. 38.76. 

— — Behandlung der —R8 Mrbeiter-Unfallverfice 
rungsbeiträge bei der Meijtbotsvertheilung. IV. Nr. 5 
B. 8 ©. 140. 

— — Die Begräbnißfoften genießen kein Vorzugsrecht bei 
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der Vertheilung des Erldfes des feilgebotenen Vermögens 
des Berjtorbenen. IV. Nr. 536. 3.8 ©. 189. 

Meiftbotsvertheilung: ſ. Einkommenſteuer. 

— — Im Falle der executiven Feilbietung einer Realität hat 
der Ausgedinger ohne Rüdficht auf die nachfolgenden, leer 
ausgehenden Zabulargläubiger den ungeichmälerten Anſpruch 
auf die Binfen des für das Ausgedinge augeivielenen Be⸗ 
deckungscapitales und im Falle deren Unzu angigret auf 
dieſes ſelbſt, ſoweit es noch beſteht. IV. Nr. 660. 8.9 ©. 194. 

— — Die bei der Vertheilung des Meiſtbotes für eine Nach⸗ 
laßrealität angemeldete Uebertragungsgebühr ift, wenn die 
Nachlaßrealität vor der Einantwortung des Nachlaſſes an 
die Erben im Executionswege direct an den erecutiven Er- 
fteher übergeht, nicht als Borzugspoft zu behandeln. IV. 
Nr. 608. B. 9 ©. 199. 

— — Die Beftimmung des $. 37 Ab. 2 der Concursordnung 
findet aud) dann finngemäße Unwendung, wenn außerhalb 
des Loncurfes Forderungen zum Abbruche jpäterer Bfand- 
rechte nur aus einem Theile des ganz verhafteten und ver⸗ 
ſchiedenen Miteigenthümern gehörigen Pfandgutes mit dem 
sollen Betrage beansprucht werden. III. Nr. 364. 3. 9 


— — Benngleih im Hinblid auf die Beftimmung des 8.17 
des a. &. ©. bei der Meijtbotsvertheilung nur dreijährige 
Binfenrüditände in der Priorität des Capitales zugewieſen 
werden können, fo ift Doch auch die Zumeifung „größerer“ 
Binjenrüditände zuläffig, falls der Meijtbot zur Befriedigung 
jämmtlicher Tabularforderungen zureicht, und noch für Den 
Erecuten ein Reit übrig bleibt. IIL. Kr. 360. 8.9 ©. 120 

— — Renn ein Hypothekargläubiger einem zweiten ihm 
nacdhitehenden Hypothekargläubiger, für deilen Forderung 
das Pfandredht außer auf der betreffenden auch noch auf 
einer anderen Realität jimultan haftet, den Borrang ab- 
tritt und in Folge deifen nicht zur Befriedigung aus dem 
für die Hypothek erzielten Meiftbote gelangt, fo ift er aud 
berechtigt, auf Grund des 8. 37 C. O. den Eintritt in Die 
Nangordnung des zweiten Hhypothelargläubigerd auf der 
fimultan haftenden Realität, auf welcher ein Pfandrecht für 
jetne eigene Forderung bisher nicht eingetragen war, zu 
begehrten. III. Nr. 353. 8.9 ©. 97. 

— — Die Rechtskraft der Meiftbotsvertheilung Hindert 
nicht die nachträgliche Geltendmachung einer nicht zuge- 
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gerviejenen Vorderung im Klagswege. III. Nr.344. 8. 9 


Meiftbotisvertheilung: Naclaßgebühren find dem Meift- 
bote nicht zuzuweiſen, wenn die Berfteigerung zur Tilgung 
einer den Nachlaß betreffenden Schuld noch vor der Ein- 
antwortung des Nachlafles erfolgte. IV. Nr. 578. 8. 9 

— — Rei der Bertheilung des Meiftboted einer dem Ehe⸗ 
manne gehörigen Realität find die Forderungen bes Heirats⸗ 

utes und der Widerlage, jolange die eheliche Gemeinschaft 
ortdauert, nicht zuzumeijen. Ber darauf entfallende Reſt 
des Meiftbotes iſt vielmehr bis zum Eintritte der dalip 
keit der Forderungen zur Frutificirung zu hinterlegen. IV. 
Tr. 605. B. 9 ©. 19. 

— — Behandlung rüdjtändiger Bermögensübertragungs- 
gebühren bei der Meiftbotsvertheilung. — Die innerhalb 
der dreijährigen Frift erwirkte Pfandrechtsvormerkung be— 
wirkt die Unterbrechung der Verjährung des Vorzugsrechtes 
bon Mebertragungsgebühren. IV. Nr. 601. 8.9 ©. 288. 

— — Der Erfteher einer zwangsweiſe verjteigerten Realität 
ift verbunden, die von derjelben entfallenden Iandeafürft- 
lihen Steuern und die denjelben gleichgeftellten öffentlichen 
Abgaben, welche nach dem Tage der Erftehung, d. t. nad) 
dem Feilbietungstage, fällig werden, zu bezahlen; dagegen 
wird demfelben bezüglich jenes quotientalen Theile?, welcher 
den Beitraum bis zum Yeilbietungstage betrifft, das Re- 
greßredht an den Meiftbot derart gewahrt, daß er den Er- 
ja& desfelben anfprechen dürfe. I. Nr. 127. 8.9 ©.5. 

Miether, ſ. Beitandnehmer. 

Militärtare: Das Executionsrecht des Staates zur Eintrei- 
bung von Rüdftänden an der nad) dem Gefete vom 13. Juni 
1880, R. G. Bl. Nr. 70, bemeſſenen M. ift nicht auf den Weg 
der politifchen Execution befchränft, jondern es kann hiezu, 
wo e3 von Geite der bezüglichen Berwaltungsbehörde für 
zwedmäßig erachtet wird, auch der Weg der ordentlichen 
gerichtlichen Erecution betreten werden. IL Nr. 133. 8.2 

. 121. 


— — Das Diurnum eines bei einer I. f. Behörde ver- 
wendeten Diurniften Tann zur SHereinbringung der M. 
in Execution gezogen werden. IV. Nr. 47. B. 3 ©. 312. 

Minderjährige: Eidesdelation an. III. Nr. 381. 3. 9 
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Minderjähriger: Die im 8. 246 a. b. G. B. einem M. einge⸗ 
räumte beſchränkte Vertragsfähigkeit macht denſelben noch 
nicht wechſeifabis im Sinne des Artikels 1 der Wechſelord⸗ 
nung. III. Nr. 81. B. 4 ©. 33. 

— — Zur Frage ber Retawirkung bon Verträgen M. 
IV. Nr. 32. 8.3 6©. 

— — Die —— F 8. 247 a. b. G. B. ſetzt 
voraus die Möglichkeit der Deckung der Schulden aus den 
dem M. zur freien Verfügung überlaſſenen Einkünften, 
nicht aber die Einräumung Dinglicher Fechte an dieſen 
Einkünften. IV. Nr. 243. B. 5 


Minderjährigkeit: Anerkennung * Rangepflicht aus 
einem ohne Genehmigung der geſetzlichen Vertretung von 
einer 17 jährigen Frau eingegangenen Darleihensvertrage, 
zu deſſen Sicherſtellung das — auf eine kurz vor⸗ 
her von ihr gleichfalls ohne Genehmigung angefaufte 
Fearuat einverleibt worden war 440. 


Mitbenützungsrecht der Angehörigen einer Familie an 
dem Gute einer Nachbargemeinde; keine Servitut, aber zur 
gerichtlichen Competenz gehörig. Ermerbung diefes Rechtes 
durch Erſitzung. III. Nr. 86. B. 4 S. 4 

Miteigenthum: Beſchränkung der —5 — "Wirkung des 
Miteigenthumsrechtes, welches auf Grund von Ehepacten 
als Folge der allgemeinen Gütergemeinichaft auf einer Rea- 
Kit, Frundbücherlich eingetragen iſt. III. Nr. 44. B. 3 


— — Benützung eines gemeinſamen Hofraumes von Seite 
eines Miteigenthümers zu Sonderzwecken des von ihm er⸗ 
worbenen Nachbargrundes. III. Nr. 49. B. 3 ©. 109. 

— — Die Ausführung von Baulichleiten anf einer ge- 
meinfchaftlichen Realität Durch einen Miteigenthümer jchließt 
das Recht jedes anderen Theilhabers, die geriäittiche Feil⸗ 
bietung der Realität nach 8. 843 a. b. G. B. zu verlangen, 
nicht aus. III. Nr. 89. B. 4 ©. 52. 

— — Sit ein Verwalter der gemeinfchaftlichen Sache, wegen 
Abganges der über deffen Auswahl zunächft enticheidenden 
Stimmenmehrheit, durch den Richter zu beftellen, jo hat dieje 
Beitelung auf Anjuchen eines Miteigenthiimers und nad) 
Einvernehmung der übrigen im außerftreitigen Wege zu 
erfolgen. IV. Nr. 24. B. 3 S. 240. 
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MiteigentyHum: Anwendbarkeit des 8. 37 al. 1 €. D. bei 
der Meiftbotvertheilung. IV. Nr. 155. B. 4 ©. 319. 

— — ſ. auch Gemeinſchaft. 

Mitvormund: Der M. allein iſt zur Vertretung eines 
Minderjährigen vor Gericht Jicht „uaitimiet, bielelde fteht 
der Bormünderin zu. IV, Nr. 1 B. 4 S 


Mora bei der Empfangnahme: Das iſt nt Berufen, 
auf die Ausübung des dem Verkäufer durch Art. 343 9. G 
eingeräumten Rechtes ber Niederlegung, ſowie des Ber- 
Zußes ge? Waare einen Einfluß zu nehmen. IL. Nr. 127, 

— — de Släubigers bei einem auf den Inhaber fautenden 
verlosbaren Schuldicheine. Wirkung derjelben. Rechtsver⸗ 
hältnig der Parteien im one des gerichtlichen Erlages 
der Schuld. IT. Nr. 109. B. 4 ©. 9 

— — Durd die Annahme der verjpätet nesahtten Rate ver« 
liert Gläubiger das Recht, die ihm in Gemäßheit des zwi⸗ 
ichen beiden Theilen geichloffenen Bergleiches für den Fall 
der Nichteinhaltung der aa ungen. suftebende Erecu- 
tion zu führen. IV. Wr. 4 

Mündel oder Dffegebefohlene: ur Beräuferung ihnen 
angefallener und beweglicher Güter im Zuge der Abhand- 
lung tft die Suftimmung des Gerichtshofes ht erforderlich. 
I. Nr. 85. 8.16. 

Münzänderung: Die uchellung einer Caution, welche 
zur Zeit des Beſtandes des Münzvertrages vom 24. Jänner 
1857, R. G. Bl. Nr. 101, in Vereinsmuͤnze geleiſtet wurde, 
hat in öſterreichiſcher Wäh hrung nach dem in diefem Ber- 
Iuage Teil iejtgefeßten Werthverhältn Sie zu erfolgen. III. Nr. 46. 


N. 


Nachbarrecht: Demolirung des eigenen, Schädigung oe 
nadbarlichen. Haufes; Erjaßverpflitung. IV. Nr. 64. 


Nachlakrebüßren: Wird eine Nacjlaßrealität zwar nach 
Beendigung der Berlafjenfchaftsabhandlung, jedoch vor der. 
Einantwortung des Nachlafjes executiv veräußert, fo ſteht 
den Radjlaßgebühren die vorzugsweife Wangerbnung des 8.72 
des Gebührengefeges nicht zu. IE. Nr.219. 8.7 ©. 52. 
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Nachlaßgebühren bei Meiſtbotsvertheilung. IV. Nr. 578. 
B. 9 ©. 139. 


Nähmaſchinen: Sie gehören unter den Vorausſetzungen 
des 8. 340 a. ©. D. zu den ebenda bezeichneten Werkzeugen. 
I. Kr. 82. 8. 1 S. 98. 

NRegatorienktlage: Erfordernig des Eigenthumsbeweifes 

. auf Seite des Kläger? bei der N. Eigenthum an der 
oberen Fläche einer Mauer. III. Nr. 132. 8.5 ©. 23. 

Neuerungen, in der Schlußichrift: Ueber das Geſuch ift 

ud Sernehmung des Gegners zu erfennen. I. Nr. 69. 


— — zu deren Legung eine bejondere Bewilligung 
nicht gefordert ift, dürfen bei Erledigung des Rechtsſtreites 
ſelbſt dann nicht unberüdfichtigt bleiben, wenn die angeluchte 
Feoungebeninigung abgewieſen worden wäre. IV. Ar. 117. 


Keuerung: Eine vom Kläger in ber Replik vorgenommene 
Modificirung der in der Klage erzählten Entftehungsgeichichte 
jeines Anfpruches begründet wohl eine nach den 88. 39, 
40 der w. g. ©. O. zu beurtheilende Neuerung, keineswegs 
aber eine Wenderung des Klagebegehrend im Sinne des 
$. 8 der w. g. ©. ©. IV. Nr. 226. B. 4 ©. 215. 

Neuerungseid: Leiftung von Neuerunggeiden. IV. Ar. 281. 
B. 5 ©. 255. 


Nordamerita. IH. Nr. 330. B. 9 ©. 28. 

Notare: Zur Barteienvertretung find fie nur im Summar«- 
verfahren zuzulaflen. I. Nr. 88. 8.1 ©. 101. 

— — Bur Cautionspflicht der N. III. Nr. 18. 8.2 ©. 221. 

— — Die in der Kanzlei eines N. pralticirenden Nota- 
riatscandidaten find von der Mitwirkung ald Actszeugen 
in diefer Kanzlei ausgeſchloſſen. II. Nr. 103. 8.4 ©. 85. 

— — Unkenntniß des Geſetzes entichuldigt bei Disciplinar- 
vergehen nicht. II. Nr. 103. 8. 4 &. 85. 

— — Umfang der Geichäftsthätigfeit, für welche der N. 
im Disciplinarwege verantwortlid) if. Soncurrirende 
DOrdnungswidrigfeiten gehören zur Competenz des über 
Dienftvergehen des N. erfennenden Pisciplinargerichtes. 
II. Nr. 181. 8.6 ©. 82. 

— — Bur Beurtheilung der Frage, wann die Notare als 
Gerichtscommilläre die ihnen im Erecutiongverfahren über⸗ 
tragenen Amtshandlungen unentgeltlich zu beforgen haben. 
IH. Nr. 260. 3.7 & 122, 
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Notar: Gemäß Art. II Abſ. 3 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. ©. Bl. Nr. 75, haben bet Bemeſſung der einem 
N. als Gerichtscommiffär zufommenden Gebühren die 
88. 27-30 des der Notariatsordnung vom 21. Mai 1855, 
R. G. Bl. Nr. 94, beigegebenen Debüprenturifes Anwen 
dung zu finden. IV. Nr. 298. ®. 5 ©. 311 

— — Damit ein Notar beftätigen fönne, daß eine Perjon, 
deren Unterfchrift er zu Iegaliliren bat, ihm perfönlich be- 
fannt ift, genügt nicht, daß ihm die peron der äußeren 
Erfheinung nad) befannt jei; 8. 79 der Not. Ordn. erfor- 
dert dazu, daß die Perjon dem Notar gerſonuich und dem 
Namen nach bekannt ſei. IV. Nr. 439. B. 7 ©. 163. 

Notariatsact: Seine Aufnahme darf aus dem Grunde, daß 
über dieim $. 1, Gef. v. 25. Juli 1871 erwähnten Gefchäfte 
dem Notar eine nicht von ihm verfaßte Urkunde vorgelegt wird, 

“nicht verweigert werden. I. Nr. 33. B. 1 ©. 189. 

— — Die im N. enthaltene, im Grundbuche aber nicht an⸗ 
gemerkte Erklärung der „ollitvedbarkeit wirt nicht N gegen 
die Nagheſiter der Realität. IV. Nr. 6 

— — Der im N. feſtgeſetzten Beflimmung. 38 der 
Vertrag in Anſehung der darin bedungenen Geldzahlungen 
ſofort vollſtreckbar ſein ſoll, iſt im Falle der vorausgegan⸗ 
genen, wenn auch nicht executiven Pfandrechtseinverleibung 
die Bedeutung, einer Flagsanmerkung beizumeſſen. IV. 
Nr. 112. B. 4 ©. 2 

— — N. in welchen ver eine Sontrahent erffärt, daß er den 
anberen Contrahenten als Bevollmächtigten bes Vollmacht⸗ 
gebers anerkenne und die Hinterlegung der Vollmacht nicht 
verlange, können den Abgang eine mit den Erfordernifien 
des Schlußabfates des 8. 3 N. D. verjehenen Vollmacht 
nicht erjeßen und ind Jena nicht Sofort vollitredbar. IV. 
Nr. 15. B. 4 S 

— — Die — —— Ges 8. 3 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. G. BI. Nr. 75, betreffend die jofortige Bolftred- 
barkeit der N., find nicht dispofitiver Natur. IV. Nr.1 
B. 4 ©. 417. 

— — vollitredbarer, |. Erecution. 

— — ſ. Heiratsgut. 

Notherbe, ſ. Pflichttheil. 

Novation: Ein Uebereinfommen, kraft deflen der Buchichuld- 
ner dem Buchgläubiger zur Begleichung einer offenen 
Buchſchuld Wechfelaccepte übergibt, ift eine Novatien, 
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durch welche die Buchſchuld in eine unverzindliche Wechſel⸗ 
ſchuld übergeht. III. Nr. 216. B. 7 S. 4 

Novation durch Wechſel. II. Rt. 350. z 3 ©. 74. 

Rat zrofienerjahpflict des Richters. IV. Nr. 461. 
. . 213. 


O. 


Operis novi nuntiatio, ſ. Aufforderungsklage. 

Oppoſitionsklage, J Execution. 

Oratorium: Beſitzſtörung in ee des Rechten zur Be⸗ 
nüßung eines DO. II, Nr. 468 

Ortsſchulrath: Der —2 if ice veröffichet, in 
einem Rechtsftreite von der der Finanzprocuratur obliegen- 
den Bertretungspflicht „ern zu machen (M. ®. v. 14. 
Zuni 1882, R. G. Bl. Rr.119). IV. Nr. 425. 8.76. 135. 

— — Der Ortsſchulrath Tann nicht im eigenen Namen eine 
Klage erheben, jondern muß ſich von der k.k. Finanzpro⸗ 
euratur vertreten laffen. IV. Nr. 516. 8.8 ©. 149. 

Drdensgelübde der Armuth, |. Stiftögeiftlicher. 


P. 

Pactum de compromittendo, ſ. Schiedsvertrag. 

Pächter, ſ. Beſtandnehmer. 

Partei en vertretung: Die Befugniß bevollmächtigter Nicht⸗ 
advocaten, alſo auch der Notare hiezu, iſt auf das Summar⸗ 
verfahren beſchränkt. I. Nr. 83. B. 1 ©. 101. 

Pertinenzen, fiehe Zugehör. 

Bfandbeftellung: Rechtliche &irhng der Bf. für fremde 
Schuß. II. Pr. 190. 8.6 ©. 108. 

Pfandleiher: Der vom Berleiher aus den nicht eingelöften, 
feilgebotenen Pfändern geleiftete Erlag der Erlösüberſchüſſe 
kann cumulativ für mehrere Verpfänder gejchehen und kann 
ein gemeinschaftlicher Curator für die mehreren unbelannten 
Berpfänder beftellt werden. IV. Nr. 152. B. 4 ©. 310. 

Pfandbriefeurator: Verhältniß des ſelben zur Adminiſtrg 
tion des Concursvermögens. . Nr. 826.1 

Pfandredt: a) Das Pfandreht auf Segenfchaften, ehe 
in einem Grundbuche nicht eingetragen find, wird aud 
außer dem alle einer an ara durch pfandweiſe 
Beſchreibung derſelben erworben. b) Die rechtliche Wirkung 
einer ſolchen, auf Grund einer außerhalb der Execution 
erfolgten Pfandrechtseinräumung bewirkten Pfandbeichtei- 
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bung fommt jener der executiven Pfandbeſchreibung gleich. 
c) Die Realgerichte find im alle ber erfolgten Berpfän- 
dung ſolcher Liegenſchaften für ein bei einem begünftigten 
Ereditinftitute aufzunehmendes Darlehen die pfandweife 
Beichreibung des verpfändeten Objectes auf Anſuchen der 
Intereſſenten vorzunehmen verpflichtet. d) Die von einem 
begünſtigten Creditinſtitute zur Geltendmachung des ihm 
vertragsmäßig eingeräumten Pfandrechtes bei dem Real—⸗ 
gerichte erwirkte pfandweiſe Beſchreibung des Pfandobjectes 
kann als executive Pfandbeſchreibung für die Eregtigushuhruna 
anderer Gläubiger nicht gelten. I. Nr. 104. B. 2 © 

Pfandrecht: Den Forderungen der Commune Wien an Sins, 
und Schulfreuzern gebührt fein geiestigen ont am Haufe des 
Schuldners. III. Nr. 2 

— — Der lanbnehmer, er —* Sauiftpfand einem 
Dritten in Berwahrung gegeben hat, iſt verpflichtet, dem 
Pfandgeber den Verwahrer anzugeben und den Verwahrungs⸗ 
ort auszuweiſen. IV. Nr. 406. S. 333. 

— — für Zinſen bei unterlaſſener ———— Ein⸗ 
tragung. IV. Nr. 490. B. 7 ©. 264. 

— — erecutives: Necursfrift gegen Bejcheide, Hill weiuche 
un bei deſſen fundbücherliche Einverleibung. LI. 


— — —3 Iſt ein an eine Reſolutivbedingung ge- 
fnüpfter Eigenthumsanſpruch des Erecuten Gegenitand der 
Erwerbung des e. Pf.? unzuäſſigeit we weiterer Executions⸗ 
ſchritte hierauf. III. Nr. 155 81. 

— — executives: Der verweigerte —*— der bewilligten 
Einverleibung des e. Pf. iſt als eine in Grundbuchsſachen 
ergangene Verfügung anzuſehen und es iſt gegen dies— 
fällige gleichförmige Entſcheidungen im Sinne des 8. 180 
G. G. ein a. o. Reviſionsrecurs unſtatthaft. IV. Nr. 153. 
B. 4 ©. 313. 

— — executives: Zeitpunkt des Erwerbs des executiven 
Pfandrechtes. Der Executionsführer erlangt ein wirkliches 
Pfandrecht ſchon durch die vom Gerichtsabgeordneten vor- 
genommene Beichreibung der zu pfändenden Güter und 
nicht erit durch die Einreichung bieler Bejchreibung bei 
Geriht. HI. Nr. 382. 8. 9 ©. 175 

— — gerichtlies: Nach den 88. 426 (in authentifcher 
itafienijcher Ueberſetzung) und 454 m. g. G. O. ift bei dem 
unbeftrittenen Beftande eines vertragsmäßigen Pfandrechtes 
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„die Erwirkung eines prätoriſchen Pfandrechtes zum dehnfe 
"ber De ondführung nicht nothwendig. IV. Nr. 588. B 


Pfandrecht geſetzliches: Auch dem Afterbeftandgeber kommt 
gegen den After peſtan dnet mner rad gel gel. Be des 8. 1101 a.b. 


.B. u. J. Nr. 23. 
— — gelepliches. nach 8. or a. b. so, Umfang Dei des 
dem Beitandgeber zuftehenden g. Bi 24. 8.1 


— — gefehliches nad $. 1101 a. b. ©. * Das g. Pf. bes 
Bermiether3 aus dem $. 1101 a. 2.08. auf die ein- 
gebrachten Einrihtungsftüde und Fahrniſſe hat den Vorzug 
dor den vor der Einbringung in das Miethlocale auf die- 
felben erworbenen Pfandrechte, infofern dem Vermiether 
nicht die Beftimmung des $. 456 a. b. ©. B. entgegen- 
ftet. J. Nr. 18. 8.2 S. 3. 


— — geſetzliches nach 8. 1101 a. b. G. B.: Die Exe⸗ 

gimabe freungen nah 8. 340 a. G. O. (8. 453 w. g. 
G. O.) finden Anwendung IL. Nr. 67. B. 1 S. 237. 

— — geſetzliches nach 8. 1101 a. b. G. B.: Das Pfand: 

recht des Vermiethers ift erlofchen, wenn die illata vor 
deren en Seltenbmadhung “ Der Wohnung entfernt wurden. 
— — ge epliches: Den durch das Gejeh vom 30. März 1888, 
l. Nr. 33, geregelten Berficherungsbeiträgen, Die 

N eine auf dem verficherungspflichtigen Unternehmen 

he öffentliche Abgabe anzujehen find, kommt das 

Io ice Pfandrecht an den zum Betriebe gehörigen oe 

en mit dem Borrange vor anderen aus Privatrechts⸗ 
en entipringenden Forderungen zu. III. Nr. 359. 8. 9 


Pfändung, gerichtliche: Der $. 456 a. b. G. 8. findet 
auf g. Pf. feine Anwendung. IV. Nr. 403. B.6©.328. 


Pfandrüdforderung: Beweislaſt. IV. Nr. 593.8.96©.276. 


Piandverleiher: Beftellung eined Curatord für die unbe- 
fannten Berpfänder bei Erlag des Heberiähnfiee ber „at 
gebotenen Pfanditüde. III. Nr. 254. 8. 


Pfarrbeneficium: Gegen einen auf —— 
erfolgten Abſtrich von den im Früchtenſeparationsprotoko 
über die Adminiſtration eines erledigten Pfarrbeneficiums 
aufgerechneten Verwaltungskoſten kann im ordentlichen 
Rechtsverfahren Abhilfe nicht geſucht werden (Art. 14, 15 
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al. 1 Staatögrundgejeb vom 21. December 1867, R. G. 31. 
Nr. 144). IV. Nr. 448. B. 7 S. 182. 

Pflichttheil: Ungiltigfeit legtwilliger Verfügungen der Eltern, 
wodurch fie ihren teftirunfähigen Kindern rüdfichtlich desihnen 
he Bermögenz % Kacperben beftellen, in Anlehung 


— — deſſen Sumeifung * er a. h. Entſchließung vom 
2. Jänner 1844, 1 J. G. S., im Falle der Noth⸗ 
erbe den P. * em Teſtamente als Erbtheil erhält. 

1. Nr. 39. 3.1 36. 

— — Dem Erben est nicht das Recht zu, ihn nad feiner 
Wahl entweder in Geld oder durch entiprechende guweilung 
von Bertafen hettöftäden zu leiften. I. Nr. 4 1©.3 

— — Die Verjahrungefrig des 8. 187 it au 
im &alle des 8.9b1 a. b . G. 8. I. Nr. 46. 8.1 S.4 

— — Die im 8. 788 a. b. ©. B. vorgeſchriebene em 

. rechnung der Dort bezeichneten ne in den ®. der 
Notherben erfolgt in der Art, daß zum reinen Nachlafle die 
Summe aller anzurechnenden Borausempfänge zugezählt, 
die Summe durch die Zahl der Notherben, bezüglich deren 
Stämme getheilt, der Quotient bei Notherben abfteigender 
Linie durch zwei, bei auffteigender Linie durch drei weiter 
getheilt und der P. jedes Einzelnen dadurch ermittelt wird, 
daß man von dem leßteren Duotienten den jeden Einzelnen 
errefienden, Borausempfang in Abzug bringt. I. Nr. 114. 

— — rt ber Einrechnung von Annuallegaten in den P. 
III. Nr. 2 .2 ©. 247. 

— — Ein Hötkerhe fann nicht zugleich fich aus dem Tefte- 
mente grbserttären und den P. in Anſpruch nehmen. 

tr. 94. 

— — gerhauniß bes > "808 zu 8. 774 a. b. G. B. I. 
Nr. 94. B. 4 

— — Welches nd bie Borausfegungen, unter denen einem 
verjchufdeten oder verichwenderischen Notherben der ihm ge- 
bührende Pflichttheil entzogen und den Kindern des Noth- 
erben zugemwendet werden Tann? III. Nr.119. B.4 ©. 119. 

4 Sreentiondführung auf denfelben. IH. Nr. 125. 


— — Ein Pflichttheilsnehmer Tann nur dann, wenn er nach- 
weift, daB des Erblaffers reiner Nachlaß nicht die Hälfte 
des Vermögens erreicht, welches derjelbe zur Zeit einer 
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von ihm gemachten Schenkung beſaß, das Uebermaß zurüd- 
fordern; feinem Anfpruche aber, daß, ganz abgejehen von 
der Norm des 8. 951 cit., die Beichentnehmer welche al3 
Abftämmlinge de3 Erblafferg und als deifen Teftaments- 
erben in Betracht kommen, die geſchenkten Saden als 
ihren Erbtheil einzurechnen verhalten werben, Tann mır, 
wenn die Anrechnung im Teftamente verordnet ift, Folge 
gegeben werden. IV. Nr. 21. B. 3 ©. 231. 

Pflichttheil: Bei Berechnung des P. iſt auf den dem über- 
lebenden Ehegatten nad) der gejeglichen Erbfolge gebührenden 
Fruchtgenuß auch dann Rückſicht zu nehmen, wenn derjelbe als 
Teftamentserbe einjchreitet. IV. Nr. 184. B. 3 ©. 389. 

— — Die den Kindern und Enfeln auferlegte Verpflichtung 
zur Anrechnung in den P. befteht auch dann, wenn der 
PB. vom Erblaffer teftamentarifch als P. zugedadyt wurde. 
IV. Nr. 262. 8.5 ©. 197. 

— — Auch der Werth eines unentgeltlich in das Eigenthum 
eines Landwirthes überlaſſenen Grundſtückes iſt in ben P. 
desſelben einzurechnen. Nr. 278. B. 5 S. 2 

— — Kinder, welche das Vermögen bes Hscenbanten bei 
deſſen Lebzeiten für Nechnung ihrer Erbichaft erhalten 
haben, find, wenn der Ascendent vermögenslos ftirbt, ver⸗ 

pflichtet,, zur vollftändigen Entrichtung des P. eines über- 
gangenen Kindes tragen. IV. Rr.295. 8.5 ©. 301. 

Boftenlauf, |. Wechlel 

PBränotation: Am Falle der Bewilligung der Löſchung einer 
vorgemerkten Forderung findet gleichzeitig die Löſchung der 
gierault mitierweile bewilligten Eintragungen ftatt. I. Nr. 87. 

.1 

— — Die auf Grund eines Wechſels erwirkte P. wird durch 

ven ‚Sablungsauftrag allein nicht gerechtfertigt. I. Nr. 95. 


— — Die Mitfertigung von Zeugen auf einer allographen 
g onlieriöireibung zur P. nicht erforderlid. I Nr. 9. 


— — Die a. o. Revifion hindert den objiegenden Pränotaten 
nicht, die Löfchung zu verlangen. II. Nr.20. B. 1. S. 174. 

— — von Handelsbuhauszügen: Nur über Rahme des 
Pfandrechtstitels zulälfig IL. Nr. 25. ©. 1 

— — Zuläſſigkeit der gebetenen zWeijährgen. Seiftwerbung 
zur QJuftificirung. II. Nr. 31. 8. 

— — dinglicher Rechte mit Susichtuß nes A fandrechtes: 
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Gtatthaft auf Grund von Urkunden, welche den Erforder- 
nifjen der 88. 26 und 27, nicht aber dem des 8.36 ©. ©. 
entjprechen. II. Nr. 61. 8. 1 ©. 227. 

PBränotation: YZuläffigfeit derfelben, wenn in der ſonſt 
gejeßentiprechenden Urkunde Die egenthaft nicht genau 
angegeben ift. II. Nr. 64. 8.16. 2 

— — Die auf Grund eines Wuchfels erwirfte Vor⸗ 
merfung wird durch Die rechtöfräftig gemordene Zahlungs- 
auflage in Betreff des Capitals, der Zinjen vom Berfalldtage 
und der Klagskoſten gerechtfertigt, ohne daB es eines 
weiteren Ausfpruches in Anjehung der Vormerkung bedarf. 
1 ae. 72. (Abgeändert durch Judicat Nr. 95.) 8.1 

— — Eine Frift zur Rechtfertigung einer auf Grund des 
8. 38b des allg. Gbch. ©. erwirkten B. kann überhaupt 
nicht ertheilt und baher auch nicht erweitert werden. 
IV. Nr. 240. 8.5 ©. 130. 

— — Durch die urtheildmäßige Aberfennung der Rechtferti— 
gung einer Pfandrehtspormerfung hat der Pränotat ein 
Executionsrecht bezüglih der Koiten des Gejuches um 
FA bieler Bormerkung nicht erworben. IV. Nr. 533. 

. 183. 


Pränotations- Juftificirung: Friſtwerbung, Zuläſſig— 
feit der Bitte um ameijährige, Seit, Sutäftigteit des a. o 
Revifionsrecurjes. II. Nr. 1 ©. 188. 

PBrioritätsabtretung: IIL * 33 B. 9 S. 97. 

Prioritäts-Obligationen, ſ. Theilſchuldverſchreibungen. 

Pripitegiengeeß Auf Grund des 8. 47 des P. vom 

15. Auguſt 1852, R. G. BL. Nr. 184, kann vom Civil— 
richter auf Verlangen des Beichädigten auch die Einftellung 
de3 ferneren Eingriffes in das Privilegium als proviforifche 

. mittelft Klage zu rechtfertigende Sicherſteuungsvorkehrung 
verfügt werden. J. Nr. 121. B. 6 

Privilegium: Gerichtszuſtändigkeit * gechtoſtreite um 
ein öſterreichiſchungariſches P. Bei Prüfung der Zuſtän—⸗ 
digkeit eines öſterreichiſchen Gerichtes fommt die Staat3- 
bürgerjchaft des Klägers nicht in Frage. III. Nr.138.8.5©.32. 

Privilegiumsftreitigleiten: Umfang der Anwendung 
des ſummariſchen Verfahrens in P. III. Nr.36. 8.3 ©.7 

— — Iſt nach Ueberreichung der Klage auf —e— 
eines P. die Siſtirung der in Folge Eingriffes in das P. 
bewilligten Befchlagnahme zuläſſig? III. Nr. 134. 8.5 ©.27. 
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Brivilegiumzftreitigleiten: Der Ausftand der handels⸗ 
minifteriellen Entiheidung bezügli) der vom Belangten 
behaupteten Nullität des P. berechtigt zwar die Erftredung, 
nicht aber die Siftirung des über die Klage nach $. 47 Pro. 
gel. ‚Eingeleiteten ger gerichtlichen Verfahrens zu fordern. 


— — Ueber da3 Begehren un Sicherheitsmaßre regel ift in 
5 gbgeſonhert durch Beſcheid zu erkennen. Nr. 46. 


— — en * ii eine abgejonderte Befchwerde über die Art 
ber gngeordneten Beweisführung nicht zuläſſig. IV. Nr. 46. 
— — In P. iſt der außerordentliche Reviſionsrecurs un⸗ 
zuläſſig. IV. Nr. 193. . 413 
— — Zum Begriffe des Privilegiumseingriffes (8.38 Briv. 
Geſ.). Wenn Jemand einem anderen eine Sacde, welde 
den Gegenftand eines ihm verliehenen Privilegiums bildet, 
gegen Entgelt zur Benützung überläßt und Letzterer bie 
Bahlung des Entgeltes unterläßt oder verweigert, fo be= 
gründe! die Weiterbenügung der Sache von Seite desfelben 
inen Privilegiumseingriff. III. Nr. 334. 8. 9 ©. 37. 
Probatio pro evitando perjurio: Gegen die Yulafjung 
des Berenbeweiſes ift die Appellation zuläſſig. II. Nr. 92. 


Proceß; Wenn in einer Eigenthumsflage der Kläger fi 
erbietet, ftatt de3 Streitgegenftandes einen beftimmten Ab- 
findungäbetrag anzunehmen und dieſes Anerbieten im Ur⸗ 
theile al3 rechtswirkſam gejtellt anerfannt und vom Ge- 
klagten durch gerichtlichen Erlag des Betrages angenommen 
wird, jo fommt hiedurch ein Vertrag zu Stande, welcher 

an Seite des Gellagten einen giltigen Eigenthumstitel be» 
gründet. III. Nr. 331. B. 9 ©. 32. 

Proce$legitimation: Die Klage fann nur in den im 

1 mw. g. ©. ©. angeführten Yällen von Amtöwegen 
sogleich verworfen werden, und e3 ift der Richter nicht be= 
techtigt, bei Erledigung der Klage die paflive B. des Ge⸗ 
Hagten zu prüfen, oder nad) gejchloffenem erfahren die 
Klage wegen des nad jeiner fit beitehenden Mangel2 
jener P. zurüdzuftellen. IV. Nr. 86. 8.3 ©. 415. 

Procura: Zur Stage nad) dem Umfange der einem Handels⸗ 
bevollmädhtigten auf Grund ber ertheilten P. zuſtehenden 
Rechte. III. Nr. 163. B. 6 S. 
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Procuriſt: Hat der allein zur Irmozeicznuns berechtigte 
öffentliche ejellichafter einen P. beftellt unb die Nte- 
iftrirung der ertheilten ‘Procura erwirkt, fo Tann ein zur 
irmazeiinung und jomit zur Vertretung der Gejellichaft 
nicht berechtigter öffentlicher Geieliaiter aiegegen nicht 
Einiprache erheben. IV. Nr. 161. 8. 

Propination: In Streitfachen betreffend dem Propinationg- 
ablöfungs-Entihädigungsfond in Galizien und der Bulowina 
ift der außerordentliche Reviſionsrecurs unzulälfig. IV. 
Nr. 486. B. 7 ©. 256. 

— — Auch der Pächter des Propinationgbetriebes tft zur 
handelsgerichtlichen —— feiner Firma verpflich- 
tet, wenn die im 8.7 des Einführungsgeſetzes zum Handel3- 
gelepude vo vorgefehenen Bedingungen zutreffen. IV. Nr.606. 


— — De Befik eines Wirthshauſes in Galizien, mit 
welchem das Recht des Ausſchankes eigener Getränte 
verbunden war, begründet an und für ſich nod nicht ben 
Anſpruch einer Entihädigung aus dem Capitale, welches 
auf den betreffenden Realitätencompler für die Aufhebung 
des Propinationdrechtes auf Grund des Sanbeageie es vom 
22. April 1889, R. G. Bl. Nr.30, entfällt. II tr. 323. 
8. 96€. 18. 

Bropinationgredht: Im PBerfahren rückſichtlich der Zu- 
weifung des Entihädigungscapital3 für das aufgehobene 
P. findet das faiferliche Batent vom 8. November 1853, 
R. G. Bl. Nr. 237, Anwendung und e8 ift ein in diefem 
Berfahren überreichter außerordentlider Reviſionsrecurs 
egen gleichförmige nraetoelbungen uuteige ber der Beitimmung 
Des 8 . 44 1. c. unzuläſſig 5 ©. 346. 

Beotehnotificatien: IH. Nr. 326. 8. 9 €. 19. 


D. 
Duittung: In dem durch das allg. bürg. Gejeßbuch ge- 
regelten Berfehre gilt der Ueberbringer einer O. als jolcher 
nicht für ermächti igt, bie. t, die Zahums uamend bes o nittitenben | 
zu empfangen. .5©3 
n. 


Rangordnung, grundbüchlich angemerkte: Natürliche Be⸗ 
ſchränkung in der Durchführung der Vorſchrift des $. 57 
des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes. III. Nr.64. 8.3 ©.144. 
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Brivilegiumsftreitigfeiten: Der Ausftand der handels⸗ 
minifteriellen Enticheidung bezüglich der vom Belangten 
behaupteten Nullität des P. berechtigt zwar die Eritredung, 
nicht aber die Siftirung des über die Klage nach $. 47 Priv. 
gel. ‚Eingeleiteten ger gerichtlichen Verfahrens zu fordern. IV. 

r. 7. 

— — Weber das Begehren um Sicherheitsmaßregel ift in 

—F abgelonbert durch Beicheid zu erkennen. IV. Nr. 46. 


— — vn ® ii eine abgefonderte Beſchwerde über die Art 
ae ‚angeorhneten Beweisführung nicht zuläffig. IV. Nr. 46. 


— In P. iſt der Aue ee Reviſionsrecurs un⸗ 
zulaſſig IV. Nr. 1 B. 4 © 
— — Zum Begriffe be Beivifegimmseingriffe ($.38 Priv. 
Geſ.). Wenn Jemand einem anderen eine Sache, welche 
den Gegenftand eines ihm verliehenen Privilegiums bildet, 
gegen Entgelt zur Benützung überläßt und Letzterer die 
Bahlung des Entgeltes unterläßt oder verweigert, jo be— 
gründe! die Weiterbenügung der Sache von Seite desfelben 
inen Privilegiumseingriff. III. Nr. 334. B. 9 ©. 37. 
Probatio pro evitando perjurio: Gegen die Zulafjung 
de8 Barsenbeioeies ift die Appellation zuläffig. II. Nr. 92, 


Proceß: Wenn in einer Eigenthumäflage der Kläger fi) 
erbietet, ftatt de3 Streitgegenſtandes einen beftimmten Ab- 
findungsbetrag anzunehmen und diefes Anerbieten im Ur- 
theile als rechtswirtſam gejtellt anerfannt und vom Ge- 
klagten durch gerichtlichen Erlag des Betrages angenommen 
wird, jo kommt hiedurch ein Bertrag zu Stande, welcher 

an Seite des Geklagten einen Klier Eigenthumätitel be⸗ 
gründet. III. Nr. 331 

Proceglegitimation: Die lage au nur in den im 
8. 1 mw. g. ©. O. angeführten Fällen von Amtswegen 
jogleich verworfen werden, und es ift der Richter nicht be= 
rechtigt, bei Erledigung der Klage die paffive PB. des Ge- 
Hagten zu prüfen, oder nach gejchlojfenem Verfahren Die 
Klage wegen des nad jeiner niit beitehenben Mangel2 
jener P. zurüdzuftellen. IV. Nr. 8.3 6©. 416. 

PBrocura: Zur Frage nad) dem Unfane der einem Handels 
bevollmäcdhtigten auf Grund ber eripeilten P. zuitehenden 
Redte. II. Nr. 163. 8.6 ©. 


Alphabetiſches Sachregifter. 439 


Procuriſt: ya der allein zur Firmazeichnung berechtigte 
öffentlihe Gejellichafter einen PB. beitelt und die Re⸗ 
iftrirung der ertheilten Procura erwirkt, jo kann ein zur 
irmozeihnung und jomit zur Vertretung der Gejellichaft 
nicht berechtigter öffentlicher Seeilihaiter aiegegen nicht 
Einſprache erheben. . Nre.1 

Bropination: In Streitſachen beizefend be Bropinations- 
ablöfungs-Entichädigungsfond in Galizien und der Bulowina 
it Er außero deutli ve Reviſionsrecurs unzuläſſig. IV. 


— — Auch der Pächter des Propinationsbetriebes iſt zur 
handelsgerichtlichen Protokollirung feiner Firma verpflich- 
tet, wenn die im 8.7 des Einführungsgejehes zum Yanbelde 
gefepbudie von vorgejehenen Bedingungen zutreffen. IV. Nr.606 


— — Der Befik eine Wirthshaufes in Galizien, mit 
welhem das Recht des Ausichanfes eigener Getränke 
verbunden mar, begründet an und für ſich noch nicht den 
Anſpruch einer Entihädigung aus dem Capitale, welches 
auf den betreffenden Realitätencompfler für die Aufhebung 
des Proptnationgrechtes auf Grund des Sanbeegeienes vom 
22. April 1889, R.G. BL. Nr.30, entfällt. III. Nr. 323. 
B. 96€. 18. 

Propinationsredht: Im Verfahren rüdfichtli der Zur 
weiſung des Entihädigungscapital3 für das aufgehobene 
P. findet das kaiſerliche otent vom 8. November 1853, 
R. ©. BI. Nr. 237, Anwendung und es ift ein in diefem 
Verfahren überreichter außerordentliher Revifionsrecurs 
gegen gleihjörmige aneibingen guteige ber der Peitimmung 
des 8. 44 1. c. unzuläfli 5 ©. 346. 

Proteftnotification: IH. Kr. 326. B. 9 4 19. 


Q. 


Quittung: In dem durch das allg. bürg. Geſetzbuch ge- 
regelten Verkehre gilt der Ueberbringer einer O. als ſolcher 
nicht für ermächtigt, bie die Sahlıng namens ben Huittirenden 
zu empfangen. 322. B. 5 S. 3 


R. 


Rangordnung, grundbüchlich angemerkte: Natürliche Be- 
ſchränkung in der Durchführung der Vorſchrift des 8. 57 
des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes. III. Nr. 64. B. 3 S. 144. 
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Räunungsauftrag, |. Beitandverfahren. 

Realgerichte: Vorgang derjelben bei Berpfändung von 
Liegenfchaften, die in einem Grundbuche nicht eingetragen 
find, ſ. Pfandrech ht. 

Realklage: Die Klage auf Zuhaltung des um eine unbe- 
wegliche Sache geſchloſſenen mündlichen Kaufvertrages, Aus⸗ 
ferti gung des Sntabulationd-Anftrumentes und Hebergabe 
bes Kaufgegenftandes ift feine R. IL. Nr.93. B.1 ©. 285. 

Reallaft: Eine im Grundbuche eingetragene R. geht auf 
den Erfteher einer erecutiv verkauften Realität, welcher ge- 
mäß der Yeilbietungsbedingnifje die „Saften“ berjelben 
Abernimmt, ohne Rüdjicht auf deren Rangordnung über. 
IV. Nr. 4 ©. 496. 

Reairedte N. können gleich den Realjerpituten nur in 
Berbindung mit der Sade, zu welcher fie gehören, ver- 
äußert werden. IV, Nr. 296. 8.5 ©. 305. 

Realſteuern: Vor der —S erwachſene, wegen 
Verheimlichung aber erſt nach derſelben vorgeſchriebene R. 
bilden keine M Maſſeſchuld. J. Nr. 99. 8.1 ©. 136. II. Nr. 56. 


Rechnung: Auch Derjenige, welchem außergerichtlich eine R. 
gelegt worden iſt, kann dieſe R. ohneweiters gerichtlich be⸗ 
mängeln, um im Wege des Rechnungsproceſſes einen richter- 
lihen Spruch zu erlangen. IV. Wr. 408. B. 6 ©. 337. 

Rennungstegung: Die Verflihtung zur R. geht nad) dem 
Tode des zur R “erotic teten auf deilen Erben über. 
II. Nr. 289. 8. 8 

— — Die Berpflictung ur R. im Sinne des $. 100 
a. ©. D. tritt in den Yällen einer Bermögensver- 
waltung ein, nicht aber in den Fällen betreffend die 
von einem Commiffionär in Folge der Aufträge jeines 
Committenten ausgeführten einzelnen und beſtimmten Ge— 
ſchäfte. IV. Nr. 81 3 ©. 406. 

— — Eine Partei, welche auf Grund der mit dem 
Advocaten gepflogenen Verrechnung das Ergebniß der— 
felben genehmigt hat, kann den Rectsfrennd auch hinterher 
auf R. belangen. IV. Nr. 143 46.2 

Rechnungsproceß: Im R.iſt bie Befkreitung ber Buläffigkeit 
dieſes Procefjes mittelft Einrede, welcher die Erläuterungen 
nur eventuell beigegeben find, ftatthaft; die Verbeſcheidung 
diefer Eingabe Yautet auf Erftattung der Reptit, eventuell 

. der ferneren Mängel. IV. Nr. 18. B. 3 ©. 224. 
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Rechnungsproceß: Ueber einen durchgeführten R. kann 
nach Beichaffenheit der gelegten Rechnung, bei Abgang einer 
den Bahlungsanfpruch des Klägers aufhebenden Einwendung, 
auch auf Zahlung des aus der richtiggeftellten Rechnung 110 
ergebenden Ausſtandes erkannt werden. IV. Nr. 

8.5 ©. 201. 

— — Die im R. angeregte Frage nach der Zuläſſigkeit der 
Eumulirung des Bahlungsbegehrend ift nicht nad) den 
Grundjägen des R., jondern nad) den allgemeinen Grund» 
‚Ken ger De Gerichtsordnung zu beurtheilen. IV. Nr. 264. 


— — Bei Ricterftattung der Mängel ift auf Anjuchen des 
Rechnungslegers die Tagfahrt zur Snrotulizung der Acten 
anzuordnen. IV. Nr. 308. 8.5 ©. 336. 

— — Statt Zahlungstlage. IV. * "566. 8. 9 ©. 206. 

— — Die Verpflichtung, eine gelegte Rechnung zu bemängeln 
oder genehm zu halten, bejteht nur jenem NRechnungsleger 
gegenüber, dem die Rechnungslegung gejeblich popliegt. und 
das nach $. 100 a. G. O. geartete Recht zufteht. IV. Nr. 575. 
B. 9 ©. 133. 

— — bei Lohnverträgen. IV. Nr. 613. B. 9 ©. 204. 

Rechtshilfe, |. Delibationsverfahren. 

— — ſ. Buftellung. 

Rechtskraft des auf einen Eid erfennenden, ben Parteien 
a veriejiebenen Tagen sugeitellten Urtheiled. I. Nr. 6a. 

— — eine Beiurtheiles, durch das mehrere Beweiſe zuge- 
laflen find und wogegen auch nur von einer der Parteien 
pber guch M nur Huch eines Beweismitteld appellirt ift. 

Necoanösetzung: 2 werfahren über die Einſicht der 
Originalien der Beilagen einer Satzſchrift bildet keinen 
Grund zur Siſtirung de Lerfahrens in der Hauptſache. 
H. Nr. 116. B. 2 S. 

— — Auch im —* Verfahren haben die Gerichte 
über Begehren des Beweisführers die zu recognoscirenden, 
in Verwahrung einer öffentlichen Behörde befindlichen Ur— 
funden von Amtswegen beizufchaffen. III. Nr. 318. 
B. 8 ©. 114. 

— — Die Vorweiſung gemeinſchaftlicher Urkunden darf auf 
Verlangen eines Streitgenofien nicht verweigert werben. 
IV. Kr. 190. B. 4 ©. 406. 
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Reviſion a. o.: Erkenntniß auf einen Beugenbeweis in 
Folge der R. gegen die auf Grund rechtskräftiger 
Snterfcnte gefällten gleichförmigen Endurtheile. I. Nr. 51. 

51 


— — a. o. im Vormerlungsrechtfertigungsproceſſe Kein 
Hinderniß des Begehrend des Pränotaten auf Löſchung. 
II. Nr. 20. 8.16. 


— — a. o.: Bor der Gatieidung des oberiten Gerichtshofes 
fann die Löſchung der Streitanmerfung nicht bewilligt 
werden. II. Wr. 44. 8.1 ©. 201. 

— — a. o.: Gie hemmt die in den gleichförmigen Ur- 
theilen der zmei unteren Inſtanzen zugelafjene Eidesab- 
fegung. DO. Nr. 51. .16©. 213. 

— — a. o.: Zuläſſigkeit der a. o.  Sevifion, wenn die Streit- 
theile in einem zum ordentlichen mündlichen Verfahren ge- 
eigneten Yale jih auf das Summarverfahren geeinigt 
und zugleich vereinbart paben, dh diejelbe geftattet fein 
ſolle. III. Nr. 135. 8.5 ©. 


Reviſionskoſten, |. Serihisteiten. 


Reviſionsrecurs: Nicht ausgeſchloſſen, wenn in Boll: 
ftredung eines Erpropriationserfenntniffes in Eijenbahn- 
angelegenheiten die von der erjten Inſtanz vorgenommene 
Schätzung von berielben zu Gericht angenommen wurde, 
diefe Annahme jedoch vom derlandesgerichte behoben 
wird. I. Nr. 45. B. 1S.2 

— — a. o.: Im fummarifchen Berfähren auch gegen Fecu⸗ 
tionsbeſcheide unzuläſſig. U. Nr. 19. B. 1. 

— — a. o.: Zuläſſigkeit desſelben gegen gleihförmige, die 
gebetene Briterftredung zur zguiifieirung einer Bränotation 
abweifende Bejcheide. II. .31. 8.16. 188. 

— — a. o.: Buläfligfeit besfelbent im Richtigftellungsverfahren 
2: mäß 8 16 des k. Patentes vom 9. Auguſt 1854, 

. G. Bl. Nr. 208. I. Nr. 101. B. 2. ©. 6ö. 


Rictigfteffungsverfahren: Der 8. 130 des allgem. 
Grundbuchsgeſetzes hat auf Die außerordentlichen Reviſions⸗ 
recurfe im R. bei der Anlegung neuer Grundbücher feine 
Anwendung, und es ift die Zuläſſigkeit derjelben nad 8. 16 
des f. Pat. v. 9. Aug. 1854, R. G. Bl. Nr. 208, zu be- 
urtheilen. II. Nr. 101. 8. 2 ©. 65. 

— — Auf die im 8. 9 des Gejehes vom 25. Zuli 1871, R. 
G. BI. Nr. 96, normirte Friftverlängerung find bie Be- 
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ſtimmungen des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. 
. 69, nicht anwendbar. IV. Nr. 57. B. 3 ©. 342. 


Rigtigfterfungsverfahren: Ueber den im grundbücher- 
lichen N. feitens einer Partei erhobenen Anſpruch, es ſei 
ein bei der Neuanlegung des Grundbuches als öffentliches 
Gut behandeltes Object ihr EigenthHum, haben die Gerichte 
auch dann zu entjcheiden, wenn die competente Verwaltungs⸗ 
behörde die betreffende Karel ala öffentliches Gut er: 
Härt hätte. IV. Nr. 145. B. 4 ©. 296. 

— — Friftgejuche im Richtigftellungsverfahren find nad) den 
Betinmungen der Eivilproceßordnung zu behandeln ($.7 
2b. 6 B., 8.9 Ge). von 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, 

8. 43 Gel. vom 25. Juli 1871, R. ©. Bl. Nr. 95). IV. 
Sir. 612. 8.9 ©. 203. 

Nüdforderungsanfprud: Wenn aus den gegenjeitigen 
Angaben der Parteien erhellt, daß der Belangte nicht be= 
rechtigt ift, die Rückſtellung deffen zu verweigern, was er 
zugeftandenermaßen vom Kläger erhalten hat, ift er zu 
diefer Rückſtellung zu verhalten, wenn aud) "Kläger den 
Nechtstitel, auf welchen er jein haitellungäbegehren jtügt, 
nicht erwiefen hätte. IV. Nr. 228. B. 4S. 

— — Nicht der Vefiger der im grundbücherlichen R. "angemel 
deten und eingetragenen Dienftbarfeit ift in Folge einge- 
legten Widerjpruches und der nicht erfolgten Einigung der 
Parteien auf den Rechtsweg zu verweiſen ſondern der 
Widerſprechende. IV. Nr. 304. B. 5 ©. 322. 


S. 
Sahverkändige: © Benrtfeifung ihres Gutachtens. IV. 


Sahverhünbigenbemeis: Kurlaſſigteit eines abgeſonderten 
Recurſes. I. Nr. 151. B. . 3. 

— — ſ. Beweisantretungsfrift. 

Satzpoſt, ſ. Hypothek. 

Satzſchrift: Rückſtellung einer ſolchen zur Verbeſſerung eines 
unterlaufenen Fehlers. Bedingung der Feſtſtellung einer 
Reproducirungsfriſt im Falle der Rückſtellung einer Klage 
aus obigem Grunde. J. Nr. 4. B. 1S. 14. 

S kumnih, f 

Sdabener] erf ab bei DSiderrechtlicher Bauführung. III. Nr. 204. 

.7 S. 
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Schadenerſatz: Unter welchen Umſtänden iſt ein Jagd⸗ 
inhaber berechtigt, fremde, in „jenem Reviere jagende 
Hunde zu erlegen? IV, Nr. 5 8.8 ©. 197. 


— — Der Kläger, welcher den Eefap des durch eine auf 
Grund des 8. 467 St. G. gegen ihn erhobene Brivat- 
Hage ihm verurjachten Schadens beaniprudt, muß das 
Berichulden des Getiagten bemweilen (88. 1293 bis 1297 
und 1305 a. b. G. B.). Ein Verſchulden des Gellagten ift 
nicht ſchon deshalb anzunehmen, weil derjelbe bei Erhebung 
der Privatanflage von einer trehamtichen „ehtsanican- 
ung ausgegangen ift. III. Nr. 329. 8. 

— — bei Bergmwerlöbetrieb. IV. Nr. 565. 8. 3 204 

— — Anſpruch bei Verführung. IV. Nr.581. 8.9 ©. 144. 


— — Einer Frauensperſon fteht ein Erſatz zu für die, in 
der Erwartung der ihr vom Dienftgeber in Ausficht. ge⸗ 
ſtellten Ehe, dem Letzteren geleiſteten Haushalts⸗ und Wirth- 
ſchaftsdienſte, wenn die Ehe aus Verſchulden des Dienft- 
gebers nicht zu Stande kam. IV. Nr. 591. B. 9 ©.165. 


Schadenerjagzujiherung: Das mündlid, märe «3 
auch nad Ablauf der Verjährungsfrift, einer Perſon ge- 
gebene Verſprechen, den aus einer fttafbaren Handlung 
zugefügten Schaden zu erjeßen, bildet für den Promiſſar, 
wenn er durch Diele van rung D benachtbeiligt ift, einen 
Klagegrund. IV. Nr. 1 

Schadensklage, geftügt auf ein —8 Erkenntniß: 
Wann in 3, wann in 30 Jahren verjährt? Beginn der 
Berjährungsfrift. J. Nr. 17. 8.16. 2 

— — Umfang der Erjatespflicht im * einer durch 
falſche —5** Anzeigen derſchuweten Freiheitsent⸗ 
ziehung. . 13. 261 

— — Zur Senne om Schabenerfabe im Yalle der Schädi- 
gung des Eredites eine Handeldmannes durch bösmwillige 
erdatiguns feiner Geſchäftsgebarung. IU. Nr. 16. 


— — Bertheilung der Beweislaſt im Falle angeiprochenen 
Erjages für den Verdienitentgang bei einer vorausjichtlich 
nit umer währenden Erwerbsunfähigkeit. II. Nr. 51. 

. ‚1 


— — er eine gerichtliche Verfügung erwirkt, durch welche 
Rechte von Intereſſenten verlegt werden, deren Borhanden- 
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fein er dem Gerichte verjchwiegen bat, deltet 1 für den hier 
aus entitandenen Schaden. IH. Wr. 3 ©. 
Saabenstiage, gegen den Machthaber IT. Kr. 158 


— — Können privatrechtliche Entſchädigungsanſprüche aus 
Delicten vor dem Livilrichter geltend gemacht werben, 
wenn vor dem Strafrichter ein freifprechendes Erkenntniß 
wider den Belangten erfolgt ift? III. Nr.144. 8.5 ©. 50. 

— — Der Beweis ded Schadens, welcher durch Nichtlieferung 
der gelauften, auch an erweitig nah Marktpreis erhält- 
lichen Handelöwaare zugefügt fein fol, fann nicht mittelft 
Erweiſung de3 dem Käufer von einem dritten Abnehmer 
bewilligten Preiſes, jondern nur mit Zugrundele gung des 
Marktpreiſes erbracht werden. IV. Nr. 28. B.3 S. 250. 

— — gegen das Militärärar wegen Scyübigung ber u Ein- 
Peartietungezweden überlaſſenen Gebäude r. 50. 

— — Die Thatſache, daß zwei dur) Jahre nebeneinander- 
ftehende Häufer eines das andere ftügen, begründet ftill- 
jchweigend und wechſelſeitig das Rechtsverhältniß der Dienft- 
barkeit des einen Haufe zum anderen, und hieraus ergibt 
fih für den an Stelle des alten Hauſes ein neues Gebäude 
Aufführenden die Verpflichtung, jeden durch Hinwegräumung 
der Stütze dem Nachbar zugefügten Schaden zu erſetzen, 
auch wenn beim Baue alle fachmänniſchen Vorfichten be- 
obachtet worden wären. IV. Nr. 64. 3.3 ©. 356. 

— — Bedingung der unter Berufung auf 8. 1309 
a. b. G. 8. geltend gemachten Verpflichtung bes Vaters 
de3 Beriehers“ zum Erſatze des dem or lehten aufüntig 
entgehenden Verdienſtes. IV. Nr. .4 © 4 

— — lleber die Anwendung der 88. ı Ob 5 des * 5 
vom 5. März 1869, R. G. BI. Nr. 27, in Bezug auf die 
Haftung der Eifenbafnunternehmung für die beim Verkehre 
ch ereignende Idtung eines Eiſenbahnarbeiters. IV. 

Nr. 225. B. 4 ©. 510. 

— — gegen eine Eiſenbahnunternehmung, ſ. Eiſenbahn⸗ 
unternehmung. 

Schätzungseid: Vom Vormund oder Curator Pomenz des 
Jupilen oder Curanden ablegbar. J. Nr. 34. B. 1 


—8 rief: Wenn die Uebergabe des Sch. auf Grund 
eines gemäß 8. 135 a. b. G. B. erwirkten Urtheiles zum 
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Bmede des Vollzuges derjelben herbeigeführt worden ift, 
kann der Umftand, daß endlich die Gattin erflärt, den Sch. 
freiwillig nehmen zu wollen, nicht bewirken, daß nun die 
ehe als gemäß 8. 134 a. b. ©. B. getrennt gelte. 
IV. Nr. 247. 8.5 ©. 157. 
Sdeiny ertrag: Den Beweis über den Abichluß eines 
Sch. Hat derjenige au ‚erbringen, welcher e3 behauptet. IV. 
Nr. 514. B. 8 S. 

Schenkung auf den — Anw endbarleit Ei Norm 
des 8. 1487 a. b. G. B. Nr. 29. B. 1S. 29. 

— — Nnfehtung einer in nem engetüchen Geſchafte 
enthaltenen Sch. II. Nr. 6. 1S. 

— —  Anfehtung berjelben jitens —8* pflichttheil⸗ 
nehmers. IV. Nr. 21. B. 3 231. 

— — auf den Todesfall: Die Seltendmacung und Durd)- 
führung der Rechte des Gejchenfnehmerd aus einer ver- 
tragsmäßigen, A: unwiderruflich erklärten Sch. a. d. T. 
($. 966 a. b. ©. 8.) hat unabhängig von jeder Ingerenz 
des als Abhandlungsbehörde nad; dem Gejchenfgeber ein- 
Ichreitenden Gerichtes zu erfolgen. IV. Nr. 149. 8.4 ©.306. 

— — auf den Todesfall: Dem Erben kann die Zahlung 
bon Gebühren von dem Werthe einer vom Erblaſſer nod) 
zur Zeit feines Lebens durch Sch. a. d. T. einem Dritten 
augewendeten Rente nicht auferlegt werden: IV. Nr. 269. 
$ 

— — Der Verzicht auf das Recht, die Sch. wegen Undankes 
de3 Beſchenkten zu widerrufen, it wegen der hierin ge- 
legenen Segünftigung der Unfittlichfeit rechtsunwirkſam. 
IV. Nr. 396. 8.6 ©, 313. 

— — Die Mebergabe einer Landwirthichaft gegen die Ber- 
pflichtung des Uebernehmers, dem Uebergeber den im Ber- 
hältnifje zur übergebenen Wirthichaft geringfügigen Unter 
halt zu gewähren, benimmt dem abgeſchloſſenen sertzage 
nicht den Charakter der Sch. IV. Nr. 396. B. 6 ©. 313. 

Schiedsgericht: Die vor einem Sc. abgeichlofjenen Ver⸗ 
gleiche Haben mit den Urtheilen des elben gleiche Rechts⸗ 
wirkung. III. Nr. 100. 8.4 ©. 

— — Borausjegung und Umfang der Zirtſamteit von Sch. 
in Vereinsangelegenheiten aufs rum behörblich genehmigter 
Statuten. III. Nr. 178. 6 S. 

— — Zur Anfechtung wegen Sncompeiengerfärung des Sch. 
IV. Nr. 2 8.56. 
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Schiedsſpruch: Nichterequirbarteit desjelben im Kalle recht- 
zeitig eingebrachter Klage auf deſſen meiingtet nen 
Ueberjchreitung der erhaltenen Gewalt. II. Nr. 42. 

Schied3vertrag: Die Verabredung, fünftige aus em Ber- 

trage entipringende Streitigfeiten durch den Schiedärichter 

entcheiden zu laſſen, ift giltig und die vor dem ordentlichen 
Richter, dieſer Verabredung zumider, belangte Bartet Tann 
damit die Einwendung des gicht gehörigen Gerichtsſtandes be- 
gründen. I. . 26. 

— — De Sch. ilt nic "hindens, wenn im felben 
für die Bildung des Schiebsgerichtes ausreichende Vor⸗ 
forge ia getroffen tft. IV. Nr. 12. 9. 3 ©. 208. 

— — Ein hinſichtlich eines beftimmten Gefchäftes von dem 
Cridatar ſchriftlich abgeichlofjener Sch. ift für den aus eben 
diefem Geſchäfte klagend auftretenden Eoncurömaflever- 
walter bindend. IV. Nr. 16. 8.3 ©. 216. 

Schlußichrift, Neuerungen in der Sch.: Ueber bas Geſuch 
Rn nad) Wernehmung des Gegners zu entſcheiden. I. Nr. 69. 


Shmerzensüelb: Das Sch. iſt eine Vergütung ſoweh 
für körperliche, als auch für moraliſche ahmergen. 
moralifher Schmerz kann auch die drüde orge Kir 
die eigene Zukunft und für die Zulunft der Samifie ange- 
Ieden m werben (88. 1325, 1326 a. 6. G. B.). . Nr. 320. 


— — "dr Höhe des Schmerzenägeldes ift insbeſondere nad) 
Würdigung des Grades der Verlegung, dann deren Solgen 
ab Der berurjachten Schmerzen feitzuitellen. IV. Nr.5 

Schreiber des lebten Willens: Erforderniß der Giltigfett 
einer zu feinen unften in ber Teptimilligen Serfügung ent- 
haltenen Anordnung. 1. 816.5 

Schulderlaß: Der ® nentgelliche Sqh. bedarf Dchichtlich 
ſiner Geltendmachung nid nit der urfundlichen Begründung. 

r. 

— — Wirkſamkeit des vom Gläubiger auf Aufforderung 
eine3 Dritten diefem in Abmwefenheit des Schuldners zu- 
gelagten = Sa. zu Gunften des Letzteren. IV. Nr. 173. 


Sguitheft; „Befrelung. be der Staatsbeamten von der Sch. 


© * u va ü 5 e m ahme: Die in einem Bertrage (Vergleiche) ſeitens 
Entiheidungen IX. 29 
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einedder Paciscenten übernommene Berpflichtung zur Zahlung 
einer Schuld des anderen begründet eine zunächſt unvoll- 
ftändige Affignation, welche Durch Geltendmachung der 
Forderung jeitend des Gläubiger3 g egen den Säufdüber: 
Be zur vollftändigen wird. Nr. 212. B. 4 


Säuldübernahme: Die vom Uebernehmer dem Uebergeber 
einer Liegenſchaft vertragsmäßig zugeſagte Bezahlung der auf 
der legteren haftenden, vom Kaufſchillin nge in Abzug gebrachten 
Schulden begründet eine perjönliche Verpflichtung des Zu⸗ 
Ingenben gegenüber dem anderen Bertragstheile, bei deren 

zuhaltung der Vertragsbrüchige dem Mitcontrahenten 
perſönlich und nicht blos als Hypothelarjchuldner für den 
Nachtheil, welcher diefen hiedurch trifft, erfabpflichtig wird. 
IV. Nr. 292. 83.5 ©. 291. 

— — Die Bezahlung einer urſprünglich eigenen, von 
einem Dritten nachher zur Zahlung übernommenen Schuld 
berechtigt, auf Grund der 88. 1293 und 1295 a. b. ©. 3. 
den Erfah des daraus entftandenen Schadens von dem 
feiner Obliegenheit nicht nachgelemmenen Dritten zu be⸗ 
anſpruchen. IV. Nr. 464. B. 7 S. 218. 

— — Ein Neuerungsvertrag. II. Nr. 9. B. 1 ©. 163. 

Schuldverſchreibung, allographe: Die Mitfertigung von 
zwei Zeugen iſt zur grundbücherlichen Vormerkung gar 
nicht und zur Einverleibung dann nicht erforderlich, wenn 
die Unterſchrift des Jusſteller⸗ ger oder notariell be- 
glaubigt if. J. Nr. 97. 8.16. 

— —  notarielle: Wenn in berieben für den Fall 
der mora de3 Schuldner? die unmittelbare Yällig- 
feit der Schuld und Execution bedungen ift, hat der Gläu- 
biger in feinem Executionsgeſuche bie eingeltetene mora 
nicht zu erweifen. I. Nr. 100. 8.1 ©. 141. 

— — auf den Shader lautende, verlosbare: Mora des 
Gläubigerd. IL. 109. 8.4 ©. %. 

Shulfondäbeiträgein”.Deit IV. Rr. 604. 8.9 6.19. 

Separation: Bei der Möglichkeit der thatjächlichen Ber- 
mengung der Berlaffenichaft mit dem Vermögen der Erben 
kann ein Miterbe zum Curator und Verwalter des im 
Sinne des 8.812 0.6.9.8. „übgelonberten Vachlaſſes nicht 
beſtellt werden. III. Nr. 294. 86.6 

— — Die ©. des Nachlaſſes * nu 8. 818 a. b. G. B. 
gegen den Erben nicht begehrt werden, über beffen Ver⸗ 
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mögen der Concurs eröffnet worden ift. IV. Wr. 66. 
B. 3 ©. 368. 


Separation: Das Sicherſtellungsmittel der separatio bono- 
rum Tann nur dem den Beftand jeiner unbeftrittenen For- 
derung beſcheinigenden Erbſchafte gaubiger bewilligt werden 
(8. 812 G. B.). Nr. 478. B. 7 S. 246. 

Sequefter: en der ©. als Veſder ber ſequeſtrirten Sache oder 
aber als Organ des die Sequeſtration bewilligenden und 
bollgiebenden Gerichtes anzujfehen? II. Nr. 63. 9.3 


— — erecutiver: Kann der e. ©. in Intereſſe der Gläu- 
biger die Räumung der Wohnung des Eigenthümers be» 
hufs möglichiter —* der eapeſtrirten Realität ver⸗ 
langen? II. Nr. 70. B. 5 

— — executiver: Der e. "<. der Einkünfte eines in Erecution 
gezogenen liegenden Gutes ift nicht befugt, Die Bewilligung 
der erecutiven Schäbung des Unten jelbft im Srecutiond- 
wege zu beitreiten. IV. Wr. 1 8.462 

— — Der Erfteher einer —8 — —— Realität 
kann nur zur Leiſtung Desjenigen verhalten werden, was 
ihm in den Feilbietungsbedingniſſen auferlegt wurde, und 
iſt Tec nicht verpflichtet, den Erfah des vom ©. 
gur Erzielung der noch nicht icht abgetrenmten 5 Früchte gemachten 

ufwandes zu leiften. 

— — Er ift beredtigt, bie Ausiceidung von Serenftänben, 
welche zum Fundus instructus der von ihm verwalteten 
Siegenfahaft gehören, aus der geführten Mobilarexecution 
zu begehren. . Nr. 330. B. 6 137. 

Sequeſtration: executive: —— eines Dritten 
als Eigenthümers der Sache. I. Nr. 39. B. 1 S. 197. 

— — executive: Die executive Sequeftration einer vor Er- 
Öffnung des Concurſes gepfändeten Concursliegenichaft kann 
dem Pfandgläubiger un nad der Concurseröffnung be- 
willigt werden. III. Nr. 299. 8.8 ©. 76. 

— — exec.: Bur Vertheilung des Erlöjes der e. ©. eines 
Haufes find mit alleiniger Ausnahme voll befriedigter 
Hypothekare alle jene zuguziehen, melde Hypothekargläu⸗ 
biger gu Dt Beit der a Erzelung diejes Erlöſes geweſen find. 


— — erkntipe: Die Beftimmungen des $. 411 ital. ©. O. 
(8. 320 a. ©. ©.) in Betreff der Sequeftration haben 
durch den 8. 3 des Geſetzes vom 10. Juni 1887, 


29* 


440 Alpbabetiihes Sachregifter. 


Räumungsauftrag, |. Beitandverfahren. 

Realgerichte: Vorgang derjelben bei Berpfändung von 
Liegenjchaften, die in einem Grundbuche nicht eingetragen 
find, |. Pfandredht. 

Realllage: Die Klage auf Zuhaltung des um eine unbe- 
wegliche Sache geichloffenen mündlichen Kaufvertrages, Aus⸗ 
fertigung des Intabulationd-Anftrumentes und Hebergabe 
des Kaufgegenfianbes iſt keine 8. II. Nr.93. B.1 ©. 2 

Reallaft: Eine im Grundbuche eingetragene R. geht auf 
den Erfteher einer erecutiv verkauften Realität, welcher ge⸗ 
mäß der Sellbietungsßebingniffe die „Saften“ derjelben 
übernimmt, ohne Rudi Kl deren Rangordnung über. 
IV. Nr. 220. 8.4 64 

Realrechte: R. können —* den Realſervituten nur in 
Verbindung mit der Sache, zu welcher ſie gehören, ver⸗ 
äußert werden. IV, Nr. 296. B. 5 ©. 305 

Realfteuern: Bor der Loncurseröffnung ertwachiene, wegen 
Berbeimlichung aber erjt nach derjelben vorgeichriebene R. 
bilden feine MM Maſſeſchuld. I. Nr.99. 8.1 ©. 136. U. Nr. 56. 


Rechnung: Auch Derjenige, welchem aufßergerichtlich eine R. 
gelegt worden tft, kann dieſe R. ohneweiters gerichtlich be— 
mängeln, um im Wege des Rechnungsproceſſes einen richter⸗ 
lichen Spruch zu erlangen. IV. Nr. 408 6 

Rennungstegung: Die Berflihtung zur R. geht nad) dem 
Tode des zur R nv alihleten auf deſſen Erben über. 
II. Nr. 289. 8. 

— — Die Berpflichtung ar R. im Sinne des $. 100 
a. ©. O. tritt in den Fällen einer Vermögensver- 
maltung ein, nicht aber in den Fällen betreffend Die 
von einem Commiſſionär in Yolge der Aufträge feines 
Committenten ausgeführten einzelnen und bejtimmten Ge— 
ihäfte. IV. Nr. 81. B. 3 ©. 406 

— — Eine Bartei, welche auf Grund der mit dem 
Advocaten gepflogenen Verrechnung das Ergebniß der- 
felben genehmigt hat, kann den Rechtsfreund zict hinterher 
auf R. belangen. IV. Nr. 143. 8.4 ©. 2 

Rechnungsproceß: Im R. ift die Beftreitung ber Zulaſſigkeit 
dieſes Proceſſes mittelſt Einrede, welcher die Erläuterungen 
nur eventuell beigegeben ſind, ſtatthaft; die Verbeſcheidung 
dieſer Eingabe lautet auf Erſtattung der Replik, eventuell 

. der ferneren Mängel. IV. Nr. 18. B. 3 ©. 224. 
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Rehnungsproceß: Ueber einen durchgeführten R. fann 
nad) Beichaffenheit der gelegten Rechnung, bei Abgang einer 
den Bahlungsanipruch des Klägers aufhebenden Einmwendung, 
auch auf Zahlung des aus der richtiggejtellten Rechnung Ni 
engebenden Ausftanded erfannt werden. IV. Nr. 


— — Die im r angeregte Frage nad) der Buläfjigfeit der 
Cumulirung des Zahlungsbegehrens ift nicht nach den 
Grundjägen des R., ſondern nach den allgemeinen Orund- 
‚Kin ac Gerichtsordnung zu beurtheilen. IV. Nr. 2 


— — Bei Ficterftattung der Mängel ift auf Anſuchen des 
Nechnungslegers die Tagfahrt zur Iretulirung der Acten 
anzuordnen. IV. Nr. 308. B. 5 S. 336. 

— — ſtatt Zahlungsklage. IV. Nr. "566. B. 9 ©. 206. 

— — Die Verpflichtung, eine gelegte Rechnung zu bemängeln 
oder genehm zu halten, befteht nur jenem Rechnungsleger 
gegenüber, dem die Rechnungslegung gejeblich zopliegt. und 
dad nad) 8. 100 0.8. O. geartete Recht zufteht. IV. Nr. 575. 
8. 9 ©. 133. 

— — bei Lohnverträgen. IV. Nr. 613. 8. 9 ©. 204. 

Rechtshilfe, j. Delibationsverfahren. 

— — ſ. Zuftellung. 

Rechtskraft des auf einen Eid erfennenden, den Parteien 
en berichiedenen Tagen zugeftellten Urtheiles. I. Nr. 6a. 

.16©. 15. 


— — eines Beiurtheiles, durch das mehrere Beweiſe zuge- 
lafjen find und wogegen auch nur von einer der Parteien 
Ober au 1 nur Much eined Beweismitteld appellirt ift. 

Recogmosrtzung: Er Vwerſahren über die Einſicht der 
Originalien der Beilagen einer Satzſchrift bildet feinen 
Grund zur Giftirung be Lderfahrens in der Hauptſache. 
HD. Nr. 116. B. 2 S. 

— — Auch im bentficen Verfahren haben die Gerichte 
über Begehren des Beweisführers die Zu recognoscirenden, 
in Verwahrung einer öffentlihen Behörde befindlichen Ur- 
funden von Amtswegen beizufchaffen. III. Nr. 318. 
B. 8 ©. 114. 

— — Die Vorweifung gemeinfchaftliher Urkunden darf auf 
Verlangen eines Streitgenofien nicht verweigert merbden. 
IV, Kr. 190. 8. 4 406. 
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Reviſion a. o.: Erfenntniß auf einen Beugenbeweis in 
Folge der R. gegen die auf Grund redtäfräftiger 
Sntertocute gefällten gleichförmigen Endurtheile. I. Nr. 51. 
9.16. 51 


— — a. o. im Vormerkungsrechtfertigungsproceſſe Kein 
Hinderniß des Begehrens ai Pränotaten auf Löſchung. 
I. Nr. 20. 3.1 ©. 174 


— — a. o.: Bor der Eutſcheidung des oberſten Gerichtshofes 
kann die Löſchung der Streitanmerkung nicht bewilligt 
werden. a Nr. 44. 3.1 ©. 201. 

— — a. 0: Gie hemmt die in den gleidhförmigen Ur- 
theilen ber zwei unteren gInſtangen zugelaſſene Eidesab⸗ 
legung. II. Nr. 51. B. 

— — a. o.: Zuläſſigkeit der a. o. Reviſion, wenn die Streit⸗ 
theile in einem zum ordentlichen mündlichen Verfahren ge⸗ 
eigneten Falle ſich auf das Summarverfahren geeinigt 
und zugleich vereinbart en dh diefelbe geftattet fein 
ſolle. III. Nr. 135 5 ©. 


Reviſionskoſten, ]. erichtsteften. 


Reviſionsrecurs: Nicht ausgeichloffen, wenn in Voll⸗ 
ftredung eine Erpropriationserfenntnijfes in Eijenbahn- 
angelegenheiten die von der erjten Inſtanz vorgenonmene 
Schätzung von derielben zu Gericht angenommen murde, 
diefe Annahme jedod) vom Uberlandeögerichte behoben 
wird. DI. Nr. 65. 8.1 ©. 202. 

— — a. 0.: Im ſummariſchen Verſahren 2 gegen ngecu- 
tionsbeſcheide unzuläſſig. II. Nr. 19. 1S. 

— — a. o.: Zuläſſigkeit desſelben gegen gleihförmige, "die 
gebetene Frifterftredung zur Juſt icirung einer Bränotation 
abweijende Beicheide. IL. Nr. 31. 8.1 ©. 188. 

— — 1.0. Zulaſſigreit desſelben im Siavifelungsvefahren 
g:mäß 8. des k. Patentes vom 9. Auguſt 1854, 
R. ©. U. St. 208. II Nr. 101. 8. 2. ©. 65. 


Nichtigftellungsverfahren: Der $. 130 des allgem. 
Grundbuchsgeſetzes hat auf Die außerordentlichen Revifiond- 
recurfe im R. bei der Anlegung neuer Grundbücher feine 
Anwendung, und es ift die Sutäffigfeit derjelben nad) 8. 16 
des f. Bat. v. 9. Aug. 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, zu be- 
urtheilen. II. Pr. 101. 8. 2 ©. 65. 

— — Auf die im 8. 9 des Gejehes vom 25. Juli 1871, R. 
G. BI. Nr. 96, normirte Friftverlängerung find die Be— 
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ftimmungen des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. ©. Bl. 
Nr. 69, nicht anwendbar. IV. Nr. 57. 8. 3 ©. 342. 


Rihtigftellungsverfahren: Ueber den im grundbücher- 
lichen R. feitens einer Partei erhobenen Anfpruch, es fei 
ein bei der Neuanlegung des Grundbuches als öffentliches 
Out behandeltes Object ihr Eigenthum, haben die Gerichte 
auch dann zu entjcheiden, wenn die competente Berwaltungs- 
behörde die betreffende Parcelle als fentliches But er: 
Härt Hätte. IV. Nr. 145. B.4 ©. 

— — Friſtgeſuche im Fichtinftelingsverfahren find nad) den 
ungen der Auilproceßorbmung zu behandeln (8.7 

B., 8.9 Ge. vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, 
X el vom 25. Juli 1871, R. ©. Bl. Nr. 95). IV. 
ir. 612. 8.9 ©. 203. 

NRüdforderungSaniprud: Wenn aus den gegenfeitigen 
Angaben der Parteien erhellt, daß der Belangte nicht be- 
rechtigt ift, die Rückſtellung deffen zu verweigern, was er 
zugeftandenermaßen vom Kläger erhalten hat, ift er zu 
diefer NRüdjtellung zu verhalten, wenn aud) "Kläger den 
Rechtstitel, auf welchen er fein Rigſtell ungabegehren ſtützt, 
nicht erwieſen hätte. IV. Nr. 228. B. 4 

— — Nicht der Beſitzer der im grumdbücherüichen‘ N. "amgemel 
deten und eingetragenen PDienftbarfeit ift in Folge einge- 
legten Widerjpruches und der nicht erfolgten Einigung der 
Parteien auf den Rechtsweg zu verweiſen, ſondern der 
Widerſprechende. IV. Nr. 304. B. 5 ©. 322. 


S. 


Samverkändi g —F Beurteilung ihres Gutachtens. IV. 

Sagverkändigenseneis: grlälfigteit eines abgefonderten 
Recurfes. IL. Nr. 151. . 3. 

— — |. —S — 

Sappoft, j. Hypothek. 

Satzſchrift: Rüditelung einer folchen zur Verbeſſerung eines 
unterlaufenen Fehlers. Bedingung der Feſtſtellung einer 
Neproduecirungsfriit int Falle der Rüdftelung einer Klage 
aus obigem Grunde. I Nr. 4. B. 1S. 14. 

Säumniß, ſ. mora 

Säadeneriai aß bei twiderrechtficher Bauführung. III. Nr. 204. 


456° Alphabetiſches Sachregiſter. 


Streitanmerkung: Bor Erfebigung der a. 0. Revifion 
nicht zu löſchen. II. Nr. 4. 8. 1 ©. 201. 

— — grundbücherliche: Einer gegen das Gejeg bewilligten 
g. Streitanmerkung kommt die Durch das Grundbuchsgeſetz 
normirte Rüdwirtung des betreffenden Urtbeiles auf den 
Zeitpunkt der Anmerkung nicht zu. DIL. Nr. 90. B.4 ©. 53. 

— — Bu den 88.61 und 70 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 96, betreffend die St. IV. Nr.48. 8.3 ©. 313. 

Streitgegenftand: NAnerbietung des Abfindungsbetrages. 
ID. Rr. 331. 8. 9 ©. 32. 

Streitgenoffen: In jedem Stadium des Brocefles, vor 
eihöpftem Urtheile, bleibt es den, Geflagten überlaflen, 
m von ber Proceßführung fernzuhalten, und es find die 
Streitgenoffen nicht berechtigt, fich der Submittirung eines 
Mitgellagten zu widerjegen. IV. Nr. 123. 8.7 ©. 237. 

— — Wenn mehrere St. ohne Unterſchied irgendwelcher An- 
theile insgefammt in den lo dan an den ob⸗ 
fiegenden Theil verfällt worden find, jo haftet jeder von 
ihnen für die ganzen Koften. IV. Nr. 402. 3.6 ©. 327. 

— — ſ. Haupteibd. 

— — Haupteid der. IV. Nr. 586. B. 9 ©. 156. 

Streitgenoſſenſchaft: Streitgenofjen, welche zum Erfabe von 
Gerichtskoſten verurtheilt wurden, find zur ungetheilten Hand 
(dulbig, dieſelben zu bezahlen, joferne nicht ein andrees 

erhältniß Dr Bahlungspflicht in dem verurtheilenden 
Erkenntniſſe feftgeftellt worden ift. II. Nr.135. 8.3 ©. 12. 

— — Die nachträgliche Erklärung, einem mit lage anhängig 
gemachten Rechtsſtreite al3 Mitkläger beitreten zu wollen, 
ift nur mit Buftimmung des in der age aufgetretenen 
Klägers zuläffig. II. Nr. 257. B. 7 ©. 120 

— — Die durch die St. begründete Suftänbigteit verliert 
mit der Zurüdziehung der Klage gegen den Streitgenofjen 
ihre Wirkung, wenn aud die Wiedereinbringung der Klage 
vorbehalten ift. IV. Nr. 244. 8.5 ©. 145. 

Sublegat, ſ. Legat. 

Subſtitution, fideicommiſſariſche: Nach Eintritt eines Sub⸗ 
ſtitutionsfalles iſt der Subſtituirte vom Subſtitutionsver⸗ 
mögen, in Anſehung deſſen die Gebühren des 8.694 a. b. G. B., 
[omeit eine Verpflichtung biezu beftand, bereit3 nad dem 

ode des Erblafiers, welcher die S. anordnete, entrichtet 
worden find, noch Gebühren der erwähnten Art zu bezahlen, 
»icht ſchuldig. I Nr. 119. 8.36. 3, 
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Subſtitution: Rechtswirkſamkeit der teftamentarijchen ©. 
einer „wohlthätigen oder gemeinnügigen Stiftung“ ohne 
nähere Begeihnung des Zweckes derjelben. II. Nr. 4 


— — Der Fiduciar hat auf die Wertherhöhung des Stamm- 
sapitate Ti für jeine perfon allein feinen Anſpruch. II. 


— — —BE Der f. Subſtitutionserbe hat nach 
dem Tode des Inſtituten eine Erbserklärung einzubringen. 
IV. Nr. 102. B. 4 S. 161. 

— — fideicommiſſariſche: Eine f. S., wodurch angeordnet 
wird, daß das ganze, nach dem Tode des ** atars noch 
vorhandene, ihm zugedachte Vermögen einem eitten zu⸗ 
zufallen habe, tft rechtsgiltig. IV. Nr. 316 b ©. 366. 

— — fideicommifjarifhe. Die dem —S— ſub⸗ 
ſtituirten Erben auf den Nachlaß zuſtehenden Rechte ſtehen 
vor dem Eintritte des Subſtitutionsfalles nicht im Verkehr 
und können daher vor dieſem. geitpuntte night in Erecution 
gezogen werben. III. Nr. 328. 8.9 ©. 2 


Summariſches Berfahren: Unzuföfigtei "bes Recurſes 
gegen die im Sinne des 8. 49 desſelben verfügte in 
leitung einer neuen Verhandlung. I. Nr.9. 8.16.1 

— — ABuläffigleit eines abgejonderten Recurfes Anis 
ber 6 Competenz des Gerichtäftanded. I. Nr. 22. . 


— — Einleitung desfelben tro * Mangels der entſprechen⸗ 
den emathung Der der im ger lage angeſprochenen Sadıen. 


— — Unzuläffigfeit —3— a. o. Recurſes gegen gleichlautende 
Beſcheide, womit über bie wider einen, Zahlungsbefehl 
eingebrachten Einwendungen das ſumm. V. eingeleitet iſt. 
I. Nr. 8. B. 1S. 111. 


— — Die Gerichtskoſten dritter Suftanz gehäheen dem ob- 
fiegenden Nevilionswerber. I. Nr. (An Abänderung 
von II. Nr. 76.) 8. 1 ©. 250. 

— — Findet das LObergeriht den der Incompetenz⸗Ein⸗ 
wendung unbedingt ftattgebenden Spruch der eriten Inſtanz 
abzuändern, jo kann ed nit Ar in der Hauptſache 
enticheiden. II. Nr. 5. 

— — Auch gegen Ererutlonsbefheibe ift der a. 0. Reviſions⸗ 
recurs unzuläffig. IL Nr. 19. 8.16. 174. 
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Summariſches Verfahren: Die Appellationsfrift gegen 
ein nicht vollftändig zugeftelltes Urtheil, deſſen Ergänzung 
rechtzeitig begehrt wird, läuft vom Tage der Zuftellung des 
durd) die Entfcheidungsgründe, ee Zugengusſagen, 
ergänzten Urtheiles. Il. Nr. 26. 8.1 182. 

— Zuläſſigkeit des a. o. Siecnvfes egen gleichförmige 
Beſcheide, womit wegen Incompetenz des Gerichtes die zum 
ſumm. V. geeignete Klage von Aztswegen zurückgewieſen 

wird. I. Nr. 69. B. 1S. 

— — die Einwendung des nicht * ehörigen Gerichtöftandes 
ift bei der erften Tagſatzung, welche vor ſich geht, anzu- 
bringen; als eine ſolche Zagjagung tft aber auch jene an= 
anlehen, welche von den erihienenen Barteien erftredt wird. 

Kr. 71.816. 2 

— — Dem in Dritter Suftanı obfiegenden Revifionswerber 
gebührt der Erjaß der Rebifionäfoften nicht. (Abgeändert 
durch Judicat Nr. 94.) II Nr. 76. 8. 1 ©. 250. 

— — Auch in den zum felben geeigneten. Sällen ie | des Exe⸗ 
cutivverfahren zulaͤſſig. II. Nr. 80. B. 1S.2 

— — Eine unrichtigerweiſe als Kichtigeitsbefigmerbe be⸗ 
zeichnete außerordentliche Reviſionsbeſchwerde im S. hat 
ſchon die gale Anftanz von Amtswegen zu veriwerfen. 
II. Nr. 69. 8.3 ©. 155. 

— — Steicförmige Entjcheidungen der beiden unteren In⸗ 
ftanzen im jummarifchen Verfahren fönnen dur eine 
ee angefochten werden. IV. Nr. 168. 

S 

— — Das Rechtsmittel gegen eine zu Gunſten des Be— 
ſchwerdeführers abändernde Entſcheidung der IL. Inſtanz 
iſt ein außerordentliches und deshalb auch im Executions⸗ 
verfahren auf Grund eines Notariatsactes dann unzuläſſig, 

wenn der heveingubringende Setrag 500 fl. nicht überſteigt. 
IV. Nr. 178. B. 4 ©. 

— — die Veſtimmung ben rüten Abſatzes des 8.9 des Ge⸗ 
jeße3 vom 14. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, Hat nur im 
Ichriftlichen Verfahren Geltung. — Durd) die, auh im 
jummarifchen Verfahren zur Anwendung Tommende Be- 
mung der 88. 14 und 16 desfelben Geſetzes ift die Vor⸗ 
ichrift des 8. 46 des Auftiz-Hofdecretes vom 24. October 
1845, J. G. S. Nr. 906, abgeändert worden. IV. Nr. 561. 
B. g ©. 1%. 

Superpränotation, |. Pränotatton. 
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Superbormerfung, 1 PBränotation. 

Syndicatsklage: rforderniſſe der S.; ihre ſubſidiäre Natur. 
Der Anſpruch auf Schadenerſatz gegen den Staat iſt durch 
ein Disciplinarerkenntniß gegen die Ihutbfragenben richter⸗ 
lichen Beamten nicht bedingt. III. Nr. 92. B. 4 S. 61. 

— — Der im $. 1 des Geſetzes vom 12. Juli 1872, R.G. 
Bl. Nr. 112, enthaltene Begriff „Rechtsmittel“ umfaßt 
jede Mittel, welches das Geſetz in dem betreffenden Ver—⸗ 
fahren an die Hand gibt, um eine durch unrichtige Thätig- 
feit der richterlichen Organe zugefügte Rechtzverlebung 
rechtzeitig abzuwehren. IV. Nr. 525. B. 8 


T. 


Tantiemeanſpruch: Einem mit T. Bedienſteten ſteht das 
Recht zu, Rechnungslegung, beziehungsweiſe die Vorlage 
einer Bilanz zu verlangen. IV. Nr. 413. B. 6 S. 345. 
Taubſtumme können ihren letzten Willen nicht blos gericht⸗ 
lich oder mittelſt Notariatsactes, ſondern auch im Sinne 
des 8. 585 a. b. G. B. in Gegenwart von Perſonen, welche 
Dre, Sadentpraghe verftehen, giltig erflären. III. Nr. 249, 


— Saft: Wird ein T. durch richterliches Urtheil 
ungiltig erklärt, jo tritt, falls die Rüdftellung eines der 
Taufchobjecte bereit3 Früher angeboten wurde, die Verbind⸗ 
lichkeit zur Rüdnahme desjelben mit dem ZBeitpunfte der 
Anbietung und nicht erft mit dem vage der Zuſtellung des 
Urtheilg ein. III. Nr. 227. 8.7 ©. 61. 

Teitament: Iſt das vorverftorbene Kind im Teſtamente ſeiner 
Eltern bedacht, ſo treten ſeine in eben jenem Teſtamente 
nicht genannten Kinder bezůguich des Eorechtes an die 
Stelle ihres Parens. I. Nr. 4 1S. 4 

— — Im Falle der Behauptung, vos es unterfihoßen oder 
geralict, Te it 8. u a. b. ©. B. nicht anmendbar. 


— —  echfeifeiige —*— der Ehegatten bebhrien feiner 
notariellen Erridtung. U. Nr. 9. 8. 16.3 

— — Auslegung der Erbeinjegung der von einem 1, Vereine 
gegründeten und erhaltenen Xehranftalt. III. Nr. 62. B. 3 


— — Hat der Teftator darüber, ob der Enkelkindern zu» 
gewendete Nachlaß nach Köpfen oder nad Stämmen zu 
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theilen ſei, keine Anordnung getroffen, jo iſt bezüglich 
dieſer Theilung der Wille des laſſers aus den dem T. 
entnehmbaren oder ſonſt erwieſenen Umſtänden zu er- 
forſchen und bei dieſer Erforſchung auf die in den 46 
und 683 a. b. G. B. ange hrten Anölegungöregeln Be- 
dacht zu nehmen. IV. Nr. 277. 8.5 S. . 

Zeitament: Das Geſetz unterjcheibet im 8.580 a. 6.8.8. 
nicht, ob dem Erblafler die Schreiblenntniß überhaupt ab- 
gehe, oder ob er zur Zeit der Teftamentderrichtung aus 
irgend einem. anderen Grunde nicht fähig fei, feinen en 
zu fertigen. Die im 8. 579 a. b. &. 8. vorgefchriebene 
Unterjchrift der drei Teftamentszeugen kann nicht durch 
ein Handzeichen erfeßt werden. IV. Rr.473. 8.7 ©.237. 

— — mündlides: Der Beweis über die im Proceß⸗ 
wege angefochtene Rechtskraft einer mündlichen letzten An- 
ordnung kann nur durch die übereinftimmende Ausfage 
der im Abhandlungsverfahren vernommenen Teſtaments⸗ 
jengen, keineswegs aber auf fonftige Art erbracht werden. 
V. Nr. 349. 8.6 ©. 187. 


— — Eine mündliche legtwillige Erklärung ift auch dann 
als giltig anzufehen, wenn der dritte Zeuge ohne Wider- 
ſpruch mit den beiden anderen Zeugen ſich nicht an alle 
einzelnen Beftimmungen der lebtwilligen Erklärung zu 
erinnern vermag (8.586 a. b. G. B.). .Nr. 342. B.9 
S 


— — Begriff der Beltätigung eines Aufſatzes als letzten 
Willens im Sinne des 8. 579 a. b. G. B. — Borausfegungen 
ber Anwendbarkeit des 8. 5681 4. b. G. B. II. Nr. 354. 8.9 

. 101. 

— — Aus der auf Begehren de3 Erblafierd ftattgefundenen 
Ausfolgung des über fein gerichtliches mündliches Teftament 
aufgenommenen Protokolles aus der gerichtlichen Verwahrung 
Tolgt nicht die Aufhebung oder Ungiitigleit des Teftamentes. 
III. Nr. 377. 8.9 ©. 164. 


Teftamentsfchretber, ſ. Schreiber. 

Zeitamentsunterjhiebung. III. Nr. 362. 8. 9 ©. 92. 

Testamentum allographum: Es ift nicht erforderlich, 
dab die Teftamentszeugen den Inhalt der den Schreiber des 
legten Willend oder eine der in den 88. 594 und 595 a. b. 
G. B. gedachten Perfonen betreffenden Verfügung mündlich 
berraftgen orten und daß ſie dieß beſtätigen. J. Nr. 55. 
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Theilfchuldverjhreibungen: Der Belißer von Th., wel⸗ 
cher dem vom gemeinfamen Curator anhängig gemachten 
Rechtöftreite als Intervenient beitritt, tft nicht activer 
Gtreitgenofje. II. Nr. 85. B. 1 ©. 268. 


— — Fällige Coupons von denfelben kann der Befiter 
felbftftändig, eventuell auch im Bagatellverfahren einklagen. 
2 12,90 Feſeitigt und gelöſcht infolge Judicat Nr. 101). 

.1©. . 


— — Zm Falle eines nad) $. 15 Abf. 3 des Geſetzes vom 
24. April 1874, R. ©. Bl. Nr. 49, eingebrachten Gefuches 
um gänzliche oder theilweije Löſchung eines für die Be— 
figer von Theiljchulöverfchreibungen eingetragenen Pfand« 
rechtes ift ein Eurator in Gemäßheit des 8. 4 vorlekter 
Abſatz und des 8. 5 Iebter Abſatz des obeitirten Geſetzes 
behufs Verftändigung von der voſcung auch von Amts⸗ 
wegen zu beſtellen. II. Nr. 155. B. 7 S. 7. 

— — Iſt im Falle von Couponabzügen bei Prioritäten einer 
Geſellſchaft für die Prioritätenbeſitzer ein gemeinſamer 
Curator zu beſtellen? IH. Nr. 140. B. 5 S. 4434. 

Theilungsklage: Grundbücherliche Anmerkung derſelben. 
I. Nr. 18. 8. 1 ©. 173. 


— — Die Bedingniffe, unter welchen die Yeilbietung eines 
gemeinfchaftlichen Gutes als Vollzug der urtheilgmäßig 
ausgefprochenen Aufhebung der Gemeinfchaft erfolgt, find 
nicht auf die für die Erecution beitimmende Art feitzufeßen. 
Il. Nr. 119. 8. 2 ©. 9. 

Theilungsurtheil: Modalitäten der erecutiven Feilbietung 
zur Durchführung eines die Aufhebung einer Gemeinfchaft 
durch Veräußerung des gemeinichaftlichen Gutes beftimmen- 
den Urtheil3. III. Nr. 189. B. 6 ©. 101. 


— — Zurückweiſung de3 Geſuches um Beitimmung der 
Koften des vom Theilungsffäger eingebrachten Einſchreitens 
wegen Schäßung der in Folge des ergangenen X. zu ver⸗ 
faufenden Liegenichaft. IV. Nr. 268. B. 4 ©. 210. 

Titel: Die Zuerfennung des Eigenthums einer Realität aus 
dem Titel der Erſitzung iſt dadurch nicht BY ee 
daß in der Klage das Eigenthum aus einem Kaufvertrage 
geltend gemacht worden tft. IV. Nr. 52. 3.3 ©. 327. 

Todeserflärung: Im Berfahren wegen T. kann das Ar-' 
menrecht ertheilt werden. IV. Nr. 158. B. 4 ©. 323. 
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Trennſtück: Neue Grundbuchseinlage für dasſelbe: Qeiweid- 
wittel fire deifen Zugehörigkeit zum Stammgute. I. Nr. 7 


Trennſtü a i. Servitut. 


u. 


Ueberbot: Wirkung der durch Zufall eingetretenen Ent— 
werthung der executiv verſteigerten Realität nad rechts⸗ 
giltigem Ue., jedoch vor Feſtſtellung der Licitationdbebingniile 
nach dem Gejege vom 10. Juni 1887, R. G. Bl. Nr.7 
II. Nr. 159. B. 5 S. 8 

—358 Sppeiktafererungsanmeibung bei Ve. IV. Nr. 438. 


Ueberg be "grundsügertie, des bereits verfauften Reale 
an einen Dritten. Der 8.4 G. B. ſetzt nicht vor⸗ 
aus, daß der dritte die Stobufakion erwirfende Erwerber 
von, det früheren en „Meberlaflung feine Kenntniß Habe. 

r 

ueberſetzung: De die Partei verpflichtet, die einem von 
Amtswegen erlajjenen Reauifitionäichreiben beigejchloflenen 
Beilagen auf eigene „eoiten überjegen zu laſſen? . 
Nr. 455. . 199 

Ueberfegungsgebühr: Die Gebühr für die Ueberjegung 
andersipradjiger Erſuchſchreiben öfterreichijcher Gerichte ift 
auch im ftreitigen Sedabren nicht von der Partei zu tragen. 
II Nr. 20. 8.2 €. 

Mebertragung: Gefeglüce Srforderniffe zur grundbücher- 
lichen U. des Eigenthumsrechtes auf eine Iuccelitbe, an ver- 
Giedene Perſonen gelangte Realität. III. Nr. 1 8.6 


Unfoliverfiherungsanftatten, ftaatlihe: Zur Frage 
nad) dem Eintritte der ft. U. in die vor dem 1. März 1886 
abgelälofienen Privatverficherungsverträge. II. Nr. 196. 


— — Die VBerficherungsbeträge der nach dem Geſetze vom 
28. December 1887, R. G. BI. Nr. 1 ex 1888, zu errich⸗ 
tenden reſp. errichteten U. tragen an ſich den Charafter 
öfftl. Abgaben und ift denjelben im alle ihrer Geltend- 
machung gegen einen in Concurs verfallenen, verſicherungs⸗ 

pflichtigen Unterneömer, die 1. Kalle d der ooneurögläubiger 
zuzuerfennen. III. Nr. 200. 8. 6 
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Unfallverfiderungsbeiträge: Behandlung der Arbeiter. 
bet der Meiftbotsvertheilung. IV. Nr. 512. B. 8 ©. 140. 
u ugs ar. A „etien-Geistlinaft: Gerichtsſtand in Oeſterreich. 


Unterhalt: Der zur Verabreichung des anftändigen U. an 
die ſchuldlos gejchiedene Gattin verpflichtete Ehegatte ift 
nicht berechtigt, fich Diejer Verbindlichkeit durqh Geltend⸗ 
gachung ner Gegenforderung zu entziehen. II. Nr. 106. 


— — Die Beftimmung des 8. 207 des allg. Serggeießes 
findet auf die Sicherung oder Befriedigung der auf dem 
Gefege beruhenden Anſprüche auf geiltung des U. feine 
Anwendung. I. Nr. 117. 8. 

— — vinſichtich einer ——— egen geleifteten U. 
it 8. 7 3. 2 b Geſ. vom 29. April 1873, rer. Av FR G. Bl. 
nicht anwendbar. IV. Nr. 163. B. 4 ©. 3 

— — |. aud) Kindesalimentation. 

— — Der von der Berlafjenichaft des Vaters eines unehe⸗ 
lichen Kindes im Sinne des 8. 166 a. b. G. B. zu leiſtende 
Unterhalt iſt nicht nothwendig auf Gen Ertrag des Ber- 
laſſenſchaftsvermögens bejchränft, jondern kann auch in 
folder Höhe bemeijen werden, daß zur Beftreitung desfelben 
— Verlaſſenſchaſtayerm ogen es herangezogen werden 


— — Ddie im 8. 914. b. G. B. —5— Alimentationspflicht 
des Mannes iſt öffentlicher Natur und kann daher durch 
ein Uebereinfommen der Gatten nicht aufgehoben werden. 
IV. Nr. 573. 8.9 130. 

— — Die Höhe des der Gattin nach 8.796 0.6.0.8. 9 
bührenden und mangelnden anftändigen Unterhaltes er 
innerhalb der durch die Höhe des Nachlafjes bedingten 
Grenzen derart zu bemeffen, daß der Unterhalt nicht Höher 
jein Tann, als die Rente, welche der ihr gebührende gejeh- 
liche Erbtheil abwerfen würde, und auch) nicht geringer al3 
die Rente, welche der Pflichttheil ergeben würde. 

Nr. 592. B. 9 ©. 167. 

— — Der Anfpruc auf Erja der Koſten des von einem 
Dritten gewährten Unterhaltes eines Armen kann gegen- 
über der Heimatsgemeinde des Septeren en Feriuich geltend 
gemacht werden. IV. Kr. 59. 

Huterhaltsbeiträge: —— —8 1480 a. b. G. B. 

. Nr. 15. B. 1S. 2 
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Unterthbansverband: Zur Entſcheidung von Streitigkeiten 
Detreffend, ben grt übern N find die Gerichte competent. 


Urkunde: Gegen ben —* derſelben kann unter Umſtän⸗ 
den der Gegenbeweis auch mittelſt Haupteid erbracht 
werden. I. Kr. 10. B. 1S. 17. 

— — Die erfte halbe Brobe, Sia Durd den Erfüllungseid 
au ergänzen ift, kann auch dur U. erbradht werben. 

11. Rt. 9. 8.1 ©. 287. 

— — lnanwendbarfeit der Vorſchrift des 8. 887 a. b. ©. 
D in 3a Falle entgegenftehenber Bereinbarung der Parteien. 

— — 8. * a. b. G. B. ſchließt die Beweisführung darüber 
nicht aus, daß in der errichteten U. Etwas aus Itthum 
unrichtig aufgenommen wurde. II. Nr. 38. B. 3 ©. 77. 

— — Der Beweisfraft einer ausländiſchen Anitsurtunde, 
deren Echtheit im Proceſſe nicht beſtritten wird, ſteht der 
eingewendete Mangel De Legalifirung nicht im ege. 
IV. Nr. 9%. B. 3 S. 4 


— — Fuür den all, F der geitweilige Beil der 
Urfchrift einer gemeinichaftlichen Urkunde notbwendig, id, 
it sieleibe | geben | Theilhaber auszufolgen. IV. Nr. 5 


Wetheits Rechtskraft des auf einen Eid erkennenden, den 
Jarteicn u verfchiedenen Tagen zugeftellten U. I. Nr. 6 


— — Gelbit die auf Grund Fe Beugen- oder Sach⸗ 
verftändigenbeweije gefällten gleichförmigen Endurtheile der 
unteren Snftanzen können vom oberften Gerichtshof ab⸗ 
geändert und auf weitere, ſeitens der Parteien angebotene 
Beweiſe erfannt werden. I. Nr. 51. 8.16.51. 

— — Renn da3 Gericht über eine Zahlungsllage der Ein- 
wendung des Gellagten, daß der Anſpruch vorerft im 
Rechnungsproceife auszutragen fei, Folge zu geben findet, 
fo hat dasjelbe über die Klage nicht mit Urtheile zu ent- 
icheiden, fondern das Verfahren mittelit Beſcheides aufzu- 
heben und die Suräcfteltung der Klage zu verfügen. . 
Nr. 566. 8.9 ©. 2 

urbeife, —— Privatrechtliche Bedeutung und 

Wirkſamkeit eines ſt. U. über die Ungiltigkeit von Rechts⸗ 
geſchäften und Urkunden. Vorausſetzung zur Anwendung 
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ver Bi 88. 466 und 1497 a. b. ©. 8. II. Nr. 145. 98.5 


Urtheile, ftrafgerichtliche, |. Execution. 

Urtheil 3gebü rt, vor der Sonenrderöffnung begründet: 
feine Maffejchuld. II Nr. 22. 8. 176. 

Urtheils- oder fonftige unmittelbare Gebühren, Wenn vor 
der Concurseröffnung begründet, find diefelben, wenn auch 
der Bahlungsauftrag erft nad) der Concurseröffnung aus⸗ 
gefertigt ift, feine Maſſeſchuld. I. Nr. 98. 8. 1 ©. 136. 


®. 


Vadium: Einbeziehung des bei.der erften eyecutiven Ver⸗ 
fteigerung vom Erfteher erlegten ®. in das bei der weit: 
tation erzielte Meiftbot. II. Nr. 186. B. 6 S. 9 

— — ſ. Relicitation. 

Baterihaft: Ein zwiſchen der Bormundichaft eines un- 
ehelichen Kindes und deffen vermeintlichem Vater gejchloffener 
und von der Bormundichaftsbehörde genehmigter Vergleich 
bat auch Hinfichtlich des Berzichtes, die Anerkennung der 
V. des letzteren jemals erwinten zu wollen, rechtliche Wirkung. 
IV. Rt. 363. B. 6 S. 2 

— — Der Umftand, daß bie Mutter eines in die Tauf- 
matrifel als unehelich eingetragenen Kindes zur Zeit der 
Geburt desjelben verehelicht war, Tchließt die unbedingte 
Berufung auf die nad) 8. 163 a. b. G. 8. geartete Ver- 
muthung der VBaterjchaft eines aritten zu dem Kinde nicht 
aus. IV. Nr. 543. B. 8 S. 2 

Väterlihe Gewalt. IU. Kr. Beh 3. 9 6©. 19. 

Berabredungen, mupdlihe Unanwendbarkeit der Bor- 
(ei des 8. 887 a. 6. G. 3. im Sale entgegenftehender 

. ber Barteien. IU. Nr. 6. 8. 6 149, 

Beränherumnseonteng der Gerictshöte nah 8.83 J. N.: 
Deſſen Entbehrlichkeit, falls die Veräußerung im Zuge des 
Abhandlungsverfahrens erfolgt. I. Nr. 85. B. 1 ©. 104. 

Veräußerungsverbot: Rechtliche Wirkungen eines letzt⸗ 
willigen 8. und Belaftungäverbotes, das vermöge eines 
demjelben beigefügten, aber in dad Hauptbuch nit ein- 
getragenen N Beifaßes 2 eine Die Refolutivbedingung in fich jchließt. 


Verbot im inferitungsprocefie III. Kr. a1. 8.76.41. 
— — Vorausfegungen. IV. Nr. 468. 8. 7 ©. 227, 


Entieidungen IX. 30 
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Verbot: Die durch das rechtskräftig erwirkte Verbot auf 
eine Forderung geſchaffene Rechtslage wird durch eine ver⸗ 
ſpätete Ceſſion dieſer Forderung nicht berührt, jonbern be be- 
fteßt ud —F Ce fiener gegenüber unverändert fort. III 


— — ler dem im 8.284 a. G. O. vorkommenden Aus- 
drude „Forderung“ kann auch der mit der Anfechtungsflage 
geltend gemachte Anſpruch gegen den a uechtungägegner 
verftanden werden. . Nr. 358. B. 9 

Berbotzrent: Befigerwerb b desfelben. IV. Fi 3. 8. 3 


Berbois-Reutiertigungötlage: Yorum der V. IV. 
Nr. 73. ©. 3 S. 391. 


Verein: —*8 Wirkung der Erbeinſetzung einer von 
einem V. erhaltenen Lehranftalt. II. Nr. 62. hir: 38 140. 

Verfachbuch: Der Schlußſatz des 8. 469 & b. B. ift 
bei demfelben nicht anwendbar. TI. Nr. 30.8. 3 ©. 46. 

— — In Dirten des Verfachbuchſyſtems ift die von dem 
Hppothelargläubiger am Tage der erecutiven Veräußerung 
der Realität geichehene Anmeldung der up rberung recht⸗ 
zeitig erfolgt. IV. Nr. 279. B. 7 S.2 

— — In. Orten des Verfachbuchſyſtemes *. die von dem 
Hypothekargläubiger an dem in dem Edicte zur erſten Feil- 
bietung beftimmten Tage geichebene umelbung der gorber- 
ung rechtzeitig erfolgt. III. Nr. 339. 8.9 ©. 48 

Berfügung, lebtwillige: Daß die auf jelber unterfertigten 
Zeugen aud den Inhalt der den Schreiber Der l. V. oder 
eine der in den 88. 594 und 595 erwähnten Perſonen be⸗ 
treffenden Anordnung vom Teftator mündlich beträftigen 
hörten, tft nicht erforderlih. I. Nr. 55. B. 1 ©. 54 

— — letztwillige, welche in einen rechtsverbindlichen Ehe⸗ 
vertrag aufgenommen ſind, können nicht ſchon deswegen, 
ſondern nur bei genauer Befolgung der hiefür gelegten 
Bedingungen als Erbvertrag gelten. IV. Rr.107. 8.4 ©.1 

Berfühbrung und Schwängerung einer iBeibapechem. 
Gelbe Hat feinen Anſpruch auf Entichädigung aus dem 
Grund der verlorenen Ehre oder der verminderten Ausficht 
auf Berehelihung. I. Nr. 32. 3.16. 31. 

— — Einer unter der nicht erfüllten Bufage der Ehe ver- 
Füßrten Frauensperſon gebührt nach 8. 1324 a. b. G. 82. 
dag Red auf volle Genuathuung welche nach 8. 1323 

a. b. G. B. ſich nicht nur auf die Schadloshaltung, ſondern 
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auch auf den entgangenen Gewinn und die Tilgung der 
verurfachten Beleidigung erſtreckt. — Verhältniß des 8. 1328 
a. b. G. B. zum 8.506 St. G. IV. Nr. 581. 8.9 ©. 144. 


Bergleich, gerichtlicher: Unumgängliches Erforderniß der 
Erecutionsfähigfeit eined vor Gericht gefchlofjenen 8. ift 
e3 nicht, daB vor dem betreffenden Gerichte in Der ver- 
glichenen Sache eine Klage voranging. III. Nr. 29. B. 3 ©. 45. 

— — gerichtlicher: Derjelbe bedarf zu feiner Öittigteit nicht 
ment der Unterſchrift der Parteien. IV. Nr. 272. 8.5 


— — gerichtlicher: Die Rechtsgiltigkeit eines zwiſchen ber 
Bormundicaft eines unehelichen Kindes und dem Bater 
des Iebteren über Vaterſchafts⸗ und Alimentationsverhält- 
niſſe abgeichloffenen, von der Bormunbjhaftäbehörbe ge⸗ 
nehmigten V. kann im Grunde des 8. 170 a. b. ©. B. 
nicht angefochten werden. IV. Nr. 287. B. 5 ©. 274. 

— — Der über eine ſtrafrechtliche Privatanklage wegen Ehe- 
bruches abgeichloffene Vergleich, wodurch die Verpflichtung, 
ven bisherigen Wohnort zu verlaffen, übernommen wird, 
ift nah $. 1384 a. b. G. 8. giltig und nad) den 88. 309 
und 310 a. G. O. erequirbar. III. Nr.363. B. 9 S. 124. 

— — unerlaubter Vertrag? TI. Nr. 355. 8.9 ©. 109. 


Verjährung: Auf jelbe ift im Falle der Rückſtellung einer 
Klage zur Berbefjerung eines unterlaufenen Fehlers feine 
Nüdficht zu nehmen. I. Nr. 4. B. 1 S. 14. 

— — der Beweiskraft von Handels⸗ und Getwerbebüchern 
von Amtöwegen zu berüdfichtigen. I. Nr.5. B.1 ©. 14. 

— — Auf rüditändige, in Jahres⸗ oder kürzeren Frijten zu 
entrichtende Leiftungen von fortwährenden oder lebens- 
länglichen Renten, insbeſondere Leibrenten oder Unterhalt3- 
beiträgen Tin findet 8. 1480 a. b. ©. B. Anwendung. I. Nr. 15. 


— — —* oder in kürzeren Friſten zu entrichtender Lei- 
ſtungen von tortmährenden oder lebenslänglichen Renten 2c. 
nad 8. 140 a. b. G. B. J. Nr. 15. 816. 21. 
— — legirter jahrlicher Beiträge zur —** geittiber 
genefieien ꝛc. nad 8. 1480 0.6.9.8. J. Nr. 1 


— — der auf ein ſtrafrechn iches Erlenntniß geſtützten Scha⸗ 
densklage. J. Nr. 17. 1©.2 
— — nad 88. 1480, 487 und 1480 läuft auch gegen den 


30* 
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Fiscus und die im $. 1472 erwähnten Körperjchaften. 
1. Nr. 18. 98.16. 23. 

Verjährung der Erbſchaftsklage: Peginn der tgrift, Hemmung 
und Unterbrechung derjelben. I. Nr. 28. B. 1 ©. 28. 
— — Die Norm des $. 1487 a. 6.8.8. ift auch auf Erb- 
verträge und Schenkungen auf den Todesfall anwendbar. 

I. Nr. 29. 8.16. 29. 


— — Mit der eingetretenen V. der Klage aus einem binnen 
einer gejeßlich beftimmten Friſt unter Androhung der Er- 
löſchung geltend zu machenden Rechte ift auch die Mög- 
lichleit, jelbe excipiendo geltend zu machen, erlojchen. 
1. Nr. 36. 8. 1 ©. 3. 

— — des Pflichttheildrechtes nach $. 1487 im Falle der 

Pflichttheilöverlegung durch eine Schenkung unter Xebenden. 

1. Nr. 455. 38.16. 42, 

— — Im Falle der Behauptung der Fälſchung oder Unter: 
ſchiebung findet die V. nach 8. 1487 nicht ftatt. I. Nr. 67. 
B. 1 S. 68. 

— — Die im 8. 1480 des a. b. G. B. feſtgeſetzte drei⸗ 
jährige Verjährung findet auf rückſtändige, periodiſch fällig 
werdende Lohnanſprüche nicht bloß des Dienſtgeſindes, ſon⸗ 
dern aus dem Lohnvertrage Überhaupt feine Anwendung. 
I. Nr. 111. 38.2 ©. 23. 

— — Der Klage de3 Fruchtnießerd gegen den Eigen- 
thümer auf Herausgabe oder Erjab der vom leßteren be= 
zogenen, vor mehr als drei Jahren abgereiften Natural- 
früchte, unterliegt nicht der Verjährung des $. 1489 a. b. 
G. B. I. Nr. 11. 8.1 ©. 166. 

— — Anmendbarfeit der Frift des 8. 1489 a. 6. G. 8. 
auf Klagen wegen Zahlung einer Conventionalftrafe. LI. 
Nr. 38. 1 ©. 19. 


— — Im Becdjelrechte ift zur Unterbrecdjung der 3. die ge= 
hörige Fortjegung der Klage nicht erforderlich. I. Nr. 118, 
8.269. (. IT. Nr.1 8.26. 12. 

— — Durh die Geſetze vom 14. Juni 1868, R. ©. Bl. 
Nr. 62, und vom 15. Mai 1885, R. ©. Bl. Nr. 77, wurde 


die Beſtimmung des 8.1480 a. b. ©. B. über Die Ver⸗ 
jährung von Binfen nicht abgeändert. II. Nr. 277. 8.8 


— — Der Kläger Hat zur Begründung feines auf die V. 
geitügten Begehrens um Einverleibung der Löfchung einer 
bypothecirten Yorderung nur den Zeitpunkt der erfolgten 
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grundbücherlihen Eintragung derjelben, ſowie den Ablauf 
der gejeblichen Berjährungszeit nachzumeifen, dagegen trifft 
die Beweislaſt Hinfichtlidy der den Beginn, Die Hemmung 
oder die Unterbrechung der V. betreffenden Umſtände den 
Belangten. IV. Nr. 324. 9.5 ©. 385. 

Verjährung: 3 telung bei Wiedereinjegung. III. Nr. 374. 
B. 9 


— — ver Onpotfefartinge. II. Nr. 343. 8. 9 ©. 55. 

Verjährungsfriſt: nad 8. 1487: Auf den Yall der Be- 
hauptung der Unterjchiebung oder Sälldung eines Teita- 
mentes nicht anwendbar. I. Nr. 67. B. 1 S. 6 

— — Die dreißigjährige V. eines den öffentlichen Bügern 
einverleibten Forderungsrechtes läuft vom Tage der Ein- 
verleibung der Webertragung der Yorderung in da3 öffent- 
liche Buch und nicht vom Tage der früher erfolgten Er- 
werbung derfelben burh den Cejjionär 6 451, 1478 und 
1479 0.6. ©. 8.). II. Nr. 236. 8.76.78. 

Berfäufer: Der V. einer Siegenfchaft, auf welche im Grund- 
buche ein Dritter al3 Eigenthümer eingetragen ift, ift ver- 
pflichtet, dieſes der Cigentgumseintragung D des Käufers 
Engegenfiehene Hinderniß zu beheben. . Nr. 224. 


Verlaſſenſchaft: Wirkung des Convocationgedictes „süg- 
lich der Nachtabgtänniger. 1. Nr. 20. B. 1 S. 24. 

— — Bu den im 8. 37 ur. Norm angeführten Exrbichafts- 
Hagen gehört auch die gegen den Erben eingebrachte age 
auf gretiae 5 Befanntgabe des Nachlaßvermögens. II. Nr.150 

— — Hat der Kläger ungeachtet der bereit3 erfolgten Erb3- 
erklärung den Nachlaß des Schuldners als Tiegend zu Handen 
eine3 Curators belangt, jo ift das über die Klage durch- 
geführte Verfahren auf Nerlangen ber erb3erflärten Erben 

als nichtig aufzuheben. III. Nr. 2 B. 8 S. 18. 

— — die im 8. 142 kaiſerl. Balent Gem 9. Auguft 1854, 
NR. G. BI. Nr. 208, beftimmten Sicherheitsmaßregeln, 
zu benen bie Aufnahme eined Vermögensverzeichniſſes nur 
im Sinne des $. 48 1. c. gerechnet werden könnte, finden 

nur dann Anwendung, wenn Nadjlaßgläubiger vorhanden 

. find, deren Snterefien nad) den 88. 23 und 139 1. c. 
auch bezüglich des Nachlafjes eines oitomanifchen Unterthand 
zu wahren find. IV. Wr. 204. B. 4 S. 4 

— — lieber die Anwendbarkeit der 88. 23 und 138 faij. 
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Patentes vom 9. Auguſt 1864, R. G. Bl. Nr. 208, belangend 
die anläßlich der icherftellung hierländiger Gläubiger u 
treffenden bejonderen ortehrungen in in Richt der 8. 
der Ausländer. IV. Nr. 2 
Beplaſten aa Tean he non: Iſt hen Skubiger, wel⸗ 
her Forderungen gegen den Nachlaß eines Auslaänders 
anmeldet, eine Praͤcluſivfriſt zur gerichtlichen Geltend- 
machung berfelben zu beftimmen? II. Rr. 79. 8.4 ©. 27. 
— — Einbeziehung einer auf den Inhaber nubaben Lebens⸗ 
verlierungspoligte {N in en Nachlaß des Berficherten, 


— — Benn ſich zu einem Radiafe der allein eingejebte 
Teitamentserbe unbedingt und ein gefeglicher Erbe aus dem 
Gejege bedingt erb3erflärt, jo tit zwar das Nachlaßinventar 
aufzunehmen, doch Hat der gejegliche Erbe die Snventurs- 
toften vorbehaltlich feiner eventuellen ezrlapaniprüdhe vor⸗ 
zuſchießen. II. Nr. 229. B. 7 S. 6 

— — Das zu Gericht angenommene, eibesfättige Bermögend- 
befenntniß tit keineswegs eine Urkunde, welche, joweit es 
ſich um die Bemeſſung der Staatd- und der diejen gleich 
geitellten jonftigen Gebühren handelt, den Werth der ein- 
befannten Nachlaßobjecte, ſowie die Richtigkeit der einge: 
gielten abʒ Abzugspoſten glaubwürdig nachweiſt. IV. Nr.2 


— — Nadhtragseinanttoortung. IV. Ar. 451. 8.7 ©. 198. 

— — nad einem in Defterreich wohnhaft geweſenen und da- 
jelbft verftorbenen Angehörigen der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika beim Vorhandenfein eined nad) den Gejeben 
des Heimatsſtaates giltigen, nad after chichem Rechte 
ungiltigen Teſtamentes. III. Nr. 330. B. 9 28. 

Berlafjenfhaftsgebühr: Zur demellung” der Berlofenn 
I@aftsgebüßt für ben Spiener k. r. Aruntenanftaltenfond. 

I. Nr. 239. 876.9 

Bermäßiniß, j. Legat. 

Bermiether, |. Beftandgeber. 

Bermögensangabe, eidlihe: Anmwendbarleit des Geſetzes 
vom 16. März 1884, R. ©. Bl. Nr. 35, auf wegen Ber- 
ng unter Curatel geſetzte Berfonen. II. Rr. 14. 


— — Das Recht des Gläubigers, von feinem Schuldner die 
eidliche B. im Sinne des 8. 3 des Geſetzes vom 16. März 
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. 1884, R. ©. Bl. Nr. 35. zu verlangen, wird durch ein 
über das Vermögen des Letzteren im Auslande eröffnetes 
Eoncursverfahren nicht behindert. IV. Rr. 144. B.4 ©. 295. 

Bermögendangabe, f. and ofiverfügung 

Vermögensübertragungsgebühren, ſ. Gebühren. 

Berpädter, h Beftandgeber. 

Berpflegstoiten: Die Einwendung der belangten Erben, 
der vom Erblaſſer zu leiftende Erſatz der Roften feiner Ver⸗ 
pflegung ſei ſchon durch die gering gigen Arbeiten erfolgt, 
welche der Berpflegte in der Mitt haft der Kläger um bes 
Beitvertreibes willen Keimilig verrichtete, ift unbegründet. 
IV. Rr. 133. B. 4 S 

Beröftegungsanfpräge * Gegenſtand der Execution. 


Verpflichtungsurkunde, ſ. Schuldverſchreibung. 


Verf Gweigung: Ver eine gerichtliche Verfügung ermwirkt, 
durch welche Rechte von Intereſſenten verlegt werden, deren 
Borhandenfein er dem Gerichte verſchwiegen hat, haftet für 
den hieraus entftandenen Schaden. III. Wr. 53. 8.3 ©.1 


Berfiherungsantrag: Im Falle des Widerfpruches, van 
ein: 8. von der erficherungsgefeltfchaft angenonmen 
worden ift, Tiegt der Beweis diefer Annahme, jowie daß 
biejelbe ne eölgeitig erfolgte, be der Verſicherungsgeſellſchaft ob. 


Ber N i erues gsb * ti ge, e,t gefetzliches Pfandrecht der. III. 


Berfiherungsgeeiticaft, wechjeljeitige: Die Ueber⸗ 
nahme einer Verficherung feitend einer rein wechſelſeiti en 
(gegenfeitigen) B. ift fein Handelsgeihäft im Sinne 

Art. 271 & 3. Rein pecheiſe tige 3. V. ſind —* 
—— I. Nr. 110 

Berfiherungapolizge: Eine auf die Erben —* kann 
von dem Verſicherer durch einen Rechtsact unter Lebenden 
Zit Rechtwirtſamleit verpfändet werden. III. Nr. 218 


Berliherungsfumme: Einbeziehung berietben in die Ver⸗ 
laſſenſchaftzabbanduung. UI. Nr. 108. 4 ©. 94. 

— — Die 8., welche zufolge der Polizze nach dem Ableben 
des —ã an den Ueberbringer derſelben zu be— 
zahlen iſt, bildet auch dann, wenn die Polizze ſich zur 
Zeit des Todes des Verſicherers noch in deſſen Beſitz 
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befindet, Fein Object ber Ferlaſſenſchaft des Verſicherers. 
IV. Rt. 26. B. 3 S.2 

Serfiherumgslumme: Zobeziehung einer V. in den 
Activftand des Nachlaſſes des Verſicherten auf Verlangen 
eines Gläubiger3 des legteren, jebo unter Anmerkung 
ber Streitigteit. IV. Nr. 136. B. 4 ©. 276. 

— — Die im Nachlaſſe des Verſicherten vorgefundene, zu 
Gunſten bes Inhabers lautende Vebensverfiherungs- Poli ie 
bildet ein Nachlaßvermögen und nur der Erbe als ſolcher 
fann als Inhaber berielben in Betraht fommen. IV. 

. Nr. 318. 8.5 ©. 36 

— gur Rechtsbeſtändigkeit des Aſſe⸗ 
euranzvertrages. Der Eintritt des Schadensfalles begründet 
Ra notbivendigerieile die Bertragsauflöfung. III. Nr. 237. 

— — —* Angaben in der dem V. zu Grunde zu 
legenden Declaration des Verſicherungswerbers haben die 
hierauf geſetzte Ungiltigkeit des V. auch dann zur Folge, 
wenn die Verſicherungsgeſellſchaft in Folge unregelmäßiger 
Pedahrunge bie mögliche Prüfung jener Angaben unter- 
ließ. 162. 8. 4 ©. 331. 

— — Sufagen weiche der Berficherungswerber in dem 
ſeinerſeits unterfertigten Verſicherungsantrage, beziehungs- 
weiſe einem Anhange zu demjelben gemacht hat, erlangen 
nur durd) deren Annahme in der dem Verſicherungswerber 
Din ahägegebehen Polizze verpflichtende Wirkung. IV. Nr. 415. 


— — ſ. aud) Bertragsabichluß. 
Berjforgung: Zum Begriffe der ®. IV. Nr. 372. 8.6 ©. 256. 


Verjorgungsanftalt: Bezüge aus Rentenſcheinen der all- 
gemeinen ®. in Wien unterliegen nur in dem 500 fl. über- 
iteigenden Betrage der Execution: Abfindungsbeträge, welche 
an die Erben des Rentenfcheinbefiter3 unter Umftänden zu 
zahlen find, bilden vor Eintritt der letzteren Fein felbftftän- 
diges Erecutionsobject (8. 1287 a. b. G. B., Urt. II. des 
Gefeßes vom 26. Mai 1888, R. G. Bl. Kr. 75). IV. 
Nr. 450. B. 7 ©. 192. 

Berjorgungsfond: Bemeffung der Nachlapgebühren zum 
allgemeinen V. von dem Nachlaffe eines in Wien Ber- 
Karben. Mörehnung ber ber zausgeſetzten frommen Legate? 
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Verſorgungsgeſellſchaften: Erhöhung der Beiträge; Be- 
Angung dez, Wirtſamteit gegen die Mitglieder. II. Nr. 46. 
.1 20 


— — Die dem annehmenden Theile erkennbar gewordene 
Nichtübereinſtimmung der Intention des Antragſtellers mit 
dem dieſem von einem Organe des annehmenden Theiles 
vorgelegten Antrage, welchen er, ohne ihn gelejen zu. haben, 
unterfertigte, fteht nad) $. 876 a. b. ©. 8. der verpflich- 
tenden Wirkung der Annahme des Vertragsantrages ent⸗ 
gegen. IV. Nr. 252. B. 4S. 

Vertrag: Zur Frage des guitonbetommens eines zwischen 
Dbmejenben geſch gel@toffenen ı Aeiflien Vertzages nach 8. 862 


Vertrag, —— Der V., mittelſt deſſen ein Ent- 
gelt für die Entſchlagung von der ſtrafgerichtlichen Zeugen⸗ 
ſchaft zugeſagt wird, iſt, weil zur Vereitlung der Anwendung 
des Strafgeſetzes gfeeiguet, unerlaubt und daher rechts⸗ 
unwirkſam. IV. B. 6 ©. 218. 

— — Ein Vergleich zwiſchen dem Brivatbetheiligten und 
dem Angellagten im Zuge des Strafverfahrend über den 
privatrechtlichen Anſpruch ift deshalb allein, weil fich in- 
folge desfelben der Privatbetheiligte der Beugenichaft ent 
lagen bat, nn nicht unerlaubt. (8. 878 a. b. G. B.). I 

r. 

Beriragserfülfung: Bi Forderung der Erfüllung eines 

Jertrages für welche keine beſtimmte Zeit feſtgeſtellt iſt 

904 a. b. ©. B.), muß ſich der Berechtigte jenen Auf- 
(hub — laſſen, welcher nach der Natur der Sache 
und dem gewöhnlichen Gange der Dinge ſich als ein noth— 
wendiger darſtellt. Insbeſondere fann auf Grund des 
8. %04 a. b. G. B. die Erfüllung eines Kaufvertrages 
nicht gefordert werden, wenn der Kläger felbit feine Ver⸗ 
bindlichkeit bisher weder erfüllt hat, noch diefelbe zu er 
jälen Bereit ift (8. 1052 a. b. G. B.). II. Nr. 317. 3. 8 

. 11 


— — Die Klage des Verkäufers auf Einhaltung des abge- 
Kroffenen Kaufvertrages, kraft deſſen Eigentbum und 
Beſitz, Laften und Nubungen der verkauften Liegenschaft 
fofort auf den Käufer übergegangen waren, kann deshalb, 
weil nach Ueberreihung der Klage eben dieſe Liegenſchaft 
in einer Executionsführung wider den noch im Grund— 
buche als Eigenthümer ſtehenden Verkäufer veräußert wurde, 
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auf Grund der eingewendeten Unmöglictet d der der nicht 
zurüdgewiejen werben. . Nr. 3 

Vertragserfüllung: Zur Yrage über Die ohne cine cite 
beftimmung übernommene Depuration einer Liegenichaft 
von Reallaften. IV. Nr. 532. ©. 181. 

Bertretung ex oflo: Die Enthebung wegen Unduraführ- 
barteit der Nechtsfache fteht den Gerichten zu. IL Nr. 89. 
8. 1 ©. 277. (Befeitigt durch Judicat Nr. 108.) 

— — ex oflo: Die Enthebung von derjelben fteht überhaupt 
und insbeſondere auch wegen Undurchführbarleit bes Rechts⸗ 
enfpruden d dent Advocatenkammerausſchuſſe zu. I. Nr. 108. 


Bertretungsleifter: Bei Submiſſion des Gellagten in das 
Klagebegehren fteht feinem 3. das Recht der jelbftftändigen 
< terführung des Proceſſes nicht zu. IL. Nr. 271. ©. 8 


u, Zur ‚groge der Legitimation des V. IV. Kr. 230. 

— — Fein, er Bedingungen: deſſen Zulaſſun IV. 
Nr. 465. 8 7 ©. 222. i Sutaffung. 

Bertretungsleiftung: Der Cefjionar ift nicht berechtigt, 
die Bertretungsleiftung von dem Cedenten zu verlangen 
(88. 931, 1397 a. b. G. B., 8.58 a. G. O.). IV. Ar. 554. 
8. 9 ©. 183. 

VBerwahrer: Der 8. hat zu beweiſen, daß der Schaden, der 
der verwahrten End zugegangen iſt, auf Zufall beruht. 
IV. Nr. 42. B. 3 297. 

— ———— Gegen die Klage des Deponenten 
auf Herausgabe des Depoſitums iſt die Einwendung des bereits 
natutenmähig erfüllten Vertrages zuläffig. II. Nr. 195. 


Verwalter: Der nad $. 836 a. b. G. B. vom Richter be⸗ 
ftellte Verwalter einer —— Sache iſt nicht 
als gerichtlicher Verwalter, ſondern gemäß 8. 837 a. b. 
G. B.als Machthaber der Eigenthümer der gemeinſchaftlichen 
Sache anzuſehen; über gene | Aniprüche gegen die Eigentümer 
der Sache Tann im Beftreitungsfalle nur im ordentlichen 
Rechtswege entichieden werden. IV. Nr. 547. 8.86. 210. 

V eraugäginien: Daben 8. von einer unverzinslich intabu⸗ 
arten Sarberumg „alt aleihes Pfandrecht mit dem Capitale? 


— — Eie haben, 35 wenn das Pfantrecdt für fie grund- 
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bücherlih „nicht einverleibt ae die gleige Nangorbuung mit 
dem Capitale. IV. Nr. 1 B. 4 

Biehtrieb: Sm —— —— Sihadenproceife, 
welchem die unberechtigte Nichtgejtattung des V. zu Grunde 
liegt, kann über die Berechtigung, über fremden Grund 
Bieh zu treiben, entichieden werden. IV. Nr. 3. 8.3 ©.179. 

Bineulirte 2 Obligationen, Feilbietung von — II. Nr. 292. 


Vollmacht: Die Anerkennung des Vollmachtsverhältniſſes, 
welches in der vom Bollmachtgeber für die vom Bevoll- 
mächtigten beftellten Waaren an den Berläufer geleifteten 
Bahlung liegt, gilt auch für die vom Bevollmächtigten in 
Fortſetzung der eingeleiteten Gejchäftsverbindung Tpäter ge- 
machten DBeftellungen. Die vorbehaltlofe Annahme der 
vom Berfäufer an den Vollmachtgeber eingefchickten Sacturen, 
über bie vom Bevollmächtigten gemachten Beitellungen, ift 
als eine Genehmigung der vom Bevollmädtigten ab- 
geſchloſſenen Gefchäfte anzufehen. IV. Nr. 199. 8.4 ©. 426. 

— — Die namens eines Berftorbenen eingebrachte Klage 
ift zurüdzuweifen, wenn auch dig dem einſchreitenden Ver⸗ 
treter von ihm auögelertigte © . auf die Erben lautet. 
IV. Nr. 325. 8. 5 ©. 388. 

Borlaufsreht: Auf das dingliche V. hat das Grundbuche 
gericht Don von h Amtswegen Rückſicht zu nehmen. J. Nr. 6 


Sormertung, ſ. Bränotation. 

Vormund: Er bedarf zur Annahme oder Rüdichiebung eines 
Haupteides der bormundigaftsbehördlichen Ermädtigung 
nit. J. Nr. 19. 81 

— — Schäaͤtzungseid Tann von im, Namens des Bupillen 
abgelegt werden. I. Nr. 34. 1%. 33. 

— — Auf Zahlung der Koften zur e Beit der Klageüberreichung 
Ion gelziiteter ‚Kinbedalimentation fteht ihm Tein Klagerecht 


— — 63 begründet keine Nullität, daß die zur Berthei- 
a des Minderjährigen verpflichtete Bormundicaft 
ohne vormundichaftsbehördliche Oenehmigung, eine wider 
benjelben eingebradhte Klage befämpfte. r. 86. 8.3 


Bormundfänfteßehörde: Wenn das einem Mündel oder 
Pflegebefohlenen angefallene und noch nicht eingeantwortete 
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unbewegliche Gut noch im Zuge der Verlafſenſchaftsabhand⸗ 
fung verfauft oder durch Erbtheilung an einen Miterben 
übertragen werden joll, findet 8. 83%. N. keine Anwen⸗ 
dung. I. Nr. 85. 8.16. 104. . 

Bormundfhaftsrehnung: Die Bormundichaftshehörde 
hat bei der Prüfung der gelegten ®. von Amtswegen vor- 

. zugehen und darf die Parteien zur Bemängelung derjelben 
auf den ordentlichen Rechtsweg nicht verweilen. II. 
Nr. 274. 8.8 S. 30. 

VBorrangseinräumung, j. Hypothek. 


W. 


Währung: Die auf dem Finanzpatente vom 20. Februar 
1811, J. G. S. Nr. 929, beruhenden Wirkungen des dem 
Wiener⸗Währung⸗Papiergelde eingeräumten Zwangscurſes 
ſind durch die Einberufung dieſes Papiergeldes und durch 
die Beſtimmung des kaiſerlichen Patentes vom 27. April 
1858, R. ©. Bl. Nr. 63, nicht aufgehoben worden. 
I. Nr. 148. 856.3. 

— — Die Umrechnung der in der Zeit vor dem Sabre 
1799 entitandenen Forderungen, injoweit Ddiejelben nad) 
dem 1. November 1858 zur Zahlung zu kommen haben, 
hat nach 8. 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. April 1858, 
R. G. BI. Nr. 63, und nad) 8. 3 der kaiſ. Verordnung 
vom 27. April 1858, R. G. Bl. Nr. 64, nad) dem Ber- 
hältniffe von Hundert Gulden Wiener-Währung zu zwei⸗ 
undvierzig Gulden der neuen öfterreichiichen W. zu gefchehen. 
I. Nr. 123. 8.6 S. 7. 


Warrant: Nach dem Geſetze vom 28. April 1889, R. ©. 
Bl. Nr. 64, ift der ®. in yinfehung de3 durch denjelben 
begründeten Regreßrechtes des Eigenthümers gegenüber 
dem Indofjanten und defien Nachmännern auch Im gericht« 
oa Zerfahren dem Ordrewechſel gleichgeſtellt. III. Nr. 303. 

. 81 


Waſſerbauführung: Wenn in Ausführung einer zu einer 
W. ertheilten politiſchen Bewilligung Water auf fremden 
Grund geleitet wird, fo hat über die Zuläſſigkeit diefes 
gehen might das Gericht zu entjcheiden. IV. Nr. 229. 


Bafferbezugsgebühren: Deffentlich-rechtliche Natur der 
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der Commune Wien gegen geriile Zaueigenthümer zu⸗ 
ſtehenden W. IH. Nr. 197. B. 6 ©. 116. 
Waſ erbeangögebühren: ——* Natur derſelben. 


Baflerriht: Gompetem * politiſchen Behörde zur Ent⸗ 
ſcheidung über collidirende Benützungsanſprüche und Ab— 
ſtellung vorgekommener Uebergriffe ſeitens gineg aller 
berechtigten gegenüber einem anderen. I. Nr. 86. B. 1 
©. 108. II. Nr. 32. ©. 188 

— — ſ. auch Beſitzſtörung. 

— — ſ. Grundbuchsanlegung. 

Wechſel domicilirte: Zur Wahrung des Regreſſes gegen 
Bormänner, Präſentation und „nroteitation am Zahlungs⸗ 
orte jtet3 unerläßfih. I. Nr. 12. 38.16. 19. 

— — domicilirte: Bedingung ber Enlbehrlichkeit von Prä- 
fentation und Proteftation gegen Acceptanten des gezogenen 
und Ausfteller des eigenen W. I. Nr. 12, 13. 8.1 ©.19. 

— — Gpäter al3 binnen der unerjtredbaren dreitägigen 
Friſt eingebradhte Einwendungen gegen den Sahlungeauf 
ung N ftet3 dem Producenten rüdzuftellen. I Nr. 14. 


— — Dr ergangene Bahlungsauftrag wird durch Unier- 
laffung der uneritredbar binnen drei Tagen einzubringen- 
ben C Einwendungen rechtöfräftiges Urtheil. I. Nr. 14. B. 1 


— — degreßrecht gegen Ausſteller und Indoſſanten auch 
im Falle des vor der Verfallszeit über das Vermögen der 
Acceptanten eröffneten Concurſes an die Erfüllung der 
Zedingingen des Art. 41 W. O. geknüpft. J. Nr. 21. 

1 

— — Im Geſuche um wechſelrechtliche Zahlungsauflage find 
die Gerichtskoſten und Advocatengebühren bei gderluſt der⸗ 
ſelben zu verzeichnen. I. Nr. 30. B. 1 S. 3 


— — Auf anderem Wege als durch —— (gemein- 
rechtlich) übertragen: Zehl ngsauftag⸗ kann, wenn nicht 
Bedenken nach 8. W. V. obwalten, erlaſſen werden. 
I. Nr. 42. B. 1 © 39. 

— — Auch auf anderem Wege als dur Indoſſament find 
die Wechielrechte übertragbar. I. Nr. 4 .16 

— — Er wird dadurd, daß außer Gröffaten, en. Kece 
tanten oder Ausfteller des eigenen W. noch eine dritte am 
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felben Orte mit jenen wohnhafte Perjon 2 Sahler genannt 
wird, nicht zum Ddomictlirten. I. Nr. 4 1 ©. 43. 

Wechſ el: in Hafienifcher Sprade — im Gontepte nicht mit 
Cambiale oder Lettera di cambio bezeichnet. I. Nr. 48 
B. 1 S. 44. 

— — Execution zur Sicherſie lung ngch 5. h W. V., 
wodurch zu ertheilen? J. Nr B. 1 

— — Anwendbarkeit des im —— Nr. Ts entfaltenen 
Örnmbjakee im Falle der W. durch Indoffament an einen 

1 00 eier er gelangt I ift? (Bejeitigtes Judicat, |. Nr. 75.) 


— — in bie 2 ftündige Friſt zur Cibesantretung gund bie 
zuge | des Poftenlaufes nicht einzurechnen. I. Nr. 64. 3.1 


— — hieſerveoffieiere wechſelfähig. I. Nr. 72. B. 1 S. 73. 
— — domicilirte: Der im AIudicat Nr. 12 und 13 aus- 
geiprochene Grundjaß hat nicht ftatt, wenn der Domieitiat 
vr Re Verjallögeit nit Wechjelgläubiger if. I. Nr. 75. 


— — Suiten des Wechjelverfahrens Haben auch im Ere- 
ee tert wenn es fich um Beſcheide han- 
delt, die vom Erfenntnißgerichte im wwechletrechklichen Ere- 
cutionsverfahren ergangen find. I. Nr. 90 1 ©. 117. 

— — Das Wechlelperfahren findet nicht ftatt, wen in der in 
Yorm eines W. ausgeftellten Urkunde, fei e8 im Conterte, 
jei es im einem "Geigefünten Bufaße, eine andere, al3 die and 
der Natur des Wechſels fiebenbe Berbindlichleit enthalten 
ft. J. Nr. 9. 816. 118 

— — Die auf Grund eines“ W. erwirkte PBränotation 
Bird Dura Di den 1 Bahlungöauftrag nicht gerechtfertigt. I. 


— — inmerbung —* eeeptanten, daß der Name des Be- 
Angenen am. am Pechſel fehle, gegen den Indoſſatar. II. Wr. 1. 


— — Die Surhftreichung der Hebertvagungöertlärung maqht 
and ausgefüllte Giro nit zum Bianco-Giro. II. Nr. 36. 
— — perjährte: Forum zur Einbringung der Bereicherung3- 
Hage. II. Nr. 57. 8.1 ©.221. I. Nr.147. 8.4 ©. 9. 
— — Die auf Grund eines W. erwirkte Pfandrechtsvormerkung 
wird durch den rechtskräftig gewordenen Zahlungsauftrag in 
Anſehungt des Capitals, der Zinſen und Koſien gerechtfertigt, 
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ohne daß es eines Ausipruches in Anfehung der Bor- 
merkung bedarf. a . (Abgeändert durch Judicat 
Kr. 96, 8.1 ©: 

Wechſel: Die Recuröfeifien des Wechſelverfahrens gelten auch 
für Beſcheide, welche in der wechielrechtlichen Executions⸗ 
führung, jei es vom SHandelögerichte, fei e8 von requi⸗ 
rirter Realinftanz, ergangen find. II. Nr. 73 (f. Judicat 
Nr. 90). B. 1 ©. 246. 

— — Die Beftimmung des’ 8.7 W. V., bfd. Nichteinrech- 
nung der Tage des Poftenlaufes, ift auf Parteien, die fich 
am Gericht3orte felbft befinden und ſich zur Meberbringung 
ihrer Einwendungen der Socalpofianfialt bedienen, nicht an⸗ 
wendbar. II. Nr. 86. B. 1 ©. 272. 

— — trodener: Der Ausfteller ift zur Zahlung von Ver⸗ 
zugszinien erft vom Tage der Präfentation zur Zahlung 
und in Ermanglung berjelben vom Kingöguftellungstage 
verpflichtet. II. Nr. 87. 8. 1 ©. 273 

— — Gegen einen Regreßfchulbner, welcher den Proteft er⸗ 
Iaflen hat, kann der Bahlungsauftrag ohne Ragweie der 
Bräjentation des W. erlaffen werden. DI. Ar. 91. B. 1 


— — Im Wechſelrechte ift zur Unterbrechung der Ber- 
a die die gehörige Sertiehung der #loge nicht erforder- 
Lo: Nr. 118 (j. II 8. 2 ©1235) B. 2 


— — Die Zeit des gewöhnlichen Poſtenlaufes tft in die für 
wechleltechtliche Einwendungen beftimmte gejeßliche Friſt 
Pi dann nicht einzurechnen, wenn ein vom Gerichtsorte 
entfernter ®ellagter feine Einwendungen durch einen am 
Gerichtsorte befindlichen Vertreter überreichen ließ, und es 
durch die Berhältnifle gerechtfertigt ericheint, Daß die Inter⸗ 
vention eines ſolchen „ertretere in Anſpruch genommen 
wurde. II. Nr. 131. 8. 2 ©. 118. 
— — domicilirte: Wenn in dem d. W. ein Domtciliat 
nicht genannt ift, bedarf es nad) Art. 43 und 44 W. O. 
Leine Proeſ e au zur Erhaltung des Wechſelrechtes. III. 


— — Sit der —5 af Bahlung der Zinſen und Koften 
bei einem zur Zahlung nicht peälentirten, nicht domicilirten 
Wechfel begründet? II. Nr. 106. 8. 4 ©. 91. 

— — Der zur Beit der Uebernahme einer giehfefnerpflichtung 
beftandene Mangel der Wechjelfähigkeit des Verpflichteten 
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fann im Falle feiner Eigenberechtigung zur Selbftvertretung 
nur mittelit Einwendung gegen den wechlelgerichtlichen 
Zeb lungsauſtrag geltend gemacht werden. IIL Nr. 118. 
3.4 ©. 117. 


Wechſel: Acceptation eine® W. Durch einen nicht mechjel- 
fähigen Ausländer im Inlande. Wirkung derſelben. II. 
Nr. 120. B. 4 S.1 

— — domieilirte: Be erboßenem Protefte wegen unter- 
bliebener Zahlung eines d. W. ift die Protefturfunde nur 
Beweismittel und nicht Bedingung für die Kerurtheilung 
des Wechfelfchuldnerd. IIL Nr. 130. 8.5 6© 2 


— — Der Xcceptant, von welchem die Zahlung eines W. 
zur Verfallszeit nicht gefordert wird, befindet ſich noch 
nicht im Verzuge, wenn er die gerichtliche Deponirung 
ber Vechſetgumme nat nad) Der Fälligkeit des W. unterläßt. 


— — Wirkung der Rechtönachfolge in Beziehung auf wechiel- 
rechtliche Verpflichtungen. Präfentation des W. im Ge- 
ihäftslocale des Gellagten. II. Nr. 143. 38.5 ©. 47. 


— — Zuläffigkeit der Einwendung der mangelnden Klage- 
egitim ation, gegen. den Se Inhaber eine3 in bianco girirten W. 


— Bur Frage. des Berzeileg über die Echtheit der Unter- 
schrift des Acceptanten, wenn diejelbe von Seite des Erben 
beitritten wird. II. Nr. 193. 8. 6 ©. 107. 


— — Die Frift zur Eritattung von Deiefredtficen Ein⸗ 
wendungen läuft von dem Tage, an welchem der be— 
treffende Zahlungsbefehl dem im Auslande befindlichen 
Geklagten, und nicht von jenem Tage, an welchem er dem 
für den Beſtzeten befteliten Auslandeurator zugeftellt wurde. 
N]. Nr. 2 7S. 9 

— — Der —— weichen den Wechjel ohne Hinzufügung 
einer Ortäbezeichnung begeben hat, muß bei unterlaffener 
Keotification der nicht erfolgten Bahlung des Wechſels Die 
Binfen vom Berfall3- bis zum Slagezuftellungstage, ſowie 
die Koften auch dann erjeten, wenn fein Aufenthauts ober 
Vohnet be dem Wechjelinhaber befannt war. III. Nr. 2 


— — ſ. u Bereicherungstfage. 
— — Die Ncceptation wie die Prolongation eines Wechſels 
über ein erhaltenes, notariell nicht conftatirtes Darlehen 
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ift unter Ehegatten als eine unentgeltliche Verfügung an⸗ 
zujehen. IV. Nr. 1. 38.3 S. 

Wechſel: Die Einwendung des Gerflagien Acceptanten, Kläger 
habe den Klagewechſel unbefugt als Ausfteller unterfertigt, 
ift zuläffig und im Gefege begründet, wenn in Folge defien, 
daß Kläger weder direct, noch indirect mit dem Berflagten 
verfehrte, ein vertragdmäßiges Egharmiß zwiſchen beiden 
nicht beſteht. IV. Nr. 4. B. 3 


— — Das Zugeſtändniß von Geftzedungen im Wechſel⸗ 
rechtsproceſſe benimmt dem glager nicht das Reit, „er 
ftellung zu verlangen. IV. Nr. 106. B. 4 


— — Die Präfentation des nicht domicilirten W. je Bakfung 
ift zwar fein Yundament der Wechſelklage wider den Directen 
Wecſelſchuldner, aber Bedingung für die eventuelle mora 
desſelben, welch' letztere, ſammt ihren Folgen, wenn die 
Wechfelfiage ohne vorhergegangene Präfentation des W. 
eingebracht und von der Befugniß des Art. 40 W. D. fein 
Gebraud) gemacht wurde, mit ber Suftelung der Wechſel⸗ 
Mage beginnt. IV. Nr. 121. 8.46 

— — Die nad) Art. 16 Alin. 2 au) bem Snboffatar egen- 
über zuläffige Einrede des Wechjelichuldners, die Forde⸗ 
rung aus dem Wechſel beftehe wegen Bertragswidrigfeit 
der dem Wechfelzuge zu Grunde liegenden Waarenlieferung 
des Indoſſanten nicht zu Recht, kann nicht als unzuläffige 
Geltendmachung einer illiquiden Gegenforderung, fondern 
nur als Beftreitung der geltend gemachten arehleiforberung 
in Betracht fommen. IV. Nr. 232. B. 5 

- — — Der Annahme eines E von Seite 8 Glänbigers. 

aus der Hand des Schuldners fommt an und für ſich nicht 

die vet rechtliche Virkung geleiſteter Zahlung zu. IV. Nr. 233. 


— — 8* Aicher Dfficier gilt, auch wenn er ungarifcher 
Snat angenoriger It, iſt, in gdeſterreich als wechſelunfaͤhig. 
r 


— — vie —— bes eier mehrere Wechielfchuldner 
außerhalb des Zahlungsortes angerufenen Gerichtes ift hin⸗ 
fichtlich jedes einzelnen derſelben jelbftitändig zu prüfen 
und hinfichtlich desjenigen der Belangten begründet, welcher 
im Sprengel de3 angernienen Gerichtes feinen Wohnfig 
hat. IV. Nr. 265. B. 5 203. 

— — Die kaiſ. Verordnung om 3. Suli 1852, R. ©. Bl. 


Entſcheidungen IX. al 
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Nr. 138, findet auf k. und k. Offictere a. D. feine An- 
wendung. IV. Nr. 299. 8.5 ©. 312. 

Wechſel: Es ift ungerechtfertigt, die auf Grund eines mit der 
Firma acceptirten W. ſowohl gegen diefe ald auch gegen 
deren derzeitigen Inhaber eingebradhte Klage gegen eritere 
aufrecht, gegen letztere aber abmeislich zu erledigen; ein 
bejonderer Zahlungsauftrag ijt iede gegen a Sirma- 
inhaber nicht zu erlafien. IV. Nr. 8.6 ©. 2 

— — W., melde der Käufer von Bann dem Nerkäufer 
zur Dedung des Kaufpreiſes behändigt, begründen feine 
Novation der Forderung, jondern find lediglich Seweis 
urkunden im Sinne des 8. 1379 a. b. G. ® 9 Ber- 
Fäufer ift mit Rüdfiht auf die Beftimmmmgen es 8. 1428 

b. G. 3. und Art. 88 W. DO. nur beredtigt, gegen 
Rücftellung der wenngleich verjährten W. die Sahlung des 
dauhreiſes vom Käufer zu verlangen. IV. Nr. 377. 8.6 


— — Das Aneignen eines W. ohne Zahlung desjelben be- 
gründet eine eigenmächtige Handlung des — — 
und eine Störung de3 vorhandenen Belititandes des 
Gläubigers. IV. Nr. 443. 3. 7 ©. 171. 

— — Die Streichung des Namens des (jedoch nicht vom 
Acceptanten) befriedigten Indoſſatars und Erjegung dieſes 
Namend durch den des Wechſelinhabers ift weder un⸗ 
befugt, noch gefegwidrig; der legtere ift hiedurch zur Ein- 
Hagung, wie auch als Eigenthümer des Wechjel3 legitimirt 
ot 12 36, 55, 81 Wechfelordnung). IV. Nr. 444. 

— — 1 gt der Wechjel, deflen Wechlelfraft bereits 
durch Verjährung erlojchen, in Verluſt gerathen, fo kann 
die aus diefem Wechjel berrührende Forderung im Sinne 
des 8.83 W. O. mittelft einer Bereicherungsflage geltend 
gemacht a ® di ge die Anwendung des — Ahle 
a auf in Verluft gerathene und verjährte Wechſe 
IV. Nr. 446. 5 rih 

— — Die im 8. a ben Sufinjniera-Berocbnun dom 
25. Jänner 1850, R. G. Bl. Nr. 12, beftimmte Türzere 
Recursfriſt von 3 Tagen Rn nur für die Streitparteien 
bindend. — Die Friltbeftimmung des $. 9 des Patentes 
vom 9. Auguft 1782, J. G. ©. Nr. 41, findet auf das 
Berfahten in Wechfelfachen feine Anwendung. IV. Nr. 480. 
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Wechſel: Ein beim Ausfteller und Remittenten domicilirter 
Wechfel bedarf zur Erhaltung des wechſelmäßigen Anſpruches 
gegenüber dem Acceptanten feiner Protefterhebung beim 
Domiciliaten, in deffen Händen er fich zur —— 
befindet. — Die Eirwepdung des Scheingiro iſt nicht zu 
berückſichtigen, wenn der Beklagte die Thatſachen an- 
zuführen unterlaſſen hat, aus welchen er folgert, daß der 
Be nur zum Scheine indojfirt worden ſei. IV. Nr. 486. 


— — Dem Inhaber eines Wechſels fteht nicht das Recht 
zu, ein Indoſſament nur theilmeije auszuftreichen und da- 
durch ein ausgefülltes Giro in ein Blancoindoffament um- 
zuwandeln. IV. Nr. 513. 142. 

— — Die unterlafiene Proteftnotification befreit den nicht⸗ 
verſtändigten Vormann auch von ber Zahlung der lags- 
koſten (Art. 45 W. G.). III. Nr. 326. B. 9 ©. 

— — Ein Dedungsmwechlel kann eine —— For⸗ 

derung zwiſchen den unmittelbaren Paciscenten nur inſo⸗ 
weit begründen, als durch ein außerhalb des Wechſels 
liegendes Factum eine Sorberung fir en Bededten ent- 
ftanden tft. HE Nr. 3560. 8. 9 

— — Sn der Vcceptirung eines ehe egt allein an und 

. für fi) Teine Novation jener Schuld, für welche derjelbe 
acceptirt wurde. — Eine Forderung, zu deren Geltend- 
machung das Geſetz dad Klagerecht verjagt, wird dadurch 
nicht zu einer klagbaren, daß dieſelbe anerfannt und für 
bielelbe ein Wechfelaccept gegeben wird. III. Nr. 350. 


— — Die auf ein rechtöfräftiges Strafurtheil wegen Ber- 
brechens der Erprefiun (8.98 St. ©.) geftäte Einwendung 
der Ungiltigfeit einer Wechſelerklärung kann als eine folche, 
die aus dem Wechſelrechte jelbft hervorgeht, gemäß Art. 82 
W. O. jedem Inhaber Dei Pechſels entgegengeſetzt werden. 
III. Rt. 357. B. 9 S. 2 

— — Die mora des Yecsptanten wird auch bei einem nicht 
domicilirten Wechfel nur durch die Bräfentation des Wechjels 

zur Bhlung begründet (Art. 4) W. O.). — Die Einbringung 

der Klage auf —2 — iſt nicht „geeignet, DI die Preſentation 
zur gahlung zu erſetzen. III. B. . 127. 

— — Das Vechielaccept einer des Schreibens ganz S unbunbinen 
Berfon kann nur unter Einhaltung der Vorſchrift des Art. 94 
W. D., beziehungsmetje des Gejebes vom 19. Juni 1872, 

31* 
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R. G. Bl. Nr. techtägiltig zu Stande fommen. IV. 
Nr. 580. 8.9 ©. 1 


Wechſel: Der Tag bes erhobenen Aroteltes ift in die Frift 
der Verjährung der im Art. W. D. bezeichneten 
negrehnnfprüce miteinsurechnen. °v Nr. 587. 8.9 


Wechfelerflärungen, von einem hiezu Beauftragten mit 
dem Namen de3 Auftraggebers untergeldnet, 1 pegranden 
Wechſelrechte gegen den Mandanten. J 

— — die mit dem Namen des — se 
ftellerö von einem Anderen mit Führung der Hand des 
Ausfteller3 unterjchrieben wurden, eignen ſich zur Geltend- 
machung im Wechfelverfahren nur unter den im Geſetze 
vom 19. Juni 1872, R. ©. BI. Nr. 88, für | die Bevoll- 
Zachtigung vborgezeichnelen Bedingungen. II. Nr. 270. 


Wechſelgiro: Das ausgefüllte Giro kann dadurch, dab die 
Uebertragungserflärung ausgeſtrichen, die Unterjchrift des 
Giranten aber ftehen gelaflen wird, „gibt in ein Blanco 
giro umgewandelt werden. II. Nr. 36. B. 1 ©. 19. 


Wechſelklage: Die Vorfjchrift des 8.4 ber Sultigninifteeiat- 
verordnung vom 25. Jänner 1850, R. G. Bl. Nr. 52, be⸗ 
treffend bie Zuſtände des Gerichtes im Falle * Einflagung 
mehrerer Wechſelſchuldner mit ein und derfelben Klage hat 
durh die Surisdictionsnorm vom 20. November 1852, 
R. ©. Bl. Nr. 251, und durch das arinfübrungägeieß au 
berlelben feine Aenderung erlitten. tr. 302. 


Weg, öffentlicher: Begründet Die Auflaſſung eines ö. W. 
durch die Gemeinde die Störung eine privatrechtlichen 
Beſitzes? III. Nr. 185. B. 6 ©. W. 

— — öffentlider: Die Möglichkeit des Beftandes eines ö. W. 
auf einer Liegenſchaft, welche einem Einzelnen gehört, ift 
nicht ausgejchloffen, auch ift dem Eigenthümer die Geltend-_ 
madhung jeines Eigenthumsrechtes durch. die feitens ber 
Bermwaltungsbehörde erfolgte Exrflärung des W. als eines 
d. nicht entzogen; ber Beweis Hinfichtlich des Eigenthums⸗ 
rechtes Tann jedoch mittelft des ſchon nach feinem Zwecke 
Dean mit geeigneten dns Katafters nicht erbracht werben. 


— — öffentlicher: Die Entjcheidung der politifchen Behörde, 
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nach welcher ein vorhandener Weg ein öffentlicher ſei, 
ſchließt privatrechtliche Anſprüche gef die Wegfläche nicht 
aus. IV. Nr. 492. B. 7 S. 2 


Weg, Öffentlicher, |. Beſitzſtörung. 
Weidefervituten: Wann find die Berichte zur Bub 
von Gtreitigfeiten über W. competent? Nr. 66 


Weltgeiftliher: Das Armendrittel aus dem Nachlaſſe ab 
intestato verftorbener W. hat nicht in das Pfarrarmen- 
inftitut, fondern in den Armenfond der betreffenden Orts⸗ 
gemeinde zu fließen. III. Nr. 162. 3. 6 ©. 28. 


Widerllage: Der W. einer bereits compensando einge- 
wendeten Yorderung fteht Die Einwendung ber Streit⸗ 
anhängigkeit nicht entgegen. I. Nr. 32. B. 3 ©. 55. 

Wiedereinfegung wegen aufgefundener. neuer Behelfe: 
Luch „gegen ein Contumazurtheil zuläffig. I. Nr. 35. 8.1 


— — a den vorigen Stand: Die Norm, dab der hierum 
Unfuchende in allen Fällen dem Ge gnet die Koften gr 
erjegen Hat, it durch da8 Gef. v. 16. Mai 1874, R. G. Bl 
Nr. 69, nicht aufgehoben. II. Nr. 78. 8.1 ©. 252. 


— — in. den vorigen Stand megen aufgefundener neuer 
Behelfe: Diefelbe kann nach erfloffenem Beiurtheile auch 
noch vor Schöpfung des Endurtheile bewilligt werden. 
Pflicht des Sachfälligen Theiles, auch in dieſem Sale bie 
Gerichtskoſten zu erjegen. II. Nr. 13. 8.461 


— — Die ®. in den vorigen Stand wegen neu aufgefun. 
dener Beweismittel gegen ein bedingtes Urtbeil nach er- 
folgter Abfegung des fententionirten danpteibes ift nicht 

. unzuläffig. IH. Nr. 236. B. 7 S. 

— — wegen aufgefundener neuer Behelfe: 1. Auf dem Wege 
der Eintehung den vorigen Stand im Sinne des $. 372 
lit. fönnen nicht blos neue Beweismittel, ſon⸗ 
dern auch neue im Hauptprocefje nicht borgefonmene That- 
jachen geltend gemacht werden. — 2. Die Einjegung in 
den vorigen Stand im Sinne des 8.372 lit.b.a.G.dD. ift 
auch dann zuläffig, wenn die Enticheidung im Hauptpro- 
ceffe von der Ablegung eines Eides abhängig gemacht wurde 
und die Ablegung diges Eides bereits erfolgt iſt. III. 
Nr. 312. B. 8 S.9 
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Wiedereinfegung in den vorigen Stand wegen aufgefun- 
dener neuer Behelfe: Das Begehren um ®. kann erft geftellt 
werden, wenn im Sauptprocefie das Endurtheil ergangen it. 
IV. Rr.110. 8. 4 ©. 192. 

— — wegen aufgefundener neuer Behelfe: Die auf $. 372b 
a. G. D. geitüßte Klage kann zwar wegen des Zufammen- 
treffend mit der gegentheiligen Antretung des jententionirten 
Haupteides nicht zurüdgemwiejen werden, fie hindert aber 
nicht die aufrechte Erledigung des Eidesantretungsgejuches. 
IV. Nr. 131. 8.4 ©. 260. 

— — in den vorigen Stand wegen aufgefundener neuer 
Behelfe: Die Klage ift, wenn aus dem Begehren herbor- 
geht, daß Diejelbe nicht gegen einen ergangenen Spruch, 
jondern gegen eine Klage gerichtet ift, als unzuläſſig ohne⸗ 
weiters zurückzuweiſen. IV. Nr. 157. B. 4 ©. 322. 

— — in den vorigen Stand wegen fchlechter Vertretung: Im 
Yale einer durch die Schuld des Advocaten verfäumten 
Halfrift Tann der geichädigten Partei aus dem Grunde, 
daß möglicherweife das Rechtsmittel der Rechtfertigung des 
Ausbleibens zuläffig ift, dieſelbe nicht verweigert werden. 
IV. Kr. 245. 8.5 ©. 148. 


— — in den vorigen Etand: Zuläfligkeit der W. gegen den 
Ablauf des mit ausdrüdlicher Zuftimmung des Reftitutiong- 
werber3 kürzer, al3 es im 3. Alinea des $. 2 des Hofdeer. 
vom 19. November 1839, %. G. ©. Nr. 388, verorbnet 
ift, feitgejebten Feilbietungs- beziehungsmweife Anmeldungs- 
termines. IV. Nr. 366. B. 6 ©. 241. 

— — Rird durd) die Bewilligung der Wiedereinjebung in den 

vorigen Stand die urtheildmäßig ausgeſprochene Abweiſung 

der Klage bejeitigt, jo ift Durch deren innerhalb der gejeh- 
lichen Frift erfolgte Einbringung und gehörige Sortjegung die 
Berjährung des geltend gemachten Rechtes nach 8. 1497 
a. b. G. 3. als unterbrodyen anzufehen. III. Nr. 374. 
8. 9 ©. 153. 

-— — in den vorigen Stand. Auf den Fall der Wiederein- 
fegung in den vorigen Stand wegen neuer nod) vor er=- 
gangenem Sprude in der Hauptſache aufgefundener Be— 
weismittel findet das Hofdecret vom 15. Sänner 1787, 
J. G. S. Nr.623, feine Anwendung. IV. Nr. 600. B. 9 ©.286. 

— — Bei Beendigung des Streitverfahrens, welches über die 
bewilligte Wiedereinſetzung wegen neu aufgefundener Be— 
weismittel durchgeführt wurde, find in den Actenrotulus 
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nur die Schriften und Beweife des wiedereingefeßten Streit- 
verfahrens, keineswegs aber die Acten und Beweismittel des 
früheren (dem Wiedereinjegungsbegehren orangegangenen) 
Hauptprocefie3 aufzunehmen. IV. Nr. 602 ®. 9 

Wiederlaufsreht: Auch in dem Bertrage, in dem er- 
richtet wird, Tann 1: mit zu Bunften Dritter Perſonen 
bedungen werden. I. Nr. 25. 8. 1 

Wiener Sohenslientonfferlsitung: eioarehtüche Natur des 
der Commune Wien zu leiftenden Entgelte für das aus 
der W. 9. zum aubergemönnTichen Qnnäbebarfe entnommene 
Waller. III. Nr. 2 

Wille, Iebter, |. — 

Witwe: Hinfälligwerden des ihr nach 8. 700 a. b. G. B. 
ger egten Heiratsverbotes. J. Nr. 52. 8.1 ©. 32. 
Wohnſitz: Zur Begründung des W. genügt die aus den 
Umftänden entnehmbare Abficht, dauernden Aufenthalt an 
einem Orte zu nehmen, ohne Rückficht auf die Dauer des 
dort genommenen Aufenthaltes. IV. Nr. 160. 8.4 ©. 328. 

Wohnung: Umfang der Berechtigung de3 Legatars aus der 
ihm auf einer beftinnmten Realität legtwillig eingeräumten 
„ireien W.“ nad) den 0 504 bis 506 a. b. ©. 9 IH. 
Nr. 110. B. 4 ©. 104 


Wohnungsredt: Das dem Verfäufer einer Liegenjchaft 
vertragsmäßig zugelicherte und einverleibte Hecht, ein zur 
Ziegenjchaft gehörige3 Haus lebenslänglich zu bewohnen, 
verpflichtet den Eigenthümer der belafteten Liegenjchaft 
zur Erhaltung, beziehentlich zur Wiederherftellung derjelben 
oder aber zur Leiftung einer angemefjenen Vergütung. 
IV. Nr. 310. 8. 5 ©. 338. 

— — Bur Frage, ob ein eingeräumtes W. als Servitut des 
Gebrauches (usus) oder als Servitut der Fruchtmießung 
des Fehngebaudes ‚ususfructus) aufzufaffen ſei. I 
Kr. 38. 8.6 ©. 

Wuchergeſetz vom Sabre 1881: Wenn die ftrafgerichtlichen 
Borerhebungen Hinfichtlich des im 8. 1 des Geſetzes vom 
28. Mai 1881, R. ©. BI. Nr. 47, normirten Vergehens 
wegen Mangels des Thatbeftandes eingeftellt wurden, tit 
die don Amtöwegen zu beachtende Borausjegung ſur ein 
Einſchreiten des Civilrichters im Sinne A 8.1 
nicht gegeben. IV. Nr. 394. 8.6 ©. 3 
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3. 


Bahlungsauffhub, ſ. Zahlungspflicht. 
Sahtungsanftrag, Bann rechtskräftiges Urtheil? I. Nr. 14. 


— — wechſelrechtlicher: Gerichtäfoften find in der hierauf ge- 

en Eingahe 5 bei ut dberjelben zu verzeichnen. 
r 

— — Mit hemfeiben, ich die auf Grund eines W. erwirkte 
Bormerkung nicht gerechtfertigt. I. Nr. 95. 8.1 ©. 127. 

Sep Tungabefebl: nah M. 8. vom 18. Juli 1859, R. ©. 

l. Nr. 130: Sebingungen —* Erlafjung desfelben. J. 
zr 76. B. 1 S. 80. 

— — Gegen die gleichlautenden unterrichterlichen Beſcheide, 
womit über die gegen den 8. eingebrachten Einwendungen 
das ſumm. Verfahren a eingeleitet \ wird, ift ein a. 0. Recurs 
unzuläffig. I. Nr. 88 111. 

— — nad Vdg. von 1855 und 1859: Auch im Voll⸗ 

ſtreckungsverfahren eines Z., gegen den keine Einwendungen 
erhaltet fu ſind, iſt der a. o. Rechtszug unzuläſſig. II. Nr. 54. 


Sablungsort, An der nah 8.43 J. N. bereit begründeten 
Competenz vermag das jpätere Erſuchen des Verkäufers, 
einen Theil de3 SKaufpreifes nicht an den in der zuerft 
überjchidten Yactura angegebenen Zahlungsort, fondern an 
einen anderen Ort I enden, nichts zu ändern. III. 
Nr. 246. 8.761 

— — Die Annahme einer den Vermerk eines beitimmten 
Zahlungsortes enthaltenden Faktura ift nicht geeignet, den 
Gerichtsftand des Vertrages nad) 8.43 Zur. Norm zu be- 
gründen, wenn der Geflagte die ihm vom Kläger gelieferte 
Waare fofort nad) Empfang dem agieren zur Dispofition 
geftellt Hat. III. Nr. 3 B. 8 

— — Der gefeßliche rfällungs- — fiel 8. in in Be- 
gef ve Oh Serichtäftande ohne allen Belang. IV. Nr. 360. 


— — Sur Frage der Begründung de3 forum contractus 
nah 8.43 C. 3. N. rüdfichtli der Prioritäts-Partial- 
Soligaflonen einer ungarischen Aftiengefellichaft. IV. Nr. 57. 


— — 1. Damit der ohne vorgängige Vereinbarung in die 
Factura aufgenommene Vermerk betreff3 eines bekimmten 
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Bahlungsortes geeignet jei, die Zuftändigkfeit des Gerichts⸗ 
ſtandes feftzuftellen, ift erforderlich, daß bie Factura vor 
oder bei der Sendung der Waare dem Käufer zugeſchickt 
werde. — 2. Aus der bloßen a conto- Zahlung tit noch 
nit die Anerkennung einer „ereinbanıng über den Z. 
zu deduciren. IV. Nr.551. 8.86. 2 


Bahlungsort: Der Ort der Lieferung * in Ermangelung 
einer anderen Vertragebeſtimmung auch als Ort der Zahlung. 
IV. Nr. 566. B. 9 ©. 185. 

BZahlungspfliht: Das Verſprechen, „allmählig und ganz 
nach Convenienz“ eine Schuld zu bezahlen, jchließt einen 
Zahlungsaufſchub bis zum Tode des Verpflichteten aus 
und [ast ſich nicht — auffaſſen, daß der Verpflichtete 
die Erfüllungszeit ſeiner Willkür vorbehalten habe; dieſes 
Verſprechen dea ſich vielmehr mit jenem Falle des 8. 904 
a. b. G. B. in welchem der Verpflichtete die Erfüllung „nach 
Möglichkeit oder Thunlichkeit“ verſprochen hat. — Dem die 
Erfüllung des Vertrages fordernden Theile liegt der Beweis 
darüber ob, daß e3 dem Berpflichteten möglich oder thun- 
lich ift, der übernommenen Verpflichtung nachzukommen. 
III. Nr. 371. B. 9 ©. 142. 


Zertheilung einer Liegenſchaft: Im Falle des Anſuchens 
um grundbücherliche 3. und des hierüber nach dem Geſetze 
vom 6. Februar 1869, 3. 18 R. G. Bl., einzuleitenden 
Verfahrens Tann die Buftellung des Zrennungsgejuches 
nad 8. 4 des bezogenen Geſetzes an die Aufgeforderten 
auch mittelft einfachen Gejuchsrubrifen gejchehen, doch müſſen 
dieje die wejentlichen Merkmale, inäbeho ndere die Barcellen- 
nummern und das Flächenausmaß des Trennftüdes, ent- 
Balten. I. Nr. 80. 91. 

Beugen: Die veſtimmung des 8. 140b iſt durch das Geſetz 
vom 15. Don. 1867, R. G. Bl. Nr. 131, nicht abgeändert 
worden. I Nr. 89. 38. 1©. 115. 

— — Dad Gejuh um Zulafjung neuer 3. an Gtelle 
eine3 im Beiurthetle zugelafjfenen, jedoch vor dem Berhöre 
verftorbenen 3. muß binnen der zur Antretung des Be- 
EI Friſt überreicht werden. II. Nr. 311. 


— — Der Schuldner, welcher die hinfichtlich feiner Schuld 
ſeitens eine3 Dritten auögeftellte Bürgichaftserflärung als 
8. unterjchrieb, ift bezüglich der Erweiſung der Echtheit 
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der Unterfchrift des Bürgen weder ein bdenicher noch 
ein verwerflicher 3. IV. Nr. . 4 S. 5 
Zeugen: Die gemäß Hofdecrets om en Suni 1835. *. G. 31. 
Nr. 42, allgemein zuläffige Subftituirung verftorbener 3. 
iſt als eine Ergänzung des Beinviheiles a anguieben, wogegen 
ein Rechtsmittel nicht jtatthat. IV ©.165. 
— — Zuläſſigkeit der neuerlichen Einvernehmung eines 3. 
sum Behufe der von ihm angejuchten Ergänzung und Be— 
rihtigung feiner früher gemachten Angaben in einer ordent- 
an Jundlich verhandelten Rechtsſache. IV. Nr. 404. B. 6 


— — Ne abgeſchloſſener Zeugenabhörung tft die neuerliche 
Einvernehmung eines 3. zum Behufe der Ergänzung feiner 
Angaben unzuläffig (Süflishofbecret vom 30.Rovember 1810, 
Goutta-Sammlung Nr. 492). IV. Nr. 550. 8.8 ©. 216. 

— — Weder gegen die Bewilligung, noch gegen die Abweiſung 
des auf Subitituirung zugelaflener Zeugen durch andere 
Beugen gerichteten Begehrens iſt im Sinne des $. 17 des 
Gefebes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, ein abge- 
fonderter Recurs ftatthaft; die Beichwerde gegen eine der- 
artige Entſcheidung iſt nach ergangenem Urtheile in der 
Hauptſache mit der gegen dieſes Artheil, gerichteten Appel- 
lation zu verbinden. I. Nr. 126. 8. 9 

Beugenbeweid: Den Parteien kann auch For Echluß der 
Beweisführung die Ertheilung der Abſchrift der bereits 
aufgenommenen Berhörsprotololle nicht verweigert werden. 

Kr. 831. B. 1 ©. 260. 


— — Gegen die Yulafiung ded 3. nah 8. 2831 a. ©. O. 
S- 308 w. 8, G. O.) ift die Appellation zuläffig. II. Nr. 92. 


— — oh die Beftimmuug des S. 17 des Gejeged vom 
16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, ift die Buläffigfeit 
von Recurſen gegen richterliche Verfügungen, welche die 
Durchführung von Beugen- und Sachvertändigenberueifen 
betreffen nicht ausgeſchloſſen. II. Nr. 151. B. 7 €. 

— — ſ. Beweisantretungsfrift. 

— — Unzuläſſigkeit der ſelbſtſtändigen Beſchwerde gegen das 
die Subſtituirung verſtorbener oder ſonſt wie verloren ge— 
gangener Seugen zulaffende Erkenntniß (8.17 des Öeienes 
vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69). IV. Nr. 5 
8. 9 S. 129. 

Beugenmitfertigung: Selbe ift bei einer allographen 











Alphabetifches Sachregiſter. 491 


Schuldverſchreibung zur Vormerkung gar nicht und zur 

Einverleibung dann nicht erforderlich, wenn die Unterſchrift 

er Ausfteliers geiarth oder notariell beglaubigt ift. 

Binfen: eines intabulirten Capitales: Zumeifung mehr als 
drei Jahre eüdftändiger 8. bei der Meiftbotvertheilung. 
DO. Rr. 47. 8.1 ©. 206 (f. Judicat Nr. 106). 

— — eines intabulirten Capitales: Abgrenzung des Binfen- 
laufes bei der Meiftbotvertheilung. IV. Nr. 88. B. 3 ©. 419. 

— — Die Anwendung der Borjchrift des 8. 1416 a. b. 
G. B. in Anjehung verjährter Zinſen, beziehentlich die An⸗ 
rechnung ſolcher Zinjen bei Theilzahlungen ift ohne ausdrüd- 
liche Einwilligung des Schuldners unftatthaft. IV. Nr. 202. 
B.4 ©. 441. 

— — Die Fructificationzzinjen des Kaufſchillings find ein 
Bugehör desjelben, worauf die zur Zahlung mit ihren 
collocirten Öorberungen gelangenben Gläubiger Anſpruch 
haben. IV. Nr. 2 B. 4 ©. 454. 

— — Pfandredt * "IV. Nr. 490. B. 7 S. 264 

Si giah ii nde bei Meiftbotsvertheilung. II. Nr. 360. 

Zinsfuß: Die vor dem 14. Juli 1885 entftandenen Zinfen- 
anfprüce der im Art. 1, 8. 2 des Gejehes vom 15. Mai 


1885, R. ©. BI. Nr. 77, bezeichneten Art unterliegen nicht 
der —* dieſes Belek ausgefprochenen Herabjeßung des 
DO. Rr. 132. 8.2 ©. 


Zinskreuzer: Klagen ber Gemeinde auf Abfuhr der von 
einem SHauseigenthümer ihres Gebietes eingenommenen, 
aber an jie nicht entrichteten 3. gehören nit zur Com- 
petenz der Livilgerichte. IV. Nr. 239. 8.5 129. 

Zugehör: Iſt die Aufhebung der Berbinenggwofitdi bei dem 
mit einer Realität unzertrennlich verbundenen Antheile an 
einer den Eigenthümern mehrerer Realitäten gemeinjamen 
Alpe zuläffig? IH. Nr. 153. 8.5 ©. 74. 

— — Der ÜEigenthümer gerichtlich gepfändeter Mobilien 
fann dieſelben nicht als Bugehör eines unbeweglichen Gutes 
mit der gechtichen Eigenſchoft des Fundus instructus mid» 
men. IV. N B. 3 S. 402. 

— — Die Einrichtung einer zum Sommeraufenthalte be= 
fimmten Billa bildet nicht ein 8. der letzteren und kann 
demnach für ſich allein in Erecution gezogen werden. 

Nr. 351. B. 6 S. 191. 
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ein : Durch Die Aufftellung einer, Dritter Perſon gehörigen 
aſchine A eine Fob Fabrik | ‚ir diefe nicht 3. der Fabrik 


— — — Boransiehungen * Pertinenzqualitãt von Waſchinen, 
Geräthen u. |. w. bezüglich einer zu Fabrikszwecken adap⸗ 
tirten und zum Fabriksbetriebe benütten Realität (88. 294 
bi3 297 a. b. G. B.). IH. Nr. 337. B. 9 S. 4 

Zuſchreibung, grundbücherliche: Beſcheinigung Zuge: 
hörigteit be des Trennftüdes zum Stammgute. I Nr. 70. 

1 

guffändigteit des die Erecsution verrechnenden Gerichte 
für m okngen. II. Rr. 211. 876.3 

— — tenz 

— — Zur Frage der Zuſtandigkeit eines öſterreichiſchen Ge⸗ 
richtes hinſichtlich einer ungariſchen Alengeen hat als 
Gellagten auf Grund des zweiten Abſatzes des 8. 35 
ungariſchen Civilproceßordnung (Gejegartifel LIV vom 
Jehze 2568) und des 8.29 1it. d C. J. N. II. Nr, 349. 


Buftellung: Zur Bollftredung —A—— Executions⸗ 
oder Sicerftelungäberfügungen ar ausländilcher (preußijcher) 
Gerichte. IH. 155. 

Zuwachs: Der auf bem gepadteten Gartengrunde vom 
Berpächter angepflanzte wilde Wein ift als ein 2., ſomit 
als ein 8peher des Grundes anzuſehen (6 BB, „20% 404, 
420 a. b. ©. 3.) IV. Nr. 424. B. 





Regiſter, 
geordnet nach den einſchlaͤgigen Geſetzesſtellen. 


(I. = Judicatenbuch. II. = Spruchrepertorium. III. Amtlich veröffent⸗ 
lichte Entſcheidungen. IV. = Materientegifter.) 


A. Htaatsreht. 
Staatögrundgefeg vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
Urt. 13, IL Nr. 150; Art. 14, IH. Nr. 174, IV. Nr. 448; 
Art. 15, I. Nr. 2. 

Staatögrundgefeg vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, 
Art. 4, al. 2, DI. Nr. 86. 
Staatögrundgefeg vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, 
Art. 15, al. 1, I. Nr. 78. 

Geſetz vom 18. April 1869, R. G. BI. Nr. 44, II. Nr. 2, 21. 


8. 64 IV. Nr. 2665. 
B. Privatredt. 75I0. „ 1. 


1. Algemeines bürgerlihed | 88 „ „ 17. 


Geſetzbuch. „g I. „106. 
8. 4 II. Nr. 199. „93 IV. „57. 
„ TW. „612. „ 98 IV. „433. 


Ä „ 97 " " 160. 

. | „10 5 n 264. 

„Au m 216. "107 „ „581. 
| 


„32. „ 37. „109 „ „438. 
„ 33 IV. „250. „10... 5 
„34. „ 17,198. „UI „ 10,122,19. 


„62 „ „ 10,122,198, | „115 IV. „ 500. 
199. „116 II. „198. 
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8.119 IM. Nr. 17,198. 


123 IV. 
188 „ 


Regifter. | 
8.220 IV. Nr. 372. 


„515. 
„ 2%. 


132—136 IV. Nr. 515. 
134 IV. Nr. 247. 


135 „ 


138 II. 


139 , 


IV. 
140 UI. 


11 „ 


154 , 


158 III. 
IV. 


160 
161 II. 
163 „ 


„247. 
„154, 233. 
„276. 
„ 372. 


„548. 


„ 10,29,74,102. 


„347. 
„8. 
„397. 
„ 287. 
„ 10, 29, 102. 


177 u. 178 III. Wr. 325. 
187 IV. Nr. 137. 


199 „ 
205 „ 


„418. 
„137. 


207/8 III. Nr. 325. 
212 IV. Nr. 137. 


213 „ 


„137. 


” 


" 


233 1. 
243 IV. 
246 III. 


247 IV. 
252 „ 


269 „ 


23 „ 
276 IL. 


282 IV. 


288 III 
288 IV. 
294 III. 

IV. 
295 III. 

IV. 
296 III. 


297 „ 


" 


” 


” 


n 


19. 


158, 337. 


337. 


85,194, 207. 
97. 
105. 
1. 
27. 
207. 


IV. 
340 1. 
343 IV. 


" 


" 


Regifter. 
8.447 II. Nr. 4. 


.839 III. Nr. 105,114,127, 


210. 
276, 576. 
1. 


565. 


424. 


68. 
29,220,323. 
87. 


" 


" 


472 II. 


16 „ 


477,1,IV. 


482 II. 


485 IV. 
488 III. 
491 IV. 
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” 


504 III. 


IV 


506 III. 
IV. 
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293, 403, 
23, 49. 

315. 

406. 

323, 354. 

315, 323, 
19. 

143, 
30,145, 221. 
55, 219, 
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509 ” " 


. 508 IV. Rr. 310. 


217. 
41. 
310. 
310. 
398. 
27. 


132, 232. 


154, 275. 
310. 


108,230,289. 
26, 318. 


28. 


41,321,370. 


Regifter. 


8.685 IV. Nr. 349. 
„342. 
„349. 


586 III. 


n 


372. 


4, 321,256, 
257, 370. 
41. 


Negifter. 


765 IV. Pr. 184. | 8.807 IV. Nr. 246, 

766 5 „ 188. \ „ 808 II. „ 9. 

70.1. „A. 33809 IV, „370. 

720m 4. |„s2 1. 4. 

7758 41, 44.. II. „29. 
Im. „19. IV 


74 IL „ 839,4. „813 1 „2. 
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„ 66,478,559. 


Id. „ 24, 9. „st, „ 
75 J. „ 4. „817 W. „ 42, 8. 
7 4. 2» n 30. 
Mn A. IV. „ ©. 
I un 44. „89 J. „ 8. 
SO un 4 „sılIv „4 
783, 8. „822 IL „ 539. 

IV. „2%. Iv. „ 61,125,147. 
784 III. „125. „823 IT. „ 50. 
7351 „4. „8 „ u. 9. 
780 A. „329, u 89 

II. „ 24. „830 IT. „18. 
nn 24. „833 4» %. 

788 l „ia. IV. „576. 
IV. „ 262,278,488. | „84 „ „ 46 
70 5 m 21, 400. „836 IV. „ 24, 547. 
793 5 „400. „883 1. „ 18119. 
75 un 2. IT. „ 89, 116. 

76 5, „59. „84 IV. „2% 
797 IL „ 8. „850 un 72, 254. 

IV. „321, 451. „EA 772, 421. 
799 „  „ 102,321,392. | „853 „ „ 254. 

801 ” ” 246. n 855 " n 64. 
802 IT. „ 87, 229. „89 IL. „ 68. 

IV. „ 487. „861 IV. „ 415. 
804 „ „559. „862 III. „247. 

807 III. „ 229. IV. „ 311. 


Entſcheidungen IX. 32 
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8.863 IV. Nr. 199, 


865 II. 
869 „ 

876 IV. 
878 III. 


” 


n 


Regifter. 


212, 


252. 


359, 396. 


317, 371. 


„442. 


179. 
48, 
38. 
533. 


8. 


943 II. Rr. 15. 
947 nn 6 
4 „m 6 
49 „m 6. 
950 6. 
951 IL. „ 8. 
0. „ 6. 
951 IV. „ 21. 
92 U „ 6. 
5 3 
IV. „ 286. 
954 I. „ 6. 
956 } 
956 IV. „ 149. 
958 II. „ 227. 
IV. „ 406. 
0 nu 355. 
961 III. „ 19. 
Iv. „ 42. 
GM 442. 
968 II. „ 77. 
971 IT. „ 171. 
IV. „ 18. 
972 IT. „ 171. 
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J. G. S. II. Nr. 220. 

Hofd. v. 18. Mai 1790, Nr. 23 
J. G. S., lit. c. U, Wr. 60. 

Bat. v. 1. Juli 1790, Nr. 31 
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J. G. S. II. Nr. 78, IV. 
Nr. 499. 

Hofd. v. 12. Oct. 1790, Nr. 63 
J. G. S. TI. Nr. 93, 281. 

Hofd. 0.26. April 1792, Nr. 10 
J. G. S. D. Nr. 62. 

Hofd. v. 18.Mai 1792, Nr. 16 
J. G. S. II. Nr. 306. 

Hofd. v. 27. Juli 1792, Nr. 36 
J. G. S. lit. a. I. Nr. 71; 
III. Nr. 7. 

Hofd. v. 27.Sept.1792, Nr.53 
J.G. S. lit. b. I. Nr. 69. 

Hofd.v.23.Mai 1794, Nr.175 
J. G. S. IV. Nr. 352. 

Hofd.v.11.Sept.1794,Nr.193 
J. G. S. DI. Nr. 9. 

Hofd. v. 2. Oct. 1794, Nr. 196 
J. G. S. II. Wr. 51. 

Hofd. dv. 23.00.1794, Nr. 199 
J.G. S. II. Nr. 49, lit.a. 
IV. Nr. 56. 

Hofd.v.13. Febr. 1795, Nr. 217 
J. G. S. lit. i. I. Nr. 4; 
IV. Nr. 319. 

Hofd. v.5. März 1795, Nr. 222 
J. G. S. I. Nr. 62; II. 
Nr. 160; IV. Nr. 393. 

Hofd. v. 31. Aug. 1798, Nr. 430 
J. G. S. III. Nr. 25. 

Pat. v. 25. Oct. 1798, Nr. 436 
J. G. S. IH. Nr. 26. 

Hofd.v. 18. Jän. 1799, Nr.452 

J. G. S. II. Nr. 167. 


Regiſter. 


Hofd. v. 4. Febr. 1800, Nr. 493 
J. G. S. III. Nr. 261. 
Hofkzld. v. 4. Sept. 1801, Nr. 

535 J. G. S. IV. Nr. 123. 
Hofd. v. 19. Dec. 1801, Nr.545 
J. G. S. IV. Nr. 245. 
Hofd. v. 15. Febr. 1805, Nr.711 
J. G.S. II. Pr. 142, 167, 
306. 
Hofd. v. 22. Juni 1805, Nr. 735 
J. G. S. II: Nr. 29. 
Hofd. v. 24. Oct. 1806, Nr. 789 
3.6.©. III. Nr. 251. 
Hofd.v.14.Nov.1807,Nr.827 
J. G. S. DI. Nr. 240. 
Hofd. dv. 30. November 1810, 
Nr.492Goutta IV. Nr. 50. 
Vdg. des Hofkriegsrathes v. 
27. Aug. 1811, Nr. 495 
J. G. S. IV. Nr. 67. 
Erwerbſteuerpatent v. 21. Dec. 
1812, 8. 18. IL Nr. 17. 


Hofd. v. 23. Juli 1813, Nr. 1067 


98.6.6. IV. Nr. 283. 
Hofd. v. 15. Februar 1815, 

Nr. 1132 J. G. © IL 
- Nr. 61. 


| H0fd.v.22. Dec. 1815, Nr.1197 


J.G. S. U. Wr. 123. 
Hofd. v. 5 Oct. 1816, Nr.1285 
J.G. S. IV. Pr. 419. 
Hofd. v.23.Aug.1819,Nr.1595 
J. G. S. J. Nr. 124 I. 

Nr. 152. | 
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Hofd.v. 23. Juni 1820, Nr.1669 
J.G.S. I. Nr. 2, 21. 
Hofd.v.6. März 1821, Nr. 1743 

J. G. S. IV. Nr. 503. 

Hofd. v. 16. September 1826, 
Nr. 2132 J. G. S. J. Nr. 
102, 105, 107, 116; I. 
Nr. 17, 101, 104. 

Hofd. v. 2. Dezember 1825, 
Nr. 2150 J. G. © II 
tr. 318. 

Hofd.9.7. April1826, Nr. 2187 
J. G. S. OD. Nr. 67. 

Hofkzld. v. 18.Sept. 1828, Zahl 
21.870, J. G. S. J. Nr. 78. 

Hofd. v. 18. Juli 1828, Nr. 2354 
J. G. S. III. Nr. 68. 

Hofd. v. 15. Februar 1833, 
Nr. 2593 J. G. S. OH. Wr. 
37, 44, 67. 

Hofd. v. 29. März 1833, Nr. 
2606 J. G. S. IV. Rr.510. 

Hofd.v.11.Mai1833, Nr. 2612 
J. G. S. II. Nr. 243. 

Hofd.v.9. Aug. 1833, Nr. 2625 
J.GS. I. Nr. 51. 

Hofd. v. 22. Juni 1835, Nr. 
42 J. G. S. IU. Kr. 3%. 
8S. 3. I. Nr. 6b; IV. Nr. 
251. 

Hofd. dv. 7. Sept. 1835, Nr. 80 
J. G. S. I. Nr. 122. 

Hofd. v. 4. Jän. 1836, Nr.113 
J. G. S. I Nr. 65; II. 

Entſcheidungen IX. 
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Nr. 197, 242, 298; IV. 
Nr. 376. 

Hofd. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 
J. G. S. J. Nr. 100; M. 
Nr. 42; III. Nr. 37, 204; 
IV. Nr. 422, 460. 

Hofd. v. 6. Juni 1838, Nr. 277 
J. G. S. IH. Nr. 321. IV. 
Nr. 174. 

Hofd. v. 7. Mai 1839, Nr.358 
J. G. S. II Nr. 80, 130; 
I. Nr. 76; IV. Nr. 303, 
442, 496. 

Hofd. v. 19. Nov. 1839, Nr. 388 
J. G. S. (für Tirol), 8. 2. 
IV. Nr. 279, 315, 438. 
8.6—8. IV. Nr. 280. 8.11. 
I. Rr. 57. 

Hofd. v. 14. Febr. 1840, Nr. 409 
J. G. S. I. Nr. 105, 107, 
116; D. Rr. 70, 101. 

Hofd. dv. 4. Aug.1840, Nr.469 
J. G. S. II. Wr. 57. 

Hofb.v.19.April1841,Nr.518 
J. G. S. IH Nr. 139. 

Hofd. v. 3. Jänner 1842, 
Nr. 583 J. G. © II. 
Nr. 292. 

Hofd. v. 4.Yän.1842, Nr. 584 
J. G. S. II. Nr. 152. 

Auftiz-Hofd. 9.26. April 1842, 
Nr. 610 J. G. S. I. Nr. 10. 

Hofb.v.26.Sept. 1842, Nr.642 
J.G. S. I. Nr. 51. 

33 
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Hofd. dv. 18. Sept. 1844, Nr. 
830 J. G. S. III. Nr. 311. 

Hofd. v. 29. Mai 1845, Nr. 
889 J. G. ©. I. Nr. 78; 
II, Nr. 13, 39, 43, 129. 
8. 3, IV. Nr. 34, 177, 
293, 427. 

Juſtiz⸗Hofd. v. 24. Oct. 1845, 
J. G. S. Nr. 906, 8. 46. 
IV. Nr. 561; 8.51. IV. 
Nr. 571. 

Hofd. v. 19. Juni 1847, Nr. 
1068 J. G. S. HI. Wr. 83. 

Pat. v. 4. März 1849, Nr. 152 
„R. G. Bl. 88. 21, 22, I. 
Nr. 70. 

Bat. v. 10. Oct. 1849, Nr. 412 
R. G. Bl., FS. 6. IV. Nr. 186. 

FM. V. v. 3. Mai 1850, 
Nr. 1831 R. G. Bl. I. Nr. 
100. 

Vdg. v. 12. Dec. 1851, Nr.258 
R. G. Bl. I. Nr. 81; 8.1, 
IV. Nr. 404. 

Min.-Bdg. dv. 29. Sept. 1852, 
Nr. 198 R. G. Bl. LI 
Nr. 70. 

Kaiſ. Pat. v. 3. Mai 1853, 
Nr. 81 R. G. Bl., 8. 193. 
IV. Nr. 272; 8. 238. IV. 
Nr. 301. 

Kaiſ. Pat. v. 8. Nov. 1853, 
Nr. 237 R. © Bl. IV. 
Nr. 485. 


Regifter. 


Bdg. dv. 14. September 1854, 
Nr. 238 R. G. Bl. $.10b. 
I. Nr. 49. 

Kaif. Big. v. 3. Oct. 1854 
(GGye Nr. 2224). I. Nr. 5i. 

J. Min.-Bdg. v. 11.0ct.1854, 
Nr. 264 R. ©. Bl., 8. 3. 
III. Nr. 149. 

F. M. E. v. 16. Febr. 1855, 
Nr. 4 RG. 9. IO. 
Nr. 107, IV. Nr. 263. 

Min.⸗Vdg. v. 31. März 1855, 
Nr 58 R. G. Bl. 8. 11. IV. 
Nr. 361. 

J. Min.Erl. v. 7. Juli 1855, 
3. 13913. II. Nr. 149. 

J. Min.⸗Vdg. dv. 29. Dec. 1857, 
8. 22464. III. Nr. 147. 

J. Min.-Bdg. v. 18 Juli 1859, 
Nr. 130 R. G. Bl. IV. Wer. 
449. 

Min.⸗Vdg ˖ v. 28. Aug. 1860, 
Nr. 205 R. G. Bl., 8. 2. 
I. Nr. 56. 

Min.-Bdg. v. 19. Sept. 1860, 
Nr212RG.B. I. Nr. 43. 

Min.-Bdg. dv. 19. Sept. 1860, 
Nr. 112 R. G. Bl. LU. 
Nr. 68. 

Min.Vdg. v. 23. Sept. 1862, 
Nr. 9627 R. G. Bl. III. 
Nr. 45. 

A. h. Entſchl. v.15. Juni 1863, 
88. 110, 127. II. Nr. 73. 








Regiſter. 


Gemeindeordnung für Böh— 
men v. 16. April 1864, Nr.7 
L. G. Bl. IV. Nr. 462, 482. 


Geſ. v. 31. Mai 1866, Nr. 41 
L. G. Bl. IV. Nr. 462. 


Friedens⸗Vertrag v. 3. Det. 
1866, R. G. Bl. Nr. 116, 
Art. 8. III. Nr. 177. 

Gef. dv. 15. Nov. 1867, Nr. 131 
R. G. Bl., 88. 5, 6, 7, 10. 
I. Nr. 89. 

Vereins⸗Geſ. v. 15. Nov. 1867, 

Nr. 134 R. G. Bl. IL 
Nr. 178. 

St. G. G. v. 21. Dec. 1867, 
Nr. 144 R. G. Bl., Art.15, 
al. 1. I. Nr. 78. 


Geſ. v. 3. Mai 1868, Nr. 33 


R. G. Bl., 88. 1, 4. L. 
Nr. 73. 

Geſ. v. 4. Mai 1868, Nr. 34 
R. G. Bl. IV. Nr. 430. 


Geſ. v. 18. April 1869, Nr. 44 
R. G. Bl. II. Nr. 2, 21. 


Geſ. v. 30. Mai 1869, Nr. 93 
R. G. Bl., 8. 3, al. 2. I. 
Nr. 86; II, Nr. 32; II. 

Nr. 14. 

Staatsvertrag mit Nordame- 
rifa vom 11. Jali 1870, 
R. G. Bl. Nr.116 ex 1871. 

III. Nr. 256. | 
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Gef. v. 29. März 1872, Nr. 39 
R. G. Bl., 8.2. II.Rr. 45. 


Gef. v..14. Juni 1872, Nr. 
119 R. G. BI. IV. Nr. 425. 


Min. Vdg. dv. 14. Juli 1872, 
Nr. 119 R. GBI. IV. Nr.516. 
Geſ. v. 12. Juli 1872, Nr. 
112 R. ©. Bl. IV. Nr. 525. 


Geſ. v. 29. April 1873, Nr. 68 
R. G. Bl. J. Nr. 122; II. Nr. 
67. 8.7, 2b. IV. Nr. 163, 
399, 460. 

Gef. v. 24. April 1874, Nr. 49 
R. G. Bl. II Nr. 155; 
III. Rr. 140. 8.1. II.NRr. 
9%. 8. 9. I. Nr. 85, 90. 


Gel. v. 16. Mai 1874, Nr. 69 
R. G. Bl. IV. Nr. 251; 
8.9, IV. Nr. 561; 8.14. IV. 
Nr.561;8.16.IV. Nr.561; 
8. 17. I. Nr. 92, 98; I. 
Nr. 77, 92, 151; IIL 223; 
IV. Nr.46, 289, 572. 8.24. 
II. Nr. 159; III. Rr. 212; 
IV. Nr. 356, 368, 384, 386, 
633. | 

Gef. v. 16. Mat 1874, Nr. 
49 R. G. BL, 8.19. II. 
Nr. 81. 8.24. I. Nr. 94; 
II. Rr. 76,121; IV. Nr. 23. 
8.28. II. 88. 24—26. 
I. Rr. 96. I. Nr. 78, 
79, 81; IV. Nr. 426. 

Zuer 
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Geſ. v. 1. April 1875, Nr. 67 
R. G. Bl. I. Nr. 120; 
IM. Nr. 3, 8.6. IV. 
Nr. 273. 

Gef. v. 22. Zuni 1876, Nr. 45 
2.8.31. IV. Nr. 482. 
Gef. v. 23. Juni 1878, Nr. 79 
R. G. Bl. DI. Nr. 152. 
Bankſtatut vom Jahre 1878, 

Art.47, al.2. IV. Nr. 10. 

H.Min.-Bdg.v.29.Sept.1879, 
Nr. 120 R. G. Bl. IL. 
Nr. 142. 

J. M. E. v. 28. März 1880, 
3. 3938. III. Nr. 57, 158; 
IV. Nr. 183. 

Geſ. v. 13. Juni 1880, Nr. 70 
R. G. Bl. II. Nr. 133. 
J. Min.⸗Vdg. v. 18. Oct. 1880, 
83. 14681. III. Nr. 231. 
Geſ. v. 28. Mai 1881, Nr. 47 
R. G. Bl., 8.10c. IV. Nr. 

394. 

Gef. v. 21. April 1882, Nr. 123 
R. G. Bl. III. Nr. 148, 
222. IV. Nr. 491, 494, 542. 
8.3. IV. Nr. 47, 391, 
419. 

Geſ. v. 16. März 1884, Nr. 35 
R.G.BL., 8.3. IV. Nr. 92, 
100, 270. 

Gel. 9.16. März 1884, Nr. 36 
R. G. Bl. II. Rr.211,213, 
291; IV. Nr. 507. 


Regifter. 


Gef. v. 16. Mai 1884, Nr. 35 
R. ©. Bl., 88. 3, 4. IH. 
Nr. 26. 

Gef. v. 10. Juni 1887, Nr. 74 
R. G. U. 

8.2 II. Rr.138. 


II. „ 209. 
„21. m 126. 
„25 nn 126. 

IV. „ 63,124, 338. 

453, 484. 
n 3 "nn 14, 3%, 19, 
181,330,459. 
„4 IT, 1%. 
Iv. „ 37. 
„9 ıu. „1. 
Iv. „ 39. 
n 11 n mn 60. 
„4 „ „ u 
„5 un 14, 438 
„16 IL „19. 
Iv. „ ıa. 
„8 uU 75 


m . 

Gef. v. 28. Dec. 1887, Nr. 1 
NR. G. Bl. er. 1888. IV. 
Kr. 512. 


Gef. v. 26. Mai 1888, Nr. 75 
R. G. Bl. Ur. I, W. 
Nr. 314, 450, 460. Art. V. 
LI. Rr. 101. 8. 2. IV. 
Nr. 249. 


Deutfche Eivilproceordnung. 
IH. Nr. 306. 
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b) Beftgfigifche Gericits- 6 


ordnung. 
IV. Nr. 86. 
nn 226. 
DO. „ 8. 
IV. „117, 226. 
„ 226. 
Il. „ 6. 
" " 69. 
II. „ 271. 
IV. „ 86. 
I. „ 98. 
Il. 1. 
Do. „ 9. 
I. „ 1 
„u 118. 
IV. „ 408. 
nn 308, 408. 
" " 408. 
„nm 18, 408. 
nn 408. 
I. „10. 
IV. „226. 
Il. „ 89. 
IV. „ 226. 
nn 226. 
" 1) 226. 
„nl. 
I „ 83. 
IL. „10. 
n " 6a. 
III. „ 338. 
IV. „156. 
9a. 


„ 8832 
„334 


| „ 337 


n 365 


„394 
„396 
„409° 
„415 
„42 
„426 
„451 
„453 
„454 
„455 
„ 489b 


„512 
„522 
„ 529 
„534 
„ 539 
„ 578 
„ 583 
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II. Rr. 92. 
IV. „ 3. 
„  n 393. 
Oo. „ 58. 
IV. „ 546. 
"n ” "n 
I. „120. 
II „ 3. 
III. „ 281. 
IV. „ 156. 
" ” 25. 
nn 383. 
" " 375. 
„  n 588. 
I „6. 
nn 6. 
IV. „588. 
I. „104. 
II. „123. 
IV. „110. 
I. „ 60. 
" ” 58. 
n " 60. 
I. „ 9. 
II. „ 50,95, 97. 
" ” 30. 
IV. 538. 


" 


Hofd. v. 19. Nov. 1839, Nr. 388 
J. G. S., 8.2. III. Nr. 65, 
IV.Rr.366, 8.3, III. Nr. bõ. 


c) Ital. Gerihtdordnung. 


I. Rr.118. 
„187 IV. 
„ 268 \ I. 


8. 69 


Ul 


" 


190. 


10. 
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8. 272 
n 288 
411 
„138 


Regiiter. 


I. Nr. 6a. 
n n 6a. 
IV. „ 181. 
I. 63. 


ul 


7. Snmmatberfahren. 
I. Nr. 53. 


8. 1 


> 


" ⸗ 


„ 6 
7 


53. 
286. 
135. 
71. 
226. 
119, 168. 
83. 
62. 


88. 


4,5, 19, 69. 


69. 


9 


— — — — — — — — — -- 


8.51 IV. Wr. 168, 178, 
193, 
I. „ 8. 


” 55 

ofd. v. 27. Zult 1792, Ar. 36 

J. G. ©. lt.a HH. Nr. 
71. 

Hofd. v. 7. Mai 1839, Nr. 358 
J.G. S. IL Kr. 80. 


Privilegiengeſ. v. Jahre 1852, 
8. 46. II. Rr. 36. 
Gef. v. 16. Mai 1874, Nr. 69 


R. G. Bl., 88. 24, 27. I. 
Nr. 76. 


8. Bagatellverfahren. 


8. 1 L RR. 117. 
IV. „ Mm. 
n 4 " 1) 118. 
„gs L „ 10. 
„ 1788.21. Rr. 125, IV. 
Nr. 420. 


„8 IL Re. 101. 
„84 un. 10. 
II. 90. 
.420. 

„86 I „10. 
„8 I „ 144. 


" 88 ” " Rx. 


8a, Mahnverfahren. 
8. 5. IV. Nr. 585. 
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y. Verfahren in Veſitzſtörnngs⸗ 
ſtreitigkeiten. 

8. 2 I] Nr 24. 

338. 

IV. „ 13, 68, 97. 

„ n I18. 


IV. „ 11,13, 68, 
97, 576. 

" 15 n " 263. 

„ee 1. 6%„ 8. 

Hofd. v. 13. Februar 1837. 
Nr. 174 J. G. S., 8. 5, 
III. Nr. 165. 

Geſ. v. 30. Mai 1869, Nr. 93 
R. G. Bl., 8. 3, al.2 LI. 
Nr. 32. 


10. Mandatsverfahren. 

8. 1 I. Nr. 76, 88. 
Ivy. „ 336. 

„ I/al. ult. II. Pr. 54. 
„3 IL Rt. 88. 


IV. „3836 
„4 „23. 
Im. „8 
„5 1. 3 76. 
6 I n 76 
u. „3 
Iv. „380 


„10. „5. 


R.Bdg.v.21. Mai 1885,Nr.95 
R. G. Bl.: 

S. 4 I. Nr. 54. 

" 5 „ ” 54. 


IV. „880. 
„61L 88. 
Mm. 64. 
n 7 ” ” 23. 


„Sn „ 54. 
11, Wechſelrechtliches Ver⸗ 


fahren. 
8. 1 IV. Nr. 266. 
„4 II. „ 302. 

IV. „ 265. 
„5 L „ 4,58. 
„7 m 14, 50, 64. 

I. „ 86, 131. 
„8 LI „58. 

IT. „ 29. 

IV. „ 106. 
„12e IL „64. 
„12d J. „ 8. 

I. „ =. 

IV. „ 480. 
„23 L „ 58. 

IV. „ 106. 


„4 I. „26. 


12, Verfahren in Beitand- 
ſachen. 
8.1 I. Nr. I14. 
II. „ 2, 5. 
Iv. „ 48,130,342, 
409,412,497. 


0 


2a IV. Nr. 472. 
2b III. „ 386, 
2c I. „ 157. 
II. „ 265. 
IV. „ 187, 


12 I. „ 40. 


II. „ 322. 
IV. „118. 


Regifter. 


188. 


„19 IL „1%. 


13. Berfahren in Eheftreitig- 
leiten. 

8.12 II Nr. 152. 

„13 „ „ 182. 

. „124. 

„18 I. „ 13. 


14, Concursordnung. 
Art. II. IV. Nr. 259. 
2 u 4. 
„il IM „ 50, 454. 

IH. „ 299. 
„12/2 IV. „ 332. 
„1 Hm „ 2%. 

„ 2 IV. „ 16. 
„3 1. „1a. 
n 29 ” " 22. 

IV. „ 8 
„ 29,8.1,IV. Rr.407, 475. 
„ 291c II. Nr. 56. 

I. „ 98, 9. 
„ 29 al. 2, II. Wr. 84. 
„3 L „10. 

II. „ 1886. 

IV, „ 381,407 ,475. 


g. 


31,1 I. Rr.105,107,116, 
2 U. „ 9. 
3 I „10. 
I... 4. 
4 un mM. 
377 u 4, 156. 
II. „ 96,180,203, 
269, 353. 





Iv. „ 218, 521. 
37 al. 1, IV. Nr. 155. 


37 212, IM. „ 


38 I. Rr. 106. 
4 OD. „ıu. 
43,1IV. „ 5386. 


361. 


43,41. „ 12, 202. 
48, al.2, I. Nr. 56. 


55 IV. Nr. 271. 
63 I „ 7. 
IH. „ 279. 


IV. „ 127, 341. 


4 L,„ 
66 IV. „ 326. 


611. „ 7. 


. 36. 





8.160 III. Nr. 35, 39, 
„161 I „ 96. 

” 175 n n 55. 

„16 „m 58. 

„177 50m 55. 

„19 IV. „ 8 
„182 IL „ =. 
„189 IV. „164. 

" 191 n " 19. 
„18 „ „17. 
„208,e „ „255. 
„216 II. „252. 

„226 IV. „517, 
Conc.Odg. vd. 1781, 8. 44. 

IV. Nr. 258. 

Oeſterr.ſächſ. Uebereinkommen 


v.8. Febr. 1854. II. Nr. 182. 


Min.⸗Vdg. v. 2. März 1854, 
Nr. 54 R.G. Bl., 8.4. II. 
Nr. 182. 

Genoſſenſchaftsgeſetz dv. Jahre 
1873, 8. 60,61. IV. Nr. 45. 

Gef. v. 16. März 1884, Nr. 36 
R. ©. Bl., 8. 3, Zahl 4. 

.„ TI Nr. 5. 

Gel. v. 28. Dec. 1887, Nr. 1 
N. G. Bl. ex 1888, 8. 9. 
IH. Nr. 200; 8. 15 al.5. 
III. Kr. 200. 

15. Verfahren außer Streit- 

ſachen. 

8. 2,8.7 IV. Nr. 379, 400. 

n 34,89 » „3709. 

„ 238-1010. „254. 


" 


114 


121 


126 


127 


128 
129 
130 
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139 
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8.145 IV. Nr. 147. 

160—161 III. Nr. 300. 

„ 165 IV. Nr. 400. 

175 IV. „.301. 

1799 379. 

„182 II. „ 250. 

" 183 " " 133. 

„186 „ u 325. 

88. 203--215 III. Nr. 146, 

274. 

8.219 II. Rr.146, 325. 

„280 IV. „ 268, 519. 

Pat.0.28. März 1803, Nr.599 
3.6.©. II. Rr.40; IV. 
Nr. 114. 

Hofd. v. 28. April 1807, J. 
G. S. Nr. 809, IV. Nr. 603. 

Hofd. v. 15. Juni 1816, Nr. 
1259 J. G. S. TI. Nr. 175, 
Hofkzld. v. 26. Jänner 1843, 

Mr. 677 J. G. S. I. 

Nr. 111; IV. Nr. 328. 


Kaiſ. Vdg. v. 19. März 1853, 
Nr. 53 R. G. Bl., 8. 5. II. 
Nr. 192; IV. Nr. 414. 


3. Min.-Erl. v. 25. Juli 1853, 
Nr. 148 R. G. Bl. IV. 
Nr. 267. 

Gef. v. 3. Mai 1868, Nr. 36 
R. G. Bl., 8. 3. II. Nr. 72. 

Landesgeſ. f. N.Oeſterr. vom 
18. Dec. 1871, Nr. 18L. G. Bl. 
IV. Nr. 172. 


Gef. dv. 9. Febr. 1882, Nr. 17 
R. G. Bl. TU. Nr. 188. 


N.-öft. Landesgef. v. 19. Der. 


18%, Nr. 45 8. ©. 3. 
II. Nr. 191. 

N.-öft. Landesgeſ. v. 31. Dec. 
1891, Nr. 28. G. U. 
II. Nr. 239, 275, 280, 
2. 


16. Allgem. Grundbuchsgeſetz. 


Art. IV. J. Nr. 74. 


I. „ 23. 
„2,8.2IV. „ 490. 
n 


I „a 
„16 IV. „138,210 
„17 I. „106. 

I. „ 4,7% 

IT. „ 60. 

IV. „ 88,135,139. 
„20b I. „ 18, 68. 
„% IL „74,9 

I. „ 61,64 

II. „168. 

„27 L „%, 9. 

II. „ 61, 64. 
„80 IV. „ 105,138,236. 
„3a L „74, 9. 


I. „ &. 
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8.32 II. Nr. 61. 
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IM. „168. 
3 UI. „ 61. 
IV. „ 329. 
34 I. „ 61. 
35 „u 6. 
IH. „168. 
3 IH. „ 25, 61, 64 
38b IV. „ 240. 
4 I „ 72. 
41b IV. „ 240. 
4ic I „ 9%. 
D. „ 72. 
42 I „9. 
43, al.2, DI. Wr. 31. 
45 I Nr 8. 
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I. „20. 
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50 II 184. 


: m 


51, al.1, I. Wr. 87. 
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IV. 
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8.87 IV. Nr. 468. 
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n 34 n n 63. 

„94, al. ult. IV. Nr. 180. 

„123 I Nr. 63. 

8.125 „un 68. 

n 127 " n 35. 

„„ 31, 101. 

IV. „153. 

M. V. v. 31. Oct. 1856, Nr.204 
R. G. Bl. IV. Nr. 132. 
M. V. v. 30. Juni 1858, Wr. 

100 R. G. Bl. J. Nr. 113. 

Geſ. v. 6. Febr. 1869, Nr. 18 
R. G. Bl. J. Nr. 70, 113. 
I. Nr. 158. IV. Nr. 99; 
8.4. I. Nr. 80. 

Geſ. dv. 25. Juli 1871, Nr. 95 
NR. ©. B., 8. 43, IV. 
Nr. 612. 

Gef. v. 25. Juli 1871, Nr. 96 
R. G. Bl. II. Nr. 101, 8.7b. 
IV. Nr. 304. 

FS. 8 TI. NMr. 141. 

„9 1IV. „ 57, 145, 
612. 

„A m „ 551. 

„12 TI „138. 

Gel. v. 2. Xuni 1874, Nr. 88 
R. G. Bl.,8. 25. II. Nr. 104 

Geſ. v. 23. Mai 1883, Nr. 82 
R.G. Bl., 8.3. IV. Nr. 302. 

Geſ. v. 14. Juni 1888, Nr. 88 
R. G. Bl. IH. Nr. 151. 


524 


17. Notariatöorduung. 


Art. II. Abſ. 3. IV. Nr. 2%. 

8. 1 II Nr. 181. 

„3 IL „10. 

I. „152. 

II. „ 136. 

IV. „ 6,112,195, 
599. 
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„ 57,bIH. „108. 

„ 9 un 1%.IV.439. 

„17 „ „18. 

-Gef. dv. 25. Juli 1871, Nr. 76 
R. ©. Bl.: 


8.1 II Nr. 33 
" la „ " 39 

Iv. „120 
„Ile 2 „120, 122. 


Not.-Ord. v. 1855: 8. 27—30. 
IV. Nr. 298, 579. 

M. 2. v. 7. Mai 1860, Wr. 
120 R. &. 81. II. Nr. 260. 


18. Advocatenordnung. 


Art. I. IL. Nr. 110. 
8. 2 lit. b. II. Nr. 48. 
„ 3 TV. Rr. 305, 614. 
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8. 15 IV. Nr. 80 
„is L „18 
I. „ 8 


„ 3,eTIV. „ 74. 
„1a, u 8. 
H0fd.v.21. Juni 1806, Rr.770 
J. G. S. IV. Nr. 548. 
Hofd. v. 4.00.1833, Rr.2633 
J. G. S. II Rr. 154, IV. 
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Nr. 89. 
Gericht3-Znftruction v. Jahr 
1853, 8.11. IL Pr. 110. 


C. Berwaltungsredt. 
1. Gebüprengefeb. 
88. 1, 5, 60. I. Nr. 98. 
8.6 IV. Ar. 411. 
„gm „18. 
„57 IV „ 267. 
‚60 0. „ 2. 
„72 IT. „ 22,169, 170, 
219. 
Iv. „ 411. 
. 75. IV. Nr. 158. 
.103. I. Nr. 22. 
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T. P. 106 Be DI, Nr. 290. 

F. M. V. v. 3. Mai 1850, Nr. 
181 R. G. Bl. II. Nr. 22. 

Kaiſ. Vdg. v. 19. März 1853, 
R. G. Bl. Nr. 53, 8. 56. IV. 
Nr. 414, 428. 

Geſ. v. 13. Dec. 1862, Nr. 89 
R. G. Bl., 8.9. I. Nr. 120. 

Geſ. v. 18. März 1878, Nr. 31 
R. G. Bl. II. Nr. 183. 


2, Erwerbftener-Patent 


v. 21. Dec. 1812, 8.18 I. 
Pr. 116, 8.18 II. Rr. 17. 


3. Batent 


v. 4. März 1849, 3. 198, 
8. 21,22. 8.1. U. Nr. 70. 


4, Privilegiengeſetz. 
8. 38 II. Nr. 334. 
„4 nn 1%. 


„47 II „ 
IV. „ 7,46. 
Privilegien-Gef. v. 15. Auguft 
1852, Nr. 184. 8. 47. I. 
Kr. 121. 


5, Finanzgeſetze 
der Jahre 1868 big 1877. I. 
Nr. 102. 
Finanzgeſ. v. 23. Mat 1879, 
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Nr.68 R. G. Bl., Urt. IV. 
I. Nr. 107. 


6, Gewerbeoränung. 
8. 73 IV. Nr. 588, 


„ om 
n 100 " 


7. Gemeindeordnung. 
Statut für Wien vom 20.März 
1850, 2.9.91. Nr. 21. II. 
Tr. 273. 


8. Bauordnung, 
für Wien. III. Nr. 273. 


9, Gejet über Erwerbd- und 
Wirtichaftägenofienichaften. 
8.14 III. Nr. 333. 


10, Arbeiterfrantenverfide- 
rungsgeſetz 
v.30. März 1888, R. G. Bl. 
Nr. 33. III. Nr. 359. 


D. Strafrecht. 
Strafgeſetz. 

8. 98. III. Nr. 357. 

„MT. „ m 329. 

„ 506. „ „ 58. 


E. Ausländifche Sefeße. 

Ungar. Gef. Artifel LIV aus 
dem Sabre 1868. 8.35. 
III Nr. 349. 
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Many'ſchek. u.h. HofNerlags-uAllniv, Buchhandlung 


I. Rohlmarkt Ar. 20. Wien, 1. Aohlmarkt Ar, 20. 


Berlagaswerke in alphabetifcher Ordnung. 


Die Hier verzeichneten Bücher find nah Wunſch jeder Zeit entiveder von obigem Berlage 
oder durch alle Buchhandlungen zu beziehen. — Ratenzahlungen bewilligen wir gern nad) 
Hebereinfommen. Dauerhafte, elegante und doch billige Einbände liefern wir zu allen Werfen. 


Adler, Dr. Leopold, Die Pfliten und Rechte der Geſchworenen Oeſter 
rei s, nach der neuen Strafproceßordnung vom 28. Mai 1878 populär bargetellt. 
8. vermehrte und verbefierte Auflage. I. 8. 1884. 00 GS. o kr. 


Adler, Dr. feopold, und Dr. Kovberi Clemens, Sammlung von 


Euntſcheidungen au zum Sandelsgefekbuce. 
Nr. 1—5931. 2. Auflage. 8%, 1891. (628 SL 
Band IV, V. Wr. 522-887. 2. Yuflage. 8. 1891. (712 ©.) 
Band VI. 1890. (IV, 831 ©.) 
Band VII. gr. 8. 1891. er 672 ©.) 
—* 481 > 


BPrPpn 
FRENSUFNENEN 


— Die Zudikate vr Jahre 1889-90. 8. 1891. (XXV, 339 ©.) j f. 
nebunden in Leinen 2 fl. 60 fr. 
— Die Indikale ver Jahre 189193. 8. 1895. (XXXIVu.296 6.) 2 st 80 ke. 


ebunden in Leinen 
Audräffg, Graf Iulins, Die Einheit der öflerr. -ungar. Armee. 
Rebe, re im unger. Magnatenhaufe 5. April 1889. Autorifirte Mudgabe. bi 


Anfı Zufprüche su af f Begnfligungen im de in er Erfüllung der Wehrpflicht und ine 


Irailza, Adolf v., Pas öferreihife Keimatrehf, 8.1889. (146 ©.) 1fl. 20 kr. 
Saernreither, Dr., olammgüler- »ußem und Anerbenreil in 
Deutſchlaud. ge. 8. 1882. (V, 112 . 20 fr. 
Saranski, Dr. Anton, Sanbbud Fimmsticher Beterinärgefehe und 
Berorbuungen, bie in Defterreich-Ungarn und Bosnien giltig find. gr. 8. 1884. 
(445 ©.) 3 fl., in Leinwand gebunden 8 fl. 60 fr. 
Srerarin, € Caeſar, Aeber Berbrehen und Strafen. uebenfegt von Dr. Sulius 


fer. nen burcchgefehene Auflage. gr. 8. 1876. IV 
Gcer, „ref, ? Die . oßerreiiifihe Sandelspoliti im 19. Sahehandef 


©.) 
Beuebikt, Dr. Em. Bar Reform der Concursordnung. 1887. * 


1 


Mau’ füge k u. l. uk Sf Ierlags- u. Anin.Suhhandlung in Wien. 


Benedikt, Dr. =. Gom, Der Einfluß des Schwurgerichtes auf dns 
maferielle Strafrecht. 1888. gr. 8. (28 ©.) 

— Bemerkungen über das Arheberreht und on Sefehentunf, I 
öſterreichiſchen Regierung. 1893. gr. 8. (4 © 

Bernatzik, Dr. Edm,, Rehtfprehung 1 F —* Redtekeft 
Berwaltungsredtlihe Stubien. gr. 8. 1886. (X, 
2 k Drum, De - und P o 

ar nl ee, tr. —S wen 

Beurle, Dr —e— des öſterreichiſchen Sandels- und Gewerbe 
zeiten fir den r den yranch an Handelsmittelſchulen und zum Selbſtunterrichte. gr. nr 


Blaſchke, Dr. "chamn, Aurzgefoßte Darfielung des öfferreichilchen 
Bechfelrehts mit 54 Behfelformulgrien, nebft einem Abdrucke der — —— 
von 25. Jänner 1850. Mit Angabe der Verſchiedenheiten ber ungariſchen 
geſetze, für Hanbels» unb Gewer (enulen, AA en Gewesbeiland und zum ei. 
unterridhte. 10. verbeflerte Auflage. gr. 8. (XI, 114 ©.) 1fl. 


— Grlänternng des Sandelsgefehbures. * bearbeitet von Dr. “. Bitreid, 
k. k. Sectionsrath im Juſtizminiſterium. 8. 189 3 fl. 60 


— Das öſterr. Wechſelrecht in leichender D it d slandi 
und fru ————— 6 Sum @ ee —— Univerfitäte * 
Handelsſchulen, ſowie auch aD Richter, R —8 und ymaſteleuts 7. ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage. gr. 8. 1891. (XII, 892 ©.) 3 fl. 60 fr. 


Slonski, Dr. nfin, Die — — —7— * ichiſchen Laiſer⸗ 
ſtaates. 2., na a Stanbe en aoclebgenug 
gänzlich umge ar ie ufla sh. 

er erfte Theil bilbet * her ab it enes —* 
— IL Theil san) enthaltend bie öfterr — 28— erschrungsitenern mus ⸗ 
Vorſchriften, dann das oſterr. Staatscreditweſen 2c.2c. gr.8. 1880. (XVI, 424 ©.) 


— Der öflerreihifche Givil-Ifantsdienfl. Ein ſyſtematiſches Handbuch, ten 
fämmtliche, die Anftellung im Öferreiihi hen Civil⸗Staatsdienſte, fowie die dadurch 





Segrünbetenftechte u. Bflichten betreffen mungen, mit Jub ff der Benfions- u. 
Disciplinar-Borfchriften, ſammt ben — ehe 5 Reiihägerichtes u. des 
Verwaltungsgerichtshofes. gr. 8. 1882. (IV, 480 ©.) 8 fl. 0 fr. 
in Leinwand gebunden. 4 fl. 


— Zunematiſche Eufammenfellung ber dfterteichtichen Ginil-Benflonsvorfcheiften 


Braun, Dr. 3.8., Prof. der Rechte an der Uniperfität Seien, "Di 


Sehre vom Domicilwenhfel, nad bem Stande ber heiligen Theorie und Brazil 
des deutfchen Wechſelrechtes kurz Dargeitellt. gr. 8. 1880. (IV, 188 ©.) 


D 0 0 
Geunftein, I r. | For. + Ludm., Bur Reform des Erfinderrechtes * 


— Der Schutz des Fabriſßs-u. Geſchäftsgeheimuiſſes. Vortrag. 8. 1887. (446.) 60tx. 


— Die Patenfreform in Oeſterreich nad ben Vorentwürfen des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums. feem i gr. 8. 1894. ie ©.) art oo tr. 


— Studien im Oeflerreihifchen Markenrecht. 8. 1800. (115 ©.) 2 fl. ao kr. 
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Manj'ſthe k. u. k. Hof-Yerlags- u. Aniv.- Buchhandlung in Wien. 


Sudwinski, Dr. Adam Freiherr v., Erkenutuiſſe des-h. ſi. Ver- 
waltungsgerichfshofes, zufammengeftellt auf Veranlaſſung der Hohen Behörde. 


I. Band. gr. 8. 1878/77. 3. Yuflage. (VI, 480 ©.) 4 fl. — kr. 
L. Band. gr. 3. 1070. 2 ar (IV, 658 ©.) 


® U} 2 
IV. Band. gr. 8. 1880. 3. Auflage. 83 ©.) 
V. Band. gr.8. 1881. A 2. Auflage. (528 ©.) 
7 
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84 — fr. 

44 60 fr. 

60 60 fr 

XIII, Band. gr. 8. 1889. (929 fl. 80 Tr. 
XIV. Band. gr.8. 1890. (868 fl. 60 ir. 
XV, Band. gr. 8. 1891. (1038 ©.) fl. 80 fr. 
XVl. Band. gr.8. 1892. (1186 ©.) E 50 fr. 
XVII. Band. gr. 8. 1893. (1249 ©.) .. 
XVIII. Band. gr.8. 1894. (1299 ©.) fl. kr. 
XIX. Band. gr.8. 1896. (155% ©.) 9f. 80 kr. 


(Uufdiefe, der Reihe ihrer Beröffentlihungnac, bogenweiſe erſcheinenden Erkenntniſſe 
bes k. I. Verwaltungsgerichishofes beſteht auch ein Abonnement ae] je 10 Bogen, wofür 
ı I nik vn ehnung hebra t wird; jeder Pränumerant ift zur Abnahme eines Jahrganges 

er. 
— Berwaltungsgerichtshofs-Erhenntniffe, nad) 8. 6 bes Geſetzes vom 22. October 
1875 ‚© B.ex Po Nr.36, geichöpft, ohne vorausgegangene mündliche Verhandlung. 


Kg tgang 1876—1878. gr. 8. 1881. IT 150 ©.) 1 fl. 

ıL eft. gang 1879—1880. gr. 8. 1882. (IV, 136 ©.) ıfl. 

II, Ki gang 1881—1882. gr. 8. 1884. (IV, 124 8 ufl. 

IV. Heft. 1883—1884. gr. 8. 1886. (IV, 119 © 1 4 

V. Heft. Itzere 1885—1886. gr. 8. 1887. (II, 128 ©.) ıJl. 

VI. Heft. Seraum 1887—1888. gr. 8. 1890. (129 ©.) ıfl. 

VI. Heft. Jahrgang 1889—1890. gr. 8. 1891. (197 ©.) 1 fl. 

— Generafinder zur amtlichen Ausgabe der Erfenntniffe des E. k. Bertwaltungd- 
Gerichtähofes. 1876—1881. gr. 8. 1883. (203 ©.) 1 fl. 60 fr. 


Bunsl, Dr. Earl, Director der niederöfterreich. Escompte- Gefellichaft, 
Material zu einem Shegne-Gefeß- Sutwurf. Ein Fragebogen, beantwortet, 
gr 


Burdhard, Dr., Suftem des Oelterreichiſchen Drivatrechtes. 

heil: Das Recht. nee eine Einleitung in ein Shftem des öfterreichtihen 
Mechtes. gr. 8. 1888. VI, 172 ©.) 1 fl. 20 
IL ZTHeil:Die@lemented.Brivatredhtes.gr.8.1884. (X VIII. 638 ©.) 3 fl. —8 
I. Theil: 1. Abth. Beſitz⸗ u. Grundbuchsrecht.gr.s.1889. XVI, ba0S.) 4 fl. 80 Fr. 

— Zer Reform der juriſtiſchen Indien. Eine pädagogiſche Studie. 8. ‚een. 


’ 


— Seitfaden der Zerfaſſungskunde der oſterr.⸗ ungar. Monarchie. 8. 2. auf. 
1896. (VI, 189 1fl.6 


Buſchman, Dr. ar Freiherr won, Pas nene Eifenbahn- —** 
reglement ic. 1898. ar.s. (XVI u.310 ©.) mit Nachtrag. 3 fl. 40%. 


8 


Manj'ſche k. u. h. Jef⸗Verlags⸗ u. Anin.-Suhhandlung in Wien. 
Cauſtein, er Freiherr v., Pie öflerr. Sivilproce -Kovelle 
erben 





De 00 Ma 1874, erläutert für bie allgemeine und weſtgalizi 
— die —88 Grundlagen des Givif, oceffes „ber D t 
Beueften Ginlieaceh-@ —— — —— unb — ef "TE a 
II. a —S er. 8. 1877. (IV, 173 6.) ı f. 7% 
+ &., Schrbuh der Bolkswirt ocialw 
—— —XRX —5* A Dr. 8. Übler in het — Exc ——— —— 


Verfaſſer ae pri Vorwort verfehene Aufl. gr. 8. 1870. (LXXTI, 5* )5fl.50 fr. 


Codie® eivile generalo austriaco. Nuova edizione ristampata e corretta socondo 
a usione soconda e sola ufficiale dell’ anno 1815. FI. 8. 1877. (VII, Aut 5 ) 
ge 

Conlon, Dr. Barl, Weber das geſetzliche Pfandreht des Bela 
gebers. Cine civiliftifhe Stubie. I. 8. 18%. 1726) 


Efähy, Graf Georg AUapoleon, Die Angariſche Givifehe. Beattifde 
Anleitung in Eheſachen. 8. 1895. (118 Seiten). 1 fl. 


Ersernig, C. Freiherr w., Darfielung der Einri un ngen Über Budget, 
Staatsrechnung und Controle In Defterriil, 1 Besuden, Eng ern, ürttemberg, 
Baden, Frankreich, Belgien. gr. af. 


amianit — Das Das Ziia Strafgeſetzbuch an — und Ver⸗ 

u Bere —* um 3 ce Pas — 3, mi 1861. En Een er 
716 S., —** vis ur 

— Pas Militär-dfrafgefehhud ıc. Taſchenformat. 1868. (VIL,8496.) 1 n 80 Fr. 

— Handbuch des Verfahrens außer Streitſachen, enthaltend die Verlaſſen 
—— zeſghrer⸗ u — 3 un Mr Aoptimen, Ä 
Legitim — —— rohe ärun —— 
das Depofitenmefen bie —— hie bren und ae m — in Be 
die Stämpel und Gebühren n etze vom 9. Yebruar 1860 en [5 
trägen. gr. 8. 1861. (IX, 394 ©.) 


Dautſcher, Dr. Theodor, Ritter von Kolleröberg, Pie —*5— | 


Rechte der Anterthanen. gr. 8. (289 ©.) 4 il. so tt. 
Dworzak, Dr. — 55 Zyſlem des römiſchen Srivatrechtes Im Gem | 


Eagendorfer, Joſ. — der öſterr. — | 
gum Gebrauche der Den, Schul⸗ und Eultusbehörben. M.8. 189 
roſchirt. (848 u. af. 50 sk. 
in einen Ganzleinenband ) runden sl 


Ehrenzweig, Dr. Armin, Pie fogenanuten zwei Fiebrigen Berträg 
insbeſondere bie Verträge zu Gunften Dritter. 8. 1895. (196 © 


Gihert derer, Smdsug für den Steneratodienſ. 189789. 2 Bände. 
9 fl. 20 kr 10 fl. oh. 


4 





Man'ſche k. u. k. Hof-Berlags: u. Auiv.-Suhhandlung in Wien. 


Gllinger, Dr. Joſ. Ritter von, Kandbuch des öſlerreichiſchen all⸗ 

gemeinen Civilrechtes. 7. neu bearb. Aufl. gr. 8. 1877. (VI, 09 6) EVfl. 

eisungen, die, des A. Rh. Oberfien Gerichtshofes in Civilſachen 

Ent ik öffentlicht auf befien Berantaflung bon PR Red. rigt (eh Gericht ff are * 
Fit egifter. Erſter Bd. 2. Aufl. : 8. 1887. sw ©) 2fl.; — geb. rar or 
weiter Band. TI. 8. 1887. (804 6.) 1 fl. 50 kr. in Leinwand geb. 2 

ritter Bond. TI. 8. 1889. (VI, 621 ©.) 2 fl. 50 h. „ geb. 8 E 


Vierter Band. U. 8. 1890. (VI, 629 2 fl. 50 fr. „ geb. 3 Il. 
in ter Band. EI. 8. 1891. (IV, 509 ©.) 2 fl. 50 kr. n geb. 8 ft. 

er Band. H. 8. 1892. IV, 518 ©.) 2 fl. 50 kr. n geb. 8 ft. 
GSiedenter Band. Fi. 8. 189. (iv, 480 a A. 50 Tr. 7 „geb. Bf. 
Achter Baub. FI. 8. 1895. (IV, 408 © . 50 fr. 


Esmard, Dr. C., Srundfähe des Randeckenrechtes zum atabemifchen Ge: 
brauche gr. 8. 1860. (XXXI, XIV, 812 ©.) Sf. 


Erel, Theodor, Das Verfahren vor dem A. f. Berwalfungsgericitshofe. 
Sammlung der auf das Verfahren und bie Genkaien teit nad) dem Geſetze vom 
323. October er 17 G. B. Nr. 36 ex rn bez cheidungen bet oe 


—— es. gr. 8. 1885. 
— — — 1 » —X die ——c— dr Fopre 1885—1890. gr. 5 Jon. 


Euer, ı Dr. Adolf, Pas Jnſtitut der Pfandrehit-Pränsfation in 
Oeſterreich. Ein Beitrag zu beffen Kritik und Reform. gr. 8. 1868. (68 €) 


— Die Lehre vom Redtserwerh duch Tradition nad öfterr. und gemeinen 
Rechte. gr. 8. 1867. ( sfl. 
— Pas Fublicitäteprincip. Städten zum öfterr. Hypothekenrecht. gr. 8. 1870. 
(TILL, 144 "RM. 
— —æ—e Dorlefungen über Geſchichte und Juſtitultionen des 
römifchen Rechtes. 3. Auflage. gr. 8. 1895. (VIII, 172 ©.) 2 fl. 
&rigl, Dr. Hans, Das Markenfchugelek vom 6. Jänner 1890, Nr. 19 
G. 81., für die Bedürfniſſe ber Praxis bearbeitet. MI. 8. 1894. (117 S.) 90 Fr. 
Fei aniei, Dr. Hermann Ritter, v., Pas Einloſungsrecht des 
faafes und die öflerr. Gifenbahnconffionen. 8. 1895. (57 ©.) 60 Ir. 
Fiſcher - Ellinger’s Lehrbuch des öſterreichiſchen Sandelsredifes, 
4. vermehrte Aufl., bearbeitet von Dr. Herm. Blodig. gr. 8. 1860. (XX,4926.)8 fl. 
Eiſchhof, Dr. Adolf, Die Sprachenrechte in den Staaten gemiſchter 
Antionalitäf. ‚Ned gefammelten Daten und gemadjten Andeutungen bargefkellt. 
gr. 8. 1885. (88 ©.) 
— Der öſterr. Ipracdenzwifl. Ein Wort aus Unlab ber diesjährt 
— an Per ei fe an at. —* 1888 ee € ©.) eeſahrigen Ye: 
franıkel, Dr. Otto, Die Beflimmniugen des öſterreichiſchen —* 
gegen unehrbaren Wettbewerb (Ooneurrenoo döloyale). 8. 1884. (64 6.) b0 kr. 


freiberger, Guftan, Handbuch der öflerr. direrfen vtenern in 
füftematifcher Darftellung. gr. 8. 1885. (XIV,445 ©.) 8 fi. 6o ke., geb. in Beinen Efl.20!r. 


5 
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fr ald, Dr. Karl, und Dr. W. Moyriſch, Pie Amortifirung von 


rhunden unb bie Tobeserflärung nach bem gegenwärtigen Stanbe ber öfterreichtfchen 
geiet ebung. Zum Gebraudie für Richter, Kedtafecım und Barteien. 2. Aufl. 
Berl Houng b se Rechtſprechung bes T. k. Oberften Gerichtshofes bearbeitet. 


grühmwald, Dr. "Bart, Henefles Ortslexrikon für bie im — ver⸗ 
tretenen Koͤnigreiche und Länder. Ein alphabetiſch geordnetes Verzeichniß ſaͤmmtlicher 
Ortsgemeinden mit Angabe ber Bezirksgerichte, t8höfe I. an cht aböfe 
IL: El Aurel: ——— —— 0. Lex.8. 1877. (IV, 614 5) a 
nebunben 

— Sammlung von Formnlarien n Befcheiden, Protokoffen und Aribeifen 
für das Verfahren in Streitſachen nad der allgemeinen und weſtgaliziſchen 
Berihtorbmung, fowie nach ben befonberen Berfahrensarten. ne einem Anhange, bie 
im Verfahren in Streitfachen beim Bartelenverfeire am Häu ften zur Anwendung 


kommenden Gebührenvorichriften enthaltend. 8., vielfach verme uflage gr. 
1888. (VIII, 184 ©.) . 20 Tr 
— Sammlung von Formuarien gm erfahren außer Sfreitfadhen nad 
dem kaiſerlichen Patente vom 9. Auguſt 1854, Ar. 2 Ro. ae unb nad) dem all: 
an a bürgerlichen @ejeßbuche, —* zu den Bere bei Eobeberfliengen unb 
on ataaigpapieren und anderen Ur 28. vermehrte uflage. 
gr. 8. Er TB ıf.20k 


— Pie Real- und Mobilier-Mei bots-Berfheilung. Unter Bugrumbelegu 
ber 6 ammıten auihlägigen Rei Rehtip un A 5 berften Gerichtshofes ea 
ge 
— SHandlerikion zum öferr. — Ein alpheb. Race 
Al soo über bie Sahegänge 1848 bis 1888 des Reihencieh lattes. 8. 
500 ©.) 50 Tr. at. I. Leinwand r r 
— — — Ergünzungsheft, d. Jahrg. 1888 6.1894. une) 1fl.20 Er. geb. 1fl.501r. 
krůhwald, W., Proktifdes Kandbuch für die Reafgerichfliche Birk- 
ſamkeit der k. k. Vezirksgerichte in Meberfrefungsfällen. Bum 
Gebraude für Einzelnrichter und a he un akisnäre Mit For⸗ 
mularien und Sachregifter. gr. 8. 1874. (XX, 592 ©.) «. fl. elegant Pi gein- 
wanb gebunden 4 fl. 50 kr. 
funds, Dr. Wilh., Privatdocent der Rechte, Die Karten und Marken 
des täglichen Berkehres. gr. 8. 1880. (48 ©.) 40 kr. 
— Die fogenannten Biebenbürgifchen Shen und andere Arten ber Wieberver- 
ebelihung geichiebener dfterr. Ratholilen. gr. 8. 1889. (IV, 188 S.) 2 fl. 40 kr. 
— Der Sansmeifler und fein Recht. 8. 1891. (50 ©.) 80 Er. 
er⸗Weſſeln, Serichtliches Berfahren in Streitſachen der ö 
er erfolg, Seriätt ve 1. ah 1781 unter —5 Shui “ mit der nen: 
tfhen Gerichtsordnung d. 19. December 1796. 8. Aufl. ückficht auf bie 
neuefen. Fre: ax v. Dr. Joſef Wigner, I. 1. O 1 etuche 
gr. 8. . 
Zunk, Dr. Yanaz, Das Auefliounnire über ein öflerr. Shenneneleh 
beantwortet. gr. 8. 1880. (40 ©. 
— Aeber die re ttiche Aatur des Cheque. Ein —X halten m — 
juriſtiſchen —— n Wien am 5. Febr. 1878. gr. 8. 1878. 6) 
Gams, Johann, Sandbud; der Gebühren von —— Betene, 


ri nb Amtshandlun 
n en m b zz u im grrictlicgen Berfahren in und ubee One rei 
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Gantfdı von Sranken urn, Paul, Die confeffiouellen Geſetze vom 
. und 20. Mai 38 ve G. 8. Nr. 50, 51, 68, mit Materialien unb Anmer Fr 


8. 1874. (IV, 240 
— Die Geſetze vom 28. October 1875, R. &. 8. Nr. 86 und 87, yabın. 1876, 
über ben Verwaltungsgerichtshof, mit Dioteriafien. 8. 1876. ars, 238 ©.) 


«50 kr. 

Gerfmann, Siegfr., und Dr. Jerome Stern, Die gebührenrest- 
fie Behandlung des Kaufvertrages unb verwandter Reghtggeichatte Ein Weis 
trag zu einem Syſtem des öfterreihhiichen Gebührenrechtes. 1896. gr. 8 fl. 
Gertfiher, Dr. Adalbert, Das englifhe Concursrecht na dem Ge⸗ 
fege vom z6. Auguſt 1088. —— aus der Allgemeinen oſterreichiſchen 
Gerichtszeitung.) gr 885. 1 fl. 
Glafer, Dr. —è —* — F Verbrech. u. Strafen, ſ. Beccaria. 


— Bemerkungen über den vom Dexen Regterungsrath Benz begrheiteten Enttouef 
eines Strafgefeges für den Kanton Bürich. gr. 8. 1867. (112 ©.) ı fl. 20 ir. 
— Der Entwurf der dfrafproceßorönung. gr.8. 1867. (28 ©.) Vergriffen. 30 Ir. 
— Schwurgerichtliche Grörterun en. Gi⸗ Rracnene im Schwurgericte · 
verfahren. Zur erg) 3. Aufl. ©.) ı fl. 
— Sfrafprocelfnale Ifn sen, ——e — aus der Allgemeinen Öfterreichifchen 
Gerichtözeitung.) gr. 8. 1885. (86 ©. 
— Studien zum Entwurf des öfferr. Stfrafgeſetzes. (VIII, 1486.) gr.8. 1871. ker 
— Bar Iprachenfrage in Oeſterreich. 8. 1880. (24 ©.) 40 kr. 
— Gefammelte Kleinere juriſtiſche Sarifien. Strafrecht, ‚Stenfproceh und Bei⸗ 
- träge zur Reform bes 2 een aaicätprocefied x. Bände. 2. umgejtaltete 
Auflage. gr. 8. 1883. (XVII, 1220 ©.) 7 fl. 


Gla er-Unger-Malt er-Maff- syey, Sammlung von civilrechtl. Ent- 
ſcheidungen d. DOberften Gerichtshofes, |. nach lu bes Alphabetes. 

Gorski, Dr. Anton von, Pie Hefhäftsführung und Bertrefung der 
offenen Kandelsgeſellſchaft. 8. 1888. (II, 155 ©.) 1 fl. 20 ie. 


Grauidhkädten, Das Bernfungsverfahren in Aebertretungsfällen, 
argeftellt durch appell- und oberitgeriihttiche Entſcheidungen ſtrafproceſſualen — up 
en rechtlichen Snhalts. gr. 8. 1895. 86. 

Grof, Dr. Earl, k. t. Univerfitäts-Brofeffor in Wien, Lehrbuch dee 
Eatholifchen Kirchenrechts mit. befonberer Berüdfichtigung ber bartieulären 
Geftaltung besfelben in een. 3. Auflage. 1896. gr. 8. (XII, 484 ©.) 6 fl. 

Grünwald, Dr. Aler., Die Ehefchliehung nad ben Beftimmungen des 
dfterreichif en allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, bes „gode Napolöon, des öfter: 
zeichtiigen oncorbat3, des mofatfh=talmub., des orient.⸗kirchlichen echtes zc. ꝛc. 

Nah dem am 97. Nov. 1880 im Eafino bee Wiener —— — gehaltenen 
Gumplowi ——— 8. 1881. 
— Zudwig, k. r "Univerfitäts-Profeffor, Pit. 
—— —* Svnematiſche Darſtellung für Studirende und Gebitbete 
gr 1, 
— Grundriß Py Gociofonie, gr. 8. 1885. (VI, 246 ©.) 2 fl. 40 ir. 
— Das 5 öRerzeihifiie 3 Staatsrecht, Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht. sr. 8. 


gebunden in duibfeang 5f. so t. 
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Baberer, Dr. £., und friedr. Zechner, Kandbuch des öflerreichifchen 
Vergrechtes auf Grund bes allgem. Berggeſetzes v. 23. Mai 1854 mit Verüdficht. der 
einfelän. Gelege, Zerordnungen u. Entſcheid. gr. 8. 1884. (XIV, 457 2 N. 
gebunden in Lein 4 1. 60 Ir. 

Baemmerle 37 k. k. Statthaltereirath (Verfaſſer der „autonomen Gemeinde"). 
Handbud für die Gemeinden üner den ſelbſtſtandigen und übertragenen Wirkungs⸗ 
frei ber Gemeinden und die Organe zur Ausübung desſelben. Durch 212 Formularien 
erläntert. 6. verbefierte, vielfach vermehrte Aufl. gr. 8. 1890. (XVI, 897 6) B. fl. 
in Halbfranz gebunden 5 fl. 80 fr. 

Haldinger, Andreas, delblladyocat, oder: Gemeinverſtändliche Anleitung 
mie man ſich in Rechtögeihäften aller Art ſelbſt vertreten und die nöthigen ſchrift⸗ 
lichen Aufſätze, wie Eingaben, Gefuche, Recurſe, Contracte 2. x. ohne Hilfe eines 
Advocaten voll. rechtögiltt abfaffen fann. Auf Srundlage der neueften Geſetze bearb. 
und durch mehr als 400 Betipiele u. Formularien erläutert. 16., durchaus umgearb. 
vielfach verbeflerte und vermehrte Aufl. gr.8. 1889. 16 Bieferungen Fr Fr I. 
Preis vollftändig 4 fl. 80 fr. In dauerhaften Leinwandband 

Haimerl, Dr. £r,, f.1. Profeſſor d. Rechte an d. Univerfität in Bien, Sehr. 


reich. Siertetjahrsſchrift für Rechts⸗ und „Staatsiiflenfaft. 18 Bände, Jahr⸗ 
gang 1858-1866. Preis ſämmtlicher 18 Bände 9 fl., aıf. 
Banaufek, Dr. Guſtav, Farturen uud Farturenclaufefn nad öfler- 
reihifchen Rechte. 8. 1891. (151 ©.) 1 fl. 50 tk. 
Bandbudz der Bereine für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche u. Lünber. 
gr.8. 1892. (VI u. 620 5 fl. 
Harralowsky, Dr. Mhilipp Harras Ritter won, Pie Parkeien- 
vernehmung und der Parfeiemeid nach dem gegenwärtigen Stande ber Sieit- 
proceß⸗ Geſetzgebung. 8. 1876. XVIL 864 ©.) 2 fl. 50 fr. 


afenshr ict., Pas öſterreichiſche Obligationenrecht, in fufte- 
8 fenöhr Gerteung, mit. and per ati unb —— Scheer 


3 Bände. I. Band.’ 2. Aufl. gr. 8. 1892. (VIII, 700 
Tr. Band. 1. Abteilung. gr. 8. 1886. (IV, 818 ©.) sh. 
II. Band. 2. Wbtheilung. gr. 8. 1890. Mit Regifter. (IV, 4 ©.) 8f. 


Baushofer, Dr. M. Lehr- und Handbn uch der der gnfatifik in ihrer neueften 
wiffenfchaftlichen Entwidlung. gr. 8. 1872. 

Hellinger, Dr. Alois, Oeflerreichilches — — Kommentar ur 
Gemwerbe-Ordbnung. Bd. L/III. 1895. gr. 8. (VII. 1057 ©.) 9f. 
gebunden in Leinen 9. 60. 

— Kritiſche Studien aus dem Privafrechfe. 1887. gr. 8. (976) 90 k. 

— Recht und Macht. 1890. gr. 8. 7 ” * 

— Veitrag gut Theorie des Deutfchen rivafrecites — Fortſetzun 
Kritiſchen Studien. 1892. gr. 8. (28 ©.) 

— Ein Beitrag zur Theorie des beutfen Priuafredtes, Grrtfebung hi 
kritiſchen Studien aus dem Privatredte. 8. 1892, (26 © 40 te. 

Herbfi, Dr. Eduard, Einleitung in dns öferreishifche Sfrafproceß- 


recht. 2, „änveränberte : Auflage mit Einfchaltung der ſeit 1860 erfloffenen n Selen 


— * — 529 — Eulſcheidungen des k. k. Oberſten Berictägeres über 
Deep ehe ae a ecte Wa His ee 

e am 
& chluſſe bes Jahres 1857 ergänzte ah —* engen 1858. vl 8 6) s fl. 80 ok. 
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— Dr. Ed. Pie grundſaͤtzlichen Susfeidungen ic. Aachtragsheft. 


ben 8) 1858 und 1859 belannt geworbenen Entſcheidungen enthautend. 


— Ganösud des all meinen öfferreichifchen Strafrechtes. Mit Rücſicht auf 
De ne be3 Studiums und der Anwendung bearbeitet. 

Band. Bon den Yerpze en. 7. nach dem gegentvärtigen Stande der Ge ehgedungn. 

* a Redtiprehung des Caſſa n8hofes berichtigte Aufl. gr. 8.188 u DI, 5016.) 4 fl. 

Son en Vergeben und Bedertzetungen. ärtigen 

—— der Gelengebung und ber Beatipreung des 1, Nach bem degeni 3 „Beriite 

und verm. Aufl. gr. 1883. (IV, 482 ©. 60 Tr. 

Gerrnritt, Dr. — Hermann Don, Das öfterreichifche Stiffungs. 

recht. 1896. 2 fl. 80 fr. 


Gerhku, Üheober, — und Agio. Eine wäßrungspolitife Stu Stabir. 


Hofmann, Dr. franz, a. d. Prof. an der Wiener Hochſchule, Bei. 
früge ur Se Seite Yes griechifchen und römifchen Rechtes. gr. 28. 
1870, 

— Pie Entfehungs og: Zäinde der Obligafionen, insbeſ. der Vertrag, m. —* 
auf Siegels „Das Verſprechen als Verpflichtungsgrund“. qr.s. 1874. (1166.) 80 Tr. 

— Die Lehre vom titulus und modus adqnirendi, und von ber iusta 
causa traditionis. gr. 8. 1873.. (142 ©.) 1 fl. 20 tr. 

— Aeber das Pericnfum beim Kaufe. gr. s. 1870. (VIII, 188 ©.) 1 fl. 80 fe. 

— Krit. Studien im rom. Rechte. Eine Feſiſchrift. gr.3. 1885.(X,2286.) 2 fl. 80 Tr. 

Sorten, Dr. Beinvid, Die Perfonnlexrerution in Geſchichte u. Dogma. 
IL 8b. 1. Abſchnitt. Stalieniſche Sedtsgrundlage. 1895 (196 Seiten 2 fl. * 

Gugelmannı, Dr. Barlı, Hfudien zum öflerreidh. Berfaffungstete. I I 


— —I ber Aufsbißlioffehenin Bien, ge 8. 1837. (19.) 20 ke 
Hye-Ölunck, Dr. Anton Ritter v. k.k. wirft. Sectionächef i im ymn 
minifterium, Pie feitenden Srundfäße der öflerr. Straſprocegoronung 
vom 29. Juli 1858. gr. 8. 1854. (XVI 60 kr. 
— Sammlung der nad) gepflogener öffentlicher Verhandlung gefchöpften 
Erkenntnilfe des k. k. öflerr. Reichsgerichfes. (Seit der am 21. Juni 1869 
erfolgten Yehbirung be bes —— bi se Schluſſe des Jahres 0 0 gr. 8 


II. eil. 1826. 234 S. 

IH. Theil. 1878. — S.) 3 fl. 

IV. Theil. 1879. — — 6) 11.20 Me. 

V. Theil. 1881. 2 fl. 

— Das öfterr. Sfrafgefek über Berbreden, Bergehen und Aeberirefungen, 
te dazu gehörigen Verordnungen über die Kompetenz ber Strafgerichte und bie 
— 8 oral 1852. Erſter Band ober 1. bi 9. Lie ern. 8 gr. a 


Einzelne Sieferungen ä 8 kr. 

— Des öſterreichiſchen Strafgeſetzes (as es — er Verbrechen, Vergehen und Ueber⸗ 
tretungen) allgemeiner Theil, end das Kundmachun Patent (Artikel 
II und bie erften ſechs 8 Senpitiee De des eeften Theiles (88. 1—57) oder bie Lehre 
bou ben Berbrechen und deren Beitrafung überhaupt, von ben Erſchwerungs⸗ und 
Milderungs-Umftänben, ſowie von deren Anwendungen bet Bemeſſung ber ‚Serafe 
und von der Eintheilung der Verbrechen. gr. 8. 1855. (XII, 668 Ss 
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Ihering, Dr. Rudolf v. kgl. preuß. Geh. Juſtizrath und Profeſſor 
an der Univerſität Göttingen, Le combat pour le droit. Traduit 


de l’Allemand par Alexandre F, Meydiou, Employ& de l'état & l’ambassade de 
France à Vienne. gr. 8. 1875. (XVI, 56 ©.) 60 fr. 
— Der Kampf um's Recht. 13. Aufl. ki.s. 1897. (XII, 98 ©.) 9 Ir. 


Inrafdıek, Dr. Franz von, Abhandlungen über Fragen des öfter- 
reihifhen Vahlrechts. IL. (Die Ortsgemeinde u. Oriſchaft in d. Wählerclaffe. 
8. 1895. (46 Seiten.) 60 fr. 
— II. Die öfterr. Städte in ber Neichdtagswahlordnung. 8. 1896. (68 ©.) 90 Tr. 


Kaan, Richard, Erkenntniſſe n. Belcheide betr. die f. d. Aufallverſicheruug 


der Arbeiter errichteten Schiedsgerichte. ge. 8. (1034 ©.) 185. a4 ſl. 
in Leinen gebunden 4 fl. 60 fr. 
— Aeber die Perfonen-Hamen und deren Aenderung nad öſterr. Geſetzen. 
Bortrag in der jur. Geſellſchaft zu Wien, am 6. März 1878. UI. 8. 1879. (72 ©.) 40 kr. 


Katechismus der öflerr. Staatsverfaſſung. 6. Auflage. 13. 1892. (IV, 
106 ©.) cart. 60 tr. 


— des öſterreichiſchen Eherechtes, dann Familien⸗, Bormundichafts« und Euratel- 
techte®. 12. 1884. (VL, 101 ©.) cart. 60 kr. 


— des öſlerreichiſchen Erbrechtes 1.8. 
a an a" Bestofienjafts-Nöfenblungsreiten, M.5 
— des Öflerreichifchen Sachenrechtes (Befis, Eigenthum, Dienftbarkeit, Bfandrecit) 
und des Grundbuchsrechtes. ti. 8. 1885. (XXIV, 185 ©.) cart. 75 fr. 
— des öflerreichildien DBerfragsrechtes und Schadenerſatzrechtes. vu. s. 
a ee qadenerſa trechtes. 1. © 
— der Executionsnovelle. 8. 1887. (X, 85 ©.) 30 kr. 
— der Rrbeiter-Anfall-Berfiherung in Oeflerreich, von Karl Kögler 
8. 1889. (128 ©.) 60 fr. 
— der Iirankenverfiherung in Oeſterreich. s. 1889. (117 ©.) 60 fr. 
Kautſch, Dr. £. Bitter von, Das Gefek vom 18. Februar 1878, 
beir. die Enteignung zum Zwecke der berflellung und des Vetriebes 
von Eiſenbahnen. gr. 8. 1895. (128 ©.) 1.20. 


Klein, Dr. Frans, Mündlichkeifsigpen. Materialien zur Beurtheilung des 
öfterr. Civilproceßordnungs⸗Entwurfes vom Jahre 1893. gr. 8. 189. (81 ©.) 90 Tr. 


Knapp, Rudolf, Das Bruderladegefek v. 28. Juli 1839 und das Muſter⸗ 
ftatut dazu. 8. 1892. (VIII, 165 ©.) ı fl. 20 le. 
— Gefeh über die Errichtung von Genoffenfchaften beim Vergbaue nebit 
Entwurf eines Statutes für eine Bergbau⸗Genoſſenſchaft. gr. 8. 1897. (87 ©.) 80 fr. 


srnfeld, Dr. Jana Vort ift i ündli ivi 
& r feld, 2 am 7, Dort und Schrift im mündlichen Givilproceffe 
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Braun Dr. Io ofet, Suftem des oſterreii a alfgemeinen Privatredfs 


nbriß u Dahl. 1 Ba Nach deflen aß herausgegeben und vebigirt bon 
Bu Dr. I. Band. Der allgem. Eon u. Sachenrecht. gr. 8. 
1894. ir hi 


— Ks) Das Dölkhationens, Familien⸗ und Erbrecht. gr. 8. 2. Uuflage 1204. 

Krall all, Dr. g. Frauduloſe Rehtsgefhäfte, „Sr -Mörud aus ber au. 
gemeinen dfterr. "Gerichtäzeitung.) gr. 8. 187 ©.) 0 fr. 
— Sammlung von wechſelrechtlichen Entfejeidungen des öſterr. Oberfien 
Gerichtshofes. (Bom Jahre 1867 bis 1872.) gr: 8. 1878. (192 S.) 1 fl. 60 kr. 

(Fortſetzung ber Peer fen Sammlung.) 

Breikig, 3. 6. Münz-Sabelle ic. gr. 8. 1898. (IV,55 6.) 1fl.20 fr. 

Lammaſch, einrich, Das Recht der Ausfieferung wegen 
poſitiſ er Berbre en. gr. 8. 1884. (V, 109 ©.) F 1f1. 20 fr. 

— Diebſtahl und Beleidigung. 1898. 60 fr. 

Iandesberger, Dr. Inline, Häprungsfuflem um nnd Aettion, Beiträge 
zur Währungsreform in Oeſterreich⸗ Ungarn. 8. 1891. (191 & 1 fl. 80 fr. 
_ Dieserdieoldprämien-Polifiäder Beitelbunfen, gt.8. va08. (66 ©.) 90 fr. 

7 eu Hieder-Oefierreihifihe, (Siehe Separat⸗Ausgaben der öfterr. 
eſeße 
für das 8* ogthum Steiermark. Nach Materien zuſammengeſtellt und 
für alphab. Nadjichlageregtiter. 2 Bde. Mt. © 1894. (XX VI, 1529 ©.) 4 fl.,geb. 5 fl. 

— (©. Separat-Ausg. d. öſterr. Geſetze Nr. 5 

Langer, Bari, Elemente der afgemieinen Vaarenkunde. 2. Yuffage 

t 81 Abbildungen gr. 8. 1893. (VI, 178 ©.) geb. 

— Genubri der al allgemeinen Baarenkunde. 9. Aufl. Mit 86 unöitbgen. 9 nr. * 
18 60 S 

Cauxin, Dr. Sranziscns, Introduetio ‚In jus matrimoniale eecle- 


siasticum. 1895. gr. 8. (IV u 1 fl. 60 fr. 


Leitmaier, Dr. Bicter, der ferbifige Strafproceß in Vergleichung 
mit * öfterreichijchen ey" u. der Strafproceßorbnung b- en 


— Der “erkiide 6: Giwifproceh nebſt Concursordnung und einem Unhange 
über den Retahilfeveritng amtlichen efterreich-Ungarn und dem Fe Serbien 
vom 6. Mai 1881. gr. (XX, 292 ©. 

Lentner, Dr. gerb,, "Pie Grundlagen des Preß - Strafreiits, 

. Ein Beitrag zur Reform ber Preßgefebgebung in Vefterreih und Deutig- 
Iand. (Mit Materialien.) gr. 8. 1878. (106 ©.) 1 fl. 

— Das internafionale Colonialrecht im neungeßnten Worb. Einſchlie tu ber 
Congo⸗ und Garolinenacte bargeftellt. gr. 8. 1886. (144 ©.) 

— Das Recht der Dfetographie nach dem Gewerbe⸗, Preß⸗ und —E 
gr 6 

Lienbacher, Georg, Das öherreihifigePofigei- Strafrecht. «a, vermeßete 
u. verbefierte Auflage. gr. 8. 1880. (295 3. fl. 

— Pie öſterr. aehgefengehung. 2 — fi Band; Hiftorifchegenetifche Erläu- 
terungen bes dfterr. Preßgeſetzes u. d. Geſetzes üb. Strafverfahren in Brebiaden, 
fowie der —— Geh zu beiden Geſetzen. gr. 5 1863. (V,252 ©.) 2fl. 50 fr. 

— — N). Band: Praktiſche Erläuterungen des Nterreichifchen n Breßpeiebeb nel neöft. einem \ An- 
bange der ungarifchen Preßgeſetzgebung. gr. 8. 1868 2 fl. 50 fr. 
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Siubheim, Alfred, von, 1, Bas Schiedsgericht im modernen Givifproceffe e. 
e. 8 


ee Dr. Emil, Agemeinrs Zahtrecht? Staatsrechtliche Betradtungen 
fit, Dr. Fran € Ed * N * einei d und falſches Bengniß. 

De var + 1 5 * 

u © Stuble. Ser.-8. 1878. (X, 146 —G 8 h. 


Loviſoni, Dr. Hermann, Die Geſandtenrechte. 8. 1887. (VILL, as) cr 


Sucam, ee Ritter v., Generaljecretär der öfterr. Rationalbant, 
die ößerreichifhe ifche Antionaltank während ber Dauer bes beitten Brivllegium. 
tkandl, D dis as — *— 6 erreidiie ‚Hants echt. 

an r r 
Ras ber —— gr. ig VIII, 498 Br 

Mansburg, M. Friedridg v  Hofferretär in a ber abinet3-Ranzlei 
©r. k.k. Apoftol. Majeftät bes” Kaiſers Franz Joſeph L, Gufächtliche 
Aeußerung des öſterreichiſchen Sfantsrafhes aber den von ber Compilations: 
Sommiffion im Entionefe vorgelegten Codex Theresianus eivilis. Sep.⸗Abobruck 

:3 ud der Allgemeinen öfter. Gerichtszeitung. Veg.-8. 1880. (14 ©.) 80 Hi 

— Pie Galeerenfirafe in ben beutfchen und böhmifhen Exrbländern © 
Ein Beitrag zur Geſchichte ber Heimtichen Strafrechtöäpflege. gr.8. 1885. (15 —* 

— Zur Eunfſtehungsgeſchichte der Thereſiauiſchen Kalsgerichtsor —* 
aaa begender kn auf das De) Art. 58 ehem ebanbelte orimen magiae ’e vel 
sor 2 

— Die Strafe IR Schiffziehens in Geflerreidh (1783 1790), er. 8 
1890. ( 93 

Manßen, Dr. Eriedrich, ord. Brofeffor der Rechte 2c., Gedä ii rede. 
gehalten am 21. Februar 1879 im Feſtſaale ber kaiſerl. Atadenie ber Wiſſenſchaften 
3. Säcularfeier der Geburt Friedrich Karl v. Sapigny’s. gr. 8. 1879. (16 S.) 20 fr. 

Mages, Dr. Asie, ie Sefammifchufsnerhäftuiffe des öflerr. Bedies. 

gt 

— Aeber Aachbarrecht Studie. gr. 8. 1871. (86 ©.) 

Malfatti Di Monte Eretto, Joſ. Ritter von, vandbuch bes 
öfterreichilh- ungarifhen Gonfularwelens mit einer Sammlung von NRor- 
malien u. e. Anbange über die Stellung der fremben Eonfular-Yunctionäre in Deft.- 
An arn. Rad anıtl. Quellen. Mit 3 Tafeln. gr. 8. 1879. ( 750 ©.) * e 

upplementband. Mit 2 Tafeln. gr. 8. 1883. (XI, 321 ©.) 8 fl. 50 
er, Dr. &,, k. f. Univerfität3-Brofefjor, Commentar zu der —* 


Meyer, Dr. Ordunng v. 28. Mai 1878. Des Handbuches bes Öfterr. „ateafproceh- 
rechtes II. Bd. Erſter b. britter Theil vollit. Lex.» 8. 1881— 1884. (XIV, ©) 20 fl. 
Mayrhofer, Eruft, Kandbuch für den politi hen Berwaltungsdienf 
in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern, mit befonderer Be: 
rüdfichtigung der diefen Ländern a Geſetze und Verordnungen. Fünfte, 
vermehrte und verbeflerke Aufinge. 2 8. Rebigtet und heraudgegeben von Unton 
Grafen Bace. Eriter Ban ıS8. Preis 11 fl. 25 tr., gebb. 12 fl. 50 fr. 
Zweiter Band. 1896. Preis 12 fl., Gh. 18 fl. 35 kr. 
Die Sortiegung erſcheint in Lieferungen & 75 tr. B. =. Alle 14 Tage gelangt 

eine Bieferung im Umfange von 5 Vogen zur Ausgabe. 
Menfi, > In franı Freiherr von, Pie Finanzen Oellerreichs von 


“1740, Rad archival. Ouellen dargeſtelit. gr. 8. 1890. (XV, 775 ©.) 6fl. 
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Mitteis, Zudwig Erinnerung an Adolf Exner. Mit Porträt. Borteag 
gt. 8. 1894. (80 ©.) 0 fr. 


Milterbadıer, Ynlins, Die Sfrafprocehorduung fir die im Reigkrathe 
bertretenen Köni reihe und Bänder der Öfterreih.-ungar. Monarchie v. 28. Mat 1873 
und deren Einführungsgefeg. Mit Sommentar. gr. 8. 1882. (XXXV, 786 ©.) 4 fl. 
in Leinwand gebunben 4 fl. 60 kr. 


Mittler, Dr. jur. Heinr, Illogale Concurrenz und Markenſchuß Eine 
Studie aus dem Immaterial⸗Güter⸗Rechte 2c. gr. 8. 1896. (XILu. 255 ©.) 2 1. 50 fr. 


Montan Handbuch, Oeflerr. a das Jahr 1895. gerausgeg. v. k. k. Uder: 
bauminiftertum. gr. 8. 1895. 418 ©.) cart. 4 fl. 


Müller, Dr. Filipp, —X für den Manipulntions-, Goncepfs- 
nnd nd Aminifisationsbienf bei ven k. £. Bezirkägerichten. 2. Auflage, 8 , 1880 


(860 ©.) 

ebunden in Leinen 8 fl. 40 ir. 
as Gefeb vom 23. Mai 1883, betr. bie theilweiſe Itudezuna der 88 74 und 

ur des allgemeinen Srundbucögefeßes. fl. 8. 1884. (IV, 52 ©.) 80 fr. 


Heumann, Dr. Georg, Das Verfahren nach der Givilprorefsorönung 
bom 1. Auguſt 1895 an Rechtsfällen dargeitellt. 10 Bogen. gr. 8. ı fl. 50 k. 


Heumann-Ettenreid,, Dr. Robert, Ritter v., Sivifrechtliche Fragen. 
Kritiſche Sammlung des Materiales für deren Löfung, über Beranlafjung des Prafi- 
diums des T. k. öftere. Oberlandesgerichtes. 1. Heft. 1 fl. 


—— Dr. Wilhelm, Eigenthum und Gerechtigkeit. ar. 8. iss. 


dam Imifh im Lichte heutiger Staats⸗ u. Soctalauffaffung. gr.8. 1884. (48 ©.) 50fr. 

— Syuftem der focialen und polit. Gekonomie. Volkswirthſchaftslehre. 
weite umgearbeitete u. ertweiterte Auflage. gr. 8. 1889. Die Voltswirt ichafts 
ehre nt vollſtändig in 6 Lieferungen 


— Das Recht auf Arbeit und das Hitffihe in der Bolkswirkäfäeft. 
er. 8. 1886. (41 © 


— Moral und Poritiß, Vortrag. 8. 1891. (25 ©.) » ig 
— Elemented. Volkswirthſchaftslehre. ki. s. 1896. 3. Aufl. (XXVI,487 ©.) 1fl. bo kr. 
— Zien wahren Arſachen der Aeberproductionskriſen. ge. 8. ‚see. 








— hust, der Volkswirthſchaftslehre. Kritik und Reugeftaltung. * 
r 


1 
Obentr and, Übeif ‚Ritter v., LI. an | in Tetfchen a. Elbe 
Deßesreihilihe andwirthſchaftliche Geſetzkunde. gr. 8. 1875, van, 
. r. 


— ——— — Kandbuch der öſlerr. danitats geſetz alle giltigen Geſetze 
Verordnungen fiber das re ggaltend. 2 oletfad vermehrte und 
verbefferte Sufloge. gr. 8. 1881. . 

in Leinwanb gebunden 4 fl. 60 fr. 

— BDorbereifung zum Amfe des Sensinberihe in 80 Briefen. Ein 
nothwendiges Handbuch für Gemeinbevorfteher, Mitglieder von Gemeindevertretungen 
und überhaupt alle jene, welche mit einem Umte in ber Gemeinde betraut find. 
Mit —2 Formularien und einem reichhaltigen Regiſter. gr. 4 gar. 

r. 

— Sugend- Bibliothek für Knaben und Mädchen von 10-15 Jahren. 60 Bandchen. 
Jedes Bändchen 80 S. 12. Mit je 1 Orig.⸗Holzſchnittbild v. V. Hasler. cart. & 40 ® 
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Offenhuber, Franz, Handbuch über das Grundbuchsweſen nah dem 
Stande ber neueften Gefehe. Dritte vielfach vermehrte und berbeflerte Auflage 
mit zahle. Sormularien und einem RKataftralplan. 8. 1892. (X VI, 1016 ©.) 5 fl. 

Offermann, Alfved, Pas firtive Gapifal ats die Urſache niebrigen Urbeitö- 
lohnes. gr. 8°. 1896. (28 85 ©.) 2 fl. 50 Ir. 
Onciul, Dr. Aurel Ritter, son, Der Berfiherungsverfrag nad) öfter. 
Rechte bargeftellt. 1896. gr. 8 2 fl.5 
Oſterſether, Alfred, Bährungsmeäfe und Aufnahme der Baar. 
ahlungen. s. 1s9. I. Wäprungswedel, XII. 9 ©.) 90 fr. 
I. Aufnahme ber Banrachlungen, (1V, 179 ©.) 1 fl. 50 fr. 
Vachmann, Dr. Theod. Lehrbuch des Kirchenrerhfes mit Berüdfichtigung 
ber auf bie kirchlichen Berhältnifie Bezug nehmenben dfterreichtichen Geſetze und 
Verordnungen. 3. ganz umgearbeitete Uuflage. 3 Bände. gr. 8. 1863 — 1866 
ee Preis.) 6 fl. 
Palit ek, Dr. Inten, Bur Lehre von den Klagen aus ungerecht 
rtigter —A rung nach ᷣſſerr. Eivilrechte, mit Beruckſichtigung des emeinen 
Rechtes, fowte ber Bo Pi Gefebgebungen. gr. 8. 1878. I, 162 ©.) 
— Das Pfandhriefi rei . 1895. (122 ©.) 1 . * 
Veitler, Frans, ! ER in Wien, Sammlung von 
Entſcheidungen gem al ligne öflerr. bürgerlichen Geſetzbuche von 1812 
bis Ende 1859. aragrapben - Ordnung des Beige aufommengeftelt. 
2. verm. u. verb. —2 t.:8. 1861. (XXVIII, 1176 ©.) fl. 
— Sammlung von ig H Entfcheidungen des öfter. Oberen 
Gerichtshofes. gr. — 1864 8 ©.) 
Beurer, Barl, ! e. Minifterinlratb, Das öſterreichiſche Baflerreit. 
it vorzüglicger Rüdfict auf die Entftehungsgeihhichte und bie Sprud- und Ber: 
mwaltung3praris erläutert, 2. vermehrte und verbefferte Auflage. Herausgegeben 
von Dr. 8. Peyrer, von Heimftätt und Dr. Ignaz Großmann. gr. 8. ri 
(XXIV, 834 & 6 HL, "in englifche Beinwand gebunden 
— Denkfcirift, betr. die Gröfslge in (andwirthfdaftfice Güter nnd das 

Grögüferredit igeimtättenzeit), nebit einem hierauf begüglichen Gefepentmurf. 
gr. 8. 

a far, Dr. * Sur Lehre vom fogennunfen in fraudem legis agere. 


1892. 
— En Beitrag, ar Sehre som „favor libertatis“. gr. 8. zes 


Bra, Dr. Leopold, ord. Profeffor an der Rechts⸗ Alodemie in 


Hermannftadt, Geld als Mittel pfandrechtlicher Sicherſtellung, 
insbefondere das fogenannte pignus irregulare. Ein Beitrag zur Lehre vom Inhalt 
und der bung bes Pfandrechtes. gr. 8. 1868. (74 & 


Vfaff, Dr. Leop., und Dr. Franz Hofmann, Profefloren er 
Rechte a an der Wiener Univerfität, Commentar zum öſterreichiſchen 
een —— Gefehbuche. 


gr. 8 1807: 240 ©.) 2 fl. 40 tr. 

ge . 8. 1882. 1 fl. 20 kr. 

II. Ban. “ u th. gr. 8. 1877. 1do ©.) ı fl. 50 fr. 
. Abth. gr. 8. 1880. (160 ) ı fl. 80 ke. 

5. Abt. gr. 8. 1888. (160 ©. ı #. 50 Er. 

4. Abth. gr. 8. 1885. (160 ©.) 1 K 50 tr. 

5. Abth. gr. 8. 1887. (160 ©.) 1 fl. 50 fr. 
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Pfaff, Dr. Leop,, u. Dr. Franz Hofmann, Profeſſoren der Rechte 
an der Wiener Univerfität, Excurſe über öfterreichifches bürgerliche 
Reit. Beilagen zum Gommentar. 


I. Band. I. geft- pr. 8. 1877. (112 ©.) ı fl. 
I. Band. IL, II., IV. Heft. gr. 8. 1889. (318 ©.) 2 fl. 80 Tr. 
II. Band. I. Heft. gr. 8. 1877. (130 ©.) ı fl. 
II. Band. II. Heft. gr. 8. 1880. (84 ©.) 1 % 
II. Band. III. Heft. gr. 8. 1884. (104 ©.) ı fl. 


— — LGeſchichte d. Fideicommiſſe. Abbruck aus den Excurſen. gr. 8. 1884. 50 Ir. 


Vferſche, Dr. Emil, Pie Vereicherungsklagen. Privatrechtliche Unter: 
juchung. gr. 8. 1888. (VIII, 212 ©.) i 1 fl. 50 kr. 
— Pas gewerbliche Arbeitsverhäftniß u. öflerr. Rechte. 8. 1892. (IV, 160 e 
if. 


— Gefſterreichiſches Zacheurecht. I. Band. Einleitung. — Der Beſitz. 1898. 
rt. 8. VI, 250 ©. 2 fl. 40 kr. 


q ⸗ 

Plenarberchläffe and Entſcheidungen des k. k. Ca ationshofes, ver⸗ 
offentlicht im Auftrage des k. k. Oberſten Gerichtd- und Caſſationshofes von ber 
Red. der Allgem. öſterr. Gerichtszeitung. 

I. Band. En Geibungen Nr. 1-10. (Mit doppeltem Regifter.) Fl. 8. 2. Aufl. 
1884. (XX, 432 ©.) 2 fl. 
in englifhe Leinwand gebunden 2 fl. 50 ir. 

IL Band. ag . 101—200. (Mit doppeltem, bie erjchlenenen zwei 
Bände umfafienden Negifter.) MI. 8. 2. Aufl. 1884. (X VI, 592 ©.) 2 fl. 50 Er. 
in englifche Leinwand gebunden 3fl. 

III. Band. Eniſcheidungen Nr. 201—800. (Mit boppeltem, die erichienenen drei 
Bände umfafjenden Regiſter.) U. 8. 1881. (XV, 436 ©.) 2 fl. 
in englifche Leinwand gebunden 2 fl. 50 fr. 

IV. Band. Entſcheidungen Nr. 801—400. (Mit boppeltem, die erfchtenenen vier 
Bände amfafjenben Megifter.) TI. 8. 1882. XV. 324 ©.) 1 fl. 50 fr. 
in englifche Zeintvand gebunden 2 fl. 

V. Band. tiheidungen Nr. 401—500. FI. 8. 1883. (XVI, 368 ©.) 1 fl. 50 Er. 
in englifche Leinwand gebunden af. 

VI Band. Entſcheidungen Nr. 501—600. fl. 8. 1884. (XIV, 305 ©.) 1 fl. 50 tr. 
in englifche Leinwand gebunden 23 


VOL Band. Entiheidungen Nr. 601—750. TI. 8. 1885. (XVII, 446 ©.) 2 
in englifche Leinwand gebunden 2 fl. 50 

VII. Band. Gntfcheidungen er. 751—900. I. 8. 1887. (XX, 444 ©.) 2 
in englifche Leinwand gebunden 2 fl. 50 

. IR. Band. Entiheidungen Nr. 901—1050. Fl. 8. 1888. (XXI, 462 ©.) 2 
in englifche Leinwand gebunden 2 fl. 50 


X. Band. Entfheidungen Nr. 1051—1200. I. 8. 1889. (XXII, 522 ©.) 2 
in englifche Leinwand gebunden 2 fl. 
XI. Band. Entſcheidungen Nr. 1201-1350. MI. 8. 1890. (XX, 548 ©.) 
in Leinwand gebunden 2 fl. 
XI. Band. Entſcheibungen Nr. 1351—1500. Tl. 8. 1893. (XXII, 575 ©.) 
in Leinen gebunden 3 fl. 
IH. Band. Entfheidungen Nr. 1501—1650. U. 8. 18%4. (XXII, 578 ©.) 
tn Leinen gebunden 2 fl. 
XIV. Band. Entjheidungen Nr. 1650—1800. I. 8. 1896. (XXII, 615 ©.) 2 fl. 508 
in Leinen gebunden 3 fl. 
Pleſchner, Dr. von Eichſtett, Das allgemeine Bürgerliche Geſetz— 
Hude dr das Volk in zierliche Reime gebracht. Mit einen Vorworte von Hofrath 
Profeſſor 2. Pfaff. Preis cartonnirt ff ” 
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Volla ranz, Pie Evidenzhallung des Grundbuches, Berg-, Eifen- 
—X and der Sandfafel ic. 8. 1890. (VL, 98 Pr 1 fl. 20 fr. 


—*8* — Dr. gran, pas Ffrreichiſche Landelsrecht. 
bargefie 1 ed: er. 
gebu 

Prefern, Valentin * Landesgerichtsofficial, Sommentar Sum 
allgemeinen —— vom 26. Juli 1871 und bee Grundbuchs. 
infteruction vom rn Mit zahlreien Beiſpielen von Urkunden. 
—— — —*— "Eintragungen und VBeflätigungen. gr. 8. 3 

Vrucha, P. k. k. ah Folteirein Die onerreichifche u ofigeipraris n mit be- 
a und — —— —æ— — 8. an (VIII, 630 5) N A. 

But, Barl, Suflem desungar. Privafrecifes. gr. 8. 1870. (X VI, 8886.) Sfl.501r. 

Rande, Dr. , 0.8. Profeflor der Reite in Prag, Der Erwerb 
* —* — —* öfterr Eu Beite äfigen, ala bes gemeinen Nechtes mit Be⸗ 

eu pr a ſtricher 
m Beitrag zur Beurteilung deb ı — nd Bil —— 

— vom Jahre — m . 1887. (VOII, 150 Aha 

— Bar ee) des Gefeßentwurfes, betr. die Aufhebung —E * * 
18 8 

— Aeber einige zweiſechafte Fragen des Senoffenfafiste fes vom 
9. April 1878, Nr. 70. R. G. B. Nebft einem über bie @ebhrenfrage. 
Revibirter und mit m Anhange berichener Separat⸗ —* aus der Allgemeinen 
dſterreichiſchen Gerichtszeltung. gr. 8. 1874. (86 ©.) 40 kr. 
— Bu gehre von den Binjen nnd der Conventionalſtrafe. wei —* 
auf das öſterreichiſche Geſetz vom 14. Juni 1868 und das norddentſche ‚Bunbebacieh 
vom 14. November 1867. gr. 8. (44 ©.) 


Reiſch, Dr. Rich., Das Geſetz betr. die neuen directen ‚Zerfonaffienern A 1896. 

bunden r 

(Vollzugsvorſchriften zu dem gebe über die directen Berfonalfteuern fiebe 
Separat-Ausgabe der Gefebe Nr. 


Riehl, Dr. Anton, Pas allı em bürgerliche ag — ersten 
duch die Spruchpraxis, ſammt ausführlichen Citaten, einfel jegehfen 
und boppeltem Regifter. 3. Aufl. Bier —* ee gr. 8. 1888. Avıl. 3074 ©.) 1 f 
in Leinwand gebunden 

— Pie Concursordnung, erläutert durch bie Sprucprazis, ſammt allen Sur, 
führungsverorbnungen und den Beitimmungen über ben G@enofien wech ei 
it ausführlicdem alphabetifchen Regifter. gr. 8. 1882. (VIII, 866 
3; Die Birafı —* 60 kr. 

— Vie 5*trafproceßborduun und 0 alle daran de ügl. e Becochnn en an 
lichen Formularen x. gr. g (XII, I ! S, Weiche, u. : 


Binaldini, Theodor Bitter v., die Sejadenerfagpfigt der Bifen. 
bahnen nach oſterr. Frachtrechte. gr. 8. 1895. (104 ©.) 90%. 
in a 2 bie Wiener, i 

R sfr nfi ten, na. S Driginalnufnahne sn 3 — S— 


Zwanz 
1 —A der Fe Quer⸗Folio, je 50 Em. lang, 20 Em. 
Elegant in Leinwand gebunden in Wtlasform. 8 vi 
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Röll, Dr. Victor, Sammlung von eiſenbahnrechtlichen Entfcheidungen 
der öſterr. Gerichte. gwel Bände. gr. 8. 1879/1888. 10 fl. 
— Heterreihiche aufenbe ahngefehe. Sammlung ber auf das Eifenbanivefen 
Besug babenden Geſetze, Verordnungen und Jubicate. gr. 8. 1884. 
X, 1876 ve * 
n —* and 
Rulf, Dr. Friedrich, o. d. Profeſſor an der k. k. Univerſität zu Bros, 
tläuferung der Kaiferlichen Verordnung vom 8. Mat 1868 (Nr. 68 bes 
NR. G. B.), wodurch bie Streafproceß-Orbnung vom 29. Juli 1858 in einigen 
Bunften ı abgeändert wird. Mit Racträgen zu dem Gommentar ber Stenfproceß- 
du 8. 1858. (60 ©.) 60 tr. 
— Rechtsfälle ohne Sntfcheidungen ans dem öſterreich. Strafproceſſe. Zum 
akademiſchen Gebrauch geſammelt und herausgegeben. 8. 1876. (IV, 108 ©.) 80 fr. 
— Pie öflerr. trafproceßordunng vom 23. Mai 1878, erläutert, (Gommentar.) 
2. vielfach vermehrte und verbefierte Auflage. gr. 8. 1874. (IV, 580 ©.) 8fl.60 fr 
— Pie Praxis des öſterr. vtrafproceſſes. Nacträge und „Ergan ungen, u ber 
öfterr. Strafproceß-Ördnung v. 28. Mai 1873. gr. 8. 1878. de) 
(Eine Ergänzung zur zweiten Auflage deſſen neues zur Neuen Fri 
Strafproceß-Ordnung N 
— Strafrechtsfälle ohne Entfcheidungen. Zum akademiſchen Gebrauche und 
zur Borbereitung für Prüfungen aus dem Strafrechte. gr. 8. 1874. (IV, 116 ©.) 1 fl. 
Sammlung r Nrafeechtlicher Entſcheidungen bes k. k. Oberften Gerichts⸗ und Caſſations⸗ 
hofes. 1 Auf Veranlaſſung des Juſtgin ſters Dr. Glaſer herausgegeben 
von Dr. ar 8 Dr. 8. Krall und Joſef v. Walther. 8. 1875. (VIII, 1310 2. 
Billige Ausgabe in 6 Lieferungen a1 
in 8 Fr Seinwandbänben F 
Sammlung ver feit dem Renierungsantritte Sr. Majeftät Kaiſer Franz Jofefs 1. 
bis zum Schluß des Jahres 1855 erlafienen und nod in Kraft befte (Be Belege und 
Verordnungen im Juſtizfache für das Kaiſerthum Defterreih. Auf Veranlafiung bes 


f. E. Juſtizminiſteriums herausgegeben von dem — bes !. T. Redactions⸗ 
Bureaus des Netchägefebblattes. 22 Bände. 8. 1856—1860. "88 fl. 60 kr 
herabgeſetzter Preis 20 fl. 


Sammlung ver für die öfterreichifchen Univerfitäten giftigen Gefege und Verord⸗ 
nungen. ——— tm Auftrage und mit Benutzung der amtlichen Quellen des 
k. k. Minifteriums für Cultus und Untereicht. Rebigirt bon Fr. Sr. von Schweig⸗ 
barbt. 2., umgearbeitete Auflage. I. Band. gr. 8. 1885. (X, 728 ©.) sh 
gr. 8. 1885. 1, 355 ©.) 

Sammlung von Entfcheidungen des t. k. Oberſten Gertchtöhofes u ben 
NRotariats:-Gefehen. Herausg. v. Dr. Otto Geſſelbauer. gr.8.1890.(IV, 500 8 

in Leinwand gebunden 8 fl. 60 
Sammlung von Entfcheidungen d. 1.t. Gerichts⸗ u. Berwaltungs-Behtiben 
in BergbausAngelegenbeiten. Bon J. Schardinger. gr. 8. 18923. (VIII, 897 ©.) 3 fl. 


Scha — F. a. Site F ben Si Stnanzbienfl überhaupt und insbefondere 
zum e für bie nanzwa 
— Nach amtlichen Quellen Fiammengeftellt. 6. berichtigte Auf. 
8. 1881. (VI, 884 ©.) cart. 
II. Abtgeitung. Bad) mttiden Quellen zufammengeftellt. 4. berichtigte auf 
. 1 it cart 
— Die VBeg-, Brüken-, Fährten- und Mauthvorfchriften mit Einfhluß der 
Beſtimmungen über bie Einrihtung des Fuhrwerkes, die Berpachtungen — Behand- 
fung der Cautionen — Einhebung der Mauthgebühren in Werarial-Megie unb in 
Sequeftration. 3.. vermehrte und verbeilerte Auflage. 8. 1885. (111 ©.) 8” 
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Schauer, Dr. Hugo, Pie Ginifproreßordunng and Jurisdictiousnorm 
bom 1. Auguft 1895 jammt Einführumgägejehen. ft. 8. Zweite durhgeiehene und 
ergänzte Auflage. 1897. broſch. 3 fl. gebunden 3 fl. 5 

— Pie Executionsordnung am 27. Mai 1896, R. G. BI. Nr. 79, fammt dem Gin 
führungdgefege vom 27. Mat 1896, R. G. Bl. Nr. 78, unb den in Geltung verbliebenen 
bezüglichen Gefegen und Berorbnungen. Mit Erläuterungen aus ben Materialien 
und duch Verweiſung auf im Sufammenhange ftehende Beftimmungen und einem 
ausführlichen Megifter. 45 Bogen. 8. Broſchirt 3 fl., in Ganzleinen geb. 3 fl. 50 fr. 

— Gerichtsorganiſations-Geſetz mit Gefeh über Gewerbegerichfe ıc. — 
Im ee ak begriffen. 

Scherber, Jakob, Bilanzen nad buchhalteriſch-juridiſchen Ger täpuntten xc. 
1885. In engliiche Leinwand gebunden af. 

Schey, Dr. "Hofe Freiherr v., Veg se und Weſen ver Mora Creditoris 
im, Dteseitien. und im gemeinen echte ne civiliſtiſche Unterlugung, 9 gr. m 8- 

— Pie Obfigationsverhäftniffe des öfterr. allgem. Belvatreiteß. I. Band. 
1. Heft: Einleitung. — Das Darlehen. gr. 8. 1890; (VII, 186 ©) 1 fl. 50 Er. 
a: Der Leihvertrag, der Verwahrungsvertrag und die Gaſtaufnahme. 15. 


Schiffner Indwig, Der Vermächtni Phegtiſf— nach ferreiiifgem mecht, u unter 
Bezugnahme auf das gemeine Recht entwidelt. gr 873. 50 kr. 
— Heber die Beziehungen des Rechtes in der "universitag litterarum. 
gr. 8. 1889. (47 ©.) 60 fr. 
Schimkomwsky, Dr. Inlius, Formularien über alle Bweige des 
öflerr. Civi rechtes. Ein Handbuch für Advocaten und Notare. Dritte, nad) dem 
gegenwärtigen Stande der öfterr. Geſetzgebung richtiggeſtellte und vielfach vermehrte 
Auflage. gr. 8. 1888. (XXVIII, 606 ©.) 4 fl., in engl. Leinwand geb. 4 fl. 60 kr. 
— Pas allgemeine Grundbudsgefek vom 25. Juli 1871 fammt ber 
Inſtruction zum Vollzuge dieſes See und den übrigen das garumb hu betreffen: 
den Gefegen. Erläutert und mit Syormularien verjehen. 2., vollftändig umge: 
arbeitete Auflage, beforgt von Dr. Rarl Frühwald. gr.8. 1882. 1, 2926.) 2 fl.40Tr. 
in Leinwand gebunden 3 fl. 
— Handbuch der neuen öſterreichiſchen Motariatßoronung, zwei Abdtheilungen, zeit 
Sormularien verjehen. gr. 8. 1871. (248 ©.) 2 fl. 
— Formularien zur Notariatsorbnung vom 25. Juli 1871. Entworfen vom Aus: 
ſchuſſe des Vereines ber Notare in Delterreich ob und unter der Ennd und Salz⸗ 
burg. Bugleich Supplementheft des Egimlowstyſchen Handbuches zur neuen öhem. 
Notariatsordnung. gr. 8. 1871. (72 ©.) fr. 
— die Zechtsgrund ſatze des k. k. Oberſten Gerichtshofes zur allgemeinen * 
Orbnung. U. 8. 1869. (XVI, 188 ©.) ıfl.2 
Schreiber, Dr. Barl,? Der Arbeitsvertrag nad) heutigem öfterr. Arial 
gr. 8. 1887. (VI 
schrott DE; En Der öflerr. Rerarial- Rerinungsproreß. 


— zen der Berreinungswilfenfäaft. 5. Aufl. gr. 8. 1886. Via) ST 
— Lehrbuch der Staatsverrechnungskunde für die im Reichsrathe vertretenen 
Länder und für die den jämmflichen Köni nigveichen um und Ländern gemeinfamen An⸗ 


en, der Öfterreichtichsungarifchen Monarchie. 3., verbefierte Auflage. gr. 1.8 


16. 
Schrutka v. Rechtenſtamm, Dr. Emil, Benguißpflicht und Benguiß- 
zwang im öfterreichifchen Civilprocefie. gr. 8. 1879. (VII, 260 ©.) 2fl. 
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Hchnler-Libloy, Sriedr., Deutſche Rehtsgefäiäte. 2 verbefierte Luft. 
Mit 3 GR Karten. gr. 8. 1868. (II, VIIL, 196 ©.) af. 
BSchuſter v. Bonnott, Dr. Marimilian, k. k. "Sofraik, Mitglied 
der rechtshiſtoriſchen und der judicartichen Staat3präfungs-Commilfion 

in Bien, ©eflerreihifches Civiſproceſsrecht. Syſtemat. bargeft. 50 Bog. 8. 
4fl.4 in Leinen gebunden 4 fl. 90 fr. 
Schuler, Dr. Ferd., k. k. Prof. an der Peſter Univerfität, Pie Ginil- 
procehordnung für bie Königreiche Ungarn, Kroatien und Glavonien, bie 
ojwodſchaft Serbien und das Temejer Banat, dann jene für bas Orobfügitentäum 
Stebenbürgen und die damit vereinigten Theile, erläutert. 3., auch mit Rückſicht 
auf die a Kronlänber gänzlich neu bearbeitete Auflage. 4 Theile. gr. 8. 1889. 


— —e— zum Geſetz über das Verfahren außer Streitſachen. 
Allgemeine Ynorbnungen. Berlaffenichaftsabhandlung. Mit einem Anhang Abe 
die Raclaßgebügren. 4 ‚neu bearbeitete Aufl. gr. 8. 1894. (XII, 518 , 4 I 20 Tr. 
in englifche Leinwand gebunden .80 ir. 

syufler, Dr. Mar, u. Dr. Karl Schreiber, Ueber Scadenerfah 
nach döfterr. Rechte. Separat⸗Abdruck aus ber vierten Auflage des Stubenraudy'fchen 
- &ommentars zum djterr. allgem. bürger!. Geſetzbuche. ar. 8. 1885. (VI,72©.) 90fr. 

Shih, Selir, Fra Meilkbot-Bertfieilungsverfahren im öfferr, Rechte 
gr. 8. 1895. (190 © 

Schwab, Adolf, Die Stellung nnd der Birkungskreis bes —** 
rechnungshofes in Geflerreid. gr. 8. 1887. (VIu.155 ©.) 1 fl. 20 kr. 

chwarz, Dr. Barl, Pas Oeſlerr. Concursrecht. 
I. Band. (Materielles oncursrecht) gr. 8. 1894. (295 ©.) 3 fl. 60 kr. 
Il. Band. (formelle Concursrecht. gr. 8. 1896. (411 ©.) 4 fl. 80 j% 
Beide Bände in einen Band gebunden 

Schwarze, Dr. Fried, Oskar, k. ſächſ. Generalftantsanwalt, Ehren. 
mitglied des Doctorencollegiums an der Univerfität Wien zc. zc., 
Vemerkungen ‚u dem Entwurfe, des Strafgeſetzbuches für das Kaifertgum 

Defterreih. gr. 8. 1875. (IV, ı fl. 

Shweinburg, Di Die Birtötänft des Volkes. Gemeinverftändlic „bargeftelt, 

8. 1891 

Selim, Alphanfuz Rechtsanwalt bei dem hohen Gerichtshofe von 

| ugland fan, der Engliſchen Rechtspflege vom praftifchen und 
ta Anni fen Standpuntte — Deutſche Ausgabe. gr. 8. 1886. (XIV S.)5fl. 

Seltfam, Dr. Lerd,, und Epm, Poſſelt, Pie öfterreichifche Ge⸗ 
werbe⸗Oroͤnung. wit Rückſicht auf das praktiſche Bedürfniß erläutert und mit 
Formularien verfehen. 2.ergä te u. verbefi. Aufl. gr. 8. 1885. (X VIII, 632 ©.) 8 fl. 
in Leinwand gebunden 8 fl. 60 Er. 

Seltfam, Dr. Ferd. Die Sefebe über Anfall- n. Krankenverficherung. 
ueberſichnia und populär dargeſtellt. 

eil: Das Geſetz über Unfallverſicherung. 40 kr. 
8 eil: DaB Gefes über Krankenverſicherung. 60 kr 

— Rechte und Pflichfen der gewerblichen Hilfsarbeiter (Lehrlinge, Gefellen und 
ſaretarbeiten nach den Beſtimmungen der Zewerbeordnuns. In populärer saure 

ftellung. 2. rn Te tl. 8. 1885. (76 ©.) 0 tr. 

Seltfam, Dr. derd,, und eh. ‚gehn, Der Sausabminiireor 
Braltifcer Rathgeber. 2. Auflage. 8. 1 fl. 50 fr. 
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er, fr ‚Behandlung des Aachlaſſes der Ausländer in Oeſlerreich 
— — — — dieſen ae treffenden und bamit im Zuſammen⸗ 
bang dnungen einem Anhange, betreffend die Correſpondenz 
ber — erbtkbehörden mit jenen des Wuslandes. gr. 8. rt 
233 © 


— Pie Kecitshitfe in Oefterreich gegenüber dem Auslande. Sammlung n. 

Darftellun aller biefen Gegenſtand betreffenden Staatöverträge, Geſetze, Verord⸗ 

und Yu — zugleich zweite Auflage be 1873 don Demfelben 

Be * kpbii gen et Nachlaßbehandlung ber Ausländer in Oeſterrei En 
Sr . 187 . 

— Bolänbiges Sach⸗ und Auchfchlage Regifer 2 zu ſammtlichen Sanbes- 
geiles lättern der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und —— von deren 
Beninn 1849 bis sum Jahre a nad) Materien chronolo a ggenebnet. 5 Bänbe. 
und Ergänzungöband. 1873-18 bgeſetzter Preis 2 fi. 

— Bolflandiges Sach- und Kadfcifage- Regifter zum öflerseichifchen 
Neichsgefehblatt von veffen Beginn 1849 bis zum Shlufie des Jahres 1880, 
nah Materien Jah dbe fi eorbnet, mit einem 10,000 Sch —— umfafl affenben 
alphabetijdien „Inder lämmtliche Bände des Merr. chageſetzbla von 

erte und vermehrte Auflage. 
1881. — — 2 vw gr. * in "Seinidand een 4 fl. 60 fr. 


‚Dr. for. Ritter von, Schrbug der Antionalöhonomie. 3. um: 
gearbeitete Auflage. gr. 8. 1887. (XV, 457 ©.) Sf. 


Steinbady, Dr. Emil, Die Reöfchenniniffe des Publicnms. Kin Bor- 

trag, gehalten im Wiflenfchaftt. Club zu Wien am 10. Jän. 1878. 8. 1878. (56 S.)40 Tr. 

— Aeber Ligenthuri an Briefen nach öſlerreichiſchem Rechte. Bortuog, 

St tn der Juriſtiſchen Gefellihaft am 11. März 1879. gr. 8. 1879. (84 ©.) 40 Ir. 

ie Stellung der Verſicherung imPrivafredite. Bortrag. 8.1888. (40 6.) 50Tr. 

— Sommentar u ben Geſetzen vom 16. März 1884 über die Anfechtung ton — 

hanblungen, weiche das Vermögen eines sahlungbunfäßigen Schulbner betreffen, un 

über bie Abänderung einiger Beftimmungen ber Concursordnung und bes alone. 

verfaßrend. 2. Aufl. 1884. gr. 8. (180 6.) ı fl. 60 k. 

in englifche Leinwand gebund en af. 

— Das ee vom 10, Suni 1887 betzeffend die Man u begiehungs- 
w es Erecutions ereinbringu 

— —5 erängen. Dit — Bemerkungen. Se Geränderte et 


8. 1888. (93 ©.) 
— Erwerb und Beruf. Vortr. i. d. Wiener juriſt. Geſellſchaft. 8. 1896. (55 ©.) Pr K 
— Rechtsgeſchäfte der wirthſchaftſ. Organiſation. gr.s. 1897. J 188 ©.) 


Steinbad, Dr. Guſtav, Franz Deak. gr. 8. 1888. (78 ©.) 0 I 
— Die augerifchen Berfaffungsgeleße. ti. s. 1895. (IV, 1456.) 2. seolbiete und 


RX, Fran einer band ı fl. 30 Tr. 


elf Ritter v., Allgemeiner Bollfari das 8 ari 
N EICHE 
er ur n vert 
Belgien u.b. Schweis. ıc. 8. 1892. (376 6.) räge mit bem Dentien Rei A fr. 
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Stubenrauch, Commentar zum öſterreich. allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuche. 7. Auflage. Nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung, der 
Rechtſprechung und der Literatur, neu bearbeitet von Dr. Max Schuſter v. Bonnott 
und Dr. Karl Schreiber, unter Mitwirkung von Dr. Aug. Kalus. 

Ericheint in 24 Heften & 50 f 

Fzurek, Barl, LT. Besirkärichter, Dienf-Anterricht für Gerichtsdiener 
und Gerichtsvollzieher. 8. 3. Auflage. 1884. (VIII, 187 ©.) cart. 1fl. 

Tezner, Dr. Sriedr,, gur Lehre von dem freien Ermeflen der Berwaltungs- 
en als Grund der Unzuftänbigleit der Berwaltungsgerichte. gr. er „ieee. 

en 

— —* des öſterr. Adminiſtrativverfahrens. gr. 8. 1806. RyL, 538 ©.) 

r. 

— Pofitifche Bildung und Pafriofismus. 1897. gr. 8. (74 ©.) 60 fr. 

Chan, Dr. Gg., k. k. Minifterialrath, Pas hanfirwefen in Oeflerreidi. 

Mit — der amtlichen Quellen dargeſtellt. gr. 8. 1884. (VIII ‚186 ©.) 1 fl. 20 ir. 

— Pas Mal- uud Gewichtswefen und ber Aihdienfl | in Oeſterreich. 
(S. Manz'ſche Taſchen⸗Ausg. ber Geſetze, Band 

— Das. Danpfäcfeime en in Oeflerreid. ©. Separate Busunen der Geſetze 


Chery, Edmond, Die Internationale Bährungsheife, Eine Unterfußung 
über bie Wirkungen bes Sifberfalles. gr. 8. 1895. (179 S 1fl.6 


Allinaun. Dr. D ouniuik, o. ler der —* an der 44 
ſchule zu — Das —— ahren. Nach dem Geſetze vom 27. April 
—— t mit beſonderer wer des Bebürfniffes 
ie 2. —Ee Auflage. gr. 8. 1878. (IV, 184 1 fl. 60 ke. 
Bingen, Dr. Joſ., k. k. Profeffor, Aeber die wiſſenſchaftliche Behand- 
ung | bes 6 err. gemeinen Privafrehfes. Eine Antrittsrede, gehalten an ber 
Be chule den 8. October 1854. gr. 8. (83 ©. 85 fr. 
ie E Fi jr ihrer welthiflerifchen Eutwihfung. Ein Beton, aut 
Ehklofop chichte. gr. 8. 18 1, 168 & 
— Per Entwurf eines bürgerlichen Gefehbudes für das aid Sahfer en 
mit bejonberer Rädficht auf das Öfterreichteie allgemeine bürgerlihe Ge bu ber 
ſprochen. gr. 8. 1858. (XIV, 288 ©.) 
— Bur Reform der Wiener Mriverhfät. Ein Botum, erftattet in der Siam bes 
Unterrichtsratbes am 29. December 1865. 8. 1869. (IV, 42 ©.) 50 kr. 
— Die Verlaffenfhaftsahhandfung in ehercei. 0 Ein Botum für beven Auf⸗ 
bebung. gr. 8. 1862. (VI, 310 ©.) (Vergriffen fl. 50 
Vargha, Dr. Inlins, Docent an ber f. *. nniverſitat in Graz, Die 


Bertheidigung im in Ziraſſachen, hiſtoriſch und dogmatiſch dargeſtellt. gr. A 


in Beinoand gebunden. 7fl. 
Vesque von PBüttlingen, Dr. Joh. Freiherr, Kandbuch des in 
Oeflerreih-Angarn geltenden internationalen Privatrecites mit beſonderer 
Deritfichtigumg des Staats⸗ und Völlerredites. 2., vermehrte und verbefierte au 


(XVI, 660 ©. 
— Geberit der öerreiäifgen —— ſeit — Thereſia ‚is 
Hiftorifchen 1 Erläuterungen. 8, er > VI 460 erste Mer on 
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Vogl, Dr. Auguſt, Rahrungs- und Genußmittel aus dem Pflanzen- 


reiche. Anleitung zum richtigen Erkennen und Prüfen der wichtigſten im Handel 
vorkommenden Nahrungsmittel, "Genußmittel und — mit Hilfe des Diifcoftopen. 
Mit 116 Holsfchnitten. gr. 8. 1872. (VIII, 1 

— Die gegenwärtig am häu often vorkommenden Berfälfchungen und 


Berunreini gungen. des Mehles und beren Nachweiſungen. Mit 2 Zofeln 


und 11 Holzſchnitten. gr. 8. 1880. (10 ©.) o kr. 
Mad, Dr: Adolf, Die Aündlichkeit im öſſerreich. Sivifproceßgefe 
Entwurfe, gt. 8. 1896. (71 ©.) 90 Fr. 
Waldner, Dr. Victor, Pie correnle Solidarität. gr. 8. 1885. „(a 


PU aller, Dr. Guſt., Sfreiffragen aus dem Internat. Eipitproceßredite. Unter 
aa „erhdichtigung der neuen öftere. Givilproceßgefete. gr. 8. Fr 
u . 2 


Mengeiger, Bajetan, Pie dreißig Jahre der Landwirthſchaft. s. aaa. 


Weigelaperg, ©. von, Sompendinum der auf das Gewerbeweſen 
Bezug nebmenben Gefebe, Berorbnungen und fonfttgen WBorfchriften. 8. erweiterte 


Auflage mit Nachträgen. gr. 8. 1897. broſch. 9f. 10 kr. 

gebunden in Leinen 9N.70ok. 

Werunsky, Dr. Emih Defterr. Reichs und Rechtsgeſchichte. Bteferung 
und 2. gr. 8. 


Weolski, Dr, Das Indiratensud des k. 6. Berwaltungsgerichte ofen 
enthaltend ſämmtliche, von dem genannten Gerichtähofe in Berwaltungägegen ander 
een Beiitägrunbfäge in überſichtlich⸗ organiſcher Sufammenftellung. I. 


elegant in Leinen gebunden “N. 80 Kr 


Zechner, griedra eitſaden für den Anterricht im öfferr. Bergrete. 


gr. 8. 1890, 


Zeitſchrift, Yunismatifche. Dis jetzt ef tenen 23 Jahrgänge. 1869— 1891. 
.. Herausgegeben von ber Numismatiſchen Geſellſch Aa Wien. Jeder Jahrgang. mil 
zahlreichen Holzichnitten und lithogr. Xafeln. gr. 6 fl. 


Shifyman, D Dr. Iof., Das Eherecht der enlaliſchen Kirche. gr. A 


Zſchokke, Dr. Herm,, Der dogmatiſch-ethiſche Lehrgehalt der aft- 


teffament. Weisheitshüder. gr. 8. 1889. (VIII, 231 ©.) 2 fl. 50 &. 


. Burker, Dr. Alois, Aprise und loial enquöte. 1837. 8. (VIIL,1606,) 2 ii. 


— Meber die Behandlung der verhrecher iſchen und arg verwahrloſten 
Jugend. 8. 1894. (108 ©.) 60 Tr. 


.e_ — 
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Sammlung 





Civilrechtlichen Entf Heidungen 


I. Band. 
II. Band. 
III. Band. 
IV. Band. 
V.Band. 


VI. Band. 
VU. Band. 
VII. Band. 
IX. Band. 


X. Band. 
XI. Band. 


XI. Ban. 


XIII. Banb. 
XIV. Band. 
XV. Band. 


bes 


k. k, oberſten Gerichtshofes. 


Begonnen und herausgegeben von Dr. 3. Glafer, 3. Unger, 9. v. Malther, 
fortgefegt von 8. Pfaff, v. Schey, Arupehy. 





— gr. 8, 
2. Aufl., entd. bie Entideib. 
Nr. fl. 4 


2. Juſ, ent bie Enkiein, 
Nr. 495—104. fl. 4.20 
2. auf, + enth. die Entſcheid. 
1045—1449. fl. 4.20 
2. — . enth. bie Encche 
Nr. 1460 - 2076. 
2. Aufl., enth. en he, 
Nr. 2077—2713. fl. 4.20 
2. Aufl., enth. die Entſcheid. 
Nr. 2714—3226. fl. 4.20 
2. Aufl., enth. die Ente. 
Ir. 32287—3641. fl. 3.— 
3. Aufl., enth. bie Entieib. 
Nr. 3642 —4003. fl. 4 
2. Aufl., enth. Die Grit 
Nr. 40044420. fl. 8 
2. Aufl, 7 Enid. die Ente, 
Nr. 4421—4822. fl. 8.60 
2. fl, enth. die Entſcheid. 
Nr. 482835210. fl. 3.20 
2. Aufl. „entb: die Entfcheid. 
Nr. 5211—5583. fl. 4.60 
2. Aufl., enth. die Entſcheid. 
Nr. 55845964. fl.4.— 
2. Aufl., enth. die Entideib. 
Nr. 59656336. fl. 8 
8. Aufl., enth. die Entfceid. 
Nr. 6837—6768. fl. 4.20 


geb. 


e 


XVI. Band. 2. Aufl, enth. die Entibeib. 


6769— 7267. fl. 4 


XVII. Band. 2. Juf ‚ enth. bie Entjäch. 


72687791. fl. 4 


XVIII. Band. 2. Juſt, enth. die Eytſcheid. 


Nr. 7792—8230. fl. 6.— 


x. Band. 2. Auft., enth. bie Entichen 


Nr. 8231- 8817. fl. 5 


XX. Band. 2. Aufl., enth. bie —2* 
Nr. 8 fl. 4 


8818— 9240. 


XXI. Band. 2. Aufl ., enth. bie —3*— 
6 


9241—9820 


XXII. Band. * Fa ., enth. bie Entjgeib. 


9821—10363. 


r. 
XXIII. Band, enthaltend die —2* 
6 


Nr. 10864—10878 


XXIV. Band, enthaltend die Entijeidung. 


—11387. fl.5.— 


XXV. Band, enthaltenb die Eniſcheidung 
Nr. 118 


88—11974. fl. 6.50 


XXVI, Band, ‚ enthaltend bie Enti@eibung. 
.6.— 


11975—125 


XXVII. Band, enthaltend bie Enffdjeibung, 


12585—13075. fl. 6.— 


r. 
XXVIII.Band, ‚ entfaltend bie icheidrns 


13076—13 


XXIX. Band, enthaltend die Ontielbung. 
63. fl. 6 


3551—140 


Nr 
XXX.Band, enthaltend die Enffejekbung. 


Nr. 14064—14541. fl. 5.20 


Mit den Verzeichniſſen der Gefetesftellen und den ſyſtematiſchen Regiftern. 


Jeder Band iſt einzeln zu Diefem Preife zu Haben. 
Sortfeßung unter der VYreſſe. 
(Ging aus dem Verlage von Carl Gerold's Sohn in den unfern über.) 
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Allgemeine ei an 


55* ſche — 7 
Veulſchen — — in Prag 


egeben von 
Dr. Dominik Allmaun, Dr. 1. Öfto Franfil, Dr. Auguſt Finger, 
Brofefioren an ber deutſchen Univerfität in Brag. 
Mennunbiwangigfisr Band, Der neuen Folge 12. Band. 
Preis bes completen Banbes von 4 Heften 2 fl. 50 Tr. 


Oeſterreich. Beitfehrift für Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 

1897. XXX. Iafrgang. Erjcheint jeden Donnerstag. 
Nedaction und Admin ation: Manz'ſche E.u.t. notre 8-n.Univerfitäts: 
Buchhandlung in Wien re t. 2 c0o-Zufenbung 
in’3 Haus oder in bie  Hrosinaen jährlich 5 En Die Ausgabe 
mit den Grkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgeridhtshofes er: : fl. = 18 Marl. 


Oeſterr. Zeitſchrift für Berg- und Hüttenwefen. 


Unter Mitwirfung hervorragender Fachmaͤnner herausgegeben von 
n8 Höfer und C. von 
0.5. Prof. berk.!. Berg-Alab. in Leoben. k. k. Oberbergrath zc. 
1897. ZZXXV. Daßrgang. 
Erſcheint jeden Samdtn a8: 
Preis mit Seonco-Qufenbung in’3 Haus ober in bie Frovinzen jaͤhrlich 
2 fl. — für dad Ausland 24 Mark 


Berg: und Hüttenmänniihes NER 


der k. t. Bergatademien zu Leoben und Prfibram und 
der k. ungar. Bergatademie zu Schemnitz. 
Redaction 
Hans Höfer 6. von -Ernfi 
0. d. Brofeflor ber k. k. Berg⸗ k. k. Oberbergtatb, Bergwerks⸗ 
akademie in Leoben. Prod.⸗Verſchleiß⸗Director in Wien. 


Jahrgang 1897. Erſcheint in 4 Heften unter Beigabe v. lithogr. Tafeln. 
Mbonnement pro hart fl. 60 4 "ro Semefter 8 fl., ans Pe fl. | 








Manpide Separat- Ausgabe der Öflerr. Gefehe 1897. 


1. —“— — ‚die, vom 25. Der. 1868 u. das Kr v.16. März 1884 
en einfchlä efehenunb Verordn. ben fägl. Enticheid. des Ob. Gerichtsh. 
2 oda, Nachlihlogeregifter. 4. verm. Aufl. U. 8. aaa! rin, 147 ©.) 60 fr. 


8. —— — die. Mit allen einfchlägigen Geſetzen und Berorbnungen. 
iffen e3 WBertwaltungägeriät Hofes und mit alphab. und Gronolog, 
Benifter. 5. ben nebrte und ergänzte Auflage. TI. 8. 1892. (m 446.) 1fl. 20. 


8, Rotariatderdnung, die, vom 25. Juli 1871 fammt ben ergänzenden unb er⸗ 
äuternden Geſegen und Berorbnnungen, unter An geinſch er Entjifeibungen 

j Fer Oberſten Gerichtshofes. 11. verm. u. ergänzte Aufl. FI.8. 1896. 0 fr. 
4. Vrehsefe, diterr., hZ 4. Decbr. 1862, fammt ben Inftructionen zum Bolluge 
desjelben. 83. Aufl. 1899, 60 fr. 
6. Brivilegiengeſen, Würden, Tuferfupge ieh, Dan ‚Hau auftepatent, Geſetze Aber andels⸗ 
agenten, Handelskanimern, über Vereine und mmlungen, bonn ber 8 A erungs⸗ 
anſtalten, Erwerbs⸗ und a toicpaftd enoffenfgaften. t allen nadjträ n Ber: 
orbnungen, den Erfenntniffen des Berwal tungägerichtäbofe® und — 
Regiſter. 10, ergänzte und vermehrte Auflage. 1884. (IV, 248 ©.) 90 fr. 

Sb, Geleh vom 11. Kammer 1897, betr. ben Chus von Erfindungen (Batentgee) 
Mit einem Anhang, enth. Erläuterungen aus den Materialien und einem Sad)» 
regiſter. 8. 1897. (144 ©.) 70 fr. gebunden 1 fl. 

6 voteſtauten⸗Seſen. Das taiſerliche Batent vom 8. April 1861, Die Verfaſſung 
er edang. Kirche v. 6. Yänner 1866 und bie Motive ber Übleh nung einzelner 
Punkte der Verfaſſungsvorlage ber Generalſynoden. kl. 8. 1876, ‚12 ©.) 40 fr. 


7. Bereindreht, Geiehe, über das, vom 26. November 1852 und 15. November 1867 

a3 Geieh über ba3 Berfammlungsrect. vom 15. November 1867 nebft 

den I 1 Bee efegen ergangenen Verordnungen, Erläffen und Entjelbungen von 

tih Tezner. 2. Auflage. TI. 8. 1894. (VI, 158 ©.) ok. 

8 Berfahren außer treitia en, das, nad) d. kaiſ. Bat. v.9. Aug. 1854, bar bie 

Be men er Topeserflärung u. Amortifizungb. Urkunden nebit e. Und. 

Mitwirkung d. Semeinden u. ihrer Borfteher bei Rechtsangelegenb. außer 

—— — und Mittwirhung der Berichte bei Bemeſſung u. Einhebung der Bertaffen® 
ſchaftsgeb.) Mit alph.u. ron. Regifter. 12. Aufl. ki.8. 1896. (IV, 4606©.) 1f1. 40 kr 


9. Grieche und Beroriuungen über Das eibilgerichtliche Denontenweien und 
Bie gemeinichaftlihen Wailencaflen. 12. Aufl. Fl.8. 1896. (V, 1996.) 60 

10a. Bechſelordnung, allgemeine. Stämpel und Gebühren in Wechſelſachen. * 
allen nachträglichen a und ben grunbfäglihen Entſcheidungen bes 
b Gerichtshofes. Dritte Auflage. kl. 8. 1895. ©. 20 fr. 
10b, u FA Sanneiöselenbnn 5 vom 17. Dec. 1862 fammt dem Einfüheungs: ⸗ 

gib (Schul-Auägabe.) 1888. cart 75 
11, cigpBo Üstanigeieh,. — Puh das Geſetz vom 2. — 1888 abgeänverte 
und ergänzte, vom 9 und bie Der erlafjenen D Brungs-Vers 
en Nebſt einer —2 Me virung bes Reuen Se-Boltaidul. 

. uflage. 

2. Ginnnartieeun * das Bam n. Da 1879 fammt der Durchführungsvor⸗ 
ſchrift und dem Be eb, bat, vom 1879. j 103 ©. ara 50 tr. 
18/14, Gele und —— * ber bie Evidenzhaltung bed Grund 
ſtenertataſters vom 23. Mat 1833. Mit erläuternden Notizen aus bem Motiven 
berichte 2c.2c. El. 8. 1883. GB u. 74 ©.) je 80 kr. 
15. Gelege, bie, vom 7. Juni 1888, bebzeffenb bie Sufammenlegung (Goms 
maffetion) Iandiwictbigaftlicer Grundküde, die Bereinisung bes 
Waldlaudes von fremden Gucladen unb bie Nrrondirung der Wald 
grensen, die Theilung Bemeinihaftliher Grunpdftiide und die Regulirung 
der icrze begäglien Benügungs: und Berwaltungsrente, Mit alpha⸗ 
12. Banetdnung fe Die 5 f. Meiffgaupt: und Di Geich vom 
. Banerduung für die upt⸗ und Mefidenzftabt Wien, vom 
17. Jänner 1883. 81.8. 19884. (Vergriffen. — Sep.⸗Ausg. Rr.46b.) 
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18. Bauordnung, die, für das Band ‚Niederöfterrei (auber Wu) Hilfs 
Handh ung und ine Anwendung ber daran Bezu ug ba Benben Geſetße unb oe 
Iheiften von Eid Graf Sielmangegg. 3. ergänzte u. verbefierte Auflage. EI. 8. 1894. 
22 ©.) 80 fr. Leinwand gebunden 2 fl. 10 fr. 
19a. —— die, des ariberrosthume ———— inter Der Enns. 
, & oftematifch zu ammengeftelt und mit alphabet. und chroͤnolog. Regifter beziehen. 
m 8. VII, 681 ©.) 2 fl., in Leinwand gebunden 3 fl. 50 


19%. —— —“28 Herausgegeben von Areißerr von Sock. z 
1. Bänden. 1 andesderfaffungsge eße — Bemeinbegefebe. (Zu. 2371 ©.) 1 ie 


2. Bändchen. Gemeindeftatut für Wien. 
(Fortſetzung unter der Brefle). 


20, Bansrännn ‚dienen zRiederd egtauöge be.) Geſen v.17. Jänner 
ı 2.8. nr. en. ir einem ne Regi er. fl. 8. m — eur 
32, —— — bie für ana —S —* unter ber 


.8. ‚2 . 
26, Laudesgeich, das nieberöfterr., vom 20. Jänner 1888, de M makregele zur 
Hebung Ber Fiſcherei in den Binnengemäffern und bie leg ee 


37. Weg, Brüden- und Büprten aushvorigeiten, bie, Bi ** der Be⸗ 
ftimmungen über die Br ng y Fuhrwerkes die Berpachtungen, Behandlung 
der Gautionen, Einheb authgebühren in Werarial-Regie und in Seques 
ftration. Bon $. J. —2— 8. verm. u. verb. Auft. kl. 8. 1885. (IV,1115.) 80 * 


28. Staatsverträge, die, twegen gegenfeitiger Wuslieferung von Verbrecher 
ſamumt den darauf Bezug habenden Verordnungen. FI. 8. 1885. (IV, 121 ©.) 40 kr. 


29. Rechtsnormen die, über Den Verkehr der LT. öfterr. © te mit aus⸗ 
wärtigen Behörden in Eivilrechtö-Angelegenheiten. 81.8. 1885. (IV,1446.) 50 Tr. 


80. Anpoeoteubranung, bie, vom 6. Juli 1868, fammt dem Disctplinarflatute, ber 
Geſchaͤftsordnung ber nieberöfterr. Adnocaten!ammer, den Statuten des juribifchen 
Boctoren-Bollegtumd und der damit verbundenen Witwen- unb Watjenfocietät und 
den den Advocatenftand betreffenden Stiftungen. U. 8. 1885. (169 S.) 75 Tr. 
81. Die VBorfchriften über Reichsvertretung und Reichſrathswahl. Nach dem 
neuelten Stande ber Gejebgebung zufammengeftelt. Mit Regiftern. 1897. 
(IV u. 108 ©.) 60 fr. gebunden 90 kr. 
32, Gefegen. Berordunnsen 1 bevban Bufferzeht tür Büpmen, gritden einfl ig. 
Entjcheidungen d. Reihägeri chtes d. Oberften Berichtähofes, bes Verwaltun ts⸗ 
hofes und der Minifterten. Mit einer lith. Tafel. kIl. 8. E86, (VI, 150 Y 80 fr. 
34. Geſetz vom 11. April 1889, Nr. 41 R. G. B., betr. die Ginfübrnns eines neuen 
Behrgeſetzes. 1. 8. 1889. (84 ©.) 20 fr. 
85a. Entiociaungen von Bebörden und sutagtlide Seuherungen Über ben 
Umfang von Gewerberechten. Enthaltend die Entjcheidungen 
‚eu plement zu, allen Yusg aden der Gewerbe Dehnung HL. 8. 1886. —* &) ” 1 


berften 
hofes, des —— —*— ofes u.d. Miniſterien. 1.8. 1886. (IV 01 5) S0tr. 
über Mänge, Bapiergeid und Seh Inngen. 
—— der bezüg lichen ungar. Gefeg-Arti en Ende 
on Ignaz Sruber. TI. 8. 1886. VL. ki 1 f.-20 kr. 
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er 


38. Rasträsc gun Bereneien, za Band der Manz'igen Taſchen — 


Ba” ebene —8 — "(oa en E J 
. Bat akut — >, fammt en Gerzu erfioffenen maunciveriaceh 4 





Auflage. 
41! Gefch d. 28. Der. 1887, betr. bie Unfalinerfihern: nn. Brantenserkörs 
er -< gen. 6. Ausg. 80 e “ ’ 
an mi Foiatenanb Warzen net ö 
442..Mu Geund_des Beireffenb bie - 3 
zu ‚Fran des Gefhet „a \ 
44b. Wi m. 8. 1888. ga 6.) 20 fr. " 
440. &ta Aut, Yutminse ndgcbe. 20 Fr. 3 
45. Mn : aa —— 
und Sfr. * —* 


46: eleße * — en für Wien. 1890. 1. 
# Dasjelse. 3. deft. — Bien, 3. ei. —E 8 ) 8 
925 —2— 5. 
Speborigriften, Eine Sammlung Marne Be oebmungenu, Roma 
Item, Sie Sammlung } —* 1.8. 1891. (V1,1436.) 60fr. 
ber bi Gegenftand 
— av, BEE —3 








894. M.8. (XVI, 1520 & 
eselung der Sonu-u. eietensrupe 


aprube i im Gemerbebetsiche im Eraber- 











8 h Hesbegngtken Geſete und Berorbmunge, | 
s.6 die vegiffrierten Gilfölaflen, ıc * i 
— —E ——A— und Gyr \ 
so. a bein Einfügeungs-efe- Er 

f se 97. Nobember 1898, Nr. 217 R. & 3 

2 i 






2 f. 30 
Webeberreit an Werten der, —— 


R ti. 8. 1896. 
, a 2, Pictograptie, Yin Dr. von — — 
57a, Bollzugsho: jun Ge 6, beirefienb bie 
— — 
Dib. dadſeibe. 2. Heft, „we der Unternehmen, ID 
Befäätigungen ac. mebft ei Tu yore Yin &) vw 


(De in der Beißenfofge feßfeuden zn N — 
Eur ON 





